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Vorwort 





Ich übergebe hiemit den dritten Band meines Buches bem 
Deutichen Volle. Der vierte und lebte Band wird bald nachfolgen 
und mit einem Regifter über alle vier Bände verjehen fein. 

Das Buch tft gut aufgenommen und in öffentlichen Blättern 
bereit mehrmahls empfohlen worben, zuletzt noch in der neuen 
Preufifchen Krenzzeitung vom 12. Juli 1870, Beil. zu Nr. 159. 
und in der Beilage zur Augsburger allg. Zeitung vom 6. Auguſt 
1870, Nr. 218. Auch Herr Profeflor Hegel hat es beiprochen in 
der hiſtoriſchen Zeitſchrift von Sybel. XXIV, 1—21. 

Wiewohl es nun nicht in meiner Art iſt auf ſolche Anzeigen 
zu antworten. Ich pflege ſie zwar zu berückſichtigen, und wenn 
ich es für nothwendig halte, gelegentlich zu beſprechen. Auf eine 
directe Antwort habe ich mich aber bisher nicht eingelaſſen. Im 
vorliegenden Falle muß ich jedoch hinſichtlich Hegels von meiner 
Regel eine Ausnahme machen, theils wegen der Bedeutung des 
Mannes, der als Hauptkenner des Staͤdteweſens gilt, theils wegen 
der Art und Weiſe wie er mein Buch angezeigt hat. 

Herr Profeſſor Hegel beſpricht nämlich mein Buch, d. h. den 
I. Theil, der nur noch die Einleitung enthält, in einer offenbar ge⸗ 
reigten Stimmung, welche ich wenigitens nicht veranlaßt habe. 

x 


IV Vorwort. 


Denn ich habe von ihm bet jeder Gelegenheit immer nur mit jener 
Achtung und Verehrung gefprochen, wie e8 fich bei einem Gelehr⸗ 
ten von feiner Bedeutung ſchickt, und wie ich e8 einem alten Freund 
ſchuldig war. 

Nach feiner Darftellung ſoll ich nun nichts weiter gethan und 
gefagt haben, als: „Die Stabtverfaffung, das tft der Anfang und 
„das Ende der ganzen Ausführung des Autors, ijt allein aus der 
„Dorfmarkverfaffung entjtanden und aus den Markvorftehern iſt, 
„vie in den Dörfern ber Dorfvorftand, fo in den Stäbten ber 
„Stabtvorftand und Stabtrath hervorgegangen.” (p. 10.) Dann wirft 
er mir, und zwar zu wieberhoften Malen vor, daß ich feine Abhand⸗ 
lung in der Kieler Monatsichrift und auch die Sammlung ber 
Deutſchen Städtechrontfen nicht berücichtiget habe. (p. 9 u. 14.) 
Mas nun feine Abhandlung in der Kieler Monatsichrift betrifft, 
fo muß ich leider befennen, daß ich fie nicht gefannt babe, und ich 
bezweifle nicht, daß ich daraus Vieles hätte Iernen Finnen. Indeſ⸗ 
jen ift denn doch diefe Unkenntniß für den vorliegenden Fall Fein 
jo großes Unglück gewefen, wie Segel meint, indem er ja felbit fagt, 
daß er meiner Meinung ſei und mir nur vorwirft, daß ich mit 
Seinen Waffen feine frühere irrige Anſicht, nur etwas weniger 
vollſtändig, widerlegt habe. Wobei ich mich nur gegen die Beſchul⸗ 
digung verwahren muß, daß ich diefes mit feinen Waffen ge: 
than habe. Denn ich pflege niemals mit fremden Waffen zu Täm- 
pfen und habe es im vorliegenden Falle um fo weniger gethan, als 
ich ſeine Abhandlung heute noch nicht gelefen Habe, alſo feine Waf- 
fen Heute noch nicht kenne. Was aber die Benukung ber Staͤdte⸗ 
chroniken betrifft, fo tft der gemachte Vorwurf völlig ungegründet. 
Denn id) habe die jehr tüchtigen Arbeiten von Hänfelmann, Frens⸗ 
borff und von Hegel jelbjt ſämmtlich benüßt, wie die folgenden 
Eitate beweifen, die mir gerade in die Hand fommen, 3. DB. über 
Braunfchweig (B. II, p.28, 121, 141, 646 ff., III. p.532 u. 535), 
über Augsburg (II, 561 ff.), über Nürnberg (II, 644.) und auch 
über Straßburg, wiewohl ich das Buch erjt erhalten habe, nach: 
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dem ich mein Mpt. ſchon zum Druck abgegeben hatte. Daß aber 
Hegel bei ber Beſprechung des I. Bandes (der Einleitung) ſchon 
über das ganze Werk abfpricht ift nicht meine Schuld. Auch war 
der 2. Band, wie ich weiß, bereits ſchon gebrucdt, als feine Anzeige 
noch ungebrudt dalag. Er hätte bemnad möglicher Weile noch 
fein Urtheil ändern Tönnen. Es beweiſt biefes- eben nur, zu meinem 
großen Bedauern, bie gereitte Stimmung meines Freundes. Und 
weiter wollte ich hiemit auch nichts jagen. 

Was nun die Hauptfache betrifft, jo behauptete ich und be- 
haupte es noch, daß bie Städte aus Dörfern hervorgegangen find 
und baher bie Grundlage der Verfaffung bei beiden urjprünglich 
diefelbe, nämlich eine Markenverfaſſung, geweien ift. Ich behaupte 
nicht, wie mir Hegel in den Mund legt, daB die Dorfverfaflung 
der Stäbteverfaffung als Vorbild gebient habe. (p.4.) Denn bie 
Anfänge der Ortsverfaflung, bei den Dörfern wie bei den Stäbten, 
reicht nachweisbar bis in die fränfifchen Zeiten zurüd. Es Tann 
benmach weber die Stabtverfaffung der Dorfverfaffüng noch umge: 
fehrt die Dorfverfaffung der Stabtverfaflung als Vorbild gedient 
Haben. Da jedoch beide biefelbe Verfaflung zur Grundlage gehabt 
Haben, fo hat offenbar derſelbe Grund bei den Einen wie bei den 
Anderen zu demfelben Refultate geführt. Auch bie alten Stäbte 
hatten nämlich ſchon zur fränfifchen Zeit eine Stadtmark, welche 
theils unter die Einwohner getheilt, theils in ungetheilter Gemein- 
Schaft, als gemeine Mark, beſeſſen worden if. Jede gemeine Mart 
mit den damit verbundenen Marknutzungen fett aber als Grunds 
Inge ver Verfaflung nothwendiger Weile eine Markgemeinde (eine 
Markgenoſſenſchaft) voraus, wie wir fie in früheren und ſpäteren 
Zeiten bei allen ungetheilten gemeinen Marken, bet den großen wie 
bei ben Tleinen Marken, insbeſondere auch ſchon zur fränkiſchen 
Zeit in Straßburg, Worms, Mainz, Köln, Regensburg, und in 
anberen alten Städten finden. (I p. 200, 202, 208, 211 u. 214.) 
Auch gibt Hegel die Analogie von Dorf und Stabt und bie 
Identitaͤt der urſpruͤnglichen Dorf: und Stabtmarkverfaflung im 
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Allgemeinen zu. Er will fie jedoch nur als Erftlingsgeltalt bes 
Städteweiens und nur fo weit bie Dorfverfaffung durch bie gemein- 
fame Feld», Weide: und Waldwirthichaft bedingt wurbe, gelten laj- 
jen. (p. 3—5, 10 — 11 u. 20.) Allein mehr ift ja auch von mir 
nicht behauptet worden. Denn auch die alten Dorfmarfgemeinden 
hatten feine größere Kompetenz. Es entfteht demnach nur bie Frage, 
wann und wie die Stäbte bie alte Marfenverfafiung, welche bei 
den Dörfern diefelbe war wie bei ven alten Stäbten, weiter fortge- 
bildet und fo nach und nach eine neue Grundlage ihrer Verfafjung 
erlangt haben. - 

In dieſer Beziehung wird nun von Hegel behauptet, daß 
feine ftrenge Scheidung zwilchen genofjenjchaftlichen oder Gemeinde- 
angelegenheiten und zwifchen Gemeindebeamten und öffentlichen Be: 
amten beitanden habe, und daß bie Schultheile und Decane bei 
den Langobarben, wie die Schultheife oder Tribunen bei ben Fran: 
fen Ortsvorſteher, zu gleicher Zeit aber auch königliche d.h. 
öffentliche Beamte geweſen feien. (p. 5.) Allein dieſe Behaup⸗ 
tung fteht in Widerſpruch mit aller Geſchichte und mit den Grund: 
ideen ber germanifchen Genoſſenſchaften. Die Gemeinden hängen 
nämlich mit den eriten Anfievelungen ber Germanen zujammen, 
Und die Grundlage der germaniichen Gemeinden war ungetheilte 
Gemeinſchaft von Grund und Boden, alfo Markgemeinſchaft. Die 
öffentliche Gewalt dagegen tit erft fpäter entjtanden. Denn urs 
fpränglic war ja alle Gewalt bei dem Bolfe Eine wahre von 
bem Volke unabhängige Tönigliche Gewalt, die man ſodann bie df- 
fentliche Gewalt genannt hat, bat fich erit feit der Eroberung ber 
römischen Provinzen gebildet. Und die Grundlage diefer öffentlichen 
. Gewalt war feine Markgemeinichaft, vielmehr eine Schutz⸗ unb 
Schirmgewalt, oder eine Vogtei. Die Annahme, daß feine ftrenge 
Scheidung zwilchen Gemeinde: und öffentlichen Angelegenheiten bes 
ftanden habe, widerfpricht demnach den Grunbideen der germantjchen 
Genoſſenſchaften und ber germanifchen Rechtsgeſchichte. Auch tft 
es unrichtig, daß die Schultheife, Decane und Tribunen bei den 
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Langobarden und Franken zwar Ortsvorſteher, zu gleicher Zeit aber 
auch Fönigliche d. h. Hffentliche Beamte geweſen ſeien. Denn man 
kann nachwetien, daß die Schultheife, die Decane und auch bie Tri- 
bunen, fo oft biefelben als Ortsvorfteher Tönigliche Beamte ge: 
nannt werben, in Königlichen Grundherrſchaften oder auf Fronhöfen 
bes Königs angeftellt, alfo wohl koͤnigliche Beamte, d. h. grund⸗ 
herrliche Beamte des Königs, aber Feine öffentliche Beamte wa⸗ 
ren. (orgl 3. B. L. Langob. I, 9, c. 16, I, 25, c. 20. I, 34, c. 
1. D, 9, c. 2, U, 17, c. 1, II, 52, c. 14. Capit. von 782, c. 7 
bei Pertz, p. 43. Meine Geſch. der Fronhoͤfe, I, 231—232.) Es 
muß nämlih auch bei dem König die doppelte Eigenjchaft eines 
Inhabers der öffentlichen Gewalt und eines Grundherrn unterjchie: 
den werben. Denn als Grundherr hatte er die Rechte eines jeden 
anderen Grundherrn. Er Tonnte demnach auch die Ortsvorſteher 
in feinen Grundherrihaften ernennen. Diefe waren aber ſodann 
bloß grundherrliche und Feine öffentliche Beamten. In jenen Grunb- 
herrſchaften dagegen, in welchen der König die Grundherrichaft 
nicht felbft hatte, konnte er auch Teinen Ortsvorjteher ernennen. 
Schon Eichhorn hat die Gemeindevorftcher für Hffentliche Beamte 
gehalten. Den Nachweis iſt er ums aber fchulbig geblieben. (Mein 
Buch J, p. 162.) Die Ortsoorfteher waren vielmehr, jo weit bie 
Geſchichte reicht, entweber genoflenjchaftliche oder grundherrliche, 
niemals aber öffentliche Beamte. Auch in fpäteren Zeiten noch 
bat e8 in den Städten nur herrichaftliche Richter und in manchen 
Städten einen Stabtmarfrichter, was jeboch meiſtentheils ber Ge⸗ 
meinbevorftand jelbft war, und nur fehr jelten einen eigenen öffent. 
lihen Richter gegeben, der aber nirgends der Ortsvorſtand wer. 
(IH, 324 u. 546.) Auch die Schultheife Decane und Xribunen 
bei den Langobarden und Franken waren in ben erjten Zeiten feine 
öffentlichen Beamten und daher auch Feine Stellvertreter der Gra⸗ 
fen. Erſt unter Karl dem Großen, nachdem fich bereits Vieles geän- 
bert hatte, hat fich auch dieſes geändert, wie ich dieſes Alles ineiner 
Geſchichte der öffentlichen Gewalt weiter auseinander zu ſetzen gebenfe. 


VIII Vorwort. 


Hegel behauptet ferner, erſtens daß im 8. und 9. Jahr⸗ 
hundert Straßburg, Köln, Mainz, Worms, Regensburg u. a. be⸗ 
beutende Handelspläße geworben feiern, an eine bloße Dorf- ober 
Stabtmarkverfafjung alfo nicht mehr zu denken jet (p. 10—11.); 
bann, daß die neuen Stabträthe und Bürgermeiiter nicht, wie ich 
glaube, mit den alten Ortsmarkvorftehern zufammenhängen, baß 
vielmehr lange bevor bie neuen Stabträthe ins Leben traten, jchon 
eine andere Verfaffung, die nicht mehr bie alte Stadtmarfverfal- 
fung war, beftanden habe, die alten Ortsvorſteher. .von jeher, ſeit 
aus den Dörfern wirfiih Städte geworben, nichts anderes als uns 
tergeorbnete Localbeamte gewejen jeten; und daß burch meine Auf- 
faffung die Hiftorifche Gontinuttät in der ganzen Entwicelung (bie 
Zwiſchen- und Uebergangsftufen) verloren gehe. (p. 10 — 12.) 
Wogegen ich mir jedoch Folgendes zu bemerken erlaube. 

Was zuerjt die alten Hanbelspläbe, welche in Barbowil, Er- 
furt, Forchheim, Magdeburg, Regensburg, Lorch u. a. m. bis ins 
7. Sahrhundert hinaufreichen (I, 282 ff.), und die Anflebelungen 
fremder Kaufleute feit dem 8. und 9. Jahrhundert in Speier, 
Worms, Mainz, Köln, Soeft, Bremen, Lübeck, Regensburg 
u.a. m. betrifft, fo Habe ich von ihnen weitläuftig gehanbelt (I, 
403—409), und auch bemerft, daß die alten Städte öfters jelbft 
Marktorte und Kaufftäbte genannt worben find. (I, 292.) Allein 
Einfluß auf die Ortsverfaffung haben die erften Anfiedelungen der 
fremden Kaufleute und die alten Handels- und Marktpläge nirgends 
gehabt. Die fremden Kaufleute (die Friefen, Fläminger, Walen, 
MWälfchen, Romanen, Lombarben, Slaven u. a. m.) fiebelten ſich 
nämlich ſeit dem 9. Sahrhundert, wie fpäter bie freien Zünfte, in 
einer und berfelben Straße ober in demſelben Stadttheile an, und 
gaben ver Straße oder dem Stabttheile, in welchem’ fie beifammen 
wohnten, ihren Namen. Daher die Friefenfiraßen, Waͤlſchſtraßen, 
bie Slavenftraßen, die Fremdenviertel (vici hospitum), die Juden⸗ 
gafjen und Judendoͤrfer in den alten Städten, und in den boͤmiſchen 
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und mährtichen Städten bie Deutfchenftraßen (vici teutonicorum), 
andermwärts die Deutfchen Viertel, und in MNegensburg der Römling. 
Wie andere Anfiedler jo erhielten auch dieſe fremden Kaufleute 
öfters Freiheiten und das Recht von ihren eigenen Landsleuten ge- 
richtet zu werden. Sie durften auch eigene Genoſſenſchaften bilden. 
Und in Wien wurden die Fläminger fogar ins Buͤrgerrecht auf: 
genommen. (II, 24 — 30, 254 ff., 268 ff. und 273 fi.) Einfluß 
auf die Umgeftaltung ber Ortsverfaffung erhielten fie aber in ben 
eriten Zeiten ihrer Anfievelung nirgends, jo wenig wie die freien 
Zünfte und die Judengemeinden. Sie ftanden vielmehr, wie bicfe, 
unter dem Ortsvorſtande, welchen bie Stabt, in welcher fie ſich nie: 
bergelajjen hatten, entweder althergebracht oder neu gebildet hatte. 
Wenn nun bie fremden Kaufleute feinen Einfluß auf die Umge- 
ſtaltung der Verfaſſung der alten Städte gehabt haben, jo Tünnen 
fie auch feine Zwiſchen- und Uebergangsftufe, wie Hegel will, ge- 
bildet haben. 

Dafielbe gilt aber auch von feiner weiteren Behauptung, daß 
lange bevor bie neuen Stabträthe ins Leben getreten feien, fchon 
eine andere Verfaſſung, die nicht mehr die alte Stabtnarkverfaffung 
war, beftanden habe, und daß die alten Ortsvorſteher, ſeitdem aus 
ben alten Dörfern wirkliche Städte geworben, nichts Anderes als 
untergeordnete Rocalbeamte geweſen feien, welche zuerſt unter den 
öffentlichen Beamten, den Grafen und deren Stellvertretern, ben 
Vögten und Schultheiſen, geftanden und fo einen Zwiſchenzuſtand 
zwifchen ber alten und der fpäteren Stabtverfaffung gebildet haben. 
Allein diefe Anficht ift offenbar unrichtig. Denn folche Zwifchen: 
und Mebergangsftufen haben nirgends beftanden. Schon ben An: 
fang und das Ende diefer angeblichen Zwifchenftation (—, feitdem 
„aus den alten Dörfern wirkliche Stäbte geworden" —) nachzu⸗ 
weiſen, dürfte Hegel ſehr ſchwer werben. Wie denkt ſich denn He- 
gel biefe von ben alten Dörfern verfchievenen wirklichen Städte? 
An welhen Merkmalen erkennt man biefe von ben alten Dörfern 
verſchiedenen wirflichen Städte? Wie unterfcheiven fie ſich von 
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ven alten Dörfern? Wie und wann find fie entftanden und ſodann 
— da fie eine bloße Zwiſchenſtation bildeten — wieder verfchwun- 
ben? Und welde Grundlage hatte denn die Berfaffung biefer in 
ber Zwifchenftation liegenden wirklichen Städte? Und wie unter 
ſcheidet fich ihre Verfaſſung von der vor und nad ber Zwifchen- 
ftatton entftandenen alten und neuen Berfafjung? Ich wenigfteng 
kann mir diefes Alles nicht Mar machen. 

Die Heimburger, Burrichter, Burmeifter, Eentner u. a. m. 
haben vielmehr von je her als Ortsporfteher unter den öffentlichen 
Beamten und in den grundberrlichen und gemifchten Orten ganz 
oder wenigftens theilweife unter den höheren grunbherrlichen Be⸗ 
amten geftanden. (I, 201, IH, 546.) Seit ver Vereinigung mehre- 
rer Ortsgemeinden und Vorftädte mit der Altitadt, und ſeit dem 
Steigen ber Gewalt der Landes- und Grundherrn in ben Städten, 
was zu Mal in den Bifchofsftäbten der Fall war, wurbe aber bie 
Gewalt der Ortsmarfheamten bejchräntt.e Und jo ſanken denn 
biefe inihrer Kompetenz beichränften Ortsmarkbeamten meiſtentheils 
zu untergeorbneten Localbeamten, hin und wieder fogar zu bloßen 
Boten herab, wie ich biejes von Straßburg (I, 200—201), Worms 
(I, 208—205), Speier (I, 205), Xrier (I, 209—211 u. 547), 
Mainz (I, 208 u. 547), Köln (DI, 97 ff.), Soeft, CO, 91 fi.) u. 
a. m. nachgewiefen habe. Ganz in derſelben Weife, wie dieſes fpä- 
ter auch bei den öffentlichen und grundberrlichen Beamten in ber 
Stadt zu gejchehen pflegte, indem 3. B. in Augsburg dem Burg: 
grafen ber Zutritt zum Stabtgerichte ganz unterfagt, bem Vogte 
aber feine Gerichtsbarkeit faft auf Nichts rebucirt worden iſt (II, 
413 u. 414), unb wie in Köln und Worms der Greve (ber alte 
Stadtgraf) und in Bafel der Vogt zu einem unbebeutenden Voll⸗ 
zugsbeamten herabgebrüdt, und in Baſel die Stelle des Vogtes 
zuleßt ganz abgefchafft worben ift. (III, 411 u. 549.) In anderen 
Städten find die alten Ortsmarkoorfteher gefunfen oder verſchwun⸗ 
ben, ohne daß bis jebt das Wann und das Wie nachgewiejen wer: 
ben kann. Der Grund ihrer Befeitigung und ihres Verſchwindens 
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ift aber offenbar derſelbe geweſen wie bei den vorhin erwähnten 
Städten. (I, 547—550, 565 u. 566.) 
Meiftentheils Fällt nämlich die Umgeftaltung des alten Stabt- 


markooritandes in bie Zeit der Vereinigung mehrerer um bie Alt: 


ftadt herumliegender Dorfgemeinden oder Vorftädte mit dev Alt: 
ftabt, oder in die Zeit des Steigeng ber Gewalt der Grundherrn 
in den Städten, zu Mal in den Bilchofsftäbten, in welchen bie 
Inhaber der äffentlichen Gewalt (die Bilchöfe) ihre grundherrlichen 
Rechte auszubehnen und bamit auch das Recht der Ernennung 
bes Stabtraths an fich zu bringen fuchten. Aber weder in bem 
einen noch in dem anderen Falle kann ein längerer Zwiſchenzuſtand 
zwiſchen einer angeblich alten und fpäteren Stabtverfaflung nach: 
gewiejen werben. Bei der Vereinigung mehrerer früher getrennter 
Dorf: oder Bauerfchaften und Vorftädte mit der Altſtadt war näms 
lich die Art und Welle der Vereinigung entſcheidend. Wenn bie 
früher getrennten Gemeinden zu einer einzigen Stadtgemeinde ver: 
einiget, der Altftabt alfo incorporirt wurden, dann war für bie 
incorporirten Gemeinden Tein eigener Ortsporftand mehr nöthig. 
Diejer wurde daher abgefchafft oder er hat fih ohne ausdrücklich 
abgeichafft worden zu fein, ftillichweigend verloren, wie dieſes in 
München (D, 84), in Heidelberg (II, 85, 111 u. 131), in vielen 
mit ber Altftabt Köln vereinigten Geburjchaften (II, 100) und in 
anderen Städten ber Fall war, in welchen bie alten Heimburger, 
Burmeifter, Burrichter u. a. m. fpurlos verfchwunden find. In 
anderen mit der Altftabt vereinigten Bauerfchaften und Vorftäbten 
behielt man den alten Vorſtand der Bauerfchaft oder der Vorftabt 
als untergeordneten Beamten bei und befchräntte nur feine Kom: 
petenz, 3. B. in Wien (II, 87), Soeft (II, 92 ff.), Köln (I, I6— 
110 u. 112), Grottkau (I, 85), in mehreren Stäbten der Marf 
Brandenburg (II, 85) u. a. m., vielleicht auch fchon In Straßburg 
bei ber Vereinigung der neuen Stabt mit der Altftabt (I, 200), in 
Speier bei ber Bereinigung von Altipeler und von drei anderen 
Vorſtaͤdten mit der Altſtadt (I, 205), und in Worms bet der Vers 


XII Vorwort. 


einigung der vier Dorfſchaften (Pfarreien) zu einer einzigen Stadt 
(I, 203). In manchen Städten, in welchen die alten Ortsvor⸗ 
fteher zu Boten herabgebrüct worden find, ließ man ihnen auch 
noch eine jehr befchränkte Gerichtsbarkeit in geringfügigen Sachen 
(IH, 584, 585 u. 596. Tronhöfe, IV, 475476). ebenfalls hat 
jedoch auch die fteigende Gewalt der Biichöfe in den Biichofsftädten 
mitgewirkt, indem dieſe ihre in einzelnen Theilen der Stadt erwor⸗ 
bene Grundherrſchaft über die ganze Stadt anszubehnen fuchten, 
wie diefes fchon jeit dem 11. Jahrhundert in Köln, Worms, Straf- 
burg, Bafel, Augsburg u. a.m. verſucht worben tft (I, 72 ff. 78 ff.). 
Wie in anderen Grundherrfchaften, fo fingen nämlich die Biſchöfe 
auch in Straßburg, Speier, Worms, Bafel u. a. m. an die Vor⸗ 
fieher der Markgemeinde (ben Stabtrath) felbft zu ernennen. Dies 
führte aber in allen diefen Städten zum Kampfe mit der Stadt: 
gemeinde, welche ſich das Recht den neu eingeſetzten und an bie 
Stelle der ganz oder theilwelfe befeitigten alten Ortsvorſteher ges 
tretenen Stabtrath zu wählen nicht nehmen laſſen wollten. In 
Straßburg, in Worms und in Bafel fingen die Bilchdfe auch wirt: 
ch an den Stabtrath zu ernennen. Ihr Recht dazu warb aber 
von den Stadtgemeinden beftritten, und nach kurzem Kampfe haben 
auch bie Biichöfe wieder das Wahlrecht ber Stabtgemeinben aner- 
kannt und nur gegen bie völlige Unabhängigfeit der Stabtgemein- 
den und gegen bie ohne ihre Zuftimmung vorgenommenen Raths⸗ 
wahlen weiter gefämpft (I, 173—177, 201—205 u. 601—604), 
Am intereflanteften war diefer Kampf in Worms. In dieſer 
Stadt iſt nämlich der erfte Stabtrath aus den Heimburgern der 
vier vereinigten Bauerjchaften (Pfarreien) hervorgegangen. Und 
noch am Anfang des 12. Jahrhunderts bildeten die 16 vereinigten 
Heimburger den Gemeinderath. Der Biihof führte den Vorſitz, 
drückte aber fchon im Laufe des 12. Sahrhunderts die Heimburger 
zu bloßen Boten herab und fing an den Gemeinberath felbft zu 
ernennen. Denn auch er wollte jich zum Grundherrn der Stabt 
aufwerfen. Dies. führte denn auch in Worms. zu fortwährenden 
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Streitigkeiten der Stadt mit dem Biſchof. Um nun die in ber 
Stadt geftörte Ruhe wieder herzuftellen, griff der Kaiſer bereits Im 
12. Jahrhundert felbft ein, fette die Stadt unter feinen unmtittel- 
baren Schub und fette zur Handhabung des Stabifriedens ein 
aus Stadtmarkgenoffen beitehendes Triedensgericht nieder, aus 
welchem fodann der Stadtrath hervorgegangen ift (I, 203—205 u. 
602—608). Bet allen diefen Umgeftaltungen des alten Stadtmark⸗ 
porftandes in einen Stabtrath war aber weber von einem längeren 
Zwifchenzuftande zwiſchen einer alten und einer fpäteren Stadt: 
verfaffung, noch überhaupt von einer Umgeftaltung der Stabtver: 
faffung felbft die Rede. Die Umgeftaltung und ber damit zu: 
jammenhängende Kampf bezog fich vielmehr nur auf die Vorſtand⸗ 
Ichaft und auf das Recht die neuen Borftände zu ernennen ober 
zu wählen. Die Grundlage der Stabtverfaflung kam dabei gar 
nicht in Frage. Dieſe blieb vielmehr nach wie vor die Stadtmark⸗ 
verfaſſung, wie ich dieſes durch eine Menge Stadtrechte und Ur- 
funden nachgewiefen habe (II, 191—221, 765—875, IH, 1 ff.). 
Die Grundlage der Stadtverfaflung ſelbſt (die Stadtmarkverfaffung) 
wurde erft fpäter bei bem Kampfe der Zünfte (der Gemeinde) mit 
den alten Gefchlechtern (mit der Altbüirgerichaft) angegriffen. Da- 
ber hörte die Stabtmarkverfafiung erft ſeit dem Stege der Zünfte 
auf die Grundlage der Stadtverfaffung zu fein (II, 723 ff.). Ebe 
ich jedoch weiter hievon rede, muß ich zuvor noch Einiges über 
die in den Städten vorgegangenen Veränderungen bemerken. 

In den alten Stäbten hat die Marktfreiheit und der damit 
verbundene freie Verkehr nach und nad) zu großen Veränderungen, 
zur perjönlichen und binglihen Freiheit und zu allen anderen reis 
beiten geführt, durch welche die Städte fih von den Dörfern unter: 
jcheiden, wie ich diejes im erften Bande dieſes Buches umftändlich 
auseinandergejegt "habe. Die erjten ftäbtiichen Freiheiten, welche 
nad und nach zu einer von ber Dorfverfaffung verichtebenen 
ſtaͤdtiſchen Verfaſſung geführt haben, reichen fchon in fehr frühe 
Zeiten hinauf. Eben fo auch die eriten Anfänge einer eigenthüms 
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lichen Städteverfaflung. Denn te reichen bereits ins 11., vielleicht 
fogar ſchon bis ins 10. Sahrhundert hinauf. Und bei biefem Leber: 
gang. der Dorfverfaffung in eine erweiterte Verfaflung der Städte 
fam es in vielen Städten, zu Mal in den Bilchofsitäbten, ſchon 
fett dem 11. Sahrhundert zum Kampfe (I, 171—177 u. 579--582). 
Die Grundlage der alten BVerfaffung (bie Dorfmarkverfaflung) 
wurde aber durch alle diefe großen Veränderungen und Kämpfe 
nirgends verändert. Die Grundlage ber Berfaffung blieb vielmehr 
in allen Städten die Markverfaffung. Die ſtädtiſche Verfaſſung 
hörte freilich auf eine Dorfmarkverfaffung zu fein. Die alte Dorf: 
verfaffung wurbe vielmehr zu einer ftädtiichen Verfafjung erweitert. 
Eine Markenverfafjung blieb fie aber nach wie vor. Die ftäbtijche 
Berfaflung tft demnach ganz naturgemäß aus der Dorfverfafung 
hervorgegangen, ohne daß von einem längeren Zwilchenzuftand 
zwilchen einer alten und einer fpäteren Stabtverfaflung bie Rede 
fein Tann. Der freie Verkehr in den Städten, ber zu fo großen 
Veränderungen geführt hat, hat nämlich auch zu Veränderungen 
in den ftäbtifchen Angelegenheiten, unb ſodann auch zu einer er- 
weiterten Stadtverfafiung geführt. Eine neue Grundlage ihrer 
Berfaffung erhielten aber die Städte dadurch nicht. Die Grund: 
lage ihrer Verfafiung blieb vielmehr eine Markenverfaſſung. Ich 
babe daher diefe, wenn man will, neue Verfafiung, um fie von 
ber alten Dorfverfaflung zu unterſcheiden, eine Stadtmarkver⸗ 
faſſung genamnt. 

Zu den großen Veränderungen, zu welchen der freie Verkehr 
geführt hat, gehören insbeſondere auch die Anfiedelungen ber Künft: 
ler und Handwerker, welche durch den freien Verkehr angezogen 
fich in den aufblühenden Städten augeftebelt hatten (I, 408—411). 
Auch fie ließen fich, wie die fremden Kaufleute, in eigenen Straßen 
nieber (II, 31—36), bildeten eigene Genoſſenſchaften mit eigenen 
Vorſtehern (II, 362 ff.), hatten jeboch eben jo wenig wie bie frem⸗ 
den Kaufleute Einfluß auf bie Fortbildung der ftädtiichen Ver⸗ 
fafjung. Denn bie hörigen Zünfte ftanden unter ihrer Herrichaft 
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und die freien Zünfte unter dem Stadtrath, indem auch fie bloße 
Hinterſaſſen entweder der einzelnen Stabtbürger oder der Stadt 
felbft waren (II, 226—228, 239, 822 ff., 428435). Nuf bie 
Grundlage ber Stabtmarkverfaffung hatten demnach auch bie An- 
ftebelungen der Zünfte feinen Einfluß. 

Daſſelbe war der Fall bei ven neu fich bildenden Vorftäbten. 
Die Vorftädte find nämlich theils aus neuen Anflebelungen vor 
ber Altftadt theils aus ber Vereinigung von bereits beftehenben 
Dörfern, Städten, Höfen, Stiftern und Klöftern mit ber Altitabt 
herporgegangen. Dieje neuen Anflebelungen und die mit Altftabt 
vereinigten Dörfer und Städte u. |. w. wurden num entweber der 
Altſtadt incorporirt oder es wurbe ihnen eine mehr ober weniger 
jelbftänbige Verfaflung unter ber Vorſtandſchaft der Altftabt ges 
laſſen (U, 73—146). Die incorporirten Anfiedelungen, Dörfer und 
Städte pflegten zu einer einzigen Markgemeinde mit ber Altftadt 
vereiniget unb öfters auch noch dur Mauern mit berjelben zu 
einem Ganzen verbunden. zu werben. Ste hatten demnach Feinen 
eigenen Vorftand mehr nöthig. Der alte Markvorſtand ift demnah 
in ben der Altſtadt einverleibten Vorftädten verſchwunden. Er 
wurde entweder ausdrücklich abgefchafft oder hat fich ſtillſchweigend 
verloren. In den der Altſtadt nicht einverleibten Vorftäbten ba- 
gegen iſt venfelben nach wie vor ihrer Vereinigung mit ber Altftadt 
eine mehr oder weniger ſelbſtaͤndige Verfaffung geblieben. Sie 
blieben nach wie vor, nun aber ber Altitabt untergenrbnete, Marke 
gemeinden. Sehr viele von ihnen behielten ſogar ihre alten nun 
jeboch untergeordneten Markvorſteher, wie diejes zu Mal in Soeft 
und in Köln der Fall war. In anderen Vorftäbten wurbe der 
alte Markvorfland dem jedesmaligen Localbedürfniſſe entfprechend 
umgeftaltet. Markgemeinden blieben aber die Einen wie die An⸗ 
deren (U, 83—112 u. 603). Jede Stabt hat eben ihre eigene 
Geſchichte. Bei Allen findet fich aber biefelbe Grundlage. Darum 
ift die Bearbeitung gründlicher Städtegefchichten fo wichtig und fo 
bringend geboten (I, 187 u. 553). 
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Auch in jenen Städten endlich, in welchen die aus den Ge⸗ 
fchlechtern beftehende Altbürgerichaft fich zunftartig abgeſchloſſen 
hat, blieb die Grundlage ber Verfaflung eine Markverfafiung. Dies 
war der Fall bei der Nicherzeche in Köln (I, 180--182, II, 521), 
bei. der Hausgenoffenfchaft in Speier (I, 182, UI, 521), bei den 
alten Geſchlechtern in Münden, Straßburg, Frankenberg, Weblar, 
Erfurt, Frankfurt, Lübe u. a. m. (I, 182, 188, 646, II, 521— 
522 u. 726). Bon den Gefchlechtergenofienfchaften Alt Limburg 
und Frauenftein in Frankfurt und von der Junker Compagnie in 
Lübeck ift es zwar nicht nachgewieſen, daß fie urfprünglich allein 
die Altbürgerfchaft gebildet haben. Es ift jeboch ſehr wahrjcheinlich, 
daß auch fie, wie in Straßburg die Mühlheimer und Zorne (II, 
664), das Stadtregiment allen geführt haben, denn jonft hätten 
fie ihre Trinfftube nicht auf dem alten Rathhauſe haben, und auch 
in fpäteren Zeiten noch keine Vorrechte, insbeſondere Fein Vorrecht 
bei der Belebung der Raths- und Senatoren-Stellen in Anſpruch 
nehmen koͤnnen, wie biefes in Frankfurt der Zall war (TI, 522, 
528—529 u. 530-531). In manden alten Städten gingen in⸗ 
deſſen die alten Gefchlechter (die Altbürgerjchaften) noch einen Schritt 
weiter. Ste ſchieden mit einem mehr oder weniger großen Theile 
der alten gemeinen Stadtmark oder auch, wie in mehreren Dorf: 
Ihaften, mit der ganzen ungetheilten Mark aus der Bürgerjchaft 
aus und behielten bie ausgejchiedene gemeine Mark zwar in unge 
theilter Gemeinſchaft unter ſich, aber als Privatgut. Diefes war 
in Sierlon (II, 725-726), tn Mehldorf (II, 601, 602 u. 726), 
in Frankfurt (I, 183, II, 522) und fpäter auch in Köln ber Fall 
(I, 183). Und man nannte diefe ausgefchievenen Altbürgerfchaften 
und Geſchlechter, wie die in den Dörfern ausgefchtebenen Dorf: 
marfgenofien, Realgemeinden oder auch Ganerbſchaften 
(1,183, II, 97, 100 u. 522. Dorfverfafl. I, 164—171, I, 249 ff.). 
Zwar hält dieſes Hegel (p. 13) für eine ganz unzuläßige Ver: 
wechjelung der verjchtebenartigften ariftofratifchen Corporationen 
oder Gejchlechterverbindungen mit der alten Stadtgemeinde. Allein 
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Hegel überſteht, daß auch die Realgemeinden und bie Ganerb⸗ 
haften, wie die Stabtmarfgemeinden, ungetheilte Gemeinjchaften 
geblieben find, die fih von ben Stabtgemeinden nur dadurch unter⸗ 
ſchieden, daß ſie bloße Privatgemeinheiten geworben find, 
während bie Stabtgemeinden auch das Stabtregiment zu führen, 
alſo die Gemeindeangelegenheiten zu beforgen hatten, unb in fo fern 
auch einen öffentlichen Character gehabt haben, daß demnach die 
Realgemeinden und Ganerbichaften durch Ausſcheidung bes Eigen- 
thums an der gemeinen Mark jehr wohl als Privatgemein- 
heiten aus ber Stabtmarfgemeinde hervorgehen Tonnten. Auch 
find jene ariftofratischen Corporationen oder Geſchlechterverbindun⸗ 
gen ſelbſt aus der Altbürgerfchaft hervorgegangen. Daher hat es 
in den meiften alten Städten nur eine einzige Gefchlecdhter- 
ftube und zwar auf dem Rathhauſe gegeben (II, 522—536). 

Die Grundlage der Stabtgemeinven ift demnach nach wie 
vor die Markverfaflung geblieben. Zwar bat ſich in den alten 
Städten, ſeitdem ſich fremde Kaufleute, Künftler und Handwerker 
in benjelben niedergelafien, ber freie Verkehr zu ben ftädtifchen 
Sreiheiten und zu Handel und Wandel geführt hatte, ſehr Vieles 
geändert. Es ift in den Städten ein ganz neues Leben entitanden, 
welches man natürlich in den alten Dörfern gar nicht gefannt hat. 
Allein daß dadurch aus den Dörfern wirkliche Städte geworden 
und lange bevor die neuen Stabträthe Ins Leben getreten, eine 
andere Berfaflung, "die nicht mehr die alte Stadtmarkverfaſſung 
war, entitanden fei, und daß auf biefe Wetje fich Zwiſchen⸗ und 
Uebergangsſtufen gebildet Haben, welche ſodann in bie fpätere 
Stadtverfaflung übergegangen feien, wie Hegel behauptet (p. 10— 
12), beruht auf einer ganz irrigen Anficht, auch davon abgefehen, 
baß feine Theorie hoͤchſtens auf einige Biſchofsſtäͤdte Anwendung 
finden koͤnnte, auf alle übrigen Städte aber gar nicht paßt. Was 
fih nämlich durch das in den Städten entflandene neue Leben ge- 
ändert hat, das war nicht die Grundlage ber Verfaſſung, biefe blieb 
nach wie vor bie alte. Was fich geändert hat, das war vielmehr 

v. Maurer, Stäbteverfafjung. II * 
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die Beichäftigung der Einwohner, und diefe führte fobann weiter 
zur Vermehrung dev Geichäfte der ſtädtiſchen Behörden, und dieſe 
Gefchäftsvermehrung zur Umgeftaltung der ftäbtiichen Behörden 
ſelbſt. Die Hauptbeihäftigung der alten Stadtbürger beftand näm⸗ 
ch, wie in den Dörfern, in Aderbau und Viehzucht. Seit bem 
Emporlommen bes Handels und des Gewerbsweſens wurbe aber 
der Ackerbau und die Viehzucht mehr und mehr in ben Hintergrund, 
und das Gewerbswejen in den Vorbergrund gedrängt. Die ftädtt- 
ſchen Angelegenheiten, früher bloß Markangelegenheiten, wurben 
daher nun mehr und mehr Gewerbs- und Verkehrsangelegenheiten, 
und dadurch wurbe auch die Kompetenz ber ftäbtifchen Behörden 
bedeutend vermehrt und verändert. Die alten Behörden genügten 
demnach nicht mehr, und dies führte ſodann zur Umgeſtaltung ber 
Behörden ſelbſt (I, 409-411, 551—552, 646, III, 4 ff. u. 8 ff.). 

Die Gejchichte der Umgeftaltung der alten Behörben in einen 
Stabtrath ift nun aber einer der fehwierigften Puncte in der Ge 
ſchichte des Stäbtewefens, worüber daher die Meinungen jehr aus- 
einander gehen. Ich habe eine neue Anficht aufgeitellt und ver- 
diene jedenfalls nicht den Vorworf, den mir Hegel macht, daß ich 
die ftreng hiſtoriſche allein richtige Methode nicht befolgt, vielmehr 
nur daran gebadht habe, bie Wahrheit meiner Grundanficht von 
dem Urfprung ber Stabtverfaflung aus der Dorfverfaffung zu be 
weiſen (p. 11). Allein ſchon ein flüchtiger Blick auf mein Buch 
wird jeden Unbefangenen überzeugen, baß mein Werk aus Einzeln⸗ 
forfchungen hervorgegangen ift, und erft das Refultat meiner Ein- 
zelnforichungen zu meiner Grundanficht geführt hat. ch habe 
nur unterlaflen, was leider heut zu Tage jo oft geſchieht, meine 
ganze Mühe und Arbeit und den Gang meiner Unterfuchungen 
dem Publicum mitzutheillen. Den Gang meiner Geiftesarbeit babe 
ich vielmehr für mich behalten und dem Publicum nur das Refultat 
meiner Forſchungen mitgetheilt. Und ich babe dabei, um bie Sache 
bem Lejer fo leicht und fo klar als möglich zu machen, meine durch 
die Einzelnforfhungen gewonnene Grundanficht natürlich Oben 
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Hingeftellt und aus meinen Einzelnforfchungen die nöthigen Beweiſe 
entlehnt, wie e8, wie ich glaube, jeber gründliche Hiftorifer thun 
follte. 

Jedenfalls ift es ſehr ſchwer die Umgeſtaltung ber alten ſtädti⸗ 
ſchen Markuorfteher in Stadträthe und Bürgermeifter, und in an⸗ 
deren Stäbten bie erfte Entftehung der Stadträthe auf gewiſſe all- 
gemeine Regeln zurücdzuführen. Denn jede Stadt hat ihre eigene 
Geſchichte, welche je nach dem Rocalbebürfniffe an ben verjchtebenen 
Orten zu einem verfchiedenen Refultat geführt hat. Sin vielen 
Städten kann jedoch die erfte Geftaltung der Stabträthe und in 
anderen Stäbten die Umzgeftaltung der alten ſtädtiſchen Behörden 
in Stabträthe und Bürgermeiſter nachgewiejen werben (I, 552— 
567). Bet den meilten Städten fehlen aber die Nachweiſe. Sehr 
wahrſcheinlich bat fich aber auch bei ihnen der Stabtrath auf bie- 
ſelbe Weife gebildet oder umgebildet. Dafür fpricht wenigftens alle 
Analogie. Allenthalben hängen nämlich, wie ich glaube, die erften 
Anfänge der neuen Stabträthe und vieler Bürgermeiiter mit ben 
alten Ortsmarkooritehern zufammen in der Art, daß biefelben ent: 
weder aus ihnen hervorgegangen oder wenigftens volftändig an 
thre Stelle getreten find (I, 173, 550 ff. u. 564). 

Aus den alten Ortsmarkoorftehern tt der Stadtrath her: 
vorgegangen, 3.28. in Worms der erfte Stadtrath aus den Heim⸗ 
burgern der vier vereinigten Dorfichaften (I, 203—204), in Lübeck 
aus den alten vier Dorfoorftehern (I, 251—252, 550 u. 554), in 
Köln aus den zwölf Vorftehern ber Nicherzeche (I, 219—223 u. 
550). In vielen grundberrliden Städten, in welchen bie 
Hofverfoflung mit der Markverfaffung verjchmolzen war, ber Orts: 
vorstand alſo aus hörigen Schöffen beftanden bat (1, 148, 556. 
Dorfverf. I, 16-20 u. 92—96), tft der Stadtrath aus den hörigen 
Schöffen hervorgegangen, 3. B. in Hörter (I, 262—263), in Hal- 
tern (I, 556 f.), in Winterberg (I, 557), in Trier (I, 209-210, 
557-559), in Dehringen, Kellheim u. a. m. (I, 555). Auch in 
den gemischten Städten, In welchen vie Gemeinde das Wahl- 
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recht zu haben pflegte, iſt ber Stadtrath öfters aus einer Ver: 
mehrung der alten Bauermeifter, Banerrichter oder Dorfpfleger 
hervorgegangen, aus den alten Bauermeiftern z. B. in Züri (I, 
270-271), Wejel (I, 555) und wahrſcheinlich auch in Magdeburg 
(1, 247—248), in Hamburg (I, 272 u. 273) u.a. m., und aus 
ven alten Dorfpflegern in München (I, 555). Anderwärts ift ber 
Stadtrath aus den alten Dorfjechjern hervorgegangen, z. B. in 
Meldorf (I, 255—256 u. 554 f.), in Crempe (I, 555) u.a. m, 
oder auch aus den Dorfvierern, 3. B. in Genf, Möllen (I, 554) 
und, wie bereit3 bemerft worden ift, in Lübeck, oder aus den Dorfs 
achtern 3. B. in Dürkheim, oder aus den Dorfbreiern z. B. in Elgg 
(1, 554). In manchen Städten find zwar nicht die Stabträthe, 
wohl aber die Bürgermeifter aus ben alten Borfoorftehern 
hervorgegangen, 3. B. in Soeſt aus dem Bauerrichter (I, 250, 
549 u. 559), in Seligenftabt aus dem SHeimburger (I, 266, 549, 
555—556) und in Augsburg aus den alten Dorfvierern oder Dorf: 
pflegern (I, 209, 560 u. 622). 

In vielen anderen Städten ift der Stabtrath zwar nicht aus 
den alten Ortsmarkvorſtehern hervorgegangen, er ift aber vollſtän— 
big an ihre Stelle getreten. Die Vorjicher der Dorfmarkgemeinden 
hatten nämlich alle gemeinfamen Angelegenheiten des Dorfes zu 
bejorgen. Ste hatten nicht bloß bie wirthichaftlichen Angelegen- 
heiten, ſondern auch noch alle übrigen Angelegenheiten, welche mit 
ber Markgemeinſchaft zufammenhingen, welche aljo Gemeindeanges 
legenbeiten waren, zu beforgen. Zu ihnen gehörten aber außer 
ben eigentlich wirtbfchaftlichen Angelegenheiten aud) noch die Baus, 
Teuer: und Dorfpolizei, und ſeitdem auch in ben Dörfern Märkte 
und Gewerbe entſtanden waren, die Gewerbspolizei, die Markt: 
polizei und die Straßenpolizei, kurz das gefammte Dorfregiment. 
(Dorfverf. II, 10 ff. u. 45—60). Darum waren aber doch bie 
Dorfgemeinden noch Feine politifhe Gemeinden in unferem 
heutigen Sinne des Wortes, wie dieſes Gierke (Genoflenjchaft I, 
81 ff.) u. a. annehmen. Die Dorfgemeinden hatten zwar in jo 
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fern, als das gefammte Dorfregiment zu ihrer Kompetenz gehört 
bat, einen öffentlihen Character. Denn fie waren eine bloße 
Privatgemeinden im heutigen Sinne des Wortes. Auch waren bei 
ihnen allzeit bie wirthichaftlichen Angelegenheiten mit den übrigen 
Semeinveangelegenheiten verbunden, die Dorfmarkgemeinden alſo zu 
gleicher Zeit auch wirthichaftliche Gemeinden. Politiſche Ges 
meinden find ſie jeboch erft fpäter, und zwar erſt unter bem 
Einfluffe des romiſchen Rechtes und der neuen Theorien geworben- 
Dann Hörten aber auch die Dorfgemeinden auf Markgemeinden 
zu fein. (Dorfverfaff. II, 220 ff., 247 ff. u. 266 — 209). Ganz 
biefelbe Kompetenz, wie die alten Dorfmarkoorfteher, hatten nun 
auch die alten Stabträthe, welche nicht aus ben alten Ortsmark⸗ 
vorſtehern hervorgegangen find (I, 198 ff., 247—248, 254 u. 551, 
DI, 177). Die Stabträthe find demnach auch in biefen Stäbten 
vollftändig an bie Stelle der alten Gemeindebehörben getreten. Erft 
feit der Vermehrung des Verkehrs in den Städten bat fich auch 
bie Kompetenz der Stabträthe vermehrt und fogar wejentlich ge- 
ändert, indem das Gewerbe: und Verkehrsweſen mehr und mehr 
in den Vordergrund, bie Marfangelegenheiten aber in ben Hinter- 
grund getreten find. Ganz verſchwunden find aber bie wirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten auch ſpäterhin nicht (I, 410, 551-552, II, 
4 fi, 7 ff, 178—184 ff.). Auf die Grundlage ber Stabtverfaflung 
hatte aber auch diefe Kompetenzvermehrung feinen Einfluß. Diefe 
blieb vielmehr nach wie vor bie alte. 

In diefen Städten nun, in welchen ber Stabtrath nicht aus 
ben alten Gemeindevorſtehern hervorgegangen iſt, tft der Stabtrath 
entweder durch eine Ernennung des Stabtraths von dem Grund⸗ 
berri ber Stabt ober buch freie Wahl der Stadtgemeinde ent- 
ftanben, wie biefes übrigens auch ſchon bei jenen Städten ber Fall 
war, welche aus den alten Gemeindevorftehern herporgangen find. 

In den freien Dörfern wurden nämlich die Gemeinde 
"oorfteher von ber Dorfmarkgemeinte gewählt (I, 589-590. Dorf: 
verf. II, 34, 38-40), Eben fo in den gemifchten Dörfern 
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(Dorfverf. II, 34—35, 40—41), und auch in vielen grundherr— 
lihen Dörfern (I, 590-591. Dorfverf. I, 35—38, 41-43). 
In vielen grundberrlihen Dorfgemeinden wurben aber bie 
Gemeindevorfteher von der Grundherrſchaft ernannt oder auch bie 
Gemeinbeangelegenheiten von ben grundberrlihden Beamten bejorgt 
(Dorfverf. II, 38 u. 43). Daſſelbe war nun nad aller Analogie 
auch in den alten Städten der Fall, ehe fich noch bie neuen Stadt: 
väthe gebildet Hatten (I, 591—592). In den freien Städten wurbe 
der Stadtrath von der Gemeinde gewählt, 3. B. in Köln bie 12 
Vorſteher der Nicherzeche und wahriheinlih auch in Worms ber 
erfte aus den 16 Heimburgern beftehende Stadtrath. Auch in den 
gemiſchten Städten wurde der Stabtrath von der Gemeinde ge= 
wählt und die Anzahl der Gemeinbevoriteher vermehrt, 3. B. in 
Zürich, Magdeburg, Hamburg, München u. a. m., wahrſcheinlich 
auch in Lübeck, wo jedoch Heinrich der Köwe ben Stabtrath er: 
weitert und umgeftaltet hat. In den grundherrlihen Stäbten end- 
lih wurden die hörigen Schöffen, aus welchen der Stabtrath her⸗ 
vorgegangen iſt, theils von den Grundherrn ernannt, theils von 
der grundherrlichen Marfgemeinde gewählt. 

Ganz in derſelben Weife haben fih nun aber auch die neuen 
Stabträthe in jenen Städten gebildet, in welchen die Stabträthe 
nicht aus den alten Gemeindevorſtehern hervorgegangen find. In 
ben freien Stäbten veritand fich das Wahlrecht der Gemeinde 
von felbft (I, 592—593). Eben fo in ven gemifchten Städten 
(1, 598—594). Zwar machten in vielen Biichofsftädten, welche 
ſpaͤter meiftentheils gemifchte Städte geworben waren, bie Bijchöfe 
ben Verſuch die Stabträthe zu ernennen. Dies führte jedoch allents 
halben zum Kampfe, aus welchem die Städte ſiegreich hervorge⸗ 
gangen find, worauf ſodann ihr Wahlrecht auch von den Bilchöfen 
anerkannt worben ift, 3.8. in Bafel, Straßburg, Speter, Worms, 
Köln u. a. m. (I, 173—177, 594, 601 ff., 642—646). In den 
grundberrlihen Städten endlich pflegte der Grundherr den» 
Stadtrath oder bie hörigen Schöffen, welche zu gleicher Zeit Stabts 
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räthe waren, zu ernennen, z. B. in St. Gallen, Saalfeld, Frei⸗ 
burg, Ißni, in vielen ſchleſiſchen Städten u. a. m. (I, 600- 601). 
Seitdem ſich jedoch an der Seite der grundherrlichen Beamten ein 
genoſſenſchaftlicher Ausſchuß aus der Gemeinde, alſo ein Stadtrath 
gebildet hatte, ſeitdem wurde auch dieſer von der grundherrlichen 
Gemeinde gewählt (I, 562—563, 594 ff.). Und auch in den übri⸗ 
gen grundherrlichen Städten wurde mit der fteigenden Freiheit das 
freie Wahlreht mehr und mehr zur Negel und auch von den 
Grundherrn felbft anerkannt (I, 595). Erſt feit dem 14. Jahr⸗ 
hundert pflegte jedoch das freie Wahlrecht auch aus freiem Antrieb 
von den Grundherrn eriheilt zu werben (I, 595—596 u. 600). 

Die Zeit der Entjtehung dieſer neuen Stabträthe Tann in 
‚den meiften Städten nicht nachgewiejen werben. Die meiften Stabt: 
räthe haben fich im Laufe der Zeit an einem Orte früher am an⸗ 
deren jpäter je nach dem Bebürfniffe bes Ortes gebildet (I, 578— 
582). Ihre erfte Entitehung hängt meijtentheils mit der Erwei⸗ 
terung der Stadt, 3. B. in Köln (I, 228—231, II, 105), in Soeft 
(H, 91—96) und in Bafel mit der Vereinigung Kleinbajels mit 
der Altftadt (IL, 88) oder auch mit ber Erweiterung ber Kompe⸗ 
tenz der Gemeindevorjteher zufammen (1, 579). Sehr Häufig er- 
hielt auch die Stabt gleich Dei der Erhebung des Dorfes zu einer 
Stadt von dem Grundherrn felbft einen Stabtrath, 3. B. Klein- 
bafel (II, 87—88), Ens, Wien (1,561), Freiburg im Breisgau und 
im Uechtlande, in Burgborf (I, 561—562, 564-565), in Hörter, 
Schwaney, Coesfeld u. a. m. (I, 262 f. u..596). 

Da jedoch alle Stadtgemeinden unter der öffentlichen Gewalt 
und bie grundherrlihen Städte außerdem auch noch unter ben 
Grundberrn , die gemifchten Stabtgemeinden aber wenigjtens theil- 
weife unter den grundherrlichen Behörden ftanden, jo war zur 
Wahl des Stadtraths lange Zeit noch die Zuftimmung ber öffent- 
lichen Gewalt uud der Grundheren nothwendig. (I, 596 — 600), 
was in vielen Städten, zu Mal in den Bilchofsftädten, ebenfalls 
zu Kämpfen mit dem Landes oder Grundherrn geführt bat, (I, 
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173—177, 642—646), bis zuletzt auch in ihnen die Freiheit und 
mit ihr auch das freie Wahlrecht geſiegt hat. 

Auch die neuen Stadträthe find demnach entweber aus einer 
Ernennung des Stabtraths dur) den Grundherrn der Stadt, oder 
aus freien Wahlen hervorgegangen. Es find zwar fehr viele gründ⸗ 
liche Forjcher, unter ihnen auch Hegel, der Anficht, daß der Stabt- 
rath, wenn aud nicht in allen, doch in vielen Städten aus ber 
Smmunität und aus dem Schöffenthum der öffentlichen Gerichte 
beroorgegangen ſei. Und auch in der Anzeige meines Buches jucht 
Hegel wieder biefe Anficht zu rechtfertigen. (p. 14—19.) Er macht 
ſich aber den Nachweis fehr leicht, indem er mir eine Anſicht un- 
terichtebt, welche ich niemals gehabt habe. Er hätte ſich ſogar jei- 
nen Nachweis gänzlich eriparen können, wenn er nicht überfehen 
hätte, was ich an verſchiedenen Stellen ausgeführt und mit vielen 
Beweisftellen belegt habe. (I, 623 ff, 683—634 u. 685 ff.) He 
gel nimmt nämlich an, daß ich die öffentlichen Schöffen immer für 
bloße Urtheilsfinder in den öffentlichen Gerichten halte, welche 
nichts mit ber Verwaltung zu thun gehabt haben. Sch fage aber 
gerade das .Gegentheil, dag die äffentlihen Schöffen die dffent- 
lihen Angelegenheiten, die Fronhofſchöffen die Fronhofange- 
legenheiten und die Rathmannen die Angelegenheiten der Stabt- 
marfgemeinde zu beforgen gehabt haben. (I, 682.) Don einem 
bloßen Urtheilfinden ber dffentlichen Schöffen habe ich nirgends ge= 
redet, auch I, p. 158 nicht. Denn ich fage auch bort, daß bie öf: 
fentlichen Echdffen bloß mit der öffentlichen Gerichtsbarfett und mit 
den damit zufammenhängenden öffentlihen Angelegenheiten 
zu thun gehabt, alfo in anderen Angelegenheiten, weber in Fron⸗ 
hofangelegenheiten noch in den Angelegenheiten ber Dorf: und Stadt⸗ 
marken Gewalt gehabt Haben. Nach meiner Anficht, die ih an 
verſchiedenen Etellen weitläuftig entwidelt habe, (I, 158 — 160, 
623—627, 681—638, III, 576 f.), war nämlich bei den Altgerma- 
nen bie Gerichtsbarkeit von der Verwaltung noch nicht getrennt. 
Die Trennung erfolgte in den Städten, wie wir jehen werben, erft 
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ſpaͤter. (F. 618.) Die öffentlichen Beamten und mit ihnen auch 
bie öffentlichen Schöffen beſorgten daher alle öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten, die Juſtiz ebenſowohl wie die Verwaltung. Daſſelbe war 
aber auch bei den Fronhöfen und bei den Stadtmarkgemeinden 
ber Tall. Auch bei ihnen war die Verwaltung von der Juſtiz noch 
nicht getrennt. Die grundherrlihen Beamten und Gerichte beforg- 
ten vielmehr die Eine und die Andere, wie dieſes in Markangelegen- 
beiten auch bie Markgemeinden und bie Gemeindebehörben gethan 
haben. Da nun die öffentliche Gewalt eben fowohl wie die Grund: 
berrichaft und die Stabtmarfgemeinde mit ganz verjchtedenen Ge⸗ 
noſſenſchaften zufammenhingen, die genofjenichaftlichen Angelegen- 
heiten aber nur von Genoffen bejorgt werben durften, fo durfte ſich 
feine Genofienihaft und auch Leine genoflenfchaftliche Behörde in 
bie Angelegenheiten der anderen Genofjenjchaft mifchen. Die öf— 
fentlide Gewalt ſtand zwar über den übrigen Genoflenfchaften, 
hatte fie zu ſchützen, und zu fchirmen, und daher auch in ihnen 
alle öffentlichen Angelegenheiten zu beforgen. Ihre Kompetenz war 
aber beſchraͤnkt auf dte öffentlichen Angelegenheiten. In die Ange: 
legenheiten der grundherrlichen oder hörigen Genofienichaften und 
der Stadtmarkgenoſſenſchaften durften fich daher auch die äffentlichen 
Beamten und insbefondere auch bie öffentlichen Schöffen nicht mi- 
Ihen. Denn in biefer Beziehung hatten fie Feine Kompetenz. Die 
Rathsherrn Können demnad nicht aus den Öffentlichen Schöffen 
‚hervorgegangen fein. Denn fie können von ihnen Feine Kompetenz 
erhalten haben, welche dieſe ſelbſt nicht gehabt haben. (I, 159—160). 
Sogar der König durfte und pflegte fih in feiner Eigenſchaft als 
Inhaber ber Öffentlichen Gewalt in die Angelegenheiten ber Stabt- 
gemeinden nicht mifhen. Er follte zwar auch die Stabtgemeinden, 
bie freien wie die grundherrlichen und gemifchten, fchügen und 
ihirmen. Er durfte daher die von den Stabtgemeinden gewählten 
Stadträthe anerkennen, jelbft gegen den Willen der Bilchöfe, in die 
Angelegenheiten ber Stadtgemeinden felbft, alfo auch in die Bildung 
ber Stadträthe durfte er fich aber nicht mifchen. Nur in ben reichs⸗ 
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grundherrlihden Städten hatte auch ber König diefelben Mechte wie 
jeder andere Grundberr. (I, 550 u. 592.) Nur ein Mal, bei ver 
Bildung des Stadtraths zu Worms, hat e8 den Schein, aber 
auch nur den Schein einer Einmifchung bes Könige. Um nam: 
lich den fortwährenden Kämpfen ein Ende zumachen und die öfters 
geitörte Ruhe wieder herzuftellen, nahm Friedrich I im Jahre 1156 
bie Stadt Worms unter feinen unmittelbaren Schuß und jebte zur. 
Aufrechthaltung des Stadtfriedens eine Art von Friedensgericht ein, 
wozu er jedoch als Schirmherr des Reiches berechtiget war. Und 
aus diefem Friedensgerichte ift ſodann der Stadtrat hervorgegan⸗ 
gen. Allein auch Friedrich I nahm die Mitglieder dieſes Friedens: 
gerichtes jämmtlih aus den Stabtmarfgenoffen und miſchte fich 
jpäter nicht weiter in die inneren Angelegenheiten der. Stadt, über: 
ließ vielmehr der Stadtgemeinde felbit ihr Wahlrecht gegen ben 
Biſchof durchzufämpfen. (I, 602 ff.) 

Es gab jedoch auch in den Städten Angelegenheiten, welche 
nicht bloß Stadtmarfangelegenheiten waren, welche vielmehr zu glei: 
her Zeit auch noch die öffentliche Gewalt angingen. Und in fol 
hen gemifchten Angelegenheiten pflegten jodann auch bie öffentlichen 
Schöffen von den Rathsherren beigezogen zu werben, indem in 
folchen Angelegenheiten weder bie Einen noch die Anderen allein 
Tompetent waren. In manchen Städten wurden nun die Schöffen 
häufiger beigezogen, als in den anderen, in manchen Stäbten bloß 
für einzelne Fälle, in anderen Städten aber auf längere Zeit oder 
fogar für immer. Und in dem lebten Falle bildete fich ſodann eine 
eigene Schöffenbant in dem Stabtrath. (I, 623, 631—636, II, 566, 
567, 597 und viele andere Stellen.) Aus biefer Beiziehung der 
Schöffen in den Stabtrath kann aber natürlich nicht gefolgert wers 
ben, daß bie Rathsherren aus den Schöffen oder umgelehrt bie 
Schöffen aus den Rathsherren hervorgegangen jeten, jo wenig als 
man aus dem Umftande, daß einzelne Handwerker oder auch ſchon 
einzelne Zünfte längst vor dem Siege der Zünfte, 3. B. in Baſel 
(O, 568 u. 569), in Halle (II, 597), in Breslau (II, 598 ff.) u. 
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a. m. in den Stadtrath gezogen worden ſind, folgern wird, daß die 
Stabträthe daſelbſt ſchon vor dem Siege ber Zünfte aus den Zünf: 
ten hervorgegangen find. Gegen das Herporgehen der Stabträthe 
aus den Öffentlichen Schöffen fpricht übrigens auch ſchon die von 
jener der öffentlichen Schöffen verfchievene Anzahl und Benennung 
ber Stadträthe, indem bei den Gerichtsichäffen die Zahl fieben 
als Regel gevient hat, diefe Anzahl fich aber bei den Rathsherren 
faft nirgends findet, und bie Raihsherren, ausgenommen in ben 
grundherrlichen Städten, nirgends Schöffen genannt werben. (I, 
582—585.) 

Nichts defto weniger bleibt auch jet noch Hegel bei feiner 
alten Anſicht, und bezieht fich zu dem Ende auf die Schöffen in den 
flandrifcden Städten, auf die Schöffen in Köln und auf die Schöf⸗ 
fen in einigen grundherrlichen Städten. (p. 17 u. 18—19.) Was 
nun aber zuerſt bie Schöffen in den grundherrlihen Städten be: 
trifft, jo habe ich über fie bereits das Nöthige bemerkt. Und wenn 
Hegel meint, daß jchlechterbings nicht abzuſehen fei, warum nicht 
eben jo gut auch die freien Schöffen in anderen Stäbten zugleich 
bie Gemeindeangelegenheiten mit beiorgt haben Fünnten, (p. 19), jo 
bat derjelbe offenbar in dem Augenblid als er diefes niederſchrieb 
nicht an das germaniiche Genofjenfchaftsweien gedacht. Was aber 
die Schöffen in Köln betrifft, jo habe ich fchon früher bemerkt, daß 
zwar bie Erabtichöfe von Köln die Behauptung aufgeftellt haben, 
daß Köln urjprünglich durch Schöffen regirt worden jet, daß biejes 
jedoch von Seiten ber Stadt zurückgewieſen worden fe. (I, 159.) 
Und wiewohl Hegel biefe meine Anfiht für ein Mißverftändniß 
erflärt (p. 17), fo enticheidet der Tert des Schiebsfpruchs von 1258 
dennoch zu meinen Gunften. In dem Schiedsſpruch wird nämlich 
in Nr. 43 von dem Erzbiſchof die Behauptung aufgeftellt, daß Köln 
urfprünglich durch Schöffen regirt worden ſei, und in einem ſpä⸗ 
teren Nr. 43 fam darauf die Antwort von Seiten Stadt (Ennen, 
Quellen, I, 385 u. 395. Lacomblet, II, 247 u. 251. Nr. 43.) 
In der Antwort heißt e8 aber wörtlih: dicimus, quod ab his, 
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quorum intererst, de antiqua consuetudine de commu- 
nitate civium quidam probi et prudentes assumi possunt ad 
consilium civitatis — Das heißt alfo mit anderen Worten, bie 
Kölner Bürger leugnen das ausschließliche Regiment ber Schöffen 
und behaupten, daß von Alters her rechtichaffene und verftändige 
Bürger zum Stadtrath zugezogen worden feien. Beftätigt wirb 
aber diefe Behauptung der Bürger auch noch durch eine Urkunde 
von 1276, nach welcher das Negiment in der Stabt (regimen) in 
den Händen ber Bürgerjchaft (majores suos civitatis Col. provi- 
dos utique gubernatores reip. dedignantes), alfo nicht 
in den Händen der Schöffen gelegen hat. (IH, 1.) Zu welchem 
Allem noch der weitere Umftand hinzukommt, daß wir ja bie ältes 
ften Stabträthe, die 12 Vorfteher der Nicherzeche und auch den ſpã⸗ 
teren engen und weiten Rath kennen, welche ſämmtlich keine 
Schöffen waren, (I, 219 ff. u. 231 ff.), daß demnach für ein 
EC chöffenregiment gar Fein Raum mehr vorhanden war. Aus wel: 
chem Grunde aber Hegel hier auch noch Nr. 23 des Schiedsſpruchs 
von 1258 beigezogen hat, "begreife ich eigentlich nicht. Denn aus 
der Nieberfeßung einer aus Schöffen, Zunftmitgliedern und ande: 
ren Bürgern beftehenden Commiſſion folgt ja doch noch Fein Zunft: 
vegiment. Eher noch folgt daraus das Gegentheil. Denn wenn 
die Zünfte allein regirt hätten, wäre bie Beiziehung ber Schöffen 
zu den Zünften und zu den anderen Bürgern nicht nothiwendig ge: 
wejen. Uebrigens habe ich auch von biefer Commiſſion am gehört: 
gen Orte gerebet. (II, 543.) 

Was endlich die Schöffen in den flandriſchen Städten betrifft, 
fo ſcheint Hegel durch Warnkönig zu einem offenbaren Irrthum 
verleitet worden zu fein. Warnkoͤnig bat namlich in feiner fland⸗ 
riſchen Rechtsgeſchichte ein ſehr großes Material zufammengehäuft, 
diefes aber mit fehr weniger Einficht gefichte. Man braucht nur 
einen flüchtigen Blick auf dasfenige zu werfen, was er über bie 
Grundlagen des gefelligen Verbandes in den Städten und über bie 
Grundlagen der Berfaffungsgeichtichte der flandriſchen Städte gejagt 
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hat, (Warnfönig, I, 832 ff. 366 ff, II, 139 ff.), um ſich zu über- 
zeugen, daß er Feine Elare Anficht von dem Entjtehen der ftädtifchen 
Verfaſſung gehabt Hat. Eben fo unklar ift aber auch feine Dar- 
ſtellung über das angebliche Regiment der Echöffen. Wenn man 
jedoch mehr auf die von ihm angeführten Beweisftellen, als auf 
jeine Darftellung flieht, fo wird man fich bald Überzeugen, daß auch 
in den flandrifhen Städten, wie in den Deutfchen, die gemifch- 
ten Angelegenheiten (bie Verwaltung und Gejeßgebung), nicht von 
den Schöffen allein, vielmehr gemeinfchaftlich mit den Stadträthen 
beforgt worden find, (Warnfönig, I, 867 ff., 377 ff., IL, 56 ff., 
140 ff., 200-202), daß demnach auch in jenen Städten Fein Schöf- 
fenregiment beftanden hat. Auch leitet Warnkoͤnig ſelbſt die Stadt⸗ 
räthe nicht, wie Hegel will, von den freten Schöffen ab. Er hält 
fie vielmehr für Ueberbleibjel der unfreien Schöffen in der frü- 
ber unfreien Gemeinde. (Warufdnig, I, 867, 368, II, 142.) 
Er jagt alfo gerade das Gegentheil von dem, was Hegel durch ihn 
beweiſen will. 

Wenn e8 nun nachgewiejen ift, daß die Stabträthe nicht aus 
der öffentlichen Gewalt und nicht aus den Hffentlichen Echöffen 
hervorgegangen find, jo Tünnen fie auch nicht aus ber Immunität 
von der Öffentlichen Gewalt hervorgegangen fein. Nichts deſto we- 
niger bleibt Hegel auch im biefer Beziehung bei feiner alten Anficht. 
Die Art, wie er jedoch von der Immunität redet und bie Behaup- 
tung, daß die Immunität nur eine Folge des befonderen Schuß: 
verhältirifies zu dem Könige, fo wie ber Weberlaffung öffentlicher 
Rechte an die Grundherrn geweſen fei, (p. 7—8), beweißt, daß 
Hegel meine Anficht gar nicht begriffen und von der Immunität 
jelbft Teinen Begriff Hat. Der Grund, warum man von dem Im⸗ 
munitätswefen jo unklare Begriffe zu haben pflegt, Liegt darin, daß 
man die fehr verfchiedenartigen Immunitäten nicht gehörig unterfchets 
det, und wenn man von ihnen redet, bald dieje bald jene Immu⸗ 
nität im Sinne bat, wie e8 übrigens auch mir felbft manchmal 
begegnet iſt. Die erfte und Ältefte Immunität, von welcher man 
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insgemein gar nicht redet, war nämlich bie Freiheit von der Feld⸗ 
und Markgemeinfhaft. Ste entftand durch Abmarkung ber Dörfer 
und Städte, und durch Einzäunung der Häufer und Höfe in den 
Dörfern und Städten. Mit diefer Immunität hängt ber Dorf- und 
Stabtmarffrieden und der Haus: und Hoffrieven zufammen. Und bei 
biefer Immunität tft urfprünglih von einem befonderen Schubver- 
hältnifje zu dem Könige gar feine Rebe. Diefe Immunität veicht ihrem 
Urfprung nad in ſehr frühe Zeiten, fogar fchon in Zeiten hinauf, 
in denen es noch gar Feine öffentliche oder Tönigliche Gewalt ge 
geben bat. (I, 487 ff., 447 ff, III, 587. Dorfpverf. I, 351 ff., II, 
17 ff., 168 ff. ronböfe, IV, 246 ff) Die von biefer Immuni—⸗ 
tät wefentlich verjchtedene Smmunität von der Öffentlichen Gewalt 
tft aber ebenfalls wieder von fehr verichiebener Art, je nachdem 
dem Immunitätsherrn gar keine öffentliche Gewalt übertragen, ven 
Öffentlichen Beamten vielmehr nur der Zutritt in bas befreite Ge⸗ 
biet verfagt, ober nur ein Theil der öffentlichen Gewalt ober ber 
gefammte Komitat Übertragen worden war. Und auch in den bel« 
ben erften Fällen biefer Immunität war meiftentbeils von Teinem 
befonberen Schußverhältniffe zu dem Könige die Nebe. Die Im⸗ 
munttäten blieben vielmehr nach wie vor unter dem Schube bes 
Gaugrafen, in den Stiftern Worms und Friklar, in der Abtei 
Stable, im Rheingau u. a. m. fogar Bis ins 11. Jahrhundert. 
(Fronhöfe, IV, 419 ff) Nur hatte der Gaugraf Teinen Zutritt 
in das befreite Gebiet, ober er hatte vielmehr erjt dann Zutritt, 
wenn ihm ber Immunitätsherr nicht gehorchen, ihm die Miffethäter 
nicht ausltefern und fie auch nicht vertreten, und den übrigen Kö⸗ 
nigsdieniten nicht Folge leilten wollte (Fronhoͤfe, IL, 282 Tf., 505 
ff, IV, 246 ff., 387 ff.) Wenn aber der gefammte Comitat über- 
tragen worden ift, was meiftentheils erft feit den Ditonen zu ge- 
ſchehen pflegte, dann war ohnedies von einer eigentlichen Immuni⸗ 
tät nicht mehr die Rede. Sch Habe über diefes Alles in meinen 
früheren Werfen und auch im vorliegenden wieber ausführlich 
gehandelt, und kann mich daher baranf beziehen, muß jedoch 
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bitten, das von mir Gefagte auch Iefen, und zwar genau lefen zu 
wollen. 

Urjprünglich bat es in den alten Stäbten nur einen einzigen 
und zwar aus Gelchlechtern beitehenden Rath, den fogenannten 
engen, kleinen, innern ober rechten Math gegeben, welcher 
fpäterhin auch der regirende Rath genannt worden ift, weil er 
bie laufenden Gefchäfte und die minder wichtigen Angelegenheiten 
allein zu bejorgen, alſo das Regiment in der Stadt zu führen 
hatte. Bet wichtigeren Angelegenheiten mußte er jedoch die gefammte 
Gemeinde beiziehen 3. B. in Zürth, Ulm, Frankfurt, Insbruck u. 
a. m. (I, 270, 568 — 564, 592, 594 — 595, I, 574, III, 1 ff. u. 
211 ff.) Seitdem jedoch die Bürgerfchaft zahlreicher geworben war, 
und der vermehrte Verkehr zu vermehrten Gejchäften geführt hatte, 
ſeitdem tft, in vielen Städten ſchon vor dem Siege der Zünfte, ein 
Ausſchuß an die Stelle der Gefammtbürgerjchaft getreten, welchen 
man einen großen Rath vdereinen wetten oder einenAußeren 
Rath genannt Hat. (IH, 211 ff.) Und auch dieſe bereitS vor dem 
Siege der Zünfte entftandenen großen weiten Räthe, welche be= 
flimmt waren die Stadtgemeinden bei den Verhandlungen über bie 
äbtiichen Angelegenheiten zu vertreten, hatten noch Die Stadtmarkver⸗ 
faflung zur Grundlage. Denn alle Rechte und alle Berbindlichkeiten, 
auch das Stabtregiment felbft, ruhten nach wie vor auf Grund und 
Boden und auf ber Marfgemeinfchaft. (II, 94—96, 178—180, 767— 
873.) Sogar der Name einer Stadtgemeinde (communio, communio 
civitatis, communitas, commune, commune civitatis, Gemeinfchaft, 
Gemeinfamt, bie Gemein, die Semeinheit, die Gemeinde u. |. w.) (I, 
153, II, 191—198) und der Name ber Gemeindegenofjen (Gemeiner, 
gute Gemeiner, gute Leute, boni viri, Herren, domini, erbgefeffene oder 
geerbte Bürger u. ſ. w.) (U, 217 — 220) berubte noch. auf einer 
Gemeinschaft der ungetheilten gemeinen Marl. Die Aufnahme in 
das Bürgerrecht war urjprünglich fogar nichts anderes als eine 
Aufnahme in diefe Markgemeinſchaft. (II, 746 — 743.) Die nicht 
in die Marfgemeinichaft aufgenommenen Leute waren daher bloße 
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Bei: oder Hinterfafien, aber Leine Bürger. (II, 221—240). Ste 
hatten deshalb auch, da fic Feine Stadtmarkgenoſſen (feine Bürger) 
waren, feinen Antheil an dem Stabtregiment und auch weder die 
Nechte noch die Verbindlichleiten der Bürger. (II, 221—240, 792 
— 793, DI, 561-563.) Hegel, wenn er wirtlih glauben follte, 
daß auch die Armen und Unfreien (das heißt auch diejenigen, welche 
feinen Grundbefig hatten, und nicht in die Markgemeinfchaft auf: 
genommen waren) Theil an der Markgenofienfchaft genommen ha- 
ben, (p. 13 a. E.), würde demnach gar keinen Begriff von einer 
altdeutſchen Gemeinde haben, indem dieſe allzeit eine Markgemein⸗ 
ſchaft vorausſetzt. 

Erſt ſeitdem ſich die Anzahl ber Bei⸗ und Hinterſaſſen be⸗ 
deutend vermehrt hatte, und ſeitdem dieſe durch ihren Gewerbfleiß 
reich und mächtig geworden waren, ſich gegenüber der Bürgerſchaft 
(der Stadtmarkgemeinde) mehr und mehr als Geſammtheit (als 
Gemeinde) zu fühlen und politiſchen Einfluß zu üben begonnen 
hatten, erſt ſeit dieſer Zeit begannen auch ſie Antheil an dem Stadt⸗ 
regiment zu begehren. „Sie wollten,“ wie ſie in Speier ſagten, 
„auch zu den Alten in den Rath, daß ſie auch wüßten, wie die mit 
„der Stadt Gut umgingen.“ Sie verlangten in Augsburg die 
Einführung des Zunftregiments, „weil des Ungelts und Steuren 
„rein End ſeyn wollte, und wüßten doch nicht wo ſolch Guth und 
„Selb hinkäͤme, dieweil die Schulden der Stadt nicht ab, fondern 
„nur zunehmen.“ In Frankfurt forderten fie eine Vertretung 
im Stadtrat), „weil fie um ber Stadt Gefchäfte wiſſen wollten, 
„wohin der Stadt Gut und Gefälle gefommen wären und fämen.“ 
Eben jo in anderen Städten. Und da bie alten Gefchlechter (die 
Stadtmarkgenoſſen) fih im den meilten Städten nicht entichließen 
fonnten, durch freiwilliges Aufgeben eines Theiles ihrer Gewalt 
die gerechten Anfprüche der Zünfte und ber übrigen Gemeinde zu 
befriedigen, jo fam e8 eben faſt allenthalben zum Kampfe, und zwar 
nun zum Kampfe mit der Grundlage der alten Verfaſſung jelbit. 
(II, 513—522, 540 ff., 604 ff.) Und ſeit dem Siege der Zünfte 
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hörten ſodann die Stabtgemeinden auf Marfgemeinden zu fein. 
Denn fie wurden nun perfönliche oder polttifche Gemeinden. 
(U, 723 ff.) Aber auch jest noch find nicht alle Spuren ber alten 
nun untergegangenen Markenverfaffung verfchwunden. Wir ftehen 
vielmehr heute noch mit einem Fuße in der alten Verfafjung, mehr 
als in den Städten aber noch in ven Landgemeiuden. (II, 729 f.) 

Ich glaube demnah meine Grundanſicht über den Urſprung 
ber beutihen Städteverfaflung gehörig nachgewiejen zu haben. Es 
war zwar zu jeder Zeit ſchwer ſich von alten Gewohnheiten und 
iebgewordenen Anfichten zu trennen. Die Wahrheit hat jeboch 
allzeit geftegt. Und fo hoffe ich denn, daß auch dieſes Buch einen 
ähnlichen Erfolg, wenn auch weniger fehnell, haben werbe, wie 
meine vor bald 50 Jahren erjchtenene Preisfchrift über die Gefchichte 
des altgermaniichen öffentlich mündlichen Gerichtsverfahrens. Diefe 
meine Preisſchrift tft im Herbſt 1823 erfchienen, wiewohl auf dem 
Titel das Jahr 1824 ſteht. Sie fiel in eine Zeit, in welcher ganz 
Deutichland das öffentlich mündliche Verfahren für ein franzöfifches 
Machwerk hielt und mit dem größten Nachdruck die alsbaldige Ab⸗ 
Ihaffung diejes Reftes einer verhaßten Herrichaft begehrte. In 
biefem Geifte wurde nun anfangs auch mein Buch aufgenommen. 
Ein Herr von Miller (Joſeph von Miller, Rapjodien über bes 
Herrn Georg Ludwig Maurer Geſchichte des altgermanijchen Ge⸗ 
richtöverfahrens, München. 1824) behandelte e8 ſogar als ein revo⸗ 
Intionäres Buch. Denn er fchließt feine Abhandlung p. 16 mit 
folgenden merkwürdigen Worten: „Der Troccatero tft längſt ge⸗ 
„nommen, Cadir gefallen, Spanien berubiget, Frankreich feiter als 
„je im gemäßigt monarchiſchen Princip begründet, bie heilige Als 
„lanz — und fo mögen fie (die Freunde diefes Princips) einmal 
„ihre Plane aufgeben, durch die Deffentlichfeit und Münblichkeit 
„des gerichtlichen Verfahrens die Prinzen bes Hauſes — und ben 
„gelammten Abel, wie jeden Gebildeten in bie Gefellichaft das nied⸗ 
„rigſten Pöbels herabzuziehen, und fie deſſen Spotte und Geläch- 
„ter zu überliefern.” Sehr bald trat jeboch a mawung in 

v. Maurer, Stäbteverfajjung. LIL 
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der oͤffentlichen Meinung ein. Und heute haben wir in ganz 
Deutſchland wieder unſer altgermanifches öffentlich münbliches Ge- 
richtsverfahren. 


München, den 25. Auguſt 1870. 


v. Maurer. 
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Formalitäten, welche bei Vergebung ber Aemter der freien © Speier 
im Mittelalter ſtattgehabt haben. 


V. Das Stadtregiment. 


1. Im Allgemeinen. 


§. 399, 


Markgemeinſchaft war, wie wir geſehen, die Grundlage der 
Verfafſung und des Regimentes, in den großen Marken ebenſowohl 
wie in den Dorfmarfen und in den Stabtmarkten. Das Stabt- 
regiment war demnach ein Stabtmarfregiment, und zwar nicht 
bloß hinfichtlich der Perjonen, welche Antheil daran hatten, jondern 
auch in Beziehung auf die Angelegenheiten, welche unter jenem 
Regiment ftanden. Wie nämlich in den großen Marken und in 
den Dorfmarken alle Gewalt in Markangelegenheiten in den Hän- 
ven ber Marfgemeinde und der Dorfgemeinde gelegen hat ?), chen 
jo lag auch in den Stadtmarken die oberjte Gewalt in ben Händen 
der Stadtgemeinde. Die Stadtgemeinde hatte das Gebot und das 
Verbot (den Gemeindebann) (6. 388) mit ber damit verbundenen 
Autonomie. Das Regiment in der Stabt (regimen) lag daher in 
den Händen der Bürgerichaft, in früheren Zeiten aljo in den Hän- 
den der Altbürgerfchaft, 3. B. in Köln 2). 

Unter dem Vorſitz des Gemeindevorſtehers bejorgte jede Ge⸗ 
meinde urſprünglich alle Angelegenheiten der Stadtmark felbit, fpä- 
terhin aber wenigitens noch die wichtigeren Angelegenheiten der 


1) Meine Geſch. ber Markenverfaſſung, p. 269 fi. Weine Geſch. ber 
Dorfverf. II, 18 f. u. 76. 

2) Urf. von 1276 bei Claſen, .Schreinspr. p. 66 und Quellen, I, 828. — 
quod fraternitates et populares civitatis Col. majores suos 
civitatis Col. providos utique gubernatores reip. dedig- 
nantes solitoque eorum regimini subesse nolentes, 


v. Maurer, Städteverfafjung. DIL‘ 1 
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Gemeinde. Ehe fih nämlich ein Stadtrath an ber Seite bes herr- 
ſchaftlichen oder genoflenjchaftlichen Ortsvorſtehers gebildet hatte, 
bejorgte diefer gemeinfchaftlich mit der gefammten Bürgerſchaft die 
Angelegenheiten der Stadtmark. Dies gilt von den freien und ge- 
mifchten Stattgemeinden ebenfowohl wie von ben grundherrlichen, 
3. 2. in Ulm, Ehlingen, Reutlingen, Insbrud, Sempad, Winter: 
thur, Zürih, in den Schlefifchen Städten u. a. m. Daher heißt 
e8 in früheren Zeiten gewöhnlich scultetus et universitas civium?), 
scultetus et universi cives*), minister et universitas civium ®) 
u. ſ. w. Allein auch, nachdem fich bereits cin Stadtrath gebildet 
hatte, beforgte diefer Boch nur die laufenden und minder wichtigen 
Geſchäfte. Denn bei allen wichtigeren Angelegenheiten mußte auch 
„von dem Stabtrath noch die gefammte Bürgerfchaft beigezogen 
werben. Daher heißt e8 fo oft scultetus consules et universitas 
civium, oder scultetus consules et universi cives, ober consules 
totumque commune, oder consilium et universi cives, consilium 
et universitas civium, oder consilium et  commune civium 
u. |. w.®). Späterhin hat fih nun zwar aud) an ber Seite die: 
ſes Stabtrathes wieder eine Nepräfentation der Gefammtbürger: 
jchaft gebildet, welche zum Unterfchiede von dem bereit3 fchon bes 
jtehenden Rathe, den man fodann einen Fleinen oder engen Nath 
zu nennen pflegte, ven Namen großen oder weiten Rath erhal: 
ten bat, und welcher bei wichtigeren Geichäften ftatt der Ge: 
Jammtgemeinde beigezogen werben mußte. Allein auch dann 
noch follte, wie wir jehen werden, in ben aller wichtigften Ange- 
legenheiten die Gefammtgemeinde Feigejogen werden. Tenn alle 
Machtvollkommenheit ruhte nach wie vor in der Gemeinde. 

Auch die Geldbußen, in fo fern fie nicht der Herrichaft 
gehörten, fielen der Stadtgemeinde ganz ober theilweile zu. Eben 
jo fiel in Ermangelung fucceffionsfähiger Verwandten in ber Stabt 
ver erbloje Nachlaß ganz oder theilweife an die Stadtgemeinde, 


3) Urk. aus 18. sec. bei Stopp, Geld. IL, 564. 

4) Urt. von 1225 bei Böhmer, Frankf. Urkb. I, 44. | 

5) Urk. von 1240 bei Jäger Ulm, p. 721. vergl. oben $. 71, 145, 1 
u. 161. ne? 

6) Deede, Grunblinien, p. 87. vergl. oben $. 181. 
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3. B. in Freiburg 7), in Bern 9), in Diefjenhofen 9), in Freifing 19), 
in Lüneburg 1°), in Altenburg 1%) u. a. m. Eben fo alles va⸗ 
fante Gut, 3. B. in Speier 12). In fehr vielen Lanbftäbten fiel 
jeboch der erblofe Nachlaß an den Landesherrn, 3. B. in Nihem 
im Stifte Paderborn 1%), in Ens und Wien 1%) u. a. m. 

Endlich waren die Stadtgemeinden auch noch die Quelle aller 
ftädtifchen Aemter und Würden. Denn fie batten bie Bürgermel- 
fter und Stadträthe und alle übrigen ſtädtiſchen Beamten zu wähs 
len. Die Bürgermeilter und Rathsherren und die übrigen Beam- 
ten und Diener waren demnach fammt und fonders Gemeinde-Be⸗ 
amte und Diener, welche im Namen und aus Auftrag ber Ge 
meinde zu handeln hatten. 

Zwar ftanden auch die Stadtgemeinden, wie bie Dorfgemein: 
ben und die Marfgemeinden überhaupt, unter der öffentlichen Ge- 
walt und in den grundherrlicden und gemilchten Stadtmarken auch 
noch ganz oder theilweife unter der Grundherrſchaft. Allein bie 
öffentlichen Beamten durften fih in die Markangelegenheiten gar 
nicht und bie grundherrlichen Behörden nur fo weit miſchen, als 
bie Srundherrichaft bei einer marfgenofjenichaftlichen Verfügung be⸗ 
theiliget war. Wenn demnach jchon die Marfgemeinden und bie 
Dorfgemeinden alle ihre Gemeindeangelegenheiten ſelbſt bejorgen, 
fich im eigentlichen Sinne des Wortes ſelbſt regieren durften!‘ 
fo war biefes um fo mehr bei den Stabtgemeinden der Fall, da 
dieje gleich von Anfang an mit dem freien Verkehr auch eine freiere 
und unabhängigere Stellung erhalten hatten, mit dieſer aber noth- 
wendiger Weile auch ein freiexes und felbftändigeres Regiment (ein 


7) Stabtrodel $. 24. 

8) Handfefle von 1218 8. 51. 

9) Hanbfefte von 1260 $. 2 bei Schauberg, II, 59. 

10) Ruprecht von Treif. II, 8. 
11) Altes Stadtrecht bei Kraut, p. 19. vergl. oben 6. 888. 
12) Wald, II), 88 f. 

18) Lehmann, p. 276. 
14) Urk. von 1280 bei Schaten, III, 2. p. 102. 

15) Stabtreht von Ens, $. 16 u. 17. unb von Wien $. 45 u. 46. bei 

®aupp, I, 220 u. 248. 
16) Meine Geſch. der Markenrerfaſſung, p. 269 ff., 864 u. 400 fj. Meine 
Eecch. ber Dorfverf. IL 18 u. 19. 
1 ® 
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Selbftregiment) verbunden fein mußte Daher beitanb auch 
die Ertheilung des Stabtrechtes meiſtentheils in nichts Anderem, 
als in dem Zugeſtehen des Nechtes ſich durd eine felbftgewählte 
genofjenichaftliche Behörde jelbft zu regieren, wie diejes unter An⸗ 
berem im Jahre 1344 bei Ertheilung des Stadtrechte von dem 
Biſchof von Paderborn und von ben Rittern von Herſe, als den 
Landes- und Grundherren (domini terrae), dem Orte Schwaney 
zugeftanden worden iſt 17). 

Auch die Angelegenheiten der Stadtgemeinden find urfprüng- 
lich, wie bei den großen Marken und bei den Dorfmarken, nichts 
anderes als Markangelegenheiten geweien. Durch den ben 
alten Städten gewordenen freien Verkehr wurden aber auch Tie jehr 
bald zu etwas ganz Anderem. 

Diefes Alles fol nun im Einzelnen behandelt und nachge- 
wießen werben, Und ich beginne mit den Angelegenheiten ver 
Stadtgemeinde. 


2. Gemeindbeangelegenbeiten. 


$. 400. 


| Die Angelegenheiten der Stadtgeneinden waren urſprünglich 
bloße Markangelegenheiten, wie dieſes auch bei den Dorf: 
marken ber Fall war !). Auch blieben die Stabtmarlangelegenhei- 
ten nach wie vor Angelegenheiten der Stabtgemeinden, nachdem 
die Gemeinbeangelegenheiten, wie wir jogleich jehen werden, mehr 
und mehr erweitert, und ihrer Wejenheit nach wahre Gewerbs⸗ 
und Verkehrs Angelegenheiten geworden waren. Zu ben 
Angelegenheiten der Stadtgemeinde gehörten demnach in früheren 
wie in fpäteren Zeiten bie Erhaltung und Benubung der Gemein- 
waldungen und Weiden, die Anlegung und Unterhaltung der Stra- 
Ben und öffentlichen Pläbe, der Wege und Etege, ber Brüden 
u. |. w., die Benutzung des Gemeinen Wafjers zur Fiſcherei, zur 


17) Urk. von 1844 bei Wigand, Archiv, I, 4 p. 99. — jus municipale 
quo se regere et de cetcro gaudere debent — concedimus et 
donamus. 

1) Meine Geld, ber Dorfverf. II, 1 ff. 
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Schiffahrt, zum Holzflößen, zum Waſchen, zur Anlegung von 
Mühlen u. |. w., überhaupt alles, was zur Forft:, Bau⸗, Feld⸗, 
Waſſer⸗, Markt: und Victualien Polizei gerechnet zu werben pflegt. 
($. 144, 381 u. 382). Die Stadtgemeinde und in ihrem Namen 
ber Etabtrath hatte demnach die Aufjicht über die Erhaltung und 
Benutzung der gemeinen Stadtmark. Die Gemeinbe follte den ge- 
meinen Nuten beftchtigen („und fullen den gemeinen nutz bes 
jehen”) 2). Ohne Zuftimmung der Gemeinde durfte jich niemand 
Gemeinland aneignen, e8 alfo auch nicht roden, und nicht darauf 
bauen, . ohne Erlaubniß weder Brenn: noch Bauholz holen, ohne 
vorhergegangene Befichtigung Fein neues Gebäude aufführen, nur 
unter der Aufficst der Gemeinde die Marftpläte, die Gewerbsbuden 
und Gewerbshallen benutzen, was frühe ſchon zu einer ftäbtifchen 
Forſt⸗, Feld⸗, Baus, Gewerbs:, Markt: und Bictualien Polizei ge: 
führt hat. ($. 144, 381 u. 382). Zur Verfügung über bie Ge- 
meinländereien und Almenden war daher einzig und allein bie Ge- 
meinde oder in ihrem Namen der Stabtrath berechtiget. Denn 
nur die Gemeinde oder der Stabtrath durfte die Gemeinlänbereien 
veräußern, gegen einen jährlihen Grunbzins ebenfowohl wie auch 
als Sondereigen. Auch durfte fie nur allein das Gemeinland thei⸗ 
len, und e8 zur Anlegung von Wegen unb Stegen ober auf jon- 
ftige Weife benuben ?*). Namentlich war diefes in Regensburg ?), 
in Worms 9), in Bafel ®), in Speier ©) und auch in Straßburg ber 
Fall. In Straßburg hatte zwar Friedrich II. der Bürgerjchaft vie 
Verfügung über die Gemeinde Almende verboten’). Diejes Ber: 
botes und des Widerſpruchs des Bilchofs ungeachtet fuhr jedoch ber 
Stadtrath und die Gemeinde daſelbſt fort über bie ſtädtiſchen Al- 


2) Kaiferrecht, II, 56. 
28) Katjerrecht, II, 78. 

8) Urk. von 1818 bei Gemeiner, I, 544. 

4) Urk. von 1277 bei Guden, syl. p. 270. vergl. oben $. 2285. 

5) Rathsorbnung von 1496 bei Ode, V, 60 u. 61. 

6) Arg. Urk. von 1284 bei Lehmann, p. 271—272. 

7) Url. von 1214 bei Schoepflin, I, 326. pro terris illis in civitate 
sive extra, quae vulgo nuncupantur Almende, quod nullus ho- 
minum illas terras habere debeat, vel sibi ex eisdem aliquid 
vendicare, nisi de manu episcopi, qui ipsas terras ab imperio 
et de manu nostra se tenere recognoscit. 
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menden im Intereſſe dev Stadt zu verfügen). Und ſchon in bem 
befannten Revers vom Sahre 1263 wurde dem Stabtrath und ber 
Gemeinde auch von Eeiten bes Biſchofs biefes Recht zugeftanden 9). 
Auch hatten die Stabtgemeinden die Aufjicht über die Grenzen ber 
Stadtmark. Und es wurden zu bem Enbe, wie in den großen 
Marten und in den Dorfmarken, regelmäßige Markumzüge gehal- 
ten. ($. 222). 

Zu den Angelegenheiten der Stadtmarkgemeinde gehörten jer 
boch nicht bloß die Angelegenheiten ber gemeinen ungetheilten Dark, 
fondern auch die Angelegenheiten der getheilten Marl oder der 
Feldmark. Urſprünglich wurde e8 in dieſer Beziehung auch in den 
Städten offenbar eben fo gehalten, wie in ben Dorfmarken 19). 
Und in vielen Städten ift es auch in fpäteren Zeiten noch jo ges 
blieben. So verfügte in München die Bürgerichaft über den An- 
bau der zur Stadt gehörigen Felder und über die Art ihrer Be 
wirthſchaftung, über die Einzäunung ber Felder, über bie Zeit 
wann bas Vieh auf bie Felder getrieben werben durfte, über bie 
Zeit wann. der Mift ausgeführt werben mußte u. dergl. mehr !). 
Eben jo wurden Anordnungen getroffen über das Vieh Halten, 
insbejondere auch über das Halten von Schweinen und über bie 
Schweinetrift '1*), dann über bas Hüten des Viches auf ven Fel⸗ 
dern, über das Aehrenleſen, über das Pfänden auf den Feldern, 
über den von dem Vieh auf den Feldern angerichteten Schaben u. 
vergl. m., von der Bürgerichaft und dem Stadtrath in Speier 1), 
in Züri 12), in Alſtedt, Ilm, Teuchel 1%), in Neuftadt Ebers- 


8) Urk. von 1261 bei Schoepflin, I, 484. Ad hec almendas in ci- 
vitate predieta et ejus banno sitas ecclesie nostre per imperialem 
sententiem dudum adjudicatas privatis suis usibus applicant, 

9) Revers von 1268, art. 6 bei Schilter zu Königehoven, p. 780. „Sie 
„ſullent Sch ir Allmenden bejezgen und entfegen ane menliches wie: 
„berrede nach iren willen.” Gunebrief von 1263 bei Wender, von 
Aupburgern, p. 24. vergl. Beflätigungs Urkunden von 1264, eod. 
p- 26 u. 27. 

10) Meine Geſch. der Dorfverf. UI, 8 ff. 

11) Stadtredt, art. 8312—814 bei Auer, p. 120. 

110) Stadtrecht von Straßburg c. 86 u. 87 bei Grandidier, p. 77. 

12) Semeindebeihluß von 1828 $. 17—20 bei Lehmann, p. 288. 

18) Rathserfenntniß bei Bluntſchli, I, 148. Rote 67. 
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walde !*) u. a.m. An Monsingen beftimmte der Stabtrath, wann 
und wie geadert und gepflügt, Bäume gepflanzt, bie Brache be- 
baut, die Neben gefchnitten, geheftet, gelaubt und mit Pfählen ver- 
fehen, die Weinberge ganz ausgehauen werben follten u. bergl. m. 10). 
Auch in Würzburg gehörte e8 zur Zuftändigfeit der Stabtgemeinde 
Anordnungen zu treffen über das Leſen der Weinberge, über bas 
Hüten der Felder und der Weinberge, über bag Stoppeln in ben 
Weinbergen, über bie Viehmweide, über das Wegführen bes in ben 
Gaſſen Itegenden Miftes, Holzes u. dergl. m. 17). In der Stabt 
Elgg machte der Stabtrath Verordnungen über die Erndtezeit und 
über das Beiuchen der Weinberge, über die Baumpflanzungen und 
über bie Benugung bes auf ber gemeinen Mark wachſenden Obſtes, 
über die Weide auf den Feldern, in ven Baumgärten und in ben 
anderen Einfängen 18). Wuc in Rotenburg am Nedar beftimmte 
der Stabtrath gemeinſchaftlich mit den herrfchaftlicden Beamten 
jedes Jahr die Herbft- und Erndtezeit und machte ſodann bie von 
ihm erlafjene Herbft- und Erndteordnung befannt!%). In den 
meiiten Städten And jedoch mit dem Aderbau und mit der Vieh: 
zucht auch bie Anordnungen barüber verjchwunden. Und die Ges 
meinbeangelegenheiten nahmen ſodann mehr und mehr den Charafe 
ter von Gewerbs- und Verfehrsangelegenheiten an. 


14) Statute bei Wald, V, 181—184, 186, Vi, 210. 

15) Fiſchbach, Städtebeſchreibung ber Mark Brandenburg, I, 87 u. 88, 

16) Altes Gerichtsbuch bei Koenigsthal, I, 2. p.55—57. vergl. oben $. 52. 

17) Grimm, III, 606. 

18) Herrſchaftsrecht von 1585, art. 67, 68 u. 69 bei Peſtalutz, I, 374, 
875, 876 u. 877. 

19) Ungebrudte neue Ordnung ber Herrſchaft Hobenberg von 1541 art. 2 p. 41 
2.42. „Herpft unnd Erndt⸗Ordnung wie die järlich verfhund werben follen. 
„Demnach ift ſolchs gepots halben dermaſſen betedingt vnnd abgeredt 
„morben, das nu binfuro kainer leſen fol on erlaupnus ber ver- 
„ordneten von ber obrigfait, vnnd ainem erfamen Rat 
„zu Rottemburg, vnnd wann ober zu welcher herbſts zeiten durch bie 
„Sbrigfeit vnnd ainen Rat ober derſelben verorbneten zugelaflen. ver: 
„gunndt vnnd erlaupt wurbet abtzulefen, alßdann foll ain Yyeber ber 
„auffer feinem guet oder weingarten ainiche Lanndigarben gibt. nit 
„lefen oder ablaifen. er hab dann dem grundtberren o jenman ober 
„berjelben beuelhhaber zu rechter gepurlicher zeit zuuor verfhunndt.“ 





8 Das Stadtregiment. 


8.401. 


Seitdem ber freie Verkehr zu Handel und Wandel geführt 
hatte, der Handel und Wandel aber zur ftädtiihen Nahrung ge: 
worden war, die Stäbte ſelbſt alſo Site des Gewerbsweſens ge: 
worden waren, ſeitdem traten die WMarfangelegenheiten mehr nnd 
mehr in den Hintergrund und die ftäbtifchen öffentlichen Angelegen: 
heiten drehten fich nun mehr oder weniger um das Gewerbs⸗ und 
Verkehrsweſen herum. ($. 108 u. 144.) 

Der mit der Moarktfreiheit und dem freien Verkehr entitan- 
dene Handel und Wandel hatte nämlich frühe ſchon Marktpläbe, 
Kaufhäufer, Gewandhäufer, Gewerbshallen, Gewerbs Lauben, Ge: 
werbs Buden und Bänke und Börjen nothwendig gemacht, theils 
zur bequemeren Aufftellung theils zur befferen Beauflichtigung der 
zum Berfaufe beftimmten Waaren und zur Erleichterung des Ver⸗ 
fehres überhaupt. Seit dem 10., 11., 12. und 13. Jahrhundert 
jehen wir daher alle emporftrebenden Städte mit der Anlegung und 
Errichtung folder Marftpläbe, Kauf: und Gewerbshäufer, Hallen, 
Buden, Bänke und Börfen bejchäftiget. ($. 186, 187—191). Zur 
Erleichterung des DVerfehres wurden die Gewerbshallen und Buden 
meiftentheil8 an den Marktplätzen oder um bieje herum angelegt, 
3.2. in Köln, Worms, Speier, Ehlingen, Münden, Wien, Magde⸗ 
burg, Goldberg, Witftod u. a. m., oder e8 wurden fogar eigene 
Märkte für gewiſſe Gewerbszweige angelegt, 3. B. in Köln ein 
Heumarkt, ein Finkenmarkt, Buttermarkt, Fiſchmarkt, Hühnermarkt, 
Salzmarkt und ein Eifenmarkt; in Speier außer dem Hauptmarkt 
noch ein Korn-, Holz, Roß:, Obft:, Kraut:, Brod⸗ Semmel- und 
Ledermarkt; in München außer dem Hauptmarft, auf welchem bie 
Frucht⸗, Fiſch- und PVictualien Märkte gehalten zu werden pflegten, 
auch noch ein Rindermarkt, ein Pferdemarkt, ein Schweinemarft 
und ein Heumarkt; in Eßlingen außer dem Hauptmarkt noch ein 
Obſt⸗, Kraut⸗, Fiſch⸗ Roß- und Hafenmarft; in Weblar ein Korn⸗, 
Eiſen- und Käſe⸗ oder Buttermarft u. |. w. ($. 186 u. 187). 

Zur Erleichterung und zur Vermittelung des Verkehrs wur- 
den ftädtifche Wein: und Bierfeller und in Coesfeld ein fo: 
genanntes Gruthaus angelegt. Sie dienten nicht bloß zum gefelli- 
gen Verkehr, ſondern öfters auch als Waarennieberlagen, 3. B. in 
Münden, und als Verfammlungsorte zur Verhandlung über bie 
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ſtädtiſchen Angelegenheiten, z. B. in Coesfeld. Daher waren die 
Rathskeller meiſtentheils mit den Rathhäuſern verbunden . 


$. 402. 


Zur Erleichterung des Verkehrs wurden auch ftäbtifche 
Wirthbshäufer und fogenannte Herbergen angelegt. In 
früheren Zeiten gehörte die Beherbergung und Verpflegung der 
Fremden zur Pflicht der Gaftfreundfchaft ). Es dürfte daher nicht 
leicht ein Fronhof oder ein Klofter. gefunden werden, in welchen 
nicht zur Bewirthung und zur Beherbergung. der Gäfte und Rei— 
jenden Borforge ‚getroffen worden wäre. Solche Herbergen findet 
man daher fchon feit den Fränkiichen Zeiten und fpäter jogar jehr 
häufig. Auch pflegten die geiftlichen und weltlichen Grundherren 
zu dem Ende eigene Wirthichaften anzulegen, in welchen die Säfte 
und Reiſenden theils umfonft theils gegen eine geringe Vergütung 
beherbergt und verpflegt werden follten?). So follte im Klofter 
Altenmünfter der herrjchaftliche Wirth die Gäſte umſonſt beberber- 
gen („unfer Taefennar fol — uns unfer geft legen”) ®). Und in 
den beiden Wirthshäufern (MWirthöfen) des Kloſters Chiemſee ſoll⸗ 
ten außer den herrfchaftlichen Beamten auch die fremden Reiſenden 
gegen eine geringe Vergütung beherbergt und verpflegt werben. 
(„E8 Toll auch ieglicher wirth of wein und Tost haben in feinem 
„Haus durch daz ganz jar in folicher beſchaiden, wer durch das land 
„zug, er vit oder gieng, dem foll er geben umb feinen pfening, ob 
„er fein begert, wein, brot, und ander Fost, und darzu hau und 
„fueder“) %), Auch in den alten Städten wurden folche herrichaft- 
liche Wirthshäufer errichtet und das Recht Wirthichaft zu treiben, 
wie jedes andere Gewerbsamt von ber Herrichaft übertragen. 
In Augsburg und Straßburg war noch nad den alten Stabt- 
rechten das Recht Wirthichaft zu treiben ein Amt (anbaht, officium), 


1) Söfelanb, p. 25, 26, 65, 66 u. 68 und oben $. 190. 

1) Deine Einleitung zur Gef. ber Marks x. Berf. p. 165 fi. Meine 
Geſch. der Marfenverfafiung, p. 193 u. 194. 

2) Meine Sei. der Fronhöfe, I, 184, II, 189 u. 818 f. 

8) BVeisthum n. Mon. Boic. X, 369. 

4) Grimm, III, 677. 
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welches von dem Burggrafen empfangen werben mußte®). Auch 
pflegten die Fremden in manden Städten einen Gaftfreund 
(hospes) zu haben, bei welchem fie, fo oft fie in die Stadt famen, 
‚ ihr Abjteigquartier nahmen. Einen: folchen Gaftfreund hatte 3. 8. 
ein Herr von Heide in Nürnberg, deſſen Sohn er bei dem im 
Jahre 1348 entftandenen Aufftand nebft mehreren anderen ange: 
ſehenen Bürgern, und zwar, wie er fpottweile fagte, um ihn aus: 
zuzeichnen (gratiam tibi singularem faciam), etwas höher als die 
anderen aufhängen ließ %. Auch der Meifter Klingsor wohnte, als 
er nach Eiſenach Fam, in dem Hofe eines reihen Bürgers (— „un 
„eynes vichin borgers hoff — in eines borgers hoff dei gaftunge 
„phlag“). Und Wolfram von Eſchenbach nahm daſelbſt bei einem 
anderen Bürger feine „Herberge” 7). Selbit die Kaiſer verſchmäh⸗ 
ten es nicht. bet folchen Gaftfreunden einzufehren und fi) von ihnen 
bewirthen zu laffen, wie diefes in Augsburg, Nürnberg und Werth 
öfters der Fall war. ($. 174). Auch die fremden Handelsleute 
pflegten bei ihren Gejchäftsfreunden einzufehren und die Wohnune 
gen der Hanbelsleute, 3. B. in Köln, zur Beherbergung ber reiſen⸗ 
den Handelsleute eingerichtet zu fein. (submercatores et qui ho- 
spites recipere solent) ®). 

Diefe Art der Beherbergung genügte aber nicht mehr, ſeitdem 
bie Stäbte Sitze des Handels: und bes Gewerbsweſens geworben 
waren und bie Fremden nun von allen Seiten in Maſſe berbei- 
ftrömten. In den meiften Städten gingen feit Abjchaffung ber 
Hörigfeit die alten Wirthshausämter in freie Zünfte über und es 
wurde fodann bie Wirthfchaft wie jedes andere Gewerbe betrieben. 
($. 262). Und die Aufficht über die Wirthshäufer, Bier: und 
MWeinhäufer und Weinkeller und über bie Spiele darin ging fodann 
auf den Stadtrath über, 3.8. in Breslau, Brieg und Grottlau ®), 


5) Augsburg. Stadtr. bei Sreyberg, p. 116 u. 117. „unde fol aud nie: 
„men [chenden ern enphahe daz ampt von dem burggrafen.” Straß: 
„burg. Stabtr. c. 44 bei Grandidier, II, 60. 

6) Meifterlein bei Ludewig, rel. Mpt. VIIl, 120 u. 121. vergl. nod 
Rebdorf ad 1848 bei Freher, I, 685 u. 686. 

7) Chron. Thuring. bei Schoettgen et Kreysig, I, 89. unb Mencken, 
I, 1698 u. 1700. 

8) Urt. von 1247 in Quellen, I, 886. 

9) Urk. von 1824 $. 11 bei X. u. Stengel, p. 506. 
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m Pabberg, Werl u. a. m. in Weftphalen 2%). In Straßburg 
findet man ſchon zur Zeit des alten Stadtrechtes ſolche offene 
Wirthshäuſer und Fremden Herberge (peregrinorum hospicia oder 
„der offenen wirte huſer“) 12), welche von ben erwähnten herrichaft: 
lichen Wirthshäufern verfchieden geweſen zu fein fcheinen. Jeden: 
falls fpricht aber Köntgshofen zum Sahre 1365 von foldhen nicht 
berrichaftlichen offenen Herbergen und Wirthshäufern in Straß: 
burg 12). An Bafel wird im Sabre 1840 und nachher noch öfter 
einer Herberge für fremde Kaufleute gedacht. Der damalige Wirth 
wurde Schnabel genannt. Und von ihm hat fodann das Wirths- 
haus felbft den Namen Schnabel erhalten und auch jpäterhin be: 
halten. Andere Wirthshäufer werden genannt im Fahre 1339 ber 
Thurm ze Rin, 1424 die rothe Herberg auf dem Kolenberg, um 
1433 das Wirthshaus zum Blumen, zum Luft, zum Thor, zum 
Angber, zum Rößlin, zur Summerow, zum Hafenclav, zum rothen 
Löwen, zum großen Keller, zum Hüwe, zum Nomen, zum Rofgar- 
ten, zum Pfauen an der Rheinbrüde, zum niebern Pfauen, zum 
Affen, zum Roß, 1439 zum Schiff, 1450 zum Strauß, 1455 zur 
Krone und 1477 zum Meerichwein 12°). In Lübeck wurde im 
Jahre 1358 dem heiligen Geift Haufe gegenüber eine neue Frem⸗ 
benherberge gebaut und ſodann ein Almofenftoc öffentlich aufgeftellt, 
um Gaben für diefelbe zu fammeln. Es tft jedoch wahrjcheinlidh, 
daß biefe neuerbaute Frembenherberge mit jener geiftlichen Stifs 
tung zufammenbing, alfo feloft eine getftliche Anftalt war 125). Se: 
benfalls findet man aber bereits im 13. Jahrhundert eigentliche 
Wirthshäufer in Freiburg im Uechtlande. Denn die Im Stadtrecht 
mehrmals erwähnten hospites, zumal bie bürgerlichen hospites (ho- 
spites burgenses) find offenbar Gaftwirthe geweien 12°). Auch in 


10) Seiberg, Rechtsgeſch. von Weftfalen, III, 789. 
11) Stadtr. c. 91 bei Grandidier,, II, 79. vergl. noch Stabtr. von 1249 
$. 11 bei Mone, Anzeiger, VI, 24. und bei Strobel, I, 550 $. 6. 
12) Königshopen, p. 290. — „gon gen Strosburg in die beste wurtes: 
„büjere — das bozumole ein genge herberge was.“ 
128) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 60. 
12b) Urf. von 1858 bei Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrh. p. 217. — 
truncum, in quo si aliquid in usum hospitalis novi constructi ad 
hospitandum peregrinos — dari contingat, posuerunt. 
12c) Handfeſte von 1249, 8. 80, 81 u. 98 bei Baupp, II, 97. 


12 Das Stabtregiment. 


Eichſtädt gab es im 14. Jahrhundert ſchon offene Wirthshäufer 124). 
In Frankfurt Hat bereits im Jahre 1364 das Gaſthaus zur golde- 
nen Wage und im Sahre 1429 die Herberge zum Linbwurm be- 
ftanden 12°), An Soeft findet man bereits im Jahre 1295 ein 
Meinhaus (domus vinaria) !?f) und in Büren im Jahre 1248 einen 
Gaſtwirth (caupo) 1%). Weinhäufer, fogenannte Weinftubenhalter, 
gab es in Köln im Sabre 1441 ſchon 248 1%). In anderen 
Städten nahmen bie Stabtgemeinden felbft die Beherbergung und 
Verpflegung der Fremden in die Hand und errichteten zu dem 
Ende ftäbtifche Wirthshäufer, in welchen die Retfenden theil um: 
fonft theils gegen eine mäßige Vergütung Aufnahme fanden. _ In 
Bremen findet man feit dem Anfang des 14. Jahrhunderts ein 
ſtaͤdtiſches Gafthaus und etwas fpäter noch ein zweites. Jedes 
von beiden wurde von zwei Rathäherren verwaltet 12), In Coes⸗ 
feld gab es feit dem Jahre 1445 ein ſtädtiſches Gafthaus, in wel- 
hem die Reifenden für eine Nacht unentgeltliches Unterfommen 
fanden und im Erfranfungsfalle auch längere Zeit verpflegt wer: 
den follten %). Die meiften Fremdenherbergen biefer Art waren 
jedoch für fremde Reiſende beftimmte Armen: und Krantenhäufer, 
von benen glei nachher die Rede fein wird. In Mainz wurde 
noch im Jahre 1492 ein eigener Judenwirth zur Beherbergung der 
reifenden Juden angenommen und ihm die Judenherberg zum Tal- 
ten Bad gegen einen jährlichen Zins verpachtet !5). Auch in Franl: 
furt a. M. hatten die Juden ein eigenes Wirthshaus, das foge- 
nannt Heckhaus der Juden!‘ Nach und nad haben fich je 
doch auch dieje ſtädtiſchen wie die herrichaftlichen Wirthshäufer ver⸗ 
Ioren, und die Verpflegung ber Fremden ging ſodann allenthalben 


12d) Urk. von 1858 in Mon. Boic. X, 275. — „ze Eyſtet, in eins ofien 
„Wirtes Huf.“ j 
12e) Battonn, II, 217 u. 241. 
12f) Urf. 1295 bei Seiberg, II, 1. p. 562. 
12g) Urk. 1248 bei Seiberg, II, 1. p. 321. 
12h) Ennen, Geſch. LI, 604. 
13) Stat. von 1308 bei Oelrichs, p. 29—80. Donandt, I, 340. 
14) Söfeland, p. 39 u. 40. | 
15) Urk. von 1492 bei Schaab, Geichichte der Juden in Mainz, p. 134— 
137.- 
16) Kriegf, Bürgerzwifte, p. 445. 
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in die Hände von Gewerbsleuten über, welche auch dieſes Gejchäft 
wie jebes andere Gewerbe, meiftentheils als ein zunftiges Gewerbe 
betrieben ($. 290). 


$. 408. 


Der größere Verkehr führte auch zum Verkehr und zum 
Handel mit auswärtigen Gewerbs: und Handelsleuten, zu Han: 
deisgejellichaften mit fremden Kaufleuten, und zu Gewerbs- und 
Handelsverbindungen mit anderen Städten und dieſe ſodann 
zu Gewerbs- und Handelsverträgen und zu Städtebündniffen. 
Der Handel und die Hanbelsverbindungen von Regensburg, Magde⸗ 
burg, Bardewik, Erfurt u. a. m. reichen ſchon in die Zeiten Karls 
des Großen und noch weiter hinauf (6. 75, 248 u. 249), die Han- 
delöverbindungen von Augsburg mit Köln wenigftens bis ins 12. 
Jahrhundert ($. 247). Späterhin wurden befanntlih Augsburg 
und Nürnberg Site des Hanbels mit Venedig und mit dem Orient, 
Auch Wien, Ulm, Lübeck, Bremen, Hamburg, Köln, Soeft, Dort: 
mund, Braunfchweig u. a. m. trieben jedenfall3 ſchon feit dem 12. 
und 13. Sahrhundert bedeutenden Handel mit dem Ortent, mit 
Nußland, LXiefland, Dänemarf, England und mit anderen Län- 
dern ). Die Handelöverbindungen führten auch zu Gewerbsver- 
bindungen und zu Berträgen mit fremden Städten über das Ge: 
werbswejen. Soldye Verträge über das Gewerbsweſen ſchloſſen 
aber nicht bloß die Zünfte mit den Zünften fremder Städte (6.282), 
fondern auch die Stabträthe felbjt namens der Zünfte und in 
ihrem Intereſſe. So 3. B. die Stabträthe von Lübeck mit den 
Räthen von Hamburg, Roftod, Stralfund, Stettin, Greifswald, 
Wismar u. a. m. ?). Die Nothwendigkeit für die Handelsleute 
ihren Handel auswärts perjönlich zu betreiben und doch zu gleicher 
Zeit auch ihre Platgefchäfte gehörig wahrzunehmen führte zu Han: 
delsgejellichaften von zwei und mehreren Kaufleuten, 3.8. in Lübeck 
jeit dem 13. und 14. Zahrhundert 2). Die Hanbelöverbindungen 
mit fremden Städten führten zu Niederlaffüngen ver Einheimifchen 


1) Süllmann, I, 203—206. Jäger, Ulm p. 686 ff. 

2) Urf. von 1321, 1854. u. 1876 bei Wehrmann, Lüb. Bunftrollen, p. 176, 
225 u. 226. 

8) Pauli, Lüb. Zuflände im 14. Jahrhundert, p. 189—142. 
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in der Fremde und umgelehrt auch wieder zu Nieberlaffungen pe 
Fremden in den deutſchen Stäbten ($. 242). 

Die Handelöverbindungen hatten aber auch politiſche Ber: 
bindungen (Städtebündnifle) zur Folge. Die Conjurationen, Eon- 
füderationen und Colligationen der Städte begannen ſchon im 12. 
Sahrhundert. Denn fie wurden bereits in den Jahren 1158, 1226 
und 1231 von den Deutichen Königen verboten %). Ste dauerten 
aber nad) wie vor fort. Denn es entftanden noch im Laufe bes 
13. Jahrhunderts jene Etäbtebündniffe zur gegenſeitigen Unter⸗ 
ſtützung und zur Erhaltung des für den Handel fo nothwendigen 
Landfriedens (pax generalis), der Bund der Nheinifchen Städte 
im Sabre 12545), der Bund der Herren und Städte in ber 
Wetterau im Jahre 1265, der Bund mehrerer Städte am Rhein 
und in der Wetterau im Sahre 1273, der Bund mehrerer Land: 
herren mit 17 Städten im Elſaß, am Rhein und in ber Wetterau 
im Sahre 1278, der Bund einiger Städte in der Wetterau im 
Sahre 1285 ©), die Städtebündnifle von Freiburg, Villingen, Rott: 
weil u. a. m. im Breisgau im 14. Sahrhundert 7), die Bünbniffe 
ber Städte Bafel und Straßburg unter fih und mit ben jchwäbi: 
ihen und rheiniichen Städten im 14. und 15. Jahrhundert ®) u. 
a. m., insbefondere aud) der hanfeatiiche Städtebund, welche Bünd⸗ 
niffe mehr oder weniger von Handelsverbindungen ausgegangen 
find und vor Allem den Schub tes Handels und Wandels und 
daher einen allgemeinen Landfrieden zum Gegenftand hatten. Noch 
in ben Jahren 1308 und 1396 ſchloſſen 14 märfifche Städte, Bran- 
benburg und Berlin an ihrer Spige einen Bunb wider die räuberi- 
ſchen Edelleute als Feinde des Vaterlands zu fechten . Die 
Bundesangelegenheiten waren deshalb mehr oder weniger ſelbſt 
Handels: und Gewerbsangelegenheiten. Wenigſtens brebte fich ein 


4) Pertz, IV, 112, 258 u. 279. 

5) Pertz, IV, 868 ff. Urkunden von 1254 bis 1256 bei Boehmer, Frankf. 
Urfb. I, 98, 97 u. 100—114. 

6) Boehmer, p. 134, 162, 185 u. 218. 

7) Schreiber, Gef. von Freiburg II, 128 u. 227 f. 

8) Heusler, Stabtverf. von Baſel, p. 849—854. 

9) Fiſchbach, Stäbtebejchreibung der Mark Brandenburg, I, 6. En oben 
§. 128 u. 129. 
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großer Theil der auswärtigen Verhältniffe ber Städte um das Ver: 
kehrs⸗ und Gewerbsweſen herum. 

Eine Hauptangelegenheit der Stadigemeinden war jedoch das 
Verkehrs⸗ und Gewerbsweſen ſelbſt und deſſen Beauffichtigung, 
um dadurch die Gewerbe und den Handel möglichit zu heben. 


Gewerbspolizei. 


$. 404. 


Die Gewerbspolizei lag zwar zunächſt in den Händen 
der Zünfte (6. 275). Darum waren aber die Stadtgemeinden und 
die Stabträthe nicht von ihr ausgeſchloſſen. Denn die Zünfte 
fanden unter der Aufficht des Stabtraths. Die Anordnungen der 
Zünfte mußten dem Stadtrath zur Beitätigung vorgelegt werben. 
Defters wurden biefe Verordnungen fogar von den Stabträthen 
allein ohne Zuziehung der Zünfte oder auch gemeinschaftlich mit 
ihnen erlaflen (6. 272 u. 283). Dafjelbe gilt von der Ernennimg 
oder Beitätigung der Zunftvorſteher ($. 270). Allenthalben hatten 
jeboch die Stadträthe und die Gemeinden das Recht in Gewerbs⸗ 
angelegenheiten einzujchreiten und mit oder auch ohne Zuziehung 
der Zünfte Anordnungen zu treffen und Verordnungen zu machen. 
In Nürnberg geichah diejes bereits im 14. Jahrhundert. Der 
Stabtrath machte dafelbjt Verordnungen über die Anzahl der Mei- 
fter und ber von jedem Meifter anzunehmenden Lehrknechte und 
Lohnknechte, ſodann über die Meifterwerke, über die Blech- und 
Eifenfchmiede, über die Eifenhammer u. a. m. Auch ward ver- 
orbnet, daß niemand zwei Handwerke neben einander treiben folle!). 
In Köln fanden die Zünfte bis ins 14. Jahrhundert unter der 
Nicherzehe und diefe ſetzte aus ihrer Mitte jeder Zunft einen 
Dbermeifter vor zur Oberanfficht über die Zunft 2. In Mün- 
hen machte der Stabtrath feit dem 13. und 14. Jahrhundert eine 
Menge Verordnungen über die verjchiedenen Arten von Gewerben 
und über die Ausübung biefer Gewerbe. Und um aud für den 
gehörigen Vollzug biefer Anordnungen zu forgen, wurden für jedes 


1) Die Rathsordnungen aus 14. sec. bei Siebenkees, Materialien, IV, 
679—688. 
2) Ennen, I, 548, IL, 598 u. 699. vergl. oben $. 288. 
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einzelne Gewerbe den Obermeiftern in Köln ähnliche Auffeher, 
geſchworne Pfleger, beftellt, welche die Gewerbe beauffichtigen, 
fie von Zeit zu Zeit befichtigen und dem Stabtrath und dem Stabt- 
richter melden und rügen follten, was fie bei der Befichtigung 
Strafbares gefunden ?). Auch in dem Stadtrecht von Augsburg 
vom Sabre 1276 findet man ſchon eine Menge VBerorbnungen über 
alle Arten von Gewerben 4). Viele Rathsordnungen über das Ge- 
werbswejen aus dem 14. Jahrhundert in Ulm), in Regensburg 
u. a. m., in Regensburg 3. B. eine Rathsordnung von 1244 und 
1315 über die Echufter (Chuderwaner), Gademer und Schreiner, eine 
andere von 1259 unb 1314 über bie QTücherbereitung, eine weitere 
Verordnung von 1808 über das Silberbrennen u. ſ. w.*). Dabei 
wurde Fein Gewerbsmaun vergefien, unter Anderen auch nicht die 
Schneider. Ste Jollten feinen Handel mit Tuch u. bergl. treiben 
und die Befolgung der Kleiderorpnungen beſchwören, 3. B. in 
Ulm ?), in Regensburg ®), in Bafel9), in Brünn 10) u. a. m. Auch 
in Frankfurt a. M. erfchienen feit dem 13. und 14. Jahrhundert 
viele Rathsorbnungen zum Schutze bes Publikums gegen Beein- 
trächtigung der Bäder, Schmiede, Zimmerleute, der Unterfäufer 
u. ſ. w. 11). Auch die Trinkſtuben ftanden unter der Aufficht 
bes Stabtrathes und ohne Willen und Willen des Rathes follte 
feine neue Trinkſtube errichtet werben 12). 

Eine Hauptaufgabe der Stabträthe war die Aufficht über die 


8) Stadtrecht, art. 439, 448 u. 447. von Sutner, über die Berfaflung 
der älteren @ewerbspolizei in Münden in biftor. Abhl. ber Bair. Afad. 
der Wiſſ. II, 482—495 u. 504 ji. 

4) Stadtrecht bei Freiberg, p. 28—89 u. 115—126. von Stetten, Kunſt⸗ 
und Gewerbogeſchichte, p. 5 fi. 

5) Rothes Buch bei Ziger, Mag. III, 500 u. 518. 

6) Bei Freyberg, V, 89—98. vergl. no p. 1-29. 

7) Jäger, Ulm, p. 630. 

8) Gemeiner, III, 688. 

9) Ochs, V, 188. 

10) Schöffenſatzung bei Rößler, p. 389. 

11) Urk. von 1284 bei Böhmer, p. 214. Statut von 1852, c. 5, & 1, 
c. 7 u. 8 bei Senckenberg, sel. I, 12, 14, 15. 

12) Verordnung von 1858 bei Senckenberg, sel. I, 23. 
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Bearbeitung gewiſſer Rohſtoffe und über die Fabrikation 
mancher Waaren. Um nämlich die gehörige Verarbeitung zu 
überwachen und dadurch den Abſatz der Waaren zu fichern, wurde 
eine Befichtigung der Fabrikate, ſowohl während ihrer Bearbeitung 
als nach ihrer Vollendung eingeführt und verorönet, daß jede 
Waare mit den Zeichen der Zunft oder des Meijters 
jelbft und mit dem Stempel oder Zeichen der Stabt ver: 
iehen fein jolle, 3. B. in Münden 12), in Köln 1%) und in Lübed 
wenigitens bei den Goldſchmieden 15). Die Bezeichnung der Waa⸗ 
ven mit dem .Zeihen der Zunft oder des Meifters war - 
auch im 14. und 15. Jahrhundert noch vorgejchrieben in Regens⸗ 
burg!®), in Nürnberg IT), in Ulm, Bafel u. a. m. In Ulm be 
Itanden diefe Zeichen in einem Ring, in einem Ochſenkopf mit dem 
Stern, in einem Löwen, Ejel, Hund u. drgl. m. 18), und in Bajel 
in einem Ochfen, Löwen, Wagen, Sattel, Agnus Dei u. a. m. 19). 
An Nürnberg und Regensburg ſcheint damals noch jeder Bürger 
fein eigenes Zeichen gehabt zu haben. Denn es ift öfters von dem 
Zeihen der Bürger die Rede, welches offenbar uriprünglich bie 
Hausmarfe war 2°). In Frankfurt hatte die Zunft ber Ge 
wandmacher bereits im 14. Jahrhundert ein eigenes Siegel, 
mit welchem die Tücher befiegelt zu werben pflegten 2). Mit vem 
Zeihen der Stadt, db. b. mit dem Stadtwappen („ber ftat 

13) von Sutner, a. a. O. II, 509, 511, 585 u. 586. 

14) Urk. von 1869 in Quellen, I, 400. 

15) Rolle von 1492 bei Wehrmann, p. 215. — „jo ſhal eyn jewelick 
„goldſmit ſyn werd, dat be maket, tefenen laten mit der fiabt 
„tetenn vnde ſyn egene teyken dar by flan” — 

.. 16) Rathsorbnung von 1808 bei Freyberg, V, 97. — „und fol der purger 


„zaichen vnd fein felbers zaichen bar an legen.” Gemeiner, I, 456. 

17) Siebenkees, I, 117. 

18) Säger, Ulm, p. 685, 640 u. 656. 

19) Ochs, IIL, 190. 

20) Rathsordnung aus 14. sec. bei Siebenfees, I, 117. — „fie fein benn 
„gezaichent mit der Burger zaihen —.“ Rathsordnung von 1808 bei 
Freyberg, V, 97. u. Gemeiner, I, 456. „Es ſoll jeder, der brennen 
„will, vor Rath kommen, und fein Zeichen vorlegen —.“ vergl. Mi: 
Kellen, die Hausmarke, p. 64 ff. 

21) Urk. von 1855 bei Böhmer, I, 686. 

» Maurer, Stäbteverfaffung III. 2 
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ſchilte) mußten aber die Waaren allenthalben gejtempelt werben, 
3. 2. in Nürnberg 22), in Ulm 22), in Eßlingen 2%), in Soeft 25), 
in St. Gallen *), In Baireutb u. a. m., insbejondere auch im 
nördlichen Deutſchland. Die zur Probe, daß fie echt fei, geftempelte 
Waare nannte man bafelbft Staal, und daher das zur Nieder⸗ 
lage von ſolchen geftempelten Waaren dienende Gebäude einen 
Stalgaben oder Stalhof ($. 338). In Batreuth follten bie 
Tücher am einen Ende mit einem Stempel und am anderen Ende 
mit einem angehefteten Stückchen Blei verfehen werden, auf welchem 
ein Adler gezeichnet war 27), Das Stempeln der Waaren mit dem 
Stadtwappen geſchah insgemein erſt nad) vorgenommener Schau. 
‚ Darum nannte man öfters das Stabtzeichen felbft ein Schau= 
zeichen, 3. B. in Ulm 2e). Und es mußte dafür ein fogenanntes 
Zeiche ngeld entrichtet werden, 3. B. in Baireuth 29). 

Am früheften kommen die Tuchſchaue vor. Die Tuchbe⸗ 
reitung und der Handel mit Tüchern war eine ber früheften unb 
ergtebigjten Quellen ber ftädtifchen Nahrung und daher frühe ſchon 
Gegenftand der Vorforge für die Gewerbsgenofien ebenfowohl wie 
für die Stabdträthe. Die MWollenweber ober Tuchmacher, die Ge- 
wandſchneider und Kaufleute bildeten bie erften Zünfte und Gilden 
($. 267 u. 268). Und die Stabträthe machten frühe ſchon Tuſch⸗ 
ordnungen und Wollweberordnungen und orbneten Tuch 
ſchaue an, um die Tuchbereitung gehörig zu überwachen und da= . 
durch für den Kredit der Tücher zu forgen und ihren Abſatz zu 
fihern. Die früheften Anordnungen dieſer Art finden fi in ben 
Niederlanden und in England, dann aber in Deutichland 29). 


233) Siebenfees, I, 117. — „das ander Eyfen bat ein kron dvfj ber flat 
‚Hill. Damit fol man zaichen.“ — 

28) Jäger, Ulm, p. 689, 654, 655 u. 662. 

24) Pfaff, p. 706. 

25) Urk. von 1260 bei Seibers, II, 1. p. 394 u. 885. — signum ci. 
vitatis —. 

26) Simler, p. 597 u. 598. 

27) Lang, Geſch. von Baireuth, I, 58. 

28) Jäger, Ulm p. 689. 

29) Lang, I, 58. 

80) Hüllmann, I, 258—257. 
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Allenthalben findet man Vorſchriften über bie Länge und Breite 
und über die Güte der einzelnen Stüde nad den verichiebenen 
Sattungen der Tücher, öfters auch über ihre Farbe. Und zur 
Ueberwachung ber gehörigen Bereitung wurden Tuchſchaue ein- 
geführt und verorönet, daß jedes Stück Tuch mit dem Zeichen 
bes Meifters und mit dem Stadtzeichen verfehen fein, d. h. 
mit dem Stabtwappen geftempelt werben ſolle. Solche Tuchorb: 
nungen und Tuchſchaue finden fi nun in Regensburg feit dem 
Sabre 1259 2), in Soeft jeit dem Jahre 1260 22), in Köln Tängft 
vor dem Jahre 1230 23), und auch in München feit dem 13. und 
14. Sahrbundert 29). Die Älteften Tuchorbnungen und Schauord⸗ 
nungen von Ulm find aus dem 14. unb 15. Jahrhundert. Am 
15. Sahrhundert hatte die Ulmer Schau bereits einen fehr gro- 
Ben Ruf wegen ber Strenge mit welcher fie gehandhabt worben 
if. Denn je ftrenger bie Schau, deſto größer der Ruf und ber 
Abſatz der Tücher, wie dieſes bie Handbelsgeichichte von Ulm und 
auch von Eßlingen beweiſt 25). Neben der eigentlihen Tuchſchau, 
bei welcher das Schaugeriht aus zwei Webern, einem Tuch⸗ 
jcheerer und aus einem Färber beitand, kommt in Ulm auch noch 
eine Lodenſchau für die Warner oder Loderer und eine Bar- 
chentſchau für die Barchentweber vor: Und die Yärber ſtanden 
daſelbſt unter der Aufficht eigener Schauer, die Schwarzfärber unter 
den Shwarzihauern und die Rothfärber unter den Roth: 
ſchauern?e). Solche Tuchſchaue fommen auch in Eflingen vor 
und neben ihnen noh Grobgrünſchaue für die Grobgrün- 
weber ?). Eben jo eine Tuch ſchau in Franffurt?®), in St. Sal- 
len ?®), in Baireuth *%), und eine Schuͤrlitzertuch ſchau in Ba⸗ 


81) Gemeiner, I, 881. 

82) Url. von 1260 bei Seibertz, II, 1. p. 394 u. 895. — examinatio 
pannorum cum signo civitatis. 

85) Urk. von 1280 bei Ennen, Quellen, II, 122. 

84) von Sutner, a. a. D. II, 489-491, 511, 512, 585 u. 586. 

85) Jäger, Ulm, p. 639. Pfaff, p. 685 u. 686. 

86) Säger, Ulm, p. 684-649. 

87) Pfaff, p. 685 u. 690. 

88) Urk. von 1855 bei Böhmer, I, 685. 

89) Simier, p. 597 u. 598. 

40) Lang, I, 58. 
2* 
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fel 21). Eine eigene Tuchſchau war auch die Fuggerſche Schau 
in Weißenborn #2). 

Aehnliche Anorbnungen wie bei der Tuchbereitung wurben 
feit dem 14. unb 15. Sahrhundert auch über die Verfertigung an- 
derer Waaren getroffen und allzeit damit auch eine Befichtigung 
(Schau) während ihrer Bereitung und nach ihrer Vollendung 
verbunden. Anorbnungen über bie Verfertigung ber Leinwand 
verbunden mit einer Leinwandihau z. B. in Frankfurt “), 
in St. Gallen 4), in München %), in Stendal *) und in Ulm, 
wo die Leinwandſchau im Göljchenkeller vorgenommen wurde #7). 
Anorbnungen über die Verfertigung der Gürtel verbunden mit 
einer Sürtelihau, 3. B. in Nürnberg 2%), Anordnungen über 
die Bearbeitung des Leber mit einer Lederſchau, 3. B. in 
Ulm %), in München und in den übrigen Bairiſchen Stäbten 89). 
Eine mit der Lederſchau verbundene Schau der fertigen Schuhe 
3. B. in Bamberg !). Anordnungen über bie Bearbeitung des 
Silbers und des Golbes, 3. B. in München 52), in Eplingen ®2) 
und in Ulm, wo zwei früher von ber Zunft ermählte, fpäter aber 
von dem Stabtrath ernannte Goldſchauer bie Gold- und 
Silberfhayn vorzunehmen hatten $%). Anordnungen über die 
Bearbeitung bes Bleies und Zinns zu Kannen, Gloden u. dergl. 
m., 3. B. in Ulm55), in Eßlingen se) und in München 2’). An: 


41) Rathsordnung von 1409 bei Ochs, III, 120. 

42) Jäger, Ulm, p. 662. 

48) Kirchner, I, 240. 

44) Simler, p. 596 u. 597. 

45) von Sutner, U, 511. 

46) Urf. von 1809 bei Lenz, 1, 181 u. 182. 

47) Jäger, Ulm p. 688. Schmib, ſchwäb. Wörtb. p. 288. = 
48) Rathsordnung aus 14. sec. bei Siebenlees, IV, 688-685. 
49) Jäger, p. 681 u. 632. 

50) Urk. von 1894 in Mon. Boic. 85, II, p. 182. 
.51) Stadtrecht $. 428 u. 428 bei Zoepfl, p. 117 u. 118. 

52) von Sutner, II, 51l u. 512. 

88) Pfaff, p. 706. 

54) Jäger, p. 654, 655, 660 u. 6861. 

55) Jäger, p. 668 u. 664. 

66) Pfaff, p. 706. 
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orbnungen über die Bearbeitung der Senfen, der Sicheln, ber Zie⸗ 
gel, der Handſchuhe, der Hofen u. |. w., und über deren Beſchau 
durch eigene Beichauer oder Pfleger, 3. B. in Münchenss), Eine 
Menge Anoronungen in Lübeck über die Art und Güte der Ar- 
beit, über das Arbeitsmaterial, über die Arbeitszeit u. bergl. m., 
verbunden mit einer Beauffichtigung ber Arbeiten und einer ‘Prä- 
fung und Beſichtigung zumal jener Waaren, weldhe für den Hans 
del beftimmi waren, „bat de kopman nicht bebrägen werbe” 59). 
Die Aelterleute der einzelnen Zünfte follten zu dem Ende von Zeit 
zu Zeit die Werkitätten befuchen und bie fertigen Nrbeiten und 
Waaren befidhtigen. Und ehe fie befichtiget und für gut erflärt 
worden waren, follten fie nicht verkauft werden ). Wie in Lübeck 
jo wurde auch in Bremen und in Köln die Güte der Arbeit und . 
das Arbeitsmaterial von den Zunftvorſiehern ftreng überwacht. 
Schuhe, Stiefel und PBantoffel, welche auswärts verfauft werden 
jolten, mußten zuvor von den Vorſtehern der Zunft geprüft wer: 
den ®®). Lohgerber, welche jchlechtes Leder auf ben Markt brach: 
ten, wurden gejtraft, wenn bie Vorfteher der Zunft bezeugten, daß 
es Schlecht ſei. Eben jo wurden diejenigen geftraft, welche ihr Leder 
an einem anderen Orte als in dem von dem Mathe beftimmten 
Haufe verfauften (in domo, quam ad hoc consules deputarint) 9%), 
Auf manchen Märkten wurden fogar, offenbar wegen der verlang- 
ten Aufficht der Zunftvorſteher, nur die Mitglieder einer Zunft mit 
ihren Waaren zugelaflen, was die Pantoffelmacher zu Bremen 
noch am Ende bes 16. Sahrhunderts veranlagt hat, ſich ebenfalls 
zu einer Zunft zu vereinigen *%). 

Um bie Bürger vor Webervortheilung zu bewahren und zu 
ſchützen wurbe fogar der ben Gewerbsleuten und Handwerkern 
ſchuldige Taglohn ſchon feit dem 13. und 14. Jahrhundert be- 
ftimmt, 3.8. in Nürnberg der Lohn der Zimmerleute, Steinmeben, 


57) von Suiner, II, 511 u. 512. 

58) von Sutner, II, 511 u. 512. 

59) Rolle ber Reper (Reiſſchläger, Seiler) von 1890 bei Wehrmann, p. 884. 
60) Wehrmann, p. 129, 180, 141—149. 

608) VBöhmert, p. 17, 22, 71 u. 88. Ennen, Geld. II, 686 ff. 

606) Rolle von 1805 u. 1444 bei Böhmert, p. 78 u. 77 . 

60€) Rolle von 1589 bei Böhmert, p. 82. 
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Maurer, Dachdecker, Tüncher und der Klaiber, die in Lehm und tn 
Anderen ſchmierigen Sachen zu arbeiten hatten!) In Regens⸗ 
burg der Lohn der Zimmerleute, Steinmegen, Ziegeldeder und an- 
derer Tagwerker 02). In Ulm ber Lohn ber Zimmerleute, Maurer, 
Mörtelmacher, Mörtelträger, Klaiber, Decker, Taglöhner, und jogar 
‚ber Lohn der Knechte und Maͤgde 2). In München ber Lohn ber 
Zimmerleute, Maurer und Deder. "Sogar ber Frach tlohn ber 
Flößer war dafelbit im Intereſſe der damals wegen bes Handels 
mit Stalien fo wichtigen Floßfahrt auf ber Star geſetzlich be⸗ 
ftimmt %), Eben fo der Arbeitslohn der Schneider 6). In Bafel 
ber Lohn der Lehrknechte, der Zimmerleute, der Maurer. und 
Deder, jodann noch der Lohn der Fuhrleute zu Wafler und zu 
Land 99, ; 


$. 409. 


Eine Hauptangelegenheit der Stabtgemeinden war auch bie 
Marktpolizei ($. 88) und bie damit verbundene Aufficht über alle 
jene Gewerbe, welche die Lebensmittel zu bereiten oder herbeizu⸗ 
ſchaffen hatten, die jogenannte VBictualienpolizei (que perti- 
nent ad uictualia) '). Daher findet man allenthalben ſchon ſeit 
dem 12., 15. und 14. Jahrhundert Rathsordnungen über bie 
Beaufjichtigung der Bäder, Mebger, Müller, Mehlhändler oder 
Melber, der Fiſcher, Wirthe, Brauer u. a. m., 3.2. in Hagenau 2), 
in München ?2), in Augsburg %), in Frankfurt), in Um, in 


61) Siebenfees, IV, 681. Ueber das Wort Klauber vergl. Schmeller, II, 
849, 
62) Gemeiner, II, 148. 
68) Süger, p. 618-616, 665 u. 666. 
64) von Sutner, II, 489, 498, 510 u. 818. 
65) Bair. Annalen von 1888, p. 851. 
66) Ochs, III, 202 u. 208. 
1) Stabtregt von Medebad von 1165, $. 20 bei Seiberk, II, 1. p. 75. 
9) Stadtrecht von 1164 $. 26 bei Gaupp, I, 100. 
: 8) von Sutner, II, 482 u. 511 ff. 
4) Stadtr. von 1276 bei Freyberg, p. 115—124. 
5) Statut aus 14. sec. bei Senckenberg, sel, jur. I, 6—11, 20—28 u. 
89—41. vergl, Gewohnheiten ber Handwerker von 1855 bei Boehmer, 
I, 688 fi. 
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Regensburg ?), in Eßlingen ®), in Bafel 9), in Meran 20), in Nürn- 
berg u. a. m. Eine Nürnberger Broborbnung aus bem 15. Jahr: 
hundert enthält weitläuftige Vorſchriften über die verjchiebenen 
Sorten von Brod und über die Art ihrer Bereitung !!). Auch war 
e8 bafelbft, wenn es an Brod mangelte, ben auswärtigen Bädern 
and Mehlhändlern geitattet, an gewillen Wochentagen Brod und 
Mehl in die Stabt zu bringen 12), Allenthalben waren Beſich⸗ 
tigungen, Brodſchaue, Fleiſchſchaue, Fiſchſchaue, Mühe 
len- und Mehlſchaue, Weinſchaue, Bierſchaue und ſoge⸗ 
genannte Victualienſchaue angeordnet 12), Die Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die geſetzlichen Anorbnungen wurben ftrenge gerügt 
und befiraft. Beſonders fireng war man gegen die Bäder Sie 
ſollten nicht bloß an Geld. geftraft, fonbern auch noch z. B. in 
Augsburg, Regensburg u.a.m. gefchuppt oder in bie Schnelle 
gejeht, und das nicht gewichiige oder unrichtig gebadene Brod 
weggenommen und unter bie Armen vertheilt werden. Die Bäder 
ſollten bie verſchiedenen Getreivearten nicht mifchen, wenigftens nicht 
ohne Erlaubniß des Stabtratbs miſchen. Der Weit, Roggen, 
Haber und die Gerfte follte beſonders gebaden, alfo verſchiedene 
Brodforten, 3. B. in Augsburg fechlerlei Brobe gebaden werben. 
Au die Weinwirthe und die Leitgeben ftanden unter ſtren⸗ 
ger Aufficht. Sie jollten die Weine nicht mifchen, weder mit Waſſer, 
Milch, Biern: oder Aepfelmoft, noch auch geringere Weine mit 
befieren, 3. 3. in Nürnberg '%), Ulm 15), Regensburg 19), Auge: 





6) Jäger, p. 619680. 

7) Gemeiner, L, 468, 480, 508-510 u. 519. 

8) Pfaff, p- 678 ff. 

9) O8, III, 196 ff. u. 202. Baſel im 14. Jahrhundert, p. 45. 

10) Stadtrecht 8. 8-—9 bei Haupt, Beitfchrift, VI, 415 ff. 

11) Siebentees, III, 81 - 86. 

12) Siebentees, II, 21—28. 

18) Bgl. 3. B. Bamberger Stadt. 5. 424 u. 428 u. Nr. 91 bei- Zöpfl, 
p- 118 u. 157. Lang, Geſch. von Baireuth, I, 87. 

14) Siebenfees, IV, 719. 

15) Jäger, p. 458. 

16) Gemeiner, I, 508. 





24 : Gewerbspolizei. 


burg 7), Bafel 1%) u. a. m. Im Köln wurden bie Weinfälſcher 
jtrenge beftraft, zuweilen ſogar auf beiden Baden und im Nacken 
gebrandmarft 19). In Frankfurt follten die bei einer Kellervifita- 
tion bei den Wirthen gefundenen mit gefälichtem fogenannten 
ftummen Wein gefüllten Fäfler vor den Nömer geführt und ihnen 
daſelbſt in feierlicher Weiſe von dem Scharfrichter (Stüder) der 
Boden ausgefchlagen, der Wein in den Main laufen gelafjen, und 
außerdem die Wirthe noch an Geld geftraft werben 9%) Auch 
das fogenannte Weinmacen, das „Wyne machen“ und bas 
„Weingemeht? war allenthalben verboten, 3. B. in Nürn- 
berg 29), in Frankfurt, in Ulm, Münden u. a. m. In Frankfurt 
war insbejontere au das Weinmadhen mit gebrannıtem Wein 
(Branntwein) verboten ?!), und in Baſel das Weinmachen und 
Wein Arznen „es jey mit Waydaſche, Schwefel, Scharlachkraut, 
„Eyern, Mid, Salz, Kald) oder fonften, denn e8 follte ein 
„ieder Win bliben, als ihn Bott bat wachſen Laj- 
fen”22). In München nannte man den gemachten Wein einen 
ungerehten Wein ??), und das Weinmachen wurde daſelbſt als 
Fallhung beftraft 2%). Auch follte man die Weine nicht unter 
einem faljchen Namen verkaufen, 3. B. in Nürnberg die Franken: 
weine nicht für Elfäßer oder gar für Nheinweine ausgeben 2%). 
Und die Weinfälfchungen felbft wurden allenthalben mit großer 
Strenge beitraft, z. B. in Frauffurt?0), in Nürnberg 27), in Ulm?®) 
u. a. m. 

Wie die Weinwirthe, ſo ſtanden auch die Bierwirthe und 


17) Freyberg, p. 118. 

18) Ochs, III, 196. 

19) Ennen, Geſch. II, 608. Bodmann, Rheing. Alt. I, 408. 
19a) Lerſner, Chron. von Frankfurt, I, 498. 

20) Siebentees, IV, 718. 

21) Ratbsorbnung von 1861 bei Senckenberg, I, 44 u. 46. 
23) Ochs, III, 196, V, 141. 

238) Stadtrecht bei Auer, p. 125 u. 148. 

24) Rathsbeſchluß von 1420 in Bair. Annalen von 1888, p. 850. 
25) Siebenkees, IV, 722 u. 728. 

26) Ratbsordnung von 1366 bei Senckenberg, I, 89. 

27) Siebentees, IV, 718 u. 720. 

28) Niger, p. 458 u. 459. 
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die Bierbrauer unter ſehr frenger Aufſicht. In Nürnberg lich 
man das ſchädliche Bier in die Pegnik anslaufen 2%). Befonders 
fireng war man aber in den altbairifchen Städten. Und biefer 
ſtrengen Bierpolizet verbanft das Bairiſche Bier feinen europätfchen 
Ruf. Da diefe ftrenge Bierpolizei aber auf Iandesherrlichen Ver: 
ordnungen und Mandaten, nicht auf Rathsordnungen beruht hat, 
und heute noch beruht, fo tft hier nicht der Ort von ihr weiter zu reden. 
Merkwuͤrdig ift auch die Rathsordnung von Regensburg vom 
Sahre 1401. Nach einem alten Herfommen durfte nänlich in Re⸗ 
gensburg jeder Bürger fein Bier für feinen eigenen Bedarf felbft 
brauen 3%). Im Jahre 1401 wurden aber die Pleineren Brauhäufer 
abgefhafft und nur noch die größeren beibehalten, in welchen nun 
die Abrigen Bürger braunen laſſen follten. Es wurde zu dem Enbe 
der Braulohn fowohl für den Brauer als für den Braumeifter be- 
ſtimmt und verordnet, daß der Braumeifter für den erhaltenen 
Lohn alle Auslagen beftreiten und für jedes ihm gebrachte Schaff 
Gerſte acht Eimer füßes und ſechs Eimer bitteres Bier liefern 
- müfle 24). 

Auch die Lebensmittel wurben frühe fchon von den Stadt: 
räthen ta xirt. Daher findet man jchon feit dem 12., 13. und 
14. Sahrhundert Brodtaren, 3. B. in Soeft 32), in Augsburg 22), 
in Regensburg 9), in rankfurt 25), in Nürnberg ?%) u. a. m., 
lodann Fleifhtaren, 3. 3. in Nürnberg und Negensburg 27), 
MWeintaren, 3. 3. in Nürnberg ?%), in Regensburg 2%), in Ba- 
jet), in Landshut #), in Stendal 4%) u. a. m., und Biertaren 


29) Siebenfeed, III, 80. 

30) Privilegium von 1280 $. 19. 

81) Gemeiner, II, 850. 

32) Stabtr. von 1120 $. 88 bei Seiberg u. Schrane $. 106 bei Emming- 
haus, p. 169 u. 284. 

88) Stadtr. bei Freyberg, p. 520. 

34) Gemeiner, I, 509. 

35) Statut bei Senckenberg, I, 7, 41, 60 u. 61. 

86) Siebenfees, III, 81 ff. 

87) Siebenfees, III, 24, IV, 688. Gcmeiner, I, 509. 

38) Siebenfees, III, 28. 

39) Gemeiner, I, 808, II, 122 u. 247. 

40) Ochs, V, 182. 
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3. 2. in Nürnberg 2). In München waren bereits im 13. umb 
14. Jahrhundert ale Lebensmittel tarirt, außer Brod, Fleiſch, Wein 
und Bier au noch Met, Mehl, Schmalz, Dei, Hühner, Eier 
u. a. m. *), und in Regensburg fogar die Rebhühner, Hafen und 
das Übrige Mildpret 4). In Bafel waren feit dem Anfang bes 
15. Jahrhunderts auch ſchon bie Arzneien tarirt 49), 

Wie die Übrigen Gewerbe fo wurden insbejondere auch bie 
immer wichtiger werdenden Wechſelgeſchäfte beauffichtiget 
($. 78). Sie ftanden 3. 8. in Ulm unter ber Aufjicht mehrerer 
aus den Bürgern gewählten gefhwornen Wecdslern*'). Unb 
auch in Zürich findet man im Nichtebrief Verorbnungen über den 
Geldwechſel 4°). 


Handelspolizei. 


g. 406, 


Auch in den Handel und Wandel, ſowohl nach Außen als 
in den gewöhnlichen Verkehr in der Stadt ſelbſt, griffen bie Stadt⸗ 
räthe ein und erließen barüber feit dem 13. und 14. Jahrhundert 
polizetliche Verorbnungen. Weber den Handel mit Wald, einem 
Tarbeftoff, der nor dem Bekanntwerden des Indigos ein wichtiger 
Hanbelsartifel war, erihien in Nürnberg im Sabre 1377 eine 
Rathsordnung, wonach berjelbe von einem gejchwornen Meſſer, 
bem Waidmeſſer, gemeflen und auf dem gemeinen Hauje ber 
Bürger aufbewahrt werben jollte 1). In Regensburg wurde im Jahre 
1306 eine Saffranſchau angeorbnet, um zu verhindern, baß 
faljder Saffran eingeführt und verfauft werbe 2). In München 


41) Stabtr. von 1279 ©. 21 bei Gaupp, I, 1585. 
42) Url. von 1285 bei Lenz, I, 129. 
43) Giebentees, IV, 734. 
44) von Sutner, II, 478, 479 u. 480. 
45) Gemeiner, I, 510. 
46) Ochs, IIL, 208. 
47) Zäger, p. 600. 
48) Bluntichli, I, 161. 
1) Siebentees, IV, 694-696. 
2) Gemeiner, I, 462. 
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erſchien eine Verordnung über den Handel mit fremden Tüchern?), 
in Augsburg eine Verordnung über den Handel mit fremden Tü⸗ 
‚Gern, mit Del, mit Häringen, Felgen und mit Fiſchen *), in Brünn 
eine Satzung über den Handel mit fremden Tüchern 5). In Nürn- 
* berg machte man im 14. und 15. Jahrhundert Verordnungen über 
den Handel der Hafner und ber Keflelichmiede mit den von ihnen 
ſelbſt verfertigten Waaren ©). Auch über den Handel mit ben 
nothwendigften Lebensbedürfniſſen erjchtenen allenthalben feit dem 
18. und 14. Jahrhundert Verordnungen In Münden wurbe 
bereit8 im 13. und 14. Jahrhundert für ben Getreibehandel ein 
beſtimmter Schrannentag und zwar ein gewöhnlicher Markttag be: 
fimmt und verorbnet, daß von den Bädern, Brauern und Wirthen, 
weil zumdchit für das Bebürfniß ber Bürger gejorgt werben follte, 
wöchentlich nicht mehr als ein Schaff Korn, Weitzen, Gerfte und 
Haber gekauft werben bürfe ). Auch wurde ber Holzhandel in 
ähnlicher Weife, wie in den großen Marken, bejchränkt®). Im 
Münden und in Augsburg follte niemand Holz laufen, um es 
wieber zu verkaufen, jeder Bürger vielmehr nur jo viel Holz Taufen, 
als er ſelbft zum Verbrennen und zum Berzimmern nothwendig 
hatte), In Regensburg durften die Brauer, Baber, Bäder und 
Zimmerleute einen Holzhandel treiben, vielmehr nur jo viel Holz 
kaufen, als fie für ihre Gewerbe nothwendig hatten 2%. Auch über 
den Handel mit Filchen, Krebien, mit Wilbpret u. a. m., auf den 
Märkten und außer den Märkten, erichienen allenthalben Verord⸗ 
nungen, 3. B. in Augsburg !U), in Regensburg 12) u. a. m. Ins⸗ 
befondere war auch ber Kauf von Schmalz, Käs, Rüben, Hühnern, 
Eiern, Gänſen, Fiſchen, Wildpret und anderen Lebensmitteln außer 





8) Stadtr. art. 824. 

4) Stadtr. von 1276 bei Freyberg, p. 29, 80 u. 125. 

5) Rathsorbnung von 1828 bei Rößler, p. 404—406. 

6) Siebenfees, IV, 682, 691 u. 692. 

7) von Sutner, H, 478. 

8) Meine Gef, der Markenverſ. p 120. 

9) von Suiner, II, 492. Augsb. Stabir. bei Freyberg, p. 86. 
10) Gemeiner, I, 511 u. 512. 

11) Freyberg, p. 36. 

12) Semeiner, I, 510 u. 511. 
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ven Markte, um fie in oder außer der Stadt wieder zu ver: 
Taufen, der fogenannte Vorkauf, allentbalben, öfters ſogar ſchon 
feit dem 13. und 14. Jahrhundert verboten, 3. B. in München!?), 
in Augsburg 1%), in Eßligen 2), in Ißny 1e), in Landshut ‘7) 
ua. m. 

Da jedoch der Zwiſchenhandel im Intereſſe der Bürgerfchaft 
jelbft nothwendig war, jo wurben zu dem Ende allenthalben Un: 
terhändler, fogenannte Unterfäufer und Mäkler von ben 
Stadträthen ſelbſt angeftellt und beeidiget und ihnen vorgefchrieben, 
in welcher Weile fie diefen Zwiſchenhandel betreiben jollten und 
durften. In Frankfurt hatte jebes Gewerbe feinen eigenen Unter⸗ 
Täufer, der von bem Bürgermeifter beeidiget fein mußte und felbft 
feine Kaufmannſchaft, d. h. keinen Handel und auch kein Hanb- 
wert treiben durfte 1%). Auch in Köln mußten die Unterfäufer be- 
eidiget werben und fie durften zu einem fchäblichen Kauf nicht 
mitwirken, und auch zu feiner „Fynancie“ 19%) Es fcheint dem- 
nach, daB bie Finanzgeſchäfte damals nicht im aller beiten Rufe 
geitanden haben. Auch in Eßlingen wurden die Unterhändler, die 
jogenannien Vorkäufler und Vorkäuflerinnen, vom Stabts 
rath ernannt und beeibiget. Ste hatten den: Zwilchenhandel zu 
bejorgen. Der Borfauf von Lebensmitteln war ihnen aber ver- 
boten 2%). Daffelbe gilt von den Unterfäuflern und von den Käuf⸗ 
lerinnen in Ulm 21) u. a m. Die Käufler und SKäuflinne waren 
nämlich in Ulm, München, Ausgburg, Nürnberg u.a. m. Daffelbe 
was anderwärts bie Linterfäufer, Unterhändler und Zwiſchenhänd⸗ 
ler waren. Ste hatten aber außer dem Zwiſchenhandel auch noch 
den Troͤdelhandel zu beforgen. Auch fie wurden vom Stabtrath 


18) von Sutner, II, 478 u. 479. Stabtr. bei Auer, p. 167. 

14) Stabtr. bei Freyberg, p. 86 u. 87. 

15) Pfaff, p. 721. 

16) Statut $. 27 bei Jäger, Mag. II, 119. 

17) Stabtr. von 1279 $. 20 bei ®aupp, I, 154. 

18) Statut bei Senckenherg, I, 8, 12, 61-64, 69 u. 70. 

19) Kölner Statute Nr. 73 u. 74, p. 46 u. 47 in meiner Handſchrift. 
vergl. Hüllmann, IV, 95 u. 96. 

20) Pfaff, p. 721 u. 722. 

21) Jäger, p. 600, 685 u. 686. 
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beeidiget. Und in München werben fie auch Täntler ge- 
nannt 22). 

Auch dur den Erwerb eines Nicderlagsrehtes (Ein: 
lagerrechtes, jus emporii) oder eines Stapelrechtes fuchten die 
Stadträthe für ihre Mitbürger und für die bürgerliche Nahrung 
der Stäbte zu forgen. Daher findet man frühe ſchon fait alle her⸗ 
vorragente Städte an der Donau und am Rhein, an der Wefer, 
Elbe und an der Ober und an ihren Nebenflüfien, 3. B. in Bres- 
lau feit dem Jahre 127422), mit diefen Nechten begnadiget. Auch 
Münden an der far hat bereits im 13. Jahrhundert ein, ur- 
fprünglich jeboch bloß auf Holz befchränftes Stapelrecht und ein 
Niederlagsreht für Kom und Salz erhalten 2%), Diefer Nieder: 
lagszwang und Stapelzwang vermwicelte jedoch die berechtigten 
Städte felbft in Streitigfeiten ohne End, z. B. die Stadt Köln 
ſchon im 12. Jahrhundert in Streitigfeiten mit Gent 2°). Auch 
waren jene Rechte mehr ein Hinderniß des freien Verkehrs als ein 
Mittel den Handel und Wandel zu heben, ver nur bei völlig freier 
Bewegung zu gebeihen vermag. 

_ Für den freien Verkehr weit förberlicher waren demnach die 
Bemühungen der Stabträthe um Abfchaffung des Faufts 
rechtes und bes eben fo läſtigen Strand- und Srundruhr- 
rechtes. Denn ohne Sicherheit der Land: und Waflerfiraßen 
konnte natürlich Tein Handel gedeihen. Die Abichaffung des Fauſt—⸗ 
rechtes ging daher hauptſächlich von den Städten aus, durch den 
Erwerb des Geleitrechtes und durch deſſen Fräftigere Handhabung, 
durch die Einigungen der Städte theils unter fich theils mit den 
Landesherrn zu den vertragsmäßigen Landfrieden, und durch die 
Zerftörung der Raubnefter und Burgen ($. 87, 169 u. 403). Aber 
auch Das Begehren um Abſchaffung des Strand» und Grundruhr⸗ 
rechtes ging von ben Stäbten aus und wurbe von ben Kaifern 
und Landesherrn zu ihren Gunften ertheilt, im Sabre 1230 der 





22) Stadtr. von Münden bei Auer, p. 18 u. 145. vergl. Schmeller, I, 
448, II, 284 u. 285. Etabir. von Augsburg bei Freyberg, p. 186. 
Nürnberg. Rathsordn. aus 14. sec. bei Siebenfees, IV, 689—691. 

28) Grünhagen, Breslau, p. 98 f. 

24) von Sutner, II, 478, 479 u. 489. Bair. Annalen von 1888, J 827. 

25) Ennen, Geſch. I, 494 - 496. 
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Stadt Regensburg 3%), im Jahre 1237 der Stabt Wien 27), im 
Sabre 1262 Straßburg ?*), im Sabre 1270 der Stadt Neuß 29), 
im Jahre 1814 Köln 3%), im Jahre 1316 den Städten München?!) 
und Ingolſtadt 22), im Jahre 1329 der Stabt Augsburg ?), um 
biefelbe Zeit der Stabt Frankfurt 24), im Jahre 1847 der Stabt 
Speier?),. Und zumal Lubwig der Baier glänzt auch in biejer 
Beziehung in den Annalen der Geſchichte. 


Maß und Gewicht. 


$. 407. 


Der größere Verkehr, die Aufficht über ben Handel und das 

Gewerbswefen und die Beſtimmung des Preiſes der Lebensmittel 
machte die Regulirung des Maßes und Gewichtes nothwendig. 
Daher waren auch Anordnungen über das Maß und Gewicht und 
über deren Handhabung Gegenſtand der ſtädtiſchen Verwaltung. 
Schon im 12. Jahrhundert erſchienen in Soeſt und in Medebach 
Beſtimmungen über das unrechte Wein⸗ und Oelmaß, über das 
unrechte Gewicht und über die, wahrſcheinlich ftatt der Elle ge⸗ 
brauchten Schnüre (funiculi) oder Reife („Neyp“) )). Eben fo in 
Hamburg Beitimmungen über das falſche Map beim Vier, Brod 


26) Privilegium von 1280 bei Hund, I, 160. und Gaupp, I, 170. 

27) Urk. von 1287 bei Hormayr, Wien I, 2. Urkb. p. 29. Urt. von 
1237 u. 1278 bei Lambacher, II, 18 u. 160. 

28) Urt. von 1286 bei Wender, von Aufburgern, p. 8. Urt. von 1262, 
1810 u. 1828 bei Schoepflin, I, 448, II, 91, 92 f. u. 129. 

29) Urt. von 1270 bei Lacomblet, IL, 861. 

80) Urk. von 1814 u. 1855 bei Lacomblet, III, 106 u. 456. 

81) Urk. von 1816 bei Bergmann, II, 64. vergl. meine Einleitung zur 
Geſch. ber Marke zc. Verf. p. 120 u. 121. 

82) Urk. von 1816 bei Hübner, I, 42. 

88) Gassar. annal. ad 1329 bei Mencken, I, 1480. von Etetten, Geld. 
L, 98. 

84) Kirchner, I, 1867. 

85) Urk. von 1847 bei Lehmann, p. 699. 

1) Soeſter Stabtr. von 1120 $. 86 unb Mebebacher Stabtr. von 11665 

5. 20 bei Seibertz p. 58 u. 76. Schraae, 5.104 u. 105 bei Emming- 
haus p. 168. 


Maß und Gewicht. 31 


und Fleiſch 3). Im 13. Jahrhundert erſchienen in Wien Beſtim⸗ 
mungen über unrichtiges Maß, unrichtige Elle (injusta ulna) und 
unrichtiges Gewicht 2). An München Verordnungen über Maß 
und Gewicht und über deren Beaufſichtigung GBeſchauen) durch 
jogenannte Anwieger und Angießer, welche die Waaren nach⸗ 
wiegen und nachmeſſen mußten, um fich von der Nichtigkeit des 
gebrauchten Maßes und Gewichtes zu überzeugen %). Eben jo in 
Bamberg fogenannte Angießer, Meſſer, Eier und andere 
geſchworne Schauer). In Straßburg Verorbnungen über das 
Salze, Wein, Del: und Kornmaß. Jedes Maß follte daſelbſt von 
dem Zollner mit einem glühenden Eifen gezeichnet werden . In 
Kolmar Beitimmungen über Maß und Gewicht und über beren 
Beauffichtigung durch den Schultheiß und durch zwei von bem 
Rath ernannte Bürger ). In Augsburg Beitimmungen über un- 
rechtes Maß und Gewicht und über deren Beauflichtigung durch 
ben Burggrafen ®). Eben fo in Freiburg‘). Im 14. Jahrhundert - 
erfchlenen ähnliche Verorbnungen, z. B. in Nürnberg eine Raths⸗ 
ordnung über das Getreivemaß. Merkwürdig war barin bie Be- 
ſtimmung, daß jedes Maß oben mit Eiſen bejchlagen, mit bem 
Zeichen der Bürger, offenbar mit ihrer Hausmarke gezeichnet („ger 
„zaichent mit ber Burger zaichen“) und mit einem Eifen das Stabt- 
wappen („ber ſtat fchilt") eingehrannt werben ſolle 10). In Re 
gensburg Verorbnungen über das Wiegen bes Goldes und Silbers 
auf der Fronwage und über das Wiegen der Wolle von zwei zu 
dem Ende von dem Stabtrath veroroneten Bürgern 11). Auch in 


3) Urk. von 1189 bei Lappenberg, Hamb. Urkb. I, 258. 

3) Stadtr. von 1278 bei Lambacher, II, 157. 

4) Stabtrecht art. 829 u. 888. von Sutner, II, 478 u. 479. 

6) Bamberg. Stadtr. $. 4, 427 u. 428. u. Nr. 91 hei Zöpfl, p. 6 Not. 
118 n. 1567. 

6) Stabtr. c. 56 u. 57 bei Grandidier, II, 65. 

7) Stabtr. von 1298 $. 28 bei Gaupp, I, 119. 

8) Stadir. von 1276 bei Freyberg, p. 127. 

9) Stabtr. von 1120 bei Dümge, p. 124. und Stadtr. von 1275 bei 
Scäreiber, I, 1. p. 82. 

10) Siebenfees, I, 117. 

11) Gemeiner, I, 478 f. 
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Eplingen 12), in Ulm u. a. m. findet man feit bem 14. Jahrhun⸗ 
dert Beitimmungen über Maß und Gewicht. Eine Ulmer Ellen- 
maß: und Gewichtordnung von 1446 ift leider verloren gegangen. 
Meiftentheils Hatten die Städte eigene Muftermaße oder foge- 
nannte Fronmaße, nah welchen bie Käufer ſich richten muß- 
ten, 3. B. in Ulm 1), Münden 29) u. a. m., in Straßburg ein 
eigenes Weinmaß, Ellenmaß, Fruchtmaß und eigene Stadtwerk⸗ 
ſchuhe 16), in Frankfurt a. M. ein Normalmak für das Längen- 
maß, weldhes an ber Hauptliche angebradht war!) Auch 
Stabtwagen, fogenannte Fronwagen ober Greden, beflan- 
den allenthalben. Alles Gold und Silber und was das Gewicht 
von 25 Pfund überftieg follte auf ihnen gewogen werben, 3. B. 
in Ulm !T), Augsburg 2%), München 19), Regensburg u. a. m. 
In Regensburg kam im 14. Jahrhundert noch eine eigene Brod= 
wage und Fleiſchwage hinzu?) und in Nürnberg im 16. 
Jahrhundert noch eine eigene Mehlwage, auf welder alles 
Mehl gewogen werden follte 2), In manchen Stäbten waren fo= 
gar alle Winfelmagen verboten, 3. 3. in Ißny. Daher jollten 
daſelbſt alle Waaren auf der öffentlichen Stabtwage gewogen 
werden 22). 


Bauweſen und Baupoligei. 


6. 408. 


Auch das Bauweſen wurde mehr und mehr eine ftähtifche 
Angelegenheit, felldem der vermehrte Handel und Wandel zur Er⸗ 
weiterung der Stäbte geführt, feitben der größere Verkehr Kauf: 


12) Pfaff, p. 224. 
18) Zäger, p. 601. 
14) von Sutner, II, 479. 
16) Schilter zu Königshoven, p. 1108, u. 1167—1169. 
16) Kriegl, p. 820. 
17) Jäger, p. 598 u. 599. 
18) Stabtr. bei Freyberg, p. 28 u. 82. 
19) Bair. Annalen von 1888, p. 881. 
20) Gemeiner, II, 810. u 
21) Siebenkees, IL, 13 ff. F 
22) Statut $. 29 bei Jäger, Mag. II, 120. 
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bäufer, Gewerbshallen, Lauben, Gewölbe, Laben, Kammern u. 
bergl. m. nothwendig gemacht, feitbem der vermehrte Verfehr zur 
Vermehrung der ftädtiichen Beamten und ihrer Gejchäfte geführt, 
biefe aber geräumigere und gegen das Wetter geſchützte Berathungs- 
und Verfammlungsorte (Mathhäufer) nothwendig gemacht, ſeitdem 
ber größere Verkehr und das verbeflerte Gewerbsweſen zu Reich: 
thum und diefer unter Anderem auch zur Verſchoͤnerung der Stäbte 
und zu Prachtbauten geführt hatte. ($. 172 u. 187—191). Denn 
hatte das Bedürfniß ſchon in den alten großen Marken zu einer 
Baupolizei geführt ), fo mußte das weit größere Bebürfniß in den 
Stähten noch viel weiter führen. Bereits feit dem 14. Sahrhun- 
dert erfchienen daher in faft allen Städten Bauordnungen, in 
welchen auf das aller Genauefte vorgefchrieben wurde, wie gebaut 
werden ſolle. So fchreiben mehrere Bauordnungen von Ulm aus 
dem 14. und 15. Jahrhundert vor, daß jedes Haus drei Stockwerk 
hoch (drei Gadmer) gebaut und jeder Stod mit einem auf bie 
Straße hinausgehenden Ausſchuß verſehen werben dürfe. Wollte 
jemand noch höher als drei Gadmer bauen, fo war dieſes zwar ge- 
ftattet, jedoch ohne weiteren Ausſchuß. Auch über die Anlegung 
der Dachrinnen und über den Ban ber Rauchfänge, der Bretter: 
wände, der Giebel u. a. m. enthielten jene Bauorbnungen genaue 
Vorſchriften 2). Eben fo findet ıman in der Bauordnung von Mün- 
hen von 1489 Beitimmungen über den Bau und die Reparatur 
der Wohn- und anderen Gebäude, insbefondere auch über den Bau 
der Häufer von Holz (ber Zimmer), daß fie nicht mit Schindeln 
und Brettern, fondern mit Ziegeln gedeckt werden follten u. vergl. 
m, ſodann VBorfchriften über ven Bau von Vorbächern über den 
Verkaufsladen („dächel ob läden, ob krämen in allen gaſſen“), über 
den Bau und die Ausbefferung von Altanen (althänen), von Er: 
fern und Ausladungen auf die Straße, über die Anlegung von 
genftern, Kaminen, Dachrinnen, Abtrittgruben u. |. w.?). Wegen 
ver Neubauten wurde im Jahre 1467 in Eßlingen vorgefchrieben, 
dab niemand ohne Erlaubnig des Bürgermeifters und Raths ein 


1) Meine Gef. der Marktenverfaffung, p. 130 - 182 u. 808. 

2) Jäger, Ulm, p. 437—439. 

3) Bauordnung von 1489 bei Auer, p. 200 ff. und Einleitung, p. 98 ff. 
v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 3 
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Gebäude abbrechen dürfe, es fei denn, daß er fogleich ein anderes 
baue ®). 

Bei diefen Bauvorichriften wurde insbejondere auch auf bie 
Teuersgefahr Nüdfiht genommen, z. B. in Regensburg >), in 
Um, in Frankfurt a M.?), in München ®), in Eeligenftabt 9) 
u. a. m. Aus biefem Grunde follten in vielen Städten auch die 
hölzernen Ueberhänge und Neberfchüffe abgebrochen werden. ($. 193.) 

Aber auch für die Bequemlichkeit und für die freie 
Paſſage auf den Straßen wurde gejorgt. Darum jollten in Ulm 
die Kellerhälfe und die Gänge vor den Käufern, durch weldye die 
Straßen verengt und die freie Bafjage gehemmt wurde, abgebrochen 
und Feine mehr aufgebaut werden 1%), Um Menfchen und Thiere 
vor Schaden zu bewahren jollten in München die Kellerfenfter, 
welche das Pflafter berührten oder in daffelbe hervorſtanden, mit 
eifernen Gittern verjehen und die Brunnen und Gruben gehörig 
verwahrt werden 1). Aus demjelben Grunde follten in München 
Altane nur no mit Erlaubniß des Stabtrathbs, und Erfer und 
Ausladungen auf die Etraße nur in gewiflen Diftanzen angelegt 
werben 12), anderwaͤrts aber gar feine Ueberzimmer, Weberhänge 
und Borbaue mehr geduldet, und die bereitS vorhandenen abgebro- 
chen werden, in Augsburg jogar von Amts wegen auf Petreiben 
der Etadtpfleger oder der Baumeijter 3). Endlich wurde auch für 
die Schönheit der Straßen gejorgt und daher z. B. in Eßlingen 
bereits im 16. Jahrhundert verordnet, daß die Gebäude „nach 
der Schnur” gebaut werden jollten 1%). 

Um diefen Zwed zu erreichen wurden obrigfeitliche Beſichti— 
gungen der Baue und der Baupläße, fogenannte Bauſchaue, 


4) Pfaff, p. 108 Note, 

5) Gemeiner, I, 465. 

6) Jäger, p, 434 u. 489. 

7) Kriegt, Bürgerthum, p. 267 fi. 

8) Stadtrecht, art. 509. Bauordnung, $. 31, 34, 57 u. 61. 
9) Grimm, I, 508. 

10) Jäger, p. 486 u. 437. 

11) Bauordnung, $. 22, 40 u. 59. 

12) Bauordnung, $. 48, 44 u. 61—68. 

18) Stadtrecht $. 231 bei Wald), IV, 233. vergl. oben $. 193. 
14) Pfaff, p- 160. 
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eingeführt. In Ulm bejtanden bereits feit dem 14. Jahrhundert 
jolche Baufchaue unter der Oberaufficht des Stadtraths. Und ohne 
vorhergegangene Belichtigung durch die geſchwornen Baufchauer 
burfte Fein neues Gebäude aufgeführt und Fein fchabhaftes ausge: 
befiert werben 25). Auch in Münden mußten alle Neubauten und 
alle Bauveränderungen den geſchwornen Baumeiltern vorgelegt und 
von ihnen geprüft werden 19). Eben fo in Eflingen I) u. a. m. 

Zur Beauffihtigung des ftädttichen Bauweſens wurden allent- 
halben ven in den Refidenzftädten beftehenden Hofbauämtern ($. 292) 
ähnliche ſtädtiſche Bauämter errichtet, beftchend in Augs⸗ 
burg 18) und in Rotenburg aus zwei Baumciftern 19), in Zürich 
ans fünf Bauherren 2°), in Ulm aus mehreren gejchwornen Bau- 
herren ??), in München aus einigen gefehwornen Baumeiftern 22), 
in Ehlingen aus einen Oberbaumeifter und einem Unterbaumei: 
ſter 22), und in Bafel aus fünf erbaren Leuten (den Fünfern über 
ver Etabt Bau), urjprünglih aus 1 Ritter und 4 Bürgern, jpäter 
aus 1 Mitter, 2 Bürgern und 2 Hanbwerfern (einem Maurer 
und einem Zimmermann), unb feit dem Sahre 1385 aus 1 Ritter 
und 4 Zunftgenofien („einen zimberman und einen murer von der 
„zimberluten und murer zunft und zwene ander erber manne von 
„anderen zünften“) 2%. Die Oberaufficht über das Bauwefen und 
die Entfcheivung der Bauftreitigfeiten gehörte aber zur Kompetenz 
de8 Stabtraths, 3. B. in Vreslau 25), in Büren 20) u. a. m. 


15) Jäger, p. 288 u. 437—440. 

16) Bauordnung, $. 13 u. 67. 

17) Pfaff, p- 160. 

18) Stabtr. $. 94 u. 281. bei Walch, IV, 118 u. 234. 

19) Benfen, p. 322 u.. 323. 

20) Richtebrief, IV, 45. 

21) Jäger, p. 440. 

22) Bauordnung $. 13. 

28) Piaff, p. 133. 

24) Berorbn. von 1360, 1381 u. 1385 in Rechtsquellen, I, 29, 89 u. 42. 
Heusler, p. 186 - 186. 

25) Urk. von 1806 bei T. u. St. p. 479. 

26) Stadtreht aus 14. sec. bei Wiyand, Arch. III, 3 p. 30. 
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Feuerpolizei. 


§. 409. 


Schon in den alten großen Marken hat eine Feuerfolge 
beſtanden )). Die aus Holz gebauten, mit Stroh oder Schindeln 
gebeten, in engen Straßen beifammen ftehenden Käufer, unter 
denen ſich in den gewerbreihen Stäbten viele feuergefährliche Ge: 
werbs-Buden und Gebäude befanden, hatten fortwährende Brände 
zur Folge, welche jeit dem 12. und 13. Jahrhundert ganze Städte, 
und Straßburg, Worms, Negensburg, Magdeburg u. a. m. fogar 
mehrmals vernichteten 2). Dieje Unglüdsfälle führten feit dem 14. 
Sahrhundert zur Verbefjerung der Löfchanftalten, zu Feuer 
ordnungen und zu einer geregelten Feuerpolizei. 

Eine der älteften Feuerordnungen ift jene von Regensburg 
vom Sahre 1308 und noch eine andere von 1366. Nach ihnen 
follten bei entitandenem Feuerlärm alle Steinmeßen, Zimmerleute, 
Küfer, Bader, Schröter, Ohmer und Meſſer mit ihren Knechten zu 
Huf eilen?). Eben fo in Rotenburg nach einer Feuerordnung von 
1382 und einer anderen Verordnung von 1411 die Steinmeßen, 
Zimmerleute, Weinziceher, Bader, Dachdecker und alle Karrenleute 
und Taglöhner %. In Eßlingen die Weinzicher und Zimmerleute 
mit ihren Knechten, nad einer Feuerordnung aus dem 15. Jahr: 
hundert 9. In Stralfund die Zimmerleute, die Maurer, Schorn- 
fteinfeger, Schopenbrauer, Fuhrleute und Träger). In Köln 
hatte der Stadtrath eine eigene Löſchmannſchaft errichtet, beftehend 
aus 13 Zimmerleuten, 13 Schmieden und 13 Dachdedern. Bier 
von ihnen hatten Keſſelhüte, alle die nöthigen Löfchgeräthe. Und 
beim Ausbruch eines Brandes mußten Alle bei Strafe auf bie 
Brandftätte eilen, auf welcher. ſich auch zur Aufrecdhthaltung der 
Ordnung die Bürgermeifter und der Grefe einfinden mußten 7). 


1) Meine Geſch. der Markenverf. p. 188. 
2) Arnold, II, 221—226. 

8) Gemeiner, I, 469, 470, II, 148. 

4) Benjen, p. 301 u. 331. 

5) Bfaff, p- 161. 

6) Fabricius, p. 17, 19, 88 u. 89. 

7) Ennen, Geſch. II, 507. 
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In Frankfurt mußten die Zunftmeifter aller Hanbwerfe und alle 
Zimmerleute und Steindecker mit den Löfchgeräthfchaften auf der 
Brandftätte erſcheinen. Die übrigen Bürger hatten für die Sicher: 
beit ver Stadt zu forgen und durften daher beim euer gar nicht 
eriheinen ®). In Bafel und Ulm mußten im 14. und 15. Jahr⸗ 
hundert no alle Gefchlechter und Zünfte auf bie Branbitätte 
eilen und nad Kräften Iöfchen belfen 9). Auch beftanden allent- 
halben Vorjchriften über das Halten und Herbeifchaffen von Feuer: 
eimern, Feuerleitern und Teuerhaden, über das Herbeiſchaffen von 
Fäſſern und Zübern und über das Herbeiführen des nöthigen Waf- 
jers, 3. B. in Regensburg 10), Breslau 11), Rotenburg 12), Ulm 19), 
Speier ?*), Frankfurt 18), Eßlingen 1e) u. a. m. Und in Bafel 
mußte der Schüler des Stadtfchreibers auf die Brandftätte ellen, 
und alle diejenigen notiren, welche müßige Zufchauer waren, um 
fie dem Rath zur Beftrafung anzuzeigen 17). In Freiburg und 
Frankfurt mußten fogar die Kloftergeiftlihen auf der Branbftätte 
erſcheinen und Waſſer tragen 18) und in Rotenburg jedes Klofter 
zwei Wagen zum Waflerführen ftellen 19). 

Um zur Borfiht zu nöthigen follten diejenigen, in, deren 
Wohnung durch Nachläßigkeit Teuer ausbrach, felbft beftraft wer: 
den, 3. B. in Wiener Neuftabt und Haimburg 2%) und in Wien?"). 
In Meran wurde jeder Hausbefiter, in deſſen Haufe Teuer aus: 


8) Kriegt, Bürgertbum, p. 276—278. 

9) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 47. Jäger, p. 434. 

10) Gemeiner, I, 469. 

11) Grünhagen, p. 88. 

12) Benſen, p. 801 u. 831. 

13) Jäger, p. 488. 

14) Rau, II, 8. 

15) Kriegk, Bürgertbum, p. 271—276. 

16) Pfaff, p. 161 u. 162. - 

17) Bafel im 14. Zabrhundert, p. 47. 

18) Schreiber, Geſch. von Freiburg, II, 204. Kriegk, Bürgerthum, p. 277 

19) Benſen, Rotenburg, p. 801. 

20) von Würth, Stadtreht von Wiener Neuftabt, c. 59 p. 88. Stabtr. 
von Haimburg $. 7 bei Senckenberg, p. 280. 

21) Stadtr. von 1221 $. 58 bei Gaupp, II, 249. und von 1278 bei Lam: 
bacher, II, 187. 
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brach, geftraft, wenn er nicht die Thore öffnete und Feuerlärm 
machte 22). In einigen Schleſiſchen Städten follten fehr zwed- 
mäßig auch diejenigen fchon geftraft werden, welche ihre Wohnun- 
gen ausräumten, ehe jie das Geſchrei erhoben und Feuerlärm ge- 
macht hatten 2°). Und in Bremen follten die Bewohner eines in 
Brand gerathenen Haufes gejtraft werben, wenn fie benjenigen, ber 
den Brand veranlaßt, nicht vorbrachten 2%). Um den nur zu häu⸗ 
figen Bränden vorzubeugen wurden in Ulm bereits jeit dem 15. 
Sahrhundert Kaminfeger zur Reinigung der Rauchfänge ange: 
ftellt und diejenigen, weldye feinen Kaminfeger befommen fonnten, 
angehalten ihre Kamine und Nauchfänge felbjt zu fegen 2). Daß 
die Baupoligei bei ihren Anordnungen auch auf die Feuersgefahr 
Rückſicht nahm, tft bereitS bemerkt worden. Aus demjelben Grunde 
follten in Rotenburg die feuergefährlichen Bretterſchuppen u. vergl. 
m. abgebrochen werden 2%). Auch wurden in Negensburg die feuer 
gefährlichen Fadeltänze („das Raien mit Kerzen“) im Jahre 1320 
verboten 27). In Meran durfte Fein Licht („Fein vackellieht“) außer 
in einer Laterne („an aleine in der laterne”) über die Straße ge- 
tragen werden 22). Und allenthalben wurden regelmäßige Yeuer- 
beſchaue angeoronet, in Rotenburg bereits jeit dem Jahre 1382 29) 
und auch in München jchon feit dem 14. Sahrhundert 20). 


Straßen- und Reinlichkeitspolizei. 


$. 410. 


Auch die größere Reinlichkeit in den Städten wurde jeit 
dem 14. Sahrhundert Gegenſtand der ſtädtiſchen Verwaltung. Die 


22) Stadir. aus 14. sec. $. 11 bei Haupt, Zeitfchrift, VI, 424. „in ſwes 
„huſe ouch day fiver uf fumpt, ber fol fin tor uf werfen und niht 
„veriperren und fol ouch ſchrien fiwer! fiwer! daz man rette.“ 

238) Urk. von 1824 $. 26 bei X. u. St. p. 508. 

24) Stat. von 1803 bei Oelrichs, p. 41. 

25) Jäger, p. 484. 

26) Feuerordnung von 1382 bei Benfen, p. 301. 

27) Gemeiner, I, 515. 

28) Stabtrecht $. 12 bei Haupt, VI, 424. 

29) Benfen, p- 301. 

80) Stadtrecht, art. 487 bei Auer, p 184. 
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bis dahin ſehr jchmußigen Straßen follten gepflaftert werden. 
(F. 185). Allenthalben wurbe verboten Mijt oder anderen Unflat 
auf die Straße oder in das durch die Stadt fließende Wafler zu 
werfen und bafelbft liegen zu laflen, oder Häute zum Trocknen auf 
die Straßen zu hängen u. bergl. m., feit dem 14. Jahrhundert in 
Nürnberg), in Straßburg le), in Regensburg ?), in Trier), in 
München 9), in Rotenburg 5), in Seligenftabt®), in Meran ), in. 
Breslau 8), in Ratibor, Schweidnitz u. a. m.®), ſeit dem 14. und 
15. Sahrhundert in Franffurt a.M., wo zu dem Ende ein eigenes 
Dredmeifteramt eingefeßt worden ift!%), und ſeit dem 16. 
Sahrhundert in Eßlingen 1). In Ulm wurde im Jahre 1410 ver: 
boten gemäjtete Schweine Tag und Nacht auf der Straße herum: 
laufen zu laflen. Vormittags von 11 bis 12 Uhr durften fich aber 
die Schweine nad) wie vor in ben Straßen ergehen 12). Eben fo 
wurde im Sabre 1428 in Bafel verboten feine Schweine auf der 
Straße herumlaufen „und vor der Welt fpagieren” gehen zu laſ⸗ 
fen 13). Auch in Frankfurt a M. erſchien erit im Jahre 1421 
das Verbot die Schweine in den Straßen umberlaufen zu laſſen. 
Und im Jahre 1481 wurde das Halten von Echweinen in der 
Altſtadt gänzlich verboten 1%), Da jedoch bie Bäcker ihre Schweine 
in den Main oder aufs Feld zu treiben pflegten, fo ereignete es 
ſich dennoch öfters, daß die Echwelne an den Häufern ftehen blies 


1) Siebenfees, Il, 678—680, IV, 781. 
la) Stadtrecht, c. 82 bei Grandidier, p. 75. 

2) Gemeiner, U, 142 u. 143. 

3) Weisihum aus 14. sec. $.6 bei Lacomblet, Archiv, I, 260. vergl. oben 

'$. 54. 

4) Stadtrecht bei Auer, p. 121, 198 u. 286. 

5) Benfen, p. 301. 

6) Grimm, I, 608. 

7) Stadtrecht $. 13 bei Haupt, VI, 424. 

8) Grünhagen, p. 87. 

9) Urf. von 1298 $.14 und won 1828 8. 38 bei X. u. St. p. 421 u. 524. 
10) Kriegt, p. 291—292. 

11) Pfaff, p. 160 u. 161. 

12) Jaͤger, p. 441. N 

18) Ochs, III, 188. 

14) Kriegk, p. 243, 290 u. 524. 
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ben und „bie Lude irſtencken“ 15). Auch in Köln liefen noch 
lange Zeit die Schweine und das Federvieh in den Straßen herum 
und fuchten in dem dort aufgehäuften Koth ihre Nahrung. Und 
mehrere Wafferleitungen und Abzugskanale veichten nicht hin um 
über den koloſſalen Schmub völlig Herr zu werben 19. In 
Straßburg wurde das Halten von Schweinen wenigitens be⸗ 
ſchränkt ie), In Nürnberg follte jeit dem 14. Jahrhundert auch 
das durch die Stadt fließende Waſſer gereiniget und bie Bach ge- 
putzt werden 1). Eben io follten heimliche Gemächer, jogenannte 
Privete oder heimliche Gruben, angelegt und biefelben ge= 
hoͤrig gereiniget werben, feit dem 14. Jahrhundert in Rotenburg 19), 
in Nürnberg 10), in Frankfurt a M., wo dieſelben PBrivete, 
Profeien und Heimlidhfeiten genannt worden find 2%), und 
ſeit dem 15. Jahrhundert auch in Eßlingen ?!), in München 22) 
u. a. m. Die Nachtarbeiter nannte man in Nürnberg ſeit dem 
14. Sahrhundert, wahrjcheinlich weil fie aus PBappenheim waren, 
die Bappenheimer 2%) Kür die Freihaltung ber Straßen end⸗ 
lich hatte Ichon die Baupolizet, wie wir gejehen, gejorgt. In Mün- 
hen war es aber außerdem auch noch verboten Stöde, Plöde, 
ES chragen oder Bänke auf die Straße zu ftellen um darauf feil 
zu haben, oder daſelbſt Echweineftälle zu bauen oder andere ähn- 
lihe Anlagen zu machen, wodurch die freie Paſſage gejperrt oder 
gehindert werden könnte. Nur während der Jahr» oder Wochen- 
märfte und zu den heiligen Zeiten durfte man auf dem Pflaſter 
feil haben. Der Verkäufer mußle jedoch den Schragen, auf wel- 
hem er feil gehabt, jeden Abend wieder entfernen 29). Und in 


15) Statut c. 2 $. 1 bei Senckenberg, sel. jur. I, 7. 
16) Ennen, Geſch. I, 681 —682. 

168) Stattredht, c. 86 bei Grandidier, p. 77. 

17) Siebenfees, II, 680. 

18) Benfen, p. 301. 

19) Siebenkees, IE, 679. 

20) Kriegk, p. 292 u. 526. 

21) Pfafl, p. 161. 

22) Bauordnung von 1489 art. 48 bei Auer, p. 216. 
28) Siebentees, II, 680. 

24) Bauorbn. von 1489 art. 20 bei Auer, p. 208 f. 
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Frankfurt a. M. follten die jogenannten Schoppen oder Vorkraͤmen 
nur fünf Fuß zwei Zoll in die Straße hinausreichen 28). 


Armen- und Krankenpflege und Sorge für die Sindelkinder und 
Wailen. 


8. all. 


Die Armen: und Krankenpflege und bie Sorge für bie ver- 
waisten Kinder lag urfprünglih, wie anderwärts bereits nachge- 
wießen worben iſt, in den Händen der Familien und der Gemein: 
den. Sie fam jedoch frühe Schon in Deutichland in die Hände der 
Geiftlichkeit 1). Und jo finden wir fie denn auch in den alten 
Städten in den Händen der Geiſtlichen und ber Klöjter. In Mün- 
fter ftiftete im Jahre 1184 der Bilchof das Magpalenen Hofpital 
für die Armen (ut pauperum necessitati sollerter prospicia- 
mus) 2). Das Siechenhaus zum Kinderhaus in Münfter (domus 
leprosorum oder leprosorium tor Kynderhus) wurde zwar von 
dem Bürgermeifter und Stabtrath im Jahre 1342 geitiftet. Allein 
auch dieſe Stiftung blieb noch mit der Pfarrei und dem Klofter 
Ueberwaſſer in der Art verbunden, daß der von dem Bürgermeifter 
und Rath zu präfentivende Pfarrer zu gleicher Zeit auch der Vor: 
fteher des Siechenhaufes fein follte (rector specialis leprosorum 
domus) ?). 

Da der Urfprung der Siehenhäujer no im Dunkeln 
Itegt, jo erlaube ich mir bier Einiges darüber zu bemerken. Der 
Ausſatz (wahrfcheinlich die ſchwarzen Blattern oder die Boden) war 
Ihon zur fränkiſchen Zeit befannt und eine jo gefürdhtete Krank— 
heit, daß man die damit Behafteten aus der menſchlichen Gefell- 

ſchaft ausftieß und ſie behandelte als wären fie nicht mehr unter 
ben Lebenden 2). Sogar aus dem Schooße ihrer Familie mußten 


25) Kriegf, p. 282 u. 528. vergl. oben $. 191. 

1) Meine Seid. der Dorfverf. I, 340— 347. 

2) Urk. von 1184 bei Wilfens, p. 45 u. 99. 

3) Urk. von 1842 bei Wilfens, p. 45 u. 150. 

4) L. Rothar, c. 179. leprosus — expulsus sit a civitate vel a casa 
sua — quando a domo expulsus est, tamquam mortuus habetur. 
Capit. von 789 c. 20 bei Pertz, UI, 69. De leprosis, ut se non 
intermisceant alio populo. 
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fie fcheiden. Denn durch jene Krankheit wurden alle Bande ber 
menjchlihen Gefellichaft, alſo auch die ehelihen und elterlichen 
Bande gelößt. Daher fiel auch das Vermögen eines Ausjähigen 
bei lebendigem Leibe an feine Erben, 3. 3. in Lübeck noch im 14. 
Jahrhundert 5). Erſt feit dem 12. und 13. Jahrhundert begann 
eine menjchlichere Behandlung diefer unglüdlihen Wejen. Und es 
ift das DVerdienft ber Geiftlihen diefes zuerft gethan zu haben. Sie 
errichteten eigene Hofpitäler für diefelben, zwar noch fern von den 
bewohnten Orten auf freiem Felde, weshalb fo oft von den Siechen 
auf dem Felde ®) oder von leprosi in campis die Rebe ift ?). Auch 
die St. Georgs Capelle mit dem Ausfägigen Haufe in Lübeck lag 
noch im 14. Jahrhundert vor dem Mühlenthor. Ein ſchmaler Fuß⸗ 
weg führte dahin, an welchem die Unglüdlichen (die „elenden Sü- 
fen“ und bie exules leprosi) in ihren grauen Mänteln jaßen und 
mit dem Klang der Schelle die Herannahenden warnten ®). Die 
Siehen erhielten jedoch in bdiefen Hofpitälern jchon einige wenn 
auch fehr dürftige Pflege. Das erfte Siechenhaus in Deutich- 
land ift, meines Wiffens, jene in einer Urfunde von 1109 erwähnte 
curtis leprosorum auf dem Sohannisberg im Rheingau ?). Nach⸗ 
her kommen fie aber öfter vor, zumal in den Stäbten, allenthalben 
jedoch außerhalb der Etadt ſelbſt. Denn noch bis ins 15. Jahr: 
hundert wurden fie vor den Stadtmauern erbaut und jede Berüh- 
rung mit anderen Menfchen forgfältig vermieden, 3. B. noch bei 
der Errichtung eines ſolchen Haufes, des fogenannten Gutleuthofes, 
in Heidelberg im Jahre 1430 19%). Eogar in dem gottesfürdhtigen 
Bafel wurde nody im 13. und 14. Jahrhundert für die Siechen 


5) Urf. von 1362 u. 1383 bei Pauli, Lüb. Zuſtände, p. 196 u. 197. 
vergl. über die Behandlung der Ausfügigen ben Armen Heinrich von 
Hartmann von der Aue, herausgegeben von den Gebrüdern Grimm, 
p. 160 ff. 

6) Urk. von 1272 bei Schreiber, J, 1. p. 69. ———— Geſch. von Gör⸗ 
litz, p. 678. 

7) Urk. von 1285 bei Guden, II, 248. 

8) Pauli, Lüb. Zuftände, p. 35. 

9) Urk. von 1109 bei Guden, I, 40. 

10) Urk. von 1480 bei Mone, II, 268. basilicam extra muros opidi 
nostri Heidelberg, domui leprosorum vicinam, — ut le- 
prosorum extra communionem aliorum hominum degentium. 
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jehr wenig geſorgt. Man hatte zwar feit dem 13. Sahrhundert 
auch ſchon in Bafel ein Stechenhaus weit vor der Stadt am Gt. 
teonharbsberge, welches ſpäter um 1265 noch weiter von der Etadt 
nah Et. Jakob verlegt worden ift. Die bort untergebrachten Aus: 
ſätzigen biegen daher „Die Sieden an ber Birs“ ober „die 
armen Kinder an der Birs“ ober die Sonderfiehen zu 
St. Jakob. Die Anftalt war jedoch jehr Hein. Daher wurden 
die meiften Kranken, um die Anftedung zu verhindern, aus ber 
Etadt mweggewießen, und weiter nichts für fie gethan. („und wie 
„wohl die heilige Geſchrift nit hat, daß man fie alle von der Welt 
„Heiden jolle, fo find fie doch alle ze ſchühende. — Und ſoll man 
„dieſelben Lüte, wo man fic weiß, von ber Stabt heißen gan, umb 
„daß bie andern, die gefunt find, nit denjelben Gebreften ent: 
„phachent“) 11), Man forgte demnach durch das Wegweiſen ber 
Kranken wohl für die Gefunden. Die Kranken ſelbſt überließ man 
aber ihrem Schickſal. 

Die Erzbifchöfe von Mainz ftifteten in Mainz felbft in den 
Jahren 1145 und 1236 ein auch für die frenıden Armen (super- 
venientibus egenis) beſtimmtes Spital (hospitale pauperum) !?), 
und in Miltenberg im Anfang des 14. Sahrhunderts ein Hoſpital 
für die Kranken (hospitale pro infirmis) 2). In Speier war 
noch im 13. Sahrhundert das alte Spital bei St. Stephan im 
Deutihen Haufe, dann das Haus der Ausfäßigen („die armen 
veltjiechen des huſes ufswendig unſerre ftatt”) und das Heiliggeift- 
almofen in den Händen ber Geiftlihen 1%). Eben fo in Freiburg 
im Breisgau noch im 13. Jahrhundert und noch fpäter das EC pital 
zum hl. Seift und das Eiechenhaus (domus pauperum leprosorum 
oder die ſiechen Lüte an dem Belbe) '5), in Weblar noch im 13. 
und 14. Jahrhundert das Hofpital für Arme und Kranke (hospi- 
tale pauperum et infirmorum) ‘und das Haus der Ausjägigen 


11) Ochs, II, 453. Bafel im 14. Jahrhundert, p. 72—74. 

12) Urk. von 1145 u. 1236 bei Guden, I, 167, 168 u. 537 ff. 

13) Testamentum von 1319 bei Guden, III, 164. 

14) Zeug, Speier, p. 17, 18 u. 81. Mone, I, 189. 

15) Stadtrodel $. 78. Urf. von 1250 u. 1272 bei Schreiber, I, 56 u, 
69. Schreiber, Geſch. von Freiburg, I, 46 u. II, 90. 
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auf dem Felde (leprosis infirmis in campis) 1), zu Oberehenheim 
das im Jahre 1314 für die Armen und Kranken geftiftete Hofpital 
(ad usus pauperum infirmorum synodochium seu hospitale)!?), 
in Augsburg bie von einigen @efchlechtern im 12. und 13. Jahr⸗ 
hundert geftifteten Hofpitäler zum heiligen Kreuß und zum heiligen 
Geift 18), in Bafel das Spital bei St. Leonhard und das neue 
Spital an den Schwellen, beide bereits feit dem 13. Sahrhun- 
bert 19), in Straßburg das im 14. Sahrhundert von Geichlechtern 
geitiftete Krantenfpital für wenigftens 10 arme Leute 29), in Kon- 
ftanz das Armenfpital und das außerhalb der Statt liegende Aus- 
ſatzhaus 21), in Nürnberg bie beiden außerhalb der Stabtmaner 
liegenden Pilgerhäufer zum heil. Kreuß und zu St. Martha 22), 
und in Köln mehrere Kirchipielsfpitäler 2°). 

Auch die weit verbreiteten fogenannten Seelhäufer, 3. 2. 
in Regensburg 2%) und die Beginenhäufer, 3. B. in Köln 28), 
Bafel 2°) und in Coesfeld 27) waren, wenn auch von reichen Bür- 
gern geftiftet, geiftliche Anftalten. Und die Seelfrauen oder Be- 
guinen (Beghinen, Beginnen oder Begginnen) hatten außer der 
leiblihen Pflege der Kranken auch noch für ihr Seelenbeil zu for: 
gen und für die Verftorbenen zu beten. In den Händen ber 
Geiſtlichen waren fehr wahrjcheinlich auch das alte Spital und das 
Spital zur elenden Herberge zu Worms 23), dann das Armenfpi- 


16) Urk. von 1279 u. 1897 bei Guden, II, 205, V, 264. vergl. noch Urk. 
von 1826 u. 1832 eod. V, 182 u. 325. 

17) Urt. von 1314 bei Schoepfflin, IL, 114. 

18) von Stetten, Gejd. I, 68 u. 76. 

19) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 29, 30 u. 71. 

.20) Hertzog, Elſaß. Ehron. B. VII, p. 106. 

21) Urk. von 1299 u. 1874 bei Mone, I, 141 u. 142. 

22) Urt. von 1385 bei Siebenfees, III, 286 u. 287. 

23) Claſen, Schreinspraris, p. 88. 

24) Gemeiner, I, 460, II, 158 u. 187. 

25) Claſen, Schreinspr. p. 88 u. 68. 

26) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 60 ff. 

27) Söfeland, p. 42. 

28). Chron. Worm. ad 1221 bei Ludewig, II, 111, usque ad hospitale, 
quod tum dieitur antiquum hospitale. Bei Böhmer, font. II, 158. 
beißt e8 bloß usque ad hospitale. Ungedrucktes Weisthum von 
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tal (hospitale pauperum) zu Straßburg und Kolmar 2%), das um 
das Jahr 1233 für Arme, Kranke und Waiſen geitiftete Spital zu 
Ehlingen 3%), das im 13. Jahrhundert für die Armen geftiftete 
Hofpital zum heil. Geift und das für die Ausfäßigen („Siechen 
vf deme Velde“) beftimmte St. Jakobs Hospital zu Görlig 1). Das 
Hofpital in der Stadt Brandenburg gehörte noch im 13. Jahr⸗ 
hundert zur Kathedrallirche, und ein Domherr war beilen Bor: 
ftand (magister hospitalis) 22). Eben fo forgten in Bajel u. a. m. 
die Klöfter für die Armen. Daher wurde bafelbft eines der Got⸗ 
teshäufer ſelbſt das Almofen genannt ®). 


8. 412. 


Allein früher als auf dem Lande, wo biejes erſt feit der Re⸗ 
formation zu gejchehen pflegte, ging die Armen: und Fran: 
kenpflege von der geiftliben auf die weltliche Berwal- 
tung über. Und das in den Stäbten emporgelommene Gewerbs⸗ 
weien jelbjt hat dazu geführt. Das Gewerbsweſen hatte nämlid) 
viele Handmwerler und Künftler und andere Fremde, unter ihnen 
auch viele arne und unbemittelte Leute angezogen, und baburd) 
ein bis dahin unbekannts Proletariat in die Städte gezogen. Für 
bie Verpflegung und Unterftübung der Armen und Kranken reich: 
ten daher die geiftlichen Anftalten allein nicht mehr hin. Die ge: 
genfeitige Unterftüuung war aber, wie wir gejehen, Pflicht ber ein- 
‚zelnen Bürger und ber gefammten Bürgerichaft. Daher fiel nun 


Mörgftatt (heute Merftatt) im Lagerbuch: „Spital zur elenben Herberg 
„zue Wurmbs.“ Und bieje Stelle ſieht zwiſchen ben Gefällen bes 
Stiftes zu unfer I. rauen und bes Stiftes zu St. Martin zu Worms. 
Jene elende Herberg war bemnady wahrſcheinlich jelbit ein geiftliches 
Spital. 

39) Urf. von 1288 bei Schoepflin, II, 39. Wenigſtens ftanb an ber Spitze 
bes im Sabre 1311 zu Straßburg für die Armen Kranfen (ad usus 
pauperum infirmorum) geflifteten Spital® (synodochium seu ho- 
spitale infirmorum) ein Priefter. Urk. von 1811 bei Schoepflin, 
IL, 96. 

30) Pfaff, p. 67, 68, 248 u. 249. 

31) Neumann, p. 670—673. 

32) Urf. von 1217 u. 1230 bei Geuden, Stiftshiftorie, p. 421 u. 434. 

33) Ochs, V, 176. 
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das Armen: und Krankenweſen von felbjt, wenigftens theilweiſe, 
an die Gemeinden. In Speier fland das neue Spital bei der St. 
Georgen Pfarrfirdye, das fogenannte Georgenfpital, fchon im 13. 
Sahrhundert unter dem Stadtrat), und jeit dem 14. auch das Hei- 
ligengeiftahnofen ). In Straßburg hatten der Bürgermeifter und 
Rath ſchon im Zahre 1263 Gewalt über das Spital und über die 
Spitalpfleger und bieje zu ernennen 2). Außer dem Spital, dem 
fogenannten Mehren Spital, gab es daſelbſt auch noch feit dem 
14. Jahrhundert zwei andere Spitäler und ein Fremden Spital 
(eine Ellend Herberg) und feit dem 15. Jahrhundert noch ein 
Blatternhaus („blaterhaus”) 3). In Augsburg wurde das Hoipi- 
tal zum beil. Geift im Jahre 1252 geftiftet und bereits im 14. 
Jahrhundert ftand dafjelbe unter weltlichen Spitalpflegern und un— 
ter dem Etadtratb 9. In Mainz ftand bereitS im 13. Jahrhun⸗ 
dert die weltliche Verwaltung (administratio temporalis) des Spi- 
tals unter dem Stabtrath und unter den von ihm ernannten Bür: 
gern 5). Eben fo in Hagenau das im 14. Jahrhundert von einem 
Schöffen geftiftete und der Stadt gejchenfte neue Hofpital für arme 
notbürftige Leute). In Köln ftanden ſchen im 13. Sahrhundert 
mehrere Kirchipielsipitäler für einheimische Kranke und für fremde 
Pilger (elendige Pilgrammen) unter der Aufficht ber Kirchfpiels 
Amtleute?). In Freiburg ftand das Siechenhaus bereits im Jahre 
1272 unter einem weltlihen von der Geiftlichfeit unabhängigen 
Pfleger 8). In Frankfurt a. M. findet man bereits jeit dem 13. 
Sahrhundert mehrere Spitäler, welche anfangs unter einer aus 
Geiftlihen und Weltlihen beftehenden gemifchten Verwaltung, feit 
dem 14. Jahrhundert aber unter dem Stabtrath geftanden hat. 


1) Zeuß, p. 17, 18 u. 29. 

2) Revers von 1263 $. 11 bei Schilter, Königsh. p. 780. „Der Spital 
„joU dh in irre gewalt fin, und fol der Meifler und ber Nat Pfleger 
„darüber geben.“ 

8) Handjchrift aus 16. sec. bei Mone, I, 151. Hermann, I, 44 u. 45. 
Ur. von 1811 bei Schoepflin, II, 95. Hertzog, B. VIII, p. 107. 

4) von Stetten, Geſch. I, 76 u. 106. 

5) Urk. von 1244 Nr. 15 bei Guden, I, 581. 

6) Hergog, Elſaß. Chron. B. IX p. 158. 

7) Claſen, Schreinspr. p. 82, 83, 68 u. 70. 

8) Urk. von 1272 bei Schreiber, I, 1, p. 69. 
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Die weltlichen Verwalter wurden rectores, provisores, procuratores, 
magistri, Spitalmeijter oder die Pfleger oder Vormünder des Spi⸗ 
tale8 genannt, und jedes Jahr aus den Nathsherren von dem 
Stadtrath ernannt Y. An München wurde das heil. Geiſtſpital 
im 13. Jahrhundert errichtet. Es ftand anfangs unter den geift- 
lichen Spitalherren oder heil. Geiftbrüdern, jeit bem 14. Jahrhun⸗ 
dert aber unter weltlichen Spitalpflegern und unter dem Stabt- 
rath 10). Auch das etwa zu berfelben Zeit errichtete Spital ber 
armen Siehen auf dem Gafteih ftand anfangs unter geiftlicher, 
jeit dem Anfang des 14. Jahrhunderts aber unter weltlicher Ver: 
waltung umd unter dem Stabtrath. Im Sabre 1570 erhielt daf- 
jelbe eine jehr merfwürdige Satung und Ordnung 2). In Nürn— 
berg gab e8 bereits im 15. Jahrhundert vier fogenannte Sied: 
tobel, in denen alte Männer und Frauen unentgeltlid, Koft und 
Wohnung erhielten, von denen jedenfalls der Eiechfobel zu St. 
Jobſt Schon im 14. Jahrhundert eriftirt hat. Auch fie fanden 
unter dem Stadtrath 12), In Bafel ftand das Spital an ben 
Schwellen bereits jeit dem 14. Jahrhundert unter der Aufficht des 
Stabtraths und feit dem Anfang des 15. unter zwei und |päter unter 
vier von dem Rath geſetzten Spitalpflegern oder Spitalmeiftern 
und unter vem Stadtjchreiber 13). Ceit dem 14. Jahrhundert fin- 
det man bafelbjt auch eine Fremden Herberg (eine elende Herbrig) 
für arme Reiſende und Pilger 1%, In Frankfurt a. M. findet 
man feit dem 14. Sahrhundert drei unter dem Etadtrath ftehende 
Elendenherberge 15). Solche Elenden Herberge für Fremde findet 
man auch in Bruchſal u. a. m.!6). In Ulm wurde das heilige 


9) Kriegt, Bürgerthum, p. 81 ff. 

10) Stabtr. bei Auer, p. 181. von Bauer, Grundzüge der Verfaſſung von 
Münden, p. 210 ff. 

11) von Bauer, p. 200 fi. Sat und Orbnung von 1570 imi Oberbai- 
riihen Archiv, XUI, 74—78. 

12) Alte Geſetze aus 14. sec. bei Siebenfees, II, 414 fi. u. III, 289. Ark. 
von 1450 in Mon. Boic. 25 p. 64. 

13) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 30 u. 31. Protokoll von 1418 bei 
Ochs, II, 226 u. V, 174. 

14) Bajel im 14. Jahrhundert p. 32. Ochs, III, 224 u 559. 

15) Kriegk, Bürgerthum, p. 155—159. 

16) Mone, I, 161—168. 
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Geiſt Hofpital im Jahre 1188 für Arme und fremde Pilger ge- 
gründet 17) und neben ihm im 14. Sahrhundert nad mehrere 
Siehhenhäufer. Aber erft im 15. Sahrhundert kamen ſie unter 
den Stadtrath 1%). In Coesfeld wurde im 183. oder 14. Jahrhundert 
das Hofpital und das Armenhaus zum großen ober reichen heil. Geifte 
gegründet. Die Aufficht und bie oberfte Verwaltung hatten zwei Raths⸗ 
glieder, welche den Titel Verwahrer des heil. Seiftes führten. 
Auch fremde Arme und Kranfe wurden darin aufgenommen, bis 
im Sahre 1445 ein eigenes Gaſthaus für Frembe errichtet worden 
it. Im Jahre 1350 wurde ein zweites Armenhaus gegründet, 
das Armenhaus zum Tleinen heil. Geift. Und darin hatten zwei 
aus dem Nath verordnete Schöffen die Verwaltung zu beforgen !P). 
Auch in Berlin ftanden fchon feit dem 14. Jahrhundert das heilige 
Geift: und das Georgen Hofpital unter einer von dem Stabtrath 
eingefeßten und ihm rechnungspflichtigen Verwaltung 2%). In Salz: 
wedel hatte bereitS in der Mitte des 13. Sahrhunderts der Stabt- 
rath die Verwaltung der Güter des Ausſatzhauſes ?!). In Görlik 
wurde das Hofpital zum heil. eilt, das fogenannte Neißhofpital, 
feit dem 15. Jahrhundert unter der Aufficht des Stadtraths durch 
Spitalmeifter und Unterverweier verwaltet. Eben fo ſtand das 
im Sahre 1489 für Pilger, Wallfahrer und andere Reifende ge: 
ftiftete Hofpital zu U. 2. Frauen, welches auch das hospitale pe- 
regrinantium genannt worden ift, und das im Anfang bes 16. 
Sahrhunderts errichtete Hofpital zum neuen Haufe, das Franzofen: 
haus, unter jtäbtifcher Verwaltung 22). In Bruchſal ſtand im 15. 
Sahrhundert das Armenfpital unter der Auffiht des Stabtraths 22), 
und die für fremde arme Pilger geftiftete Elenden Herberg („ellen: 
den herberig”) unter einem gemeinjhaftlic mit dem Stabtpfarrer 


17) Urt. von 1188 bei Jäger, Ulm p. 461. domus hospitalis paupe- 
rum refocillatio et asylum peregrinorum —. : 

18) Zuger, p. 476- ff. u. 482 fi. 

19) Söfeland, p. 86—88 u. 40. 

20) Fidicin, III, 100. 

21) Urk. von 1268 bei Lenz, I, 57 u. 58. ipsa bona committimus pro- 
curationi consilii veteris civitatis Saltwedele. 

22) Naumann, p. 671, 673 u. 674. 

23) Urk. von 1452 u. 1472 bei Mone, I, 159 u. 160. 
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ernannten Pilgerwirtb („bilgerinwürt“) ‚oder Pfleger). Su 
Bretten follte das im Jahre 1463 geftiftete Spital unter Aufficht 
des Stadtraths und der herrfchaftlichen Beamten von Spitalmeiltern 
verwaltet werben 25). In Kempten kam das unter jtäbtijcher Ver⸗ 
waltung ftehende heil. Seiftipital in der Mitte des 15. Jahrhun⸗ 
derts zu Geld: und Grundbeſitz 2). In Augsburg ftifteten im 
Jahre 1519 die Fugger in der St. Jakobsvorſtadt die heute noch 
beftehenbe fogenaunte Yuggerci, beftehend aus 106 Tleinen für 
arme Bürger beftimmten Häufern, und nahe dabei noch ein Haus 
für mit Blattern behaftete Fremde 2°). Und Teine Stadt blieb zu⸗ 
rüd bei diefer Sorge für die Armen und Kranten. — 


$. 418. 


Die Armen» und Krankenpflege erſtreckte ſich jedoch nicht 
bloß auf die in den Armen= und Kranfenhäufern aufgenommenen 
Armen und Kranken, fondern au auf die fogenannten Haus: 
armen und auf die übrigen einer Unterftüßung bebürftigen Leute. 
Für fie pflegte dur Bertbeilung von Nahrungsmitteln 
und Kleidern und von Geld gelorgt zu werden. Und «8 
wurden auch zu dem Ende frühe jchon eigene Stiftungen gemacht 
Die BVertheilung von Naturalien nannte man Spenden (Uſs⸗ 
ipenden, Spannen over largae) und die Geldvertheilung insgemein 
eleemosyna, Armufen, Almufen oder Almofen!) In 
der weiteren Bebeutung wurden indeſſen auch die Spenden zuwei⸗ 
len Almofen genannt, 3. B. in den alten Rechten des Klofters 
Seifenfeld aus dem 13. Jahrhundert. Es tft daſelbſt zwar öfters 
von Korn⸗, Roggen: und Bierjpenven (von „ſpentkorn, fpentrod, 
„Ipentpier”) und von Spenden anderer Naturalien die Rebe. Def 


24) Urt. von 1501 bei Mone I, 161. 

25) Urt. von 1468 bei Mone, I, 165 — 157. 
26) Haggenmüller, I, 363. 

27) von Stetten I, 284. 

1) Konftanzer Urf. von 1586 — „die jpend und armufen“ —. Bettel- 
vogtsordnung von Baden von 1628 $. 2. — „joU ber bettelvogt alle 
„almufen uud ſpennen“ —. Speirer Urf. von 1488 — „ul: 
„Ipende in unſers fliftes crützgange“ bei Mone, l, 132 ff., insbefon: 
dere p. 187, 139 u 167. 

dv, Maurer, Stäbteverfaffung. ILL & 
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ters wird jedoch auch das Wort Spentte mit elemosina überjett 
und e8 werben ſodaun beide Worte als völlig gleichbebeutend ge⸗ 
braucht (ad spenttam sive elemosinam) ?). Sole Epenven und 
Almofen kommen nun auch in den alten Städten ſehr häufig vor, 
3. 2. in Bafel, Speier, Konftanz, Freiburg, Bruchfal, Weißenburg 
u. a. m.2). In früheren Zeiten waren auch dieſe Stiftungen mit 
Kirchen und Klöftern verbunden. So war z. B. in Köln mit 
dem St. Georgftifte eine jährliche Spende für 13 Armen %) und 
mit der St. Lupus. Kapelle eine Spende für 12 arme Laienbrüder 
verbunden 5). Und man nannte dieſe Armen da, wo ihre Anzahl 
beitimmt war, matricularii, weil fie in eine Matrifel eingetragen 
zu werden pflegte). Nah uud nach find jedoch dieſe Stiftungen, 
und zwar ſchon iange Zeit vor der Reformation, in die Hände 
weltlicher Behörden gekommen. In Köln iſt bereits in einer Rech⸗ 
nung von 1375 von folhen an bie Armen geipendeten Almoſen 
die Rede ). In Nürnberg wurde im Jahre 1388 das große Als 
mofen, das jogenannte Kirchhof: oder Fleiſch- und Brodalmoſen 
geftiftet und verorbnet, daß drei Rathsherren die Pfleger fein ſoll⸗ 
ten ®). In Bafel hat bereits im 15. Kahrhundert cin weltliches 
Almofenamt beftanden, welches auch die Verwaltung der Opferftöde 
der Kirchen unter fih hatte). Und auch in Frankfurt a. M. 
batirt ber bürgerliche Almoſenkaſten ſchon aus dein 15. Jahrhundert. 
Er Stand unter einem vor dem Stabtratb ernannten Almofen: 
pfleger 19). | 
Befondere Armen: und Kranken-Anſtalten beftan- 
ben in manchen Städten für arme Handwerker und Kind: 
betterinnen. In Regensburg wurde im Sabre 1419 cin Bra: 
berhaus für 12. alte arme Handwerker geftiftet, welches von den 








2) Quellen zur Bair. Gedichte, 1; 414, 415, 420, 421, 422 u. 423. 

8) Wone, I, 181 ff. Zeug, Speier, p. 29 fi. 

4) Urt. von 1188 bei Lacomblet, Urkb. I, 856f. 

5) Urk. aus 10. sec. bei Lacomblet, Ardiv, II, 60 ff. 

6) Url. von 947 bei Lacomblet, Urkb. I, 57. Gregor. Tur. VII, 29. 

form. Sirmond. 11. 

7) Ennen, Geſch. LU, 540. | 

8) Urf. von 1888 bei Johennis ab Indagine p. 521 u. 522. 

9) Ode, V, 176. 

10) Kriegt, Bürgertbum, p. 168— 176, 
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Nachkommen bes Etifters und bei ihrem Abgang vom Stabtrath 
verwaltet werben follte!2). Cine ähnliche Verforgungsanftalt für 
arme Handwerker beftand bereits im 14. Sahrhundert in Nürn: 
berg 12). In Bafel unterhielten die Brüberfchaften ver: Weber: 
nechte, der Gärtner, der Grautücher und der Rebleute eine Ans 
zahl Betten im Spital zur Pflege ihrer kranken Genofjen 1?). In 
Königsberg befaken mehrere Gewerke Krantenftuben im Hofpital zur 
Verpflegung der kranken Gefellen 1%). 

Auch beftand in Nürnberg frühe fchon ein Almofen für arme 
Kindbetterinnen, an defien Spite zwei Pflegerinnen ftanden, 
denen ber Stadtrath im Jahre 1461 ein Ewiggeld von 15 Gulden 
als Reſoldung zuficherte 15). 

Auch der Bettel von Haus zu Haus war in manchen 
Städten ſchon längſt vor der Meformation verboten, 3.8. in Kol: 
mar bereits im Jahre 1868 !%). In Rotenburg wurde im Jahre 
1414 verorbnet, daß ſogar die Bettelmönche nicht mehr ohne Er: 
laubnig tes Bürgermeifters Almofen von Haus zu Haus ein« 
ſammeln dürften 27). Auch in Bafel mußte der Stadtrath bereits 
im Anfang des 15. Jahrhunderts einjchreiten. Denn e8 war ba= 
jelbft fo wett gefommen, daß junge und alte Frauen die erbaren 
Leute auf der Straße anfielen und bdenfelben den Hut, Kugelhut 
oder ein anderes Pfand abnahmen, wenn fie ihnen fein Almofen 
reichten 18). 

Endlih wurde auch für die armen Waifen und für bie 
Findelfinder frühe fchon in den Städten gejorgt. Der Stadt: 
rath von Baſel forgte bereits feit dem 14. und 15. Jahrhundert 
für die Findelfinder und Waiſen. Die Waijen wurden bei Haus: 
müttern, und die Findelfinder auf Koften ber Stabt theils bei 
Franen in der Stadt, welche man Findlerinnen nannte, theils 


11) Gemeiner, Il, 480 f. 
12) Hüllmann, IV, 78. Not. 
18) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 81. 
14) von Baczko, Geſch. von Königsberg, p. 238. 
15) Urk. von 1461 bei Siebentees, III, 93—86. 
16) Mone, Zeitfchr. XIX, 160. 
17) Benfen, p. 802. 
18) Bajel im 14. Jahrh., p. 112. 
4 * 
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im Spital untergebracht, wo eine eigene Kindmutter für fie zu 
forgen Hatte!) Hier in Münden wurben feit dem 15. Jahre 
hundert im heiligen Geiftfpital in einer eigenen Stube die Fin- 
belfindes und die armen Waifen aufgenommen und verpflegt 20). 
An Ulm kennt man ſchon feit dem Jahre 1386 ein eigenes Findel⸗ 
haus, an befien Spitze zwei von dem Stadtrath gejehte Pfleger 
(Fundellinderpfleger) ftanden 2). In Ehlingen beftand bereits im 
15. Jahrhundert ein Fundenkinderhaus, welches unter einigen vom 
Rath abhängigen Pflegern ftand 22). In Augsburg wurde im 
Sahre 1471 ein Findel: und Waifenhaus errichtet 22). In den 
meiften Städten wurden aber erſt feit dem 16. Jahrhundert eigene 
Findel- und Waifenhäufer errichtet, eigene Findelhäuſer z. B. in 
Nürnberg im Anfang des 16. Jahrhunderts 24), ein Waiſenhaus 
aber 3. B. in Bafel erſt im Jahre 1665 235). Sehr merkwürdig 
ift e8 auch, dag die Waifenhäufer feit dem gepriejenen 18. Jahr: 
hundert öfters — wer jollte e8 glauben! — mit den Zucht: und 
Arbeitshäufern verbunden worden find, z. B. in Baſel 2%) und in 
Eßlingen 2°). 

Nur für die Geiftesfranfen wurde noch nirgends gelorgt. 
In Bafel behandelte man die tobjüchtigen Narren noch im 14. Jahr⸗ 
hundert al8 vom böjen Geifte befefiene Leute und ließ jie ſogar 
von dem Scharfrichter auspeitichen 2°). 


§. 414. 


Wiewohl nun die Armen: und Krankenpflege und die Sorge 
für die Waiſen lange Zeit vor der Reformation in die Hände des 
Stadtraths und der ftäbtifchen Behörden gelonımen war, fo war 


19) Baſel im 14. Jahrh. p. 33. Ochs, V, 175—176. 
20) von Bauer, Grundzüge, p. 238 f. 

21) Jäger, Ulm, p. 485487. 

22) Pfaff, p. 244 u. 245, vergl. 772. 

23) Jäger, Augsburg, p 154. 
24) Malblant, Geſch. der peinl. Gerichtsorbuung, p. 49. 
25) Ochs, VII, 876-879. 

26) Ode, VII, 878. 

27) Pfaff, p. 772. F 
28) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 82 u. 88. 
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dennoch auch in den Städten die Reformation von ganz unend— 
lichem Einfluß. Faſt allenthalben wurde das Vermögen der ein: 
gezogenen Stifter und Klöfter der Armen: und Krankenpflege zu- 
gewendet oder als Almofen verwendet. In Straßburg wurden 
im Sabre 1529 die eingezogenen Klöfter theils für das große Spi- 
tal, theils für das Blatternhaus, theils für das Maifenhaus, theils 
auch für das gemeine Almofen verwendet). In Magbeburg 
wurde das Vermögen der im Sabre 1524 aufgehobenen reichen 
Bruderſchaft zu St. Annen dem gemeinen oder Gottes Kaften 
überlaffen und im Sabre 1525 das Auguftiner Klofter in ein 
Hofpital verwandelt ?). In Bafel wurde im Jahre 1526 das 
Schweiterhaus der Nonnen zum rothen Haus verkauft und ber 
Erlöß den armen Leuten zugemendet, und im Jahre 1527 aud) 
noh ein großer Theil des Vermögens der übrigen Stifter und 
Klöfter für die Armenpflege verwenbet?). In Ehlingen wurde im 
Jahre 1564 das Findelhaus ins Prediger Klofter verlegt %). Auch 
in Augsburg u. a.m. wurden bie eingezogenen Kloftergüter großen: 
theils für die Armenanftalten verwendet ©). 

Allenthalben blieben die alten Armens und Krankenhäujer, 
und die Findel- und Wailenhäufer, und wurden nun aus dem 
Vermögen der eingezogenen Stifter und Klöfter neu und befler als 
bisher dotirt. Defters Tamen zu den alten auch noch neue An: 
ftalten hinzu. In Augsburg wurde im Jahre 1538 ein zweites 
Findelhaus und ein Nothhaus fir preßhafte mit Geſchwüren ge⸗ 
plagte Leute errichtet, im Sahre 1572 ein Waiſenhaus und im 
Jahre 1699 nody cin anderes evangeliſches und Tatholifches Waiſen⸗ 
haus). An Straßburg wurde das große Spital, das fogenannte 
Mehren Spital, dann das Blatterhaus und das Waiſenhaus nun 
ans den Kloftergütern beſſer bolirt und es fam zu ihnen ſpäterhin 
noch ein Finbelhaus hinzu?) Auch in Baſel wurde nun das 


1) Alte Handſchrift aus dem 16. sec. bei Mene, I, 151. 
2) Ratbmann, III, 879 u. 880. 

8) Ochs, V, 558 u. 5756. 

4) Bfafl, p. 772 

5) Jäger, Augsburg, p. 154 

6) Zäger, p. 154. 

7) Mone, I, 161. Hermann, II, 249 ff. 
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Spital mit Kloftergütern botirt und in ber alten Spitalorbdnung 
von 1527 veroronet, daß nur diejenigen Tpitalfähig jein jollten, „die 
„bettryſen und die Steg und Weg nicht mehr brauchen Fönnen, 
„und nur durch Unglück und nicht durch liederliches Haushalten, 
„Prafſen und Schwelgen in Armuth gerathen” ®). Eben jo blieb 
in Eßlingen das Spital nad) wie vor die Haupt Wohlthätigfeits 
Anftalt und das Seel- und Siehenhaus wurde, nachdem das alte 
abgebrannt war, wieder aufgebaut und neu organifirt. Zu den 
alten Wohlthätigfeits Anftalten Tamen aber noch ein Findelhans 
und ein Armenhaus Hinzu 9). Auch Bier in München lamen zu 
dem heiligen Geiftipitale und zu dem Spitale der armen Siechen 
auf dem Gafteig in den Jahren 1615, 1625 und 1742 noch drei 
Wailenhäufer, das Hof- und Stadtwailenhaus und das Waijen: 
haus ob der Au und mehrere Krankenhaͤuſer hinzu 19), 
Allenthalben wurde der Straßenbettel abgejhaflt und 
für die Armen auf andere Welle geſorgt. Die wirklich Armen 
ſollten mittelft vertheiltem Almojen unterhalten, oder auch in ben 
Armen= und Krankenhäuſern verköftiget, beherbergt und verpflegt 
werden. Die Straßenbettler dagegen jollten geitraft und in Ar- 
beitshäufern zur Arbeit angehalten werden. In Strakburg wurde 
bereit8 im Jahre 1523 der Straßenbettel abgeichafft und für bie 
Armen theils dur Almofen theils durch ihre Verköftigung in der 
Elenden Herberg gejorgt. Zu dem Ende wurde ein gemeines 
Almofen (das gemein almujen) errichtet, und für dieſes in allen 
Kirchen gefammelt und dafelbjt Almojenkiften aufgeftellt, an ges 
willen Wochentagen auch in den Käufern geſammelt, theilweife auch 
‚das eingezogene SKloftervermögen dazu verwendet. Die fremden 
und einheimischen Straßenbettler follten aber in der Elenden Her: 
berg untergebracht, die Kranken daſelbſt gefpeift, verpflegt und be- 
berbergt, und die gefunden Armen zur Arbeit angehalten werben. 
(„daß auch alle zu arbeyten und vermeydung bes müfiggangs mit 
„allem fleiß angehalten werben follen“ 11), In Augsburg wurde 


8) Ode, VII, 72. 

9) Pfaff, p. 771 fi. 

10) von Bauer, p. 168 ff. u. 227—281. 

11) Handſchrift aus 16. sec. bei Done, I, 151—156. 
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ber Straßenbettel ſchon im Jahre 1522 abgeſchafft und ein Colle⸗ 
gium von ſechs Seckelherren eingeſetzt, welches das Armen: und 
Bettelweſen zu beſorgen hatte. Die wirklich Bebürftigen follten 
Almoſen erhalten oder auch in einer Verſorgungs Anſtalt unter⸗ 
halten werden, zum Unterjchiede von den muthwilligen Bettlern 
aber ein gewifjes Abzeichen tragen, bic muthwilligen Bettler da⸗ 
gegen im ehemaligen Dominicaner Rlofter zur Arbeit angehalten 
und befchäftiget werden 12). In Nürnberg wurbe ber Straßen: 
bettel im Jahre 1478 beichräuft !?), und im Sahre 1525 ganz ab- 
gefchafft und ein Almojenamt errichtet, in welches die Bürgerfchaft 
beifteuern mußte. Die Armen erhielten ein Almofen, mußten aber 
ein Zeichen von Meffing an ihrer Kopfbebedung tragen, „bamit 
„nicht fo gar viel Leute in das Allmofen fih wärfen.“ 
In den Jahren 1582 und 1626 wurde zwar das Verbot des Bet: 
tele nochmals erneuert und eine Wochenbüchfe zum Cinfammeln 
bes Almofens eingeführt. Der Bettel dauerte aber nach wie vor 
fort und wurde, wie ein gleichzeitiger Bericht fagt, am Ende des 
17. Sahrhundert8 „recht zu cinem Handwerk und freyer 
„Kunft.” Erit im Jahre 1699 gelang es dem Stabtrath Herr 
über den Bettel zu werden. Es wurde nicht bloß der Straßen- 
bettel jelbft, jondern auch das Geben von Almofen auf der Straße 
verboten. Eine Büchſe wurde von ven angeſehenſten Bürgern von 
Haus zu Haus herumgetragen und jeder Bürger aufgefordert eine 
beftimmte Beifteuer zu entrichten. Dabei wurde e8 zwar einem 
jeden überlaffen, wie viel er beifteuern wolle, allein, „fo ſeynd 
„doch,“ — wie es in dem gleichzeitigen Bericht heißt — „an 
„einen und andern, bie ſich gar zu wenig angreiffen 
„wollen, gute und befheidene erinnerung geſchehen.“ 
Und vier Almojenpfleger jorgten für tie gerechte Vertheilung bes 
Amojens unter die Armen und gebrechlihen Leute 1%). Auch in 
Frankfurt a. M. wurde der Straßenbettel im Sabre 1488 be- 
ſchränkt, aber erft im Jahre 1627 ganz abgejchafft 15. In Bafel 
wurde im Sabre 1527 eine allgemeine Armenanftalt, das Almofen- 


12) Jäger, Augsburg, p. 158. 

13) Kriegk, Bürgertum, p. 145 u. 540. 

14) Die Relation bei Eiebenfees, III, 146 - 172. 
15) Kriegk, Bürgertbum, p. 144, 146 u. 540. - 
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amt, eingefeßt und dieſe Anftalt theilg aus dem Ertrage der Opfer: 
ftöce in den Kirchen und aus jährlichen Peiträgen, theild auch aus 
dem Vermögen der eingezogenen Etifter und Klöfter botirt. An 
der Spite dieſes Almojenamtes ftanden einige Rathsherren als 
Pfleger und ein Schaffner. Muthwillige und fremde Bettler er: 
hielten Tein Almofen. Cie wurden auf die elende Herberg gewießen 
und daſelbſt beichäftiget. Nur die in der Etadt angefeflenen Haus- 
armen follten Almofen erhalten. Jeder Arme, welcher Unterſtützung 
erhielt, mußte ein Zeichen, einen Schild, am Arm tragen. Die 
Vorſteher der Zünfte und der Gefellfchaften follten die fih um das 
Almofen Bewerbenden prüfen und fie fodann entwerer den Pfle: 
gern zur Unterſtützung empfehlen ober an die Arbeit weißen. Das 
Almofen beſtand theils in Geld theils in vertheiltem Tuch, theils 
in Muß und Brod. Die fogenannte Mußglode gab das Zeichen 
zum Abholen bes Mußes, welches aus einer nahrhaften mit etwas 
Fleiſch vermifchten Suppe bejtand. Im Jahre 1758 wurde von 
dem großem Rathe verordnet, daB das vom Almojenamte zu vers 
theilende Tuch von gelber Farbe fein und auch von den Armen 
getragen werden ſolle. Tenn, wer feine gelbe Kieidvung tragen 
wolle, ſolle auch Fein Almofen beziehen 1%). In Magdeburg wurbe 
im Sahre 1524 ein gemeiner Kaften, ein fogenannter Gottesfaften, 
zur Unterftübung ber Hausarmen und der hilfsbedürftigen Kranken 
errichtet, und derſelbe theild aus dem Ertrage der Almoſenkaſten in 
ben Kirchen, theils aus den Almofenfammlungen, theils aus dem Vermö⸗ 
gen der aufgehobenen Stifter dotirt. Vier aus dem Stabtrath genom- 
mene Armenvorfteher hatten das Armenweſen zu beforgen. Die Bettler 
jollten beftraft und bie fremden Bettler aus der Stabt ausgewießen wer: 
den 17). In Eßlingen wurde zur Beforgung bes Armenweſens im Jahre 
1528 eine Almojendeputatton errichtet, und die Armenanftalt theils 
aus dem Ertrage der Kirchenkaften, theils aus dem Wochenalmofen 
unterhalten, wozu fpäter noch eine Armenjteuer hinzukam. Zur 
Einfammlung des Wochenalmojens wurte jede Woche in früheren 
Zeiten ein Almoſenkarren in ber Stadt herumgefahren, fpäterhin 


16) Verorbnung über bas Almofenamt von 1580 u. 1758 bei Ochs, V, 
875, VI, 89-41, VIII, 72 u. 78. 
17) Rathmann, II, 856, 857, 869, 870 u. 880. 
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aber eine Hauscollecte veranftalte. Der Straßenbettel war ver: 
boten. Die Hausarmen erhielten aber außer Geld auch noch Holz, 
Brod, Schuhe, Liter u. |. w. Daher tft dafelbft von einem Holz: 
almofen, Brobalmofen, Schuhalmoſen, Lichtalmoſen u. ſ. w. bie 
Rebe 18). 

Die unmittelbare Aufficht über die nicht in ven Armenhäufern 
befindlichen Armen hatten allentbalben untergeorbnete Gemeinde: 
biener, jogenannte Büttel u. a. m. Sie hatten das eigentliche 
Bettelmejen unter ſich und wurden baber öfters auch Bettel: 
vögte, 3. B. in Baden, Ehlingen, in der Pfalz am Rhein n. a. 
m. 19) oder Bettelmetiter, 3. 3. in Franffurt a M. ge: 
nannt 29). | 


Unterrichtsmefen, KRunſt und Wiſſenſchaft. 


$. 415. 


So wie der freie Verkehr zum Handel und- biefer zur Ver: 
befferung des Armen: und Krankenweſens geführt hat, jo hat auch 
die durch das Gewerbsweſen und durch den Verkehr mit der fremde 
beroorgerufene geiſtige Thätigkeit wieder weiter —, zur Verbeflerung 
bes Unterrichtsweſens geführt. 

Urſprünglich lag nämlich auch das Unterrichtsweſen in den 
Händen der Geiftlichen. Die erften Schulen in den Städten waren 
demnach Domfchulen oder Klofterfhulen oder Pfarr: 
ſchulen. Denn in jenen Orten, in benen es feine Dom- und 
Klofterfchulen gab, follte der Pfarrer die Kinder feiner Gemeinde 
wenigftens das Glaubensbelenntnig und das Gebet des Herrn 
lehren, wenn nicht in der lateiniichen doch in der Landesſprache !). 
Diefe Schulen waren allenthalden nach Vorſchrift Karls des Gro⸗ 


18) Pfaff, p. 245-247 u. 768-770. 

19) Ordnung des Bettelvogts zu Baben von 1528 bei Mone, I, 157. 
Pfaff, p- 768. Rathmaun, III, 870. Pfälzer Allmufen Orbnung von 
1600, $. 14 u. 15 bei Janfon, Materialien zu einem Geſetzbuch, I, 

- "46 u. 47. Urt von 1552 u. 1601 bei Mone, XIX, 162, 

20) Urk. von 1491 bei Kriegf, Bürgerthum, p. 540 u. 145. 

1) Coneil Mogunt. von 818, c. 45. bei Hartzheim, I, 412. 
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Ben eingerichtet 2). In den größeren Klöftern beftanden insgemein 
zwei Echulen neben einander, eine im Klofter felbft für diejenigen, 
welche ſich dem geiftlihen Stande wibmeten (schols intraria, schola 
claustri oter claustralis), und eine andere am Eingang ober im 
Vorhofe des Klofters für die Laien (schola exterior oder cano- 
nica) ?), Und an dieſe äußeren Schulen haben ſich offenbar die 
Ipäteren Stadtſchulen, fo wie urfprünglih auch die Univerfitäten, 
angeſchloſſen und find gewifjermaßen aus ihnen hervorgegangen. 
($. 250). Sehr merkwürdig ift e8 auch, daß bereits zur Zeit der 
Oftgothen in Rom an ben Schulen für freie Künfte Vorträge über 
das Recht gehalten worden find, daß demnach damals ſchon in 
Rom eine Rechtsſchule beftanden hat ?e). 


An Augsburg hatte die Domfchule ſchon im 9. und 10. Jahr⸗ 
hundert einen großen Ruf. Denn der heilige Ulrih kam dahin 
von St. Gallen, um dafelbjt feine Bildung zu ſuchen. Und er bat 
fie dort auch wirklich erhalten. Aber auch in den einzelnen Pfar- 
reien wurden frühe jhon Schulen errichtet. Und die zu St. Ulrich, 
St. Afra, St. Morig und St. Georg erhielten eine Zeit lang 
einigen Ruf. Seit dem 14. Sahrhundert waren aber alle tiefe 
Schulen wieder verödet. Am 15. Jahrhundert bat fid, jedoch die 
Schule zu St. Ulrich wieder etwas gehoben). Auch in Weüniter 
beſtand feit alten Zeiten eine mit der Kathebralfirche verbundene 
Domjchule, zu welcher im 12. Jahrhundert noch eine mit der St. 
Martinskirche verbundene Schule Hinzufam d). In Regensburg 
beitand beim Kloſter St. Emmeran fchon feit Karl dem Großen 
eine berühmte Echule, weshalb Negensburg ſchon im 11. Jahrhun⸗ 
bert das zweite Athen (secunda Athene) genannt worden ift ©). 
Außerdem Deftand daſelbſt im 14. Jahrhundert noch eine Schule 


2) Capit. I von 789 bei Baluz. c. 70 bei Pertz c. 71. 

8) Ekkehard, casus St. Galli bei Pertz, II, 78-79. scholse claustri. 
—- Exteriores autem, id est, canonicae. 

3a) Cassiodor, Var, I, 21. — scholae liberalium literarum, tam gram- 
maticus, quam orator, nec non et juris expositor. 

4) Yäger, Augsburg, p. 172. nn 

5) Wilfens, p. 14, 48 u. 108 

6) Gemeiner, I, 186 u. 197. 
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bei dem Dom und bei der alten Capelle ). Auch in Fulda beſtand 
feit dem 9. Jahrhundert eine Klofterichule unter der Vorſtandſchaft 
eines Monches 2). In Ulm batten im 14. und 15. Jahrhundert 
dic Tominikaner und die Auguftiner im heiligen Geift Hofpital eine 
Schule). In Worms kommen frühe ſchon Schulmeifter (magistri 
scolarum oder rectores scolarum) vor, und die älteften Schulord⸗ 
. nungen find von den Jahren 1260 und 1307 20). In Speier bes 
ftand die Toomjchule wenigftens ſchon feit dem 13. Jahrhundert 
und an ihrer Epike ftand ein magister scolarum 1). Die Dom: 
Ihule in Baſel war gleichfalls fehr alt. Die oberjte Leitung der 
Schule Hatte ein Domherr, welcher den Titel scolasticus führte '?). . 
Außerdem war aber auch noch mit jeter Kirche z.B. mit <t. Leon: 
bard und St. Beter eine Schule verbunden !3). Seit dem 8. Jahr⸗ 
hundert hatte auch Freifing eine berühmte Domjchule, auf welcher 
fogar Könige (Ludwig der Deutfche, Ludwig das Kind und Hein- 
rich II.) ihre Bildung erhielten. Und unter Dtto von Yreiling 
war Treifing fogar einer der Lichtpunkte in Deutjchland. Auch in 
Hamburg war die Domſchule bei St. Maria die ältefte Schule in 
der Stabt und ein scholasticus oder magister scholarum jtand 
an ihrer Spige 1%). An Lüber wurde in der Mitte des 13. Jahr- 
hunderts neben der alten Tomjchule auch noch eine Schule zu Et. 
Jakobi crrichtet, welche aber chenfals unter dem Tomkapitel 
ftand 19), Auch in Magdeburg war mit dem alten Morigklofter 
eine Echule verbunden, ans welcher jpäter, feit der Errichtung des 
Eraftiftes, die Tomjchule hervorgegangen ift. Der Geſchichtſchrei⸗ 
ber Ditmar von Merjeburg und andere find aus biejer berühmten 





7) Anonymus ad 1857 bei Oefele, II, 508. „Bas kains irer Kind auf 
ben Thuemb oder in die alte Kapellen in die Schuel geben jolt.“ 

8) Urt. von 849 bei Schannat, hist. Fuld. p. 56. monacho, qui prae- 
est scoleribus in monasterio Sancti Bonifacii Fuldae. 

9) Jäger, Ulm, p. 588 u. 589. 

10) Urf. von 1106, 1160, 1260 u. 1807 bei Schannat, II, 62, 81, 1281. 
u. 160. 

11) Mehrere Urt, aus 13. u. 14. sec. bei Zeuß, Speier, p. 80—82. 

12) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 16. 

18) Bajel im 14. Jahrh. p. 70 u. 96. 

14) Lambecius, rer. Hamb. II, 67-69. 

15) Terde, Grundlinien, p. 47 f. 
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Echule hervorgegangen. Späterhin iſt jedoch mit der Klofterzudt 
auch diefe Schnle wieder in Verfall geraten !%. Später famen 
noch einige Klofter- und Pfarrſchulen Hinzu Tas ganze 15. Jahr⸗ 
Hundert hindurch bis zum Anfang des 16. lag noch das Edhul: 
wejen in den Händen ber Geiftlichen und der Erzbiſchof Friedrich 
juchte feit der Mitte des 15. Sahrhunderts zu dem Ende die Klö- 
fter und die Klofterfchulen zu reformiren. Luther felbft ging noch 
als Knabe von 14 Jahren bei ben Franzisfanern zu Magdeburg 
in die Echule 17). Ueberhaupt ſcheinen die Franziskaner daſelbſt 
ihrer Zelt weit vorausgceilt geweſen zu fein. Denn ſchon im 
Jahre 1417 war auf ihr Betreiben das Weihen ber Kühe und ber 
Wieſen, das fogenannte Kuckweihen (Kuhweihen) und das jos 
genannte Blicken (das Wiefen:, Blöcke- oder Wiefenfledle-Weihen) 
abgeihafft worden ?%). An Eßlingen beftand jeit 1279 eine latet- 
nifhe Schule und im Sahre 1326 wurde au das Steinhaus der 
Predigermönche noch eine Kinderfchule angebaut 1%). In München 
war bie ältefte Deutſche Schule bei der Kirche zu St. Peter und 
als im Sabre 1271 die Pfarrei Et. Peter getreunt und die Pfarrei 
u. 8. Frau gegründet worden war, erhielt auch dieſe Kirche ihre 
eigene Schule 20). In Heidelberg waren die älteften Schulen Klo: 
fterfhulen. Seit der Errichtung einer Univerfität famen dazu 
noch einige mit biefer eng verbundene Burſen- oder Contuber—⸗ 
nial Schulen, in melden junge Leute auf die academiſchen 
Studien vorbereitet werben follten. Zu dem Ente hatte jedes 
Contubernium jeinen eigenen Knabenlehrer („ſeyn eygen Peda⸗ 
gog“) 21). Auch in Berlin und in Köln an ber Spree war ber 
Schulunterriht in den Händen der Diönde. Erft feit dein 15. 
Sahrhundert kamen auch noch einige Pfarrfchulen Hinzu, in Berlin 
jeibft die Nicolai: und Marien⸗Pfarrſchule, und in Köln die Petri- 


. 16) Rathmann, I, 878 ff. 

17) Rathmann, II, 115—118, 126—180, 147 f., 154 f., 167, 296 u. 424. 

18) Rathmann, III, 44. 

19) Pfaff, p- 288. 

20) von Bauer, Grundzüge, p. 127. 

21) Annal. Universit. Heidelberg. VI, 482. vergl. Haug, Geſchichte ber 
Neckarſchule in Heibelberg, p. 2—8. Hautz, Lycei Heidelberg. ori- 
gines, p. 86 und oben $. 255. 
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ſchule 22). In Breslau ftanden neben der Domfchule, weldhe wahr- 
ſcheinlich ebenſo alt wie das Bisthum ſelbſt ift, noch drei jogenannte 
Trivialfchulen bei den beiden Etiftern zu St. Vincenz und unjerer 
lieben Frauen auf dem Sande, und an der Kreuzkirche. Seitdem 
aber Breslau eine Deutiche Handelsftant geworden war, ſeitdem 
genügten die alten Schulen nicht mehr. Es entjtand vielmehr das 
Bedürfniß eigene Schulen in der Stadt jelbit zu haben. Die 
erften Klagen» der Türger wurden im ‘Jahre 1266 laut. Sie führ: 
ten im Sabre 1267 zur Gründung einer neuen Schule an ber 
Magdalenenfirhe, Weitere Klagen führten im Jahre 1293 zur 
Errichtung einer zweiten Schule an ber Elifabethlirhe. In beiden 
Schulen fjollten die Knaben Unterriht in der Religion, im Geſang 
und im Latein erhalten. Da jeboch auch diefe beiden Pfarrſchulen 
unter der Oberaufficht des Biſchofs blieben, jo fehlte e8 nicht an 
Etreitigleiten mit den Bürgern 7). In Coesfeld findet man feit 
dem 14. Jahrhundert eine Schule, an deren Epike ein rector 
scholarum ftand. Die Rectoren waren bajelbjt öfters, was ich 
jonft nirgends gefunden habe, auch kaiſerliche Notare und Stadt: 
jecretäre 2%), Auch in Kempten wurde im 14. Jahrhundert an dem 
Gotteshaus außerhalb ter Stadt für Knaben und Kleriker eine 
Schule gehalten, welche der Abt mit einem Echulmeifter beſetzte 2°). 


$. 416. 


Der in diefen Dom⸗-, Klofter: und Pfarrſchulen ertheilte Un- 
terricht war meiftentheil® jehr dürftig. Er genügte daher ben in 
bie Höhe ftrebenden Städten nicht mehr. Der freie Verkehr in den 
großen Hanvelsjtädten ſetzte Kenutniffe voraus, welhe man in 
jenen Schulen nicht erlangen fonnte, ohne welche man aber mit 
den anderen Etädten Feine Konkurrenz halten konnte. Daher ent: 
jtand frühe ſchon das Bedürfniß neuer von der Seiftlichkeit unab⸗ 
hängiger Schulen, welchem jedoch erſt nach einem heftigen Kampfe 
mit der Geiftlichfeit uud anfangs gleichfalls nur nothoürftig Ge: 
nüge geleiftet werden konnte. Als im Sabre 1261 in Lübeck eine 


— — 
— — — —— — 


22) Fidicin, UL, 108. 

23) Grünhagen, Breslau, p. 112 u. 118. 

24) Eöfeland, p. 43. 

25) Haggenmüller, Geſch. von Kempten, I, 219. 
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eigene Stadtſchule angelegt werden ſollte, ſetzte ſich die Geiſtlichkeit 
dagegen. Denn ſie hielt dieſes für einen Eingriff in ihre Rechte. 
Erſt nach heftigen Kämpfen kam ein Vergleich zu Stand, nach wel: 
chem jedoch die Bürgerfchaft nur im Deutſch Lefen und Schreiben 
Unterricht ertheilen laflen durfte !). Eben ſolche Kämpfe entftanden 
im Sahre 1281 in Hamburg und bald nachher in Magdeburg, In 
den Jahren 1267 und 1293 in Breslau, im Jahre 1319 in Norb- 
haufen, im Jahre 1358 in Kempten, in ben Jahren 1390 und 1403 
in Stettin, im Jahre 1395 in Leipzig und in ben Jahren 1413 
bis 1420 in Braunfchweig 2). Meiftentheils fiegte das weltliche 
Beduürfniß über das geiftlihe Monopol, wenn auch erft nach lang⸗ 
jährigen heftigen Kämpfen. So dauerte 3. B. in Hamburg der 
Kampf mit den Domſcholaſter acht volle Jahre. Daher Ponte bie 
im Jahre 1281 von den reichen Samburgern gegründete fogenannte 
neue Schule, bie Kirchfpielsfchule zu Et. Nifolat, erft im Jahre 
1289 ing Leben treten. Ste wurbe unter bie Aufficht der Kirch: 
geſchwornen zu St. Nikolai, alfo unter die Kirchengemeinde geftellt, 
mußte jedoch um ins Leben treten zu koͤnnen eine Oberaufſicht des 
Domfcholafters anerkennen 2). In Stendal, wo der Biſchof von 
Halberſtadt für die Anlegung einer Stadtſchule, das Erzftift Mainz 
aber dagegen war, erhielten die Bürger erft im Sabre 1851 von 
ben Landesherrn die Erlaubniß eine ſolche Schule (eine neue 
Schule) anlegen zu bürfen 9). In Braunfchweig bauerte der 
Kampf mit der Pfarrgeiftlichkeit, der jogenannte Papenkrieg, fieben 
volle Sahre. Auch in jener Etabt hatten fich die Pfarrer dem Ver⸗ 
langen ter Gemeinde neben den Etiftsfchulen ſtädtiſche Schulen zu 
gründen, aus Furcht vor den Folgen ber Aufflärung widerjegt und 


1) Uıf. des Stabtraths von 1262 bei Lünig, epicileg. eccles. Th. I, 
p. 818. 

2) Ruhkopf, Gef. bes Schul: und Erziehungeweſens in Deutſchland, J, 
85. Rathmann, I, 877 II, 201 u. 202. Haggenmüller, I, 220. 
Hüllmenn, IV, 342846, 

8) Lambeccius ad an. 1281 u. 1289, II, p. 69, 70 u. 73. 

4) Urk. von 1328 bei Würdtwein, subs. dipl. V, 176-179. rk. von 
1851 bei Gerden, diplomat veteris marchise, I, 108. „Oek wille 
„wi vfe getrumwe Borger tu Stendal ewichlif beiten — bie orer 
ſchule die fie — gebnwet hebben.“ 
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fogar den Bann über die Stabt verhängt. Die Stanbhaftigfeit 
des Etadtrathes führte aber auch bort im Jahre 1420 zum Sieg). 
In Kempten konnte die neue Stadtſchule bei Sanct Mang, deren 
Errihtung im Jahre 1462 befchloffen worten war, erft im Jahre 
1463 eröffnet werden. Die Bürger ließen aber ſodann auch ihre 
Kinder nicht mehr die Pfarrfchule befuchen ). In Wien hatten, 
nach einem alten Herkommen, die Landesherrn bad Recht die Schule 
der Pfarrei zu Et. Stephan zu verleihen und den Schulmeifter zu 
ernennen (magistro, qui Vennae per Nos ad scholarum regimen 
assumetur) ?)., Schon im Jahre 1296 verliehen fie aber jene 
Schule der Stabt und dem Stabtrathe, mit dem Rechte den Schul: 
meifter zu ernennen. Die Schule warb demnach num eine ftäbtiiche 
Anftalt. Unter dem ftädtiichen Schulmeifter zu Et. Stephan und 
unter ſeiner Gerichtsbarkeit ſollten auch die Übrigen in der Stadt 
befindlichen Schulen ſtehen. Der Schulmeilter durfte jedoch gegen 
bie Schüler nur ben Beſen (die Ruthe) gebrauchen („der Maifter 
„ſol rihten mit ſtarchen pefem flegen”). Höhere Strafen („daz da 
‚get an den tot und an bie lem“) gehörten vor den Stabtrichter. 
Daher fagte man, die Schulen und bie Schüler ftehen unter dem 
Beien („ein jchuler, der under dem pejen ijt“) ®). Bel der Schule 
eingeriffene Unorbnungen führten im Jahre 1446 zu einer ncuen 
Schulordnung, nad welcher vier Schulen in der Stadt bejtehen 
jolten, bei St. Stephan, bei St. Michael, im Spital und bei den 
Schotten. An der Spike einer jeden Schule jollte ein Schulmei- 
fter und an ber Spitze der Schule bei St. -Stephan ein Oberfter 
Schulmeifter (obrift Schulmaifter) ftehen. Der oberfte Schulmeifter 
wurde vom Stabtrath, die übrigen Schulmeifter vom Oberjten Schul- 
meilter ernannt. Auch hatte der oberite Schulmeifter bei St. Ste: 
phan die Aufficht über die drei anderen Schulen und fie viermal 
im Jahre zu vifitiren. Unter dem oberjten Schulmeifter ftanden in 
der Schule bei St. Stephan noch drei fogenannte Oberfte Locaten, 





5) Barthold, Gefchichte der beutichen Städte, IV, 248. 
. 6) Urk. von 1462 bei Mofer, reigsfläbt. Handb. II, 50. Haggenmüller, 
I, 887. 
7) Urt. von 1287 u. 1278 bei Lambacher, II, 12, 18 u.160 bei'Sencken- 
berg, sel. jur. IV, p. 4485. 
8) Stadtreht von 1296 $. 10-14 bei Senckenberg, visiones, p. 286. 
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welche unter feiner Leitung die Aufſicht über die Schüler hatten. 
Außerdem durfte jeder Schüler noch einen eigenen Schullehrer oder 
einen fogenannten Pädagogen (pedigogen) haben, ber in ber Schule 
neben ihm jaß, mit ihm zu Tiſch ging und ihm ſtets an ber Eeite 
war. Sede Schule war nach dem Alter der Schule in drei Thelle 
(in drei Claſſen) getheilt. Aud) war genau vorgejchrieben was und 
wie in jeder Klafie gelehrt werben ſolle. Nuch gezüichtiget werben 
burften die Schüler, aber nur mäßig mit 6 bis 8 Muthenfchlägen. 
An den Kopf und mit Fäuften jollten fte nicht gejchlagen werben. 
(„Item es fullent auch die Finder mefliclichen geczuchtigt werden 
mit ſechs oder mit acht mefligen gertenflegen, vnd nicht umb bie 
heubt, noch mit den fewsten”) %). Wie in Wien fo hatte auch in 
Miener Neuftadt die Bürgerichaft Schon nach dem alten Stadtrechte 
aus dem 13. Jahrhundert das Recht den Schulmeifter (scholasti- 
cus) zu ernennen und diefer diefelbe Gerichtsbarkeit wie der Schul⸗ 
meilter zu Wien!) Auch in Ulm bat, wie e8 fcheint, ſchon ſeit 
dem 13. Jahrhundert eine Stadtfchule beftanden. Jedenfalls hatte 
die Etadt ſchon im 14. Jahrhundert das Recht den Schulmeijter 
zu ernennen und biefer bereits eine fehr unabhängige Stellung 1). 
In Freiburg im Breisgau hatte der Etadtrath ſchon im Jahre 1316 
das Recht den ftärtiichen Schulmeifter zu ernennen. Der Kichherr 
jollte ihn aber noch in fein Amt einweifen. Die Abhängigkeit von 
ber Geiftlichfeit war indeſſen nicht mehr jehr groß. Denn wenn 
der Kirchherr ihm fein Amt nicht leihen wollte, fo blieb er dennoch 
Echulmeifter („dem fol der Tilchherre das ammet lihen, teti cr des 
„nüt, jo fol er doch Ichuolmeifter fin“) 1%). Auch waren die Schul: 
meifter in Freiburg frühe ſchon Bürger und Grundkefiker in ber 
Stadt, aljo wohlhabenve Leute, was andermärts nicht Immer ber 
Kal war 3). Die Stadt forgte für pute Lehrer. Schon im Jahre 
1803 Stand ein Magifter Waltherus an der Spike der Staptichule. 
Auch ſpäterhin waren die Schulmeifter meiftentheils Meifter ber 
freien Künfte.e Und im Jahre 1496 erhielt diefe Stelle der bes 


9) Schulordiiung von 1446 bei Hormayr, Wien, I, 5, Urt. p. 176--184. 
10) Stadtr. c. 115 bei von Würth, p 110. 

11) Jäger, Ulm, p. 589 u. 590, 

12) Bertrag von 1316 bei Schreiber, I, 209. 

18) Urt. von 1834 bei Schreiber, T, 807. 
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rühmte Ulrich Zafins. Daher hatte diefe Schule einen jehr großen 
Ruf!) Sn Heidelberg war die Nedarichule bie älteſte Stadtſchule, 
welche von ihrer Lage am Nedar ihren Namen erhalten bat. Sie 
reicht bis ins 12. Jahrhundert hinauf und wurde von dem Stabt: 
rath errichtet und großentheild audy von ihm unterhalten. Heidel⸗ 
berg ift demnach die erfte Stadt, welche ihrer Schule beftimmte 
Einfünfte zugewießen und ihre Schullebrer befolbet hat. Nach 
Heidelberg kommt Nördlingen. Dort findet man aber erſt feit 1443 
eine Schullehrer Befoldung 1) In Wismar erhielten die Raths⸗ 
herren bereit8 in den Jahren 1279 und 1331 den Patronat über 
die Schulen (patronatum scholarum) mit dem Rechte den Rector 
zu ernennen 2e). In Leobihüg in Schlefien hatten die Bürger 
ſchon im Sabre 1270 Antheil an der Verleihung der Schule und 
in Brieg im Sabre 1324 gemeinfchaftlich mit dem Stadtpfarrer den 
Schulmeifter zu ernennen („zu kyſen eynen Schulemeystir”) 17). 
Sn Berlin nahm fih der Stadtrath feit dem Anfang bes 15. 
Sahrbunderts der Schulen an. Er machte Verordnungen über ben 
Beſuch der Schulen und über die Schulzudt. Auch erhielten die 
Schulmeiſter von der Stadt ihren Gehalt 18), In Hannover gab 
es im 13. bis ins 14. Sahrhundert nur eine Schule. Der Schul: 
meifter (magister scholae) wurde von dem Herzog nad) dem Bor: 
fchlage der Bürger und Burgmänner ernannt. Im Jahre 1315 
erlaubten die Herzoge die Anlegung einer Schule neben ber St. 
Georgen und Jakobskirche (Marktkirche). Und im Sahre 1358 
übertrugen fie das gefammte Schulwejen dem Stabtmagifirat 19). 
Sn München bewilligte der Stadtrath bereits im 14, Jahrhundert 
die Erhebung eines Schulgeldes, an jedem Quatember vier Mal 
im Sahre („zu den vier chotempern vier ſtund in dem tar”), be: 
ftehend in 12 Pfennigen. Und der Schulmeifter durfte deshalb 
feine Schüler ſogar in der Schufe ſelbſt pfänden 2%). Ob auch im 


14) Schreiber, Geſch. von Freiburg, II, 232 u. 288. 

15) Haug, Geſch. ber Neckarſchule, p. 8 u. 14. 

16) Urk. von 1279 u. 1881 bei Senckenberg, sel. jur. II, 471 f. u. 499. 
17) Urk. von 1270 $. 9 und von 1824 $. 8 bei T. u. St. p. 878 u. 508. 
18) Fidicin, I, 49 u. 256, III, 1083. 

19) Andreae, Chronik der Nefidenzfladt Hannover, p. 46. 

20) Stabir. art. 80 bei Auer, p. 285. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. II. 5 
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Uebrigen die Schulen m München damals ſchon unter dem Stadt⸗ 
rath geftanden haben, wiflen wir nicht. ebenfalls war biejes aber 
im 15. Jahrhundert der Fall. Denn nach einer Urkunde von 1469 
follten die Schullehrer („Lermeifter") ihre Schreibfunft vor dem. 
Stadtrat) beweißen. Ein in diefer Beziehung angegriffener Schul- 
lehrer bei U. 2. Frau, Albertus Hoͤſch, wendete fi daher, um Ge- 
nugthuung zu erhalten, an den Etadtfchreiber und an ben Stabt- 
vath 21), Auch in Frankfurt a. M. fing der Stadtrath im 15. 
Sahrhundert an für die Eulen zu forgen. Dem Echulmeifter zu 
St. Leonhard wurde ein Echulhaus gebaut und dem Rector zu 
St. Bartholomäi eine Pfründe verjprocen 32). In Nürnberg bes 
ftanden vor der Reformation ſchon vier lateinische Schulen, die 
Schule bei St. Sebald feit 1337, die Schule bei St. Lorenz ſeit 
1362, die Echule im neuen Spital zum heiligen Geift ſeit 1333 
und die Klofterfhule bei St. Egydien jeit 1428 oder 1446. Die 
drei Erjten ftanden unfer den Pröbften. Denn wie bie beiden 
Pfarreien zu St. Sebald und St. Lorenz, jo hatte auch das neue 
Spital feinen Probft. Diefe drei Schulen ftanden aber auch unter 
dem Stabtrath. Tenn ber Ratb ſetzte die Schulmeifter und prä- 
jentirte fie den Pröbjten und bejoldete fie. Auch hatte der Rath 
das Necht der Aufficht über diefe drei Echulen und das Recht Ber- 
ordnungen über diefelben zu machen und fte, wein es nöthig war, 
zu reformieren. Sie waren demnach vor ber Reformation ſchon 
Stadtſchulen. Tie Klofterfchule bei St. Egydien ftand jedoch einzig 
und allein unter dem Abte und war daher noch Feine Stadtſchule. 
Erſt feit der Reformation wurde fie zu einem Gymnaſium erwei⸗ 
tert 223). Auch in Bamberg ftanden die Deutfhen Schulmeijter und 
bie Sculfrauen unter dem Stadtrat), Im Jahre 1491 machte 
der Stabtrath eine neue Ordnung für fie Die Zuwiberhantluns 
gen wurden vom Stadtrath beftraft und bis zum Sahre 1550 muß: 
ten die Deutſchen Schulmeijter jene Schulordnung beſchwören 29). 

Diefe Stadtichulen waren von zweierlei Art. Die Einen 


21) Urt. von 1469 im Oberbair. Archiv, XIII, 48 u. 44. 

22) Kirchner, I, 564. 

38) Die Urkunden und anderen Beweisftellen bei Siebenfees, I, 269-288. 
24) Bairifche Annalen vom December 1884, p. 2102 u. 2108. 
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waren für den Unterricht im Deutichen Leſen und Schreiben be- 
ftimmt. Dieje ſogenannten Deutihen Schulen waren die 
eigentlihen Volksſchulen und fie fommen zumal in den Handels» 
ftädten frühe jchon vor, in Kübel, Hamburg, Magdeburg, Wismar, 
Wien u. a. m., wie wir gefehen, fchon feit dem 13. Jahrhundert. 
Die Anderen waren gelehrte Schulen, jogenannte Trivial: 
Tchulen. Denn das ſogenannte Trivium follte in ihnen gelehrt 
werden ($. 250). Auch die Nedarichule In Heidelberg war eine 
ſolche Trivialihule. Der Hauptunterricht bafelbit beitand in Latein, 
d. h. im Leſen einiger Roͤmiſcher Elafjifer, dann in etwas Rechnen 
und im Einüben der in den Kirchen üblichen Lieder. Man nannte 
daher diefe Schulen auch lateiniſche Schulen und fpäterhin 
Gymnaſien. Der Name Trivialfehule hat fich jedoch lange Zeit 
auch in der amtlichen Sprache, bie und da fogar bis auf unfere 
Tage erhalten. Auch in der Stiftungsurfunde des Gymnafiums 
zu Bensheim vom Jahre 1686 kommt er noch vor ?®). 


$. 417. 


Der Unterriht in dieſen deutjchen und lateiniſchen Stabt: 
ſchulen war zwar anfangs ebenfalls fehr dürftig. Er war jedoch 
gleich von Anfang an dem ncu entitandenen Bebürfnifje entjpre- 
chender und daher beifer, als der alte in den Dom, Klojter- und 
Pfarrichulen ertheilte Unterriht. Auch führte er ſehr bald weiter 
— zu einer geijtigeren und wifjentchaftlicheren Thätigfeit. Die na- 
tionale Kunft und Wiffenichaft, welche früher auf den Höfen und 
Burgen ihren Siß gehabt hatte, zog nun, feitvem die Burgen ges 
brochen waren, in die freien Städte. Schon der bei dem Sänger: 
fefte auf der Wartburg erjchtenene Heinrich von DOfterdingen (von 
Aftirdingin) war nicht mehr ein Ritter, jondern ein Bürger von 
Eiſenach !). Daher begann nun, als der Minnegefang auf den 
Höfen und Burgen verftummte, der Meiftergefang in den Städten 
Zwar wurde die Knnft und Wiſſenſchaft anfangs wie jedes andere 
Handwerk betrieben. Dies gilt, vote wir gejehen, von den Voll: 


235) Urf. von 1686 bei Tabl, Lorſch, II, 10%. 
1) Chron. Thuring. bei Mencken, 11, 1697 und Schöttgen et Kreysig, 
I, 88. 
5° 
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ſchulen wie von den Vollsärzten, von den Mahlern wie von dem 
Geſang ($. 291). Allein mit dem voranfchreitenden Bebürfntffe 
hob fi auch das Handwerk fehr bald zu einer Kunft und zur 
Wiſſenſchaft. Aus den Gilden und Zünften ber Mahler gingen 
Kunſtſchulen, aus den Sängergefellichaften Sängerſchulen hervor. 
So entitanden bie berühmten Mahlerſchulen in Köln, Nürnberg, 
Augsburg, Ulm, Straßburg, Bafel u. a. m. Eben fo die Sänger: 
Ihulen in Straßburg, Ulm, Eplingen, Nürnberg, Augsburg u. a. m. 
Alles was fih durdy Bildung auszeichnete zog ſich in bie Städte 
ober wurde von ben Städten ſelbſt durch Ertheilung des Bürger: 
rechtes oder durch ertheilte Steuerfreiheit u. dergl. m. angezogen. 
($. 369). Im Sabre 1494 wurde ber berühmte Surift Doctor 
Sebaftian Brand nach Bafel berufen mit dem Auftrage in Poesi 
zu lefen. Und im Jahre 1495 gab er daſelbſt die berühmte Sa⸗ 
tyre auf feine Zeit, da8 Narrenfchiff, heraus ). Aber auch in 
Nürnberg, in Augsburg, in Straßburg, in Heidelberg u. a. m. 
glänzten damals gelehrte Männer als Sterne erfter Größe. Die 
Städte wurden auf dieſe Weiſe die geiftigen Lichtpunfte, welche 
alles Licht an fih zogen und von denen wieder alles Licht aus- 
ftrömte. Bon Nürnberg, Mainz, Freiburg und Etraßburg gingen 
die folgenreichften Erfindungen und Entdbedungen der Neuzeit aus. 
In Mainz wurde bereits im Anfang des 12. Jahrhunderts cine 
Weltkarte für Heinrich V. verfertiget 9. Und jo wurden denn die 
Etädte die Site einer neuen von ber Klofterbildung verfchiebe: 
nen Bildung, weldhe die Neformation vorbereitet und ihr Ge- 
lingen möglich gemacht hat. Eine Bildung, unter deren Einfluß 
wir heute nody ftehen und bie uns abermals von ber Gefahr einer 
neu auffeimenden Mönchsbildung retten wird. 


6. 418. 


Ep viel nun aber auch in manden Städten ſchon vor der 
Neformatton für das Unterrichtsweien gejchehen war, fo viel blieb 
doch allenthalben noch zu thun übrig. Daher macht die Refor⸗ 
mation aud in biefer Beziehung Epoche. Luther felbft hatte auf 


2) Ochs, V, 164 f. 
8) Schunk, Beitr. zur Mainzer Seid. I, 102. 
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bie beftehenden Mängel aufmerffam gemacht und fi) zu dem Ende 
vorzugsweile an die Bürgermeilter und Rathsherren der Stäbte 
gewendet. Im Jahre 1524 fchrieb er ihnen: „Der gemeine Mann 
„thut hie nichts zu, Tann auch nicht, will's auch nicht, weiß auch 
„nicht. Fürften und Herren follten’8 thun; aber fie Haben auf 
„dem Schlitten zu fahren, zu trinten und — Darum wil’s euch, 
„liebe Rathsherren, allein in der Hand bleiben: ihr habt auch Raum 
„und Fug dazu, befier denn Fürften und Herren” ). Und im 
Jahre 1525 gab Luther den Rath, wenn das Vermögen ber Ge: 
meinben nicht zureiche, die Kloftergüter zur Aushülfe zu verwen: 
ben 2). In allen Städten wurde nun für ben Vollsunterricht und 
insbefondere auch für den gelehrten Unterricht geforgt. Die bereits 
vorhandenen Stadtſchulen wurden verbeflert und hie unb da zu 
Gymmaſien erweitert. In anderen Städten, in welchen ſolche Au- 
ftalten fehlten, wurden fie aber neu errichtet. Allenthalben wurben 
die Lehrer nun beſoldet und, wenn fie bereits bejoldet waren, befier 
beſoldet als bisher, meiltentheils aus dem Vermögen ber eingezo: 
genen Stifter und Klöfter, 3. B. in Magpeburg 3), in Ehlingen ®), 
in Augsburg ®) u. a. m. In Regensburg wurbe im Jahre 1505 
eine Poetenjchule, ein fpäter berühmt geworbenes poetiſches 
Gymnafium errichtet). In manchen Städten wurden fogar Hoch⸗ 
Ihulen von den Stabtgemeinden, wie anderwärts von den Ran: 
desherrn errichtet, oder bie bereits beftehenden reformiert und ver: 
befiert. Sp erhielt nun im Jahre 1560 auch Straßburg eine 
Univerfität, welche lange Zeit geblüht hat”). Die Univerfität zu 
Bafel aber wurde im Sabre 1532 durch wefentliche Reformen 
gleihjam von Neuem gegründet und dadurch ihr fpäterer Glanz 
vorbereitet und möglich gemacht ®). Am Sabre 1589 wurbe ba- 
jelbft fogar die Kirche mit der Univerfität vereiniget. Denn es 





1) Luthers Werke, ed. Walch, X, 588. 

23) Bergl. A. Menzel, neuere Gel. I, 45, 123—125 u. 351. 
8) Rathmann, IL, 856. 

4) Pfaff, pP. 234. 

5) Jäger, Augsburg, p. 178. 

6) Gemeiner, IV, 98. 

7) Hermann, II, 286 u. 287, 

8) Ods, VI, 68—71. 
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ſollten nun nur noch Profefjoren der reformierten Confeſſion an- 
geftellt werden und auch die Geiftlihen unter der Univerfität 
ftehen 9). Sonderbarer Weile blieben jedoch die Biſchöfe nad 
wie vor bis auf unfere Tage Kanzler der Univerfität. In 
ihrem Namen wurden daher die Doctoren und Magifter, fogar bie 
Doctoren ber reformierten Theologie creirt. Diejes geſchah, um 
den Doctoren auch in den Tatholiihen Ländern Zutritt zu ver- 
fhaffen 9%. Ganz vorzüglich wurde aber für die Volksſchulen und 
für das gelehrte Schulweſen von ven Städten geforgt. 

An Heidelberg beitand die Nedarfchule nach wie vor fort 
und in den Sahren 1521 bis 1540 hat fie unter ausgezeichneten 
Nectoren, unter Wendalin Schelling und Sohannes Benz, ihre 
höchſte Blüthe erreiht. Die Bedeutung einer Schule beruht jedoch 
anf der Tüchtigkeit ihrer Lehrer. Daher geriet; jene Anftalt in 
Verfall, als den bebeutenden unbedeutende Männer nachfolgten. 
Um dem Unterrichtsweien wieder aufzubelfen wurde im Jahre 1546 
neben der Neckarſchule noch eine gelehrte Schule, das Pädagogium, 
errichtet, tm Jahre 1558 mit der Neckarſchule vereiniget, im Jahre 
1560 aber wieder von ihr getrennt und als felbitftändige Schule 
hergeftellt. Seit dem Jahre 1622 wurde das Päbagogium zumellen 
auch Gymnaſium genannt. Und ſeit der Mitte des 18. Jahr: 
hunderts blieb ihm biefer Name -allein 1). In Magdeburg 
wurden im Jahre 1524 die vielen Meinen Klofter- und Pfarrichulen, 
in denen nur ein ſehr dürftiger Unterricht ertheilt worden war, in 
eine einzige Stadtſchule zuſammengezogen und diefe, was die Haupt: 
fache war, mit ausgezeichneten Lehrern befeßt. Diefe Stabtfchule 
wurte anfangs in der alten Stephansfapelle am St. Johanns⸗ 
firchhofe gehalten und, als biefe für die herbeiftrömenten Schüler 
nicht mehr binreichte, in das Auguſtiner Klofter verlegt. Allein 
ſchon im Jahre 1529 mußte ihr das noch geräumigere Francis⸗ 
faner Klofter eingeräumt werden, wo fie auch bis zur Zerftörung 
Magdeburgs (1631) geblieben ift 2). Schon wenige Jahre nad 
diefem fürchterlichen Ereigniffe, im Jahre 1634, warb wieber eine 


9) Verordnungen von 1589 bei Ochs, VI, 180—148. 
10) Ode, VI, 409-411. 

11) Haug, Neckarſchule, p. 27 ff. u. 108. 

12) Rathmann, IIL, 423—425, IV, 2 p. 8148. 
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Schule, eine Fleine Knabenſchule, errichtet, und diefe im Jahre 
1636 ins Auguftiner Kloſter und im Jahre 1638 ins Francisfaner 
Kloſter verlegt. Erſt jeit dem Jahre 1644 erhielt fte jevoch einen 
Rector und mehrere Lehrer. Daher kam dieſe Stabtjchule erft 
nach und nach wieder in Flor. Im Sabre 1674 warb auch die 
Domſchule wieder eröffnet. Sie zählte jedoch anfangs nur wenige 
Schüler und Fam eigentlih erjt im 18. Jahrhundert wieder in 
Aufnahme 12), In Nürnberg wurde im Jahre 1526 die Klofters 
Ihufe zu St. Egydien zu einem Gymnaſium erweitert, welches 
heute noch beiteht und florirt. Philipp Melanchthon erhielt im 
Sabre 1525 von dem Stadtrath den Auftrag, die Einrichtung zu 
beforgen. Und er forgte für die ausgezeichnetften Lehrer. Die 
Erſten waren Eobanus Heß und Joachim Cammerarius. Neben 
dem Gymnaſium beftanden auch die drei Trivialichulen zu St. Se- 
bald, St. Lorenz und im Spital noch fort. Ste wurden aber nun 
bei Gelegenheit der Errichtung des Gymnafiums gleichfalls refor⸗ 
miert und verbeffert 1%). In Augsburg machte ſchon im Jahre 
1506 ein berühmter Meifter, Hans Mater, den Verſuch eine von 
ber Flöfterlihen Auffiht unabhängige Schule zu gründen. Er 
unterrichtete die Knaben in der Grammatik und in anderen Kün- 
fen, und war dafür fteuerfrei. Am Sahre 1531, als die Mönche 
des Et. Annen Klofters diefes Klofter verließen, errichtete daſelbſt 
der Stabtratb das Gymnaſium zu St. Anna und ftellte den ge- 
lehrten Birk als Rector an feine Spite. Am Sabre 1539 wurben 
Knaben und Mädchen getrennt und die Schule erweitert. Uın 
den Einfluß diefer Anftalt, welchen fie auf bie Volksbildung hatte, 
zu neutralifiren, jeßten ihr die Biſchöfe ein Sefuitencollegium zur 
Seite. Das Gymnafium zu St. Anna hat jedoch, auch in ben 
Zeiten des SOjährigen Krieges noch, den Kampf mit ben Seluiten 
rühmlichit beftanden. Und heute noch beftcht jene trefflich einge: 
richtete Anftalt als proteftantifches Gymnaſium fort. Das durd) 
ben gelehrten Domcapitular Start berühmt gewordene Obſervato⸗ 
rium ift mit demfelben verbunden. Ein Fatholiiches Gymnaſium 


18) Rathmann, IV, 2. p. 884—841, 
14) Sicbenkees, 1, 388—338, II, 719 bis 786. Taſchenbuch von Nürnberg 
von 1819, I, 150. 
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beſteht daſelbſt erſt ſeit dem Jahre 1828 160). In Eßlingen bes 
gann der verbeſſerte Unterricht an der lateiniſchen Schule im Jahre 
1525 mit dem Eintritt des berühmten Alexander Markoleon (Märt- 
lin). Im Jahre 1533 wurde die Befoldung der Schullehrer er- 
höht, im Jahre 1536 eine eigene Mäbchenfchule errichtet und im 
Jahre 1548 auch bie Lateinische Schule reformiert. Die Einführung 
des Interims verhinderte jeboch das Gebeihen diefer Schule. Da⸗ 
ber kam fie erit nach Abjchaffung des Anterims wieder beffer in 
Gang, eigentlich aber doch erft jeit dem Jahre 1599, ſeitdem Lukas 
Dfiander an bie Spike des Schulwejens geftellt worden war 19). 
An Basel ward die Reform des Unterrichtsmeiens im Jahre 1529 
vom Stabtratb beichloffen 7). Bon den gemeinen Stabtichulen 
(Trivialſchulen) ließ man noch drei beftehen, die Schule beim Mün- 
fter, die bei St. Peter und bie bei St. Theodorn !%). Zum Un- 
terricht in den alten Sprachen und in der Grammatik wurbe aber 
im Jahre 1544 ein fogenanntes Pädagogium errichtet und dieſes 
im Jahre 1589 mit dem damals gegründeten Gymnaſium ver: 
einigt 19%. In Frankfurt wurde fchon jeit 1521 von Nejenus, 
einem Schüler des Erasmus, eine verbeflerte Iateinifche Schule 
errichtet, welche fpäter in das Barfüßer Klofter verlegt worben ift. 
Es dauerte jedoch, da der Stadtrath die Koften fcheute, lange Zeit 
bi8 das Unterrichtsweien völlig in Gang kam 2%). Sn Straß: 
burg wurde im Jahre 1538 ein Gymnaſium errichtet?!) In 
Neutlingen wurde im Sahre 1548 eine Tateinifche Schule errich⸗ 
tet und die Dentiche Knabenſchule von der Mädchenfchule getrennt 22). 
In Speier wurde im Jahre 1538 eine gelehrte Schule errichtet, 
welche im Jahre 1612 zu einem Gymnaflum erweitert worden ifl. 
Der ſehr ausgedehnte Reticherhof wurbe zu dem Ende verwendet 
und eingerichtet. Im Sabre 1671 wurde an ihn auch noch ein 


15) Yäger, Augsburg, p. 102 u. 178. 

16) Pfaff. p. 288—288 u. 742—758 

17) Verordnung von 1529, c. 20 bei Ochs, V, 722. 
18) Ochs, VI, 480-—432. 

19) Ochs, VI, 4132-414 u. 421-4328. 

20) Kirchner, 11, 9, 10 u. 445 ff. 

21) Hermann, Il, 286 u. 291. 

22) Gayler, I, 618, II, 120. 
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Theater angebaut, zunächſt für bie bamals fehr beliebten Auffüh- 
rungen der Schüler, für die actus comicos und tragicos ober für 
die dramatifchen Spiele der Schüler des Gymnaflums. Allein 
Schon feit dem Jahre 1680 wurde jenes Theater auch ſchon öffent: 
lichen Schaufpielern (im Jahre 1680 ‚ch urſäch ſiſchen Com: 
„mödianten”) von dem Stadtrath überlaffen. Und gerade jene 
Berwendung des Gebäudes hat fih am Iebendigften in ber Erin- 
nerung bes Volles erhalten. Denn bis auf unfere Tage wurden 
die Ruinen bes Reticherhofes das alte Comödienhaus ge: 
nannt 2). In Münden wurde das Volksſchulweſen in ben 
Sahren 1564 und 1595 und dann wieder im Anfang des 17. Jahr: 
hunderts von Marimiltan I geordnet. Neben ben deutſchen Schu⸗ 
Ien blieben die beiden Iateintichen Pfarrichulen bei St. Peter und 
bei U. 2. Frau, bis der gelehrte Unterricht in die Hände der Je: 
fuiten kam. Das Vollsſchulweſen lag jedoch das ganze 16. und 
17. Jahrhundert hindurch noch gar fehr im Argen. Die Schul: 
meifter bildeten eine Zunft und betrieben ihr Geſchaͤft wie jeder 
andere Handwerker (6. 291). Nach einem Bericht von 1615 fand 
man keinen einzigen Schulmeifter bei feinen Kindern und von einem 
Unterricht war vollends feine Rede. („bey ihren Khindern nit be- 
„funden; vielweniger daß fie ihre Lernkhinder gehörig vnderweiſen 
„vnd halten“). Nach einem anderen Bericht von 1615 entichul: 
digte fich eine Wittwe, welche nach dem Tod ihres Mannes bie 
Schule übernommen, bei welcher aber die Knaben nichts gelernt 
hatten, daß fie felbft nichts davon verſtehe, benn „ſy hab in Leb— 
„zeiten jres8 Manns nur auf jr Haufsarweit Achtung 
„geben.” Auch war es den Kindern ſelbſt überlaffen, ob fte außer 
dem Leien und Schreiben auch noch Rechnen lernen wollten. Denn 
das Rechnen war noch fein nothwendiger Lehrgegenſtand. Wegen 
ber Erhebung des Lehrgeldes war baher in den Sätzen von 1595 
und 1622 verordnet, daß die Schulmeifter alle Duatember von 
jeden Kind 17 Kreutzer nehmen bürften, wenn das Kind bloß leſen 
und jchreiben Iernen wolle, 34 Kreutzer aber dann, wenn es aud) 
noch rechnen lernen - wolle. Würde aber das Kind auch noch die 
welſche Praktik Iernen wollen, jo durfte der Schulmeilter ſodann 


23) Rau, Reticherhof und Königspfalz, p. 16, 20 u. 81 ff. 
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48 Kreutzer nehmen. Um nun jeden Mißbrauch bei der Erhebung 
des Schulgeldes zu verhindern wurde den Schulmeiſtern verboten 
die Kinder zu nöthigen, außer dem Leſen und Schreiben auch noch 
rechnen zu lernen. („es jollen auch die Schuelmaifter niemandt 
„nötten, daß man die Khünder, neben dem lefen vnnd fchreiben, 
„Rechnen jollt Lernen laſſen, damit Sy beito mehr Quattember- 
„gelt fordern mögen”). Merkwürdig ift auch bie Verordnung, daß 
„die Schuelmaifter — mehr mit Sanfftmuth, gebult, offentlichen 
„Lob der Vleißigen, alß mit ftraihen aufmundern, fonderlich 
„aber des fchlagens zum Ehopf und Rückhen — fich genzlich ent= 
„halten“ jollten 2%), während anderwärts noch das Brügelregiment 
galt, und daher den Lehrern bei ihrer Einführung ins Amt eine 
Ruthe, gleihfam als ihr Scepter, feierlich übergeben zu werben 
pflegte 25). 

Mit der Verbeſſerung bes Schulweſens ging es inbeflen nicht 
bloß in München ehr Tangfam. Auch in anderen Städten ging 
es nicht viel fchneller. Die Eltern wollten die Wichtigfeit des 
Unterrichtes nicht einfehen und ſchickten daher ihre Kinder nicht in 
bie Schule. Schon Luther klagte, „ja, weil der fleifchliche Haufe 
„Nteht, daß fie ihre Söhne, Töchter und Freunde nicht mehr follen 
„oder mögen in Klöfter oder Stifte verftoßen, und aus bem Haufe 
„und Gute weilen und auf fremde Güter feben, will Niemand mehr 
„laſſen Kinder lernen noch ftudiren. Ja, fagen fie, was joll man 
„lernen laſſen, da fte nicht Pfaffen, Mönche und Nonnen werden 
„ſollen? Man Iafje fte jo mehr lernen, daß fie fich ernähren“ 2*). 
An Ehlingen Hagten die Prediger noch im Jahre 1547, daß die 
Eltern ihre Kinder jo wenig zum Schulbefuh anbielten, ſondern 
ſprächen: „Mein Kind Tann fein Pfaffe, fein Mönch, Feine Nonne 
„mehr werden, auch Feine fette Pfründe mehr erhalten, warum foll 
„ichs in die Schule fchiden? Reich joll es werden und ſehen, 
„wie ein Pfenning drei gewinne” Auch begehrten ſie dringend 
eine beflere Beſoldung für die Lehrer, damit fie nicht gezwungen 


24) Die Säz der Echuelhalter von 1595 u. 1622 und die Schuelordnung 
vom Ende des 16. sec. nebſt vielen anderen iniereffanten Notigen von 
Hefner im Oberbair. Archiv, XII, 44 bis 52. 

25) Haut, Neckarſchule, p. 20 fi. 

26) Luthers Werke, ed. Wald, X, 529, 
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ſeien, von den Schülern Martinswein, Oſtereier, gutes Neujahr 
und anderes „papſtliches Bettelwerk“ zu begehren 27). Aehn⸗ 
lihe Klagen hörte man im Sahre 1546 in Meutlingen 2%). In 
Frankfurt fcheute der Stabtrath noch im Jahre 1519 die Ausgaben 
für den Unterricht ſo fehr, daß er beſchloß, „nach einen redlichen, 
„geichickten, gelerten und von Mores geſchickten Gefellen zu tradh- 
„ten, ber die junge Kinder in der Lehr anhalten, und bemfelben 
„ahrs zu Befolbung, als einem Soldner zu geben, doch 
„end Soldener minner zu halten.” Aber jchon im Sabre 1537 
wollte man dem berühmten Jakob Micillus bie damals fehr be: 
deutende Beſoldung von 150 Gulden geben und fo viele Wellen 
als er im Winter zur Erwärmung ber Stuben nothwenbig habe 29). 
Im Kempten kam bie lateiniſche Schule fogar erft im 17. Jahr⸗ 
hundert zu einiger Blüthe 29). 


Stadtbibliotheken und Buchhandel. 


$. 419. 


Hand in Hand mit ben Unterrichts Anftalten ging auch die 
Errichtung der Stadtbibliotheken und bie Entftehung eines 
Buchhandels. Die Stadt Bafel erhielt mit ber Univerfität 
auch eine Bibliothek. Seit der Neformation wurden bie SKlofter- 
bibliothefen mit ihr vereiniget. Auch warb im Jahre 1550 ver: 
oronet, daß dem Mector jährlich zehen Gulden zur Anichaffung 
neuer Bücher gegeben werben follten!). Eben fo erhielt Straß: 
burg gleichzeitig mit der Univerfität auch eine Bibliothel?). Das: 
jelbe war in Heidelberg bereits im 14. Jahrhundert der Fall. 
Die berühmte Heidelberger Bibliothet war jeboch Feine ftäbtijche 
Bibliothef. Sie verdankte ihre reichen Schäße ber fein Opfer 
Iheuenden Vorſorge der Pfalzgrafen, insbefondere den Kurfuͤrſten 
Philipp, Otto Heinrich und Friedrich IV, bis diefe Schäte in dem: 


— 


27) Pfaff, p. 284 u. 2886. 
28) Gayler, IL 120—121. 
29) Lerſner, Chron. II, 107. 
80) Haggenmüller, II, 199. 
1) Odys, VI, 419. 
3) Hermann, Il, 878. 
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unglüdlihen Jahre 1622 vom Herzog Martmiltan I Deutichland 
entfremdet und, ftatt nah München, über die Alpen nah Rom 
gebracht worden find ®). In Ulm wurde in der Mitte des 15. 
Jahrhunderts von einem des Gefchlechtes der Neitharb eine Liberei 
eingerichtet, welche in bem Thurm des Frauenmünfters aufgeftellt 
werden und nach dem Ausiterben des Mannsitamms an die Stabt 
fallen jollte Und im Anfang des 16. Sahrhunderts wurde die 
Stabt Liberei noch durch andere Vermächtnifie vermehrt). In 
Nürnberg wurde bie Staptbibliothet im Sahre 1525 aus den 
Bibliothefen der aufgehobenen Klöfter errichtet. Sie befand ſich 
zuerft im Auditorium bei St. Egydien, feit dem Jahre 1538 aber 
im ehemaligen Dominikaner Klofter ®). Die Bibliothek ber Stabt 
Frankfurt datiert vom Jahre 1527 ©), jene vom Eflingen vom 
Jahre 1533 7) und die Stabtbibliothel von Augsburg vom Sahre 
1536. Der Rath fette jährlich 50 Gulden aus zur Anſchaffung 
von Büchern. Am Sabre 1537 wurden bie beften Bücher aus den 
von den Mönchen verlafienen Klöftern gefammelt und mit ber 
‚Bibliothet vereinigt, und biefe fpäterhin noch durch bie Bücher: und 
Manufceriptenfammlungen Weller, Dr. Schröds u. a. m. er: 
weitert %). Königsberg erhielt bereits in ven Jahren 1534 bis 
1540 durch die Vereinigung mehrerer Kloſterbibliotheken eine 
Schloßbibliothek. Eine Stadtbibliothet erhielt c8 aber 
erft fpäter durch die teftamentarifchen Verfügungen des Pfarrers 
Polianter, des Rathsherren Lohmöller und des Vicebürgermeifters 
Bartich 9). 

Das wiſſenſchaftlichere Treiben in den Stäbten zog die Buch: 
bruder, bie Schriftgießer, bie Buchbinder und bie Pa—⸗ 
pierer, d. h. dic Papierfabrifanten an und führte fobann zu 
einem bebeutenden Buchhandel, z. B. in Ulm fchon feit dem 


3) Häuffer, Geſch. der Rhein. Pfalz, I, 204, II, 407 ff. 
4) Jäger, Ulm, p. 591 u. 592. 

5) Nürnberger Taſchenbuch von 1819, p. 164. 

6) Kirchner, II, 450. 

7) Pfaff, p- 288 u. 741. 

8) Jäger, Augsburg, p. 174 u. 175. 

9) Baczko, p. 345, 849 u. 350. 


Sorge für arme Schüler. 717 


Ende des 15. Jahrhunderts 10), in Bafel feit dem Jahre 1524 11), 
in Nürnberg etwa um biefelbe Zeit 12), eben fo in Frankfurt am 
Main 12) u. a. m. 


Sorge für arme Schüler. 


$. 420. 


Das 2008 der armen Schüler war vor der Reformation eben 
nicht beneidenswerth. Die ftändigen armen Schüler erhielten zu 
ihrer Unterftüßung meiftentheils nur Brod. Sie wurben daher 
scolares panenses genannt, oder auch scolares habentes panes, 
oder pauperes scolares recipientes panem. Defters erhielten fie 
Indeffen auch noch andere Speife, und dann nannte man fie sco- 
lares pauperes ad scutellam comedentes oder in pane et aliis 
comestibilibus. Dafür mußten fie aber auf dem Chor fingen. 
(scolares pauperes chorum frequentantes, — choro et scolis 
deservientes — scolares choro ligati —), 3. B. in Speier, Kon: 
ſtanz, Bafel u. a. m. feit dem 13. und 14. Sahrhundert 1). Sie 
durften auch vor den Käufern fingen und betteln, wie biejes be: 
Tanntlich noch Luther und Zwingli gethan haben. Die wandern: 
ben oder fahrenden Schüler (vagi scholares — faren fchüler — 
pauperes scolares intrantes civitatem) wurden nur vorübergehend 
unterftäßt, 3. B. in Speier u. a. m. ?). Diefe fahrenden Schüler 
nannte man auch Bachanten. Sie wanderten von einer Schule 
zur anderen, wie bie wandernden Handwerkögefellen ihrem Gewerbe 
nachgehend. inter ihnen ftanden jüngere ihrer Obhut auvertraute 
Schulfnaben, welhe Schüben oder auch Abeſchützen genannt 
worden find. Jede Schule bildete nämlich eine Art Innung oder 





10) Jäger, Ulm, p. 592—594. 

11) Odys, V, 752. 

12) Siebenfees, 1, 808-809. 

18) Kirchner, II, 451 —465. 

1) Biele Urkunden bei Mone, I, 185, 136 u. 140. und bei Zeuß, Speier, 
p. 80, 

2) Concil. von 1274, c. 16 und von 1284, c. 26 bei Harzheim, III, 
642, 677 u. 678. Urkunden aus 13. sec. bei Mone, I, 181 u. 186, 
Zeuß, p- 80. Almofenorbnung von 1470 $. 18 bei Done, I, 148. 


78 Sorge für arme Squler. 


Zunft, beſtehend wie jede andere Innung aus Meiftern (Schul⸗ 
meiſtern), aus Gejellen (Bachanten) und aus Lehrjungen (Schä- 
gen), welche die Bachanten in derſelben Weife wie bie Lehr- 
jungen die Gefellen bedienen und ihnen nötbigenfall® burch 
Betteln und Singen ihren Unterhalt verfchaffen mußten. Und 
dieſes ſcholariſche Unweſen bauerte das ganze 14. und 15. Jahr: 
hundert hindurch bis ins 16.2). Nur in wenigen Etädten wurden 
mit den lateinifhen Schulen, wie mit ven Hochſchulen, auh Bur- 
fen verbunden, 3. B. in Köln die Bursa Montis und bie Bursa 
Magistri Laurentii®). Und in Bajel machte bereits in der Mitte 
bes 14. Jahrhunderts ein altes Gejchlecht, die Berber, eine Stif- 
tung, nach welcher jedes Jahr den Armiten Schülern der Dom: 
und Klofterjchulen graues Tuch zu einem Mod vertheilt werden 
jollte 6). Meiftentheilsg fing man jedoch erft feit der Reformation 
an auf eine würbigere Weile für die armen Schüler zu forgen. 
In Straßburg wurde im Jahre 1564 das Singen unb 
Betteln der armen Schüler vor den Häufern abgeichafft. Hundert 
arme Knaben jollten theils in einer Öffentlichen Anftalt unterhalten, 
theil8 bei ben Bürgern untergebracht, für bie übrigen aber ein Al- 
mofen gefammelt und unter fie vertheilt werden ). Auch im 
Frankfurt wurde das Singen unt Betteln abgeichafft, aber ſchon 
im Sahre 1567 wieber den armen Schülern bei ven Barfüßern er- 
laubt, in der Stadt umberzuziehen und fich ihr Almofen zu ſam⸗ 
mein’, Sn Augsburg wurde feit dem Jahre 1545 in der An 
tontuspfründe ftatt der alten Leute ſechs arme Studierende aufge- 
nommen 9). In Eßlingen mußten bie armen Schüler noch das 
ganze 16. Jahrhundert hindurch in der Stadt herumfingen und bet= 
teln. Noch im Sahre 1549 wurde ihnen befohlen, beim Herum- 
ziehen in der Stadt fünftig Deutfche Lieber zu fingen, daß man fte 
auch verftehe. Im Spital bekamen fie Brod und was vom Ge⸗ 
findeefjen übrig blieb. Daher trugen fie an ihrem Gürtel ein höl- 


3) Erſch und Gruber, v. Bahanten und Abeſchützen. Hautz, a. a. O. p. 22 
u. 28. 

4) Claſen, Schreinspraris p. 70. vergl. oben $. 255. 

5) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 40. 

6) Handſchrift aus 16. sec. bei Mone, I, 151, 152 u. 158. 

7) 2eriner, II, 108, 

8) Jäger, Augsburg, p. 178. 
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zernes Gefäß, von welchem fie den Namen Häfelins Buben er: 
bielten. Erft ganz am Ende des 16. Jahrhunderts wurde beſſer für 
fie geforgt. Auf den Antrag Oſianders wurde im “Jahre 1598 ein 
Alumneum oder Collegium Alumnorum errichtet und In dem: 
felben acht arme Echüler der lateiniſchen Schule unterhalten. Aber 
auch jet noch durften fie jede Woche zwei Mal vor den Wohnungen 
der Bornehmen und in den MWeinachtsferien vor allen Häufern 
Muſik machen und die erhaltenen Gaben unter fish vertheilen 9). 
In Bafel wurbe im Jahre 1533 ein Enllegium Alumitorum 
oder Sapienzhbaus errichtet, zur Erziehung armer Knaben, 
welche jtudieren wollten. Dieſes Collegium wurde unter einen Pä- 
dagogen geitellt, welchen man fpäter ven Probjt genannt hat. Es 
befand fih anfangs im Prediger Klofter, wurde aber im Jahre 
1537 in da8 untere und in das obere Collegium getheilt, 
und das lebte in das Auguftiner Klofter verlegt. Erſt im Jahre 
“1624 wurden beide &ollegien wieder und zwar im Auguſtiner 
Kloſter vereiniget. Daher wurde das Kollegium auch die Augu⸗ 
ftiner Burs genannt 1%. Auch erhielten in Bafel feit dem 16. 
SSahrhundert 20 arme Schüler der Iateinifchen Schule Muß und 
Brod und jedes Jahr ein Kleiblein und ein Paar Schuhe. Und 
am Lufastage wurden an alle armen Schäler fogenannte Luxtücher 
oder Schultücher für die jogenannten Luxröcke vertheilt 14). Auch 
in Heidelberg wurde im Anfang des 16. Jahrhunderts mit der 
Neckarſchule ein Alumneum verbunden zur Erziehung armer ta- 
ientvoller Schüler. Sie erhielten ihren Unterhalt theils von der 
Stadt, theils von dem Turfürftlicden Hofe, theils aus der Gottes: 
pfennigsbüchfe. Das Metfte mußten fte fich aber felbit verdienen 
durch Singen vor den Häufern und bei Leihen. Die Stadt lie 
ferte nämlich das für die Anftalt nöthige Holz und die Betten. 
Außerdem erhielt jeder arme Nedarjchüler jährlid ein „Nöcklein“ 
aus dem Almojen. Bei Hof erhielten fie täglich zwei Mal „Sup: 
„pen, Fleiſch, Gemüße und Wein.” Einige Schüler muß- 
ten diejes jeden Tag felbft bei Hof holen. Sie gingen zu dem 
Ende Morgens nah 6 Uhr an den Turfürftlichen Hof und erft 


9) Pfaff, p. 238 u. 751 ff. 
10) Ods, VI, 77—79 u. 429. vergl. oben $. 258. 
11) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 41. 
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nachmittags um ein Uhr kamen fie wieder zurüd. Schon um vier 
Uhr mußten fie aber wieder bet Hof fein. Denn fie mußten „Den 
„Saal auskehren — das Gebet vor dem Tifh Halten 
„und Abends um vier Uhr wieder beiHof fein und auf: 
„warten.“ Und biefes unmürbige und Zeit raubenbe fogenannte 
Hofbefuchen dauerte bis zum Jahre 1578. Denn erft der Pfalz: 
graf Johann Eafimir hat es in diefem Jahre abgefchafft und hat 
eine Geld: und Naturalien Unterftüßung an deſſen Stelle gefekt- 
Das Singen auf der Straße and bei Leichen dauerte aber nad) 
wie vor fort. Durch bie am Ende des 16. Jahrhunderts erichiene- 
nen Nedarichulgefege wurde e8 nur dahin regulirt, daß nicht mehr 
alle Schüler herumlaufen, das Einfammeln des Almofens vielmehr 
immer nur von einigen Schülern beforgt werben folle 12). Im 
Sabre 1555 wurde bafelbit au noch ein Sapienz Collegium 
für 60 bis 80 talentvolle unbemittelte Jünglinge errichtet und mit 
der Univerfität verbunden. Kurfürft Friedrich III. gab aber diefem 
Collegium eine andere Beitimmung. Er machte e8 zu einem Pre⸗ 
diger Seminarium. Im Sabre 1773 wurde e8 jedoch von Karl 
Theodor mit der Neckarſchule vereinigt 12). Neben dieſen beiden 
Anftalten dauerte aber das Eingen und Betteln der armen nicht 
in diefelben aufyenommenen Schüler nad) wie vor fort. Es wurde 
zwar im Jahre 1600 verboten 1%), allein, wie e8 fcheint, ohne allen 
Erfolg. Denn das Betteln der armen Schüler dauerte fort bis 
ins 18. Jahrhundert. Eben fo wurde auch bier in München und 
in anderen Bairifchen Städten noch am Ende des 18. Jahrhun⸗ 
berts von den armen Schülern vor den Häufern gefungen und ges 
bettelt. in jpäter fehr hochitehender Mann, Miniftertalrath von 
Stürzer, hat biefes, wie ich es von ihm felbft weiß, in feiner Su: 
gend felbft noch gethan. 

Bon diefem Singen und Betteln verſchieden war ber Dienft 
des Firchlichen Gejangs, welchen Die Schüler der Lateinischen Schu: 
Ien in vielen Städten in den Kirchen auf dem Chor und bei Lei: 
henbegängnifien in ben Straßen zu beſorgen und dafür gewilje 


12) Verordnung von 1578. Neckarſchulgeſetze $. 29 —88 und einige andere 
Berfügungen bei Hauß, Neckarſchule, p. 24, 25, 52, 58, 61 u. 62. 

18) Haut, p. 86 fj. u. 168, 

14) Allmuſen Ordnung von 1600, c. 12 bei Sanfon, Materialien, I, 44. 
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Emolumente zu beziehen hatten. Dieſen Dienſt leiſteten auch nach 
der Reformation noch die Schüler der drei lateiniſchen Schulen 
von St. Sebald, Et. Lorenz und der heil. Geift Kirche in Nürn- 
berg bis ins 19. Jahrhundert. Einzelne Echüler blieben fogar in 
fortwährender Verbindung mit Kirche und Schule, und dienten 
nicht bloß beim Sefang, fondern auch noch als fogenannter Famulus 
des Geiftlichen bei den Firchlichen Schreibereien, und blieben fo, 
wenn auch alt geworden, bis zu ihrem Tode, doch immer 
Schuͤler 18). 

Die meiſten milden Stiftungen und Stipendien zur Verſor⸗ 
gung und Unterftüßung junger Studirender findet man wohl in 
Königsberg. Landesherrlihe Stiftungen diefer Art findet man 
bort drei, das Alumnat, das Convictorium und bie freic Wohnung 
auf dem Kollegium Albertinum. Eine Privatfliftung biefer Art ift 
bie kypkeſche Stiftung. Auch dort erhielten die Studirenden freie 
Wohnung. Dazu fommen noch 117 verſchiedene Stipendien, welche 
theils die Univerfität, theils die Stadt, theils einzelne Familien zu 
vergeben haben 19). 


Surusgefebe. 


8. 421. 


An das Armen:, Kranken- und Schulmefen reibt fich die 
Eorge der Etädte für die Erhaltung der guten Sitten. Mit 
dem freien Verkehr war nämlich Handel und Wandel und Reid: 
thum, mit diefem aber aud) Liebe zu größerem Aufwand, zur Pracht 
und zum Lurus entftanden. In Bremen hatte der Melthandel 
hen im 11. Sahrhundert zu großem Luxus geführt (& 107). In 
den anderen durch ihren Handel veich gewordenen Städten war e8 
aber nicht anders. Daher entitand fchon feit dem 14. Jahrhundert 
da8 Bebürfniß, dem übermäßigen Aufwand und Lurus gewifle 
Schranken zu feben. Dies führte zu SKleiderordnungen und zur 
Beſchränkung des Aufwandes bei Gaftmahlen und bei anderen 
Seftlichkeiten, zumal bei Hochzeiten, Kindtaufen und Leichen. 





- 15) Lochner, die Stadt Nürnberg im Nusgang ihrer Yieichsjreibeit, p. 28. 
16) Baczko, p. 412—457 
v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 6 
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In Frankfurt a. M. ſollten nach einer im Jahre 1356 
erſchienenen Verordnung die Männer und Frauen keine Edelſteine, 
keine Perlen und kein Geſchmeide von Gold oder Silber und nicht 
mehr als zwei Fingerringe tragen. Der Schnitt ber Nöde, ber 
Mäntel und der übrigen Kleider war auf das Genauefte beftimmt, 
für Männer ebenfowohl wie für Frauen. Eben fo die Beſchaffeu— 
heit der Gürtel, der Kogeln u. |. w. bis auf die Form der Schuhe, 
welche feine Echnäbel haben follten. (‚leyne Snebile adir Spytzen 
„an finen Schuhen“) 1). Am Sabre 1453 wurde den Dienjtboten 
und Handwerkögefellen unterfagt „geferbte Schuhe oder Spi- 
Ben oder Schnäbel daran“ zu tragen. Und im Sabre 1468 
wäre e8 faft zu einem Aufftand gelommen, weil die Schneiderge- 
jellen „in einer Gefellichaft angefangen getheilte Schuh zu tragen, 
einen weiß den andern ſchwartz“ 2). An Nürnberg waren nach 
einer Nathsordnung von 1480 alle unfittlihen Trachten verboten. 
Die Mäntel und Röcke durften daher nicht zu kurz und nicht zu 
weit ausgejchnitten fein und nicht offen gelaflen werden. („nit zu= 
„went außgefchnitten noch offen gelafjen werden, damit einem jg- 
„chen fein ſcham bedeckt vnd nit vntzüchtig darinn erfunden 
„werde” 2), Späterhin warb auch noch die hoffärtige Kleiderpracht 
ber Dienftmägde beſchränkt. („vill vberfluſſiger Koſtlichait vnnd 
„Hochfart jne jrenn elaidungen“). Sie ſollten keine Kleider von 
Sammet und Seide und keine Gold- und Silberborden mehr tra⸗ 
gen, hievon jedoch die Jungfrauen, die in den Kramen dienten, 
ausgenommen ſein. Denn die Kramjungfrauen („Kram junck⸗ 
„frawen“) ſollten ſich wie die Handwerksfrauen kleiden “). Auch in 
Ulm und in Baſel wurde das Tragen üppiger Kleider im 15. 
Sahrhundert verboten 5). In Ulm durften nur die Ritter lange 
Schuhſpitzen tragen. Die Schuhfpigen der Bürger und Bürgers: 
frauen aber durften nicht Tänger als zwei Glied lang fein. („zwais 
„ger Tidgelaih")). In Magdeburg, wo die Kleiverpradht ſchon 


1) Verordn. von 1356 bei. Senckenberg, sel. jur. I, 35-89. 
2) Lerſner, I, 249. 

3) Rathsordn. von 1480 bei Siebenfees, IV, 602—604. 

4) Rathsorbn. von 1568 bei Siebentees, I, 98—100. 

5) Jäger, Ulm p. 516. Ode, V, 179. 

6) Rothes Buch bei Zäger, Magazin, III, 518 4. 514. 
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im 14. Sahrhundert fo groß war, daß die Gemahlin des Kaiſers 
Karl IV im Zahre 1377 erklärte, bie Frauen und Töchter ber 
Bürger feien wie Katferinnen gefleivet —, in Magdeburg erſchienen 
in den Jahren 1505, 1544, 1560 u. 1570 ebenfalls Kleiderordnun⸗ 
gen, in welchen ganz genau bejtimmt war, wie ſich die rauen 
bes vornehmen Standes, bie rauen ber Kaufleute und Hanbwer- 
ter, und die Dienftmägde und Sungfern vom niedrigen Stande 
tragen follten 7). Auch in Görlig, wo die Hoffahrt in ben Klei⸗ 
dern zu vielem Aergerniß und zur Sittenlofigfeit geführt hatte, 
wurde im Jahre 1440 der Aufwand in ben Kleibungsftüden be⸗ 
fchränft ®). Nach der Kleiderordnung von Rotenburg vom Sahre 
1396 follten die Frauen feine feivene, halbſeidene oder baummollene 
Schleier tragen 9). Sehr intereflant find auch die Kleiderordnun⸗ 
gen von Ulm aus dem 14. Jahrhundert und von 1411, 1420 
und 1426 1%), von Speier von 1356 '') und von Wien von 1542 
und 1566 ??). 

Am aller merfwürdigften war jedoch die Kleiderorbnung von 
Kegensburg vom Jahre 1485. Auch in ihr wurde die Tracht 
der verſchiedenen Stände von einander unterfchieden. Bevorzugt 
vor Allen waren die Rathsherren und ihre Yamilien, ſodann die 
ehrbaren Gefchlechter und nad) ihnen Fam erft die übrige Gemeinde. 
Keine Mannsperjon follte Berlen „weder auf Hüten, Kappen, 
„Wämſern, Hojen, Röcken noch Mänteln" tragen. Eben jo wenig 
Kleider „von Sanımet, Damafcat, Atlas, noch von anderer Seite.” 
Auch waren „alle Arten von Geſchmuck, Geſticke oder gehefte Klei: 
„ber verboten.” Wer aber dennoch „einen Berlenroc oder ſammtne 
„und geſtickte Mäntel oder Koller in Beſitz hatte“, ver follte fie 
ge wiſſerhaft verfteuern, „obwohl er fie innerhalb der Stadt 
„Sebtet zu tragen nie wagen durfte.” Auch follte niemand goldene 
oder filberne Ringe tragen, mit Ausnahme eines Daumenrings. 


T) Rathmann, II, 411 u. 485, III, 286 u. IV, 2 p. 16—21. 
8) Reumann, p. 318 u. 814. 
9) Benſen, p. 3085. 
10) Jäger, Ulm, p. 508515. 
11) Zeuß im Anzeiger für die Kunde der Deutſchen Vorzeit von 1856, 
Nr. 6 u. 7 p. 174 fi. u. 201 ff. 
12) Bei Hormayı, Wien, I, 5. Urk. p. 284—246. 
6* 
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Eden jo wenig „Gürtel noch Meffer, Schwert oder Degen, die mit 
„Silber beichlagen find.“ Nur die Rathsherren und ihre Söhne 
waren ausgenommen. Denn fie durften Sammetfleiver und auch 
geftictte Kleider md außer bem Daumenring auch noch zwei Fin 
gerringe, dann fülberne Gürtel, Echwert und Mefier tragen. 
Uebrigens war auch ihnen vorgejchrieben, welche Stoffe fte tragen 
. durften und wie ihre Kleider verbrämt und gefticht werben follten. 
Sogar das Futter der Röde, Mäntel und Hüte war nicht ver- 
gefien und binfichtlih der Schuhſpitzen verboten, „längere Spi- 
„gen an den Echuhen zu tragen, als zwei Finger Glied lange.“ 
Noch umftändlicher wurde die Garberobe der Frauen und Töſch— 
ter behandelt und bei ihnen noch weit ftrenger die verſchiedenen 
Stände unterſchieden. Es war ganz genau vorgefchrieben, wer 
feitene Zöpfe und Loden tragen dürfe und wie fie geſchmückt 
werden follten. Eben fo wer Stronen oder Kränze von Geld und 
Perlen oder Berlenbänder und Haarbänder, „SKleinode, Heftlein, 
„Kettlein, Kreuzlein, Halsband, Ring, Gürtl, Gefperre” u. dergl. m. 
tragen dürfe, und wie viele. So burften z. B. die Frauen und 
Sungfrauen der Rathsherren „brei Gürtel von feidenen oder gol- 
„denen Börtlein, Schinen und Riemeln, jeder von 4 Gulden am 
„Werth“ tragen, die Frauen und Sungfrauen ber ehrbaren Ge— 
jchlehter aber nur einen Gürtel, der nicht über 4 Gulden ko⸗ 
ften durfte, und die rauen und Sungfrauen von der Gemeine gar 
feinen Gürtel. Eben jo war es den Trauen der Raths— 
herren geftattet außer ihrem Vermählring“ von 15 Gulden 
im Werth noch mehrere andere Ringe bis zu einem Werth von 
24 Sulden zu Iragen, den ehrbaren Frauen dagegen außer 
ihrem Gemahlving nur noch drei andere Ringe im Werthe von 
brei Gulden, und den Frauen von der Gemeine gar fein 
Ring. Auch der Stoff der Kleidung und ihre Verbramung, und 
wie fie gefüttert werben follten, war vorgefchrieben, und wie ſich 
3. B. die geflügelten Röde!?) der vornehmen Damen von 
jenen des geringeren Standes unterfcheiden follten. Eben fo bie 


13) In Srauffurt trugen auch bie Ritter und Bürger Röde, die „geflie: 
„gelt binden und neben” waren, nach Leriner, I, 248. Eben jo wur: 
den auch in Mm Röcke mit Flügeln oder offenen Aermeln getragen, 
nach Jäger, Mm, p. 5ll. 
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Zap! der Kleidungsftüde. Denn während bie Frauen und Jung: 
frauen ber chrbaren Geſchlechter 8 Röde, 6 lange Mäntel, 
drei Echleier und drei Tanzpfaite oder Eommerpfaite befigen durf- 
ten, jollten die Frauen und Jungfrauen der Gemeine nur 4 
Röcke, 3 lange Mäntel und einen Schleier und einen Sommer: 
pfait Haben. Eogar der Schnitt und. die Länge der Kleider und 
Schuhe war beftimmt. „Die langen Schwänze (Schleppen) 
„an den Nöden, Mänteln, Pfaiten und dergleichen Kleidern“ fol: 
ten bei den Frauen und Töchtern der ehrbaren Geſchlechter 
„nicht über eine halbe Elle lang“ fein, und bei den Frauen und 
Töchtern von der Gemeine nur „ein Viertheil hiefiger Stabt: 
„ele”" Und „lange Spigen an den Schuhen und Sodeln“ 
jollten fie gar feine mehr tragen. Wenigftens jollten fie, wenn 
man fie gar nicht entbehren Fönne, nicht „länger ale ein dinger: 
„glied ang” fein '9). 

Ganz befonders merfwürdig waren andy die Ktleiderorbnungen 
von Straßburg. Nach den Kleiderordnungen von 1628 unb 
1685 war die Bürgerichaft zu dem Ende in 6 Klaſſen (6 Grade) 
und mehrere Klaſſen (Grade) wieder in 2 bis 3 Unterabtheilungen 
(Staffeln) eingetheilt und für jeden Grab und jede Etaffel der 
Schnitt und Stoff der Kleidung und die Art, wie fie getragen 
werden folle, ganz genau vorgefchrieben 19). Nach der Vereinigung 
Straßburgs mit Frankreich erließ der Nath bereits im Jahre 1685 
eine neue Kleiderordnung, in welcher zumal den Frauen die Ab: 
legung ber Deutfchen Tracht und die Annahme der Franzditichen 
(die „Auffäte, Hauben, Leibjtäde, mantaux, NRöde u. |. w. auff 
„die Franzöfiihe Manier”) anempfolen wurde. In demjelben 
Jahre verordnete auch der Königliche Intendant die Annahme der 
Tranzöfiihen Trachten. Die Bürger ignorirten jedoch dieje Ver: 
orbnungen und blieben auch in dieſer Beziehung nach wie vor 
Deutſche. Erſt zur Schreckenszeit im Jahre 1793 wurden fie durch 
eine Proflamation der berüchtigten Volksrepräjentanten St. Juſt 
und Lebas bewogen von der Deutjchen Tracht zu laſſen und vie 
Treanzöftiche anzulegen ’°). Bis dahin war demnah Straßburg 


14) Kleiderordnung von 1485 bei Gemeiner III, 679—684. 
15) Kleiderordnungen von 1628 u. 1685 bei Heiß, Zunftweſen, p. 84—94. 
16) Alle dieſe Berorpnungen bei Heiß, p. 11, 12, 94—99. 


86 Luxusgeſetze. 


dem Character nach eine Deutſche Stadt. Und heute noch macht 
ſie auf den Reiſenden den Eindruck einer Deutſchen Reichsſtadt. 


6.422. 


Außer der Kleiderpracht wurde auch der übermäßige 
Aufwand bei Saftmahlen befchräntt. In Nürnberg wur- 
ben bie koſtbaren Mahlzeiten und die übermäßigen Gaftereien gänz- 
ih verboten („Verpot der coftlihen Maltzeit vnnd Gaftungen”). 
Wenn ein Bürger feine Freunde bewirthen wollte, jollten nicht 
mehr al8 vier einfache Gerichte oder Speifen („nit mer 
„dann vier ainfacher gericht oder eßen“) und, wenn man Filche 
auflegen wollte, ſogar nur drei Speifen, außer Salat und 
Euppe oder Zugemüß noch Fiſche („gepachenn Gruntl, Kugelhaube 
„Lachs Lorchenn oder Siretin“) gegeben werden. Nebenihüf- 
jeln, bejtehend in Vögeln oder Wildpret waren gänzlich verboten. 
Auch durfte immer nur ein einziger Braten („ein gepratens”) ge- 
geben und in der Regel Fein Vorhan oder Borhenne, fein Birkhan 
oder Birkfhenne, fein Vaßhan (Faſan) oder Baßhenıe, fein Indian 
(„indianiich bannen oder hennen”) und auch Fein Pfau aufgefeßt 
werden. Bon Getränken waren Rheinweine, Frankenweine und 
Neckarweine und eine Sorte weljchen oder anderen guten Weines, 
aber Fein Malvaſier erlaubt ). In Baſel murden bie, bier in 
München heute no üblichen, Aſchermittwoch eſſen in fo fern 
beichränft, als e8 verboten warb jemand zu zwingen, an dieſem 
Tage in einem Zunft: oder Geſellſchaftshauſe zu zehren 2). 

Wenn in Regensburg eine Jungfrau ins Klofter ging, 
durften nur drei Frauen mitgehen und fonit niemand mitfahren 
oder reiten ?). In Magdeburg aber burften zur Einfleidung 
einer Nonne fo viele Perſonen eingeladen werben, als zu einer 
gewöhnlichen Hochzeit 4). Auch in Rotenburg waren bie Einlabun- 
gen zu geiftlihen Hochzeiten befchränft ©). 


1) Berpot von 1570 bei Siebentees, I, 51 —B54. 

2) Rathsordnung von 1488 bei Ochs, V, 180. II, 222: 
8) ®emeiner, I, 515. 

4) Rathmann, III, 286. 

5) Benſen, p. 804. 
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Zumal bei Hochzeiten war der Aufwand insgemein ſehr 
groß. Man hielt es für eine Ehrenſache an dieſem Feſttage eine 
recht zahlreiche Verwandtſchaft und Freundfchaft um ſich zu ver: 
ſammeln und ſie reihlich}t zu bewirthen, wie diefes auf dem Lande 
bier in Altbaiern ‚heute noch Sitte ift. Daher erjchienen feit dem 
14. Jahrhundert in faft allen Städten Verordnungen in Menge, 
welche viefen Aufwand möglichit beſchränkten. 

In Regensburg, wo man es liebte mit einem recht gro: 
ben Sefolg und Gepräng in bie Kirche zu ziehen und zu dem Ende 
Hochzeitkleider vertheilte, wurde im 14. Jahrhundert die Vertheilung 
folder Brautgemwande verboten ©). Auch follte bei den Hoch: 
zeiten nichts mehr zu effen, fondern nur noch zu trinfen gegeben 
werden. Und wenn ber Bräutigam mit feiner Braut ins Bab 
ging, ſollte er nur noch 24 feiner Genofjen und die Braut acht 
grauen mitnehmen ?). Im 15. Jahrhundert ward aud) noch vor: 
gejchrieben, wie viele Leute zur Hochzeit felbft eingeladen werden 
durften. Kein Theil follte über 12 Perſonen einladen. Es durften 
bemnach nur 24 Perfonen eingeladen werden, und zum Kirchgang 
nad) der Hochzeit fogar nur 8 Perfonen, und ins Bab vor und nach 
ber Hochzeit nur zwei Männer und zwei rauen. Hinſichtlich des 
Eifens warb aber nun vorgefchrieben, daß bei namhaften (vor: 
nehmen) Hochzeiten des Morgens 6 Eſſen und beim Nachtmal 
5 Effen und zwei Mal Sulzfifche gegeben werben dürften, bei den 
Hochzeiten ver Handwerker und desgemeinen Volkes 
aber des Morgens nur 5 Efien und des Nachts 4 Eſſen und Feine 
Fiſche %. In Lüneburg durften bei ciner Hochzeit drei Mehl: 
zeiten (commessationes) gehalten und bei der erften 15 Schäfleln 
(schüttelae), bei der zweiten 60 und bei der dritten Mahlzeit 20 
Schüſſeln aufgetragen und nur vier Spaßmacher (joculatores) bei- 
gejogen werben ®). In Brieg und Grottfau durften bei einer 


6) In Oberbaieın muß auf dem Lande z. B. in Beiharting heute noch 
die Braut jedem ihrer zur Hochzeit geladenen Verwandten ein Hemd, 
ein Halstüchelhen und ein Paar Schuhe ſchenken, was bei zahlreicher 
Verwandiſchaft das Heirathen gar fehr vertheuern müßte, wenn nicht 
eben jo viel und noch mehr als Gegengeſchenk gegeben werben müßte. 

7) ®emeiner, I, 515 u. 516. 

6) Hochzeitpot von 1484 bei Gemeiner, III, 678. 

9) Stadtrecht bei Kraut p. 28. bei Dreyer, Nbſ. p. 402. 
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Hochzeit 30 Schuͤſſeln aufgeſetzt und vier Spielleute beigezogen, in 
Schweidnitz aber nur vier Gerichte und ein Mues gegeben 
werben 10). In Amberg durften bei Hochzeiten und bei Verlo⸗ 
bungen („Veltigungen“) 11) zum Kirchgang und Tanz fo viele Men⸗ 
ſchen eingeladen werben, als man wollte, zum SHochzeitseflen aber 
nur 36 Perjonen, ohne den Bräutigam und die Braut, und ohne 
die Spielleute. Zwei Mahlzeiten mußten die Brautleute (das 
Brautvolf) geben.. Zu einer britten waren fie aber nicht verbun- 
ben. Wollten fie aber auch noch eine dritte Malzeit geben, fo 
durften fle jodann feinem Gaft eine Nachzeche machen. Jeder cin- 
geladene Saft mußte naͤmlich bei ven beiden erften Malzeiten, wie 
heute noch bei den Bauernhochzeiten in Altbaiern, feine Zeche jelbft 
zahlen. Bei jeder Malzeit durften inveffen tes Morgens nur vier 
Eſſen und des Nachts drei Efjen gegeben werben 12). In Mün—⸗ 
hen durften zur Hochzeit nur 24 Frauen, zu einer Verlobung 
(„Veſte“) aber und zum Bade nur 12 Frauen eingeladen, auch nur 
in München angefefjene Spielleute bezahlt, d.h. feine fremde Spiel- 
leute genommen werben 12). Auch im: 15. Jahrhundert wurde bie 
Zahl der Hochzeitsgäfte und der Hochzeitmahle nochmals befchränft. 
Dagegen verfäumte der Etadtrath nicht jedem anfehnlihen Mann 
an feinem SHochzeitstage cinige Kannen Wein als Ehrentrunt 
zu ſchicken 19). In Frankfurt follten zur Hochzeit nur 20 Per: 
ſonen geladen und Feine Spielleute gehalten oder dieſen wenigftens 
nichtS gegeben und auch zum Kirchgang feine Epielleute beigezogen 
werden 15). Aehnliche Vorſchriften findet man feit dem 14. Jahr⸗ 
hundert in Nördlingen 1%), in Rotenburg !?), in Ulm 1%), in Berlin, 
in Prenzlau u. a. m. 19%), in Goͤrlitz 2%), auch in Augsburg in 


10) Urk. von 1824 u. 1379 bei T. u St. p. 506. 
11) vergl. Schmeller, I, 576. 

12) Amberger Stadtrecht von 1554, p. 20—22. 
18) Stabtreht $ 859—61 bei Auer, p. 282. 

14) Bairiſche Annalen von 1838, p. 874. 

15) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 80. 

16) Stadtr. von 1818 $. 54—57 bei Senckenberg, vision. p. 864. 
17) Benſen, p. 304. 

18) Jäger, Ulm, p. 516-519. 

19) Zimmermann, I, 128 u. 129. 

20) Neumann, p 811 u. 314. 
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ven Sahren 1403 und 140421) und weitläuftige. Vorjchriften 
über ben bei Hochzeiten zuläßigen Aufwand in Magdeburg von 
ven Sahren 1505, 1544, 1560 unb 1570 22). In Bafel follte 
an den brei hohen Feittagen Feine Hochzeit mit Tanzen und üppi⸗ 
gem Gefräß gehalten werben 2°). Beſonders feierlich waren daſelbſt 
bie Hochzeiten der Zunftgenoſſen. Die Zunft der Gerber 3. 2. 
gab ihrem heirathenden Zunftbruder ein Hochzeitsgeſchenk (ein Ge⸗ 
ſchenk „zu Bruten“). Sie lieferte ihm ferner Holz, Kohlen, Salz, 
Schiff und Geſchirr, und gewährte ihm, wenn er es begehrte, 
„offene Schenke” Auch verordnete die Zunft zu einem folchen 
Brutlouf aus ihren Zunftbrüdern zwei Tifchdiener und zahlte dem 
Bräutigam die Werte des erften Imbis. Die übrigen Mahlzeiten 
an den folgenden Tagen mußten bie Säfte ſelbſt zahlen. Nach 
Tiſch wurde vor der Zunftlaube auf der Straße getanzt ?*). Ganz 
befonders intereffant find aber die Rathsordnungen von Nürn- 
berg. Daher werde ich bei ihnen noch etwas verweilen. 
Nach einer Rathsordnung von 1340 jollten gar feine Hoch: 
zeitSmahle gehalten, aljo feine Säfte zum Effen und Tanzen einge: 
laden und jogar dem Hausgefinde nur das gewöhnliche Efjen vor: 
gejeßt werben. Erſt 14 Tage nach der Hochzeit durften bie Freunde 
eingeladen werben. Auch follten Feine Brautgejchente gemacht und 
nur 6 Männer und 6 Frauen zu dem Kirchgang eingeladen wer: 
den. Allein ſchon im Fahre 1352 mußte man erlauben, daß we: 
nigftens die nächften Verwandten ſammt und jonders zur Hochzeit 
und zum Slirchgang eingeladen werden dürften. Auch durfte die 
Braut 6 Jungfrauen einladen, einen fogenannten Sungfraubof 
(„einen Hof mit junkfrawen“) halten, welchem aber keine Frau bei- 
wohnen durfte. Ins Bad endlich durfte die Braut nur vier Frauen 
mitnehmen 2%). Meiftentheilg wurden jedoch diefe Borfchriften nicht 
beachtet oder umgangen. Glängende Hochzeitsfefte gehörten nun 
ein Mal zur berrichenden Sitte jener Zeit. Um die Geſetze zu 


21) von Stetten, L 140 u. 181. 

23) Rathmann, III, 284-286, IV, 2 p. 14—16. 

28) Ochs, VL, 877. 

24) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 65 u. 66. 

25) Die Ratbsorbnnungen bei Siebenfees, II, 895—402, Ill, 871—875. 
Ueber den Jungfraunhof vergl. Echmeller, II, 157. 
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umgehen hielt man bie Hochzeitsfeſte in den Klöftern, zu welchen 
bie weltliche Macht Leinen Zutritt hatte. Die durch diefen Umweg 
entitandenen Mißbräuche führten nun zu jenem für die Sittenge 
ſchichte Außerft merkwürdigen Hoczeitbüdlein, weldes im 
Sabre 1485 verfaßt, im Jahre 1526 erneuert und lange Zeit auch 
beobachtet worden ti. Nach dieſem Hochzeitbüchlein follten jene 
Feſte nirgends anders mehr, als entweder im Haufe ber Braut 
oder auf dem Nathhaufe, in feinem alle aber in einem Wirths: 
hauſe, bei einem Kochwirth ober in einer Trinkſtube gehalten wer: 
den. Auch war dafelbft bis aufs aller Kleinfte beftimmt, wie es 
bei den Verlobungen, bei den Hochzeiten, bei den Kichgängen und 
bei den anderen Feſtlichkeiten, und wie es hinfichtlich der Hochzeits⸗ 
geſchenke gehalten werden folle. Bei den Verlobungen (Laut: 
merungen) durften nur 16 Manns: und 16 Weibsperjonen einge: 
laden werben. Nach der Verlobung durfte der Bräutigam mit 7 
Freunden zu feiner Braut geben, um ihr Glüd zu wünfchen, und 
die Braut zum Empfange bes Bräutigams vier Jungfrauen ein: 
Inden. Außerdem durften noch 24 Frauen bei der Braut erfchei- 
nen, um ihr Glück zu wünjchen. Am Abend der Verlobung durfte 
der Bräutigam bei feiner Braut mit zwei Freunden efjen und bie 
Braut zu dem Ende zwei Frauen oder Jungfrauen einladen. Des 
Nachts durfte der Braut mit den Stabtipfeifern hoffiert, das 
heißt wohl ein Ständchen gebracht, den Hoffierern aber nichts als 
Obſt, Käs und Brod und Frankenwein oder Rheinwein vorgeſetzt 
werden. Den Frauen war es aber verboten des Nachts auf der 
Straße herumzuwandeln um zu hoffieren („bey nacht auff der gaſ—⸗ 
„jen nicht Hofieren noch funft verfammelt wandeln”). Das Hof: 
fieren der Stabtpfeifer nannte man aud ein „Hoffrecht ma: 
„Hen.” Zwifchen dem Tage der Verlobung und ber Hochzeit durf- 
ten bie Freunde der Brautleute fie ein Mal mit noch fünf Anberen 
einladen, ihnen aber nichts als Obft, Käs und Brod und Wein 
vorjegen, fie „vereren mit obs kess vnnd prot vnnd Franncken⸗ 
„wein.“ Zur Hochzeit felbft pflegte feierlich eingeladen zu werben. 
Die Hochzeitlader oder Tanzlader ritten zu dem Ende in ber Stabt 
herum in Begleitung eines Knechtes in einerlet Farbe (tn Livree) 
und des Hegelcin, der den Spruch zu fprechen hatte?%. Zu 


26) Dieje Sprudipreher wurden auch Schlenterlein, indgemein aber 
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dem Kirchgang durften von jeder Seite nur 24 Männer und 
24 rauen, alfo im Ganzen 48 Perjonen eingeladen werden, zum 
Hochzeitsmahle aber nur bie nächte Berwandtichaft. Auf jedem 
Tisch durfte nur ein gebratener Kapaun („gepraten koppawn“), aber 
fein Rephun, kein Hafelhun, Vaßhun (Fafan), Vorhan, Birfhenne 
ober Pfau und auch Fein Fiſch aufgetragen werben. Eben jo wenig 
durfte man Trifanet (ein Gemifh von allerlei Specerei mit 
Zuder) 27), Eonfect oder Rotwein (mwahrjcheinli ein gemach: 
ter fünftliher Wein) geben. Das Getränt jollte in Frankenwein 
und in Rheinwein beftehen. Nach Tiſch durfte man zum Tanz 
oder zur Braut einladen, wen und fo viele Leute man wollte. Es 
durfte jedoch nur Obft und Eonfect gegeben und Frankenwein oder 
Rheinwein vorgefeht werden. Am Morgen nad der Braut: 
nacht durften 20 Frauen von den jungen Eheleuten zum Eier: 
fuchen eingeladen, ihnen aber nichts als Eierfuchen, Fladen oder 
Speckkuchen und Wein vorgefeßt werden. Außerdem durften noch 
am Tage nach der Hochzeit in dem Hochzeitshaufe zwölf Per⸗ 
fonen zum Frühmal und zum Nachtmahl eingeladen, dann 
aber ein halbes Sahr lang fein Hochzeithof mehr gehalten wer: 
ven. Auch die Hochzeitgefchente waren befchränft. Nach der 
Verlobung durfte ver Bräutigam feiner Braut nur ein Heftlein 
(eine filberne Hafte) oder eine Kette von Gold und einen 
$ungfrauring (juncfrawring) verehren, bei dem Kirchgang aber 
noch einen Ehering (mahelrind) mit einem Stein darin, und 
dann nach der Brautnacht noch einige amdere Geſchenke. Die 
Braut durfte niemand beſchenken als den Bräutigam, bie Braut: 
führer (preutfürer) und die Tanzlader. Der Bräutigam follte 
aber nichts weiter als ein Mannshemd und ein Badhemd, und 
jeder Brautführer und Tanzlader ein SKränzlein erhalten. Auch 
bas zu gebende Trinkgeld war reguliert und insbejondere verboten 
Hochzeitskleider zu geben, um ein recht zablreiches Gefolg zu er: 
halten 28). 


Hängelein oder Borhängelein genannt von ben Schildern, mit 
welchen fie in ihrer Amtstracht behängt waren. Gie fanden unter dem 
Nugamt. vergl. Giebenfees, II, 458 u. 700 fi. 

27) Schmeller, I, 500. vergl. Scherz, p. 1668. 

28) Hochzeitbüchlein bei Siebentees, Il, 449-486. 
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Auch bei Kindtaufen war der Aufwand ſehr groß. Er 
ward daher ſeit dem 14. Jahrhundert allenthalben beſchränkt. Es 
pflegte vorgeſchrieben zu werden wie viele Perſonen zur Kindtaufe 
eingeladen, und wie dieſelben bewirthet werden ſollten. Pathen⸗ 
geſchenke und Kindbettergeſchenke waren meiſtentheils auf ein be— 
ſtimmtes Maß beſchraͤnkt, öfters ſogar gänzlich verboten, z. B. in 
Nürnberg !), in Regensburg 2), in Bafel?), in Magdeburg ®), in 
Rotenburg $), in Augsburg, Ulm, Amberg u. a. m. Auch m Köln 
durften nur 10 Frauen mit zur Kirche gehen. (zu eyme Kyat- 
kireten gayn zu Kirchgen) 6). Im 15. Zahrhundert durften in 
Münden nur zwölf Frauen das Kind in die Kirche zur Taufe 
tragen und höchitens gehen Männer mit dem glüädlichen Vater zum 
Wein gehen, um auf das Wohl des neuen Ankoömmlings zu trin= 
ten ?). Eben fo wurten die Befuhe der Wöchnerinnen nad 
der Taufe und die Verfammlungen bei ihnen auf .ein gewifles 
Maß beſchränkt. Diefe fogenannten Kindbetthöfe durften nur 
ein Mal gehalten und dazu in Amberg nur jene 6 bis 8 Frauen, 
welche der Kindtaufe beigemohnt hatten, eingeladen, und ihnen 
nichts als eine Suppe und ein Fiſcheſſen over ein Braten (ein ges 
bratens) vorgefeßt werben). In Nürnberg durften zu einem 
Kindbetthöflein nur 12 Frauen eingeladen und babei nicht 
getanzt werden 9). An Ulm wurden die Kindbetthöfe im Jahre 
1411 ganz abgeſchafft. Nur zu einem Bade durfte die Kinpbetterin 
ein Mal drei Frauen einladen 19%. In Görlitz waren die Ver⸗ 


1) Rathsordnungen aus bem 14. und 16. sec. bei Siebenfees, I, 47, 48 
174 ff. II, 401. 

2) Gemeiner, IL, 122, III, 679. 

8) Ochs, II, 181 u. 538. 

4) Rathmann, UL, 287 u. IV, 2 p. 14. 

5) Benſen, p. 806. _ 

6) Eidbuch von 1341 $. 153 in Quellen, II, 86. 

7) Bairiſche Annalen von 1833, p. 874. 

8) Amberger Stadtrecht von 1554, p. 20. 

9) Rathsordnung aus 14. sec. bei Siebentees, I, 47. 

10) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 515 u. 516. vergl nod Jäger, 
Um, p. 519 u. 520. 
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fammlungen bei Sehswöchneriunen und das Mitbringen von Bad: 
wert und Confect und Geſchenke aller Art verboten 11). 

Noch größer als bei den Kindtaufen war der bei Leichen 
gemachte Aufwand. Daher erſchienen auch darüber beſchränkende 
Rathsordnungen. Die weit verbreiteten Leichenſchmauſereien 
wurden frühe ſchon ganz abgeſchafft oder wenigſtens befchränft, 
3.23. iu Worms im 13. Jahrhundert die Leichenmahle in der 
Wohnung des Geftorbenen 12) und in Bafel im 15. Jahrhundert 
die Leichenmahle in den Zunfthäufern und Gefchlechterituben !2). 
In Augsburg jollten bei diefen Leichenmahlen wenigftens bie Geift- 
lichen feinen Lärın machen, nicht ungebührlid, lachen, Teine eitlen 
Fabeln erzählen oder fingen und zeitlich nad) Haus gehen 1%). Auch 
die Anzahl und Größe der Kerzen, der fogenannten Leid: 
ferzen oder Wandelkerzen, und der Übrigen Opfer und ber 
Leichen züge überhaupt wurbe beſchränkt, 3. B. in Bafel !6), in 
Nürnberg !%), in Ulm !) und in Köln, wo nur noch ſechs Män- 
ner und fechs Frauen mit der Leiche gehen jollten '®). 


Bolksbeluftigungen. 


$. 424. 


Auch die gefelligen Vergnüägungen, die Tänze, 
Spiele und anderen Volksbeluſtigungen wurden als Ge: 
meinbeangelegenheiten betrachtet und geregelt. 

Bon den Schügenfeften ift bereits bie Rede geweſen. 
($. 137). Shen fo von den Kahresfeften der Zünfte zu 
Ehren ihrer Schußheiligen ($. 277) und von den Zunfthäu— 
fern, Geſchlechterſtuben und Trinkſtuben, im welchen 
man fid) auch zum gefelligen Vergnügen zu verfammeln pflegte ($. 273 


11) Neumann, p. 312. 

12) Rathsordnung von 1220 bei Mori, II, 155. 

18) Ochs, III, 181 u. 588. 

14) Jäger, Augsburg, p. 166. 

15) Ode, Ill, 182, 537 u. 588. 

16) Siebenkees, I, 205 u. 206. 

17) Säger, Ulm, p. 520. 

18) Eidbuch von 1841 $. 152 in Quellen, 11, 35. Hüllmann, IV, 168. 
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u. 303 ff.), und welche man daher öfters auch Tanzhäuſer ge 
nannt hat. In Augsburg, Frankfurt, Heidelberg, Landau u. a. m. 
errichtete man im 14. und 15. Jahrhundert eigene Tanzbäufer, 
und unterhielt außerdem noch in Franffurt zwei Pläbe im Freien 
zum Tanzen, welde man den Zanzplan ober Tanzrain ge 
nannt hat!). In Frankfurt gab e8 ſogar Tanzſchiffe 2). Ander⸗ 
wärts tanzten die ärmeren Leute auf der Straße, die Vornehmeren 
aber auf dem Rathhauſe, 5. B. in der Mark Brandenburg 2). In 
München befand fih zu dem Ende auf dem Rathhaufe ein großer 
Tanzjaal ®) und auf dem Rathhaus zu Weblar ein offener Tanz: 
boden 5). In Bajel tanzten auch die Gefchlechter zuweilen auf der 
Straße. So tanzte im Jahre 1388 die Tochter des Bürgermel- 
fters auf der Gaſſe vor der Zunftlaube. Und im Sabre 1508 
wurde auf dem Petersplag zur Ehre fremder Säfte „ein ehrlicher 
„Tanz gehalten" %. Au Skeudiz und Delizſch tanzten die Adeligen 
einen befonberen abeligen Tanz?) und die Handwerksegeſellen im 
Trankfurt, Nürnberg, Münden u. a. m. einen Echwerttanz, einen 
Tahnentanz, einen Reiftanz oder einen anderen befonderen Tanz. 
($. 284). Auch in Nürnberg tanzten bie Bäder, Meſſerer⸗, Metz⸗ 
gerz, Rothgerber⸗, Rothichmiede-, Zirkelſchmiede- und Schneider: 
Gejellen zur Faltnachtzeit auf der Straße ihre „offenen Gaf: 
fentänze®). Und beute noch tanzen bie Schäfflergefellen in 
Münden ale fieben Fahre auf der Etraße vor den Häufern ber 
vornehmen Leute. In Ulm waren jetoch bie offenen Abendtänze 
auf den Gaſſen nach Pfeifen, Lauten oder nach Saitenfpiel ver: 
boten). Auch waren alle üppigen Tänze verboten, 3. D. in 
Ißny alle üppigen und leichtfertigen Tänze 20), in Bafel die üp= 


1) Kriegt, Bürgertfum, p. 415—418. 

2) Kriegf, p. 419. 

3) Zimmermann, I, 128 u. 188 u. III, 196 u. 197. 

4) Likowsky, Urgeigichte von Münden, II, 38. 

5) von Ulmenftein, 11, 258. 

6) Ode, II, 816 u. V, 271. 

7) Haltaus, p. 16. 

8) Siebenfees, Ill, 195, 199, 202, 208, 209, 218 u. 219. 
9) Jäger, Ulm, p. 560. 

10) Statut $. 24 bei Jäger, Magazin, I, 116. 
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pigen Reyentänge (die Raien) und alle anderen ÄArgerlichen 
Tänze, insbejondere auch die fogenannten Kilbinen oder Kirch: 
weihtängze 11). In Ulm war das Tanzen „je zway vnd zway mit 
„sinander” und das Tanzen aneinander („äuainder“), offenbar das 
Walzen ald ein unanftändiger Tanz verboten '2). In Augsburg 
wurden bie Gejellentänze um Kränze und Hahnen, die fogenannten 
Gefellen:, Kranz: und Hahnentänze im Jahre 1512 verboten 12). 
Und in Amberg und Nürnberg follten die Mansperfonen nit in 
„bloffen Hofen und Wanımes tanben, barzu fidy des Vmbdrehens 
„oder Bmbichwingens genblich enthalten“ 19). 

Allein nicht bloß die Tänze, jondern auch die übrigen Volks⸗ 
beiuftigungen wurden von dem Stabtrath überwacht und jeber Un⸗ 
fug verboten. Eo wurde 3. B. in Braunfchweig den am Weih⸗ 
nachtsfefte verkleidet herumlaufenven jogenannten Schauteufeln 
(Schoeduvel) die größt möglichfte Freiheit geitattet. Sie durften 
jedoch niemand verleßen und feine Kirche und feinen Kirchhof be- 
treten 15). In Nürnberg waren vie Raten und Umzüge durch die 
Etadt mit oder ohne Pfeifer verboten und nur an den Faftnacht- 
tagen erlaubt 1%. Berühmt find daſelbſt auch die Faftnachtsbe: 
Iuftigungen der Mebgerzunft gewefen, welche wegen ber bamit ver- 
bundenen Bermummungen das Schönpartlaufen, eigentlich 
Schembartlaufen genannt worden find, von Schem, d. h. Larve, 
Maste, alfo Schembart die Geſichts-Larve oder Maske 7). In 
Straßburg bielten die Zimmerleute zur Zeit ber Faſtnacht einen 





— — 


11) Ochs, VI, 876 u. 877. Die Kilbinen hatten ihren Namen offenbar 
von Kilbi, d. h. Kirmje oder Kirchweihe. vergl. Stalber, II, 99. 

12) Rathaorbuung von 1406 bei Jäger, Magazin, IN, 518. Auch in 
Frankfurt hielt man folge Tänze für unanfländig. Kriegk, Bürger: 
tbum, p. 422 u. 588. 

18) von Stelten, Kunft: und Gewerbsgeſch. II, 162. vergl. über bie Hah⸗ 
nentänze Kriegk, Bürgerthum, p. 422. 

14) Amberger Stadtrecht, p. 28. Nürnberger Rathsordnung aus 16. sec. 
bei Siebentees, I, 172 u. 178. 

15) Orbnungsbucd bes Raths (Ordinarius) von 1408, c. 144 bei Leibnitz, 
seriptor. Bruns, III, 481. 

16) Rathsordn. aus 14. sec. bei Siebenkees, II, 676 u. 677. Weber die 
Raien vergl. Echmeller, III, 79. 

17) Siebenkees, IV, 674 - 679. vergl. Schmeller, III, 362 u. 591. 
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Umgang in der Stadt. Am Schluſſe deſſelben wurben bie Lehr- 
jungen zu Gefellen geichlagen und dann in der Zunftftube ge= 
zecht 1). Auch in Eßlingen Hatten mancherlei Faftnachtsluftbar- 
feiten ftatt. Die Fischer pflegten ein Tiicherftechen und einen Um— 
zug mit Minſik in der Stadt zu halten. Die Mebger feierten 
unter Trommelſchlag und Pfeifenflang ihren Reiftanz und flachen 
nachher auf dem Markt Kränzlein und erhielten dafür zwei Imi 
Mein aus dem Kaftenkeller. Die Küfer verfertigten unter Tanz 
und Gefang auf dem Markt ein Faß für den Bürgermeijter und 
erhielten dafür vier Imt Wein. Eben jo bielten auch die Wein⸗ 
gärtner ihren Tanz und Umzug mit Fahnen und wurben mit zwei 
Imi Wein befchenkft 1%). In Bajel fangen die armen Schüler in 
ber Noventzeit des Nachts nor den Käufern Noventlieder, klopften 
an den Thüren und verfündeten die Ankunft des Herrn, ober 
wünjchten Glück zum neuen Jahr, oder verlleideten fich auch als 
Biſchöfe oder als Könige und bettelten um eine Wurft und dran 
gen fogar in die Kirchen während bes Gottesdienftes ein, je daß 
ber Stadtrat) im Jahre 1420 gegen diefen Unfug einfchreiten 
mußte 1%). In Regensburg waren bereits im 14. Jahrhundert 
alle VBermummungen und die Umritte am Weihnachtsfeſte ben er- 
wachjenen Leuten verboten und nur den Kindern erlaubt. Später: 
hin, im Jahre 1357, wurden aber auch noch die Umritte ber 
Schüler mit ihrem Kinderbiſchof verboten 2%). Eben fo hatte in 
Köln im Jahre 1431 der Stadtrat alle Mummereien zu Fuß und 
zu Pferd in und außer der Faſtenzeit verboten 2). Auch in Ulm 
und Eßlingen ſuchte man feit dem 16. Jahrhundert die Mumuie⸗ 
reien, das jogenannte Buzengehen oder das verkleidet als Buzen- 
mann Herumgehen, dann das Singen um Lebzelten, das Küchlein— 
holen und befonders die Faftnachtsluftbarkeiten zu beichränfen , in- 
dem zumal die Faſtnachtreigen mit Leichtfertigleiten aller Art ver: 
bunden zu fein pflegten 2). Eben fo wurden in Braunfchwein 


18) Heiß, p. 78. 
19) Pfaff, p. 164. 
198) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 71 u. 97. 
20) Gemeiner, I, 467, 468, II, 102 u 103. Oefele, Il, 508. 
21) Hüllmann, IV, 170 f. 
- 22) Jäger, Ulm, p. 521—525. Pfaff, p. 164 u. 165. 
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und in Lüneburg feit 1542 und 1543 die Umzüge der Junggefellen 
und Jungfrauen zur Feier des Faftelabends auf Betreiben der 
proteftantifchen Geiftlichleit verboten 22), Auch in Augsburg wur- 
ben die Mummereien und Faftnachtsluftbarkeiten im Jahre 1628 
verboten 2%). Aeußerſt merfwärbig ift auch das Ebdict des großen 
Kurfürften von 1659 wegen Abſchaffung der Faftnachtsfpiele, der 
Aufzüge, Mummereien, Gaufeleien und Prozeifionen mit Muſik 
über die Straßen, und die Sollicitirung von Geld, von Bratwür- 
ften, Schinfen und anberen Bictualien, woburd nur die Arbeit 
verjäumt, großes Aergerniß gegeben, und mit dem epilurifchen und 
beidnifchen Leben und dem jündlihen Weſen der Zorn Gottes ge- 
reißt werde 25). 

Ohne Muſik und Tanz gab es Feine Bollsheluftigungen. 
Auch wuren bei feterlihen Auf: und Umzügen Spielleute notb- 
wendig. Daher pflegten die Städte Pfeifer, Trompeter und 
andere Spielleute zu halten und zu bejolden. In Bafel unter: 
hielt die Stadt bereits im 15. Jahrhundert befoldete Pfeifer und 
Trompeter. Und nach den Stadtrechnungen von 1460 erhielten 
fie die für jene Zeiten nicd)t unbedeutende Summe von 109 Pfund 2). 
In Ulm gab es ſeit dem 14. Jahrhundert Stabtpfeifer, Trompeter 
und Pojauner, welche ihre Beitallung vom Etadtrath erhielten ?7), 
Auch in Augsburg hatte die Stadt Fiedler, Geiger, Stabtpfeifer 
und Etabttrompeter in Sol 23). Eben jo in Breslau, Brieg, 
Grottkau und Schweibniß 29), in München, Nürnberg, Frankfurt 30), 
Heilbronn, Köln u. a. m. Sie hatten bei Hochzeiten und Kind» 
taufen, aber auch bei anderen feierlichen Aufzügen, 3. B. bei dem 
feierliden Einritt des Erzbiichofs in Köln, und auch in der Kirche 


23) Havemann, II, 556 u. 567. 

24) von Stetten, Kunſtgeſch. IT, 165. 

25) Mylius, I, 2, p 69—72. 

26) Ochs, V, 112. Bajel im 14. Jahrh. p. 119. 

27) Zäger, Ulm, p. 586 f. 

28) Jäger, Augsburg, p. 166. 

29) Urf. von 1824 $. 14. und von 1828 $. 47. bei T. u. St. p. 506. u. 
525. Bon ben Stadtpfeifern und Muſicanten in Breslau im 16. 
sec. ſpricht auch: Reifen Hans Ulrich Kraffts. ed. Dr. Haszler p. 406. 

30) Kriegt, Bürgertum, p. 418. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung IH. 7 
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zu muſiciren 21). Die Stadt Halle unterhielt bis ins 18. Jahr⸗ 
hundert 6 Stabdtpfeifer und eine Bande Kunftgeiger. Und 
wenn es nothwendig war durfte auch noch der Hausmann oder 
Thürmer aber nur mit Trommeln und Pfeifen muflciren 22). 
Für das Pfeifergericht zu Frankfurt mußte bis ins 16. Jahrhun⸗ 
dert jede ber drei Städte Bamberg, Nürnberg und Worms einen 
eigenen Stabtpfeifer unterhalten. Seit dieſer Zeit unterhielt fie 
aber Nürnberg allein. Die beiden anderen Städte (Bamberg und 
Worms) mußten jedoch Unterhaltsheiträge leiften ??). In Ulm 
hatten die Stabtpfeifer bei den Hochzeiten der Gejchlechter und ber 
Zunftgenofien zu blafen und am Neujahrstage den Bürgermeiſtern 
und den Rathsherren das neue Jahr anzublafen ?*). "In Nürn- 
berg bliefen bie Stadtthürmer noch in der erften Hälfte des 19. 
Sahrhunderts jeden Morgen und jeden Abend, um das Anbrechen 
des Tages und ber Nacht zu verlünden, dann an Weihnachten 
eine Stunde vor Tag, und gegen ein gutes Trinkgeld auch noch 
an Hochzeiten, Leihen und am Neujahrstage 2%). Und hier in 
Münden blajen die Etadttrompeter heute noch an allen Sonn- 
und Feſttagen jchöne Weiſen auf dem Thurme der St. Petersfirche 
des Diorgens um 5 Uhr. In Regensburg ftanden die Spielleute 
unter der Auffiht eines Spilgrafen?®) und in Lübed unter 
dem geihwornen Raths Spielgräven. Diejer Spielgräv hatte 
bei ben Hochzeiten und bei den anderen Feſten ver Gefchlechter bie 
Muſik zu ordnen und mit feinem Comttat, d. h. mit den Stabt- 
mufllanten vor den Geſchlechtern oder Junkern berzuziehen 27). 
Auch eigene Poſſenreiſer und Stadtnarren wurden 
von einigen Städten unterhalten. Utrecht z. B. unterhielt einen 
eigenen Stadtgeden, welcher eine Narrenlivree trug, beftehend im 


81) Beſchreibung des Einritts von 1488° bei Lacomblet, Archiv, II, 188. 
Dreybaupt, Beichr. des Saalfreifes, IL, 840. vergl. oben $ 79. 

82) Dreybaupt, IL, 840. 

88) Fried, Pfeifergericht, p. 162 ff. 

84) Jäger, Ulm, p. 582. 

85) Lochner, die Stabt Nürnberg im Ausgang ihrer NReichsfreiheit, p. 28 f. 

86) Statute aus 14. sec. bei Freyberg, V, 19. 

87) Dreyer, Einleitung in Lüb. Verordn. p. 92 u. 98. Weber bie Spiel: 
grafen vergl. Meine Geſch. der Fronhöfe, II, 406 ff. 
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einem von der Stadt gegebenen Tabbert (einem langen Rock oder 
Talar) und in einer Gecks Kovel (einer Kappe, einer Art Moͤnchs⸗ 
kappe). Die von der Stadt gegebene Livree beſtand demnach in 
einem Narrentalar und in einer Narrenkappe 2%). Auch Baſel 
unterbielt und befoldete im 14. und 15. Jahrhundert einen Stabt- 
narren. Er erhielt außer dem Gehalt aud) noch einen Narrenrod 
und eine Narrengippe 3%). In Lübed kommt noch im 14. Jahr: 
hundert ein bejoldeter comes joculatorum vor 29). In manchen 
Städten unterhielten auch die Gefchlechtergefellichaften, vielleicht 
auch einzelne Gefchlechter, eigene Narren, z.B. in Lübed die Jun⸗ 
ter Compagnie noch im 17. Sahrhundert #1). Unter diefen Stabt- 
narren befanden fich zuweilen auch Geiſtliche troß des Verbotes ber 
Kirhe. Daher mußte einmal der Stadtrath zu Kübel in Er- 
mangelung anderer Geiftlichen den Kirchendienit durch Soculatoren 
und Hiltrionen verjehen laſſen 12). Gegen die Zudringlichkeit der 
fahrenden Gaukler und Pofjenreifer (joculatores, histriones aut 
garciones), jo wie der Gauklerinnen (joculatrices) und Spiel- 
weiber, erichienen aber bie und da, 3. B. in Worms, Straf: 
manbate 22), 

Mit dem größeren Verkehr fam auch das Spielen mehr 
und mehr in Aufnahme. Fremde, bis dahin unbelannte Spiele, 
zumal Glücksſpiele verbreiteten ji) und verbreiteten großes 
Unglüd. Denn nicht bloß Männer, jelbft Frauen und Kinder er: 
gaben ſich dem Spiel. In Ulm 3. B. hielten die Frauen eigene 
Kartböfe tt). Und manches Vermögen warb dadurch ruinirt. 
Daher erichienen ſeit dem 14. Jahrhundert allenthalben Verbote 
des Spielens überhaupt oder wenigjtens der Glüdsfpiele und des 
Spielens um Geld. In Bajel wurde das bafelbft feit 1377 be⸗ 
Tannte Kartenjpiel in den Jahren 1386- und 1388 bei Strafe 


88) Urt. von 15283 bei Matthaeus, de nobilitate, p. 1184. 
84) Bafel im 14. Jahrh. p. 119. 
40) Urt. von 1834 u. 1338 im Lübiſch. Urkb. II, 518 u. 1081. 
41) Dreyer, Einleitung, p. 93. 
42) Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrhundert, p. 98 u. 99. 
43) Urk. von 1220 bei Morig, II, 155. Meine Geſch. der Fronhöfe, II, 
401— 102. 
44) Jäger, Ulm, p. 639. 
7 
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des Augen Ausſtechens verboten 45). Späterhin (im Jahre 1495) 
wurde jedoch das Kartenſpiel (das „Ichlechtlich Karten“), das Brett- 
ſpiel („im Brett") und das Thurmfpiel („im Thurm*), wahrichein- 
lich das Schachſpiel, erlaubt, wenn es „mehr um Kurzweil als 
‚um Gewinn” und nicht höher als um zwei Heller geipielt wurde. 
Die eigentlichen Glücsipiele dagegen (das Wurfipiel, das Karten - 
Boden, das Karten Schlagen, das fogenannte Mutten u. a. m.) 
waren in ben Zunft: und Wirthshäuſern bei einer Gelbjtrafe ver- 
boten, aber auch diefe Spiele in der Herrenftube erlaubt 4%). Auch 
in Seligenftadt waren alle Spiele um Geld verboten und nur das 
Brettipiel in Erbarfeit und Freundfchaft erlaubt). In Negens- 
burg war das Spielen in ben Häufern, insbejondere auch das 
Kartenfpiel („Ipielen mit der quarten”) und das Würfelipiel ver- 
boten. Erlaubt war jedoch das Echießen mit Kugeln auf Tiichen 
(„ſchiezzen auf der tafel, pozzen oder fcheiben mit den chugeln“), 
offenbar das Billard, und das Brettipiel („Ipil im pret”). In den 
Leithäufern und fchlechten Häufern (Ruffian) war aber auch das 
Brettjpiel verboten). In Augsburg war das Spielen in den 
Safthäufern und auf den Echiehftätten verboten, das Kartenfpiel 
und Wurfipiel in den Zunfthäufern aber erlaubt #). Auch war 
bafelbft das Spielen mit hohlen oder mit gefüllten Würfeln, wel- 
ches man das Geviertäten oder Gevierharten nunnte, bei Strafe 
bes Handabichlagens verboten, und das Kegeln, das Riemenftechen 
und das Häufeln gewiffen Beſchränkungen unterworfen 6%). In 
Frankfurt a. M. waren das Brettipiel, das Karlenjpiel und das 
Schachſpiel (der Schachzabel) die erlaubten Spiele. Um fic jedoch 
unschädlich zu machen erjchtenen ſeit dem 14. Jahrhundert viele 
Verordnungen, weldye den Einjab beim Spielen beichränften 51). 


45) Ochs, IL, 461. 

46) Ochs, V, 179, 150, 188, 189 u. 424 f. vergl. über das Kartenipiel 
bei Safran. oben $. 278. 

47) Stimm, I, 508. 

48) Gemeiner, II, 188, 189 u. 801. Weber das Wort Ruffian vergl. 
Schmeller, III, 62. 

49) von Stetten, Gel. I, 140, 168, 537 u. 576. | 

50) Stadtrecht bei Freyberg, p. 76 u. 77. und Stadtrecht bei Wald 5.207 
— 210. 

51) Kriegk, Bürgerihum, p. 423—434. 
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In Rotenburg war das Spiel mit Karten und Würfeln in den 
Häufern verboten und nur in ber Spielhütte oder auf offenem 
Markt erlaubt, dajelbft aber natürlich beauffichtiget >). Auch in 
Ehlingen Hatte man einen eigenen Spielplag, welchen die Stadt 
verpachtete. Der Spielplatmeifter hatte die Aufficht über die Spiele 
und die unerlaubten Spiele zu rügen. Unerlaubt waren aber alle 
Spiele, auch die im Schach, im Brett und mit den Karten, wenn 
fie höher als um einen Pfenning geipielt wurden 52). Eben jo hat 
es in München: bis zum Sabre 1433 einen eigenen Spielplat ges 
geben. In diefem Jahre wurden aber alle Spiele mit Würfeln, 
mit Karten und mit Kugeln (das Kegelfchieben) um Geld verboten, 
und das Brett: und Kartenfpiel nur noch zur Kurzweil erlaubt 8%). 
Mm Landshut waren auch das Häufeln und das Hiemftechen 
und alle betrügerifchen Spiele verboten 55). In Straßburg, wo 
die beiden Geldfpiele Königreih und Kolben (wahrfcheinlich 
Hazarbipiele) in allen Stuben und Wirthshäufern verbreitet und 
für die Familien fehr verderblich waren, wurden zwar bie Spiele 
jelbft nicht verboten, den Wirthen und Gaſthaltern jedoch bei Strafe 
verboten, den Spielenden etwas zu Eſſen oder zu Trinken zu geben. 
(„denen die folich kunigreich, Tolben oder gefelichafft vfftreiben, 
„weder efjen oder trinden geben ſollen“) ®%). Zumal aber in Ulm 
waren jehr viele Epiele im Gebraud, die uns zum Theil ganz un- 
befannt find, 3. B. das Münzeln, Sinnen, Ratten, Meſſerlen, 
Bupapen, Echoldern, Kegeln, das Spielen im Brett oder das Brett- 
fpiel, das Spielen mit Karten, mit Würfeln u. a. m. Sie wur: 
den bei der überhandnehmenden Spieljucht öfters verboten, öfters 
aber auch wieder erlaubt und ſodann nur die Spiele um Geld 
verboten. Das Schachzabel oder Schachzagel jcheint jedoch immer 
erlaubt geblieben zu jein 7). Das Schachſpiel, vielläiht auch 
das ihm: nachgebildete Kartenfpiel®), ftammit aus dem Orient. 


52) Benfen, p. 808. 

58) Pfaff, p. 168 u. 166. 

54) Urf. von 1488 in Mon. Boic. 85, II, p. 806 Bis 808 u. 811. vergl. 
Münchner Stadtrecht 6. 148, 848, 345 u. 506. 

55) Stadtr. von 1279 $. 19 bei Gaupp, I, 154. 

56) Rathsordnung von 1587 bei Heiß, Zunftweien, p. 170. 

87) Jäger, Ulm, p. 588 bis 54. 

58) Hüllmann, I, 381, IV, 258. 
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Daher wird der König Schad und das Spiel ſelbſt Schachſpiel, 
oder Schachzabel, Schachzagel oder Scahzabel genannt von 
Zabel, d. h. Tafel oder Brett, auf dem gefpielt warb 89), weshalb 
benn das Spiel auch Schachtafelſpiel genannt -worden iſt ®). 
Davon verichteden, aber ebenfalls fehr verbreitet, war dag Wurf: 
zabel, ein DBrettipiel mit Würfeln *) und das Schafzagel; 
Schafzaigel oder Schafzal, weldhes ein Mühlenfpiel war 92). 


Deffentlicde Anftalten für das Spielen bat e8 nur in wenigen 
Städten gegeben. Dahin gehört unter Anderen die Spielhütte 
in Rotenburg. Sie ftand unter dem Plagmeifter» Und nur in 
jener Gegenwart burfte mit Würfeln und Karten gejpielt wer: 
ben 62), Auch in Ehlingen Stand der Spielplag unter einigen 
Spielplaßmeiftern, welche aufs Epielen getreulich warten follien, 
damit Niemand etwas Ungleiches gefchehe mit Würfeln oder An- 
derem. Und bie Spielplagmeifterei wurde jährlich verpachtet 9). 
In München ftand der Spiel: oder Scholderplag unter ben 
vier Richtersfnechten umd unter dem Züchtiger oder Scharfrichter, 
und der Ertrag bed Spieled war ihr Gehalt (war ihnen „zu - 
„ſolde“). Im Jahre 1433 machte aber der Stabtrath die Herzoge 
Ernft und Wilhelm auf das große Unheil aufmerffam, welches 
durch diefe „Spil Scholdrei vnd folich püberei” zu entjtehen pflege, 
und erwirkte von ihnen die Abjchaffung des Nechtes einen Spiel— 
plag in der Stabt zu halten, und daß dem Züchtiger und jenen 
Knechten eine regelmäßige Befoldung beftimmt wurde. („und das 
„die Nichters Inechte, auch die Zuchtiger mit ainem fold fürjehen 





— — 


69) Codex Falckenstein. an. 1180 in Mon. Boic. VII, 5032 Elefantei 
Ispides — ad Scahzabel pertinentes. Urf. von 1483 in Mon. Boic. 
8t, 11,.308. — „den Sachzagel“ —. Schmeller, III, 815 u. IV, 215. 

60) Limburger Chron. p. 58. 

63) Url. von 1882 — „weder Wurfzabel noch dhain ander, Spil umb 
„Gelt“ — Codex Falckenstein. an 1180 — Elefantei lapides tam 
ad Wurfzabel — pertinentes in Mon. Boic. VII, 238 u. 502. vergl. 
Schmeller, IV, 152 u. 215. 

62) Schmeller, III, 384. Gemeiner, II, 301. 

68) Benfen, p 308. 

64) Pfaff, p. 166. 
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„werden”) %). Eben ſolche Spielpläbe waren offenbar auch bie 
Spielhäujer, welcher öfters erwähnt wird. Und ein eben ſolches 
Spielhaus war denn auch die jogenannte Spielbant in Frank: 
furt a M. Es tft demnach nicht richtig, wenn man in Frankfurt 
glaubt, daß feine andere Stadt im Mittelalter eine ähnliche‘ An- 
ftalt gehabt habe. Das Spiel, weldes auch in Frankfurt ein 
Würfelipiel war, führte von dem Haufe, in welchem gejpielt were 
ven durfte, den Namen des „Speles uff dem Heiffenjtein.” Das 
Haus wurde gemiethet und das Spiel an Yrankfurter Bürger ver: 
pachtet. Späterhin (im Jahre 1396) übernahm ber Stabtrath felbft 
den Betrieb jener Anſtalt. Er lic das Spiel auf dem Heifienftein 
durch die ftädtifchen Nechernmeifter beftellen und leiten. Inden Jah⸗ 
ren 1409 und 1410 ließ jedoch der Stadtrath ein eigenes Haus 
für diefes Epiel bauen. Und das neue Spielbaus erhielt nun den 
Namen des neuen Heiffenftein. Anfangs follte nur zur Meß: 
zeit geiptelt werden, ſpäterhin auch noch fo oft ein Reiches oder 
Türftentag in Frankfurt gehalten wurde. Aber fchon im Jahre 1482 
wurde die Anftalt ganz abgejchafft oder, wie es heißt, „ber Heiflen- 
„stein abgethan” %6). 
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g. 425. 


Ter freie Verkehr hat aber nicht bloß zur Spielſucht, er Hat 
auch zur Ueppigkeit und zur MWolluft, 3. B. in Bremen fchon im 
11. Jahrhundert zu den zügellofeften Ausichweifungen geführt 
($. 107). Um nun die ehrbaren Frauen und Töchter vor Miß- 
bandlungen zu bewahren, mußten bie Stadträthe öffentliche Dirnen 
und Frauenhäuſer dulden, in vielen Städten ſogar ſelbſt jolche An- 
ftalten errichten. Dan war jedoch allenthalben beftrebt fie moͤglichſt 
unſchaͤdlich zu machen. 

Die Bffentlichen Dirnen nannte man insgemein gemeine 
Frauen, mulieres communes!), gemeine offenbare 


65) Urt. von 1483 in Mon. Boic. 85, II, 80%, 807 u. 811. vergl. 
Schmeller, I, 840, III, 354, IV, 247. 
66) Kriegk, Bürgerzwifle p. 345—353. Derjelbe, Bürgerthum, p 428. 
1) Wiener Stabtr. von 1278 bei Lambacher, U, 152. 
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Weiber (de gemeinen openbahren -wiver), 3. B. in Braunfchweig 2), 
gemeine Töchter oder gemeine Töcdhterlein, z. B. im 
Nürnberg und München 2*), fodann freie Frauen, freie Töch— 
ter oder Freitöchter 3. B. in Nörblingen?b), fahrende 
rauen oder fahrende Töchter, 3. B. in Bajel?) und fah- 
rende Kräulein (varende freulin) 3. B. in Augsburg ®), 
wandernde Frauen („wanderne wiff”) °), öffentliche Bübinnen 
(apentlihe Bofynnen) 3. B. in Dtternborf ), Frauenbänjerin- 
nen, wenn fie fih in einem Frauenhaufe aufbielten, 3. B. in 
Nürnberg ), Hupfherinnen oder Hubslerinnen, d. h. Cour- 
tifanen, 3.2. in Augsburg ®), anderwärts au Buhlerinnen®), 
und üppige Frauen!®) und unehrlihe Weiber!) Ihre 
Anzahl war in allen größeren Städten fehr greß, und zur Zeit 
der Meſſe oder wenn ein Reichstag viele vornehme Herren ver: 
jammelte, fo kamen zu ben einheimifchen auch noch viele fremde 
Dirnen hinzu, So in Frankfurt a. M. zur Zeit jeter Meſſe !2), 
und zu dem im Sahre 1894 daſelbſt gehaltenen Reichstage ſtroͤmten 
ihrer 800 herbei 13). Am zahlreichiten fanden fie fich aber auf dem 
Concil zu Baſel ein. 

Um nun biefe feilen Dirnen möglihft unſchädlich zu machen, 
ward ihnen faft allenthalben vorgeichrieben, jih jo wenig als mög⸗ 


2) Ordinarius senatus Brunw. von 1408, c. 91. 

2a) Nürnberg. Rathsorbn. von 1470 bei Siebenfees, IV, 597 u. 600. 
Oberbairiſch. Archiv, XIII, 27 u. 28. 

2b) Trauenhausordnung von 1472 bei Reynitzſch, über Truhien, Anlage. 
p. 29—81. 

8) Rathsordn. von 1884 bei — U, 451 u. 452. 

4) Stabtr, bei Freyberg, p 

5) Solar. Rechtoſchreiben bei — Beiträge zum Deutih. R. p. 289. 

6) Stabir. bei Pufendorf, II, 184. 

7) Siebenfees, IV, 587 u. 588. 

8) Stadtredt $. 359 bei Bald und bei Freyberg, p. 115. vergl. Schmel- 
ler, II, 142. 

9) Lerſner, I, 1. p. 685 u. 687. 

10) Ochs, V, 177. 

11) NReichspolizei Ordnung von 1580, art. 20. j 

12) Xeriner, II, 1. p. 680. k 

18) Lerſner, I, 1. p. 827. — „item 800 Huren, die biefer Herren Höfen 
„gefolget ſeynd.“ 
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lich auf den Straßen zu zeigen, 3. B. in Nürnberg, Frankfurt 

u.a. m... In Onolzbach follten fie im gemeinen Haus und 
nirgends anders effen trinken und fchlafen und wenn fie das Efien 
und Trinken nah Haus trugen, auf der Straße nicht ſchreien, 
fingen, fluchen oder fhwören, damit niemand geärgert werbe '). 
Deffentliche Aufzüge zu machen oder paarweiſe durch die Strafen 
zu ziehen, wie fie e8 im Zahre 1554 in Nürnberg verfucht hatten, 
war daher um fo weniger erlaubt 1%). Und fo oft fie fih auf der 
Straße zeigten, um in die Kirche oder andersmwohin zu gehen, 
follten fie in einer eigenen Tracht, in ganz kurzen Mänteln, in 
Schleiern u. |. w. erfcheinen, 3. 8. in Bafel!T), in Nürnberg !®), 
in Frankfurt 1%), in Berlin?) u. a. m. In Mainz durften bie 
fahrenden Fräulein feine Gürtel und Feine Schleier tragen 21). In 
Meran durften bie gemeinen Fräulein („gemeine fröumele*) Teine 
Vrauenmäntel und feine Kurfen, feine Federn und fein Silber: 
geichmeide („filbergefmide”) tragen und auch nicht zum Tanz an 
Orte gehen, wo Bürgerinnen und andere ehrbare Frauen waren 22), 
Und in übel wurde im Jahre 1530 genau beftimmt, welcher 
Schmuck und welche Kleidung den Iofen Franen verboten fein 
jollte 22). Ganz unbegreiflich iſt e8 demnach, daß man ihnen nichts 
deſto weniger geftattete bei äffentlichen Gaftmahlen und Tänzen zu 
erjcheinen, 3. B. in Nürnberg bei ven Tänzen auf dem Rathhauſe, 
insbefondere auch im 15. Jahrhundert und fogar noch im 16. bei 
den Hochzeiten und Zänzen der Patricter 24), und in Frankfurt bei 
den Öffentlichen Mahlzeiten, bei den jogenannten Hirſcheſſen, bei 
welchen fie Blumenfträuße überreichen und ihren Antheil an dem 


14) Eiebentees, IV, 589 u. 591. Lerſner, II, 1. p. 684. 

15) Gebot von 1581 bei Reynitzſch, p. 38. 

16) Siebentees, IV, 892. 

17) Od, V, 177. 

18) Siebenfees, IV, 589 f. 

19) Lerſner, II, 1. p. 6885. 

20) Fidicin, II, 298. 

21) Bodmann, II, 675—76. 

22) Stadtrecht aus 14. sec. $. 18 bei Haupt, Zeitſchrift, VI, 425. 
28) Dad, p. 148, \ 
24) Siebenkees, IV, 586 u. 587. 
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Efien holen durften, eine Sitte oder Unfitte, welche erft im Sahre 
1529 abgefhafft worden tft 23). In Wien mußten fie fogar den 
feierlichen Einzügen bes Kaifers beimohnen, ihm entgegen ziehen 
und Blumenfträuße Aberreichen und vertheilen. Auch follten ihre 
Wohnungen bei der Durchreife hoher Herrichaften zum Empfang 
bereit jein. Und bei allen öffentlichen Feſtlichkeiten, bei ben jähr: 
lichen Wettrennen wie bet den bachantifchen Taänzen ver Handwerks⸗ 
gefellen fpielten die blumenbetränzten freien Töchter die Hauptrolle. 
Zur Ehrung der hohen Herrichaften wurben fie öfters ſogar pracht⸗ 
voll, ſelbſt in Sammet, auf ftäptifche Koften gekleidet. Und erft in 
ben Jahren 1524 bis 1534 haben fich dieſe alten Vorrechte ber 
freien Töchter nach und nach verloren oder find auch burdh bie 
Regierung felbit abgefchafft worben 2). 

In faft allen Städten nöthigte man jedoch bie öffentlichen 
rauen in Srauenhäufern beifammen zu wohnen, und man verlegte 
biefe in entlegene Theile der Stadt, z. B. in Frankfurt 27), und in 
Nürnberg 2°). Anderwärts wurden fie nur in ben Vorftädten ge 
buldet, 3. B. in Baſel 2%), Wien u. a. m. Aber auch in den Bor: 
ftäbten wurbe ihnen öfters eine beftimmte entlegene Gegend für ihr 
Unweſen angewiefen, 3. 8. in Nürnberg 2%). In Speier ſollte 
der Stabtrath nach einem Beichluß der Eaiferlichen Kommilfion von 
1512, den leichtfertigen rauen eine ober zwei Straßen zu ihrer 
Unterhaltung anmeifen 7). Es ift jeboch nirgends vollftändig ge⸗ 
lungen, alle feilen Frauen einer Etadt in ben öffentlichen Häufern 
zu vereinigen. Neben den Frauenhäuferinnen blieben vielmehr 
alfenthalben noch einzeln oder bei anderen Wirthen wohnende 
Frauen in mehr oder weniger großer Anzahl, welde man zum 
Unterſchiede von jenen heimliche Frauen oder auh Buhlerin- 
nen zu nennen pflegte. In Nürnberg wurden in einer Beſchwerde⸗ 





25) Lerſner, II, 1. p. 671. Kirchner, I, 694. 

26) Schlager, Wiener Skizzen, p. 350—853, 864, 865 u. 379. 

27) Leriner, I, 1. p. 680, 688, 684 u. 687. 

28) Siebenfees, IV, 585 u. 591. 

39) Ode, II, 609, V, 178. Bafel im 14. Jahrh. p. 116. und oben 
8 196. 

80) Rathsordn. von 1480 bei Siebentees, IV, 601 u. 602. 

81) Rau, I, 19. j 
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ſchrift an den Stabtratb vom Sabre 1492 über 18 Häufer mit 
ihrem Namen genannt, in welchen fich folche, wie man fagte, un- 
berechtigte Dirnen in mehr oder weniger großen Anzahl aufs 
hielten 22), In Bafel, wo zur Zeit des Conciliums über 700, nad 
Anderen fogar über 1500 Frauen in ben Frauenhäufern befchäf- 
tiget waren, befanden fich noch fo viele heimliche rauen, dab man 
fie nicht alle zählen fonnte, fie nicht einmal alle zu zählen, ven 
Muth hatte 22). Da nun ‚die Frauenbäuferinnen ihr Gejchäft ge: 
werbsmäßig, zuweilen fogar zunftmäßig betrieben ($. 290), und 
für die erhaltene Erlaubniß zur Betreibung viefes Gewerbes eine 
Abgabe entrichtet werden mußte, jo thaten fie öfters Einipradhe 
gegen dergleichen Gewerböbeeinträchtigungen, oder gegen ſolche Pfu⸗ 
Iihereien und Stümpeleten, wie fie jene Eingriffe m ihr Ge 
werbe nannten. In Frankfurt verlangten fie im Sabre 1456, 
daß diefen nicht zünftigen heimlichen Zraum und Buhlcrinnen in- 
bibirt werben jolle, „dieweil fie ihnen grofen Eintrag tbäten.“ Und 
im Jahre 1505 wurde bafelbjt neflagt, „die offenbahrlichen Frauen 
„Lönten ſich vor denen heimlichen nicht mehr ernehren“ 4). In 
Nürnberg beichwerten fich im Jahre 1492 die armen Töchter, wie 
fie fih nannten, bei dem Rath, daß auch andere Wirthe Frauen- 
halten, „die bey Nacht auf der Gaſſen gehen und Ehe⸗ unb andere 
„Männer beherbergen,” und die e8 „viel gröber halten als fie in 
„ven gemeinen Tochterhaufs.” Sie bitten, „ſolches um Gottes 
„und der Gerechtigkeit willen nicht länger zu geftatten.“ Denn, 
wenn es jo fortgehe, „müsten fie Hunger und Kummer leiden“ 3%). 
Auch in Eflingen Hagten die Frauenwirthe über die vielen heim: 
lichen Frauen, welche für fich das Gewerbe trieben und beren es 
faft in allen Gaffen einige gebe. Es fet ihnen deßwegen nicht 
mehr möglich, ſich ehrlich zu ernähren und ihre Abgaben zu zab: 


32) Bejchwerdeihrift ber Töchter im Frauenhaus von 1492 bei Reynitic, 
p 8835. 

38) Ulrich Reichenthal und Eberhard Daher in ihrer Beſchreibung jenes 
Concils bei Siebentees, IV, 578 n. 579. 

34) Lerſner, II, 1. p. 688 u. 689. 

85) Supplif von 1492 bei Malblank, Geſch. dek peinl. Gerichtsordn. p. 50 
—52. Beſchwerdeſchrift von 1492 bei Reynitſch, Truhten, Anlage. p. 38 
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Ien 2e). Und in Nürnberg machten die Srauenhäuferinnen fogar 
mehrmals Gebrauch von dem jeber Zunft zuftehenden Rechte der 
SelbftHilfe Sie ftürmten nämlih in den Jahren 1505 und 
1538 die Häufer diefer Pfufcherinnen und machten jo biefen Stüm- 
peleien jelbft ein Ende. Im Sabre 1505 geichah biefes mit Er- 
laubniß des Nathes, im Sabre 1538 aber auch ohne jene Erlaub- 
niß. Auch wurde im Jahre 1543 ein abermaliger Sturm nur 
dadurch verhindert, daß ihnen der Stabtrath verfprach jelbft ein- 
ſchreiten zu wollen 27). 

In ehr vielen Städten wurden fogar von den Stabträthen 
felbft oder auch von den Landesherrn folche Yrauenhäufer errichtet, 
theil8 um größerem Schaden und größerem Uebel vorzubeugen unb 
zuvorzukommen, wie e8 in einer Eingabe der Ehlinger Frauen⸗ 
wirthe und in der nördlinger Frauenhausordnung von 1472 
heißt ?%). Auch in München wurde ein Frauenhaus für die „ges 
„meinen Dochterlein" errichtet, „das dardurch utl übels an frawen 
„vnd jundfrewen onderftanden (verhütet) werde” 3%). Eben jo er- 
richtete der Stadtrath von Lübed im Jahre 1442 ein ſolches Haus 
pro utilitate civitatis et causa reipublice *%). Theils aber auch 
-bloß um aus dem Lafter Nutzen zu ziehen und die ftäbtiichen Ein: 
fünfte zu vermehren. Denn bie Vorfteher der Frauenhäuſer muß: 
ten einen nicht unbebeutenden Pachtzins oder eine andere Abgabe 
an bie Stabtlaffe, oder an gewille ſtädtiſche Beamten entrichten, 
3. B. in Wien *!), in Konftanz 92), in Preßburg*) u.a.m. Auch 
ſcheinen die Frauenhäufer 3. B. in Konftanz als öffentliche Trint- 
ftuben und Weinhäufer zur gefelligen Unterhaltung **), anverwärts 
3. B. m Wien die ftäbtifchen Rathskeller für Zufammenkünfte mit 


36) Pfaff, p. 167. 

87) Siebentees, IV, 687 u. 588. vergl. oben $. 282. 

88) Pfaff, p. 167. Not. Reynitſch, p. 29. 

89) Urk. von 1488 in Mon. Boic. 85, UI, p. 811. 

40) Url. von 1442 bei Pauli, Lüb. Zuflände, p. 200. 

41) Schlager, p. 874 ff. u. 888 fi. 

42) Beitanbbrief von 1418 bei Schlager, p. 894. 

48) Mehrere Rechnungen von 1445, 1447 u. 1450 bei Schlager, p. 400 
u. 401. 

44) Brief von 1418 bei Schlager, p. 394. 
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ben freien Töchtern benußt worden und dadurch jelbft offene Frauen⸗ 
bäufer geworden zu fein, weshalb in Konftanz ben Vorftehern der 
Trauenhäufer das Weinichenken und in Wien den freien Töchtern 
der Beſuch der Rathskeller verboten und ihnen nur noch vor dem 
Hau e zu figen erlaubt worden tft *8). 

Die Frauenhäufer waren daher öffentliche unter öffent: 
lichem Schuße flehende Anjtalten, und die Vorfteher jener 
Häufer von dem Stadtrath ernannte und auf ihr Amt be 
eidigte ftädtifche Beamte. So war e8 in Frankfurt 4%), in 
Ulm #7), in Ehlingen *#%), in Bafjel*%), in Nörblingen 89), in Kon- 
ftanz 5'), in Preßburg °2), in Nürnberg ®?), in Regensburg ®%), in 
München 56), in Magdeburg, wo das Frauenhaus im Sahre 1466 
gleihfam zum Hohn des Erzbifchofs in der Nähe des Biſchofs⸗ 
bofes errichtet worden ift 9%), und in Mainz, wo der Erzbiichof 
jeldft die Gebühren, welde für die Erlaubniß zum Betrieb jenes 
Ihönen Gewerbes entrichtet werben mußten, in Anſpruch nahm 
und fi daher im Jahre 1442 befchwerte, daß ihm die Stadt Ein- 
trag thue „an den gemeinen Frauen vnd töchtern," und „an ber 
„Bulerey“ 9). In Wien waren jogar zwei Frauenhäufer landes- 
berrlihe Leben. Und auch in Würzburg hatten die Grafen 
von Henneberg das Frauenhaus von dem Hochitifte zu Lehen 99), 

Die Vorfteher diejer Hffentlichen Häufer nannte man insge- 


45) Urk. von 1408 bei Schlager, p. 354, 855 u. 391. 

46) Leriner, I, 1. p. 680. 

47) Der Frawen wirt aid und Ordnung bei Jäger, Magazin, II, 205— 
219. Jäger, Ulm, p. 546 fi. 

48) Pfaff, p. 167. 

49) Bajel im 14. Jahrh. p. 116. 

50) Zrauenhausorbnung von 1472 bei Reynigich, p. 29 u. 32. 

51) Brief von 1413 bei Schlager, Wiener Skizzen, p. 398 u. 394, 

52) Url. von 1445, 1447 und 1450 bei Schlager, p. 400 u. 401. 

63) Siebenkees, IV, 586 u. 589. 

54) Gemeiner, II, 89. 

65) Urk. von 1438 in Mon. Boic. 35, IL, p. 811. Frauenwirthe Ordnung 
von 1563 in Oberbair. Archiv, XIII, 26 N. 

66) Chron. Magd. bei Meibom, II, 866. 

57) Url. von 1422 bei Senckenberg, meditationes juris, p. 488. 

68) Schlager, p. 357—359, 395—398. Reynitzſch, p. 270 u. 271. 
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mein Frauenwirthe und Frauenwirthinnen, 3.2. in Mün- 
hen, Bajel, Nördlingen, Ulm, Nürnberg u. a. m. oder auch bloß 
Wirthe und Wirthinnen 3. 3. in Braunfchweig 9), ſodann 
Meifterinnen 3. B. in Bafel 0), Krauenmeifterinnen 3.8. 
in Wien 8), Frauenmeiſter 3. B. in München %), Aufma- 
herinnen 3. B. in Augsburg 92), zumeilen auch Aebtiffinnen 
3. B. in Avignon 9%), wahrjcheinlich auch in Toulouſe, inden man 
bafelbit das Frauenhaus die große Abtet genannt hats) und Kö: 
niginnen in Genf ($. 290). Die Rechte und Verbindlichfeiten diejer 
Frauenwirthe und Frauenwirthinnen waren in den Rathsorbnun- 
gen beitimmt, 3. B. in der Frauenwirths Ordnung von München 
u. am, am ausführliciten in ber Frauenwirths Ordnung von 
Ulm 6%). Cie mußten dajelbft unter Anderem eiblich verjprecdhen, 
nicht weniger al8 14 „taugliche und geichidte, jaubere und gejunde 
Frauen" zu unterhalten”). Merkwürdig ijt auch die Beitimmung 
in den Raths- und Frauenhaus Ordnungen von Nürnberg und 
Nördlingen, daß die gemeinen Frauen wegen ihrer Schulden von 
dem Frauenwirth verkauft und verpfänbet ‘oder verjeßt oder zurück⸗ 
gehalten werben durften 6%). In der Nördlinger Frouenhausorbnung 
von 14723 0%) wurde jedoch jener Gebrauch abgeſchafft. Auch im 
Konftanz wurde die Verpfändung ber Öffentlichen rauen nicht 
mehr gebuldet 7%). Und im Ulm durften fogar dem Frauenwirth 
jelbft Frauen und Mädchen von ihren Ehemännern und Eltern 


59) Ordinarius sen. Bruusv. c. 9. 

60) Ochs, III, 609. 

61) Urf. 1485 u. 1441 bei Schlager, p. 884, 899 u. 400. 

62) Oberbair. Archiv, XII, 26 u. 27.° 

68) Stadirecht $. 368 bei Wald. 

64) Hüllmann, IV, 267. 

65) Urk. von 1889 in Hist. gen. de Languedoc, IV, preuv. p. 879. — 
filles de joye du bordel de nostre ville, dit la grant abbaye. 

66) Jäger, Magazin, II, 209 fi. Jaͤger, Ulm, p. 646 ff. 

67) Zäger, Mag. II, 211. 

68) Nürnberg. Rathsordn. von 1470 bei Siebenkees, IV, 697 u. 698. - 

69) Bei Reynitzich, p. 80 u. Bl. 

709) Brief von 1418 bei Schlager, p. 398. 
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verfeßt werden, mit ihrem Willen immer und unter gewillen Be⸗ 
ſchraͤnkungen fogar gegen ihren Willen 71), 

Die gemeinen Frauen und Trauenhäufer und bie Frauen: 
wirthe und Frauenwirthinnen ftanden unter der Aufficht der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Behörden, zunächit unter der unmittelbaren Auffiht und 
unter dem Schute der Rathsknechte 3.8. in Bafel 72), ober ber 
Stadtknechte 3. B. in Nürnberg 7°), oder ber Bettelfnechte 
3. 2. in Ulm 7%) oder der Scharfrichter oder Henker 3. B. in 
Augsburg 7%), in Braunfchweig I) und in Goslar!T), oder ber 
Stider, Studer oder Stoder 3. B. in Frankfurt 7%), und in 
legter Inftanz unter dem Stabtratb. Und die gemeinen rauen 
oder die Frauenwirthe mußten faft allenthalben an jene Echarf: 
richter, Stadtknechte und Eticker für ben erhaltenen Echuß eine 
gewifle Abgabe entrichten. 

Der Stadtrath hatte nicht nur das Recht Verordnungen über 
die fahrenden und gemeinen Frauen zu machen, ſondern auch noch 
das Necht und die Pflicht die Frauenhäufer jelbft zu überwachen. 
Daher findet man in allen größeren Städten Rathsorbnungen 
und Frauenwirths Orbnungen, dfters fogar in nicht geringer Ans 
zahl in einer und berfelben Stadt, 3. B. in Bafel, wo bie üppigen 
Frauen, die Öffentlihen und die heimlichen rauen, während bes 
Conciliums dem Stadtrath fehr viel zu Ichaffen machten 120). Mit 
der Aufficht über die Frauenhäufer waren insgemein einige Raths⸗ 
berren beauftragt. In Ulm nannte man diefe Nathsherren bie 
Bettelherren oder auch die Herren im Häuslin. Sie folks 
ten von Zeit zu Zeit die Frauenhäufer durchgehen („alle quatem⸗ 
„der ainmal ain durchgehende Rechtfertigung in neben Framııbawis 


71) Srauenwirthsorrbn, bei Yäger, Mag. II, 215. Jäger, Ulm, p. 850. 

72) Ochs, III, 609 u. 610, V, 177. 

73) Befchwerde von 1492 bei Reynitzſch, p. 86. 

74) Jäger, Mag. II, 208. 

75) Stabtredht bei Freyberg, p. 116. 

76) Ordinarius sen. Brunsv. c. 91. 

77) Bruns, Beiträge, p. 289. 

78) Lerſner, Il, 1 p. 680, 683 u. 684. Thomas, Oberhof, p. 426 u. 427. 
vergl. Rechte von Trier aus 14. sec. $. 8 bei Lacomblet, Ardiv, I, 
261. — cui ofliciatus ad cippum, dietus’ volgariter stocker. 

19) O8, ILL, 606—610. 
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„halten“) und ſogar ſelbſt Befichtizungen vornehmen, was body, 
wie ein Frauenwirth in einer Beſchwerdeſchrift vom Sahr 1531 
meinte, feinem Mann zuftehe, fid, vielmehr nur für Frauen und 
Hebammen jhide 2%). In den Reichsſtädten ftanden bie unzüch— 
tigen rauen unter dem Schube des Neichs Erbmarihalls von 
Pappenheim. Und für dieſen Schub mußten fie ihm bis zum Jahre 
1614 ein Schubgeld entrichten 91). In Bafel hatıc während des 
Eonciliums der Herzog von Sachſen in feiner Eigenfchaft ale 
Reihsmarfchall die Auffiht über die Frauenhäufer uud über bie 
öffentlichen Frauen. Er_ließ die Frauenhäuſer unterjuchen und 
fand darin über 700 Frauen und zu feinem großen Erftaunen 
außerdem noch weit mehr heimliche Frauen »2). In Wien bayegen, 
und wahrjcheinli auch in anderen Hof- und Reſidenzſtädten fan: 
den jene Häufer und jene Frauen unter dem lanvesherrlichen Hof: 
marſchall. In Wien ftanden nämlich die freien Töchter nicht unter 
dem Scharfrichter, fondern unter einem eigenen Frauenrichter und 
in leßter Inſtanz unter dem Hofmarſchall. Der Hofmarihall Hatte 
den Trauenrichter und auch die Vorfteherin des Frauenhauſes, bie 
Trauenmeilterin, zu ernennen und die in dem Frauenhaufe entftan- 
denen Streitigkeiten in letter Anftanz zu entſcheiden. Der Frauen— 
richter, der die unter den Bemohnerinnen eines jolchen Haufes ent: 
ftandenen Streitigkeiten in erfter Inſtanz zu entſcheiden hatte, war 
demnach felbjt ein Hofbeamter. Er gehörte, wie eine Urkunde von 
1476 jagt, „mit der Oberfait (d. b. mit ber Gerichtsbarkeit) gen 
„Hof vnd in vnſer Hofmarjchalich ambt“, und wurde auch vom 
Hofe beſoldet. Er bezog jedoch außerdem auch noch ein ſehr bedeu⸗ 
tendes Einkommen aus den Erträgniljen des Frauenhaufes, welches 
in einer Urkunde von 1548 auf jährlih mehr als 500 Pfund 
taxirt worden ift. Auch der Hofmarihall erhielt als oberfter 
Schirmherr des Frauenhaufes aus den Erträgnifien deſſelben einen 
Vogthaber und für das Einfegen einer Frauenmeiſterin, für das 
„Wirthinſetzen“, gewifle Taren. Seitdem unter Ferdinand I 
bie Frauenhäufer abgeichafft worden waren, ſeitdem verſchwanden 
natürlich auch die Krauenrichter und die ſehr bebeutenden Bezüge 


80) Zügen, Magazin, 11, 207—209, 214 u. 217 f. 
81) Siebenkees IV, 585° Bergleich von 1614 bei Lehmann, p. 956. 
82) Siebenfees, IV, 578 u. 579. 
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aus den Erträgnifien jener öffentlichen Häufer?). In Baireuth 
ftanden die Frauenhäuſer unter dem Schuße des Stabtvogtes und 
mußten ihm dafür einen jährliden Schutzhaber, den fogenann- 
ten Hurenhbaber liefern. Und auch nachdem die Frauenbäufer 
abgefchafft worden waren, fuhren die Stadtvögte noch bis ins 18. 
Jahrhundert fort, fich jenen Hurenhaber unter allerlei Vorwänden 
entrichten zu laſſen 9. Selbft die mit dem Heere herumziehenden 
gemeinen Frauen pflegten unter einem Schirmvogte zu ftehen, 3. 2. 
bie 800 Frauen, welche im Jahre 1298 dem Heere des Kaiſers 
Albrecht folgten, ftanden unter einem eigenen Amtmann, welcher 
fie zu ſchuͤtzen und dafür eine gewille Abgabe zu beziehen hatte 25). 

Die öffentlichen Frauen wurden demnach gefchüßt und ge- 
ihirmt, und fie hatten ſogar jehr große Freiheiten. Die Frauen- 
bäufer waren nämlich befriebete Häufer, umd fanden als ſolche 
unter einem ganz beionderen Schub ®%. Dafür hatte man aber 
auch ganz bejonders harte Strafen für diefe Frauen. In Augs- 
burg follte ihnen die Nafe aus dem Kopf gefchnitten werden, wenn 
fie fih an den heiligen Tagen fehen ließen ®?). Und in. Bafel ließ 
der Rath im Jahre 1486 drei fahrende Frauen, welche in Manns⸗ 
Heidern in die Klöfter gegangen waren, in einem Käfig (Käfiy) 
zur Schau ausftellen ®%). Uebrigens jollten nicht bloß die dffent: 
lihen Frauen, fondern insbejondere auch die in einem Frauenhaufe 
gefundenen Eheleute und Prieſter ftreng geftraft, .3. B. in Nörd: 
Iingen in einem Narrenhaus untergebracht ®%), in Solotum aber 
und in Wien in hohe Geld: und Gefängnißftrafen verurtheilt wer- 
den. In Wien wurde im Sabre 1548 der Betrag ber jährlich 


88) Urk. von 1422, 1485, 1441, 1476, 1482, 1488 u. 1548 bei Schlager, 
p. 880, 882, 884—887, 897, 899, 400, 401 u. 404. vergl. Meine Ge⸗ 
ſchichte der Fronhöfe, II, 848. 

84) Reynitzſch, p. 275. 

85) Cloſener, p. 48. „In dem here worent ouch wohl 800 frouwen, bo 
„iegelih alle wochen 1 D. gab eim ambahtman, ber daruber geſetzet 
„was, daz er füi befchirmen folte for gewalte.” vergl. Königshoven, 
p. 122. 

86) Säger, Ulm, p. 552 u. 558. 

87) Stabtredt, 5. 859 bei Wald. 

88) Ochs, V, 177. 

89) Frauenhausordnung von 1472 bei Reynitzſch, p. 92. 

v. Maurer, Stäbteverfaflung. IIL 
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von ben in den Frauenhäufern ergriffenen Ehemännern erhobenen 
Geldftrafen auf die damals jehr bedeutende Summe von mehr als 
500 Pfund tarirt 9%). In Augsburg endlich ließ ber Stabtrath 
auch einmal, e8 war im Jahre 1499, vier laſterhafte geiftliche Her- 
ren, gegen welche der Biſchof nicht einfchreiten wollte, an Händen 
und Füßen gebunden in einen am Perlachthurm aufgehängten böl: 
zernen Käfig ſetzen, ſechs Tage lang bis zum Tod bungern und 
ſodann am Galgenberge einjcharren 9'). 

Auch an die Rettung der gefallenen Mäbchen ward jchon 
in den Etäbten gedacht. Nach kanoniſchem Recht war es befannt:- 
lich ein Werk der Liebe, öffentlihe in Frauenhäufern befindliche 
rauen zu beirathen 9). Und auch in den Städten hatte biele 
Lehre der Kirche Eingang gefunden. In Halle machte im 15. 
Jahrhundert ein Bürger eine Stiftung für „fromme Gejellen, bie 
„in der Liebe Gottes verurfacht würden, eine arme Sünderin aus 
„dem gemeinen Haufe zur Ehe zu nehmen“ 9%) In Münden 
verheirathete dev Herzog Albert V felbit, als er die Frauenhäufer 
aufhob, die Einen und fteuerte fie aus, während fieben Andere ins 
Klofter gingen %). Und in Magdeburg war fogar, bei den in 
ven Sahren 1279 und 1387 veranjtalteten Nitterjpielen und Schü: 
enfeften, der Preis für den Sieger ein folches Mädchen 9). Aber 
auch eigentlihe Rettungshäufer kommen fchon vor. In Speier 
errichtete bereitS im Jahre 1302 ein reicher Bürger eine ſolche 
Anstalt, in welcher er öffentliche Frauen aufnahm, ernährte und 
kleidete 9%). Dafjelbe und noch weit mehr that ein Scholar von 
Kolmar im Sahre 1303. Er errichtete nicht bloß in Kolmar, ſon⸗ 
dern auch in mehreren anderen Städten ſolche Nettungshäufer, in 
weldyen er 10 bis 20 öffentliche Mädchen aufnahm und verwahrte 
(claudebat), kleidete und ernährte, und mit milden Beiträgen bie 


90) Soloturner Nathsverordnung von 1582. Wiener Urkunden von 1548 
bei Schlager, Wiener Skizzen, p. 889, 890, 404 u. 405. 

91) Gassari annales ad 1499 bei Mencken, I, 1548. 

92) c. 20 X, de sponsalibus et matrimoniis (IV, 1). 

98) Dreyhaupt, Beſchreibung des Saalfreyjes, im Auszuge von Stiebritz, 
1, 835. Urk. von 1515 bei Dreyhaupt, Beſchr. des Saalkreiſes, I, 948. 

94) Dberbair. Archiv, XII, 25 u. 28. 

95) Rathmann, II, 148—145, 486 u. 437. 

96) Annales Colmar. ad 1802 bei Boehmer, font. IL, 41. 
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Koſten befiritt (per mendicationem necessaria ministravit) 9). 
Auch in Straßburg wurde im Sabre 1809 eine folche Anhalt für 
reuige Sünderinnen (sorores de penitentia) von bem Biſchof 
außerhalb der Stadt errichtet ®). Eben jo wurde in Wien im 
Jahre 1384 ein Haus der Büßerinnen geftiftet zur Aufnahme von 
gefallenen Mädchen aus dem Frauenhaufe 9). Alle dieſe Anftalten 
waren jeboch und blieben auch nur einzelne und vereinzelte Er⸗ 
Iheinungen. Auch waren bie meiften bloße Privatanftalten. Und 
fie gingen jedenfalls nicht von den Etabträthen aus. 

Erſt die Reformation bradte auch in biefer Beziehung 
allgemeine und dauernde Hilfe. Die Meformatoren und die ihnen 
nadeifernden Geiftlichen drangen nämlich allenthalben auf Abichaf: 
fung diefer Argerlihen Frauenhäufer. Und nad und nach drang 
auch ihr Yeuereifer, wenn auch nur laugjam, allerwärts burch. 
Der Abſchaffung diejer traurigen Weberrefte einer fitti und rei- 
giös verwahrlosten "Zeit ftellten fich nämlich große Schwierigkeiten 
entgegen. In Baſel, fagt Wurſteiſen in feiner Basler Ehromil, 
„ſetzte Ach der gemeine Mann dagegen unb meinte fogar, man 
„tönne Feine fromme Frau oder Tochter behaften, wenn man fie 
abfchaffe” 30%). In Nürnberg wurde ihre Abſchaffung von ben 
zwei vornehmften Konfulenten wiberrathen, „weil ſich nicht ein 
‚jeder an den Himmel halten könne, und durch bie Abfſchaffung 
„ehrliche Töchter in Gefahr gejeht werben möchten.“ Der Rath 
Mhaffte aber dennoch, das gemeine Frauenhaus um Jahre 1562 
ab 292), In Ulm wurde das gemeine Hans im Jahre 1537 abge 
Ihafft. Allein ſchon im Jahre 1551 trugen die Einunger felbft bei 
tem Rath darauf an, daß es, um größeres Unwefen zu verhüten, 
gut fein möchte, wenn ber Math felbft wieder ein gemein Haus 
mit leichtfertigen Weibern aufrichtete 102). Auch in Augsburg be- 
dauerte man es fchon im Jahre 1562, daß das Frauenhaus abge: 


97) Annales Colmar. ad 1908 bei Boehmer, p. 42. 
98) Urf. von 1309 bei Schoepflin, II, 88. 

99) Schlager, Wiener Skizzen, p. 370. 

100) Pfaff, p- 167 Note. 

101) Eiebenfees, IV, 598—596. 

102) Jäger, Ulm, p. 556 u. 557. 
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Schafft worden ſei 102)3. Nichts deſto weniger wurben doch bie 
Frauenhäufer nun, feit dem 16. Jahrhundert, allenthalben abges 
Ichafft, in Konftanz im Sahre 1519 10%), in Onolzbach im Jahre 
1544 105), in Wien im Jahre 1539 10%), in Nördlingen im Sabre 
1536 197), in’ Frankfurt a. M. im Jahre 1545 108), insbejondere 
auch bier in München im Sabre 1597 19), Als Privatanftalten 
famen jene Häufer zwar fehr bald wieder zum Vorſchein. Allein 
als äffentliche ftädtifche Anftalten waren fie nun glücklicher Weite 


für immer dahin. 


Gefundheitspflege. 
8. 426. 


Auch die Gefundheitspflege warb frühe ſchon in den Städten 
zur ftäbtiichen Angelegenheit, und daher unter öffentliche Aufficht 
geftelt. Bon, den Kranken- und Stechenhäufern und von ihrer 
Verwaltung iſt bereits die Rede geweſen. Außerdem wurben aber 
auch noch andere Anordnungen getroffen, insbeſondere zur Ber: 
hütung von Krankheiten und zur Verhinderung ihrer Verbreitung. 
Sp erſchienen 3. B. in Eßlingen Verordnungen über bie Reinigung 
ber Kleider und Betten der Beftkranfen 1), in Ulm Verordnungen 
über das Begraben ber Toben bei berrfchenden Seuchen ?2), in 
Nürnberg ſchon im 14. Jahrhundert das Verbot die Toden in den 
Kirchen und Klöftern zu begraben ?), während in Ulm u. a. m. 
jenes Verbot erft jet der Reformation datirt ). Auch wurden in 
Nürnberg von Zeit zu Zeit fogenannte Siechenſchaue und 
Sonderſiechenſchaue angenrbnet, bei welchen die Kranken von 


103) Eiebentees, IV, 594. 
104) Schlager, Wiener Skizzen, p. 398. 
105) Reynitzſch, p. 89. 
106) Schlager, Wiener Skizzen, p. 865 u. 887. 
107) Reynitzſch, p. 278. 
108) Lerſner, II, 1. p. 694. 
109) Oberbair. Archiv, XII, 28. 
1) Pfaff, p. 242. 
2) Jäger, Ulm, p. 489. 
8) Siebentees, L, 207. 
4) Jäger, Ulm, p. 460. 
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den Merzten und Hebammen befichtiget werben mußten). Eben 
fo erichienen allenthalben Verordnungen gegen das Berfälfchen der 
Lebensmittel, insbeſondere auch gegen Weinverfälfchungen, und über 
ben Verlauf verfälfchter Lebensmittel, von falſchem Safran u. 
bergl. m. ©. Ganz befonders wichtig für die Geſundheitspflege 
war aber die Sorge für gelehrte Aerzte, für Hebammen und Apo- 


Die auf den hoben Schulen gebildeten Aerzte,. die. ſogenann⸗ 
ten Buchärzte oder gelehrten Aerzte ($. 291), mußten: A 
zwar, ehe fie den SDoctorgrab erhielten, einer alabemifchen Prüfunig 
unterwerfen. Da jeboch diefe Prüfungen eine Quelle des Einkom⸗ 
mens für bie Profefforen und Öftere nicht mit der nöthigen Ge 
willenhaftigfeit vorgenommen worben waren, fo wurben zur Prü- 
fung ihrer Tüchtigkeit frühe jchon weitere Prüfungen von Seiten ' 
der Stabträthe angeordnet 7). Und fpäter wurben auch noch eigene 
Stadtärzte, Hebammen und Apotheker angeftellt und von der Stadt 
befoldet. Im Baſel geſchah diefes ſchon im 14. Jahrhundert. Die 
eften Aerzte waren dajelbft Juden. Der erite im Jahre 1871 
angeftellte Arkat erhielt 23 Pfund, fein Nachfolger im Jahre 1878 
aber nur 18 Pfund. Ein anderer Arkat erhielt im Sabre 1379 
bereits 50 Gulden. Neben biefen Aerzten kommen im 14. Jahr⸗ 
hundert auch gelehrte Frauen, fogenannte Arkatinen, vor, welche 
fih auch mit Zauberei abgaben®),, In ber Mitte des-15. Yahr« 
hundert erhielt der Stabtarzt einen Gehalt von 20 Gulden und 
dazu noch zwei Gulden Hauszins 9), Auch in Frankfurt a. M. 
findet man ſeit dem 14. Jahrhundert Juden als befolbete Stadt⸗ 
ärzte. Im Sabre 1388 erhiell der jübifche Stadtarzt 20 Gulden 
Beſoldung und im Jahre 1894 der juͤdiſche Stabtwundarzt („ber 
„Mede wondarzt“) 18 Gulden 1%). Nuch findet man daſelbſt Zü« 
binnen, welche die Heilkunde ausuͤbten !!). Beſoldete Stabtärzte 


5) Siebenfees, II, 662 ff. 

6) Gemeiner, I, 462 und oben $. 408. 

7) Hülimeann, IV, 45 ff. 

8) Bafel im 14. Yabrhunbdert, p. 79 u. 80. Ochs, IL, 448. 

9) Ode, IIL 568. 

10) 2erfner, I, 2 p. 59. Krieg, Bürgerzwifte, p. 449 u. 557: - 

11) Kirchner, L 459. Kriegk, p. 558. Kriegl, Bürgertbum, p. 2 u. 48. 
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hatte Frankfurt feit dem 14 Jahrhundert 12), von der Stadt ange: 
ftellte Hebammen aber erft feit dem 15. Jahrhundert 12), Und 
die Stadtärzte und Stadtapotheker erhielten auch in Frankfurt fo: 
genannte Dienftbriefe, in welchen ihre Mechte und Pflichten enthal- 
ten waren 24). In Regensburg gab es im 14. Jahrhundert zwar 
ſchon „Aerzte und Aerztinnen, Kriften und Inden, vie fich für 
„Aerzt ausgaben, und nicht Aerzte waren.” Beſoldete Stadtärzte 
und Wundärzte gab es aber erſt feit dem Anfang des 15. Sahr: 
handerts. Selt dem Sahre 1825 hatte man jedoch ſchon eine Apo⸗ 
thefe umd feit dem Jahre 1397 and) eine Apothelerorunung, nad 
welcher die Apstheler unter der Aufficht der Aerzte geſtanden ha⸗ 
ben 15, In Mm findet man ſchon feit dem 14. Jahrhundert 
mehrere Ayotheler, aber erft felt dem 15. Jahrhundert von der 
- Stadt angeftellte, vereidete und bejoldete Aerzte, Wpotheler und 
Hebammen. Die Aerzte wurden wmeiltentheil® auf 10 Jahre, "zu- 
weilen aber au auf 3 oder 6 Jahre oder auch ſchon auf Lebens: 
zeit angeftellt. In ihren Beftallungebriefen waren ihre Rechte und 
Berbindlicgleiten ganz genau angegeben. Sie hatten eine Aufitcht 
über bie Apotheler und Hebammen. Und diefe waren an ihre An- 
weilungen und Unterweilungen gebunden. Auch die Apotheker er⸗ 
hielten Beſtallungsbrieſe, in welchen ihre Rechte und Verbindlich 
keiten verzeichnet waren. Sie hatten viele Freiheiten und, wiewohl 
fie unter dem Stadtarzt ſtanden, eine ſehr ſelbſtäändige Stellung. 
Auch mußten bie Aerzte ihre Arzneien bei den geſchwornen Apo⸗ 
thelern nehmen. Denn eigene Apotheken burften fie nicht haben. 
Die Aerzte und Hebammen mußten die Ihnen zugeſchickten Kranken 
und Gonderfiechen, von Zeit zu Zeit auch die öffentlichen Frauen 
in den Frauenhaͤuſern anterfuchen und befichtigen 19. In Auges 
burg gab es ſchon im 13. Jahrhundert Aerzte und Apotheler, allein 
von der Etadt amngeftellte und befoldete Aerzte, Wundärzte und 
Hebammen erji feit dem 16. Jahrhundert. Auch ftanden feit dieſer 


— 


12) Kriegk, Bürgerthum, p. 8 ff. 

18) Kriegk, Bürgertbum, p. 18 ff. u. 62 ji. 

14) Kriegk, Bärgerthum, p. 8 ff., 58 fi. u. 67. 

15) Gemeiner, II, 104, 886 u. 887. Zirngibl, in hiſtoriſch. Abhl. der 
Bair. Alad. ber Wiſſ. IV, 291-298. 

16) Jäger, Ulm, p. 442 ff., 452 fi. u. 457. Jager, Magajin, I, 208. 
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Zeit die Apotheken unter den Aerzten unb wurben von Zelt zu 
Zeit vorn ihnen befichtiget 17). In Eßlingen kommen ſchon ſeit dem 
18. Jahrhundert Aerzte und feit dem 14. Apotheker vor, bejol- 
dete Stabtärzte dagegen erft fett 1413, und gejchworne Hebammen 
felt vem 15. Jahrhundert, beſol dete Stabtwunbärzte und Apo⸗ 
theker aber erft feit dem Anfang des 16.1%. An München kom: 
men felt dem Jahre 1412 beſoldete Aerzte und ſeit 1420 auch bei 
foldete Hebammen und Bader vor 1%. In Reutlingen findet man 
feit dem 14. Jahrhundert Werzte, beſoldete Aerzte aber und 
Stadtphufiet und bejoldete Apotheker und eraminirte Hebammen 
erft feit dem 16. 20). In Nürnberg kommen erft feit dem 16. Jahr⸗ 
hundert gejchworne Apotheker vor 2), Ein Stadtarzt war aber 
bafelbft Bereits im Sabre 1877 mit einem Gehalte von 50 Gulben 
angeftelit 22). Und feit dem 16. Jahrhundert findet man bafelbft 
beſoldete gelehrte Aerzte und geichworne Hebammen, welche bie 
Kranken und Sonderfiehen von Zeit zu Zeit zu unterjuchen und 
zu befichtigen Hatten 22). Herumziehende nicht bewährte Aerzte 
durften daſelbſt ohne Erlaubniß des Rathes die Heillunde nicht 
ausüben („daß außerhalb bewährter Doctoren Niemand in Leib: 
„artnet curiren oder - practiciren fol”). Auch ſollte „Niemand 
„einich Recept oder Syrup geben“, als die geſchwornen Apotheker. 
Die Apotheker follten die Kräuter nicht theurer, als um ben Marti: 
Preis, verkaufen. Und die Aerzte follten eine moͤglichſt gleiche Be: 
löhnung erhalten, und zwei Nathsherren darüber wachen #4). In 
Heidelberg gab es fehon feit dem 15. Jahrhundert Apotheler („ap: 
„teer") und Wurzelkrämer („worezkremer und worczler") 35) und 
in Lubeck jebenfalls ſeit dem 16. Jahrhundert Rathsapothecken 
(„deB erbarem Rades apotecken“). Manche Waaren follten nur in 


17) Jaͤger, Augsburg, p. 155. von Stetten, Geld. I, 263 u. 272. 
18) Pfaff, p. 238, 289 u. 241. | 
- 19) Balrifehe Annalen von 1888, p. 852. 
20) Gayler, I, 616 u. 617. 
31) Eiebentees, II, 808 fi. 
22) Hegel, Ehron. ber Fränk. Städte, I, 258. 
238) Giebenfees, II, 419, 418, 662-672, III, 289 u. 240. 
24) Rathsordnung von 1850 im Anzeiger für Kunde der Borzeit. Januar 
1865 Nr. 1. p. 21. 
25) Apothekerordnung von 1471 bei Mone, II, 276 u. 278. 
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diefen Apothefen und Gifte auch in den Rathsapotheken nur im 
Gegenwart von zwei angejeflenen Leuten verfauft werden 2%). Und 
in Hamburg gründete man im 15. Sahrhundert ſogar fchon eine 
Bibliothek für den Stabtarzt ?7). 

An manden Städten findet man auch noch physici, entweder 
allein, in welchem Falle darunter offenbar Aerzte zu verſtehen 
find 2°), oder auch noch neben den Apothekern und Aerzten 29), 
und dann ift es nicht Kar, wie fie fih von einander unterfchieben. 
Manche halten die Phyſiker für Pharmaceuten. Allein dann wären 
fie dafjelbe, was die Apothefer gewejen find, von denen fie doch 
unterjchieden werben. Ich halte daher die Phyſiker für eine Unter- 
art der Werzte, die fih von den Doctoren in derſelben Weile un: 
terfchteben, wie die alten Vollsärzte oder Wundaͤrzte von den ges 
lehrten Aerzten ($. 291) und wie heute noch in England der Phy- 
ſiker (the physician) von dem gelehrten Arzt (the doctor) unter- 
ſchieden wird. 

Endlich findet man in manchen Städten auch fchon eigene 
Thierärzte, in Ulm feit dem Jahre 1388 und in Frankfurt feit 
1491 bejolbete Pferdeärzte, während es bis dahin die Huf- 
Schmiede waren, welche die Franken Pferbe zu heilen hatten 2). 

Die Sorge für die Gejundheit führte auch frühe ſchon zur 
Erriätung von Badhäuſern und Badftuben. Man findet fie 
in mehr oder weniger großer Anzahl ſchon fett dem 13. und 14. 
Jahrhundert in allen alten Städten. Ein Beweiß, daß damals 
mehr gebabet worben tft, als e8 heutiges Tages zu geichehen pflegt. 
Vielleicht war e8 auch in früheren Zeiten, der anſteckenden Krank: 
heiten wegen, bie man nicht zu heilen und nicht zu verhindern 
wußte, ein größeres Bedürfniß. Auch die armen Leute und bie 
gewöhnlichen Arbeitsleute pflegten zu baden. Man nannte daher 


26) Verordnung von 1580 bei Wehrmann, Lüb. Zunftrollen, p. 291—294. 

27) Zappenberg, Programm zur britten Secularfeier, p. 5B. 

38) Urk. von 1265 bei Seibertz, II, 1. p. 415. Henschel, v. physicus. 
V, 240. 

29) Testamentum Asini bei Henschel, V, 240. Fel apothecariis, . 
stercus meum medicis, urinam quoque physicis. vergl. Sei⸗ 
bertz, Rechtsgeſch. von Weflfalen, III, 754 Rote. 

80) Kriegt, Bürgertbum, p. 15. 
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die Geſchenke, welche man den Arbeitsleuten zu machen pflegte, 
und die wir heut zu Tage Trinkgelder nennen, damals Badegel⸗ 
der oder Badelohn, 3. B. in Ulm, Regensburg, München, 
Frankfurt u. a. m. 21). Und in Frankfurt follte der Schuliheiß, 
wenn er zur Meßzeit von den Jägern bes Vogtes von Münzen- 
berg einen gefangenen Hirſch zum Geſchenk erhielt, die Jaͤger, 
welche ihm den Hirſch in feterlihem Aufzuge durch die Stabt bla- 
jend brachten, zur Belohnung ftatt des Badegeldes felbft ins Bad 
führen („ver ſall ſye Bu babe furen”) 22). Solche Babeanftalten 
findet man jchon feit dem 13. und 14. Jahrhundert in Weklar 27), 
in Bafel *), in Speier 26), in Regensburg 2%), auch in den Städten 
der Mark Brandenburg ?7) und in Schleften 28), in Heilbronn u.a. m. 29), 
in Frankfurt a. M. zwei Badeftuben, die rothe Badſtube und die 
weiße 4%), jehr viele in Ulm *), in Mühlhaufen 4 Babdftuben Me), 
in Ehlingen ſechs Badftuben #2), und in Lübeck hatte bereits jeit 
dem Ende des 13. Jahrhunderts jede Straße ihre eigene Badeltube, 
welche nach der Straße stupa Sti Egidii, stupa in fossa pisca- 
torum, stupa canum u. ſ. w. benannt worden. ift #). Meiften- 
theils gehörten diefe Babftuben der Stadt, öfters aber auch einzel- 
nen Bürgern oder Klöftern, und fle wurden ſodann an die Baber 
perpachtet oder auch als Erblehen verliehen #). Denn die Bader 


81) Jäger, Ulm, p. 498. Gemeiner, UI, 148. Bairiſche Annalen vom 
Mai 1888, p. 414. Battonn, II, 192. 

83) Stimm, I, 502. 

88) Zwei Urkunden von 1267 bei Guden, V, 47 u. 49 ein aestuarium. 
vergl. Ulmenjtein, 1, 580 u. 531. 

84) Bajel im 14. Jahrh. p. 81 u. 82. 

85) Zeuß, Speier, p. 19. 

86) ®emeiner, I, 544. 

37) Zimmermann, I, 180 u. 181. 

88) T. u. Stenzel, p. 1885. 

89) Mone, I, 264. 

40) Battonn, n, 190—192. Berfner, U, 218. 

47) Jaͤger, Ulm, p. 497—499. - 

410) Altenburg, Befchreibung von Müblhaufen, p. 261. 

42) Pfaff, p- 240. 

48) Pauli, Lüb. Zuflände, p. 42. 

44) Jager, Ulm, p. 499. Pfaff, p. 240. vergl. oben $. 291. 
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hatten, wie wir geſehen, die Bäder zu beſorgen und nebenbei auch 
noch die Babgäfte zu fehröpfen und zu barbieren. Mit den Badern 
ftanden auch die Babftuben unter der Aufficht bes Stabtrathe. 
Daher waren öfters bie Babtage, 3. B. in Nürnberg, und 
allenthalben das Badgeld von dem Stadtrath beftimmt, 5. B. in 
Nuürnberg *), in Ulm 9), in Eßlingen *7) u. a. m. 

Die reihen Geſchlechter beſaßen meiftentheild ihre eigenen 
Badſtuben, z. DB. in Ulm *%). Aber auch für die Armen war in 
vielen Städten geforgt. Man nannte bie Armenbäber insgemein 
Seelbäder Ein ſolches Seelbad Hat in Negensburg für bie 
Armen zu St. Lazarus beftanden ) und in Ulm für bie in ben 
Seel⸗ und Siechenhäufern befinnlichen Kranken. Eben vafelbft hat: 
ten auch die gemeinen rauen eine befondere Badftube 9%). In den 
meiſten Städten befaßen auch die Juden eigene Badhäufer und 
Badſtuben, 3. B. in Augsburg 2), in Speier 53), in Franffurt a. M. 52), 
in Manz u. a. m. In Mainz war mit bem Judenbad auch eine 
Jupenherbetge „bie Herberg im Kaltenbad” verbunden 9). 

Diefe Badanftalten entſprachen jedoch nicht bloß einem ba- 
mals beftehenden Ledürfniffe Ste waren zu gleicher Zeit amd 
Gegenſtand des Luxus. Denn es gehörte zu den Erforverniffen 
einer ftattlichen Hochzelt und eines glücklich überftandenen Kind⸗ 
bettes, daß die beiden Brautlente und die Wöcherinnen feterlich ins 
Bad begleitet werden mußten, woſelbſt ſodann tüchtig geſchmaust 
und getanzt zu werben Pflege, weshalb bern ber babet entfaltete 
Aufwand fpäter, wie wir gejehen, geſetzlich beichränft worden if. 
Auch andere Feitlichfeiten, zumal die Faftnachtsluftbarketten endigten 
öfters mit einem Gang ins Bab. So gingen z. B. in Frankfutt a. M. 








45) Siebenkees, III, 248-250. 
46) Jäger, Ulm, p. 49. 

47) Bfaff, p- 240. 

48) Jäger, p. 499. 

49) Gemeiner, IL, 184. 

50) Yäger, p. 499. 

51) von Gtetten, I, 81. 

52) Beuß, p. 19. 

58) Kriegt, Bürgerzwifte, p. 444, 445, 447 Rote. — estuarium jadeoram. 
54) Schaab, Geſch. der Juden in Mainz, p. 134, 185 u. 145. 
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die alten Geichlechter im Jahre 1466, nachdem fie in ihrer Stube 
geipeist hatten, ins Bad zur weißen Badftube 56). Auch bie Hand: 
werksgeſellen hatten ihre. gefelligen Babetage und fie hielten äfters 
feierliche Badegänpe (6. 234). Da jeboch au die fahrenden 
Frauen fi in jenen Badeanftalten einzufinven pflegten, jo kamen 
‚ fe fett dem 15. Jahrhundert bie und da in Berruf und jedann in 
Verſall. Berüchtigt in biefer Beziehung war 5. B. bie Babftnbe 
von St. Leonhard in Bafel 59). 


Ariegsweſen. 
§. 427. 


Auch das Kriegsweſen gehörte zu den ſtädtiſchen Augelegen 
beiten. Der Kriegsdienft der Etabibürger, auch die Verbindlichkeit 
bie Stadt zu veriheidigen gehörte zwar uripränglich zu bem Kd- 
nigödienft, war demnach fein Gemeindedienſt, vielmehr ein bifenb 
licher Dienft. Die Hmgebung des Ortes mit Mauern unb anderen 
Feſtungswerlen hat jedoch frähe ſchon die Kriegsrienftpflkhtigteit 
der Bürger zu einer Bürgerpflicht und zu einer Gemeinbeangelegen- 
heit gemacht ($. 128, 185 u. 890). Jeder Bürger mußte ſich auf 
eigene Rechnung bewafinen und verköftigen. Wenn jedoch bie 
Auslagen zu groß waren, fteuerte auch die Stadtgemeinde zu der 
Ausräftung bei ($. 131—133). Und wenn der Auszug der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Mannſchaft weiter ging oder länger dauerte, ald bie Bürger⸗ 
ſchaſt umfonft zu dlenen brauchte, jo ging ſodann der weitere Dienft 
auf Rechnung der Stadtgemeinde oder der Landesherrjchaft, welche 
den weiteren oder längeren Dienft in Anipruch nahm. Uns ſpater 
erhielt die ausgezogene Mannfchaft auch noch einen regelmäßigen 
Sold aus der Stadtkaſſe oder aus der Junftlaffe (8.129 u. 184). 
Die Stadtkammerrechnung von München vom jahre 1487 enthält 
die Ausgabe „für die Rayſer, unfere Bürger und Gefellen, zu ray⸗ 
„sen as den Lech an bie Sanbwehre, ba der von Dettingen abgk⸗ 
„Mat hat“ ?). Denn bie weiteren Auszüge der ftähtiichen Maunn⸗ 


55) Leriner, II, 218. 

56) Bajel im 14. Jahrhundert p. 82. 

1) Bairifhe Annalen vom Mai.1888, p. 414 vetgl. noch die Rechnung 
von 1412 u. a. m. eod. p. 488, 419 u. 448. 


> 
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Schaft gingen auf Koften der Stabt. Jeder Bürger war bereihtiget 
feine Hinterfaflen und Dienftleute zu bewaffnen. Eben fo bie 
Stadt ihre Hinterfaflen, alfo auch die Zünfte. Daher wurden vie 
Zünfte fchon vor ihrem Siege über die Gefchlechter Triegerifche Ab- 
theilungen und fie blieben es meiſtentheils auch nachher ($. 281). 
Jede Zunft rücdte unter ihrem Aunftmeifter aus. Eben jo auch 
die Gefchlechterzünfte in jenen Städten, in weldhen fte eine eigene 
Zunft bildeten. In jenen Städten dagegen, in welchen bie Ge⸗ 
Schlechter zwar Feine eigene Zunft, aber doch eine eigene Abtheilung 
bildeten, ftanden fie unter dem unmittelbaren Kommando des 
Bürgermeifterd oder des: von diefem gefegten Hauptmanns, 3. D. 
in Um ?). Die Zünfte dienten meiſtentheils zu Fuß und die Ge 
ſchlechter zu Pferd. Man nannte daher die Gefchlechter öfters 
auch Conſtabler ober Conſtofler. Die Eonftofler zu Straßburg 
waren wieber in acht Abtheilungen, in acht fogenannte Conſtofel, 
getheilt. An der Spite jeder Eonftofel fiand ein Eonftofelmeifter, 
ber für die Eonftofel dafjelbe war, was ber Zunftmeifter für feine 
Zunit ($. 131). Die Conftofelmeifter wurden auch, da fie die 
Hauptlente der Reiterei waren, Hauptleute ber Reitenden („der 
„Ritenden Houptlut”) genannt 2). In Bafel beitand die Reiterei 
aus hen Gefchlechterftuben und aus den zwei erſten Zünften, näm: 
ih aus der Zunft der Kaufleute und der Hausgendfien *). Die 
übrigen Zünfte bildeten das Fußvolkl. Wie anderwärts, jo bilbete 
auch in Bafel jede Zunft eine eigene Abtheilung, deren Hauptmann 
der Zumftmeifter war. Das gejammte Fußvolk war aber wieber 
in vter Scharen abgetheilt. Jeder Schar war ein Ritter und 
ein Achtmann vorgefeßt, welche die Weifer genannt worben 
find. Die erſte Schar beitand aus den Krämern, Schmieven, 
Mebgern, Schiffleuten und Filchern; die zweite Schar aus ben 
Gerbern, Schuhmachern, Brobbädern und Werbern; bie dritte 
Schar aus den Schneidern, Neyern oder Kuͤrſchnern, Gärtnern, 
Scherern, Mahlern und Sattlern; und die vierte Schar aus ben 
Weinleuten, Zimmerleuten, Maurern, Grautüchern und Rebleuten®). 


2) Jäger, Ulm, p. 424. 
8) Alte Ordnung bei Wender, von Glevenburgern, p. 51 u. 82. 
4) Os, II, 892, V, 96. 

5) Ode, II, 894. 
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Sn Zeiten der Noth, z. B. im Jahre 1425, ſollten aber in Baſel 
außer den Geſchlechtern auch noch die namhaften Bürger Roßdienſte 
leiften, jeder der 2000 fl. im Vermögen hatte ein Pferb, und wer 
3000 fi. oder mehr befaß außer dem Pferb auch noch einen Diener 
ftelen Y. Auch in Bern und in Freiburg in ber Schweiz war bie 
Bürgerichaft in vier Banner eingetheilt und an ber Spike eines 
jeden Banners ftand ein VBenner?!), Im Lucern ftanden zwel 
Bannerberren an der Spike ber mehreren und ber minderen 
Stabt, unter einem jeden von Ihnen noh en Schüäbenvenner, 
und neben ihnen noch ein, eigener Stadtvenner®). Auch in 
Coesfeld war die Bürgerfchaft zur Vertheibigung der Stabt in 
Rotten eingetheilt, von benen eine jede ihren eigenen Befehlshaber 
hatte ). In manchen Städten ftanden auch bie vereinigten Zünfte 
wieder unter einem eigenen Hauptmann, 3. 3. in Um und in 
Straßburg ($. 281). Dann ftanden die Gejchlechter entweder un: 
mittelbar unter dem Bürgermeilter oder unter einem von ihm ge: 
febten Hauptmann, 3.2. in Ulm 10), oder wie in Straßburg unter 
einem Hauptmann ber Reitenden. Es bildeten demnach bie Ge- 
fchlechter und die vereinigten Zünfte zwei abgeſonderte Korps, die 
Geſchlechter die Neiterei unter einem eigenen General der Kavallerie 
und die Zünfte die Infanterie unter einem eigenen General der 
Snfanterie. In Wien zogen im Sabre 1405 bei dem. allgemeinen 
Aufgebote gegen die Ungarn fämmtlihe Bürger und Handwerker⸗ 
zechen im ficben Abtheilungen unter fieben Hauptleuten aus 11). 
Der militäriichen Einheit wegen ftanden aber ſämmtliche Abthei- 
Iungen wieder unter einem oberften Hauptmann, meiſtentheils 
unter dem Bürgermeifter felbft, 3. B. in Wien. Daher wurbe 
der Bürgermeifter von Wien im Jahre 1452 „Oberfter Haypt- 
„mann der Stat Roffvolth und Fueßvolkh“ genannt 12), 
Oder jene Abtheilungen ftanden unter einem von bem Bürger: 


6) Ode, IIL, 151. 

7) Simler, eidgenoſſ. Regiment, p. 514 u. 51. . 
8) Simler, p. 516. 

9) Söfeland, p. 58. 

10) Jäger, p. 424. 

11) Schlager, p. 28—31. 

12) Schlager, p. 26. 
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meifter gefehten Stadthauptmann, 3. B. in Ulm, Frankfurt 
u.a. m. ($. 185), und in Straßburg unter dem Ammelfter ober 
unter dem von ibm gejegten Hauptmann ?2), und in Eolothurn 
unter dem Benner 1%). Die Oberften Hauptleute hatten bie Stabt- 
fahne ober das Stabtbanner bei fih, wenn ſie ins Feld zogen, 3.8. 
in Straßburg 16). Urſpruͤnglich baben fie wohl au das Statt: 
banner ſelbſt vorangetragen. Daher nannte man fie öfters, wie 
wir gejehen, au Bannerherren, Fähnriche oder Benner. 
Graf Albert von Habsburg war Stabthauptmann in Straßburg 
(dux militige et vector vexilli civitatis Argentinensis) !%). Und 
auch fein Sohn Mubolf von Habsburg war, che er Kaifer wurde, 
der Stadt Straßburg Hauptmann und als folder „ein leiter vnd 
„venre ber ftette zu Etrosburg ober capitaneus et vexilla- 
„rius civitatis Argentinensis“ IT). Und bie oberften Sauptleute 
ber gegen einander Tämpfenden Heere nannte man „oberfte 
„venve” 18). 

Neben ber bewaffneten Bürgerfchaft ftanden die non der Stadt 
bezahlten und unterhaltenen Soldtruppen ($. 184), welche feit 
dem 17. und 13. Sahrhundert auch in den Stäbten in ftehende 
Heere übergegangen find. Die Dienftpflichtigteit der Bürger dauerte 
zwar in vielen Städten nad) wie vor neben ben Soldtruppen, auch 
nachdem fie,ftehend geworden waren, wenigftens ber Theorie nach 
noch fort, 3. B. in Rotenburg, Magdeburg u. a. m.19). In Neu: 
ftant Eberswalde bildeten die Bürger noch bis ins 18. Jahrhundert 
eine Schäßengilde. Daher mußten die neu aufgenommenen Bür 
ger bis zum Sabre 1718 mit Ober: und Untergewehr auf dem 
Rathhauſe erfcheinen, ih in bie Schäbencompagnie oder Staptmiliz 
aufnehmen laffen und in dem Bürgereide angeloben, ba fie ihren 
vorgejeßten Ober: und Unterofficiers treu und gehorfam fein woll: 


18) Alte Ordnung bei Wender, von Glevenburgern, p. 49, 50 u. 53. 

14) Simler, p. 515. 

15) Alte Ordnung bei Wender, p. 51. — „dem Houptman ber daſſelbe 
„Venlin (das Statt Benlin) hat.“ vergl. 2 p. 58. 

16) Schreiber, Geſch von Freiburg, II, 48° 

17) Königshoven ed. Schilter, p. 118. 

18) Rönigshoven, p. 121. 

19) Benfen, p. 889. unb oben $. 184. 
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ten 2°). In der Wirklichkeit begann nun aber die Wehrhaftigkeit 
ber Bürger gewaltig zu finfen, zum größten Nachtheile ber Bürger 
jelbft und ihrer Freiheit und Selbſtändigkeit ($. 390). Am Ende 
bes 16. Jahrhunderts hatten in der Mark Brandenburg nicht nur 
die armen Leute Feine Waffen mehr, jondern aus Nachläffigfeit 
auch viele wohlhabende Bürger. In Neufalzwebel hatten von 277 
waffenfähigen Bürgern nur no 90 Waffen, in Tangermünde von 
222 nur 80, und in Seehaufen von 230 nur 99 ?1). Und feit dem 
18. Sahrhundert war bie DBürgerwehr allenthalben ohne allen 
Werth. Sie warb nur noch bei Kirhen= und anderen Paraden 
aufgeboten. Und in vielen Städten warb fie fogar Gegenſtand 
des Spottes. 

Auch Waffenvorräthe wurden in ven Stäbten auf ftädtifche 
Koften angelegt, zumal für das fchwere Geſchütz und für die Mu—⸗ 
nition, und Marftälle zur Unterhaltung der Räbtiichen Pferde 
($. 133). Eben fo gehörten auch die Waffenäbungen zu ben 
Angelegenheiten der Stabi. Bei ihnen war zwar gleich anfangs, 


wie wir gejehen, der Scherz mit dem Ernft verbunden, zulegt ward 


aber ber Scherz zur Hauptjache, während er uriprünglich bloß 
Nebenſache war. Daher find auch in den Städten bie Turniere 
der Geichlechter und die Waffenübungen des Fußvolkes in wahre 
Ritterſpiele, Fechterſpiele und Schützenfeſte ausgenrtet 
(F. 137). Daß die Städte zum Zweck des Heerdienſtes und zur 
Bewachung der Stadt in Quartiere oder Stadtviertel einge: 
tbeilt und jedem Piertel ein Hauptmann oder ein Venner, üfters 
auch einem Stadtviertel mehrere Hauptleute vorgeſetzt worden find, 
haben wir gleichfalls ſchon geſehen ($. 136 u. 218). 

Der Dienft der bewaffneten Bürgerſchaft ſtand urſprünglich 
unter den Beamten der Öffentlichen Gewalt, mit einziger Ausnahme 
des Machedienftes und bes dazu gehörigen Dienftes zur Aufrecht- 
haltung der inneren Orbnung und des Stabtfriedens, welcher von 
je her eine Pflicht der Markgenoſſen, aljo eine ſtadtmarkgenoſſen⸗ 
ihaftliche oder Gemeinde Angelegenheit war (8. 386, 389 u. 390). 
Der eigentliche Heerbienft dagegen, der Reichsheerdienſt eben ſowohl 


20) Fiſchbach, Städtebeihr. der Mark Ran) L, 107 f. 
21) Zimmermann, I, 821. 


— 
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wie ber Ianbesherrliche Heerdienft, war urfprünglich kein Gemeinbe- 
bienft, vielmehr, wie wir gejehen, ein Königsdienft. Er ftand daher 
in den Reichsftäbten unter dem Reichsvogt und in den Landſtädten 
unter dem lanbesherrlichen Beamten der Stabt. Da jeboch frühe 
ſchon die Reichsſtädte mit ber Reichsvogtei auch den Heerbann er: 
worben und auch die emporftrebenden Landftädte ihrem Landes⸗ 
herrn und dem landesherrlihen Herrn den Zutritt verjagt hatten, 
fo wurde auch der Heerdienft frühe fchon ein Gemeinbebienft. Und 
jchon fett dem 14. Jahrhundert haben ſodann die meiften Städte 
ihr ftädtifches Heerweien durch eigene Waffenorbnungen geordnet 
($. 128 u. 185). Die Deutihen Könige und Reichsfürſten waren 
zwar nach wie vor beredhtiget auch von ben Städten den alten 
Königsdienft zu begehren. Allein man gehorchte nicht mehr ihren - 
Befehlen. Sie mußten vielmehr darum bitten. Daher fchrieb im 
jahre 1410 der bereits im Felde liegende Herzog Wilhelm von 
Batern an den Stadtrath von Münden, „Wir bitten euch ernſt⸗ 
„ch, daß ihr das Viertheil zu München unverzüglich herein heißt 
„ziehen“ u. |. w. 2%). In demjelben Jahre bath der Herzog, man 
möge ihm doch einige Zentner Pulver ſchicken 2°). Und in ben 
Jahren 1420, 1421 und 1422 309 das gereifige Boll von Mün- 
hen erjt dann aus, nachdem vorher die Bürgerichaft verfammelt 
und der Auszug von ihr berathen und bejichloffen worden war 9. 
Sa fogar die vorausgezogene Mannfchaft beratbichlagte öfters noch 
im Felde ſelbſt, ob fie den Anordnungen des Herzogs Folge leiften 
wolle oder nicht. Und im Sabre 1410 warb von dem gereifigen 
Volke von München mehrmals beichloffen, die von dem Herzog er: 
baltenen Weifungen nicht zu befolgen 26). Ebenſo erwieberte im 


22) Urk. von 1410 in Bairifchen Annalen vom Mai 1888, p. 488. 

25) Schreiben bes Herzogs von 1410 in Bair. Annalen vom October 1888, 
p. 875, „Darum fo bitten wir euch mit gantzem Fleiße, daß ihr une 
„euerd Pulver vier ober fünf Zentner leihet" —. 

24) Bair. Annalen vom Mai 1838, p. 439, 440 u. 442. 

25) Schreiben bes Hauptmanns Bartb an ben Stabtratb von 1410 in 
Bairiſch. Annalen vom Mai 1838, p. 439. „Da wir mit unfern Here 
„ien kamen vor Freundsberg, ba hätte er gern gefehen, daß wir ihm. 
„ben geraifigen Beug geliehen hätten mit anderen Bolt bie Feſte Fried⸗ 
nberg zu fpeifen. Das brachten wir an unſer Bolt, bie jpras 
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Jahre 1404 die Bürgerihhaft von Magdeburg ihrem Landesheren 
auf die Aufforderung mit ihm gegen feine Feinde zu ziehen, „er 
„babe der Stadt von der Fehde oder dem Kriege mit diefen Herren 
„bisher noch nichts Fund gethan. Einen fo bedenklichen Krieg 
„bätte er billig nicht ohne Rath und Theilnahme der Stadt an- 
„fangen jollen.” Und erft nach langen Unterhanblungen wurbe 
im folgenden Jahre bie Stellung von 150 ausgerüfteten Pferden 
bewilliget 2°). Und in Erfurt mußten die Grafen von Gleichen, 
welche daſelbſt Erbvögte waren, bereit im 13. Jahrhundert der 
Stadt verjprechen, ohne Zuftimmung des Stabtraths keinen Krieg 
anfangen zu wollen 27). 

Die Aufbringung der bem Inhaber der äffentlichen Gewalt 
zu ftellenden Mannjchaft und die Ernennung des Anführers wurde 
allenthalben den einzelnen Stäbten überlaffen. Das ſtädtiſche Heer 
3098 demnach unter Anführung des Bürgermeilterd oder Ammeifters 
oder des von ihnen gelegten bürgerlihen Hauptmanns zu dem 
landesherrlichen Heer und zu dem Reichsheer ($. 135 u. 281). 

Die Ueberwachung und Ordnung des ftäbtifchen Heerweſens 
hatte der Stabtrath felbft oder eine von ihm ernannte ftädtliche 
Behörde. In Zürich ftand die Aufficht über die Bewaffnung der 
Bürger und über das Heerweſen überhaupt direkt unter dem Stabt« 
rath 2%). In Baſel wurde zur Leitung des Kriegsweſens in krie⸗ 
geriſchen Zeiten, z. B. im Jahre 1406 und uachher noch öfter, 
eine aus 9 Perſonen beſtehende Kriegskommiſſion, der Rath 
der Neun oder die Neun genannt, niebergejebt. Diefe Kommt: 
fion beftand aus dem Bürgermeifter und Oberftzunftmeifter, aus 
einem Ritter, zwei Achtbürgern, zwei Rathsherren von den Zünf- 
ten und aus zwei Zunftmeiftern 2%), Das Zeughaus aber und bie 





„Hen, fie wollten uns vom Ihm nicht Lafjen theilen. Man 
„hätte gern darnach mit dem geraifigen Bolt von Münden eine Brüde 
„beiett oberhalb Freundsberg, das [hoben wir an das Volk, unb 
„gaben unfern Herren zur Antwort” u. |. w. 

26) Ratbmann, IH, 9 u. 10. 

27) Urk. von 1272 bei Mencken, I, 589. nullam werram cum aliquo 
habebimus deinceps in futurum, sine consensu consulum Erfford. 
specieli. 

88) Nichtebrief, I, 22-24, IV, 42 u. 48. 

29) Ochs, II, 88, 89, V, 26. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung. IT. 9 
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Aufficht Über die Waffenvorräthe ftand früher unter dem Sieb: 
neramt, feit dem Ende des 15. Jahrhunderts aber unter zwei 
fogenannten Zeugherren, welche im Jahre 1494 einen jährlichen 
Gehalt von nicht mehr als einem Gulden bezogen 3%. Eben 
jo wurde in Augsburg zur Leitung des Kriegsweſens in Friegeri- 
hen Zeiten, 3. B. im Sahre 1536, eine Deputation oder ein 
geheimer Rath niedergejegt, beftehend aus vier aus dem Meinen 
Rath genommenen Rathsherren 21). In Rotenburg beftand dieſe 
Behörde aus fünf aus dem inneren und äußeren Rath genomme: 
nen fogenannten Kriegsherren??). Auch in Straßburg nannte 
man im 15. Jahrhundert jenes Collegium die Kricgsherren?). 
Und in Nürnberg beftanden zwei Collegien neben einander, das 
Collegium der drei oberften Hauptleute zur Handhabung 
der Ordnung im Innern, weshalb auch die Viertelmeiſter und bie 
Saffenhauptleute unter ihnen ftanden, und das Eollegium der 
drei Kriegsherren, von denen Einer ber Sriegsoberite 
war, zur Belorgung der eigentlichen Angelegenheiten des Kriegs ®*). 

Unter dem Stadtrath ftanden übrigens nicht bloß die bewaff— 
neten Mannſchaften und was fonjt noch zum ftäbtifchen Heerweſen 
gehörte, fondern namentlich auch noch die Stadtmauern, bie 
Stadtthore, die hölzernen Planken oder Tülle, bie Gra— 
ben, Zäune ud Schläge und was fonjt noch zu den Feſtungs⸗ 
werfen gehörte. Denn der Stabtrath hatte für ihre Erhaltung zu 
jorgen, die daran verübten Beichäbigungen zu beftrafen und über 
diefelben in aller und jeder Beziehung zu verfügen, 3. B. in Re 
geusburg 35), in Bremen 3%, in Coesfeld 27), in München 28), in 


80) Ochs, I, 79, V, 87. 

81) LZangenmantel, p. 68. 

82) Benjen, p. 830. 

83) Wender, von Glevenbürgern, p. 49. 

34) Scheurl, epistola von 1516 bei Wagenseil, de civitate Norinberg., 
p. 195 u. 197. Joannis ab Indagine, p. 812, 815 f. u. 828. vergl. 
oben $. 135. 

85) Gemeiner, I, 541. vergl. oben $. 54. 

86) Rynesberch und Schene, Ehron. bei Lappenberg, Geſchichtsquellen Je 
Erzſtiftes, p. 80. 

87) Url. von 18083 bei Niefert, T, 2. p. 484. GSöfeland, p. 57 u. 58. 
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Breslau, Brieg, Grottlau, Schweidnik und Ratibor 2), in Alt: 
ſtedt 40) u. a. m. 

Die Sturmglode gab das Zeichen zur Verfammlung ber 
waffenfähigen Mannſchaft in Bafel ($. 281), in EBlingen *), in 
Negensburg *?), in Rotenburg 42), in Brillon (8. 135), in Lech 
nig 4%), in Coesfeld 45), in Wien 4%), in Kempen ($. 129), in Straß: 
burg u. a. m. In Straßburg follten fich die Handwerker urfprüng- 
lich big ins 15. Jahrhundert, wenn es auf dem Münfter ftürmte, 
mit ihren Bannern vor dem Münfter verfammeln. Da diejes aber 
öfters zu Unordnungen geführt hatte, fo wurde im 15. Sahrhun: 
dert in jedem Kirchipiel ein Verfammlungsort für die Mannjchaft 
diejes Kirchſpiels beftimmt, an welchem fobann die Befehle bes 
Hanptmanns und des Ammeifters abgewartet werden follten 27). 

Um fih von dem Zuſtand der Nüftungen zu überzeugen, 
wurden von Zeit zu Zeit jogenannte Harnifhihaue, Panzer: 
Ihaue, Waffenſchaue und Mufterungen, in vielen Etäb- 
ten jchon feit dem 14. Jahrhundert gehalten, 3. B. in Bern 4%), in 
Zürich 4%), in Straßburg 59), in Ulm ®M), in München 5%), in Win- 
terberg in der alten Grafichaft Spanhelm 52), in Bajel u. a. m., 


88) Stadtrecht, art. 868 u. 488 bei Auer, p. 140 u. 184. Die Tülle 
waren offenbar daffelbe, was anderwärts die hölzernen Planken. veol: 
Scähmeller, I, 442. 

89) Urk. von 1298 8. 12, von 1824 $. 34 und von 1328 $. 6 u. 18 Bei 
T. u. St. p. 421, 509 u. 520. 

40) Statut $. 12 bei Wald, VI, 206. 

41) Pfaff, p. 184. 

42) Gemeiner, II, 253. 

43) Benjen, p. 881. 

44) Sreibeiten von 1297 $. 29 bei — Eammlung, I, 114. 

45) Söfeland, p. 58. 

46) Schlager, p. 28. 

47) Alte Ordnung bei Wender, von Glevenbürgern, p. 58 f. 

48) Stettler, Rechtsgeſch. von Bern, p. 79. 

49) Richtebrief, IV, Zuſatz. 

50) Statut von 1350 bei Strobel, II, 299. 

51) Jäger, p- 414. 

52) Bairiſche Annalen vom Mai 1883, p. 414. 

58) Stadtrecht von 1881 bei Wald, VI, 261. 
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und ſeit dem 16. Jahrhundert auch in Ehlingen ®*), in Roten⸗ 
burg 55) u. a. m. In Bafel follte jeder Zunftmeilter die Harnifche 
und Wehren feiner Zunftangehörigen muftern, von Zeit zu Zeit 
aber auch noch eine allgemeine Mufterung auf den Zünften 
gehalten werden 8°). 


Für den dem Landesherrn fchuldigen Kriegsdienſt bildete fich 
im 15. und 16. Sahrhundert in ber Markt Brandenburg eine 
ganz eigenthümliche Einrichtung. Die größeren Stäbte bilde 
ten dafelbft für das Kriegsweien den Mittelpunft für die Flei- 
neren Städte Sie erhielten den Namen Hauptftädte und 
bie umberliegenden Fleineren Städte ſchloſſen fih an fie an, bielten, 
fo oft e8 nothwendig war, Berfammlungen, welde man Ge 
ſpräche nannte”), in welchen Alles, was zur Vertheidigung bes 
Landes und zur Mufbringung der dazu. nothwendigen Koften ge 
hörte, verhandelt und bejchloflen zu werben pflegte. In der Mit: 
telmart entitand biefe Einrichtung bereitS im 15. Jahrhundert, 
in der Altmark aber erit im 16. In der Altmart waren bie 
Hauptitädte, an welche fich die kleineren Städte anſchloſſen, Sten: 
dal und Gardelegen, in ber Neumark die Stadt Solbin, und in 
der Mittelmart die Städte Brandenburg, ſodann Berlin und 
Köln, im Lande Lebus Frankfurt, in der Ukermark Prenzlau, 
im Lande Ruppin die Statt Ruppin, in der Priegniß bie 
Stabt Perleberg u. |. w. An der Spiße ber zu einer Hauptftabt 
gehörigen Mannſchaft ftand ein aus der Hauptitabt des Geſprächs 
genommener Hauptmann, weldhem öfters auch noch ein Stell: 
vertreter, ein Fähnrich, beigegeben wurde. Und dieſer Haupt: 
mann jtand unter dem unmittelbaren Kommando bes Kurfürften 
jelbft oder feines Hauptmanns 59). 


54) Pfaff, p. 184 u. 136. 
65) Benſen, p. 889. 
66) Ochs, V, 87 f., VI, 149 f. u. 287. 


57) Schreiben Friedrichs II von 1469 bei Lenz, II, 650. — „ba ihr mit 
„den kleineren Stätten zu ewer Gefprech gehorende” —. 


58) Bimmermann, I, 317—319 u. 328. 
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6. 428, | 


Wie jede andere Genofjenichaft, jo hatte auch die Stabtge- 
meinde das Net der Selbftbefteuerung. Denn e8 gehörte 
dieſes Necht zu dem Rechte der Autonomie, welches urfprünglich 
jede Genoſſenſchaft gehabt bat ($. 158). Und die Pflicht der 
Bürger für die Befeftigung der Stabt zu forgen und bie Stabt zu 
vertheidigen hat offenbar zu ben erften ftäbtiichen Steuern geführt. 
Zur Befeftigung der Stabt und zur Unterhaltung der Stabtmauern 
wurden Acciſe, Ungelter und andere Steuern erhoben ($.30). Und 
die Vertheidigung der Stadt Köln im Jahre 1206 hat bafelbit zur 
Beiteuerung der Bürger geführt!). Es ging jedoch dieſes Necht 
ber Selbftbefteueruug nicht weiter als die Genoſſenſchaft ſelbſt 
reichte. Daher durften die Stadtgemeinden urjprünglich, fintemal 
fie Markgemeinden waren, nur die Stadtmarkgenoſſen — bie Bür- 
ger — und die im Markverbande liegenden Ländereien — bie 
bürgerlihden Güter und Weichbildgäter beftenern, alſo birefte 
Steuern nur auf die Bürger und auf die bürgerlichen Güter 
legen ($. 379). Dieſes Recht der Selbjtbefteuerung hatten nun 
auch alle alten Städte und es wurde öfter8 von dem Stadtrath 
namens der Gemeinde, meiſtentheils aber von ber Gemeinde jelbit 
ausgeübt. So hatte in Freiburg im Breisgau ber Stabtrath das 
Recht Einungen zu machen, und baher aud das Recht Steuern 
aufzulegen. Nur follte der Stadtrath zu dem Ende noch weitere 
24 erbare Bürger, aljo einen Ausihuß aus der Gemeinde, bet- 
ziehen 2). Eben fo war es in Hagenau?). Auch ERlingen hatte 
bereitS im 14. Jahrhundert das Recht die Bürger zu befteuern, und 
tm Jahre 1315 wurden daſelbſt die Käufer der Bürger wirklich 
befteuert *). Auch Schwäbiih Hall war im 14. Jahrhundert .im 


1) Urk. von 1206 bei Pertz, IV, 209. vergl. 8. 129 u. 158. 

2) Stadtrecht von 1275 bei Schreiber, I, 1. p. 82. „die vier vnd zwen—⸗ 
„zig die mun ovch machon reht vnd einunga, — ba fun ſii 3003 inen 
„nämin ame alle gevärbe andir vier, und zweinzig exber burger“ —. 

8) Urk von 1382 bei Schoepflin, UI, 145. vergl. oben $. 841. 


4) Pfaff, p. 129. 


q 
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Beſitze des Rechtes der Selbfibefteuerung 5) und ſchon im 13. Jahr⸗ 
hundert die Stadt Straßburg 9), Stendal’), Köln ſchon im 12. 
Jahrhundert ®), Worms, Nürnberg u. a. m. ($. 158, 343 u. 395), 
insbefondere auch Breslau, wo es jedoch ftreitig war, ob jenes 
Necht von dem Stabtrath alfein ausgeübt werden dürfe, ober ob 
zu dem Ende auch noch die Bürgerfchaft und bie Zünfte beigezogen 
werden mußten). In Münden wurde im 14. und 15. Jahr⸗ 
hundert die Erhebung ber Bermögensftener jedes Jahr von der ges 
fammten Bürgerfchaft von Neuem berathen und bewilliget. Daher 
war ihr Betrag nicht alle Jahr gleih 19%. In Rotenburg wurbe 
die Vermögensfteuer bereits im 14. Jahrhundert nah einem alten 
Herkommen nad dem jebesmaligen Bedürfniffe der Gemeinde er- 
hoben, im Jahre 1448 aber auf eine beftimmte Abgabe firtrt 11). 
An grundherrlichen und gemifchten Städten war jeboch, wie 
wir gejchen, die Zuftimmung des Grundheren oder des Vogtei⸗ 
herrn nothwendig ($. 158). Das Necht der Selbftbefteuerung ward 
aber auch ihnen nicht beftritten. Nur ſollten e8 jene Städte nicht 
ohne die Zuftimmung des Grundheren ausüben. Eine Zuftimmung 
des Inhabers der öffentlichen Gewalt war aber bei direkten Steuern 
nicht nothwendig. Denn alle Arten von Markgenoſſenſchaften 
durften ihre marfgenofienfchaftlicden Angelegenheiten ganz unab- 
hängig von ber Öffentlichen Gewalt orbnen. Die öffentliche Gewalt 
ſollte fich in die genofjenfchaftlichen Angelegenheiten gar nicht mi- 


schen. Auch ift in den erwähnten Etadtrechten und Steueranlagen 


von Freiburg, Hagenau, Eßlingen, Schwäbiſch Hal, Stendal 
u. a. m. von einer Beiziehung der öffentlichen Gewalt gar feine 


5) Wahlordnung von 1840 bei Königsthal, I, 2. p. 6. 

6) Revers von 1268 $. 8 bei Schilter zu Königshoven, p. 730. vergl. 
oben $. 158. 

7) Urt. von 1285 bei Lenz, I, 129. Quando collecta seu exactio fuerit 
facienda, quiequid consules statuerint. — 

8) Urk. von 1154 in Quellen, I, 548. ad communem civium collectam 
— civilium collectarum exactione. Urf. von 1284, eod. I, 589. 
omnes civiles exactiones — vergl. Ennen, Geſch. 1, 625, II, 418— 
420 und oben $. 67. 

9) T. u. St. p. 268. ı 

10) Bairifhe Annalen vom September 1888, p. 828 u. 829. 

11) Benfen, p. 808, 811 u. 828. 
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Rede. Diejes gilt jedoch nur bei direkten Steuern. Denn bei 
indirelten Steuern, welchen nicht bloß die Markgenofin — 
die Bürger —, Sondern au) die nicht Genoſſen — die Beifafien 
und alle anderen in der Stadt wohnenden Leute (die extranei) —, 
unterworfen waren, war auch die Erlaubniß und Zuftimmung des 
Inhabers der öffentlichen Gewalt nothwendig, in den Reichsftädten 
alfo die Zuftimmung des Kaifers und in ben Landftädten jene des 
Landesheren. Hierauf bezieht ſich das von Friedrich II erlaffene 
Berbot, daß weder die Landherrn noch, die Städte unter irgend 
einem Vorwande, jelbjt nicht unter dem Vorwande der Anlegung 
von Befeitigungen, die nicht in der Stadt angefejlenen Leute und 
Fremden (homines extra positos vel extraneos) mit indirekten _ 
Steuern (telonea vel exactiones instituant, que vulgo ungelt 
dicuntur) belegen follten 2). Die Erlaubniß des Kaijers war 
demnach nothwendig zur Erhebung eines Stadtzolls in Regens- 
burg 23), in Köln 19), in Biberach, Kaufbeuren, Leutkirchen, Augs- 
burg, Kempten, Pfullendorf u. a. m. 16), zur Erhebung eines Un- 
geltes, Malgeltes und anderer ähnlicher Gefälle in Frankfurt 10), 
und zur Erhebung eines Ungeltes in Goslar IT), in Speier '), in 
Weblar 1%), in Augsburg 29), in Pfullendorf 21), in Reutlingen 22), 


12) Constit. pacis von 1285 8. 6 bei Pertz, IV,.815. — inhibemus, ne 
domini vel civitates, pretextu faciendarum municionum, vel alia 
quacumque de causa, telonea vel exactiones instituant, que vulgo 
dicantur ungelt, in homines extra positos vel extraneos, vel bona 
eorum. | 

18) Privilegium von 1280 $. 20. 

14) Ennen, Geſch. II, 661. 

15) Urk. von 13783, 1480, 1488 u. 1485 bei Lünig, part. spec. cont, IV, 
p. 1, pag. 100, 185, 206, 1514, 1254 u. 1288. Weygelin, I, 119 
u. 120. 

16) Urk. von 1388 bei Böhmer, p. 526. 

17) Url. von 1252 bei Göſchen, p. 116. 

18) Urf. von 1801 bei Mofer, reichsft. Handbuch II, 713. und Lehmann, 
p. 630. 

19) Urf. von 1349 bei Mojer, II, 877. 

20) Urt. von 1860 bei Glaiey, anecdot. p. 226. Urk. von 1868 in 
Ehronif. von Augeb. T, 158. 

21) Urk. von 1860 bei Glafey, p. 240 f. 

22) Urt. von 1898 bei Sayler, I, 100. 
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in Rotenburg 22) u. «. m. Und bie Erlaubniß und Zuſtimmung 
des Randesherrn war nothwendig zur Erhebung eines Ungeltes in 
Bafel 24), in Worms 26), in Konſtanz 2%), in Eoesfelb 27), in Frei⸗ 
burg 28), in Coblenz 2%), in Weünchen 3%), in Landsberg ®'), in 
Rain 32), in den Etäbten ber Mark Brandenburg 32) u. a. m. 
Eben fo zur Erhebung einer Accife in Köln’), dann zur Erhe 
bung eines Stabtzolls in Coblenz 35), in Coesfeld 3%), Frankfurt 
an der Ober u. a. m. 37), Eben fo zur Erhebung eines Pflafter- 
zolls in München 3°), zur Erhebung eines Wegzolls in Pottmes 
in Batern ?%) und zur Erhebung eines Hauptgeldes oder Kopfgel: 
des in den Etäbten ber Mark Brandenburg *%). Auch in Köln 
nahm der Erzbifchof offenbar nur bei indirekten Steuern, bie 
auch auf den Beilafien Iafteten, das Recht der Zuftimmung im 
Anſpruch. Denn von einer bireften bloß auf den Yürgern oder 
bürgerliden Grundſtücken Taftenden Steuer ift auch in dem Schiebs- 


28) Url. von 1400 bei Diofer, 11, 612. 

24) Dienfireht $. 8 bei Wadernagel, Dienfimannenreht p. 17. — „unbe 
„ſol man nikein ungelt noch einunge ſetzzen ane finen willen 
„unde fin urloup.“ — 

25) Annal. Worm. ad 1264 u. 1266 u. Urf. von 1278 u. 1298 bei Boͤh⸗ 
mer, font. II, 172, 178, 236 u. 240. 

26) Urf. von 1857 bei Pistorius, III, 699. 

27) Urk. von 1803 bei Niefert, I, 2 p. 484. 

28). Urk. von 1282 und 1816 bei Schreiber, I, 93, 96 u. 200. 

29) Urk. von 1276 bei Günther, II, 417. 

80) Urk. von 1381 bei Bergmann, II, 8. Urk. von 1385 u. 1408 in 
Bair, Annalen vom September 1888, p. 829. 

81) Urf. von 1815 u. 1864 bei Lori, p. 54 u. 66. 

82) Urf. von 1408 bei Lori, p 98, 94 u. 101. 

88) Urk. von 1478 bei erden, cod. dipl. Brandb. VIII, 508 f. 

84) Eprud von 1264 bei Zacomblet, IT, 818. in Duellen, II, 519. Ennen, 
Geſch. IL, 625 f. 

85) Urk. von 1258 bei Günther, IT, 290. 

36) Urk. von 1308 bei Niefert, II, 484. 

87) Wohlbrüd, Lebus, IT, 195 u. 196. Zimmermann, I, 299. _ 

88) Urf. von 1394 u. 1430 in Bair. Annalen vom September 1838, 
p. 826. 

89) Urk. von 1810 bei Lori, p. 44. 

40) Urk. von 1478 bei erden, VIII, 808 f. 
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ſpruch feine Rebe 4"). In grundbherrlichen und gemifchten Städten 
war aber außerdem auch noch die Zuftimmung der Grund» oder 
Vogteiherrn nothwendig, indem bie indireften Steuern auch ihre 
Hinterfafien und Vogteileute trafen. Da es nun öfters fireitig 
fein mochte, ob die Bürgerfchaft in dem gegebenen alle das Necht 
Babe, alle in der Stadt angejeflenen Leute zu befteuern, fo ließen 
fi viele Städte von ben Kalfern und Landesherrn als den In⸗ 
habern ber öffentlichen Gewalt das Necht ertheilen, alle Arten von 
Einwohner befteuern zu dürfen, 3. B. Augsburg 42), Heilbronn 2), 
Ueberlingen 4%) u. a. m. Für die Erlaubniß zur Erhebung einer 
ſolchen Eteuer mußte öfters eine Abgabe an den Inhaber der 
öffentlihen Gewalt entrichtet, die Einwilligung alfo bezahlt wer: 
ben, z. B. in Worms für die Geftattung eines Ungeltes 45). 

Seit dem 14. Jahrhundert fingen indeſſen bie Stadträthe 
an auch ohne biefe Zuftimmung Steuern zu erheben, 3. B. in 
Bafel (in den Zahren 1317 und 1351). Dies führte aber daſelbſt 
zu langjährigen Streitigkeiten mit dem Domcapitel, indem dieſes bie 
Steuererbebung für einen Eingriff in feine Freiheiten hielt 4%). 

Bon biefen für Gemeindezwecke angelegten Gemeindefteuern 
und Abgaben verſchieden waren die für die öffentliche Gewalt 
beftimmten öffentliden Steuern. Denn biefen waren aud 
die Städte unterworfen, die Reichsſtädte den NReichsfteuern und bie 
Landſtädte den Ianbesherrlihen Steuern. Neue öffentliche 
Steuern burften indeſſen auch in den NReichsjtäbten und ur: 
ſprünglich aud in den Landſtädten nicht ohne die Beiziehung und 


41) Schiebsfprud von 1258 bei Lacomblet, II, 245 Nr. 22. Quod quo- 
ciens placet maioribus ciuitatis, ipsi faciunt nous exactionum 
statuta, quarum exactionum onus portant fraternitates et alii 
populares, qui commanitas appellantur, et sic depauperantur, cum 
tamen nihjl noui huiusmodi debeat de iure fieri de ciuitate Co- 
ion. sine ipsius archi-episcopi et priorum suorum consensu, cum 

sit summus iudex et dominus diuitatis. 

42) Urk. von 1288 bei Mofer, reichsſt. Hanbb. I, 98. 

438) Urk. von 1318 bei Mofer, 11, 1. 

44) Urf. von 1482 bet Mofer, II, 789. 

45) Annal. Worm. ad 1264 u. 1266 bei Böhmer, font. II, 172 u. 178. 

46) Ochs, II, 25-80. Heusler, p. 166, 167 u. 288. 
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Zuftimmung der Bürgerfchaft erhoben werden, 3. B. in Speier 7), 
in Weſel 4°), in Freiburg im Uechtlande 49%), in Wien 5%), in Wie 
ner Neuftadt ®’), in Winterberg in der alten Grafihaft Span: 
heim 52), in München noch im Anfang bes 15. Jahrhunderts 52) 
und in vielen anderen Städten mehr 6%). 


g§. 429. 


Auch die Erhebung der Steuern war cine Angelegenheit 
ber Gemeinde, und zwar nicht bloß die Erhebung der Gemeinde: 
fteuern und Abgaben, fondern auch die Erhebung der öffentlichen 
Steuern, wenigftens der direften Abgaben und Eteuern. Zur Er: 
hebung ber grundherrlichen Abgaben pflegten die Grundherren einen 
eigenen herrichaftlichden Beamten in der Stadt zu haben. Eben fo 
bie Inhaber ber öffentlichen Gewalt zur Erhebung der ber öffent: 
Iihen Gewalt gehörenden Zölle und der anderen indireften Abga- 
ben einen eigenen Zöllner ober einen anderen öffentlihen Beamten. 
Die Erhebung der direkten auf Grund und Boden laftenden öffent: 
lien Steuern war aber Sache der Markgemeinde. Denn aud 
die öffentlihen Steuern ruhten, wie wir gejehen, auf dem durch 
. das Neebmaß vertheilten, alſo zur Markgemeinſchaft gehörigen 


47) Urk. von 1198 bei Lehmann, p. 496. und Remling, p. 187. — vel 
aliqua exactio de bonis civium Spirensium exigatur. — nec nos 
aliquam in ea specialem vel communem faciamus exactionem, 
nisi civeg ex libero arbitrio spontaneum nobis et competens 
servitium duxerint exhibenduur. 

48) Brivilegium von 1277, c. 1. bei Wigand, Ardiv, IV, 408. Ita ut 
nullas in ea faciamus exactiones vel accreditum Onerosum, pre- 
ter ipsorum voluntstem. vergl. die alte Weberfeßung eod. 
p. 418. 

49) Handfefte von 1249 $. 8. Nunquam stipendia — ipsis nolenti- 
bus petere. 

50) Freiheitöbriefe von 1287 u. 1278 bei Lambacher, II, 12 u. 159. — 
taliam seu portariam vel exactionem aliam — nisi quot et quan- 
tum dare voluerint spontanea voluntate. 

51) Stadtrecht, c. 104. 

62) Stadtrecht von 1831 bei Wald, VI, 257. 

53) Bair. Annalen vom Mai 1883, p. 448. 

54) Meine Gefch. ber Fronh. III, 587—547. 
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Grund und Boden"). Shre Erhebung war demnach gleichfalls 
eine marfgenofjenfchaftliche Angelegenheit in den Reichsſsſtädten 
ebenjowohl wie in den Landſtädten. Bon ber Erhebung der auf 
Grund und Boden, alfo auf der Marfgemeinichaft Iaftenden Grunb- 
ſteuer verftand jich biefes von felbft. Allein auch die fpäter aufge 
Tommene Vermögensfteuer warb auf biejelbe Weiſe von der Marf- 
gemeinde erhoben. ALS daher Kaifer Karl IV in Reutlingen eine 
Derweigerung. der öffentlichen Steuern befürchtete beauftragte er den 
Bürgermeifter und Rath jener Stabt mit der Steuererhebung und 
mit der Beltrafung derjenigen Bürger, welche entweder gar nicht 
fteuern wollten oder nicht redlich fteuerten ). Eben fo hatten bie 
Bürgermeifter und Stabträthe im Fürftenthum Baireuth 2), in 
Coesfeld *), in Breslau ®), im Fürftenthum Fulda u. a. m. bie 
Iandesherrlihen Eteuern zu erheben "und ſodann an die landes- 
herrlichen Aemter und Amtsrentmeifter abzuliefern %). Auch bezog 
ſich die Erhebung der Iandesherrlichen Steuern, wie bemerkt, nicht 
bloß auf die Grundftener, fondern auch auf die Bermögensiteuer, 
3- B. in den altmärkiichen und priegnigijchen Städten auf die Er: 
hebung des Pfundfchofjes, welches eine Vermögensfteuer war. Zur 
Bezahlung der Schulden des Markgrafen hatten nämlich jene 
Städte einen Pfundſchoß bewilliget. Die Erhebung der Steuer 
ward aber den einzelnen Städten überlaffen. Sie follten, wie bei 
anderen Vermögensfteuern, durch eiblich erhärtete Selbſtſchätzung 
der Bürger von den Bürgermeiftern und Stubtlammerern erhoben 
werden ?). Aber auch in anderen Fällen pflegte es ben Stäbten 
jelbft überlafjen zu werden, in welcher Weife fie die hergebrachten 
landesherrlihen Steuern, bie Landbeten u. j. w. aufbringen woll⸗ 
ten. Und jeit dem 15. Jahrhundert geſchah diejes öfters ſogar 
durch die Erhebung einer zu bem Ende bewilligten indirekten 


3) Meine Einleitung zur Gefchichte der Mark: xc. Verf. p. 189, 208 u. 
286. Meine Geſchichte der Markenverfaffung, p. 186. 

2) Urk. von 1878 bei Gabler, p. 75. 

8) Lang, I, 56. »* 

4) Söfeland, p. 59. 

5) Stünhagen, Breslau, p. 89. 

6) Thomas, I, 174 u. 266. ® 

7) Urk. von 1548 bei erden, vet. march. I, 266 u. 267. 
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Steuer, eines neuen Ungeltes, oder eines neuen Stadtzolls oder 
durch die Erhöhung bes alten ®). 

Die Steuererhebung felbft war verfchieden in ben verfchiede- 
nen Städten. Zur Erhebung der Vermögensfteuer hatte man in 
manchen Städten, wie wir gejehen, eigene Gemeinbebehörben, zur 
Erhebung ber übrigen Steuern aber wieder andere Steuerbeamten. 
($. 393). In anderen Stäbten hatte eine und biefelbe Behörde 
alle Arten von Steuern zu erheben ober es beitanden auch mehrere 
Steuerbeamten neben einander. In vielen Städten hatten ein oder 
mehrere Kämmerer das Gemeindevermögen zu verwalten und 
alle Einnahmen und Ausgaben zu beforgen. Man nannte nämlich, 
die Stadtkaſſe oder das ftädtifche Aerar eine Kammer, 3. B. bier 
in München ®%), und daher bie ftädtifchen Beamten, weldye biefer 
Kammer vorgefeht waren, Kämmerer. (Slemerere ober camerarü). 
Und fo gab es denn in München drei fogenannte Kamrer 19), in 
Stendal mehrere Stadtfammerer !!), in Berlin, Lübed u. a. m. 
zwei Kammerer 2), in Erfurt vier Kämmerer 13), in Coesfeld zwei 
Kämmerer 4), auch in den altmärfiichen und priegnigijchen 
Stäbten 15), in Regensburg 1e) u. a. m. mehrere Stabtlänmerer, 
in Regensburg feit dem 16. Jahrhundert fogar ſechs. Neben und 
unter diefen Kämmerern ftanden in München nod die Steurer 
zur Erhebung der Vermögensfteuer, dann mehrere Ungelter, 
Zöllner, Wagmeifter, Kellermeifter, Bußmeifter, Sie: 
gelmetfter u. a. m. zur Erhebung ber verjchiedenen ſtädtiſchen 
Gefälle 17). Die jährliche Mbrechnung ber Kämmerer geihah im 


8) Zimmermann, I, 800 u. 801. 

9) Stabtr. art. 411 bei Auer, p. 187. — „auz der chamer gelten.“ vergl. 
noch art. 466, p. 178. 

10) Stabtr. bei Auer, p. 179 u. 294. Bair. Annalen vom September 
1838, p. 825 u. 826. 

11) Urt. von 1345 bei Gerden, vet. march. I, 90 u. 91. 

12) Fidiein, I, 179. Frensdorff, Lübed, p. 118. 

18) Statut von 1806, c. 42 bei Walch, I, 119. 

14) Söfeland, p. 64 u. 65. 

15) Urt. von 1543 bei Gerden, vet. march. I, 987. 

16) Gemeiner, I, 849. Jäger, Mag. IV, 7. 

17) Stadtrecht art. 465, 466 u..471 bei Auer, p. 178 u, 179. Bait. 
Annalen vom September 1888, p. 825, 851 u, 852. 
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München Sffentlih vor einer aus 6 Verorbneten des Inneren 
Mathes, aus 6 Verorbneten des äußeren Rathes und aus 12 Ber: 
orbneten von der Gemeinde beftehenden Kommiflion von 24 Mit: 
gliedern, dfter8 auch vor der verjammelten Gemeinde 1%). In Eh- 
lingen wurben bie Steuern von zwei fpäter vier fogenannten Nai- 
tern (Rechnern) oder Steurern erhoben und bie Übrigen Ab: 
gaben und Gefälle von drei Ungeltern. An der Spibe bes 
Steuerwefens ftanden dafelbjt mehrere Nathsherren, bie Steuer: 
herren, zur Beauffihtigung der Steuererhebung und die Jins- 
herren zur Beſorgung des Schuldenwejens der Stadt 1%). Nach 
einer Verordnung bes Stadtraths von 1438 durfte derjelbe jenen 
Bürgern, die ihr fteuerbares Vermögen muthwillig vergeubeten 
einen Pfleger ſetzen 2%), fie alfo im Intereſſe des öffentlichen Wohls 
ſogar inferbicieren. In Rotenburg wurden bie Steuern von ben 
Steurern und mandye Gefälle von den Baumeijtern erhoben. 
An der Spike ber Steuerwaltung jtand aber das Steueramt, 
beftehend aus einem Bürgermeijter, dem Oberjteurer und aus zwei 
Nathöherren, einem aus bem inneren Nath und einem aus dem 
äußeren, welche man ven Mittlerfieurer und den äußeren 
Steurer genannt Hat?) Auch in Ulm Tommen mehrere 
ſtädtiſche Stadtrechner und Ungelter vor ?2ie) und in Worms 
ftädtifche Zöllner 22). In Schwäbiſch Hal follten mehrere Bür- 
ger zur Steuererhebung von bem Rath ernannt und die erhobenen 
"Steuern dem Stabtrath verrechnet werben 22), In den Städten 
des Hochitiftes Fulda nannte man die ftäbtiichen Steuerbeamten 
Steuercollectoren 3%). Sehr verbreitet zumal In der Schweiz 
waren die Sedelmeijter, eine Benennung, welche ſchon bei Ot⸗ 
frieb vorkommt, indem derjelbe Judas einen Seckelmeiſter (ſekilari) 


18) Stadtrecht, art. 100 8. 28 bei Auer, p. 294. Bairiſche Annalen vom 
September 1838, p. 825. 

19) Pfaff, p. 192 u. 188. 

20) Pfaff, p- 129 u. 130. 

21) Benfen, p. 822 u. 828. 
21a) Jäger, Ulm, p. 287 u. 869. 

22) Urk. von 1896 bei Moritz, II, 195. vergl. noch I, 336 u. 887. 

28) Wahlorbnung, von 1340 bei Königsthal, I, 2 p. 6. 

24) Thomas, 1, 174. 
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nennt 25). Sie waren bie eigentlichen Finanzbeamten der Stabt. 
Denn fie hatten bie Stadtkaſſe, den ftäbtiichen Seckel, Sad oder 
Beutel in Händen. Die allzeit Iehrreiche Gefchichte von Bafel 
mag auch bier ftatt anderer Beilpiele dienen. An ber Spike ver 
Finanzverwaltung ſtanden bafelbjt feit dem 14. Jahrhundert bie 
Sieben, ein aus einem Ritter, zwei Adhtbürgern, zwei Rathsher⸗ 
ren von den Zünften und zwei Zunftmeiltern beſtehendes Colle⸗ 
gium. Sie waren zu gleicher Zeit Zeugherren und Auffeher 
des Arhivs. Drei unter ihnen, ein Achtbürger, ein Rathsherr 
von den Zünften und ein Zunftmeilter, hatten die Schlüffel zu dem 
Troge, d. h. zu der Kiſte, in welcher das Stabtgut und das 
Stabtfiegel bewahrt wurde. Sie hießen die Seckler und fie wa- 
ven mit dem Bürgermeijter bie Schlüfjelbewahrer und Stadt: 
fiegelbewahrer, beren Amt für die Gemeinde um fo wichtiger 
war, als außer dem Bürgermeifter alle Ritter ausgeſchloſſen wa: 
ren. Späterhin wurden bie drei Sedler vom Stebneramte getrennt 
und auf Lebenszeit ernannt. Seit diefer Zeit waren fie allein die 
Sedelmeijter, und fie wurben indgemein die Dreiherren ge: 
nannt 2%). Unter ihnen ftanden die Zinsmeifter,'zur Erhebung 
der Zinfe von ben verpachteten Fleiſchbäänken, Hofftätten, Kram: 
ftätten, Gärten u. a. m. 27), dann bie Zöllner u. a. m., insbe 
ſondere auch die fogenannten Ladenherren ober die Herren 
über die Lade. Sie hatten die Mebgerlehenzinfe und bie Sie: 
gelgelder des Gerichts zu erheben und zu verwalten und bie Gelb: 
ftrafen beizutreiben.. Außerdem waren fie die Bewahrer des 
Gerichtsſiegels, wie die Seclermeifter die Bewahrer des Stabt- 
fiegeld. Diefer Ladenherren waren e8 drei, von benen jedes Jahr 
Einer abging 29), 

Zur Erhebung der Vermögensiteuer pflegten frühe ſchon 
Steuerbücher oder Steuerregifter angelegt zu werden, z. B. 
in Ulm 20), in Frankfurt a. M. ſeit 1354 Stadtrechnungs— 
und Beetebücher 20). In München beſtand ſchon im Jahre 1377 


25) Otfrid, IV, 2. 29 u. IV, 12. 47. 

26) Ochs, II, 76-79, 402 u. 403. Heusler, p. 242. 

27) Ochs, V, 101. Heusler, p. 243. 

28) Ochs, VI, 875. 

29) Jäger, Ulm, p. 288. . 
80) Römer-Büchner, Stadtverf. p. 59 u. 194. 
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ein ſolches Steuerbuch 3'). Auch befiten wir noch mehrere Steuer: 
rechnungen von Münden aus ven Sahren 1369, 1370 und 
1371 22), Als Anhaltspunkt zur Erhebung der Grundfteuer dien: 
ten aber meijtentheil8 die Gerichtsbücher und die Erbſchafts— 
tafeln oder Urbare und bie Stabtbüder, in welche alle ge- 
rihtlihen und außergerichtlichen Uebertragungen von Grund und 
Boden und die VBerpfändungen eingetragen werden mußten, wie bei 
den großen Marten die Märferbücher und Landtafeln. Dieje Ge- 
richtsbücher erhielten daher ſpäter öfters ben Namen Grund: 
bücher oder Lagerbücher, 3. B. in Wien 22) und in München 
ihon im 15. Jahrhundert 29). In Speier nannte man jeue Grund: 
bücher Erbichhaftstafeln, weil alle Erbichaften oder Erben in 
biefelben eingetragen werden mußten, und Rämmererstafeln, 
weil der Kämmerer jene Tafeln zu bewahren und den Eintrag des 
angeerbten Erbes zu beforgen hatte 3%). In Lübe mußten ſchon 
im 13. Jahrhundert alle Grundſtücke (hereditates) in das Stabt- 
buch eingetragen werden 2%). In Wien bereits jeit dem 14. Jahr⸗ 
hundert 27). Es dauerte jedoch lange Zeit bis fich auch die in ber 
Stadt anfäßigen Srundherren diefem Gebote fügten 29). Aus bem- 
jelben Grunde follten in Ißny alle fteuerbaren Gründe beim Stabt- 
ratb gere&htfertiget, d. h. in jene Bücher eingetragen wer: 
den 3°). 


81) Stadtrecht bei Auer, p. 294. 
32) von Sutner in Abhl. ber Bair. Alad. II, 497. 
88) Url. von 1488 u. 1494 bei Hormayr, Wien, I, 2. Urk. p. 99 unb 


L, 5. Url. p. 202. 

84) Meine Seid. der Marlenverfaffung, p. 185, 815 u. 816 und oben 
5. 388, 

85) Rau, NRegimentsverfaffung, I, 12 u. 18. Kämmererseib bei Lehmann, 
p. 886. 


36) Urk. von 1289 im Lüb. Urkb. I, 487. de libro civitatis, in quo he- 
reditates conscribuntur, 

87) Urt. von 1360 bei Hormayr, Wien, I, 5. Urk. p. 35 u. 86. 

88) Urt. von 1488 u. 1494 bei Hormayr, I, 2. Urk. p. 99 und I, 6. 
Urf..p. 202. 

89) Statute und Rathoſchlüſſe bei Jäger, Magazin, II, 122. 
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Städtifcher Salz-, Srucht- und Weinhandel. 


$. 430. 


Auch der Salz, Frucht- und Weinhantel war in mandhen 
Städten eine Angelegenheit der Gemeinde. 

In Bafel war das Salz feit dem Jahre 1362 ein Regal. 
Und bie Einwohner mußten ihr Salz im Salzhauſe holen. Die 
Verwaltung bes Salzhaufes hatte ver Salzmeifter, fpäter der 
Salzſchreiber. Unter ihm ftanden 12 Mütter oder Salzmeſſer 
und drei Salzhausknechte. Die Oberaufficht über das Salz- 
haus batten aber brei Nathsherren, die fogenannten Salzherren. 
Und der Salzmeifter war diefen drei Salzberren rehnungspflich- 
tig). Auch in Salzwedel u. a. m. in der Mark Brandenburg 
hatte der Stabtrath den Salzhandel in Hänben ?). 

Eben fo handelten bie Stabträthe öfters auch mit Korn und 
- mit anderen Früchten, theils des Gewinns wegen, theils aber 
auch, um dem Kornwucher und dem Kornmangel vorzubeugen, 
3. B. in Bafel, in Regensburg ?), in Breslau *), und in einigen 
Städten der Mark Brandenburg ®). In Bafel beitellte ber Stabt- 
rath zu dem Ende im 14. Jahrhundert einen Kornmeijter, wel- 
her die Schlüffel zum Kornhauſe hatte, das Korn kaufte und ver: 
Taufte und Rechnung barüber führte. Zwei Rathsherren waren 
ihm beigeorbnet, an beren Rath er bei feinen Käufen und Ver: 
Täufen gebunden und benen er rechnungspflichtig war. Auch hatten 
biefe Rathsherren einen zweiten Schlüffel zu dem Troge im Kauf: 
hauſe, in welchen: fi) das Geld diefer Verwaltung. befand 9). 

Auch der Handel mit Eifen, mit Branbwein u. dergl. m. war 
zuweilen ein Monopol des Stadtraths geworben, z. B. in Mübl- 
haufen ?). 


1) Ode, II, 411 u. 412. — 
2) Bimmermann, I, 299. 

8) Regimentsorbnung von 1514 bei Jäger, Mag., IV, 52: 

4) Srünbagen, Breslau, p. 106 u. 107. 

5) Zimmermann, I, 299. 

6) Ode, II, 427. Heusler, p. 248. 

7) Hauptreceß von 1679 $. 44 u. 45. 
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Endli trieben die Stabträthe öfters auh Weinhandel, 
3.8. in Bafel im 14. Jahrhundert ®), in Breslau?) u. a. m. 
Zumal der Handel mit Rheinweinen und anderen fchweren Wei⸗ 
nen war dfterd ein Monopol des Raths, 3.3. In Bremen, Lübedl, 
Köln, Mühlhaufen, Braunſchweig u. a. m.?0%). Sehr wahrjchein- 
ih was diefes in allen jenen Städten der Fall, welche einen eige- 
nen ftäbtiihen Weinkeller hatten. Denn offenbar waren dieſe 
Weinfeller auch noch zu etwas Anderem als zur Niederlage frem- 
ver Weine beftimmt (8. 190). 


Handhabung des Stadtfriedens. 


$. 431. 


Die Erhaltung und Handhabung des Frietens in der 
Stadt war ebenfalls eine ftädtiiche Angelegenheit. Wie jede andere 
Genoſſenſchaft war auch die Stabtmarfgemeinde zur Handhabung 
des Friedens in der Stadtmarf verbunden ($. 86, 117 u. 384). 
Sie mußte daher innerhalb der Stadtmark ſchützen und [hir 
men und, wenn es nothwendig war, auch unterjtüßen und ver: 
treten. Ste hatte demnach die in der Stadtmark angefefjenen 
Bürger, Beifaflen und Schugverwandten, auch die in der Stabt be- 
findlihen Fremden, felbft die in die Stabt geflüchteten Verbrecher 
gegen jebe unerlaubte Gewalt, bie Bürger auch gegen alle uner: 
laubten Fehden zu [hüten und zu [hirmen und nöthigenfalls 
auch zu vertreten ($. 93, 95, 101, 235— 237, 384 u. 387). 
Erft dann, wo oder wann biefer Schuß aufbörte. oder mangelte, 
alſo außerhalb der Stabtmarf und bei verweigertem Necht, begann 
wieder das Recht der Fehde ($. 94 u. 110). Eben fo mußte bie 
geſammte Bürgerfchaft beim Vollzuge ber Verordnungen und ber 
ſonſtigen Gebote hilfreihe Hand leiſten ($. 385), und bie Bürger 
fogar bei ihren erlaubten Fehden unterftügen ($. 110). Auch der 
Grundbeſitz ftand unter dem Schub der Stabtgemeinde. Daher bie 


8) Ochs, IL, 497. 

9) Srünbagen, p. 107. 

10) Hüllmeann, U, 127. Dovandt, I, 328. Mühlhauſ. Hauptrece von 
1679 $. 45. Ordinariis senat. Brunsvic. von 1408 $. 9 bei Leibnitz 
Il, 451. Hach, II, 207, III, 184. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung. II. 10 
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gerichtliche Einweiſung in den Beſitz, das Frieden Wirken und die 
Haftung der Gemeinde für den ruhigen Beſitz und zuweilen auch 
noch für den entftandenen Schaden ($. 98, 388 u. 394). 

Diefe Pflicht der Stadtgemeinden zum Schu und Schirm 
gegen jede unrechtmäßige Gewalt findet‘ fih nun in allen alten 
Städten, in ven Keinen ebenfowohl wie in ben großen, z. B. in 
Memmingen ), in Kaifersberg im Elfaß 2), in Schwelbnig ?), in 
Köln am Rhein), in München u.a.m. Wenn daher in München 
ein Bürger beraubt worden war, follte der Stabtrath dem Räuber 
der Stadt Freundschaft entziehen, ihm fein fiheres Geleit 
in der Stadt geben und ihn in das Achtbuch fchreiben, d. h. in 
bie Acht erflären, bi8 er dem beraubten Bürger den Schaben erjeßt 
hatte 5). In der freien Reichsſtadt Mühlhaufen wurde dieſer Schutz 
und Schirm ſogar ausdrücklich bei der Aufnahme neuer Bürger 
zugefichert, indem ber Bürgermelfter in einer feterlihen Sitzung des 
Stadtraths, den Stab in der Hand und umgeben von den Raths- 
herren im Namen bes Reiches und des Stadtraths fol- 
gende Bannformel ausfprehen und ſodann die neuen Bürger bes 
eidigen follte. „In des Aller Durchlaudtigften Großmädhtigften 
„Fürſten und Herrn — Röm. Kayſ. Majeſt. — wie auch in des 
„Heil. Reihe und E. Hochedl. Hochweiſen Raths tiefer Kayſerl. 
„Freyen und des H. Reiches Stadt Mühlhaufen Namen bahne 
„und hege ich cuch, ſamt und fonders, einen ewigen Frieden 
„derogeftalt, daß Niemand Euch, resp. euer Weiber und Kinder 
„an Leib und Guth beleidige oder angreiffe, er habe euch dann vor 


1) Stadtrecht von 1896 $. 38. — „wil ber Burger bie werben, den fol 
„man ſchiermen, als ander unfer burger, fir fin berren vnd für 
„mänglih" —. 

2) Urk. von 1356 bei Siebenkees, Beiträge zum t. R. I, 22. — „für 
„ingefelfen Burger und ſy und all ir Gütter und Eigenſchafft 
„als ander eurer ingeſeſſen Bürger vor allem Gewalt, unrecht 
„und Schaden, günftlih nad allem euerm vermögen [hüten und 
„ſchirmen follen” —. 

3) Willkür von 1889 bei T. u. St. p. 609. 

4) Eidbuch von 1382 $. 26 in Quellen, I, 62 Ennen, Gef. II, 490 
—491. 

5) Urf. von 1918 bei Bergmann, II, 56. 
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„Uns dem Rath, oder nach Gelegenheit, deflen Stabtgericht, all- 
„hier nicht allein belanget, und mit Recht ordentlich ausgeflaget, 
„ondern auch gantz überwunden. Sothanen Frieden nun 
„bahne und hege ich euch zum eriten, andern und dritten mahl, 
„wie das Necht und alt hergebracdhter Gewohnheit iſt“ ©). 

Die in der Stadt angefeffenen Bürger, Beiſaſſen und Schuß- 
verwandten hatten ein Necht auf dieſen Schub. Auch bie einer 
fremden Herrſchaft unterworfenen Hörigen, weldhe ſich in ber 
Stadt niebergelaffen, wurden gefhüst und geſchirmt, gegen ihre 
Herrſchaft jedoch erft nach Ablauf von Jahr und Tag, nachdem fie 
ihre Freiheit verjährt Hatten ($. 101—103). Aber auch die in ber 
Stadt wohnenden oder ſich daſelbſt aufhaltenden Fremden, fogar 
die dahin geflüchteten Verbrecher wurden, wie wir gefehen, gegen 
unerlaubte Gewalt geſchützt und gejchirmt, wiewohl fie an und für 
ſich Fein Recht auf diefen Schuß hatten. Dafür mußten fie ſich 
aber auch allen Anordnungen, welche bie Bürgerfhaft für die Si- 
herheit der Stadt und zu ihrer Vertheibigung (pro custodia et 
municione nec non pro capitaneo civitatis) getroffen hatte, unter: 
werfen. In biefem Falle befanden fich insbefondere auch die Ju⸗ 
den in jenen Städten, in welchen fte nicht ins Schußbürgerrecht 
aufgenommen waren, vielmehr Kaiferlihe ober landesherrliche Kam⸗ 
mertnechte waren. Die Stabtgemeinden hatten auch binfichtlich 
threr volftändige Autonomie 7). Da es jeboch bie und da be: 
zweifelt worben zu fein fcheint, ob auch ſolche Juden und bie 
Fremden überhaupt jenen Anoronungen unterworfen fein follten, 
jo ließen ſich manche Städte dieſes Recht von den Kalfern und 
Landesheren ausdrädlich betätigen, im Jahre 1251 die Stadt Re- 
gensburg ®) und im Jahre 1313 die Stadt Nürnberg ®). 

Wer den Stabtfrieven brach wurbe als Friebensbrecher 
(Fredebrecher) 1%) geftraft, 3. B. In Soeſt 11), in Treiburg u. a. 


6) Grasshof, p. 118 u. 114. 

7) Gemeiner, I, 861. Rathsordnung von 1828, $. 64 bei Lehmann, 
p. 288. 

8) Gemeiner, I, 861. 

9) Urk. von 1818 in Hist. Norimb. dipl. II, 227. 

10) Erfurter Stat von 1806, c. 12 bei Wald, I, 104. 

11) Stadtr. von 1120 $. 22 bei Geiberk, II, 1. p. 61. Si aliquis infra 

10 * 
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m. 2). Die auf bie Uebertretung bes Stadtfriedens geſetzten Stra= 
ven beftanden theils in Geld theils in Leibes: und Lebeneftrafen- 
Die Geldbußen nannte man, ähnlich dem Friedegeld und Friebe: 
ſchilling bei gerichtlichen Mebergaben, einen Frieden und zwar 
die einfache Geldbuße. einen fchlechten Frieden, z. B. in 
Bajel 12). 


$. 432. 


Der Friede in der Stadtmarf war urfprünglich, wie in den 
alten großen Marken und in den Dorfmarken, ein Markfrie⸗ 
den!) Dazu kam jedoch frühe ſchon in den Städten ber Markt: 
frieden, welcher fpäter ein Stadtfrieden geworben ift. Diejer 
Marktfrieven und der fpätere Stadifrievden war ein Königsfrie- 
ben, welcher urfprünglich von dem König felbft und von den Kö- 
niglihen Beamten unter Königsbann gehandhabt worden ift ($. 83 
—86, 92 u. 117). Auch der Stabtfrieden zu Worms, von wel- 
chem die Urkunden von 1156 und 1220 reden ?2), und der Stadt⸗ 
frieden zu Soefl, Medebah und Wien, von welhem bie Stabt- 
rechte von 1120, 1165 und 1278 Sprechen, waren jolche Koͤnigs⸗ 
frieden ). Und alle Städte erhielten mit der Marftgerechtigteit 
auch den Königsfrieden in der Stadt. In vielen Städten wurde 
nun die Handhabung dieſes Stabtfrievens gleich bei beflen Anord⸗ 
nung dem Stabtrath übertragen. So war e8 in Worms, in 
Bafel, in Prag u. a. m. In Worms wurde ber Stabtfriede im 


muros oppidi pacem uiolauerit. — Schraa, art. 8 bei Em- 
eminghaus, p. 2022. — „jo wey binnen ber Stab ben Brebe 
„brecket“ — 
12) Stadtr. von Freiburg von 1120 $. 10. Si quis infru urpem p&- 
cem urbis infregerit —. Nod viele Stellen oben. $. 86. 
13) Rathserkenntniß von 1541 bei Ochs, VI, 368. „wer läftert, ſoll für 
„einen jeden Schwur einen [hlehten Frieden, das ift, dreyzehn 
„Schilling und vier Pfenning ohne Gnate verbeſſern.“ veirgl. Bye 
6. 888. 
I) Meine Geſch. der Marfenverfaffung, p. 809. vergl. oben $. 117. 
2) Morig, II, 146 u. 156. und oben $. 155. 
3) Stadtreht von Soeſt von 1120 $. 21 und von Medebach 1165 $. 8 
bei Seiberg, II, 1. p. 51 u. 74. Wiener Stabtr. von 1278 bei Lam⸗ 
bacher, II, 147. . 
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Sabre 1156 von Kaiſer Frievrih I angeordnet und die Hand: 
habung dieſes Friedens dem Stadtrath übertragen %. Dadurch 
erhielt der Stabtrath die mit der Handhabung bes FKönigsfriedens 
verbundene öffentliche Strafgerichtsbarfeit. Die Gerichtsbarkeit des 
Vogtes und des Schultheiß blieb zwar nad) wie vor nach der 
Urkunde von 1156, dem Vogte aljo die Handhabung des Blut: 
banns. Dur die auf den Stabtrath übertragene Strafgerichts- 
barkeit wurbe jeboch die Competenz des Vogtes wejentlich beſchraͤnkt. 
Und zulest ſank der Vogt zu einem bloßen Vollzugsbeamten und 
zu einem Beifiter des Schultheiß und zu dem erjten Votanten im 
Schultheißengerichte herab ($. 491). Eben fo war es in Bafel. 
Dort hat Rubolf von Habsburg im Jahre 1286 den Stadtfrieden 
angeordnet und deſſen Handhabung dem Stabtrath übertragen ®). 
Dadurch follte jedoch auch in Bafel an der Gerichtsbarkeit des 
Vogtes nichts geändert werden, wie dieſes der Stadtrath felbft in 
dem Einigungsbriefe zugeitanden ®), und noch im jahre 1347 dem 
Kaiſer Karl IV einen Eid geleiftet hat, daß er das Recht feiner 
Bogtet wahren wolle’), Da indeflen. in ber Handhabung des 
Stadtfriedens auch der Blutbann enthalten war, und der Stabt: 
rath diefen auch hinfichtlih der Bürger in Anfpruch nahm ®), fo 
blieb dem Vogt nur noche der Blutbann über die nicht Bürger und 
über jene Verbrecher, deren Aburtheilung, weil die That gar un- 
redlich war, der Rath ſelbſt an den Vogt hingewieſen hatte). Und 


4) Urf. von 1156 bei Schannat, II, 77. vergl. oben $. 155. 

5) Stadtfriede von 1286 8. 6, 7, 11, 18 u. 14 in Rechtsquellen, I, 18 
u. 14. Ochs, I, 484 fi. 

6) Einungbrief in Rechtsquellen, I, 23. „Wonde mit diſem einunge iſt 
„enhein recht abgetan noch abgelafien, das von alter har fomen iſt 
„und unfers bern bes biſchofs ober ber richtern recht iſt.“ Heusler, 
p. 202. 

7) Albert. Argentinens. bei Urstis. II, 1438. civesque regi solitum 
praestiterunt juramentum, sc. quod jus suae advocatiae ser- 
varent. 

8) Erkenntniß bes Vogtgerichtes von 1866. Rechtsquellen, I, 85. — „bas 
„banne der vogt — nüt richten fol, wonde es unſer flat friheit ift 
„und von alter aljo bar ift komen“ —. Ochs, II, 355—856. 

9) Erfenntnig von 1866 in Rechtsquellen, I, 85. — „es möchte och ein 
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ſeitdem der Stabtrath im Jahre 1386 die Vogtei ſelbſt erworben 
hatte, jeitvem fant der Vogt, wie in Worms, zu einem bloßen Bei: 
iger des Schultheißengerichtes Herab ($. 492). Auch in Prag 
ordnete König Wenceslaus im Jahre 1287 einen Stabtfrieven 
(pax civitatis) an und feßte zu deſſen Handhabung einen aus 
6 Bürgern beitehenvden Rath ein 19). 

In den meiften Städten wurde jedoch bei der Anordnung 
des Stabtfriedens die Handhabung deflelben nicht dem Stabtrath, 
jondern dem Föniglichen oder Iandesherrlihen Beamten in ber 
Stadt übertragen, und zu dem Ende nur ein eigenes Stadtgericht 
errichtet ($. 88 — 91). So war e8 in Soeft, in Mebebach, in 
Wien u. a. m. In Soeft und Medebach wurde der Vogt mit der 
Handhabung des Blutbanns und des Stabtfriedens beauftragt !). 
In Wien, wo Rubolf von Habsburg den Stabtfrieven angeorbnet 
hatte (Pacem itaque instituimus civitatis taliter —), wurde die 
Handhabung deſſelben dem Tandesherrliden Stadtrichter (judex 
civitatis) übertragen 12). Und fo erhielt in ben meilten Städten 
der königliche oder Iandesherrliche Vogt oder Stadtrichter mit bem 
Blutbann aud die Handhabung des Stabtfriedend. Nur in jenen 
Städten, in welchen fpäterhin die Stadt felbft die Vogtei erworben 
hat, ift jodann mit dem Blutbann auch bie Handhabung bes Stadt⸗ 
friedens an den Stabtrath übergegangen, z. B. in Soeft im Sabre 
1278 13), in Meb im 13. Jahrhundert ($. 149). 

Mit diefem Stadtfrieven, der ein SCönigsfrieden war, bürfen 
jedod die vertragamäßigen Stadtfrieden nicht verwechſelt 
werden, wie dieſes von Mone gejchehen tft 1%). In vielen Städten 
fam e8 nämlich zum Zweck der Handhabung bes Stabifriedens zu 


„getat als gar untebelich befhehen, das der rat dar umbe wol möchte 
„richten, oder das fi ben vogt betent und bieffent, das er dar umbe 
„richte.” Heusler, p. 208. 

10) Urk. von 1287 bei Rößler, altprag. Stadtrecht, p. 167 ff. 

11) Stadtrechte von Soeſt von 1120, 8. 7, 12, 14, 21, 22 u. 25 bei 
Seiberg, II, 1. p 49 ff. und von Medebach von 1165, $. 2, 5 u. 8 
eod. p. 73 ff. 

12) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 147 ff. 

13) Eeiberg, Rechtsgeſch. von Weflfalen, III, 887 u. 662. 

146) Mone, VII, 6 u. 8. 
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Einigungen ($. 47), theils unter den Bürgern, theils zwifchen 
biefen mit ihrem Landesherrn. Eine ſolche Einigung des Stadt⸗ 
raths mit dem Landesheren zur Handhabung des Stadtfriedens 
war jene Eidgenofjenichaft (confederatio) der Stadt Münfter mit 
bem Bifchof von Münfter vom Jahre 1257 ?5), und die Einigung 
ber Stabt Worms mit dem Bilchof von Worms von 1287 16). 
Noch Häufiger waren jedoch die Einigungen unter den Bürgern 
ſelbſt. Sie waren für die Stadt und für die Stabtmarf daſſelbe, 
was die Randfrieden für das Land und für das gefammte Reich 
gewejen find. Sie wurden auf Fürzere oder längere Zeit einge: 
gangen und, nach Ablauf diefer Friſt, ſodann abermals wieder er: 
neuert, oder auch auf ewige Zeiten eingegangen. So vereinigte 
man fidh ſeit dem 13. Jahrhundert in Regensburg zu ſolchen Stabt- 
frieden bald auf ein halbes Sahr, bald auf ein ganzes Jahr oder 
auch auf zwei oder mehrere Jahre, und nach Ablauf jener Seit 
wurben die Einigungen jedesmal wieder erneuert und bejchworen 
bis ind 15. Jahrhundert 77). Dieſe Friedenseinigungen mußten 
von ben Bürgern beichiworen werben. Und ſie haben größeren 
Schub gegen Friedbrüche gegeben als der allgemeine Königsfrieden 
gegeben bat. Daher war der wegen angeichuldigten Friedensbruchs 
zu fchwörende Reinigungsetb ſchwerer oder leichter, je nachdem zur 
Zeit des Friedbruchs ein beſchworner Friebe beitand oder nicht 28). 
Eben ſolche Stabtfrieven in Mainz 1%). In Bafel wurde um das 
Jahr 1354 eine ſolche Stadtfriedens Einung auf 5 Jahre einge 


15) ®Wilfens, p 122. und oben $. 66. 

16) Boehmer, fontes, Il, 287. | 

17) Gemeiner, I, 614, 649, 550, 11, 27—30, 94, 95, 101, 105, 119, 142 
u. 849. Urk. von 1881, 1856, 1859 und weiengeriglabui bei Frey⸗ 
berg, V, 65, 109 ff., 141 fi. u. 148. - 

18) Regensb. Privilegium von 1280 $. 2. — sed pax eo tempore non 
esset in civitate jJurata, sola se manu expurgabit. Si vero cives 
pacem servare juraverunt, is qui reus putatur, tertia manu se 
purgebit. Bon einem jolden Belsuden befhiwornen Frieden ſpricht 
auch Sidi. Lr. II, 71, 8. 2. 

18) Urkunde von 1800 bei Würdtwein, diplom. Mogunt. I, 400 fi. 
Die fpäteren Urkunden bei Würdtwein, subs. dipl. XI, 368 ff. und 
die Urt. von 1480 bei Mone, VII, 8 ff. 
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gangen 2%). Einigungen für immer, alfo ewige Stadtfrieden, 
hatten ftatt in Frankfurt in Sahre 1318 21), in Speier im Jahre 
1328 22), in Eßlingen im Jahre 1376 2) und, wie wir gefehen, in 
Mühlhauſen ($. 431. Not. 6). Auch in Metz wurden die Friedens- 
einigungen anfangs nur auf eine Reihe von Jahren, dann aber 
für immer eingegangen ($. 149). Und aud in Met mußten dieſe 
Einigungen von ber geſammten Bürgerichaft beſchworen werben 2%). 
Dieje Einigungen wurden öfters in ein Buch zuſammengeſchrieben, 
welches man das Friedebuch, z. B. in Mainz, oder das Fried⸗ 
gerihtsbud, 3.2. in Regensburg, genannt hat. Und diefe ver- 
tragsmäßigen Stadtfrieden waren die Vorläufer ber ver: 
tragsmäßigen Randfrieden, bie zulegt im Jahre 1495, zu 
bem ewigen Landfrieden und zur Errichtung des Reihe 
tammergerichtes geführt haben. 

Mit der Aufrechthaltung des Stabtfriedens hängt auch die 
Sorge für die Sicherheit der Landftraßen zufammen, ohne welde 
Tein Handel gedeihen kann. Daher die vielen Städtebündniife 
zur Erhaltung des Landfriedens. und die Sorge ber 
Etädte für das fichere Geleit auf den Landftraßen ($. 87 u. 408). 

Die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und Ruhe 
und die Handhabung des Stadtfriedens war zunächſt Sache des 
Stadtraths. In Straßburg durfte bei einem entſtandenen Auf: 
lauf nur allein der Stadtrath bewaffnet einjchreiten, nicht aber bie 
‚ einzelnen Bürger 25), Bei gewöhnlichen unter den Bürgern ent: 


20) Einungsbrief von 1854 bei Ochs, IL, 83 ff. Einungsbrief ohne Da⸗ 
tum in Rechtsquellen, I, 19 fi. 

231) Bochmer, Urkb. I, 443. Es war eine Erneuerung bes alten Gtabt: 
friedens, nun aber für ewige Seiten. 

22) Lehmann, p. 284. 

28) Pfaff, p. 101. 

24) Urk. 1250 in Hist. de Metz, IV, 1. p. 200-201. Et si l’ont jureit 
de chescun paraige, c’est assavoir: Doutre- Saille ont jureit. (folgen 
nnı bie Namen). De Juerue l’ont jurei. (folgen die Namen). De 
Porte-Meselle l’ont juriet, (die Namen). De S. Martin l’ont juriet. 
(die Namen). Et pour lou commun l'ont juriet. (folgen bie 
Namen). 

25) Stadtreht von 1270, art. 34 bei Strobel, I, 826. „Jst daz ein krieg 
„Oder ein misschel uf erstat under ben burgern und ein aulouf 
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ftandenen Streitigfeiten hatte der Bürgermeiſter allein für bie 
Aufrechthaltung der Ruhe zu forgen und Frieden zu gebieten. Er 
durfte jedoch zu dem Ende auch noch den Rath beiziehen und bie 
Rathsherren mußten ſodann bei Etrafe erjcheinen ?%). In Ulm 
batte der Bürgermeifter und zwei Rathsherren Ruhe und 
Frieden zu gebieten 27), in Frankfurt der Schultheiß und in 
feiner Abweſenheit ein Schöffe 2%), in Münden der Staptrichter 
und ber Stabtrath 2%), in Rotenburg die Zweimänner ?%), in 
Speier der Bürgermeifter und Rath). Eben fo der Bür: 
germeijter und Kathi in Mainz 32), in Bafel ??), in Hagenau 29), 
in Memmingen 2°), in Erfurt 2%), in Saalfeld 27) u.a. m. In 
Bremen hatten ein oder zwei NRathmänner ober ein ober zwei 
Aeltermänner (Zunftvorfteher) ben Frieden zu gebieten 3%). In 
Hamburg zwei Rathmanne 2%). Und die gefammte . Bürgerjchaft 
mußte hiebet dem Stabtrath helfen und ihn unterflügen. Außerdem 
war aber auch noch jeder einzelne Bürger berechtiget und ver: 
pflichtet bei gejtörtem Frieden den Frieden zu gebieten ($. 884 
u. 385), und bie wahrgenommenen Friedbrüche dem eis 
anzuzeigen, 3. B. in Frankfurt 99). 


$. 433. 
Die Mittel zur Handhabung bes Stadtfriedens 


„da wirt, niemand krippfe deheine waffen —, und der rat waffent 
„ſich wol uf daz, daz er fride mache, und ben krieg nider lege.“ 

26) Stadtrecht bei Strobel, I, 882 u. 559. 

27) Rathsorbnung von 1845 bei Jäger, Mayazin, II, 497. 

28) Url. von 1318 bei Boehmer, Urkb. I, 444. 

29) Stadtrecht, art, 817. 

80) Benſen, p. 800. 

81) Rathsordn. von 1828, $. 48 u. 44 bei Lehmann, p. 286. 

82) Friedebuch um 1480 5. 46—50 bei Mone, VII, 18 u. 19. 

88) EFinigungsbrief von 1854 bei Ochs, II, 86. 

84) Urk. von 1332 bei Schoepflin, II, 145. 

35) Stabtr. von 1396 bei Freyberg, V, 290. 

36) Statut c. 12. bei Wald, I, 108. 

37) Statut c. 129 bei Walch, I, 46. 

88) Stat. von 1808 bei Deltiche, p. 17. 

89) Stadtrecht von 1270, X, 7. von 1292, N. 7. von 1497, M. 8. 

40) Urk. von 1818 bei Boehmer, Urkb. I, 444. 





154 Handhabung des Stadtfriedens. 


und zur Erhaltung der öffentliden Ordnung und Rube 
in der Stadt waren zunächſt die Abichaffung bes Rechtes ber Fehde 
und ber Privatradye und das Verbot bes Waffentragens. Es 
wurde zu dem Ende verorbnet, daß niemand mehr angegriffen oder 
befehdet werden dürfe, der fich vor Gericht zu ftehen erboten halte, 
z. B. in riedberg in der Wetterau I), in Köln?) uam Nur 
mit Zuftimmung des Stabtrathes ?), dann bei verweigertem 
Neht und außerhalb der Stadtmark follte, das Fauſtrecht 
noch erlaubt fein. Denn jo weit der Stadtfriede reichte jollte man 
gegen jede unerlaubte Selbjihilfe gefehüßt fein (6. 93, 94 u. 110). 

Das Waffentragen wurde anfangs befchräntt und fobann 
gänzlich verboten. Zur Verhinderung ber Blutrache wurde öfters 
das Waffentragen auf eine Reihe von Jahren ben beiberjeitigen 
Verwandten. verboten, 3. B. in Regensburg im Sabre 1356 auf 
zwei Sahre 9). In Augsburg wurden nad) einem Aufftande im 
Jahre 1303 die Häupter jener Bewegung aus der Stadt verwießen 
und die übrigen dabei betheiligten Geſchlechter angewießen, zehen 
Jahre lang keine Harntiche mehr in der Stabt zu tragen, es ſei 
denn auf Befehl des Stadtraths in der Stadt Noth®). Wer zur 
Nachtzeit nach der Weinglode Waffen trug wurde in Worms ge: 
ftraft %) und in Regensburg fogar verhaftet ). Außerdem durfte 
man in Negensburg während des beichwornen vertragsmäßigen 
Stadtfriedens nur ftumpfe und kurze Meffer tragen, die nicht 
länger ald das erlaubte an dem Marktthurm eingemauerte Maß 
waren. Andere Waffen zu tragen war gänzlich verboten ®). Auch 
in Ulm beftand das Verbot Lange Mefler und Schwerter zu tra 
gen und das Maß der erlaubten Mefler war, von dem Stadtrath 
beftimmt ®). Eben fo in Frankfurt a. M. (6. 284), Zu Straf- 


1) Urk. von 1374 bei Moſer, reichsſt. Handb. I, 700. 

2) Eidbuch von 1841 $. 129 u. 180 in Quellen, I, 88. 

3) Eidbuch v. 1341 8. 140 in Quellen, I, 84. 

4) Gemeiner, II, 95. 

5) Urf. von 1803 bei von Stetten, Geſch der Geſchl. p. 881. 
6) Urk. von 1287 bei Boehmer, fontes, II, 288. 

7) Gemeine, I, 512. 

8) Gemeiner, I, 512, II, 94 u. 985. 

9) Zäger, Ulm, p. 481-488. 
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burg war das Tragen von Spitzmeſſern und von verborgenen 
Mefiern gänzlich verboten und in der Nacht auch noch das Kragen 
von Pickelhauben (Bedlenhuben oder mitrae ferrese) und von an- 
beren Waffen 1). Auch in München !!), in Wien, Heimburg, 
Brünn und Wiener Neuftadt war das Tragen langer Mefler, jo: 
genannter Stechmefjer, und verborgener Waffen verboten !?). Eben 
jo war das Waffentragen verboten, während des gebotenen Stadt: 
friedens 3. DB. in Prag?) und während des vertragsmähigen 
Stabtfriebens, 3. B. in Bajel !*) und in Mainz !°). Und in jenen 
Städten, in welhen man ſich zu einem ewigen Stabtfrieden ge- 
einiget hatte, war auch das Waffentragen für immer verboten, 
3. B. in Speier 19), in Eßlingen 17) unb feit dem 15. Jahrhundert 
auch in Straßburg 18). Nur bei offener Feindſchaft war das Waffen- 
tragen erlaubt. Aber auch zu dem Ende war eine Erlaubniß des 
Bürgermeijters und Stadtraths nothwendig, 3. B. in Mainz unb 
Regensburg ($. 110). Auch durften die Bürger bewaffnet auf das 
Land zu Fuß gehen oder reiten, 3. B. in Bafel!9), in Mainz 20) 
und in Straßburg 21). Denn der Stabtfriede war auf das ſtaͤdtiſche 
Gebiet bejchräntt ($. 94). Auch die Fremden mußten, wenn fie 
in eine Stadt Tamen, ihre Waffen ablegen, in Regensburg im 
Sajthofe und in Wien je nach den Umständen entweder ſchon vor 


10) Stadtrecht $. 5 u. 7 bei Strobel, I, 550 u. p. 328 6. 87. Giadiredt 
von 1249 u. 1270 $. 10 u. 12 bei Mone, Anzeiger von 1887, p. 24 
u. 27. 

11) Stadtrecht bei Auer p. 279 $. 44. 

12) Stadtrecht von Wien 12321 $.89 und von 1278 bei Lambacher, p. 154. 
von Wiener Neufladt, c. 24. und von Heimburg $.7. bei Senckenberg, 
p. 277. Stadir. von Brünn, c. 28 bei Röfler, p. 350. 

13) Urf. von 1287 $. 5 bei NRößler, p. 169. 

14) Ochs, II, 84. 

15) Mone, Zeitſchr. VII, 17 u. 18. 

16) Rathsorbnung von 1328 8. 11 u. 18 bei Lehmanu, p. 284. 

17) Pfaff, p. 101. 

18) Urt. von 1482 bei Scilter zu Königsh. p. 1098. und oben $. 281. 

19) Verordn. von 1339 und Cinungbrief in Rechtsquellen, I, 15, 20 u.21. 
und bei Ochs, II, 84. 

20) Urf. von 1430 $. 43 bei Mone, VII, 18. 

21) Urk. von 1482 bei Schilter, p. 1098. 
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den Stadtthoren oder, wenn fie Gejchäfte in der Stadt hatten, in 
ihrem Gafthofe (in hospitio suo) 22). Eben jo mußten auch in 
Ulm die Fremden die Waffen ablegen, fogar bie gebornen Ulmer, 
wenn fie in fremden Dienften ftanden 22). In Straßburg ſollten 
jogar die Wirthe geftraft werden, wenn fte e8 unterlaffen hatten, 
ihre Säfte zum Ablegen ihrer Waffen aufzuforbern und fie vor 
den Folgen der Unterlaffung zu warnen 2%), 


Zur Erhaltung der Ruhe im Innern der Stadt diente auch 
bie Eintheilung der Städte in Stadtviertel, au deren Spike 
ein oder mehrere Hauptleute geftellt zu werben pflegten ($. 218), 
dann das Abjperren der Straßen mit Ketten und mit an- 
deren Schranfen, wie dieſes bereits feit dem 13. Jahrhundert 
in Regensburg 25), ſeit dem 14. in Bajel 2°) und feit dem 15. Jahr⸗ 
hundert in Nürnberg zu gejchehen pflegte, um bei Aufläufen das 
Gedränge und bei Straßenfämpfen die Vereinigung der bewaffneten 
Maſſen zu verhindern 27). 


Auch Tag: und Nachtwachen wurden angeordnet. Ur: 
jprünglih waren bie Bürger felbft zu diefen Wachevienften an den 
Stabtthoren u. a. m. verpflichtet. Späterhin wurde aber für den 
täglichen Dienft eine bewaffnete Mannihaft geworben und beſol⸗ 
det (6. 129, 130 u. 134), oder e8 wurden auch bewaffnete Raths⸗ 
biener angeftellt, 3. B. in Ulm 22). Auch, dieſe Tag: und Nacht: 
wachen ftanden unter bem Bürgermeifter und Rath, 3. B: in Ra- 
tibor, Schweibnig u. a. m.2%), bie und da auch noch unter ben 
Einungern, 3. B. in Ulm. Die Wachen follten von Zeit zu Zeit 
von den Bürgermeiftern, Nathsherren und Einungern viltirt und 


22) Gemeiner, I, 518. Wiener Stabtr. von 1278 bei Lambacher, II, 156. 

23) Jäger, Ulm, p. 488. 

24) Stabtr. $. 6 bei Strobel, I, 550. Stabtr. von 1249 u. 1270 8. 11 
bei Done, Anzeigen von 1837, p. 24 u. 27. 

25) Historia ad 1266 bei Pertz, XI, 650. Gemeiner, I, 257 u. 890. 

26) Bajel im 14. Jahrhundert, P- 121. 

27) Sichenfees, II, 672—675. 

28) Jäger, Ulm, p. 427. 

29) Urf. von 1298 $. 8 und 9 und von 1328 $. 4 u.7 bei X. u. St. 
p. 421 u. 520. 
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bie liederlichen und fchäblichen Leute verhaftet werden, 3. B. in 
Ulm 39), und in Regensburg 21). 

Mit der Nachtwache hängt die gebotene Polizeiftunde zu: 
fammen. Da nämlich das zu lange Siten in den Wirthshäufern 
nur zu häufig zu NRubeftörungen zu führen pflegte, jo wurde ſchon 
fett dem 14. Sahrhundert eine Stunde beitimmt, an welcher ſich 
die Spieler und die Zechenden zurückziehen und bie Wirthshäujer 
gejchloffen werden follten. Das Zeichen dazu wurbe von der 
Rathsglocke gegeben. Und da nach dieſem Zeichen Fein Bier und 
fein Wein mehr gejchenft werben durfte, jo nannte man dieſe 
Abendglode eine Bierglode oder Weinglode, 3.2. in Re 
gensburg 32), in München 22), in Frankfurt 3%), in Ulm 3), in Se: 
ligenftadt *%), in Wiener Neuftadt.3”) u. a. m., oder auch eine 
Wachtglocke (Wahteglode), 3. B. in Straßburg 2%), oder bie 
Feuerglode (Furglode), 3. B. in Rotenburg 2%). Auch ſollte, 
nachdem die Bier-, Wein-, Wacht oder Feuerglocke geläutet, nie: 
mand mehr ohne Licht auf der Straße gehen, feit dem 13. Jahr⸗ 
hundert in Worms 2%) und feit dem 14. Jahrhundert in Regens⸗ 
burg *), in Nürnberg 22), in Ulm #2), in Eßlingen 4%), in Roten- 
burg #5), in Münden 4%), in Seligenjtabt 17). Und nachdem bie 


350) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, II, 504 u. 506. 

31) Gemeiner, I, 286 f. 

32) Gemeiner, I, 518, II, 148. 

83) Stadir. art. 840 u. 507 bei Auer p. 182 

84) Statut von 1852 bei Senckenberg, sel. jur. I, 66. 

85) Jäger, Mag. III, 518. 

86) Grimm, I, 509. 

87) Stadtrecht $. 47. 

88) Stadtr. 8. 8 bei Strobel, I, 551. Stabtr. von 1270 8.18 bei Mone, 
Anzeiger von 1837, p. 27. 

89) Benfen, p. 800. 

40) Urk. von 1287 bei Böhmer, fontes, II, 288. 

41) Gemeiner, I, 512. 

42) Siebenfees, IV, 608. 

48) Jäger, Ulm, p. 427 f. 

44) Pfaff, p- 168. 

45) Benſen, p. 800. 

46) Stadtr. art. 341. 

47) Stimm, I, 508. 
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britte Rathsglocke geläutet follte fih in Ulm gar niemand mehr 
auf der Straße blicken laffen weder mit noch ohne Licht 4%). 

Auch war der Öffentlichen Sicherheit wegen das ſchnelle 
Reiten („das Rennen”) in den Straßen bereits feit dem 14. 
Sahrhundert verboten, z. B. in Nürnberg #9) und -in Ulm 39). 

Ein Hauptmittel zur Herftellung eines dauerhaften Friedens 
in den Etädten war das Verbot der Jufammenrottungen 
und der Sonderberatbungen ber einzelnen Bürger und 
der Zünfte. Meiſtentheils wurde diefes Verbot in den vertrags- 
mäßigen Yrierenseinigungen und in den Verfaffungseinigungen 
und Stabtorbnungen ausgefprocdhen, 3. B. in München 51), in 
Mainz 52), in Speier 52), in Breslau 5%), in Ehlingen °), in Seli⸗ 
genftadt 5%) u. a. m. In mandhen Städten geftattete man indeſſen 
auch in fpäteren Zelten noch ben Zünften einen Sonderrath 
ohne die Gefchlechter, jedoch nur unter gewiſſen Befchränfungen zu 
halten, 3.8. in Reutlingen und in fpäteren Selten auch wieder in 
Eßlingen ($. 316 u. 350). Die ftürmiichen Verfammlungen und 
Zufammenrottungen waren meiftentheils gegen den Stabtrath oder 
wenigftens gegen die rathsfähigen Gefchlechter gerichtet. Daher 
verordnete der Stabtrath von Negensburg, daß alle Leute, welche 
etwas zu begehren haben, nur felb ander oder felb dritt vor den 
Rath kommen und, wenn ſie von noch mehr Leuten begleitet feien, 
nicht empfangen und nicht gehört werben follten 87). 

Die Handhabung der Öffentlichen Ordnung und bes Friedens 
führte fchon jeit dem 14. Jahrhundert zu einer Beauffihtigung 
ber Fremden und diefe zu einer georbneten Frembenpolizei. 
Fremde preßhafte oder ſonſt verbächtige Leute follten in Regens⸗ 


48) Jäger, p. 428. 

49) Siebenkees, IV, 785. - 

50) Jäger, p. 481. 

51) Wahldrief von 1408 in Mon. Boic. 35, II, p. 251—252. vergl. oben 
5. 821. 

52) Friebensbuh um 1480, $. 1 u. 2 bei Mone, VII, 8 u. 9. 

53) Lehmann, p. 280. 

54) Eſchenloer, Ehron. von Breslau, I, 87. 

55) Negimentsorbnung von 1816 $. 6 bei Jäger, Magazin, V, 10. 

56) Stadtorbnung von 1527 bei Steiner, Seligenftabt, p. 871. 

57) Semeiner, I, 514 u. 518. 
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burg gar nicht in die Stabt gelaflen, vielmehr gleich an den Stabt- 
thoren von den Thorhütern zurückgewiefen werben ®%), Wenn be: 
waffnete Fremde in die Stadt Tamen, ſollten fie auf der Stelle 
angezeigt, in fpäteren Zeiten fogar alle Fremden, auch wenn fie 
nicht bewaffnet waren, zur Anzeige gebracht werben 5%). Schäbliche 
Leute und Leute, denen die Stadt verboten war, follten von niemand 
beherbergt werben, 3. B. in Regensburg 9), in Ulm), in Breslau, 
Grottkau und Schweidnitz 2). Auch mußte jeder Bürger, der einen Frem⸗ 
den beherbergte, für ihn haften und ihn vertreten, 3.38. in Ulm 2). 
Lebe Woche follte ein Mal oder auch mehrmals nach den ſchäd⸗ 
lichen Leuten geforſcht, nöthigenfalls auch eine Hausſuchung 
angeorbnet werden. Und alle Bürger mußten zu bem Ende fchon 
jeit dem 14. Jahrhundert dem mit der Hausfuchung beauftragten 
Bürgermeifter und den Einungern ihre Häufer öffnen, z. 3. in 
Ulm ) und in Regensburg es), was in früheren Zeiten, als noch 
die Wohnung der freien Leute eine fefte Burg war, gewiß nicht 
erlaubt geweien iſt ($. 119). 

Mit der Handhabung bes Stadtfriedens hängt auch die Er- 
theilung des fiheren Seleites in der Stadt zufammen. 
Daher hatte der Stabtrath in allen jenen Stäbten, in weldyen ihm 
die Handhabung bes Friedens innerhalb ber Stadt oblag, auch das 
fihere Seleit zu ertbeilen. So erhielten die Kaufleute aus Brauns 
ſchweig und aus ber Mark Brandenburg, wenn fie mit ihren 
Waaren nah Hamburg Tamen, Schub und Schirm und ficheres 
Geleit von dem Stabtrath ee). Eben jo bie Kaufleute aus Braun: . 


58) Gemeiner, I, 462. 

59) Gemeiner, I, 518, III, 451. 

60) Gemeiner, I, 518. 

61) Jäger, Mag. II, 5086. 

62) Urk. von 1824 $. 17 und von 1328 $.60 beit. u. St. p. 507 u. 527. 

68) Jäger, Mag. I, 806. 

64) Rothes Buch bei Jäger, UI, 504 und 505. — „und wa ſy band an 
„legent oder zu weldem bus ſy komment ba fol man vor in tür vnd 
„tor vff tum oder ſy fullent das Hus floffer vnd wen ſy darinne er: 
„griffent der ſchedlich wer den fullent fie haimen.“ 

65) Gemeiner, I, 518. 

66) Urk. von 1258 u. 1288 bei Rappenberg, Urkb. I, 518 u. 660. Nos 
consules et universitas civitatis Hamburgensis notum 
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jhweig, wenn fie nah) Bremen kamen ), Auch die Städte Mem⸗ 
mingen 9) und München hatten und übten jchon fett dem 14. und 
15. Jahrhundert das Recht des ficheren Geleites 9). Daher 
brachten die fremden Kaufleute, welche die Jakobidult in München 
bejuchten, Empfehlungsfchreiben von ihrem Etabtrath mit, um fie 
dem Schub und Schirm des Stabtraths von München zu empfeh: 
len. Aus einem joldyen Schreiben bes Stabtraths von Augsburg 
vom Jahre 1406 geht hervor, daß es bie Kaufleute damals noch 
für eine Pflicht hielten, die auswärtigen Märkte und Dulten zu 
befuchen 7%. Auch in Schuldſachen durfte in München nur allein 
der Bürgermeifter und Rath dem Schuldner Fried und Geleit 
geben. Sogar der Stadtrichter burfte es ohne Zuftimmung 
bes Stadtraths nidt thun”). Schon von Rechtswegen 
hatten jedoch alle diejenigen ficheres Geleit, welche Geſchaͤfte halber 
in die Stadt kamen, oder dajelbft einkaufen oder Wein, Korn, Salz, 
Holz, Heu u. dergl. m. einführen oder eine Leiftung (Einlager) 
vornehmen wollten 72). Uebrigens mußten eine Zeit lang felbft die 
Landesherrn das Geleit von dem Stabtrath begehrten, went fie 
fiher durch eine Stabt reiten wollten (6. 129). Daher ließ fich 
auch der König von Dänemark im Jahre 1352 freies Geleit von 
dem Stabtrath zu Kübel geloben, ehe er e8 wagte in der Stabt zu 
erfcheinen 72). b 


facimus quod nos omnes homines et mercatores — ad nos 
cum suis mercaturis veniendi, moram faciendi et ad propria libere 
redeundi sub nostram protectionem et securum no— 
strum conductum recipimus. 

67) Urt. von 1256 bei Nebtmeier, p. 498. 

68) Stadtr. von 1896 bei Freyberg, V, 289. 

69) von Sutner, in Abhdl. ber Alab. UI, 478. Bairiſche Annalen vom 
Mai 1888, p. 418. 

709) Schreiben von 1406 in Bairiſchen Annalen vom September 1838, 
p. 851. „Da bie Bürger und Krämer zu Augsburg ben Markt zu 
„Münden pflichtig find zu beſuchen mit ihren Leibern und Gü⸗ 
„tern, fo Bitte er fie zu fchirmen und zu fügen.“ 

71) Stabtredht, art. 809 u. 458 bei Auer, p. 119 u. 175. 

72) Stabtr. art. 248, 808 u. 879. | 

73) Urf. von 1352 bei Mantels, Lübeck und Marquard von Weſienſee, 
p. 4. 
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Bon dem Stabdtfrieden, d.h. von dem Rechte auf jenen 
Schuß, ausgenommen waren außer ben Geächteten und Ber: 
bannten 7%) auch noch die fchlechten Leute, die Buben und Ruf: 
fiane in Regensburg 75), die Spielleute und Schaufpieler (mimi) 
und die öffentlichen Diruen in Landshut ?9%), in Bajel die Fremden, 
dag eigene Hausgefind, die Buben, Spielleute und bie böfen Wei- 
ber 77), und in Speier jogar alle diejenigen, welche fich nicht in 
eine Zunft hatten aufnehmen laſſen 9). Es Hatten demnach alle 
diefe Leute Fein Recht auf ben ſtädtiſchen Schutz. Ein eigentlicher 
Friedbruch war daher an ihnen gar nicht möglid. Es hing viel: 
mehr von dem Ermeſſen des Stadtraths ab, ob und wie weit er 
fie in einem gegebenen Falle jchügen und fchirmen wollte Es 
war demnach möglich, daß alle jchlechten Leute, alle Spielleute und 
Schauſpieler, in Speier alle diejenigen, welche in keine Zunft auf: 
genommen waren, und in Bafel jogar alle böjen grauen von ihren 
Männern und das eigene Hausgefind von feiner Dienftherrichaft 
ungeftraft mißhandelt und ſelbſt getödtet werden konnten. 


3. Stadtmagiftrat. 


a) im Allgemeinen. 


S. 484. 


Der Stadtmagiftrat, beftehend aus den Bürgermeiftern und 
Stadträthen, ift, wie wir gefehen, aus den alten Dorfmarkvor: 
ſtehern hervorgegangen oder wenigſtens vollftändig an ihre Stelle 





— — nn — 


74) Sächſ. Lr. II, 66 a. E. Schwäb. Lr. W. c. 206 a. E. Stadtrecht 
von Augsburg bei Freyberg, p 84. Siadtrecht von Landéhut, 8. 15 
bei Gaupp, I, 154. 

75) Gemeiner, II, 9. 

76) Stadtr. von 1279 $. 15. vergl. Sächſ. Le. I, 38 8. 1. 

77) Einungsbrief von 1854 bei Ochs, IL, 88 u. 89. „Daß diele Einung 
„fein Bürger verſchulden mag an einigem Gafl, an feinem eigenen Haus: 
„gefinde, an Buben, an Spielleuten, noch an böjen Weibern; fie mö⸗ 
„gen aber wohl bie Einung verſchulden.“ 

78) Rathsordu. von 1828, $. 68 bei Lehmann, p. 288. „Wer auch nid 
„gezünfit bat, an tem frevelt man nicht, und ift auch in unſerm 
„Schirme ni.” vergl. oben $. 387. 

v. Maurer, Stäbteverfafjung. II. 11 
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getreten ($. 143—145 u. 159). Die Benennung Stabtmagiftrat 
fommt zwar fchon ſeit dem 12. Jahrhundert in einigen Städten 
vor, allgemein wurde fie jedoch erft feit tem 16. Jahrhundert 
($. 151). 

Die Stadträtde und Bürgermeifter waren von je her, mit 
wenigen Ausnahmen, genoſſenſchaftliche, von der Stabtge- 
meinde gewählte Behörden. Die Wahl war urſprünglich fehr 
einfach. Meiſtentheils wurbe der Stabtrath in direfter Wahl von 
ber gefammten Bürgerfchaft, aljo urfprünglih von den Geſchlech⸗ 
tern aus ihrer Mitte gewählt (8.153 u. 156). Und es trat dabei, 
fo lange noch das Gejchlechterregiment beftand, eine Art von Ahnen: 
probe ein, indem Niemand in den Math gewählt werben durfte, ber 
nicht nachzuweiſen vermochte, in Hannover, daß er von vier Ahnen 
„acht und recht“ geboren fei!), in Lübeck, daß er freies Eigen 
beſitze und feine Nahrung nicht durch ein Handwerk gewinne 
($. 354) u. f. w. Seitdem jedoch die Kämpfe der Gefchlechter unter 
fih und der Gefchlechter mit den Zünften begonnen hatten, ſeitdem 
wurden die Wahlen, wie wir gefehen, in vielen Städten aus allzu: 
großer Vorſicht immer verwicelter ($. 156 u. 157). 

In vielen Städten verließ man das Syſtem ber öfters jehr 
ftürmifchen direkten Wahlen und ließ bie Stabträthe durch zuvor 
von der Bürgerjchaft gewählte Wahlmänner wählen. Diejes 
geſchah in Magdeburg durch ſogenannte Köhrherren oder 
Wahlherren ($. 354), in München durch eigene Wähler, feit 
dem Sahre 1403 durch drei Wähler ($. 321), in Dortmund dur 
fogenannte Churfreunde, welche das Churcollegium bildeten 
(8. 339), in Schweibni buch Wahlmänner, welde felbit aus 
einer ſehr verwidelten Wahl hervorgingen ($. 339), in Baireuth 
durch fünf aus dem landeöherrlichen Vogt und aus 4 Rathsherren 
beftehenden Wähler ’»), in Freiburg dur einen Wahlausſchuß 
von neun Mitgliedern ($. 350), in Eßlingen durch fieben Wahl: 
herren ($. 316), in Reutlingen durch ſieben Wahlmänner, bie 
fogenannten Siebener?), in Coesfeld durch acht Wahlmänner, 
bie fogenannten Achtmänner. Jedes Jahr verfammelte ſich 


1) Statut von 1347 bei Andrene, Chronik von Hannover, p. 81. 
1a) Lang, Geld. von Baireutb, p. 56. 
2) Jäger, Mag. V, 262—265. vergl. $. 850. 
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nämlich dafelbft der alte Rath auf dem Rathhauſe und die Bür- 
gerfhaft nach den vier Kluchten auf dem Marktplatze. Der Rath 
beftimmte aus jeder Klucht acht Wahlgenofien, deren Namen geheim 
gehalten und auf Zettel gefchrieben wurden. Bon biefen Zetteln 
zogen jodann bie acht Gemeinheitsmänner (die eigentlichen Vertre⸗ 
ter der Gemeinde) für jede Klucht zwei heraus. Die auf dieſe 
Weile durch8 Loos beftimmten acht Wahlmänner, die fogenannten 
Achtmänner für die Rathswahl, wurden nun auf bem Rath: 
haufe im bie Wahlftube, wie in Rom die Sarbinäle ins Conclave, 
eingesperrt und erit nach beenbigter Wahl wieder entlaffen 2). Auch 
in Soeſt geſchah die Wahl durch 12 MWahlberren, durch bie foge- 
nannten Churberren. Sie verfammelten fi zur Berathichla- 
gung über die Wahl auf dem Rathhaufe, mußten aber bafelbit bis 
Abends verweilen. Denn fie durften erft in der Nacht und zwar 
ohne Licht nach Haus gehen, wahrfcheinlih um Gorruptionen und 
Intriguen vorzubeugen. Die Wahl ſelbſt geihah exit am folgen- 
den Tage nach abgelegtem Churherren Eid ). In Rotweil kommen 
zweierlei Wahlmänner vor, fieben Wahlmänner zur Wahl bes 
Raths oder des Magiftrats und fünf andere Wahlmänner, die fo: 
genannten Fünfer, zur Wahl der Zunftrichter und des Bürgeraus⸗ 
ſchuſſes 9). In Straßburg endlich und in Bajel wurden bie Stabt- 
räthe durch fogenannte Kiefer gewählt ($. 317 u. 348). In Bafel 
hat fich über diefen Wahlaft ein ganz eigenthümliches Ceremoniel 
gebildet, nach welchem auch in fpäteren Zeiten noch die Bürger: 
ſchaft, wenigftens dem Scheine nach, in einiger Abhängigfeit von 
dem Bilchof geblieben if. Am Tage vor dem Wahltage wurde 
nämlich der Wahltag von den vier Gerichts Amtmännern feierlich 
ausgerufen und der Rat und die Gemeinde auf den anderen Tag 
vor den Bifchof vorgeladen. Am anderen Morgen verlammelte 
fi der Nath in dem Bifchofshof, die Bürgerichaft aber auf dem 
Münfterplate. Nachdem der Rath im Bifchofshof ein für ihn 
bereitetes Frühmahl eingenommen, zog berjelbe mit dem Bifchof 
und den Dombherren in das Stifthans neben dem Münſter. 


8) Söfeland, p. 63 u. 64. 

4) ©ed, p. 118 u. 114. 

5) Jäger, Mag. VI, 77 u. 82. 
11 * 
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Dort wurden die acht Kiefer gewählt und diefe ſodann auf dem 
Münfterplage in Gegenwart bes Biſchofs und der ganzen Bürger: 
Ichaft beeidiget. Hierauf Lehrte der Viſchof mit dem Kiefern ins 
Stifthaus zurüd und die Kiefer erwählten dafelbft den Bürgermei- 
fter und den Rath. Den Bürgermeilter wählten fie aus drei Can⸗ 
bidaten, welche der alte Rath den Tag vorher vorgeichlagen hatte. 
Nachdem dieſes geſchehen, erichienen Kiefer und Biſchof wicber auf 
dem Münjterplabe und es erfolgte nun folgende Geremonie. Der 
Altbürgermeifter trat hervor und bat Seine biſchöfliche Gnaden der 
Stadt einen Meifter und Rath geben zu wollen, worauf fo- 
dann der Bilchof die Namen der bereits erwählten Bürgermeifter 
und Räthe verlefen und verkünden ließ uud der Stabtfchreiber 
ihnen in Gegenwart des Biſchofs und der Gemeinde den Rathseid 
abnahm 8). In’ diefer Ceremonie lag nun, wie bemerkt, der Schein 
einer Abhängigkeit der Nathswahl von dem Biſchof. Daher wollte 
ih die Bürgerichaft in fpäteren Zeiten diefer Ceremonie nicht 
mehr unterziehen. Im Jahre 1476 ward ſogar im Stadtrath bie 
Trage berathen, ob man ben -Bilchof Fünftig noch um die Ernen- 
nung eines Bürgermeiſters und Nathes bitten folle oder nicht 7). 
Es blieb jedoch nach wie vor bei diejer, jedenfalls in ſpäteren Zei⸗ 
ten ganz leeren und bebeutungslofen Ceremonie). 
Anderwärts lich man den neuen Rath von dem alten Rath 
wäblen, 3. B. in Straßburg jeit dem Jahre 1382 von dem ab: 
gehenden Rath (6.348), und in Speier von dem ausgchenden Rath 
($. 352). Eben fo in Augsburg, Lucern, in vielen maͤrkiſchen und 
Ihlefiihen Städten u. a. m. von dem alten oder abgehenden 
Rath ($. 348). In Freiberg wählten die zwölf Rathöherren ſechs 
aus der Gemeinde und dieſe ſechs wählten dazu ſechs aus ben 
Nathsherren des vorigen Sahres %). In Oppenheim ($. 126 u. 
156) und in Hamburg hatte der Stadtrat) das Recht ver Selbit: 
ergänzung 10)1. Eben fo in Mainz, wenn ein Nathsherr gejtorben 


6) Ochs, I, 366, 369 u. 870. vergl. oben $. 155. 

7) Ochs, IV, 844. 

8) Ochs, V, 268—266. 

9) Stadtrecht, c. 48 bei Schott, TIL, 279 u. 280. 
10) Lappenberg, Rechtsalt. I, Einleitung, p. 34—87. 
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war 1). An Bern follte der große Math durch die Venner und 
die Sechszehner aus den Handwerkern gewählt werben ($. 355). 
In Nürnberg wählte der Heine Rath die acht älteren Genannten 
aus dem großen Rath ($. 343) und in Ueberlingen hatte ber große 
Rath den Meinen Rath und den Bürgermeifter zu wählen (6. 350). 
In Lindau wurde ber Stabtrath von den Zunftmeiftern gewählt 
($. 354). An Straßburg wählten die Schöffen einer jeden Zunft 
die Rathsherren aus ihrer Zunft (6.348). Andermärts hatten bie 
Zünfte wenigftens einen ganz entſchiedenen Einfluß auf die Wah⸗ 
len. In Ulm, wo nach dem Schwörbrief von 1327 jedes Jahr der 
Bürgermeifter und der große Rath neugewählt, der Pleine Rath 
aber nur zur Hälfte neu gewählt, alfo jedes Jahr von ben Ge: 
ſchlechtern ſieben und von ben Zunftmeiftern im einen Jahr acht, 
im anderen neun gewählt werben follten ($. 316) — in Ulm 
wählten zuerjt die Zünfte auf ihren Zunfthäufern die 8 oder 9 
Zunftmeifter zur Ergänzung des Pleinen Raths, und ſodann die 30 
neuen Zunftmeifter für den großen Rath. Hierauf traten die 17 
Zunftmeifter des Fleinen Raths und die 30 neu gewählten Zunft: 
mitglieder des großen Raths mit dem alten Bürgermeiiter, allo 48 
an der Zahl, zufammen und wählten den neuen Bürgermeifter für 
das nächte Jahr. Nach der Wahl mußte der neue Bürgermeifter 
in die Hände des alten Bürgermeiſters den Amtseid fchwören. 
Nach beendigter VBürgermeifterwahl traten die Zunftmeifter und 
Zunftmitgliever aus dem Kleinen und großen Rath, alfo 47 an der 
Zahl, mit dem neuen Bürgermeifter zufammen und wählten die 10 
Geſchlechter in ten großen Rath und an die Stelle der 7 aus bem 
Meinen Rath ausgetretenen Gejchlechter fieben neue 12). Auch joll- 
ten die 7 neuen Rathsherren aus den Gejchlechtern erft, nachdem 
ihre Tüchtigfeit in einer geheimen Situng bes Meinen Raths ges 
prüft worden war, in dem Rath zugelaſſen werden 12). Die Raths- 
wahl in Ulm lag demnach ganz in den Händen der Zünfte. In 
Kaufbeuren !%) und in allen anderen Städten, in welchen bas 
Zunftregiment vollftändig geflegt hatte, wählten die Zünfte den 
Bürgermeifter eben fowohl wie den Stadtrath. 


11) Urk. von 1244 Nr. 8 bei Guden, I, 581. 

12) Schwörbrief von 1827 bei Jäger, Ulm, p. 471. vergl. 245 ff. 
13) Rathefchluß von 1898 bei Jäger, Magazin, III, 496 u. 497. 
14) Jäger, Mag. V, 8585 ff. 
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Meiſtentheils wurden auch die Bürgermeifter auf biefelbe 
Weiſe gewählt wie bie Rathsherren entweder durch bie gejammte 
Buͤrgerſchaft oder durch die Wahlmänner, und in jenen Städten, 
in welchen das Zunftregiment eingeführt war, durch die Zünfte. 
In ſehr vielen Stäbten überließ man es aber auch dem Stabtrath 
jelbft den oder die Bürgermeiſter ans ihrer eigenen Mitte zu 
wählen. 


Eidesleiftung und Ichwörtag. 


$. 435. 


Nah beendigter Wahl erfolgte die. Beeidigung ber neu ge 
wählten Ratbsherren und Bürgermeifter meiſtentheils vor der ver: 
fammelten Gemeinde, in Worms am St. Matinstage!) und in 
Ulm einige Wochen vor St. Georgi 2). In vielen Städten wur- 
ben indeſſen nicht bloß die neu gewählten Bürgermeifter und Stadt⸗ 
räthe, fondern zu gleicher Zeit auch die gefammte Bürgerichaft 
beeidige. Man nannte den Tag, an welchem dieſe Eibesleiftung 
ftatt hatte, ven Schwörtag. Und in fehr vielen freien Städten 
und in den Reichsſtädten wurde jedes Jahr ein folder Schwörtag 
gehalten. Es war biefe Beeidigung der gelammten Bürgerichaft, 
welche im Grunde genommen nichts anderes als eine jedes Jahr 
wieberfehrende Leiftung des Bürgereides geweien iſt (F. 369, 385 
u. 386), eine Huldigung, welde die Gemeinde dem neugewähl- 
ten Gemeinbevorftand barbrachte, und welche nicht wenig zur Ein: 
tracht zwifchen dem Gemeindevorſtand und ber Gemeinde felbit bei- 
getragen hat. Nachdem nämlidy die neugewählten Bürgermeilter 
und Gemeinderäthe der verjammelten Bürgerfchaft den Amtseid 
geleitet hatten, huldigte diefe ihrem neuen Gemeinbevorftand, indem 
fie ihm den Eid der Treue und des Gehorjams leiſtete, alfo den 
bei der Bürgeraufnahme bereits geleifteten Buͤrgereid wieberholte. 
Solche jedes Jahr wiederkehrende Schwörtage findet man jeit dem 
13. Jahrhundert in Freiburg ?), fpäter aber auch in Reutlingen 


1) Vergleich von 13886 und Radtung von 1519 $. 12 u. 18 bei Schan- 
nat, Il, 200, 821 u. 441. und oben $. 155. 

2) Schwörbrief von 1827 bei Jäger, Ulm, p. 741. vergl. 245 u. 247. 

3) Stadtrecht von 1293 u. 1892 bei Schreiber, I, 184, II, 91. 
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und Kaufbeuren 9), in Eflingen ®), in Norbhaufen ®), in Weblar”?) 
u. a. m. Man nannte biefe Schwoͤrtage öfters auch Eidtage, 
3. B. in Göttingen Eyddage?), in Lüneburg Eddache“) und in 
Hamburg Eeddaghe 10). Auch in Speier wurde nad) dem Auf: 
ftande vom Jahre 1330 zur Wieberheritellung ber Ruhe und zur 
Beieftigung ver neuen Verfaſſung im Jahre 1331 ein ſolcher Schwör- 
tag eingeführt, im Jahre 1512 aber nad einem neuen Aufftand 
wieder abgefhafft 1). In manchen Städten wurden zwar nicht 
jedes Jahr, vielmehr nur in Zeiten der Gefahr und zur Wieber- 
berftellung ber Einigkeit in der Stadt ſolche Schwörtage gehalten, 
3. B. in Braunfchweig 12). In einigen Stäbten hing biefe Eibes- 
leiftung mit der urfprünglich der Grund⸗ oder Landesherrſchaft ge⸗ 
Ichuldeten Huldigung zujammen. Und auch in fpäteren Zeiten 
haben fich zuweilen noch Spuren biejes ehemaligen Zuſammenhangs 
erhalten. Im Straßburg nämlich, wo ber Gemeinderath urjprüng- 
lich, wie wir gejehen, von dem Bilchof ernannt worden ift, mußte 
ihm auch der Amtseid geleiftet werden 12). Geit dem Nevers von 
1263 ſollte aber der Eid nicht mehr ihm jelbit, fondern nur no 
in feiner Gegenwart geleiftet werben ($. 52 u. 154). Ob nun zu 
biefer Eibesleiftung auch ſchon die Bürgerjchaft beigezogen und 
biefe ſodann jelbft beeidiget worden tft, wird zwar nicht gejagt, iſt 
jedoch ſehr wahricheinlih, indem die Beeidigung der Bürgerichaft 
im Biſchofsgarten und auch in fpäteren Zeiten noch in Gegen: 
wart des Biſchofs jtattgehabt hat. Sehr wahrfcheinlicy wurden 
nämlich urfprünglich beide Eibe, ber Huldigungseid und der Bür: 
gereib, zu gleicher Zeit, und daher im Bilchofsgarten und, nachdem 
ber Hulbigungseid unterblieben, ber Bürgereid noch in Gegenwart 


4) Jäger, Magazin, V, 268 fi. u. 858. Walch, III, 298 u. 314. 
5) Pfaff, p. 587 f. 

6) Förſtemann, Ehron. von Norbhaufen, p. 187 u. 188. 

7) Bergleih von 1893 $. 18 bei von Wlmenftein, L, 511. 

8) Pufendorf, III, 210. 

9) Pufendorf, II, 190. 

10) Westphalen, IV, 8008. 

11) Lehmann, p. 281 u. 616. vergl. $. 817. 

12) Rehtmeier, Chr. p. 1158. 

18) Grandidier, II, 37. Rot. o. 
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des Biſchofs geleifte. Daß aber mit dem von der Bürgerichaft zu 
leiftenden Eide urfprünglih auch noch ein Huldigungseid verbunden 
geweien fein muß, geht auch noch aus dem Umftande hervor, daB 
ber Eid erft dann geleiftet zu werben brauchte, wenn ber Bilchof 
jelbft beſchworen hatte, die Rechte und Privilegien ber Stabt be: 
wahren zu wollen. ebenfalls wurde die Bürgerfchaft jchon feit 
der im Jahre 1332 geänderten Berfaffung zur Eidesleiftung berufen. 
Und es wurde feitdem jedes Jahr en Schwörtag gehalten, an 
welhem der neu gewählte Rath der Vürgerichaft den Amtseid, und 
bie Bürgerfchaft dem Stadtrat den Bürgereid Ieiften mußte 1%). 
Die Eidesleiftung der Bürgerfchaft hatte anfangs noch in dem 
Biihofsgarten ftatt. Sie wurde aber im Sahre 1358, feitdem der 
Stadtrat! unabhängiger von dem Biſchof geworden war, auf den 
Münfterplab verlegt 15). Die Geremonie der Eidesleiftung hatte 
aber auch in fpäterer Zeit, ſelbſt nach der Reformation noch in 
Gegenwart des Biſchofs oder feiner Näthe ftatt. Da jedoch vor 
der Beeibigung des Rathes und der Bürgerjchaft der Biſchof ſelbſt 
ſchwören .mußte, die Nechte und Privilegien der Stabt bewahren 
zu wollen, diefer Eid aber im Jahre 1663 von dem damaligen 
Biſchof verweigert worden ift, fo wurden feitvem auch die Biichöfe 
und ihre Räthe nicht mehr zu dem Schwörtage geladen 1%). Auch 
in Bajel hatte wahrfcheinlich der Biſchof urfprünglich das Recht 
ben Stabtrath zu ernennen ($. 155). ebenfalls mußte ihm auch 
in fpäteren Zeiten noch der Amtseid von dem Etabtrath geleiftet 
werben !7), jo wie denn auch dem Kaifer felbft der Vogtei wegen 
der Amtseid von dem Stabtrath geleiftet werden mußte'%). Ob 
nun zu gleicher Zeit mit dieſem Amtseive (dem Rathseide) dem 
Biſchof auch der Huldigungseid geleiftet worden ift, wiſſen wir 
nicht. Es ift jedoch wahrfcheinlich, da auch in fpäteren Zeiten noch 
ber Bürgereid in Gegenwart des Biſchofs geleitet werden mußte. 
ebenfalls geſchah e8 aber nicht mehr jeit dem Ende bes 14. Jahr: 


14) Elofener, p. 101. Königshoven, p. 305 u. 808. Ueber die Förmlich⸗ 
feiten dieſer Eidesleiſtung vergl. eod. p. 1098 u. 1099. 

15) Cloſener, p. 103 u. 107. SKönigshoven, p. 308. 

16) Grandidier, Il, 96 u. 97. 

17) Rathseid von 1899 bei Ochs, I, 882, v, 266. 

18) Ochs, I, 495, 496, 1V, 226. 
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hunderts. Nach der Handfeſte von 1399 ſollte nämlich jedes Jahr 
nad der Bürgermeiſter- und Rathswahl ein Schwörtag gehalten 
werden, an weldem der Etabtrathb dem Biſchof und der Bürger- 
ſchaft den Rathseid Teiften und ſodann die auf dem Münfterplabe 
verfammelte Bürgerjchaft ven Bürgereid, zwar noch in Gegenwart 
des Biſchofs, nicht aber ihm, vielmehr dem neu gewählten Bürger- 
meifter und Rath Ieiften mußte !%). Hinfichtlich der Leiftung bes 
Ratheides ift e8 auch im fpäteren Zeiten noch bei dem alten Her: 
fommen geblieben. Nur wurde die Ceremonie von dem Muͤnſter⸗ 
plate auf den Petersplatz verlegt 2%). Der Bürgerichwörtag da⸗ 
gegen wurde fpäterhin abgeichafft und ftatt deſſen die jährliche 
Leiftung. des Bürgereides in den Zunfthäufern eingeführt 21). Auch 
follte feit dem Jahre 1367 der Bürgereid nicht mehr dem Stabt- 
rath ſelbſt, vielmehr in die Hände des Oberjtzunftmeifters 22), und 
eine Zeit lang auch noch in die Hände des Ammanmeifters ge- 
ſchworen werden 22). Es fcheint demnach, daß in Straßburg und 
in Bafel der dem Landesherrn fchuldige Huldigungseid urfprünglich 
zu gleicher Zeit mit dem tem Stadtrathe zu leiftenden Bürgereibe 
an dem Schmwörtage geleiftet worden ift, daß aber Ipäterhin, nach- 
dem jene Stäbte freier unb unabhängiger geworden waren, ber 
Huldigungseid unterblieben, und nur noch der Bürgereib geblieben 
ift, welcher aber dem Stabtrath, lange Zeit jebody noch in Gegen: 
wart tes Landesherrn, gejhworen werden mußte, was noch an 
ben ehemaligen Zuſammenhang beider Eide erinnert. 
Nach der Eidesleiftung folgten Feftlichfeiten mancherlei Art. 
In Reutlingen endigten die Wahlfeterlichkeiten mit einem feierlichen 
Sottesdienft und mit militärifchen Ehren, welche den neuen Bürger: 
meiftern und Rathöherren von der bewaffneten Mannfchaft ermie- 
fen zu werben pflegten 2%). In Ulm machte ber neue Bürgermeifter, 
welcher immer ein Gefchlechter war, jeder Zunft ein Geſchenk mit 
Dfterfladen und kam ſodann felbft in die Zeche und -feßte fich eine 


19) Ochs, I, 870, 882, 888, II, 210. 
20) Ds, I, 870, V, 265 u. 266. 

231) Ode, I, 370. 

23) Ochs, II, 210, 264, 802, III, 72, 166, V, 851. 
28) Ode, II, 72. k 

24) Jäger, Mag. V, 273. 
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Zeit lang neben ben Zunftmeifter hin 25). Meiſtentheils wurbe 
aber nun nach althergebradgter Sitte tüchtig gezecht, in Ehlingen 
auf der Bürgerftube 2%), in Kaufbeuren u. a. m. in den Zunft: 
bäufern 2°), in Göttingen auf dem NRathhaufe felbft, und man 
nannte daſelbſt dieſe Mahlzeit die Rathmannskoſte %). Und in 
Worms, wo die Wahlhandlung drei Tage lang banerte, enbigte 
fogar jede Wahlhandlung mit einem Eſſen 29). 


h) Bürgermeilter. 
S. 486. 


Der Bürgermeifter war in der Stadtmark daſſelbe, was in 
den alten großen Marken ber oberfte Markbeamte geweſen iſt ?). 
Er war der erfte genofjenichaftliche Vorjteher der Stadtmark und 
hatte daher den Vorſitz im Stabtrath und bie oberjte Leitung der 
genoſſenſchaftlichen Geſchaͤfte. In vielen Städten gab e8 nur einen 
Bürgermeifter, in anderen zwei, ober drei 3. B. in Ulm, oder 
auch vier, 3. B. in Straßburg vier Stäbtemeifter und in Erfurt 
vier Rathsmeiſter 2); in Weißenburg acht Bürgermeifter, von denen 
jedes Jahr vier und zwar abwechſelnd ein viertel Jahr regierten, 
jo daß demnach jedes viertel Jahr ein neuer Bürgermeifter zum 
Regiment Tam ($. 350), in Hildesheim zwölf Bürgermeijter 
(proconsules) und in Nürnberg fogar jehsundzwanzig Bär: 
germeifter, von denen jedoch in Hildesheim immer nur ein Bürgers 
meiſter und in Nürnberg zwei, ein alter und ein junger Bürger: 
meifter das Negiment. führten ?). In Braunfchweig ftanden jieben 
Burgemeifter (burmeltere) an der Spite der fünf Weichbilde, aus 
denen bie Stadt bejtanden hat, nämlich je zwei an ber Spike ber 
Altſtadt und des Hagen, und je einer an der Spitze der Neuftabt, 


25) Jäger, Ulm, p. 247. vergl. $. 349, 
26) Pfaff, p. 537 u. 588. 
27) Jäger, Mag. V, 858. 
28) Havemann, I, 626. 
29) Schannat, II, 441. 
1) Meine Geſch. der Marlenverfafiung, p. 198. ff. 
2) Statut, c. 42 bei Wald, I, 119. - 
8) Havemann, I, 628. Not. vergl. oben $. 348. 
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ber Altenwiek und des Sad. Der regierende Burgemeifter der 
Altſtadt hatte im Namen des gemeinen Raths das Wort zu führen 
und wurde daher des Raths Worthalter genannt*). Auch ihre 
Benennung war urjprünglich ſehr verſchieden. Späterhin bildet 
jedoch der Titel Bürgermeilter die Regel. In manchen Städten 
bat fich indeflen auch der Name Schultheiß als die Benennung 
bes genoflenjchaftlihen Gemeindevorſtehers erhalten ($. 162). 

Sp lange die Stabtmarkfgemeinde eine Geſchlechtergemeinde 
war, jo lange mußte natürlich auch der Bürgermeifter ein Gelchlech- 
ter fein. Denn er war ja der Vorfteher der Gefchlechter. In vie 
len Städten tft derſelbe aber auch nach dem Siege ber Zünfte noch 
der eigentliche Vorſtand ver Gejchlechter geblieben, ober er mußte 
wenigftens aus den Geſchlechtern gewählt werden. Dies war in 
Bafel, Straßburg, Ulm, Nürnberg, Regensburg u. a. m., insbe: 
jondere auch in Frankfurt der Fall, indem daſelbſt einer ber beiben 
Bürgermeifter aus der Schöffenbant, ber andere aber aus der Bank 
der Gemeinde, beide aljo aus den Gefchlechtern genommen werben 
mußten ($. 342). Andermwärts follte auch nach dem Siege ber 
Zünfte noch Einer ver beiden Bürgermeifter aus den Gefchlechtern, 
ber Andere aber aus ben Zünften oder aus ber Gemeinde genom- 
men werden, 3. DB. in Worms, in Augsburg, in Coblenz u. a. m. 
($. 155, 315 u. 350). In Weblar follte von den beiden Bürger: 
meiftern jedes Fahr der Eine aus ben Schöffen und ber Andere 
aus dem Rath gewählt werben 5), In einigen Städten hatten auch 
bie Zünfte ein eigenes Oberhaupt in der Perſon des Oberftzunft- 
meifters ober Ammeifters erhalten. Und dann gehörten auch bieje 
mit zu den Häuptern ber Stadt. Die Bürgermeifter behielten 
jedoch den Vorrang vor ihnen. Denn nur allein in Straßburg ift 
der Ammanmeilter feit dem Jahre 1482 auch noch über bie vier 
Bürgermeifter oder Städtemeifter hinauf an die Spite der fäbti- 
hen Verwaltung geftiegen (F. 330 ff.). In Regensburg, wo bie 
Bürgermeilter fortwährend aus den Gefchlechtern gewählt zu wer: 
ben pflegten, waren bie Bürgermeifterwahlen zu einem ewigen Zanl- 
apfel unter den Gefchlechtern geworben. Nach dem Sturze ber 


4) Ordinarius senatus Brunsv. von 1408 $, 6. bei Leibnitz, III, 450. 
5) Vergleich von 1898 $. 5 bei Ulmenflein, I, 504. 
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allmächtigen Auer wurbe daher im Jahre 1334 beichloffen Leinen 
Einheimischen mehr zum Bürgermeiſter zu wählen %. Damit 
waren die Streiligkeiten unter den Gefchlechtern beendiget. Und 
über hundert Jahre jorgten nun Auswärtige für das Wohl ber 
Stadt beffer als die einheimifchen Bürgermeifter vordem gelorgt 
hatten. Seit 1429 findet man in Negensburg feine Bürgemeifter 
mehr an der Spike ber ftäbtifchen Verwaltung. Die oberfte Lei⸗ 
tung des. Stabtregiments ging vielmehr über in bie Hände des 
älteften und würdigſten Mitgliedes des Stabtraths, des Kamme⸗ 
rers, zu welchem feit dem Jahre 1453 noch ein zweiter Kam: 
merer gelommen ift 7). 

Die Amtsgewalt der Bürgermeifter war urſprünglich nicht 
groß. Denn die eigentliche Verwaltung lag in den Händen bes 
Stadtraths. Allentbalben hatten fie jedoch den Vorſitz im Stabt- 
rath, den Vollzug der daſelbſt gefaßten Beichläfle und die Bejor: 
gung der minder wichtigen laufenden Geſchäfte. In ben meiften 
Städten ftteg jebeh nad) und nach ihre Gewalt ($. 162). In 
Coesfeld hatten die beiden Bürgermeiſter außer dem Borfig im 
Stadtrath die Aufjiht über alle ftädtischen Anftalten und Behörden. 
Sie nannten ſich daher auch die oberften Kämmerer und die ober: 
ften Verwahrer des Heiligen Geiftes, d. h des Armenhaufes zum 
h. Geift. Sie führten das ftädtifche Siegel, bewahrten die Schlüffel 
der Stabtthore und waren auch Beifiter bes Stadtgerichtes 8). 
In Nürnberg regterten die beiden Bürgermeifter in der Regel ganz 
allein. Denn bie acht Genannten des Fleinen Raths follten nur 
in gewiſſen Faällen, aljo bloß ausnahmsweiſe beigezogen werben 
($. 343). Allenthalben hatten die Bürgermeifter einen Hauptan: 
theil an der Handhabung der öffentlichen Sicherheit und bes Stadt: 
friedens ($. 432). Eie ftanden daher an der Spibe der Sicher: 
heitspolizei und jeder anderen nach und nad) in den Städten ſich 
bildenden Polizei, 3. B. in Speier 9), in Ulm), in Coeöfelb 11) 


6) &emeiner, II, 1. Urk. von 1884 bei Freyberg, V, 116. 
7) Semeiner, III, 1, 215 u. 218. 

8 Eökeland, p. 64. 

9) Rau, II, 12. 

10) Jäger, Ulm, p. 268. 

11) Söfeland, p. 60 ff. 
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n. a. m. In manden Städten hatten fie auch Gerichtsbarkeit 
über Maß und Gewicht, über die Bäcker, Wollenweber und anvere 
Zünfte und über Heine Poltzeihändel. Und die von ihnen ausge: 
Iprochenen Geldbußen gehörten ſodann der Stadt, 3.8. in We: 
jel. 22), in Köln 12). In Speier erhielten fie feit dem Ende des 
13. Jahrhunderts jogar eine Gerichtsbarkeit in Schuld: 
lachen und in anderen geringeren Streitſachen. Als näm- 
ih während der Streitigleiten des Biſchofs mit der Stadt, feit dem 
Jahre 1291, der Biſchof fich weigerte einen Echultheiß zu ernennen, 
die Stadt aber doch nicht ohne Gericht bleiben Tonnte, ernannte 
der Stadtrath ſelbſt einen Schultheiß und die Bürgerjchaft (uni- 
versi cives et incolae civitatis) machte die Verordnung (Einung), 
daß über Schuldfadhen auch vor den Bürgermeiltern verhandelt 
werden dürfe (einunga, ut si aliquis ex eis sibi dicat alterum 
aliquali debito obligatum, quod ipse hoc intimaret civium 
magistris, et iidem ipsum debitorem ad se vocarent —) 19), 
Sp entitand die Gerichtsbarkeit der Bürgermeifter in geringen 
Streitfachen, welche nicht wenig bazu beitrug, die Gerichtsbarkeit 
des biſchoͤflichen Schultheiß mehr und mehr zu untergraben. Die 
Bürgermeifter in Speier hielten urfprünglich ihre Sigungen öffent: 
ih vor dem Kaufhauſe unter einem Schopf, fpäter aber 
in dem Rathhauſe, in der fogenannten neuen Stube Die 
Parteien trugen ihr Anliegen felbft vor und wurden mündlich bes 
Ichieden oder, wenn die Sache zu jchwierig war, vor den Stadt— 
rath verwiefen. Auch hatten die Parteien das Recht von ihrem 
Spruch an den Stadtrath zu appelliven 18). 

Eine öffentliche Gewalt und öffentliche Gerichtsbarkeit hatten 
die Bürgermelfter aber nirgends und eben jo wenig eine grundherrliche, 
Die öffentliche und grundherrliche Gewalt lag vielmehr urſprünglich 


12) Privilegium von 1277, c. 28 u. 24 bei Wigand, Ardiv, IV, 411. 
Jurgia, defectum mensurandi et pistrandi magister civium judi- 
cabit. | " 

18) Urt. von 1280 bei Ennen, Quellen, II, 128. Sciebiprud von 1258 - 
Nr. 26, eod. II, 383 u. 898. rüber übten bie Officialen der Richer⸗ 
zeche diefe Gerichtsbarkeit. Einen, Geſchichte von Köln, I, 545. 

14) Lehmann, p. 574 u 575. vergl. Rau, I, 17. 

15) Lehmann, p. 271 u. 283. 
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alfenthalben in den Händen von öffentlichen und grundherrlichen 
Beamten, wie in den alten großen Marken, jo insbefondere auch 
in den Stadtmarken, 3. 3. in Dürkheim!) Dafelbft ftanden 
neben bem Rath der Adıt, dem fpäteren Stabtrath, welcher vie 
marfgenofjenjchaftlichen Angelegenheiten zu bejorgen hatte, noch ein 
Boat und ein Schuliheik zur Belorgung der äffentlichen und herr: 
Ihaftlihen Angelegenheiten. Eben fo in Köln neben dem genof- 
ſenſchaftlichen Bürgermeiſter und Rath noch ein Burggraf oder 
Stabtgraf und ein Schultheiß, welcher auch Vogt genannt worben 
ft; in Worms ein Stadtgraf und ein Schultheiß; in Speier 
ein Bogt und ein Schultheiß; in Straßburg ein Burggraf, ein 
Vogt und ein Schultheiß; in Bafel ein Vogt und ein Schultheiß ; 
in Augsburg ein Burggraf und ein Vogt; in Nürnberg ein 
Burgaraf und ein Schultheiß; in Regensburg ein Burggraf und 
ein Schultheiß; in Magdeburg ein Burggraf und ein Schul: 
theiß; in Hamburg, in Bremen und in Lübeck ein Bogt; aud) 
in Freiburg im Breisgau !T) und in Bamberg neben dem 
Bürgermeifter ein Schultheiß 2°); in Ehenheim neben dem tri- 
bunus ein Schultheiß 19) und in Rotenburg am Nedar neben dem 
Stabtrath noch ein Echultheiß und ein Kaiferlicder Meier, wel- 
cher daſelbſt die Kaiferliden Hofgüter zu bauen und die Hofanges 
legenheiten zu bejorgen hatte 20). Urſprünglich ftanden bie öffent: 
lichen und herrichaftlihen Beamten über den Bürgermeiftern uub 
hatten den Bortritt vor ihnen. Erſt feit dem Steigen der Stabt: 


16) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 198, 297—299 u. 378. 
. 17) Urk. von 1298 bei Schreiber, I, 124 fi. 

18) Zöpfl, das alte Bamberger Net, p. 79 u. 80. 

19) Urk. von 1812 bei Schoepflin, II, 101. 

20) Ungedrucdter Bergleih ber Amtleute mit dem Stabtratb von 1541 
art. 2. „Wurbe ſich auch zutragen, das ber Kunigklichen Mayeſtatt 
„mayr zu Notemburg fo feiner mayeflatt hofgueter bajelbs jun: 
„baben vnnd bawen, in dem bing jo gewondlid vor der Erundt 
„von wegen des ſchnits vnnd arnndens jerlich gehalten, den vorihnit 
„begern wurden, ber fol jnen albegen on eintrag zugelaffen vnnd da⸗ 
„tauff durch den ſchulthaiſſen auch die verorbnneten vom Rat der Ge: 
„mayndt offennlichen verkhundt vnnd an drey phundt baller gepotien 
„werben, mit jrem fchneiden vnnd arnnden flilltzufteen.“ vergl. oben 
$. 400. 
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gemeinden ftiegen mit der Genoflenfchaft auch die genoffenfchaft- 
lichen Beamten, zulebt über die öffentlihen und herrichaftlichen 
Beamten hinauf. Und es ftanden ſodann die Bürgermeifter an der 
Spitze des gefammten Stadtregiments (6. 161). 


c) Stadtrath. ' 


6. 487. 


Der Stabtrath ift, wie wir gejehen, aus den alten Ortsmark⸗ 
porftehern hervorgegangen oder wenigftens an ihre Stelle getreten 
($. 143 ff). Die Anzahl der Etadträthe war in früheren und 
Ipäteren Zeiten ſehr verſchieden. Meiftentheils bejtand jedoch ber 
Stadtrath aus 12 Mitgliedern ($. 151). Defters beftand er aber 
auch aus mehreren Abtheilungen. Da nämlich in wichtigeren Fäl- 
Ien, zumal wenn fie rechtlicher Natur waren, auch bie Schdffen von 
dem Rath beigezogen zu werben pflegten, jo bat fih in manchen 
Städten eine eigene aus Schöffen beftehende Abtheilung, eine foge- 
nannte Schöffenbanf, gebildet, 3. B. in Franffurt am Main 
und in Görliß, und vorübergehend auch in Ulm und Magdeburg 
($. 161). In anderen Städten bildete fich feit dem Siege ber 
Zünfte eine eigene Abtheilung für die Rathsherren aus den Zünf- 
ten, 3. B. in Straßburg, wo die Nathsherren aus den Geſchlech⸗ 
tern auf der Oberbank, die Rathsherren aus den Zünften aber 
auf der Niederbant faßen ($. 348). Eben fo in Frankfurt, wo 
fih neben der Schöffenbank und der Bank der Gemeinde 
für die rathsfähigen Gejhlechter auch noch eine Handwertsbant 
für die vathsfähigen Zünfte gebildet hat ($. 342). In Zürich, in 
Magdeburg, in Braunfchiweig und in Speier bejtand der Stabtrath 
aus drei Abtheilungen oder aus brei Näthen, welche abwechjelnd 
nach einander das Regiment führten und nur bei wichtigeren An- 
gelegenheiten zu einem größeren Rath vereiniget werben follten ?). 

Die NRathsherren führten urfprünglich fehr verfchiedenartige 
Namen bis zulegt der Titel consul oder Rathsherr allgemeine 
Aufnahme fand. Den Stabtrath ſelbſt nannte man aber insgemein 


1) Havemann, Gef. von Braunfchweig,-1, 616. vergl. oben $. 812, 818, 
822 u. 632. 
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einen Rath oder consulium ($. 151). Erſt fpäter, ſeitdem zur 
Repräjentatton der Stadtgemeinde noch ein zweiter größerer unb 
weiterer Rath hinzugelommen war, nannte man den Stabtrath, ba 
er die laufenden Geſchäfte zu beforgen und das eigentliche Regiment 
zu führen hatte, einen regierenden Rath, oder auch einen Pri- 
vatrath, 3. B. in Köln ($. 59), einen engen Rath, z. 2. in 
Köln,  Zürih, Rotweil u. a. ın. (8. 59, 60, 311, 346 u. 350), 
einen kleinen Rath, 3. B. in Augsburg, Ulm, Eßlingen, Nüru- 
berg, Schaffhaufen u. a. m. ($. 315, 343, 346 u. 850), eincı in: 
neren Rath, 3. B. in München, Meberlingen u. a. m. ($. 321 
u. 350) oder auch einen rechten Rath, 3. B. in Eßlingen unt 
Neutlingen ($. 316 u. 350). 

Der Ort, wo fi der Stadtrath zu verfammeln pflegte, war 
urſprünglich der Marktplag oder ein 'anderer üffentlicher Plag in 
der Etadt, oder ber Kirchhof, zuweilen auch das Gerichtshaus, 
und in grundherrlichen und gemijchten Städten ber herrichaftliche 
Fronhof, 3. B. in Etraßburg die alte Pfalz und in Worms ber 
Bilchofshof oder dev Biſchofsſaal und fpäter, ſeitdem eigene Rath: 
bäufer gebaut wurden, in der Regel das Rathhaus ($. 188). Nur 
ausnahmsweife verfammelte fi) der Stadtrath auch an einem an: 
deren Ort, 3. B. in Bafel auf der Rheinbrüde oder auf dem 
Fiſchmarkte zur vorläufigen Beiprehung der Geichäfte?) und 
im Auguftiner Klofter zur Wahl der Raths Kiefer 2). In Cal: 
webdel 'verjammelte fich der Stabtrath öfters auch auf dem Bier: 
teller, was jedoch zu Unordnungen und fobann zu einem landes- 
berrlihen Verbot geführt hat 9). 


$. 438, 


Die Amtsgewalt des Stabtrathbs war urjprünglich ſehr 
Hein. Denn wie die Marktgemeinden überhaupt, jo bejorgten auc 
bie Stabtmarfgemeinden unter dem Borfiß ihrer VBorfteher urjprüng: 
lich alle oder wenigftens die wichtigjten Angelegenheiten felbft '), 
oder fie überließen die Bejorgung der Stadtangelegenheiten deu 


2) Ochs, V, 15. Note. 

8) Ochs, V, 264. 

4) Verhandlung von 1485 bei Zimmermann, II, 289 

1) Weine Geld. der Dartenverfaffung, p. 271 und oben $. 399. 
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angejeheniten Bürgern, wie biefes in Erfurt ber Fall geweſen fein 
joll 2) und wie e8 auch in Bonn ber Fall war, bis benjelben (den 
majores universitatis) wegen ber heranwachſenden Bevölkerung im 
Sahre 1285 gejtattet worden ift einen ftändigen. aus 12 Mitglie- 
dern beitehenden Stabtrath zu wählen 2). Der Stabtrath ift, wie 
wir gefehen, an die Stelle der alten Ortsmarkvorſteher getreten. 
Er hatte daher auch bdiejelbe Kompetenz. Wie die Ortsmarfvor- 
fteher die Angelegenheiten der Ortsmark, jo belorgte der Stadtrath 
die Angelegenbeiten der Stadtmark (8. 143—145). Der Stadt: 
rath war demnach gleich von Anfang an keine bloße Polizeibehörde 
wie biefes Eichhorn geglaubt hatt). Er war vielmehr eine ge: 
noſſenſchaftliche und zwar eine markgenoſſenſchaftliche 
Behörde. Er hattt daher anfangs bloß die markgenoflenfchaftlichen 
Angelegenheiten zu bejorgen. Seit ber Erweiterung der Genoſſen⸗ 
ihaft und feit der Vermehrung der genoſſenſchaftlichen Angelegen- 
heiten bat fich jedoch auch die Gewalt dieſer genofjenichaftlichen 
Behörde erweitert und vermehrt, in ber einen Stabt früher in ber 
anderen Ipäter nach dem jebesmaligen Bedürfniſſe. Und es lag 
jodann das eigentliche Stadtregiment in den Händen des Stabt- 
raths, welcher im Namen und aus Auftrag der Stabtgemeinde bie 
Angelegenheiten der Stadt zu beforgen und das Regiment in der 
Stadt zu führen hatte, 3. B. in Speier *), in Emmerich ®), in 2ü- 
bed 7) u. a. m., insbejondere auch in Erfurt. Denn die Bürger, 


2) Erphord. Antiquit. Variloquus ad an. 1255 bei Mencken, ll, 486 
u. 487. Eodem anno cives Erfurt qui summi burgense» 
dicti sunt, quibus ab antecessoribus suis cura civitatis commissa 
erat, statuerunt, ut singulis annis duodecim — eligerentur, qui 
consules nominarentur. 

8) Urk. von 1285 bei Lacomblet, II, 471 u. 472. — quod opidani maio- 
res universitatis duodecim personas vel infra, legales et fide- 
dignas, eligant infra opidum — vergl. oben $. 67. 

4) Eihhorn, D. Pr. R. $. 378. 

5) Urt. von 1198 bei Remling, p. 187. — qui per juramentum ad 
hoc constringuntur, ut universitati, prout melius possint et sciant, 
provideant et eorum civitas gubernetur. 

6) Urf. von 1283 bei Zacomblet, II, 100. — quorum consilio eadem 
civitas regatur. 

7) Urk. von 1267 im Codex Luberens. I, 279. — per quos ipsa civi- 

». Maurer, GStädteverfaflung ILL 12 
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welchen die ftäbtiiche Verwaltung anvertraut worben war, (bur- 
genses, quibus dispensatio reipublicae Erffordensis civi- 
tatis credita est) ®), wurden Stabträthe (consiliarii civitatis) ge: 
nannt °). 

Zur Kompetenz des Stadtraths gehörte demnach vor Allem 
die Beforgung ber Angelegenheiten der Stadtmark, ver 
getheilten Stabtmarf eben ſowohl wie der ungetheilten oder gemei- 
nen Mark. Oefters mußte zwar, wie wir gefehen, die Stadtge- 
meinde jelbft zu dem Ende beigezogen werben. Meiftentheils be- 
forgte aber der Stabtrath allein alle dieſe Angelegenheiten namens 
ber Gemeinde 19). Der Stabtratb hatte demnach zu beitimmen, 
wie bie Felder gepflügt, die Bäume gepflanzt, die Brache bebaut 
und benugt, ob und wie die Weinberge angelegt, die Neben ge: 
Schnitten, geheftet und mit Pfälen verjehen, wie das Wafler zur 
Bewälferung, zum Flößen und Wafchen benugt werben folle 
u. dergl. m. 11). Auch das Vichhalten, insbeſondere das Halten 
von Schweinen, Tauben u. |. w. wurbe von dem Etabtrath ges 
regelt ($. 410). In Frankfurt a. M. wurde zu dem Ende ein 
aus brei bis vier Rathsherren (den fogenannten Zaubenherren) 
beftehendes Taubenamt eingejeht zur Aburtheilung der vorgefal- 
lenen Frevel 12). Der Rath hatte insbejondere audy für die Her: 
ftellung und Unterhaltung der Etraßen, der Wege und Stege .!?), 
ber Brüden 1%), der Markgrenzen und ber Grenzzäune 5), ber 


tas regitur. Urk. von 1277 im Urkundenb. bes Bisthums Lübed, 
p. 252. Consules civitatis in quos populus et voluntatem et 
potestatem transtulit. 

8) Urk. von 1212 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 110. 

9) Urf. von 1217, 1251 u. 1261 bei Lambert, p. 111, 120 u. 128. 

10) Urf. von 1800 bei Grasshof, p. 99. Consules et jurati in Mulhu- 
sen, nomine et vice universitatis. vergl. oben $. 399. 

11) Frankfurter Rathsverordnung von 1504 bei Kriegk, p. 240. not, 1, 
241-242. 

12) Kriegk, p. 242— 248, 

18) Urt. von 1298 $. 18 und von 1824 8. 84 bei X. u. St. p. 421 u. 
500. Stadtrecht von Büren aus 14. sec. bei Wigand, Ardiv, III, 8, 
p. 80. NRatbsorbnung von Lindau von 1414 bei Heider, p. 688 
u. 689, 

14) Urf. von 1298 $. 13 u. von 1828 $. 6. u. 33 bei T. u. St. p. 1 
u. 520. Stadtrecht von Münden, art, 148 bei Auer, p. 58. 
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öffentlichen Gebäude in der Stadt und des Straßenpflafters zu 
jorgen ($. 185—192), und die darüber entftandenen Streitigkeiten 
zu enticheiden. Zu den Stabtmarlangelegenheiten, worüber ber 
Stabtrath zu entſcheiden hatte, gehörten auch, wie in den großen 
Marten 16), die unbedeutenden Diebftähle, 3. B. in Mebebach ı7) 
und in PBabberg 13), die Zuwiberhandlungen gegen bie Marktpolizei, 
3. B. in Stendal 10), der nächtliche Lärm und Unfug, 3. B. in 
Schweidnitz 2%) und bie unbedeutenden Echlägereien und polizeilichen 
Bergehen, bei denen Tein Blut geflofien war (praeter sanguinis 
efusionem ?!) — „ane Blutrunft” 22) — „Heyne Hadirfachen, Kyf⸗ 
„feley, Rewffen, Fawstlon, Maulpaihen, auch Mefjirczöge,. dy 
„weyl es nicht czu Wunden unnd Gzetergeichrey Tümpt* 23) — 
„— Straffen und Buſſen umb Rauffen, Schlagen, Verwunden, 
„Waffenzucken, Haimſuchen, Schelten und ander dergleichen Unzucht 
„— außer Fraiß, Fräuel und Malefiz“) 29). So insbeſondere auch 
in den Städten der Mark Brandenburg 25). 

Eine öffentlihe Gewalt hatte der Stabtrath urfprünglich 
nicht und baher auch Feine öffentlihe Gerichtsbarkeit. Erft 
nach und nach wurde auch diefe von vielen Städten ganz, von an 
deren wenigjtens theilweife erworben. In Speier ift die Civilge- 
richtsbarkeit des bilchöflichen Schultheiß, wie wir geſehen, frühe 
ihon durch die Bürgermeifter ($. 436), dann aber auch noch durch 
den Stabtrath befchränft und untergraben worden. Der Stabtrath 


15) Stabdtr. von Büren bei Wigand, p. 30. Rathsordn. von Lindau von 
1414 bei Heider, p. 689. 

16) Meine Geſch. dev Markenverfafjung, p. 311 u. 812. 

17) Stadtr. von 1165 $. 18. 

18) Stadtrecht von 1290 8. 17 bei Seiberk, IH, 1 p. 524. 

19) Urk. von 1277 bei Gerden, cod. dipl. Brand. VIII, 441. 

20) Handfeſte von 1828 $. 5 bei T. u. St. p. 520. 

21) Urt. für Ratibor von 1298 $. 9 bei X. u. St. p. 421. Stabtr, von 
Büren bei Wigand, p. 80. 

22) Handfeſte von Schweibnig von 1828 $. 7 bei X. u. St. p. 520. 

28) Urt. für Kauth von 1499 bei T. n. St. p. 624. 

24) Stadtrecht von Landsberg von 1557, 1559 u. 1563 bei Xori, p. 841 
853 u. 860. 

25) Kühns, Geſch. der Gerichtsverfaffung ber Marf Brandenburg II, 244 
—247. 


12 * 
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bat fich nämlich, wiewohl unter ftetem Widerjpruch des Biſchofs, 
eine mit dem Schultheiß Tonfurrirende Gerichtsbarkeit beigelegt und 
diefelbe in fpäteren Zeiten ſogar noch erweitert 2%). Wann fich 
biefe Gerichtsbarkeit des Stadtraths gebildet hat, Tiegt völlig im 
Dunkeln. Bon Seiten der Stabt wird fich dabei immer auf Fai- 
jerlihe Privilegien, insbejondere auf Privilegten von Rubolf von 
Habsburg bezogen, in denen jedoch nichts hievon fteht. Das Ver: 
fahren vor dem Rath war übrigens ehr einfach. Einer ber beiden 
Bürgermeifter hatte den Vorſitz, leitete die Verhandlung und bielt 
fodann bie Umfrage. Bor dem Bürgermeijter ftand der Heim: 
burger, ben Stab in der Hand. Die Parteien trugen ihre Sa- 
hen jelbft oder durch einen Fürfprecher und zwar mündlich vor. 
Nach beendigtem Vortrage mußten die Parteien unb der Heimbur- 
ger abtreten. Denn die Beratbung hatte bei verjchloffenen Thüren 
Statt. Das von dem Rath gefundene Urtbeil wurde ſodann den 
Parteien mündlih von dem Bürgermeifter in der Rathsftube er- 
öffnet. Diejes rein mündliche Verfahren hatte jedoch große Nach⸗ 
theile. Daher wurde fpäter beichloflen, baß das Urtheil von dem 
Stadt: oder Rathichreiber ntebergeichrieben und vor feiner Publifa- 
tton dem verfammelten Rathe vorgelefen und dann erft den Par- 
teien bei offenen Thüren eröffnet werben folle. Und biefes 
furze und fchleunige Verfahren hat ſich bis auf unfere Tage, erhal- 
ten”), Aber auch in vielen anderen Stäbten hat ber Rath bie 
Eivilgerichtsbarkeit, die jogenannte niedere Gerichtsbarkeit und, wie 
wir jehen werben, fogar die vollftändige Strafgerichtsbarfeit (den 
Blutbann) erworben. Der Erwerb ber öffentlichen Strafgeridhts- 
barkeit hängt in vielen Städten mit ber Anorbnung des Stabtfrie- 
bens, in ben meilten Stäbten aber mit dem Erwerbe der Vogtei 
ſelbſt zuſammen. In vielen Städten wurde nämlich gleich bei der 
Anordnung bes Stabtfrievens die Handhabung biejes Königsfrie- 
bens dem Stabtrath übertragen. In den meiften Etäbten ift jedoch 
die Öffentliche Strafgerichtsbarkeit erft jeit dem Erwerbe der Vogtei 
an den Stabtrath gefummen ($. 432). Mit der Gerichtsbarkeit 








26) vergl. die Beſchwerden von 1419 u. 1480 bei Lehmann, p. 808 u. 
946—950. 
87) Lehmann, p. 282, 283 u. 801. 
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hat übrigens ber Stadtrath auch das Necht der Begnabdigung 
erworben, welches jedoch der Fleine Rath öfters mit dem großen 
Rath theilen mußte, 3. B. in Baſel 28). 

Endlih Hatte ver Stabtrath auch noch das Recht über die 
gemeine Mark felbjt und über die Almenden zu verfügen, jo: 
wohl über ihre Benutzung al8 über ihre Verpachtung und Ber: 
Außerung. Ohne Zuftimmung des Stadtraths burfte daher nicht 
auf das Gemeinland gebaut, bafjelbe nicht gerodet, nicht zur Son: 
dernußung ausgejchieden oder auf eine fonftige Weife benußt wer- 
den (6. 382). Und über das Eigenthum des Gemeinlanbes durfte 
nur von dem Stadtrath mit oder öfters auch ohne Zuftimmung 
der Gemeinde verfügt werben, 3. B. in Regensburg 2%), in Bajel, 
Straßburg, Worms, Münfter, Zug u. a. m. ($. 53, 65, 66, 71, 
155 u. 225). 

Mit diefem Allem war auch eine mehr ober weniger voll 
ftändige Orts- und Feldpolizei verbunden, 3. ®. in -Xrier 
u. a. m. ($. 54). Da jedoch auch in der mit ber öffentlichen Ge⸗ 
walt verbundenen Schirmgewalt eine Art von Polizeigewalt Tag, 
jo entſtanden öfters bei Ausübung ber nicht gehörig begrenzten 
Polizeigewalt Streitigleiten zwilchen dem Stadtrath und dem lan- 
desherrlichen Vogt oder Landrichter, 3.8. in Breslau 4), in Lands: 
berg!) u. a. m. 

Zu diefer urfprünglichen Kompetenz kam nun fpäter auch 
noch die Oberauffiht über das gefammte Gewerbs- und Ber: 
Tebrswefen, alfo auch über die Zünfte hinzu ($. 283, 403 u. 
404). Urſprünglich hat ſich zwar dieſe Oberaufſicht bes Rathes 
über die Zünfte nur auf jene Gewerbsleute erſtreckt, welche ſich 
auf der ſtaͤdtiſchen Almende oder auf dem Grund und Boden eines 
Bürgers angefiedelt hatten, die alfo Hinterfaffen der Stabt oder der 
Stabtbürger waren. Denn die auf einer Grundbherrichaft oder auf 
einem Fronhof wohnenden hörigen Handwerker haben offenbar auch 
in den Städten unter ihrem Grund: und Hofherrn geftanden. Da- 
ber konnte fich in Zürich die Aebtiffin jchon im 12. Jahrhundert 


88) Ode, V, 820, 321 u. 889. 

89) Urf. von 1318 bei Gemeiner, I, 544. 
40) Url. von 1806 bei T. u. St. p. 478 fi. 
41) Urf. von 1557 $. 1 bei Lori, p. 842, 
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über die Eingriffe des Rathes in bie Wahl ihrer eigenen Hanb- 
werfer beim Kaiſer bejchweren 2). Und in Amberg ftanden des- 
halb auch in fpäteren Zeiten noch einige Zünfte nicht unter dem 
Stadtrat) ($. 283). Nach und nach kamen jebody in den meilten 
Städten die Gewerbslente und Zünfte ſammt und fonders unter 
die Oberaufficht des Rathes. Den einzelnen Züuften ift zwar mei- 
ftentheils ihre althergebrachte Autonomie und Gerichtsbarkeit geblie- 
ben. Die Zünfte durften aber natürlich nicht in die Zuftändigkeit 
des Raths und der dffentlichen Gerichte eingreifen, wie biejes in 
Frankfurt a. M. den Gewandmachern und Schuhmadyern ausdrück⸗ 
lich vorgejchrieben war 2). Und auch die Autonomie ber Zünfte 
wurde mehr und mehr befchränft und die Zünfte in aller und jeber 
Beziehung der Oberaufficht des Rathes unterworfen, welche dieſer 
zum Theile durch einzelne Rathsherren ausüben ließ ($. 274 u. 
283). 

Mit dem größeren Verkehr in den Städten entftanden hau- 
figere und wichtigere Verbindungen mit auswärtigen Städten und 
Staaten. Und auch diefe führten zur Vermehrung ber Gefchäfte 
der Stadträthe. Denn die Bejorgung der auswärtigen Ange 
legenbeiten gehörte ſodann ebenfallg zur Kompetenz bes Stabt- 
raths, 3. B. in Lübed 4), in Hamburg, in Soeft,. Straßburg 
u. a. m. 35). Zu den auswärtigen Angelegenheiten, welche ber 
Stabtrath zu bejorgen hatte, gehörte insbejondere auch die Pflicht 
das Intereſſe der Stadt nad) Außen zu .vertreten und baher auch 
bie Bürger und Beifaffen auswärts zu fchüßen und zu —— 
und wenn es nothwendig war zu vertreten 29). 

Zur Kompetenz des Stabtrath8 gehörte insbefonbere auch bie 
Auffiht über das Maß und Gewidt, z. B. in Köln ($. 57), 


42) Bluntichli, I, 152 u. 161. 

48) Gewohnheiten von 1855 bei Böhmer, p. 685 u. 642. — „das wir 
„das hoben und nybdern mogin, daz dem gerichte abir dem rade nit 
„zugeborit. — und wir node wolden dun das den rat abdir bay ge: 
„richte mit ichte gelegin mochte.“ 

44) Receß von 1669 bei Moſer, II, 209. 

45) Lappenberg, Programm zur 8. Secularfeier der Hamburg. Brf. p. 14 
—16 unb oben $. 64, 185, 408 u. 440. 

46) Thomas, der Oberhof zu Frankfurt, p. 191—198. und oben 6. 287. 
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in Kreiburg #7), Soeft 18), Medebach 4), Bern °%), Büren 9’), in 
Prag 32), in Magdeburg, Breslau, Landshut, Ratibor, Echweibnig 
u. a. m.52), und über das Münzwefen in Lübel, Hamburg, 
Regensburg, u. a. m. ($. 78). Sodann die Marftpolizei in 
Ens und Wien 5%), in Prag 5%), in Wiener Neuftadt 5%), in Z0- 
ri 57) u. a. m. ($. 83), und die dazu gehörige Victualien— 
polizei („ber Spifelouf, Meynfouf, — que pertinent ad victua- 
lia — .de omnibus vescendis rebus que ad escam vel potum 
pertinent) in Medebach 8), in Freiburg ®9), in Magdeburg, Bres⸗ 
lau, Ratibor, Schweidnitz, Landshut 6%), in Büren 9), in Pab- 
berg 9?) u. a. m. Terner, wie wir gejehen, bie Baupolizei, 
Teuerpolizei, Straßen: und Reinlichkeitspolizei, bie 
Armen: und Krankenpflege, das Unterrihtswefen, bie 
Sittenpolizei, die Auffiht über die Volksbeluſtigungen, 
die Gefundheitspflege, das Kriegsmwefen, das Steuer: 
wejen und die Handhabung der öffentlihen Ordnung und 
des Stabtfriedens ($. 404—433), überhaupt Alles was zur 


47) Stadtr. von 1120 bei Dümge, p. 124. 

48) Stadtr. von 1120 $. 86. 

49) Stabtr. von 1165 8. 20. 

50) Handfefte von 1218 8. 19. 

51) Stabtr. ans 14. sec. bei Wigand, III, 8. p. 32. 

52) Stabir. $. 47. 

58) Urk. von 1261, 8. 2, von 1293 8. 22, von 1804, $. 1, von 1824, 
$. 8 u. 9, von 1828, $. 9, von 1334 $.2 bei T. u. St. p. 852, 422, 
506, 520 u. 587. Magbeb. Schöffenurtheil, cap. 1. Dift. 8 bei Zobel, 
p- 466. 

54) Stabtr. von Ens von 1212 8. 25 und von Wien von 1221 $. 56 
bei Gaupp, II, 222 u. 250. 

55) Statut $. 122 u. 143 bei Rößler, p. 78 u. 97. 

56) Stadtr. c. 99. 

57) Bluniſchli, I, 159. Note, - 

58) Stadtredt von 1165 $. 20. 

59) Stabtr. von 1120 8. 79. 

60) Urk. von 1261, $. 2 u. 5, von 1298 8.5, 6 u. 92 u. von 1334 $.1 
u. 2 bei T. u. St. p. 352, 420, 587. Magdeb. Schöffenurtheil, cap. 1. 
Dift. 7 bei Zobel, p. 466. 

61) Stadtr. aus 14. sec. bei Wigand, p. 80. 

62) Stadtr. von 1290 $. 15 bei Geiberk, IL, 1 p. 528. 


184 Stadtrath. 


Ehre und zum Nutzen der Stadt gereichte, z. B. in Ens und Wien 
(que ad honorem et utilitatem civitatis pertinent) ) und in 
Lucern („was bien burgeren ze nuze vnd ze eren komen mag”). 
Die Amtsgewalt des Stadtraths umfaßte demnach Alles, was wir 
heut zu Tage zur ftädtifhen Verwaltung zu rechnen pflegen, 
über welche jedoch auch in früheren Zeiten ſchon wie heute noch 
von jedermann geflagt zu werben pflegte, 3. B. in Köln bereits 
feit dem 13. Sahrhundert 65). 

In allen diefen Dingen Hatte ver Stabtrath die Oberaufficht, 
bie oberfte Leitung und bie Gerichtsbarkeit bei allen a ni 
lungen gegen feine Gebote und Verbote. 


8. 489. 


Wie andere Markvorſteher in den alten großen Marken und 
in den Dorfmarken !), fo hatten nämlich auch die Vorſteher der 
Stadtmarken das Gebot und Verbot ober das Bannredht in 
den genoſſenſchaftlichen Angelegenheiten der Stadtmark und die da⸗ 
mit verbundene Autonomie namens der Gemeinde und in widhs 
tigeren Sachen mit Zuftimmung ber Gemeinde ($-. 158). Daher 
erkannten die Schöffen von Magdeburg zu Recht, daß „pie Rhat⸗ 
„manne einer Stadt willlör mögen feben vnd machen nach ber 
„Stadt nuß, mit wilfenjchafft ihrer gemein, ohn willen vnd thun 
„deß Burggraffen, oder jres oberften herren“ 2). Und in den 
Rathsordnungen von Nürnberg aus dem 14. Sahrhundert heißt 
68: „&8 gebieten bie Burger vom Rat — Ez haben geſetzet 
„die Burger vom Rath” — 2). Dann in dem Stabtredht von 


68) Stabtr. von 1212 $. 25 und von 1221 $. 56 bei Saupp, II, 222 
u. 250. 

64) Altes Stabtr. in Geſchichtsfreund, I, 168. 

65) Schiebsjprud von 1258 bei Lacomblet, II, 249. Quia de mala am- 
ministratione magistrorum civium populus Colon. multipliciter 
est conquestus. Unter magistri civium ift dajelbft der Stadtrath zu 
verftehen. . vergl. oben $. 56. 

1) Meine Geſch. der Markenverf. p. 242 ff. Meine Geſch. ber Dorfverf. 
I, 48 fi. 

2) Magdeb. Schöffenurtheile, cap. 1. Dift. 10. bei Zobel, fol. 466. 

8) Ratbsorbnungen bei Siebenfees, I, 117, II, 895, 897, 680 u. 681. 
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Münden: „Ez gepietent auch bie geſporen — Ez verpietent 
„auch die gejmoren — Ez habent die gejworen verpoten und 
„geſetzet — Es habent die purgermaifter und der rat der ftat 
„geſetzt und gepoten“*). In dem alten Stabtredht von Frei⸗ 
berg: „bi zwelf gefwornen fullen und mugen fetcen vnde heizen 
„und gebieten allez daz fi dunfet gut vnd nube fin der flat vnd 
„den luten — vnd alliz daz fi verbieten daz fal ein iklich man 
„Halden zu rechte“5). In einem alten Weisthum von Seligen⸗ 
ftadt, „fint diefe gefeße und gebode der gemeyn offenbart von 
„eyme faude und de8 gemeynen rades wegen” ®. In den 
Statuten von Köln, c. 55. „ber vnnß vnnd vnnßer ftabt zu ge 
„Bott vnnd verbott fißt" — In der Stabt Lüneburg „des 
„Rades Bod unde Settingbe Holden”). Man nannte biefe 
Gebote und Verbote der Stadträthe auch Küren oder Kore, 
3 B. in Lübed und Hamburg ®), dann Willlüren, Wille 
toren ober Willkören, 3. B. in Bremen 9), in Stendal 19), in 
Seligenftabt 11), Geſetze oder Willekuren, 3. B. in Freyberg !2), 
Einungen (Einunga) 3. B. in Freiburg 13) und in Kolmar 9), 
Einungen oder Küren, 3. B. in Neuß !s), oder auch Mor: 
genſprachen, 3. 3. in Köln 1%). Das Verordnen ſelbſt nannte 


4) Stadtrecht, art. 289, 241, 840, 892, 418. 

5) Stadtrecht, c. 48 bei Schott, III, 279. 

6) Grimm, I, 508. 

7) Url. von 1365 in Orig. Guelf. IV, praef. p. 32. 

8) Urk. von 1188 im Lüb. Urkb. I, 10. Urk. von 1292 bei Lappenberg, 
Hamb. Urkb. 1,722. — jus tale, quod vulgo kore dicitur: statuta 
mandare, et edicta promulgare —. 

9) Ur. von 1246 in Assertatio libert, Brem. p. 82 u. 98. statuta 
quse vulgariter vocant Willköhre —. 

10) Verordnung von 1345 bei Gerden, vet. march. I, 98. 

11) Stimm, I, 506. 

12) Berordnung von 1305 bei Schott, III, 87. 

18) Stadtrehte von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 82 u. 188. 

14) Stabtredht von 1298, 8. 43. 

15) Urk. von 1259 u. 1810 bei Lacomblet, II, 264. u. III, 64. 

16) Urk. von 1847 bei Elafen, in Materialien zur Statiſtik, I, H. 12, 
p. 512. und bei Fahne, I, 260. & domnis consulibus Coloniensi- 
bus per edictum eörum quod Morgensprache dicitur —. 
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man baber ebenfalls ein Morgenfprachen !T) und bie berord- 
neten Strafen nannte man Küren]!S) oder auch Innunge. 
Solche Rathsordnungen findet man nun fchon jeit dem 12. 
und 13. Sahrhundert in Freiburg 19), in Ens 2%), in Wien ?!), in 
Wiener Neuftadt und Iglau 22), in Lucern 22), in Köln?*), in 
Stendal 28), in Zürich 2%), in Bamberg 2), in Breslau, Brieg und 
Grottkau 2%), in Seligenftadt 2°), in Pabberg 29), in Nördlingen ®!), 
in Goslar 32) u. a. m. Auch in München erichienen ſchon im 13. 
und 14. Jahrhundert eine Menge Rathsordnungen, zumal über 
bie Gewerbspolizei, aber auch fchon über andere Angelegenheiten, 
3. B. über das Steuerweien und über bie Juden. Und es eriftie 
ren beute noch zwei Sammlungen von Rathsorbnungen aus jener 
Zeit 32). Auch der Stadtrath von Bafel erließ Thon im 14. Jahr: 
hundert viele Verordnungen über das Erbrecht, über Teſtamente, 
über die Rechte der Wittwen, eine Mebgerorbnung, eine Brodſchau⸗ 
ordnung u. a. m. 24). Eben fo im 15. Jahrhundert mehrere Kauf: 


17) Kölner Chronif ad. an. 1872, fol. 275. b. „bat ber Rait reyt — in 
„ber Stat vmme, und morgefpraihben ind verbodeu alle der 
„gemeynde in Coellen“ — 

18) Urk. von 1806 bei T. u. Stenzel, p. 479. omnibus penis inpositis 
aut inponendis, que Kür dicuntur —, eod. p. 249. 

19) Stabtrodel $. 79 bei Gaupp, II, 88. 

20) Stadtredht non 1212 $. 286. 

21) Stadtr. von 1221 $. 56. 

22) von Würth, Stadtrecht von Wiener Neufladt, p. 84. 

28) Altes Stabtredht im Geſchichtsfreund, I, 168. 

24) Schiedsiprud von 1258 Nr, 42 bei Lacomblet, II, 246. 

25) Urt. von 1288 bei Bedmann, V, 1.2. p. 194 f. 

236) Rathserkenntniß bei Bluntſchli, I, 148. Not. 67. 

27) Zöpfl, Bamberg. R. p. 77. 

28) Urk. von 1824, $. 27, 28 u. 88 bei T. u. St. p. 508. 

29) Grimm. L, 506, 507, 508 u. 509. 

80) Stadtrecht von 1290 $. 8 u. 4 bei Seiber&, II, 1. p. 528. 

81) Stadtr. von 1818 $. 1 u. 61—68. . 

82) Rathabeſchlüſſe von 1851 u. 1897 bei Göſchen, p. 109. 

88) von Sutner, in Abhl. ber Akad. II, 473—476. Stadtrecht, art. 148, 
218, 217, 228, 226 ff., 289, 241, 334, 828, 840, 892 u. 418. Eine 
Rathsordnung über die Juden im art. 466. 

84) Ochs, II, 877-890. 
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bausorbnnungen von 1449, 1464 u. 148935), fobann mehrere Ver⸗ 
ordnungen über bie Handwerfe und Gewerbe und über die Ge- 
werbs=- und Handelsangelegenheiten von 1491, 1494, 1495 und 
1500 3%), eine Verordnung über die Apothefer von 1404 27), über 
bie Mebger von 1405, 1423, 1427 u. 1429 38), über die Zimmer⸗ 
leute, Maurer und Holzleute von 1414 20), und über die Schiff: 
leute von 1416 und 1430 49), eine neue Muͤllerordnung von 14721), 
eine neue Schmiede- und Schneiberorbnung von 1466 u. 1490 22), 
eine Ordnung der Wirthe und Köche von 1462 43) u.a. m. Ganz 
befonders zahlreich find aber bie bereitS im 14. Jahrhundert in 
Nürnberg erichienenen Rathsordnungen über das Polizeiweſen **), 
über den Weinhandel und über ben Handel mit Waid 16), Über das 
Ungelt und über ambere Steuerjachen 4%), über das Gewerbs: 
wejen #7), auch eine Brodordnuug aus dem 15. Sahrhundert *°) 
u. a. m. Sogar über bie geiftlihen Güter und über geiſt— 
lihe Angelegenheiten machten die Stabträthe Verordnungen, 
der Stabtrath zu Speier über die Güter der Geiftlichen bereits 
ſchon im 13. 4%), der Etadtrath von Nürnberg über mehrere kirch⸗ 
lihe Angelegenheiten im 14. Jahrhundert 9%), und ber Stabtrath 
von Ulm im Anfang bes 15. eine Verorbnung über die Verleihung 
bes Kirchenbienftes 51). In Straßburg follte fein vor der Stadt 


85) Ochs, V, 116—128. 

86) Ochs, V, 123—146. 

37) Ochs, II, 198. 

88) Ochs, IIL, 196—199. 

39) Ochs, III, 200. 

40) Ochs, IH, 201 f. 

41) Ochs, V, 186 u. 187. 

42) Ochs, V, 187 u. 188. 

43) Ochs, V, 148 - 146. 

44) Siebentees, I, 117, II, 895 ff., 676 ff., IV, 728 ff. 
45) Siebentees, IV, 694 ff. u. 719 ff. 

46) Siebentees, III, 222 ff. 

47) Siebenfees, IV, 679 ff. 

48) Siebenfees, III, 81 ff. 

49) Ulf. von 1279 bei Remling, p. 856. 

50) Siebenfees, I, 208 ff. 

51) Rathsordnung von 1406 bei Jäger, Magazin, III, 519. 
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ftehendes Klofter in die Stadt gezogen werben le). Auch verfügte 
dafelbjt der Stadtrath über ben Frühaltar („fruge Altar“) und 
über das Epital, und ernannte die Spitalpfleger »1b). Nach einer 
weiteren Verfügung des Stabtraths follten die Francisfaner und 
Dominikaner in Straßburg feine Erbgüter mehr von den Stadt⸗ 
bürgern erwerben und keine Novizen unter 18 Jahre ohne Zu⸗ 
ftimmung ihrer nächiten Verwandten in ihren Orben aufnehmen. 
Diefer Verordnung fügten fich jedoch nur die Francisfaner Ste), bie 
Dominikaner aber nicht, und der Biſchof Konrad entichted auch zu 
ihren Sunften. Der Stadtrath proteftirte jedoch gegen biefe Ent: 
ſcheidung des Bifchofs und blieb bei feiner Verfügung 514), ALS 
der Papſt Sohann XXI den Kaiſer Ludwig den Baier in den 
Dann that, verweigerte die Stadt Straßburg bie Publikation der 
pöäpftlihen Bulle und Tieß fich deshalb durch ihren Bilchof beim 
Papfte entjchuldigen Sie), Der Stadtrath von Caſſel hat bereits 
in ber Mitte des 15. Sahrhunderts den Geiftlihen und ben Laien 
ftrengftens verboten irgend eine weltliche Sache vor bie geiftlichen 
Gerichte zu bringen oder einen Bürger oder Einwohner der Stadt 
dahin zu laden. Eogar einen Bann in weltlichen Dingen auszu- 
fprechen warb den Geiftlichen verboten, ehe fie die Sache vor das 
weltliche Stabtgericht gebracht hatten. Auch follten die Prieſter 
und die übrigen geiftlichen Leute in allen weltlichen Angelegenheiten 
ihr Recht vor dem Stabtgericht ſuchen 82). In Bafel wurde zwar 
das Strafgeſetz für die Priefterihaft im ®ebiete der Stabt vom 
Jahre 1339 noch von dem Biſchof und dem Domkapitel, aber doch 
ihon auf Betreiben des Stadtrathes, der Dienftleute und der Zunft: 
meifter erlaſſen („das wir durch bette des burgermetiters, des rates, 
„der gotzhus dienſtmannen und der Zunftmeiltere” 52). Allein be 
veit8 feit dem 15. Jahrhundert machte auch der Stadtrath von 


Bla) Siadtrecht, art, 20 bei Strobel, I, 556. 

51b) Sunebrief von 1268 bei Wender, von Außburgern, p. 25. Nevers 
von 1268, $. 10 u. 11. bei Schilter zu Königsh. p. 780. 

- Blc) Url. von 1283 bei Schoepfliu, II, 27. 

Bid) Zwei Urk von 1290 bei Schoepflin, II, 45 u. 46. 

5le) Urk. bei Wencker, appar. archivor. p. 192 —195. 

52) Statut von 1444 bei Kopp, II, 29 -81. 

53) Geſetz von 1889 in Rathsquellen, I, 15. 
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Bafel feine Oberhoheit über die Klöfter geltend. Im Frauenflofter 
Klingentbal waren Klagen über den Lebenswandel und über die 
ſchlechte Haushaltung der Klofterfrauen entitanden. Der Stabt: 
rath beichloß daher im Jahre 1472, alfo längft vor der Reformation, 
eine Reformation jenes Klofterss). Nun erft warb auch ber 
Pabſt felbft veranlagt einzufchreiten. Die Klofterfrauen ſetzten ſich 
aber zur Wehr gegen die päbitliche Bulle. Ste ließen die Bulle 
nicht ablefen, Ihmähten dagegen, drohten das Klojter in Brand zu 
ſtecken. Eine griff jogar nad einem Bratfpieß, eine Anbere 
nach einem Prügel! Dennoch warb das Klofter im Jahre 1480 
von dem Stabtrath reformirt. Die vertriebenen Nonnen brachten 
e8 jeboch fpäter (im Jahre 1482) zu einem förmlichen Klofter- 
frieg 59). Zumal aber feitbem die Neformation begonnen machten 
bie Stabträthe ihr Schutz- und Schirmrecht geltend. Ste machten 
als Schirmvdgte der Klöfter zuerſt den Verſuch ſie zu reformiren 
und hoben fte erft dann ganz auf, als ihnen bie Reform nicht ge 
lang, 3. B. in EBlingen 5%). In Freiburg mwurben feit dem An- 
fang bes 16. Jahrhunderts die Kirchhöfe von dem Stabtrath aus 
der Etabt verlegt und aus dem Kirchhofe bei dem Münfter ber 
Münfterpla und aus dem Klirchhofe bei den Barfüßern, alles Wi- 
derftrebens ber Mönche ungeachtet, ein anderer freier Pla ge: 
macht 57). 

Und alle dieſe Gebote und Verbote der Stabträthe mußten 
von den Bürgern ebenfowohl wie don ven Beifaflen, gleichviel ob 
geiftlich oder weltlih, und in dem Falle au von ben Fremden, 
welche ſich in der Stadt aufbielten, vollzogen werben, wenn fie ben 
Handel und Wandel ober einen Friebbruch zum Gegenjtand hatten, 
3. 3. in Nürnberg, Regensburg, Straßburg u. a. m. 58). 


54) Ochs, IV, 874 u. 378. 

55) Ochs, IV, 875, 882 u. 888. 

56) Pfaff, p. 267 u. 269. 

57) Schreiber, Geld. von Freiburg, IH, 287. Not. 

58) Urk. von 1818 in Hist. Norimberg. dipl. p. 227. Quicquid con- 
sules et scabini civitatis Nurembergen. pro pace ac moderatione 
rerum venalium, intra civitatem statuerint, tam ab extraneis 
quam a civibus observetur. Urk. von 1251 bei Gemeiner, I, 361. 
Stadireht von Straßburg $. 19 bei Sirobel, I, 556. vergl. oben 
$. 481. 
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Ausfchüffe, Beputationen und Stadtamter. 


8. 440. 


Uriprünglih wurden alle Gefchäfte im verfammelten Rathe, 
alſo collegialifch berathen und entfchieden. Mit der erweiterten 
Amtsgewalt haben fich aber auch die Gefchäfte vermehrt und dann 
wurden bie einzelnen Gejchäftsziweige mehr und mehr ansgeichieden 
und einzelnen Rathsherren oder bejonderen Deputationen und Aus: 
ſchüſſen übertragen. So entftanden denn bie verjchiedenen Stadt: 
ämter, denen ein bejonderer Wirkungskreis angewiejen zu werben 


pflegte. Die einzelnen Rathsherren, Deputationen und Ausſchüſſe 


hatten in diefem Falle die ihnen ſpeciell übertragenen Aemter felb- 
ftändig zu beforgen. Und nur die wichtigeren und jchwierigeren 
oder mehrere Gejchäftszweige berührenden Angelegenheiten pflegten 
nun noch im verjammelten Rathe verhandelt und nad, Mehrheit 
ber Stimmen entfchieden zu werben. Oefters wurbe aber aud) die 
höchfte Gewalt in den Händen eines diefer engeren Ausichüfle 
concentrirt. Dies führte ſodann meiftentheils zu einem fehr drücken⸗ 
den und. läjtigen olicharchiichen Negiment. Einige Beilpiele werben 
diejes Alles Kar machen. 

In Bafel wurden die Gefchäfte des Stadtrathes nach und 
nach unter folgende Aemter vertheilt. Im Sabre 1354 wurde das 
Siebneramt, das Dreieramt und das Lohnamt eingefebt. 
Die Steben, welche das Stebneramt bildeten, hatten das Ungelt 
einzunehmen und zu verrechnen, und außerdem noch die Aufficht 
über das Stabtarchiv und über das Zeughaus!). Im Jahre 1494 
wurbe ihnen bie Aufficht über das Zeughaus und über die Waffen⸗ 
vorräthe wieder entzogen und zu dem Ende zwei Zeugherren 
ernannt 2, Dafür erhielten fie aber am Ende bes 15. Jahr⸗ 
hunderts einen Theil der Vorunterfuhung in Kriminalfachen. Sie 
ſollten nämlich die Angellagten namens des Stabtraths vernehmen 
und nöthigenfalls der Tortur unterwerfen 2). Auch wurde, ſeitdem 


1) Stiftungsbrief bes Siebneramtes bei Ochs, II, 78 u. 79. 
2) Ochs, V, 87. 
8) Ochs, II, 77. Not. u. 408, V, 88, VI, 766. 
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das Brobmeifteramt von ber Stabt erworben worden war, bie 
Brodſchau von drei Mitgliedern des Siebneramtes beforgt %). Die 
Dreiberren wurden jedes Jahr aus ben Siebnern genommen- 
Das Dreieramt bildete demnach einen Ausfchuß aus dem Stehner- 
amte. Später wurden jeboch beide Aemter getrennt und die Drei: 
herren auf Lebenszeit ernannt. Sie hatten das Stadtflegel und 
den Schlüffel zum Schat oder zum Trog zu bewahren. Sie waren 
demnach die Stadtjiegelbewahrer und bie Schlüfjelbe 
wahrer des Stabtfchates, und wurden daher auch die drei Sed: 
ler oder Secfelmeifter genannt. Ahr Amt war für die Stabt 
um jo wichtiger, da außer dem Bürgermeifter alle Ritter von ihm 
ausgefchloffen waren 5). Die zweit Baumeister, welde das 
Lohnamt bildeten, hatten das Bauweſen unter fih ). Bon diefem 
Lohnamt verjchieden war das Fünferamt, welches im Sabre 
1360 zur Entſcheidung der Bauſtreitigkeiten errichtet worben tft 7). 
Zur Leitung des Kriegsweiens, welche geheim zu haltende Maß: 
regeln nothwendig macht, wurde im Jahre 1373 eine Kommilfion, 
bie fünf Heimlicher, niebergejeßt, welche bis ins 15. Jahr⸗ 
Hundert über geheime Kriegsfachen zu berathen hatte, aber boch 
fein geheimes Gericht gewejen iſt, wie biefes Ochs für möglich 
halt 9). Am Sabre 1406 wurde eine neue Kriegskommiſſion von 
9 Mitgliedern niedergejeßt, welche von Zeit zu Zeit wieder er- 
neuert worden if. Man nannte fie die Neun den Krieg zu 
Berhandelnde, oder auch die Heimlihen. Sie fcheinen eine 
Erweiterung des Heimlicher Kollegiums gewejen, und immer 
nur für beftimmte Zeiten und Zwede ernaunt worden zu jein ®). 
Des Rathes der Dreizehn wird zum erften Mal im Jahre 
1432 Erwähnung gethan. Die Dreizehen, auch die Heimlichen, 
bie geheimen Raͤthe oder bie Botten genannt 19), follten von 


4) Ochs, V, 86. 

5) Ochs, II, 79 u. 408. 

6) Ochs, UI, 80. 

7) Ode, V, 89 u. 60. Rechtsquellen, I, 29. 

8) Ochs, V, 58—55. Heusler, p. 884-385. 

9) Ochs, III, 88, 89, V, 25. Heusler, p. 885. 

10) O6, III, 440, IV, 177, V, 22. VI, 175.  Heusler, p. 386—888 u. 
890. 
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bem großen Rath aus ben Mitgliedern des Tleinen Rathes gewählt 
werben 11). Sie hatten außer ber Sorge für bie öffentliche Sicher: 
heit auch noch das jehr wichtige Necht der Borberathung aller jener 
Angelegenheiten, welche dem großen Nath vorgelegt werben follten, 
und fogar die Gewalt nöthigenfalls ganz allein zu handeln. Nur 
bie fchiwierigeren Sachen mußten an den Nath gebracht werben??). 
Shre Gewalt war demnach jehr groß. Denn bas Stabtregiment 
lag eigentlich in ihren Händen. Daher nannte fie jchon Urftifius 
bie Hauptleiter des Freiftantes und die Blume des ftädtiichen Re⸗ 
giments 12). Ihre Allgewalt erregie jedoch großes Mißtrauen. 
Um fie zu umgehen feste daher die Bürgerjchaft, wie wir jogleich 
fehen werben, die Fünfzehner ein. Auch wurde der Rath der Drei- 
zehn eine Zeit lang aufgehoben, am Ende des 15. Jahrhunderts 
aber wieber hergeftellt. Und er bat fich ſodann bis auf unfere Tage 
erhalten 1%). Der Rath der Fünfzehner wurde im Sabre 1479 
aus Miktrauen gegen die beiden Häupter ber Stabt (Bürgermelfter 
und Oberzunftmeifter) und gegen die Dreizehner, in deren Mitte 
die beiden Häupter faßen, errichtet. Die Fünfzehner follten auf 
Lebenszeit ernannt werden, und baher ihre Gewalt auch dann noch 
behalten, wenn ſie nicht mehr im Nathe ſaßen. Sie hatten volle 
Gewalt über Alles, was das gemeine Gut berührte. Die beiden 
Räthe felbft waren an ihre Beichlüffe gebunden und mußten fie 
hüten und ſchirmen 15). Die faft unumfchränfte Gewalt, welche 
man, gegen die Grundideen ber alten Berfaflung, biefem neuen 
Rath einräumte, beweißt mehr als alles Andere den damals völlig 
zerrütteten Zuftand bes Freiſtaates. Denn man glaubte ihn nur 
noch durch eine ſolche Dictatur retten zu können. Daher war 
auch diefer Rath nicht von langer Dauer 1%). Der Rath ber 
Zweiundzwanzig, auch die Botten über ver Stabt Ehe 
haft genannt, ericheint zum eriten Mal im Sahre 1472. Er 


11) Ochs, III, 440—442. 

12) Ochs, V, 6 u. 22, VI, 866. 

18) Urstisius, epitome, cap. 17. totius reipublicae flos praecipuique 
moderatores. 

14) Ode, V, 22 u. 28. 

15) Ochs, IV, 866-868. Heusler, p. 389. 

16) Ochs, V, 20. 
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hatte in allen Sachen zu handeln, welche der Stadt Ehehaft und 
die Ausgaben und Einnahmen betrafen. Auch Hatte er die Zu: 
widerhandlungen gegen bie Erkenntniffe und Verordnungen des 
Rathes zu beitrafen, weshalb ihm alle Mängel und Gebrechen an: 
gezeigt, werden jollten. Diefes Collegium bat jeboch nur bis zum 
fahre 1498 gedauert 17), Außer diejen ftändigen Kommiffionen 
gab es aber auch noch eine Menge beſondere Kommiffionen 
fiir ſpecielle Zwecke, welche man ebenfalls Botten genannt hat. 
So gab e8 Boten die Stadt auswendig und inwendig zu bejehen, 
Boten um die Stadt zu reiten, Boten die Pferde der Söldner zu 
befehen, Boten Pferde zu Taufen und viele andere Boten mehr. 
Die vorhin erwähnten Dreizehn wurden daher zum Tinterfchiede 
von diefen Specialboten die Botten principales genannt !®). 
Auch die Neun wegen des neuen Regiments bildeten eine 
ſolche außerordentlih Kommilfion, welche von 1498 bis 1534 ge⸗ 
dauert hat. Sie jollten alle im Zuſtande der Finanzen, der Sitten 
und der Polizei oder in der Berfaflung ſelbſt beftehenden Mängel 
und Gebrechen unterjuchen und Vorſchläge für ihre Neform machen. 
Und fchon im Jahre 1498 hatten fie mehrere Verordnungen zu 
Stande gebracht, mit deren Handhabung ver vorhin erwähnte Rath 
der Dreizehn beauftragt worden ift 1%). Auch für die Handhabung 
.der ftäbtiichen Polizei war reichlicd, von Seiten des Stabtrath8 ge- 
forgt. Drei fogenannte Unzüchter (ein Ritter und zwei Adht- 
bürger) hatten die Polizetfrevel abzuurtheilen. Sie jollten fich jeboch 
nicht in jede Kleinigkeit einmijchen und daher „nicht über bie Hän- 
„bel der Buben richten, die Feine Hofen tragen, wie auch nicht 
„wenn offene Frauen einander Huren jagen 20%). Zwei Raths- 
herren, die Kaufbaushberren, hatten die Aufficht über das 
Kaufhaus. Unter ihnen ftanden die Unterkäufer (Unterfouffer), 
welche für die Ordnung im Kaufhaufe forgen, die ankommenden 
fremden Waaren den verichiedenen Zünften anzeigen und in mehr: 
facher Hinficht alles Dasjenige beforgen mußten, was heut zu Tage 


17) Ochs, V, 20 u. 21. 

18) Heusler, p. 390 - 391. 

19 Ochs, V, 25—32. 

20) Ochs, III, 535. Heusler, p. 210 u. 211. 

v. Maurer, Städteverfafjung III. 13 
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die Mäfler, die Spebitoren und Kommiffionare zu be 
forgen pflegen 2). Die Feuerfchauer follten jährlich zwei Um: 
gänge halten, drei Müllerherren bie Müllerordnung handhaben, 
bie Fleiſchſchauer täglich in die Schole oder Mebig gehen, die 
Roßſtimmer die Pferde ſchätzen, die Fiſchſchauer, die Schaf: 
beſchauer, die Häringfhauer und die Brodſchauer die 
Fiſch⸗, Schaf:, Häring: und Brodſchau vornehmen 22). Ein Salz: 
meifter, gleichfalls ein Nathsherr, hatte die Verwaltung des 
Salzbaufes. Unter ihm ftanden 12 Mütter oder Salzmejfer 
und drei Salzhausknechte. Die Oberaufficht über das Salz: 
haus hatten drei andere Natbsherren, die fogenannten Salz: 
herren 22). Der Kornmeifter endlich hatte den Schlüffel zum 
Kornhaufe und den Kornhandel zu beforgen 2). Wenn demnach 
Bafel nicht ganz vortrefflih regiert worben fein follte, jo lag bie 
Schuld daran wenigftens nicht in einen Mangel an Beamten und 
Regenten. 


. 441. 


In Straßburg ift der nach Vorfchrift des Echwörbriefes 
von 1482 gebildete Stabtrath bem Rechte nach bis auf unfere Tage 
geblieben (8. 348). In ber Wirflichleit war aber das Stadtregi⸗ 
ment eine Obligarchie geworden. Seit dem 14. Jahrhundert pfleg⸗ 
ten nämlidy die abgegangenen Rathsherren, die fogenannten alten 
Herren, in befonberen Fällen zu Rath gezogen zu werben. 
Wann diefes gejchehen follte und wie viele alte Herren beige: 
zogen werden follten, Ding urjprünglid) von dem Ermeſſen bes 
Rathes jelbft ab. Im Anfang des 15. Jahrhunderts wurde ihre 
Anzahl auf einundzwanzig feftgeleßt. Seit dem Jahre 1413 
mußten fie einen Eid leiften und bildeten ſodann ein eigenes Eolle: 
gium, welches man die Einundzwanzig ober die alten Her: 
ren genannt bat. Seit der Mitte des 15. Jahrhunderts follten 
fie auf fünf Jahre gewählt, diejenigen aber, welche zum zweiten 


21) Ochs, II, 384, III, 192, V, 119. vergl. oben $. 406. 
22) Ochs, V, 85, 80 u. 81. 

28) Ochs, IT, 411-412, V, 100. 

24) Ochs, II, 497. 
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Mal gewählt worden, Tebenslänglich im Amte bleiben. Im 
Sahre 1487 erhielten fie eine entſcheidende Stimme. Der Stadt: 
rath beſtand demnach nun aus dem wirflihen Rath, welcher 
zur Hälfte jährlich wechfelte, und aus den Einundzwanzig, 
welche gemeinjchaftlich mit einander das beftändige Regiment 
bildeten. Außer diefem Rathe der Einundzwanzig entftanden aber 
jeit dem 14. und 15. Jahrhundert noch zwei andere Näthe, bie 
beiden geheimen Räthe der Dreizehn und der Fünfzehn. 
Ter Rath der Dreizebn, beftehbend aus den Stäbtemeiftern, 
aus dem vorjährigen Ammeilter, aus 4 abgegangenen Rathsherren, 
welche man die ledigen Dreizehner genannt hat, und aus 
dem regierenden Ammeifter, veicht bis ins 14. Jahrhundert hinauf. 
Er hatte die Kriegs: und auswärtigen Angelegenheiten zu beforgen, 
und baher auch die Gefandten zu empfangen, und ftand dem Range 
nad über allen Anderen. Der Rath der Künfzehn, beftehend 
aus 6 Städtemeiftern, von denen vier im Rath ber XIII fißen 
durften, und aus neun abgegangenen Rathöherren, wurbe im Sabre 
1438 gebildet. Er Hatte für die Aufrechthaltung ber Berfaflung 
und für den Vollzug der Gefege und Verordnungen zu forgen. Er 
hatte ferner die Verwaltung der Finanzen und ber Polizei, und bie 
Aufficht über das Handels: und Gewerbsweſen und über die Mit- 
glieder des Magiftrats und über bie anderen Beamten. Beide 
Räthe waren anfangs bloße Ausſchüſſe aur Beforgung einzelner 
Gefchäftszweige. Im Laufe des 15. Jahrhunderts gelangten fie 
aber zur oberften Gewalt. Die XIII und die XV wurben nämlich 
aus denſelben Elementen genommen, wie die XXI Die XXI ge 
hörten daher mit zu dem geheimen Rath. Sie faßen als Ein- 
undzmwanziger in jenem Rath, und fie haben ihn gewiffermaßen . 
gebildet. Urfprünglic hat nämlich das Sollegium ber XXI wirk- 
I aus 21 Mitgliedern beitanden. Seit der Bildung der beiden 
Käthe der XIII und der XV, beitand es aber aus 28 Perſonen. 
Um es jedoch dem wirflichen Rathe gleichzuftellen, wurde es ſpäter 
bis auf 31 Mitglieder vermehrt, jo daß demnach fowohl der Rath 
ale die XXI aus 31 Berjonen beftauden haben. Nach wie vor 
behielt jedoch jenes Collegium den alten Namen der Einunb: 
zwanziger. Man nannte daher diejenigen Mitglieder, welche 
nit im Rath der XII und* ber XV ſaßen, die ledigen Ein- 
undzwauziger. Diefe Treizehn, Fünfzehn und Einundzwanzig, 
- „13 * 
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welche fämmtlih ihre Stellen Tebenslänglich inne hatten, bil- 
beten nun die drei geheimen Stuben. Und fie waren bis zum 
Jahre 1789 im Beſitze der oberften Gewalt. Daher wurden von 
ihnen gemeinjchaftlich mit dem Rath, zumal ſeitdem ber große 
Schöffenrath nicht mehr beigezogen zu werben pflegte ($. 348), faſt 
alle Gefeße und Verordnungen erlafen (von unferen herren rath 
„und ein und zwanzig”), 3. B. die Almofenordnung von 1575 4, 
die Schaarwachtordnung von 1564, die Ordnung über das bürger- 
fihe Schießen von 1624, die Verordnung über die Bewaffnung der 
umverbürgerten Mannfchaft von 1665 und viele andere mehr 2). 
Die drei geheimen Stuben wurden fie indeffen nur uneigentlich ges 
nannt, indem wohl die XIII und die XV ihre eigenen Stuben 
hatten, bie übrigen XXI aber, welche in feinem dieſer beiden Räthe 
faßen (die ledigen Einundzwanziger), Feine bejondere Stube hatte, 
weil fie allein ohne die beiden Nathe Feine Kompetenz hatten, fie 
alfo im Grunde genommen auch Feine dritte Stube bildeten ?). So 
oft die XIII, die XV und die XXI mit dem Rath vereiniget waren, 
nannte man fie die Herren Näthe und Ein und zwanzig. 
Und die meiften Verordnungen wurden, wie wir gejehen, von ihnen 
erlaffen. Der Rath allein ohne jene drei Eollegien war oberfter 
Nichter in allen Straffahen, in Kriminalfachen eben ſowohl wie 
in Polizeiſachen. Er wurde der große Nath genannt, jeitdem 
neben ihm auch noch ein aus 18 Perjonen beſtehender kleiner 
Rath gebildet worden war, welcher die geringeren Prozeſſe zu ent: 
ſcheiden hatte %). 


$. 442. 


An Speier waren die Geſchäfte des Stadtrathes in folgen: 
ber Weife unter die Rathsherren vertbeilt. Vier Rechenmeiſter 
hatten die Einnahmen und Ausgaben zu bejorgen und die jtäbtiiche 
Nechenfammer zu verwalten, zwei Rentmeiſter oder Rentherren die 
ſtaͤdtiſchen Renten und Gefälle zu erheben und in bie Rechenfammer 


1) Urf. bei Done, Zeitſchr. I, 188 u. 154. 

2) Heiß, Zunftweien, p. 14 ff., 120, 128, 180, 137. 
8) Hermann, II, 6, 8, 18--19 u. 86-89. 

4) Heitz, p. 5 u. 6. 
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abzuliefern, fünf Schoßherren die Steuern, zwei Brodpfennigauf- 
heber das Mehlungelt und zwei Verordnete zum Weinungelt dieſes 
zu erheben. Zwei Baumeifter oder Bauherren hatten das ftädtifche 
Bauweſen unter ih, zwei Rittmeifter die Botfchaften bei fremden 
Städten und Höfen zu beforgen, zwei Miftmeifter für die Erhal- 
tung der Öffentlichen Neinlichleit zu forgen, vier Marftmeifter bie 
Marktangelegenheiten zu bejorgen und fieben Schlüffelherren vie 
Treiheitsbriefe der Stadt und die Stadtflegel zu bewahren. Wei: 
tere ftädtifche Beamte waren die vier Rathsherren, welche das 
Schultheißen: und Kammergericht zu befeben hatten, die vier Mo: 
natrichter, weldhe die Gefangenen zu verhören hatten und die vier 
Fürſprechen im Rath, dann bie vier Verordneten zur Stabtalmend, 
die vier Verordneten zur Feldalmend, die Verordneten zum Kauf: 
haus und die Almofenpfleger ). In Freiburg im Breisgau 
wurde bereit? im Jahre 1248 ein engerer Rath, wahrfcheinlich zur 
Leitung des Ganzen, eingeſetzt. Er follte aus Einem alten und 
aus drei neuen Bierundzwanzigern beftehen und, wenn er es be« 
gehrte, auch der Schultheiß Zutritt haben. Bier andere Raths⸗ 
herren, Einer aus den alten Vierundzwanzigern und brei aus den 
neuen, follten die ftäbtiichen Einfünfte ordnen (omnes collectas 
civitatis ordinare) 2). Die Lebieren wurden fpäterhin Amts: 
herren auf dem Kaufhauſe oder auch Rentamtsherren 
genannt. Und nach der Berfaflung von 1392 jollten fie aus ſechs 
Mitgliedern, aus zwei Edelen, aus zwei Kaufleuten und zwei von 
ben Zünften beftehen 2). Das Siegel der Stadt aber follte von 
dem Bürgermeifter, alfo von einem Edelen, dann von Einem ber 
Kaufleute im Rath und von dem Oberfizunftmeilter bewahrt wer: 
den 2). Nach der Berfaflung von 1454 jollten”,dem Bürgermeifter 
zwei Nathöherren, einer aus ben Kaufleuten umd einer aus ben 
Schhsteilmeiftern zur Berathung und zur Hilfleiftung beigegeben 
und von ihnen das Stabtfiegel bewahrt werden. Die Amtsherren 
anf dem Kaufhaufe follten aus zwei Edelen, aus zwei Kaufleuten 


1) Rau, IL 14, 16 u. 17. Lehmann, p. 618. 

2) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 54 u. 56. 

8) Urk. von 1392 bei Schreiber, II, 91. 

4) Urk. von 1892 bei Schreiber, II, 91. Schreiber, Geſch. von Yreiburg, 
u, 49. z 
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und aus zwei Sechsteilmeiftern beitehen 5). In Augsburg bil 
deten die vier Herren, die jogenannten Vier, cine eigene Abs 
theilung im Keinen Rath. Sie hatten das Direltorium im Heinen 
Nath und unter Anderem auch zu berathen, was dem Rath vor- 
gelegt werden ſollte. An ihre Stelle ift fpäter, fett bem 15. Jahr: 
hundert, der geheime Rath getreten 5). Aus dem Pleinen Rath 
wurden auch noch genommen drei Baumeifter für das Bau- 
wejen und drei Einnehmer oder Steuermetiter zur Bei: 
treibung der Steuern, Einer aus den Geſchlechtern und Zwei aus 
den Zunftmeiftern, ſodann zwei Siegler, welche bas Stabtfiegel 
führten, Einer aus den Gefchlechtern und Einer aus den Zunft: 
meiitern, und ein Hauptmetfter, deſſen Beitimmung aber nicht 
befannt ift 7). 

In Ulm hatte der Stadtrath das Necht zur fchnelleren Er: 
ledigung der dringenden Gejchäfte einen aus Gejchlechtern und 
Zünften beftehbenden Ausſchuß nieberfegen zu bürfen®). Seit 
dem 15. Sahrhundert wurde diefer aus 5 Mitgliedern bejtehende 
Ausihuß ein Händiges Kollegium, weldhes man das Colle⸗ 
gium der Fünf oder den geheimen Rath genannt bat. Die 
Einunger bildeten unter dem Vorſitz bes Bürgermeilters eine 
Bolizeibehörde. Die Stadtrechner hatten für das Rechnungs- 
wejen und die Bettelherren für die Armen: und Krankenpflege 
zu forgen 9). | 

Auch in Dinkelsbühl follten zwei aus dem Kleinen Rath 
genommene Einunger die Polizei in der Stadt handhaben. Sie 
hatten die Frevler entweder ſelbſt zu beitrafen oder fie dem Rath 
zur Beftrafung anzuzeigen, dann bie Strafgelder (Einungen) zu 
erheben und an den Math abzuliefern 10). 








5) Urk. von 1454 bei Echreiber, Urkb. II, 488. 

6) Stadtbuh bei von Stetten, eich. der Geil. p. 37, 370 u. 371. 
vergl. 8. 815. 

7) Stadtbug, bei Stetten, p. 37, 869, 370 u. 371. BZunftbrief von 1868 
bei Langenmantel, p. 44 u. 49. 

8) Schwörbrief von 1827 bei Jäger, Ulm, p. 275 u. 741. 

9) Jäger, Ulm, p. 276, 278 ff., 287 u. 288. 

10) Statut aus 14. sec. $. 28 u. 24 bei Haupt, Zeitichrift, VIL 100— 
102. 
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In Eßlingen waren aus Mitglievern bes Stadtrathes 
folgende Aemter gebildet, ein Hofpitalamt, ein SKaften- und Um: 
gelter- oder Etadtrechnereiamt, und ein Steueramt, ſodann noch 
ein Bauamt, Forſtamt, Eonfiftorium, Einungsamt, ein Zuchtamt 
zur Ueberwadhung und Beitrafung aller Unzucht, ein fogenannter 
Stadtbau Untergang und ein elduntergang zur Entjcheidung der 
Bauftreitigfeiten und der Feldfrevel, eine Oberalmenpspflege, ein 
Kriegsamt, en Mühlamt, eine Zucht: und Arbeitshaus Deputatton, 
die Marktherren, ein Brodſchauamt und ein Fleiſchſchatzamt, ein 
Almojenamt und andere Aemter mehr !1). 

In Reutlingen beftand zur oberjten Leitung der Gejchäfte 
ein geheimes Collegium, welches ein Ausihuk des Magiftrates war, 
dann ein Conſiſtorium und ein Scholarchalcollegium zur Beforgung 
der kirchlichen und SchulsAngelegenheiten, eine Baudeputation zur 
Entſcheidung der Bauftreitigkeiten und ein Feldgericht zur Entjchei- 
dung der TYeldftreitigleiten 12). 


$. 448. 


In Nürnberg hatten zwei Lofunger die Verwaltung ber 
Einnahmen und Ausgaben; die brei Oberften Hauptleute die Ver- 
wahrung ber Schlüffel zu den Stadtthoren und zu den Heilig: 
thümern, und die Verwahrung der Stabtfahnen und Standarten; 
bie fieben alten Herren die Vorbereitung in allem was bejonbers 
wichtig und ſchwierig war. Ste waren demnach gleichjam bie 
Seele des ftädtifchen Negiments. Das Kirchenalmofen- und Vor⸗ 
mundſchaftsamt beftand aus vier Rathsherren, von denen der Erfte 
der Kirchenpfleger war. Und die drei Siriegäherren, von denen 
Einer der Kriegsoberſte war, hatten das Kriegsweien unter fich !). 

sn Bremen waren die Rathsämter jeit dem 14. und 15. 
Sahrhundert in folgender Weife unter bie Rathsherren vertheilt. 
Zwei Rathsherren hatten das Kaͤmmereramt zu bejorgen, zwei an- 


— — — 


11) Jäger, Magazin, V, 83—90. 
12) Jäger, Magazin, V, 282-284. 

1) Scheurl, epistola von 1516, c. 11, 12, 18 u. 20 bei Wagenseil, de 
eivitate Noriberg, p. 195—198 Joanu. ab Indagine, p. 811-816. 
Im 15. Jahrhundert hatte man 6 Kriegsherren, 5 aus bem Rath und 
1 aus ber Gemeinde, Ehronif von Nürnberg. 11, 244 u. 245. 
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dere die Hanfegrafichaft, zwei ftanden dem Marſtall vor, zwei der 
Trejefammer, drei den verfchiedenen Gafthäufern, einer dem Spital, 
zwei der Schottlammer, zwei Rathsherren hatten die Aufſicht über 
die Fiicherei und das Fährgat, und zwei waren als Morgeniprady8- 
herren einer jeden Innung vorgefeßt 2). 

In Braunſch weig hatten zwei Kämmerer für die Einnah- 
men und Ausgaben zu forgen, dann die Kämmerei⸗ und Zins- 
bücher und des Raths Geichmeide und Kleinode zu bewahren. 
Zwei Rathsherren hatten als Weinherren den Verſchleiß des von 
ber Stabt gefauften Weines zu beforgen. Zwei andere Rathöher- 
ren ftanden als Richteherren dem Vogt zur Seite. Zwei bis brei 
Bauherren hatten das Bauwelen zu überwachen und die Baupolizei . 
zu bejorgen. Zwei Rathsherren ftanden als Zeugmeiſter (muſe⸗ 
meftere) an ber Spike des Zeughauſes (muferte) und verwahrten 
die Stadt Wehre und das Geſchütz. Zwei anderen hatten für bie 
Unterhaltung der Stadtmauern und Graben und noch ein Dritter 
für die Erhaltung der Landwehren zu forgen. Zwei Rathsherren 
der Altſtadt und der Neuftadt hatten das Stabtfiegel und bie 
Schlüffel zu der großen Eijentruhe (brevetijten), in welder bie 
ftädtiichen Urkunden lagen, zu verwahren 3). 

In Coesfeld Hatten zwei Rathsherren als Kämmterer bie 
Einkünfte der Stadt einzunehmen und die Ausgaben zu bejorgen, 
zwei andere Rathsherren als Grutherren die Verwaltung des 
Oruthaufes und die Aufficht über den Stadtfeller und die Stadt⸗ 
wage, zwei Nathsherren die Verwaltung des Armenhaufes zum 
großen heil. Geift, gwei andere (die VBerwahrer des Heinen heil. 
Geiftes) die Verwaltung diefer Armenanftalt, zwei weitere Raths⸗ 
herren die Verwaltung des Wittwenhaufes und des Gafthaufes, 
zwei jogenannte SHagenherren die Aufficht tiber den Stadthagen 
und über die Brücen und Wege, zwei Borrathsherren die Aufficht 
über die Vorrathshäuſer oder Kornmagazine und bie ogenannten 
Billetöherren das Einquartirungsweien zu beforgen *). 

Auch in den märkiſchen Städten waren bie einzelnen Ge⸗ 
Ihäftszweige unter die Rathsherren vertheilt, und von ihrem Ge: 


2) Tonandt, I, 320—829. 
3) Havemann, I, 617 u. 618. 
4) Söfeland, p. 25, 26, 64, 65 u. 66. 


und Stabtämter. 201 


Ihäfte wurden bie Einen Salzherren, die Anderen Walbherren, 
Bierherren u. ſ. mw. genannt ®). Und in Schweibnig in Schlefien 
hatten einige Rathsherren die Schlüffel der Stabtthore zu bemwah- 
ren, andere die Steuern und Gefälle zu erheben und zu verrechnen, 
andere die Schlüffel zum Stadtſiegel und wieder andere die Schlüflel 
zur Stadtlafle zu bewahren 9). 

Auf diefe Weife wurden denn die einzelnen Gelchäftszweige 
mehr oder weniger ausgeſchieden und daraus einzelne Aemter ge- 
bildet und an "ihre Spike ein oder mehrere Rathsherren geftellt. 
In den verfammelten Rath famen demnach nur noch die wich: 
tigeren und jchwierigeren oder mehrere Gejchäftszweige berührende 
Angelegenheiten ?). 

Oefters wurde aber auch die Leitung der wichtigeren Ange: 
legenbeiten einem engeren Ausſchuß oder Collegium anver: 
traut. Und dann ging die oberfte Gewalt meiftentheild an biefen 
engeren Ausſchuß über, und das Regiment wurde fobann eine jehr 
drüdende Oligarchie. Dies war unter Anderem in Straßburg 
der Fall, nachdem das beftändige Regiment in die Hände der drei 
geheimen Stuben gefommen war ($. 441). In Speier kam bie 
oberfte Gewalt auf biefe Weiſe in die Hände des geheimen Raths 
oder des Rathes der Dreizehner ($. 352), in Magdeburg in bie 
Hände des geheimen Raths (G. 322). In Worms blieb zwar ber 
innere Rath jelbft an der Spite der Gejchäfte Er wurde jedoch 
auf 13 Mitglieder beichränft und diefer ſodann zum ftänbigen 
lebenslänglichen Rath (F. 313). Bejonders merkwürdig war aber 
auch in diefer Beziehung die Verfaffung von Nürnberg Das 
Regiment war bafelbjt in jehr großes Geheimniß gehült. Denn 
nur wenigen war es vergännt einen Bli in bie inneren Ange: 
legenheiten zu thun. Daher die Aehnlichleit mit der Verfaflung 
von Venedig. Nach einer alten Bollsfage ſoll fogar Vieles aus 
ben venetianifchen Einrichtungen entlehnt worden fein. Selbft die 
jüngeren Gefchlechter erfuhren von ben inneren Angelegenheiten 
nur wenig. Denn ber Ältere Bürgermeifter bejorgte das 





5) Zimmermann, L, 112. 

6) Ark. von 1828 $. 11—18 u. von 1389 bei T. u. St. p. 521 u. 609. 

7) vergl. Urt von 1278 bei Lenz, Brand. Urk. I, 81. Zimmermann, 
I, 112, 
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Michtigfte allein. Der jüngere Pürgermeifter war im Grunde 
nur fein Gehilfe. Aber auch ber ältere Bürgermeilter wußte nicht 
Alles. Denn die höhere Leitung ber Öffentlichen Angelegenheiten 
lag in den Händen der ſieben alten Herren. Indeſſen waren 
auch diefe nicht in alle Geheimniffe eingeweiht. Denn bie auswär: 
tigen Angelegenheiten und die Anftalten zum Kriege beforgten bie 
drei Oberjten Hauptleute allein, von denen Einer der 
Kriegsoberfte war. Und auch diefe wieder hatten keinen Ueber: 
bit über da8 Ganze. Denn die Finanzen, bie wahre Kraft des 
Meinen Freiftaates, lag in den Hänten der beiden Xofunger, 
von denen der Eine zugleih Reichsſchultheiß und gewöhnlich 
auch Kaftellan der Neihsburg war. Darum batten fie nur 
allein einen Tlaren Einblid in alle Verhältniſſe. Alle Beamten, 
auch die Rofunger nicht ausgenommen, waren jedoch verantwort- 
lich für ihre Verwaltung. Im Jahre 1469 wurbe fogar ein Lo- 
funger mit dem Strang hingerichtet. Das Regiment war daher 
gut und bie Stadt hat unter diefem Regiment bis auf unjere Tage 
geblüht ®). 


4. Stadtgemeinde und großer Kath. 


a) Stadtgemeinde. 


$. 444. 


Wie bei den alten großen Marfen und bei ben Dorfmarten 
jo lag urfprünglich audy bei den Stadtmarken alle Gewalt in ben 
Händen der Gemeinte ($. 399). Die Stabtmarkgemeinbe hatte 
demnach das Gebot und Verbot, oder das Bannredt, d. h. 
das Recht bie ftäbtiichen Angelegenheiten felbftänbig zu orbnen‘). 
Diefes Necht ift zwar frühe ſchon auf den Stabtrath übergegangen. 
Der Stadtraih übte jedoch auch dieſes Necht nur im Namen und 
aus Auftrag der Gemeinde ($. 158 u. 489). Auch mußten bei 


8) vergl. Manıert, im Taſchenbuch vor Nürnberg von 1822, II, 6667. 

1) Stabtr. von Münden, art. 894 u. 402 bei Auer, p. 151 u. 154. 
„Die gefworen von dem rat und von der gemain babent gejagt 
„und gepoten —. Der rat und die gemain ze Münden habent 
„gefezt und verpoten.” — 
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allen wichtigeren Angelegenheiten nach wie vor die Gemeinben felbft 
beigezogen ober ihnen wenigftens bie Rathebeichlüffe und die Mathe: 
orbnungen zur Betätigung vorgelegt werden. Daher mußte zu 
Magdeburg bei dem jährlichen Rathswechſel ter Vürgermeifter die 
verfammelte Gemeinde fragen, ob fie bei ben beftehenben Geboten 
und Verordnungen bleiben wolle oder nicht. Worauf erft dieſe 
Gebote und zwar im Namen ver Gemeinde verkündet werben burf- 
ten („ber Burgermeifter jal uffftehin mit ſeynen Eydgenoſſen (ven 
Rathsherren) „und fi demutiglich Yegin der Gemeyne beweyfin 
„und fal fie fragen, ab fic wellin bey den Geboten bletbin, bie fie 
„do vorkundigen wellin.. Dorczu ſprechen fie yo, fo fpricht her 
„denne: Her. Statjchreiber vorfundiget die Gebot von ber Stat 
„wegen”) 2). Epäterhin wurbe zwar die Einholung einer folchen 
Zuſtimmung ber Genieinde zu einer leeren Form und zulet gänz⸗ 
ih unterlaffen. Der. Theorie nach ift aber die Gcmeinde auch in 
Ipäteren Zeiten noch die Duelle aller Gewalt geblieben. Wie bei 
anderen Marfgemeinden fo gehörten auch bet den Stabtgemeinden 
bie Geldbußen und alle übrigen Gefälle der Geſammtheit der Ge- 
noſſen. Eben fo fiel der erblofe Nachlaß, das vafante Gut und 
bie Nachfteuer an die Stadtgemeinde ($. 392 u. 399). Auch bie 
Aufnahme ins Bürgerrecht gefchah entweder von der Gemeinde jelbft 
oder in ihrem Namen von bem Stabtrath. Und in derjelben Weiſe 
wurde ihr auch ber Bürgereid geleiftet ($. 369). Die Stadtgemeinde 
hatte ferner zu fchügen und zu fehirmen und ven Stadtfrieden zu 
Haubhaben ($. 431). Endlich lag auch die Ernennung der Bürger: 
meifter, der Stabträthe und der Übrigen ftäbtiichen Beamten direkt 
oder indireft in den Händen der Gemeinde. Denn ihre Wahl ge- 
Ihah entweder direkt von der Gemeinde jelbft oder indireft. durch 
von ber Gemeinde gewählte Wahlmänner oder durch den im Na: 
men der Gemeinde handelnden Stabtrath ($. 484). Die Stadt: 
gemeinde war demnach die Duelle aller obrigfeitlichen Aemter und 
Würden. Denn die Amtsgewalt ber ftäbtiichen Beamten und bes 
Stadtrathes ſelbſt beruhte auf einer Vebertragung von der Gemeinde. 
Die Etadträthe und die ftädtifchen Beamten waren daher nichts 
Anderes als Benolmächtigte der Gemeinde und beren Stellvertre- 





23) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p- 228. 
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ter, welche im Namen und aus Auftrag der Gemeinde zu hanveln 
und fie zu vertreten hatten (6. 153, 431 u. 438). Darum mußte 
aud) der Amtseid der neu gewählten Nathsherren und Bürgermei- 
fter der verfammelten Bürgerſchaft oder wenigftens in ihrem Bei- 
fein geleiftet werben ($. 485). 


Urfprünglih, ehe fih an der Seite des herrichaftlichen oder 
genoſſenſchaftlichen Orts- oder Gemeindevorfiehers ein Stabtrath 
gebildet hatte, bejorgte die Stadtgemeinde felbft unter dem Borfige 
bes Gemeindevorftehers alle oder wenigftens bie wichtigeren An— 
gelegenheiten der Gemeinde ($. 438). Späterhin wurde zwar 
ein großer Theil der Gefchäfte dem Stabtrath übertragen. In 
allen wichtigeren Angelegenheiten durfte aber auch der Stadt: 
rath nicht allein ohne Beiziehung und AZuftimmung der Ges 
meinde handeln, 3. B. in Köln 2), in Freiburg im Breisgau *), in 
Erfurt 9). | 

Wann die Gemeinde beigezogen werden follte, war jeboch ver: 
ſchieden in den verfchiedenen Gemeinden beftimmt. Faſt allenthalben 
mußte bie Gemeinde beigezogen werben bei Verfügungen über das 
Eigentbum der Gemeinländereien und der Almenden, 3. B. in 
Straßburg), in Worms ?), in Freiburg ®), in Köln®) u. a. m, 
dann bei Verfügungen über den Anbau und bie Bewirthichaftung 
ber Felder, 3. B. in München 19%), bei Verfügungen über bie Be: 


8) Urk. von 1149 in Quellen, I, 829. — a melioribus quoque tocius 
eivitatis, vulgi etiam savore applaudante confirmatum —. Urk. 
von 1151, eod. I, 581 — universus populus Coloniensis —. Urk. 
von 1159, eod. I, 550. — focius populi — pari voto ac unanimi 
consensu — vergl. Ennen, Geh. von Köln, II, 471 u. 472. 

4) Urk. vom 1248 bei Schreiber, I, 58. — consules et universitas 
eivium. — 

5) Urf. von 1288 bei Lambert, p. 140—148. 

6) Revers von 1268, c. 6 bei Schilter, p. 780. 

7) Urt. von 1277 bei Guden, syl. p. 269 u. 270. 

8) Urf. von 1282 bei Schreiber, I, 1, p. 98. 

9) Urf von 1847 bei Fahne, I, 260. — eo quod communitas populi 
congregsta publice adelamavit, quod consentirent, quod domini 
consules de illis bonis disponerent ad usus civitatis. 

10) Stadtr. art. 812 bei Auer, p. 120. 


% 
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nußung der öffentlichen Pläbe und der Wege und Stege, 3. B. in 
Eiſenach 12), bei Verhandlungen mit fremden Städten und fremden 
Staaten, 3. B. bei Verhandlungen der Stabt Baſel mit Straß- 
burg !2), der Stadt Hamburg mit Lübed 12) u. a. m., bei Ber 
handlungen des Stadtraths mit dem Landesherrn, 3. B. in Muͤn⸗ 
fter 1%), in Augsburg 16), in Worms !%) u. a. m., kurz bei allen 
wichtigeren Angelegenheiten, deren Wichtigkeit aber in den verſchie⸗ 
denen Städten verichieden beitimmt war, und jo oft es der Stadt- 
rath felbft für nothwendig hielt, 3. B. in Magdeburg '7). Auch 
wenn fich die jtäbtifchen Behörden nicht vereinigen konnten mußte 
die Sache an die Bürgerichaft gebracht werden, 3. B. in Weblar 
u. a. m. 28). Eben jo dann, wenn ſich ein heil der Bürgerichaft 
den Anorduungen des Stadtraths wiberjebte. Daher drohte der 
Stabtrath von Ulm im Sabre 1416 den Metzgern, welche fich fei- 
nen Anordnungen nicht fügen wollten, er werde die Sache an bie 
Gemeinde bringen 29%). Oefters war e8 auch ftreitig zwilchen dem 
Rath und der Gemeinde, ob eine Sache vor die Gemeinde gebracht 
werben müſſe. So war in Breslau das Recht der Befteuerung im 
14. Sabrhundert ftreitig, indem die Gemeinde das Necht der Zu: 
ftimmung in Anfpruch nahm, der Stabtrath aber jenes Recht ganz 
allein ausüben wollte 2%). Faſt allenthalben mußte jedoch bei neuen 
Sapungen und Willfüren die gelammte Bürgerichaft beigezogen 
werben. In Gewerbs- und Polizeiſachen hatte zwar der Stadtrath 
das Recht Verorbnungen zu machen von der Gemeinde erhalten 
($. 439). Die eigentliche Geſetzgebung hat ſich jeboch in den mei- 
fin Stäbten die Gemeinde felhft vorbehalten. ie mußte baher 
von dem Stadtrath beigezogen werben bei neuen Sabungen und 


11) Stadtr. von 1288 6. 18 bei Gaupp, I, 200. 

12) Urf. von 1269 bei Ochs, I, 894. 

18) Url. um 1210 bei Lappenberg, Hamb. uctb. I, 888. 

14) Urt. von 1257 bei Wiltens, p. 122. 

15) Urt. von 1292 bei Stetten, Geld. der Geſchl. p. 875. 

16) Urk. von 1411, 1424 u. 1480 bei Schannat, Il, 225, 284 u. 285. 

17) Url. von 1804 $. 1 bei 2. u. St. p. 449. „Die Ratman legen ir 
„Burding uz jwenne fie wollen —, ber Stat Rot zu cundegene.“ 

18) Vergleich von 1390 u. 1893 bei von Wlmenftein, I, 496, 497 u. 508. 

19) Zäger, Ulm, p. 5986 u. 597. 

20) X. u. St. p. 268, 
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Willfüren und bei deren Abänderung, wie bei der Aufrechtbaltung 
der alten Gewohnbeiten, 3. B. in Straßburg ?’), in Um), in 
Augsburg ??), in Goͤrlitz 29), in Stendal 2%), in Soeft 2%), in Hör- 
ter 27), in Freiburg 2°) u. a. m. Die neuen Sabungen waren ba: 
ber ein wahres Uebereinkommen des Stabtraths mit der Ge⸗ 
meine, 3. B. in Augsburg 2%), in München 2%), in Lucern ?'), in 
Worms 32), In Hörter ??) u. a. m. In den grundherrlichen und 
gemifchten Stäbten war auch die Zuftimmung der Grundberren 
oder der grundherrlichen Beamten, und in manchen landesherrlichen 
Städten aud noch die Zuftimmung des Landesherrn oder der lan⸗ 
besherrlichen Beamten notwendig, 3. B. in Freiburg 3%), in Wei- 
benau 35), in Worms 39). 


21) Revers von 1268 $. 8 bei Schilter, p. 780. 

23) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, IE, 510 u. 511. 

28) Urt. von 1808 bei von Stetten, Geſch. der Geil. p. 881. 

24) Urk. bei T. u. ©t. p. 558. 

25) Urt. von 1845 bei @erden, vet. march. I, 90. 

26) Stadtr. von 1120 $. 68. 

27) Etatute von 1885 bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 165 u. 166. 

28) Urk. von 1248 bei Screber, I, 58 u. 54. 

29) Berordnung von 1284 bei von Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 869. 
„Die Natgebn und div Gemaind der Stat ze Augsburg — des über: 
„ain Kommen fint.“ vergl. noch p. 872, 875 u. 888. 

30) Stadtr. art. 402 bei Auer, p. 154. „Ter rat und die gemain ze Mün- 
„hen find ze vat worden und habent gejezt und verpoten“ — 
vergl. noch art. 212, 868. 894, 421, 460 u. 464. 

81) Urf. von 1848 bei Kopp, Urt. p. 180. „Die Rete beibu numwe vnd 
„alte ze Lutzerren, vnd bar zuo ein Mengi Nicher vnd Armer ze 
„Lußerren fint vber ein komen.“ — 

32) Nergleih von 1300 $. 8 bei Schannat, II, 158. „Unfer Herre ber 
Biſchoff, der Rate, die Sechszebene von der Gemeynde, und bie Ge: 
meynde fint überfumen* — 

88) Statute von 1385 bei Wigand, denkw. Beitr. p. 165 u. 166. 

84) Urt. von 1248 bei Schreiber, I, 54. de consensu domini nostri co- 
mitis Friburgensis. — 

85) Urk. von 1291 bei X. u. ©t. p. 412. — consules civitatis vel cives 
— conveniant nec statutum vel constitucionem aliquam faciant, 

que vulgariter Koer dicitur, nisi de consensu ejusdem ad- 
vocati. — 

86) Vergleich von 1800 $. 8 bei Schannat, 11, 158. vergl. oben $. 159. 
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$. 445. 


Die Gemeindeverfammlungen, in welchen die Bürgerjchaft ihre 
Angelegenheiten zu berathen und zu enticheiden pflegte, nannte man 
öfter8 conventus civium, 3. B. in Magdeburg !) und fpäter 
in Hamburg Bürgerconvent, anderwärts Bürgerding zum 
Unterjchiede von dein echten Ding oder Vogtding, dem eigentlichen 
Stabtgerichte, 3. B. in Goldberg in Schleften ?), oder Burding, 
offenbar von Bur d. h. Bürger oder Stadt, 3. B. in Werben ?), 
in Stendal 9, in Quedlinburg ®), in Goͤrlize) und in Magde: 
burg, wo bie Berfammlung auch Burgerping und vererbt 
Pording, Parding over auh Bauerbing genannt worden ift 
($. 638). Anderwärts nannte man jene Verfammlung Burgbing, 
Aurggeding, Purdting oder Porting und Portigen, 
3. B. in Regeneburg ?), ſodann Bauerding (Bawerbing) 3. B 
in Magdeburg ®) ober Bauerſprache, 3. B. in Prikwall in ber 


1) Stadtr. von 1188 $. 9 bei T. u. ©t. p. 269. 

2) Urk. von 1825 8. 6 bei T. u. St. p. 511. in plebiscito judicio, 
quod vulgariter Vogtding dieitur, sive in judicio civitatis, 
quod burgerding vocatur. — Das Bogtding war bajelbft das 
eigentliche Stabtgeriht. Die von der öffentlichen Gerichtsbarkeit ver: 
ſchiedene Gerichtsbarkeit des Stabtratbs und der Gemeinde jelbft wurbe 
aber in der Bürgerverfammlung, aljo im Burgerding ausgeübt, wie in 
Magdeburg im Burding. vergl. Weisthbum von 1261 8. 2, 8 u. 4 
bei Z u. St. p. 852. 

‘ 8) Statute antiqua Verd. bei Haltaus, p. 107. „Wan men Edte 
„dingh holt, edber warn de Nad ein Burbing holt.” — Hier wird 
ebenfalls das Stadtgericht (das echte Ding) von dem Burding unter: 
ſchieden. 

4) Urk. von 1297 bei Lenz, I, 158. ut nostri consules Stendalienses 
judicium cum universitate habeant, quod Burding dicitur, 
et omnino sic teneant, sicuti burgenses Magdeburgenses 
tenere in omnibus dinoscuntur. 

5) Etadir. von 1452 bei Erath, cod. dipl. Quedlinburg. p. 762. „Of 
„jo Ichal de Rad to Quedelingborch von dein Rabbufe to deme Bur- 
„dynge vorkundigen laten oren Borgeren.“ — 

6) Urk. bei T. u. St. p. 558. 

7) Zerordnung von 1884 bei Freyberg, Samml. V, 121. Schmeller, I, 
198. 

8) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p. 228 u. 229. 2 
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Mare Brandenburg Burenſprak?), in Salzwedel Bawer⸗ 
ſprake, Bawrſprack und Bawriprad ’% und in Stendal 
n. a. m. Burjpradfe!) oder auch Bürgerfprace, burgi- 
loquium und commune civiloquium, 3 ®. in Roftod, 
Brandenburg u. a. m. 12), oder Morgeniprade 3. B. in 
Prag 3), in Köln 1%), und in den franzdfiichen Etäbten parla- 
mentum, parlator burgensium ober parloir aux 
bourgeois '%. Bon den Bürgerverfammlungen, in welchen bie 
Verordnungen und Satungen gemacht wurden, erhielten öfters auch 
die Satungen und Willfüren felbft den Namen Bauerſprache, 
Buerſprake oder Burfprafe '%), oder au Burgereinigung, 
Einung, gemeine Einung, Bauereinung oder Bur- 
einung IN. 


$. 446. 


In früheren Zeiten pflegten fih die Bürger auf irgend einem 
freien Plage in der Stadt zu verfammeln. In Straßburg ver: 
jammelte ſich die Gemeinde urfprünglich auf der bifchöflichen Pfalz, 
in dem Garten des Bilhofs, feit dem Sabre 1358 aber vor dem 
Münjter ). Auch in Bafel und in Speier vor dem Münfter auf 
dem Münfterplage 2). In Opderberg in der Mark Brandenburg ?), 


9) Bedmann, V, 1. 1. p. 59. 

10) Verhandlung von 1485 bei Zimmermann, Il, 240, 242 u. 248. 

11) Urt. von 1845 bei Gerden, vet. march. I, 90. Haltaus, p. 109 
u. 110. 

12) Halteus, p. 199. Urk. von 1490 bei Zimmermann, I, 128. Urf. 
von 1287 bei Sartorius, Geſch. der Hanfe, II, 182. 

13) Stadtrecht, $. 42. „taydingen vor dem gericht noch in ver morgen: 
„ſprach in bem rate. Rechtsbuch S. 54. Rößler, Einleitung p. 71. 
hält bie Morgenſprache ohne Grund für ein Gericht. 

14) Url. von 1360 in Quellen, I, 3860. Urk. von 1347 bei Ennen, Geld. 
II, 472. 

15) Urf. von 1350 in Ordonn. du L. IV, 10. 

16) Urk. von 1568, 160r u. 1691 bei Westphalen, IV, 8252, 8263 u. 
8269. 

17) Haltaus, p. 108, 806 u. 807. 

1) &lojener, p. 108 u. 107. Königshoven, p. 808. 
2) Ochs, 1, 870, 876, II, 210. Zeuß, Speier, p. 16. 
3) Urk. von 1898 bei Fiſchbach, Stäbtebeichreibung der Mark, I, 135. — 
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in Hannover, Göttingen und in Hilvesheim auf dem Kirchhofe 
($. 188). Eben jo auch in Freiburg auf dem Kirchhofe vor dem 
Haus des Leutpriefters ), alfo auf dem fpäteren Möünfterplab. 
Meiftentheilg hatten aber die Gemeindeverfammlungen auf dem 
Marktplatze ftatt, 3. DB. in Coesfeld e), oder vor dem insgemein 
auf dem Markte ftehenden Rathhauſe. Daher waren die Rath⸗ 
häufer öfters gegen den Markt zu mit einer offenen gegen Regen 
und Sonne gefhüsten Halle oder mit einem anderen bedeckten, 
aber gegen den Markt offenen, Raum umgeben, welchen man bie 
Laube zu nennen pflegte, und in welcher bie Rathsherren ſich 
- niederließen, wenn jie etwas mit der vor dem Nathhaufe verjam- 
melten Bürgerfchaft zu verhandeln hatten. So war es in Magbe- 
burg im 14. Sahrhundert. Die Rathsherren Tamen, wenn bie 
Bürgerſchaft verfammelt war, aus dem Rathhaufe, ſetzten ſich unter 
die Laube und verhandelten von dort aus mit der Gemeinde ®). 
Eben jo wurbe feit dem 14. und 15. Jahrhundert in Göttingen ?), 
in Salzwebel ®), in Stendal ®), in Hannover 0), in Bremen 1), 
in Lübed 12), in Mühlhaufen 12) u. a. m. von der Laube, lobium, 
Lowe, Loͤvinge, oder von der Love aus mit der Bürgerjchaft ver: 
handelt und die Gejege und Verordnungen oder Buerſprachen von 


quos nos proconaules et consules opidi — una cum omnibus et 
singulis opidanis — in cimiterio congregati, 

4) Urk. von 1248 bei Schreiber, I, 55. 

5) Eöfeland, p. 68. 

6) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p. 228 f. „Wenne denne bie Leite 
„do ſeyn, jo gehin die Rathirren von der Louben, das man ans 
„dirswo ein Rathaws nennt, unde ſetczen ſich undir bie 

ntewbin? — 
7) Statute bei Pufendorf, III, append. p. 185. Istud statutum de 
sartoribus est intimatum de lobio anno 1879. 
8) Urk. von 1852 bei Lenz, I, 306. — „geleien werben upper Löwen 
otu nygen Soltweder (Meufalzwedel) vor de Rathbmaune” — 
9) Urk. von 1845 bei Gerden, vet. march. I, 92 u. 98. — „vor dem 
„Rade up der Löewen.“ — 

10) Urk. von 1852, 1855 und 1412 bei ee ant. Hannov. p. 820 
u. 821, 

11) Caſſel, von den Gejegen von Bremen, p. 61, 65 u. 66. 

12) Dreyer, Einleitung, p. 101. 

18) Grasshof, p. 108. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. IH. 14 
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dort aus verfündet. Da wo es große Nathausfäle gab, verſam⸗ 
melte fich nicht bloß der Rath, jondern auch die Bürgerichaft auf 
bem Rathhauſe jelbit, 3. 3. in München ſchon am Ende bes 
14. Sabrhunderts 1%), oder auf dem Stadtkeller, 3.2. in Eoes: 
feld, wo ſich der Stadtrath auf dem Nathhaufe, die gefammte 
Bürgerſchaft aber auf dem mit dem Stadtkeller verbundenen Grut: 
haufe zu verfammeln pflegte 15). In den herrſchaftlichen Etädten 
wurden die Bürgerverfammlungen öfters au In ber Wohnung 
bes herrſchaftlichen Beamten gehalten, 3. B. in Weidenau 
in Schlefien 12e). Ausnahmsweiſe verjammelte fich die Bürgerfchaft 
auch in irgend einem Klofter oder in einer Kirche, oder auf dem 
freien Plage vor denjelben, 3.3. in Frankfurt und Epeier bei ven 
Barfüßern 17), in München bei ben Auguftinern 28), in Hamburg 
im Sabre 1410 im Et. Marien Viagdalcnen Klofter !9), in Lübed 
in der Et. Katharinen Kirche und fpäter auf dem dtathhaufe 29), 
in Erfurt auf dem freien Blake vor ven Auguſtinern 2). 

Der Bürgermeifter und Rath führte bei diefen Berfammlun: 
gen den Dorfig und alle Bürger mußten urfprünglich bei Etrafe 
in der Verfammlung ericheinen, 3. B. in Magdeburg, Breslau, 
Sörliz u. a. m. 22). Seitdem fi aber die Anzahl der Bürger 


14) Katzmairs Gedenkbuch zum Sabre 1398 $. 49, 52, 66 u. 78 im Obers 
bair. Archiv, VII, 16 fj. „vor der gemain auf dem haus — da be: 
„ruefft man ain groſſe gemain auf das haus — da fam ber rat vnd 
„ein gemain aufs haus.“ 

15) Söfeland, p. 66 u. 68. 

16) Urt. von 1291 bei X. u. St. p. 412. — consules civitatis 
vel cives non alibi quam in domo ipsius advocati con- 
veniant. — 

17) Ur. von 1855 bei Böhmer, Urkb. I, 667. Urk. von 1887 bei Kirch: 
ner, I, 411 Not. Zeuß, Epeier, p. 16 Rot. 

18) Katzmair ad 1898, $. 56, 58, 60 u. 76 im Oberbair. Archiv, VIII, 
19 ff. 

19) Benefe, Hamburg. Geſch p. 46. 

20) Waitz, Lübed, I, 283. 

21) Urk. von 1288 bei Lambert, p. 141. — ad pomerium sancti Au- 
gustini. — 

22) Nicolaus Wurm bei T. u. St. p. 228 u. 229. Schöffenbriefe von 
1261 $. 4 u. von 1864, $. 1, eod. p. 852 u. 449. 
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vermehrt hatte, was zumal feit dem Siege ber Zünfte der Fall 
war, feitbem konnten nit mehr alle Bürger verfanmelt werden. 
Dies führte denn zu einer Vertretung der Bürgerjchaft, zu einem 
großen Rath ober zu einem Bürgerausfchuß. 


. b) Großer Rath. 


§. 447. 


Ursprünglich Hat es allentbalben nur einen einzigen, und 
zwar aus Geſchlechtern beftchenven Kath, den fogenanuten kleinen, 
engen, inneren oder rechten Rath gegeben, in Köln, Bajel, 
Züri und Schaffhauſen, wie in Kübel, Negensburg, München, 
Augsburg, Landau u. a. m. Dieſer Meine Rath beforgte die min: 
der wichtigen Angelegenheiten allein, die wichtigeren aber gemein- 
Ihaftlih mit der gefammten Bürgerfchaft, welche zu dem Ende be: 
rufen werden mußte. Späterhin erft, ſeitdem die Bürgerjchaft fo 
zahlreich geworben war, daß nicht mehr alle Bürger berufen wer: 
den Tonnten, ift zu ihrer Erleichterung ein Ausſchuß an die 
Stelle der Geſammtgemeinde getreten, in vielen Städten ſchon vor 
dem Siege ver Zünfte, meiſtentheils aber erft feit diefer Zeit. Und 
man nannte diefen Gemeindeausſchuß fodann einen großen 
Rath, oder einen weiten oder einen Äußeren Rath. Zuwei— 
fen bat auch das Streben des Stadtraths nach Unabhängigkeit 
von der Gemeinde zur Bildung eines großen Nathes geführt. Die 
Zeit warn und die Art wie fich diejer Ausſchuß gebildet Hat, war 
jedoch verjchieden in den verfchiedenen Städten. 

Längſt vor dem Kampfe mit den Zünften durfte in Zürich 
die Minorität im Rath die wichtigeren Sachen an die Bürger 
bringen. Die Anzahl der beizuziehenden Bürger war anfangs nicht 
beftimmt. Es hing vielmehr von dem Ermeſſen des Nathes ab, 
wie viele Bürger beigezogen werben ſollten. Erft im 14. Sahr: 
hundert wurde die Anzahl auf 100 und fpäter auf 200 Bürger 
beftimmt ($. 318). Faſt auf diefelbe Weile hat fich, wie wir ge: 
ſehen, n Münden ein großer Math, der Nath der Dreihundert 
gebildet (F. 321). Auch in Köln hatte fich bereits ſeit dem An⸗ 
fange bes 14. Sahrhunderts, alfo lange vor dem Siege der Zünfte, 
ein weiter Nath neben dem engen Rath gebiltet ($. 60). 

14 * 
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In ähnlicher Weile wurden in Hamburg bie Wittigften 
ober discretiores beigezogen 1), in Bremen bie discreti ci” 
vitatis?), die Weifeften oder die Weifeften von der 
Stadt?), in Brafel die Wizzigen oder die Weisheit von 
der Gemeinde 9, in Lübeck die Wittigften von der Ctadt®) 
oder die majores und seniores der Stabt ®), in Straßburg bie 
cives meliores et sapienciores („die burgere die beiten und bie 
„wiſiſten“) e2), in Magdeburg die wifelten Liute oder bie 
Wibegeften?!), in Ruppin die viri discretiores®), in 
Hörter die prudentes, prudentiores, die wifen Manne 


1) Stadtrecht von 1270, pr., art. 1, 4 u. 5, von 1292, pr., art, 8 u. 9 
und von 1497, pr. u. art. 19 bei Lappenberg, Hamburg. Rechtsalter⸗ 
thümer, I, 1, 8, 99, 102, 181 u. 189. Lib. hortor. an. 1283 bei 
Lappenberg, Programm zur dritten Gecularfeier ber Hamburg. Ber: 
faſſung, p. 51, vergl. noch p. 16—18. 

2) Reverfalen von 1246 in Assert. lib. p. 83 u. 86. — consilium con- 
sulum et aliorum discretorum — ordinationi vel facto con- 
sulum et discretorum civitatis. — 

8) Stat. von 1808 bei Oelrichs p. 29, 85 u. 83. — „de Ratman mid 
„eren wiſeſten — eod. p. 85 u. 282 f. — „be ratman mit ben 
„wijeften van der flat” — „be rabmanne mid eren wizeflen 
„dan ber ſtad.“ 

4) Urk. von 1848 bei Wigaud, Ardiv, V, 164 f. „Wy burgermestere 
„unde Nade, ald unde nye, de wisheyt van ber meynheit, 
„unde de gemmennbeyt van ber Stab —. Unde wes ber Rab 
„unde de wishet van ber Meynheyt ouerfomet van ber Stab 
„wegene, bat wille wi, be van ber Meynbeyt jind, gerne wul: 


„burden‘ —. 
5) Lüb. R. bei Sad, III, 242. — do wort be mene rate vnde be 
„wittighefien van der flat tho ade —. Gemeinen Rath 


nannte man ben vereinigten alten und neuen Rath ($. 448) Die 
Wittigſten waren demnach von dem alten und neuen Rath verjchieden. 
vergl. Frensdorff, Lübeck, p. 201—207. vergl. oben $. 238. 
6) Urf. von 1265 u. 1266 in Lüb. Urkb. I, 266 u. 272—274. 
6a) Stadtreht von 1241 bei Mone, Anzeiger, VI, 28 u. 26. Strobel, 
I, 548. 
7) Schöffenbrief von 1261, $. 1 und von 1804, pr. u. $. 1 beit. u. 
St. p. 851 u. 449. 
8) Urk. von 1256 bei Buchholz, p. 88. unb oben $. 156. 
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und de Wisheit der Stadt), In Breslau, Brieg, Grottlau, 
Löwenberg, Landshut und Schweidnig die Aelteften von ber 
Stadt oder die seniores 1). Unter diefen Wittigften, pruden- 
tes, discretiores und seniores find vollberechtigte Genofjen oder 
Geſchlechter zu verftehen ($. 156 u. 233). 

Wann nun bie, nicht im Math fihenden Geſchlechter (die 
Wittigſten) beigezogen werben ſollten, war insgemein nicht be⸗ 
ſtimmt, hing vielmehr wie in Zürich von dem Ermeſſen des Stabt- 
rathes ab 11), Meiftentheils geſchah es, wie die erwähnten Stabt- 
rechte, Schöffenbriefe und anderen Urkunden beweiſen, bei autono⸗ 
miſchen Verfügungen, bei der Abfaflung von Gewohnheitsrechten, 
bei Verfügungen über den Grund und Boden und über das Ei- 
genthum ber gemeinen Dark und bei anderen wichtigen Verfügun⸗ 
gen und Verhandlungen. Auch war die Anzahl der beizuziehenden 
Geſchlechter urfprünglich nicht beftimmt. Sie hing vielmehr wie in 
Züri von dem Ermefien des Stadtrathes ab. Wurden nın nicht 
alle fondern nur eine mäßige Anzahl von den Wittigften beigezogen, 
jo nannte man fodann die VBerfammlung einen vollen Rath, 
3.3. in Breslaıı, Brieg und Grottkau 12) oder auch die Wittheit bie 
Weisheit ber Stadt, die Wittigften u. |. w., 3. B. inBremen, Hamburg, 
Hörter u. a. m. Und in diefen vollen Rath und in ver Wittheit 
finde ich die erften Anfänge eines großen Nathes, welcher aber 
3. B. in Breslau erft feit dem Eiege der Zünfte im 15. Jahr⸗ 
hundert eine beftimmte Form und Geftalt erhalten hat. Es wiirde 
nämlih im Sabre 1475 dafelbft beftimmt, daß die Kaufleute aus 
ihrer Mitte 24 Männer wählen und diefe ſodann 24 andere Män- 
ner aus den Zehen und Handwerkern wählen, die 48 aufammen 
aber gemeinfchaftlih mit den Rathmannen und Schöffen ben aus 
acht Perjonen beftehenden Rath wählen und bie Achtundvierziger 
in wichtigen Fällen von dem Rath beigezgogen werben jollten. 


9) Urf. von 1292, 1827, 1845 And 1376 bei Wigand, — von Corvei, 
I, 824 u. 881. 

10) Urk. von 1298, 8. 8, von 1811, von 1394, 8. 237 u. 28, von 1828, 
pr., $. 4 u. 19, von 1884 $. 1 und von 1886, pr. u. — 1 bei T. u. 
St. p. 421, 489, 508, 519, 587 u. 540. 

11) Urk. von 1824 8. 27 bei X. u. St. p. 508. 

12) Urk. von 1802, pr. und 1924 6. 88 bei T. u. St, p. 448 u. 509. 
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Diefe 48 bildeten demnad in Breslau einen großen Rath, wiewohl 
fie jenen Titel niemals geführt haben 12). 

Auch in Bremen wurden bald alle Gefchlechter, aljo bie 
gefammte Gemeinde (dhe mene Stat !*), die Meenheit 18) oder bie 
ganze Meenheit) 15°), bald bloß eine gewifie Anzahl von ihnen 
von dem regierenden Rath beigezogen. Im lebten Falle nannte 
man die Beigezogenen, wie wir gejehen, bie Weifelten ober disereti 
civitatis oder auch, weil fie in Grund und Boden angefejlen waren, 
die guten Leute 1%). Anfangs Bing es auch wohl in Bremen von 
dem Ermefien des regierenden Rathes ab, wen er berufen wollte. 
Auch war vie Anzahl der zu Berufenden nicht beftimmt. Es muß 
fih jedoch in diefer Hinficht frühe ſchon, wahrjcheinlich ſchon im 
Laufe des 13. Jahrhunderte, eine gewiffe Tradition gebildet haben. 
Denn es wurden bereits feit dem Anfang des 14. Jahrhunderts 
die Weifeiten mit der gefammten Gemeinde berufen unb beide von 
einander unterjchieden, zum Beweiſe daß bie Weiſeſten bereits ein 
eigenes Collegium gebildet haben 11). Auch wurde die Anzahl ber 
zu Berufenden wahrſcheinlich gleichzeitig, im Laufe des 13. Jahr: 
hunderts oder wenigitens im Anfang des 14, auf 16, auf vier aus 
jedem Stadtviertel firirt 1%). Denn dieſe Sechszehner waren offen- 
bar nicht, wie e8 ohne hinreichenden Grund von Donandt ange: 
nommen wird !9%), von ber Wittheit verjchieden. Daher wurben fie 


13) T. u. St. p. 288. 

14) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 60. de ratmanne unbe bhe mene 
fat —. 

15) Stat. von 1803 bei Oelrichs, p. 18. „be ratmanne mit vulbort ber 
menheyt ufer ſtad —. 

15a) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 397. 

16) Stat. von 1803 bei Delrichs, p. 144. the ratmanne tho rabe mit 
bben goden luden binnen bremen. vergl. oben $. 2883. 

17) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 59, 68 u. 154. the ratmann mit 
ben wifeften unde mit ber menen flat — be tatman unde be wiſeſten 
mit ber meneheyt ber ftat. 

18) Stat. von 1808 bei Delrihs, p. 44. „van den ratmannen unbe van 
tben ſeſteynen unde van tber menen Stat.” Statut von 1804 eod. 
p. 827. van ben Radmannen unde van ben jefleynen unbe van ber 
menen ſtad. 

19) Donandt, I, 830, 888 u. 889. 
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auch zuweilen die Aelteften und die Weiſen, alfo Wittheit ge- 
nannt 2°), Seitdem nämlich die Anzahl ver beizuziehenden Ge 
fchlechter firirt war, bildeten bie zur Berathung Beigezogenen einen 
die gefammte Gemeinde repräfentivenden Ausihuß, welchen man 
in Bremen die Wittheit, anderwärts aber den großen Rath zu 
nennen pflegte. Die Mitgliever der Wittheit waren demnach felbft 
Rathmannen. Und fie wurden auch öfters Rathmannen genannt 2). 
Wann nun der regierende Rath allein handeln, wann er bie Witt- 
heit oder auch die gelammte Gemeinde beiziehen jollte, war nicht 
beftimmt, bing vielmehr, wie in Zürich, von dem Ermeſſen des 
Rathes felbit ab 22). Daher machte zumwellen ber regierende Rath 


bie Verordnungen allein 22). Meiftentheils zog er jedoch zu dem . 


Ende die Wittheit 24), die ganze Wittheit 25) oder auch ftatt ber 
Wittheit die. gefammte Gemeinde („de gantſe meenheit*) bei 2°), 
öfters außer ber Wittheit auch noch die gefammte Gemeinde 27). 
Und bis ins 18, Jahrhundert pflegte die Wittheit bei neuen Auf: 
lagen und bei anderen wichtigen Dingen beigezogen zu werben 2°). 





20) Stat. von 1308 bei Oelrichs, p. 19 u. 20. Daſelbſt werben bie 
fefteune auch „the oldeſten unde the wifeften the to rade pfleghet 
„to ganden” genannt. 

21) Stat. bei Delrihs, p. 89. — ben der Rabmanne zint de tho ber 
wittihent pleghet tho ghande. und p. 145. — bat nen raeiman nie 
ber wytheyt ſcal mer eitſworne wefen. 

22) Neue Eintracht von 1534, art. 18. bei Oelrichs, p. 782. 

25) Stat. von 1308 bei Oelrichs, p. 11, 12 u. 20. 

24) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p, 20, 28, 9, 83, 84, 87, 88 u. 149. 
— Der Rab van Bremen mid ber witteheyt — De radman zunt bes 
tbo rade wurden mid ber witteheyt — Wurden de Ratman bes to 
Rabe mid ereu wiſeſten —. 

25) Entſcheidungen von 1509 u. 1491 bei Böhmer, p. 78 u. 81. Stat. 
von 1808 u. 1433 und Fundige Nulle von 1489 bei Oelrichs, p. 11, 
29, 30, 62, 66, 83, 84, 147, 158, 160, 447 —449 u. 716. — NRab- 
manne und gante witheit der Stab —. 

26) Stat. von 1428 bei Oelrichs, p. 897. Rynesberch und Scene ad 
1858 bei Lappenberg, p. 100 ff. 

27) Stat von 1808 u. 1438 bei Delrichs, p. 86 u. 145. — be Rab mid 
ber Wittechent unbe mib ber Meynheyt —. 

28) Donandt, I, 882 u. 888. 
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Bon der Wittbeit verfchieden war der alte Rath, welder auch 
in Bremen öfter von dem neuen ober regierenden Rath bei- 
gezogen zu werden pflegte?) Donandt u. a. halten zwar bie 
MWittheit und den alten Rath für Eines und Dafielde Sie glau- 
ben, daß der regierende Rath die abgegangenen Rathmanne als 
bie Wittigften beigezogen babe und daß der alte Math deshalb eine 
Mittheit genannt worden ſei 2%). Den Beweis für bieje Hypotheſe 
tft man aber ſchuldig geblieben. Gegen diefe Anficht fpricht jedoch 
der Umftand, daß die neuen und bie alten Rathmanne öfters neben 
ven Wetfeften und neben ber Wittheit genannt werben, und daher 
die Einen von den Anderen verſchieden gemefen fein miüfjen ?). 
An welden Fällen nun der alte Rath und in welchen bie Wittheit 
beigezogen werden follte, Liegt völlig im Dunfeln. Wahrſcheinlich 
hing auch dieſes von dem Ermeflen des renterenden Rathes ab. 
Jedenfalls wurde der alte Rath zumeilen allein beigezogen, oͤfters 
aber außer dem alten Rath auch noch die gefammte Gemeinde"), 
Auh in Magdeburg bildeten fpäter die Wibegeften einen 
bie Gemeinde repräfentirenden Ausſchuß, ber von dem alten Rath 
verfchieden war. Wie viele Bürger in biefen Ausſchuß beigezogen 
werben follten, fcheint wie in Züri von dem Ermeſſen bes re 
gterenden Mathes abgehangen zu haben. Erft jpäterhin wurde ihre 
Anzahl auf 100 Perfonen firirt. Und feitdem nannte man biefen 
Bürgerausichuß bie Hundertmänner 32). Eben jo waren in Hörter 
die prudentes, prudentiores und die wien Manne von den alten 
Rathsherren verſchieden. Ste bildeten auch dort einen die Ge 
meinde repräfentirenden Rath, welchen man die Weisheit der 
Stadt zu nennen pflegte. Zumeilen wurbe aber auch in Hörter 
noch die Gemeinde jelbft mit oder ohne den alten Rath zur Be 


29) Stat. von 1803 und 1483 bei Oelrichs, p. 85, 489 u. 442. Url. von 
1866 in Assertio Brem. p. 709, 

80) Donandt, I, 880 fi. Lappenberg, Nechtsalt. Einleitung p. 88. 

808) Stat. von 1308 bei Oelrichs, p. 85 u. 86. 

81) Stat. von 1428 u, 1488 bei Oelrichs, p. 404, 489, 440 u. 444. — 
de rad to bremen mit ber gantfen meenheit unde mit ben olben rad⸗ 
beren be in vortiben in deme rade ghefeten hedden —. Urk. von 1866 
in Assertio Brem. p. 709. 

82) Rathmann, II, 489. 
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rathung berufen 22). Eben dieſes war, wie wir geſehen, in Luͤbeck 
und in Brakel der Fall. 

Wie in Bremen, Lübeck, Magdeburg, Hörter und Brakel bie 
Weiſeſten, jo bilbeten in Löwenberg die Aelteften von der Stabt 
oder die seniores einen die Gemeinde repräfentirenden Ausſchuß, 
weldhen man bafelbit eine universitas seniorum oder „dy 
„Gemeyne ber. Eldirn” genannt hat 2%). Und daflelbe war offenbar 
auh in Hamburg binfihtlih der MWittigjten und discretiores 
der Tall. Auch fie bildeten daſelbſt frühe ſchon einen die geſammte 
Altbürgerihaft repräjentirenden Ausſchuß. Und wie in Bremen, 
‘fo wurden auch in Hamburg bald die Wittigften allein bald bie 
gefammte Altbürgerjchaft (universitas civitatis oder universitas 
oppidi) von dem regierenden Rath berufen ?%). Und feit dem 14. 
Jahrhundert wurden mit der Altbürgerichaft zuweilen auch fchon 
die Vorfteher der Zünfte berufen 2%). Auf diefe Weiſe dürfte wohl 
die ſchwankende Anficht von Lappenberg 37) zu berichtigen ſein. 
Die Beizlehung ter Wittigften oder ber gefanımten Gemeinde, ber 
fpäteren erbgefefienen Bürgerjchaft, jcheint jeboch im Laufe des 14. 
Jahrhunderts mehr und mehr unterlaffen worden und jo die höchite 
Gewalt in die Hände des Stadtraths gekommen zu fein. Dies 
führte zur Verftimmung und bei der erften VBeranlaflung zu bür⸗ 
gerlichen Unruhen und zu dem Receß von 1410, welcher die Grund: 
lage der heute noch bejtehenden Verfaſſung geworden if. Die 


88) Urf. von 1845 — consensu veterum consulum et prudentum 
bei Wigand, benfwürbige Beitr. p. 164. Urk. von 1852 — „mit 
„rabe des olden rades unde ber ganzen meynbeit” bei Wigand, 
Geld. von Eorv. I, 831. Not. 169. vergl. noch bie Urk. von 1292, 
1827 u. 1876, eod. p. 324 u. 325, wo allzeit bie prudentes, pru- 
dentiores und wijen Manne neben dem alten und neuen Rath und 
neben ben consules genannt werden. 

84) Willkür von 1811, pr. bei T. u. St. p. 189. j 

35) Urk. von 1288 bei Lenz, Brandb. Urk. I, 117. und Lappenberg, H. U. 
I, 660. Nos consules et universitas civitatis Hamburgensis —. 

86) Urk. von 1840 bei Lappenberg, Programm, p. 48. — consilium et 
consensum magistrorum officiorum mechanicorum &c 
universitatis opidi et eorum consilio et consensu — vergl. 

: 6. 886. 
87) Lappenberg, Rechtsalt. I, Einleitung, p. 88 u. 84. 
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verfafiungswidrige Verhaftung eines Bürgers, Heino Brand, und 
die Unruhen in dem benachbarten Lübeck, wo ber alte Rath abge⸗ 
jeßt worden war, führte nämlich im Jahre 1410 audy in Hamburg 
zu einer neuen Verfaſſung. Die Bürgerichaft verfammelte fih im 
Meventer oder Speifefaal de8 St. Marien Magdalenen Klofters, 
wählte ſechszig Bürger, 15 aus jedem der bamaligen vier Kirch- 
jpiele, welde im Namen der Bürgerjhaft die Brand'ſche Angelegen- 
beit beiprechen und die Angelegenheiten der Bürger ordnen follten. 
Das Nejultat ihrer Berathung war der Neceß von 1410, nad 
welchem bie höchfte Gewalt bet der Bürgerfchaft und bei dem Rath 
jein follte. Tem Rath ſollte nämlich nur die vollziehente Gewalt‘ 
und die Vertretung der Bürgerfchaft nach Außen bleiben, bie 
Bürgerſchaft aber gemeinschaftlich mit dem Math über die Beſteuer⸗ 
ung und über die Freiheiten der Bürger und über Krieg unb 
Frieden entſcheiden 3%). Die Schhöziger bildeten demnach die erfte 
regelmäßige Repräfentation der Genteinde. Ihr Amt war jebod 
nur vorübergehend. - Ste bildeten daher noch keinen eigentlichen 
Stabtrath. Ein vie Bürgerfchaft repräfentierender ftänbiger Math, 
die beiden bürgerlichen Collegien, entftand erſt fpäter fett der Re⸗ 
formation. Schon feit dem 13. und 14. Sahrhundert z0g man 
nämlich bei wichtigen Verhandlungen auch noch die Kirchgeſchwornen 
der vier Kicchipiele Hamburgs bei, 3. B. im Sahre 1281 bei Er- 
richtung der St. Nicolaifchule die jurati ecclesiae S. Nicolai und 
bie seniores et discreti viri parochise S. Nicolai 2°). Nach dem 
Receß von 1483 49) hatten fie fogar ſchon geſetzlich das Recht die 
Berufung der erbgejefjenen Bürgerichaft zu begehren. Erſt bie 
Reformation ward jedoch die Veranlafiung zur Errichtung der 
beiden bürgerlichen Collegien. Bis dahin mußte nämlidy die ge- 
ſammte Bürgerjchaft bei allen wichtigeren Verhandlungen beigezogen 
werden. Da e8 aber nun jo Vieles von dem Rath mit der Bürger: 
Ihaft zu verhandeln gab, daß bie geſammte Bürgerſchaft nicht 
immer berufen werden Tonnte, fo griff man zu dem alten Mittel. 


88) Nachtrag zu ben vier Hauptgeſetzen ber Hamburgifchen Berfaflung, p- 
9—14. Beneke, Hamburg. Gef. p. 42-49. 

89) Lambeceius, rer. Hamb. IL, 69 1.70. vergl. Lappenbery, Programm, 
P. 29 u. 52. und oben $. 416. : 

40) art. 64 (63) im Nachtrag, p. 81. 
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Man gab einer beftimmten Anzahl von Männern aus ben vier 
Kirchſpielen Vollmacht zur Unterhandlung mit dem Nath und berief 
zu dem Ende aus jedem Kirchſpiel die 12 Vorſteher der Armen 
Taften und außerdem noch 24 andere Bürger 2). Dies tft der 
Ursprung ber beiden bürgerlichen Collegien der Adytundvierziger und 
der Hundertvierumdvierziger. Denn aus der ihnen anfangs für 
einen beftimmten Zweck ertheilten Vollmacht wurde nad) und nach 
ein jtändiges Ant. Tas Collegium der Achtundpterziger 
beftand aus ben 12 Aelterleuten und Vorftehern der Armenfaften 
ber 4 FKirchipiele. Ihrer wird zum cerften Mal Erwähnung gethan 
im Receß von 152922). Und fie haben ganz vorzüglich zum 
Dereinigungspunct der verſchiedenen Kirchſpiele gedient, welche jonft 
vielleicht fih getrennt haben würden. Sie. wurben ihres Amtes 
wegen auch die Diaconen genannt. Und ihre Anzahl ift fpäter 
bis auf 60 vermehrt worden, feitdem im Jahre 1685 cin fünjtes 
Kirchſpiel, St. Michael, hinzugelommen war. Zwölf von ihnen zu 
Dberlüden oder Oberalten ernannte Mitglieder (das Ober: 
alten Collegium) bildeten den Vorſtand dieſer Achtundvier— 
ziger, ber fpäteren Sehszigert). Das Eollegtum ber 
Hundertvierundvierziger beitand außer dem Collegium der 
Achtundvierziger noch aus 24 Bürgern aus jedem Kirchipiel und, 
ſeitdem noch das fünfte Kirhfpiel von St. Michael hinzugelommen 
war, aus 180 Perjonen. Dieje beiden Eollegien ber Achtundvier⸗ 
ziger und der Hunbertvierundvierziger, fpäter der Sechsziger und 
ber Hunbertachtziger hatten nun ftatt ber erbgeſeſſenen Bürgerjchaft 
den Rath theil8 zu controliren, theils zu berathen, theils aber auch 
manche Angelegenheiten in ihrer Eigenfchaft als Repräfentanten 
ber Bürgerjchaft felbjtändig zu entjcheiden **). 

Endlih hat zuweilen auch das Streben bes Stabtrathes alle 
jtäbtifchen Angelegenheiten an fich zu ziehen und ſich ganz unabs 
hängig von der Gemeinde zu machen zu einem erweiterten Rathe 


41) Urk. vom 29. Juni 1528 im Nachtrag, p. 86—38. Urk. vom 29. Sep: 
tember 1528 bei Zappenberg, p. 35 u. 46—48. 

42) Neceß von 1529, art. 54 u. 182 im Nachtrag, p. 52 u. 64. 

48) Zappenberg, p. 86 u. 89. Nachtrag, p. 86 fi. Weitphalen, Hamburgs 
Berfajfung, p. 176 ff. 

44) Wefiphal, I, 192— 206. 
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geführt. Diejes war namentlich in Freiburg ber Fall. Auch biefer 
Ort hatte gleich bet feiner Erhebung zu einer Stabt einen aus 
24 Mitgliedern (conjuratores, conjurati oder consules) beftehenven 
Stadtrath zur Beforgung ber laufenden Geichäfte erhalten ($. 147). 
Als jedoch diefer Stabtrath anfing alle Angelegenheiten an ſich zu 
ziehen und ohne Zuziehung der Bürgerſchaft nad, Willkür zu ver- 
walten (non secundum honestatem et utilitatem communem, 
sed secundum sue voluntatis libitum, sine eorum consensu et 
consilio, ordinare), und es darüber zu einem Aufitande gekommen 
war, jo jeßte die Stadtgemeinde an die Seite der alten 24 (priores 
oder primi conjurati) noch weitere 24 neue Rathöherren (secundi 
jurati oder consules), welche bei allen wichtigen die Stadt intereſ⸗ 
firenden Angelegenheiten (negocium universale sive rem publicam 
ville), insbefondere bei neuen Steuern (omnes collectas civitatis 
— ordinare) beigezogen werben jollten. Und bie alten und neuen 
Rathsherren mit einander bildeten ſodann den großen Rath *%). 


$. 448, 


Eine eigene Art von großem oder weitem Rath ohne es jeboch 
wirflih zu fein bildete der abgehenbe oder der alte Rath, 
Indem derfelbe von dem regierenden, figenden oder neuen 
Rath in wichtigen Angelegenheiten beigezogen werben mußte. Die 
vereinigten alten und neuen NRäthe hanbelten nämlich wohl im 
Namen und aus Auftrag der Bürgerfchaft wie bie Stabträthe 
überhaupt. Sie waren jedoch von dem eigentlichen großen Rath 
weſentlich dadurch verſchieden, daß fie die Gemeinde nicht repräfen- 
tirten. Daher findet ſich faſt allenthalben neben ihnen noch ein 
anderer Ausihuß aus der Bürgerfchaft, welcher bei wichtigeren 
Verhandlungen ftatt der Gemeinde beigezogen werden mußte und 
biefe jobann repräfentirte.e So findet man 3. B. in Magdeburg 
neben dem ‘alten und überalten Rath noch als Nepräfentanten ber 
Gemeinde die Hundertmänner ($. 322 u. 447). Eben fo in Straß: 
burg neben den alten Herren oder den Einundzwanzig noch einen 
großen Rath oder die Verfammlung der Schöffen ($. 348 u. 441). 
In Köln gehörten zum Nathe, außer dem engen und weiten 


45) Urt. von 1248 bei Schreiber, I, 5855. 
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Rathe, auch noch diejenigen Herren, welche in den letzten zehn 
Sahren ein oder mehrere Mal im engen oder weiten Rath gefeflen 
hatten. Diefe Herren, die vor und nad im Mathe geleflen hatten 
(qui sederunt ante et post — „de vur inde na geleffin haint*) 4), 
waren und hießen die Freunde, d. h. die Rathsfreunde, bie 
zum Rathe „gehörten“ („yre vrunde, ſij ſitzen zo Raide off 
„Ni gehoeren 30 Raede“)2), während die Rathsherren, welche 
für das laufende Jahr gewählt waren, die ſitzenden Räthe 
(consules sedentes. consules pro tempore existentes. Unſere 
heren vam Raide zerziit figende) genannt worden find 2). Dieſe 
Rathsfreunde wurden, jo oft fie beigezogen wurden, „alle Räthe* 
genannt. Und fie follten in allen wichtigen Angelegenheiten bei- 
gezogen werben®). Auch in Hörterd), in Bremen, in Lübed 
und in Hamburg beftand neben dem Rath (dem neuen Rath) noch 
ein alter Rath. Und in wichtigen Fällen wurden außerdem noch) 
die Wittigften, prudentes oder discretiores beigezogen ($. 447). In 
Bremen, in Lübeck und in Hamburg befland nämlich der Rath, wie 
in Magdeburg und in Speier u.a. m. ($. 312, 322, 352) aus drei 
Abtheilungen. In Bremen beftand nämlich der Rath bis zum 
Jahre 1398 aus 36 Ratbsherren, von denen jedoch immer nur 12 
im regierenden Rath faßen, die beiden anderen Abtheilungen aber, 
beftehend aus den im vorigen und vorborigen Jahre ausgetretenen 
12 Rathsherren, nur bei wichtigeren Angelegenheiten beigezogen zu 
werden pflegten ©). Erſt im Jahre 1398 wurbe die Anzahl ber 


1) Eidbuch von 1821 $. 1, 5, 7, 9, 12 u. 20 in Quellen, I, 2 ff. 

2) Eidbuch von 1895 8. 7 u. 8 in Quellen, I, 67. 

8) Eidbuh von 1821 $. 14—16, 20, 25. Eidbuch von 1895, $. 8 in 
Quellen, I, 5 ff. u. 67. 

4) Ennen, Geſch. II, 487 u. 499 - 803. 

5) Urk. von 1292: consules veteres et novi ac prudentiores civitatig 
Huxariensis. Urt. von 1827: consilio veterum consulum et pru- 
dentum nostrae civitatis. Urk. von 1845: Nos consules consensu 
veterum consulum et prudentum. Urk. von 1352: Wy be rad bes 
fennet — bat wy mit rade bes olben rades unde ber ganzen meynbeit. 
bei Wigand, Geſch. von Korv. I, 824 u. 881. 

6) Stat. bei Oelrichs, p. 85 u. 147. und Vorberiät, p. 10. Not. vergl. 

ben $. 447. 
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Nathsherren auf 20 herabgeſetzt und im Sabre 1433 wieder auf 
24 erhöht und diefe 20 und 24 ſodann in vier Abtheilungen ge⸗ 
theilt, jo daß immer nur 5 fpäter 6 Rathsherren mit bem regie= 
renden Bürgermeifter im Nath (im neuen Nath) faßen 7)). Eben 
jo beftand ber Rath in Lübeck aus drei Abtheilungen, von benen 
immer nur zwei in Junction waren. Die erfte Abtheilung bildete 
den regierenden, jigenden oder neuen Rath, die zweite Abtheilung 
ven alten Rath, d. h. den abyetretenen Rath des vorigen Jahres, 
welcher aber bei wichtigen Angelegenheiten von dem regierenden 
Rath beigezogen werden mußte, in welchen Falle fodann der verei= 
nigte alte und neue Rath der gemeine Rath (mene rat oder 
ghemene rat) ®) oder der ganze Natl; genannt worden iſt 9). 
- Die dritte Abtheilung wurde im -laufenden Sabre gar nicht beiges 
zogen. Eie trat erſt im dritten Jahre wieder in Yunction. So 
wechjelten demnach bie drei Abtheilungen in den Gejchäften. Jedes 
Jahr wurde gewechfelt und man nannte biefes den Nath erneuern 
‘oder umjeßen. Und zu diefer Umfegung wurden immer einige 
Nathsherren aus dem regierenden Nathe gewählt 1%). In Ham⸗ 
burg beſtanden dieſe drei Abteilungen aus den regierenden Raths⸗ 
herren (electi), aus den Nathsherren des vorigen Jahres, welche 
daher alte Rathsherren und weil fie in wichtigeren Angelegenheiten 
beigezogen werden follten, assumpti genannt worden find, und aus 
jenen Nathsherren, welche in dem laufenden Jahre nicht beige- 
zogen wurden, aljo erit im dritten Sabre zum Regiment fommen 
follten und daher extramanentes genannt worben find !1). Des 
alten und neuen Nathes wird noch im Stadtrecht von 14971?) 
und auch noch im Receß von 1562, fpäter aber nicht mehr gedacht. 


7) Stat. von 13898 u. 1433 bei Oelrichs, p. 147 u. 446. 
8) Lüb. R. bei Hach, II, 226, 237, II, 242. 
9) Hach, II, 248. — „mit ganceme Rabe olt vnde nye“ —. 

10) Had, I, 49, 58, 54, 1II, 42. vergl. Pauli, Lübeckiſche Zuſtande, p- 84 
—88. Dreyer, Einleitung, p. 67 u. 69. 

11) In der Stoffe zu bem Stabtredht von 1497 bei Rappenberg, p. 185 u. 
186. wirb in etwas verwirrter Weiſe von dieſen drei Abtheilungen ge: 
ſprochen. Auch hat Lappenberg, Einleitung p. 36 fie nicht richtig ver: 
fanden. 

12) Stadir. von 1497. A. 9 u. 10. 
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Auch in Bafel mußte in gewifien Fällen der abtretende Rath, ber 
jogenannte erren Rath12) ober ber alte Rath von dem regies 
renden oder neuen Rath beigezogen werben 14). Neben dem alten 
und neuen Rath beitand aber auch dort noch ein großer Rath 
($. 817). Eine eigene Art von altem und neuem Rath bildeten in 
Freiburg die alten und neuen Bierundzwanziger ($. 350). 

Wann ber alte Rath beigezogen werden follte hing von dem 
Ermeſſen des neuen oder fißenden Raths ab. Der alte Rath follte 
daher nur dann erjcheinen, wenn ihm dazu das Zeichen gegeben 
worden war („wenn man bem alten Rat Tütet” ?%). „wanne allin 
„Redin gebodin wirt") 20%. Auch in Speier ($. 852), in Ulm !?), 
in Worms 18), in Lindgu 19), in Lüneburg 2%), in Köln an ber 
Spree ?!), in ben mittelmärfiihen und neumärkiihen Städten 22) 
u. 0. m. Sollte in wichtigen Fällen ber alte Kath von dem neuen 
zur Berathung beigezogen werden. Und in Breslau, Brieg und 
Grottkau jollten in manchen Fällen, wenn 3.2. die Nechtmäßigkeit 
eines Rathoͤbeſchluſſes angefochten wurde, die Rathsherren von ben 
brei legten Fahren („du vor dryen jaren an bem Mate fin ge: 
„weſen“) beigezogen werben 22). Der alte Rath, wenn er beige- 
zogen wurde, bildete jedoch in vielen Städten, wie bereits bemerkt 
worden iſt, feinen eigentlichen großen Rath, vielmehr nur eine Ab⸗ 
theilung des kleinen Rathes. Denn beide Räthe mit einander bil- 
beten dem großen Nath gegenüber den Fleinen Rath, 3.8. in Bajel, 
Straßburg, Speier, Zürich, Magdeburg u. a, m. 24). 


18) Ochs, I, 867 u. 868. Handfeſte von 1887 bei Wadernagel, Biſchofsr. 
p. 24. 

14) Urk. von 1858 u. 1352 bei Ochs, II, 77 u. 218. vergl. noch V, 8 
u. 9. Heudler, p. 877—879. 

15) Ratho Erkenntniß von 1411 bei Ochs, III, 164. und mehrere frühere 
Urkunden eod. III, 163. und Urk. von 1462, eod. IV, 134. 

16) Kölner Eidbuch von 1841 $. 7 in Quellen, I, 16. 

17) Zäger, Im, p. 277, 

18) Urk. von 1404 bei Schannat, II, 217. 

19) Lang, regest. III, 479. 

20) Stadtrecht bei Dreyer, Nebenft. p. 362. 

21) Url, von 1482 bei Serden, cod. dipl. Brandb. V, 114. 

22) Zimmermann, I, 107 u. 108. 

28) Url. von 1324 $. 28 bei T. u. Stengel p. 508. 

24) Ochs, V, 8 u. 9. und oben $. 437. 
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In einem ähnlichen Verhältniſſe wie der alte Rath zu dem 
neuen ſtand in anderen Städten der äußere Rath zu dem inne- 
ren oder engeren Rath. Der innere, engere oder Kleine Rath 
war der regierende Rath. In wichtigeren Dingen follte er aber 
den Außeren Rath beiziehen, der jedoch die Gemeinde eben jowenig 
repräjentirte, wie der vorhin erwähnte alte Rath. Daher findet 
ſich meiftentheild auch in dieſen Städten neben den beiden Räthen 
auch noch ein großer Rath zur Nepräfentation der Gemeinde. So 
war e8 in München ($. 321). Eben jo in Regensburg bis 
dafelbft der äußere Rath oder der Nath der Künfunbvierzig zu 
einem großen Rath erweitert worben ift ($. 320). Oder e8 wurde 
in wichtigeren Fällen außer dem äußeren Rath auch noch die Ge- 
meinde jelbft beigezogen, 3. B. in Wien 26), bis fich auch in Wien, 
wie e8 fcheint, im 15. Jahrhundert, eine Nepräfentation der Ge⸗ 
meinde, nämlih ein Ausſchuß aus ver Gemeinde, ver Rath der 
Genannten 20), gebildet hatte, der jedoch ſchon von Kalfer Karl V 
wieder abgefchafft worden it 27), Was in Münden, Wien und 
Negensburg der äußere Rath war, war in Augsburg der Rath 
ver Vierundzwanzig. Der feit dem 13. Jahrhundert bafelbft aus 
12 Ratgeben beitehende Kleine Rath war nämlich der regierende 
Math. Neben ihm ftand aber auch noch ein aus 24 Matgeben, 
wahrjcheinlich aus den 12 abgehenden und 12 regierenden Ratgeben 
beitehender Rath, welcher in wichtigeren Angelegenheiten beigezogen 


26) ‚Urt. von 1864 bei Hormayr, Wien, I, 5, Urk. p. 42. — „ber Inner 
„vnd auffer Rat, vnd die gemain ber burger onferr fiat" — 

26) Url. von 1462 bei Senckenberg, sel. jur. V, 169 u. 175. „Wir 
„burgermaifter, richter, vath, genant und bie gange gemain ber flatt 
„Bien — | 

27) Verordn. von 1520 bei Hormayı, Wien, I, 2. Urt. p. 185 f. — 
„dann auf burgermaifler vnd gemain bei Euch, wie die mit dem Aus⸗ 
„ſchuss neben dem Rat ain Zeitber gewest vnnd noch fein —- 
„Das jr Eur bißher geueht wejen ber Ausschuss von ſtund an ab: 
„tuet vnd genngli verlaffe. — Vnnd ber jewalt, ber Ausſchuß 
„neben dem ordenntligen Rat abgethan ift, vnnd jr erfcheinet vnd ges 
„iehen werdet, das jr Eur orbentliche Oberkait in gehorſam erfennet.“ 
Die Bürgerſchaft galt demnach damals ſchon ale ungehorjam, wenn fie 
ihre eigenen Angelegenheiten felbftändig orbnen und zu dem Ende einen 
Bürgermeifter haben wollte. 
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werden mußte 2%). Neben biefen beiden Räthen, den Zwölf und 
Vierundzwanzig, weldhe mit einander dem großen Rath gegenüber 
ben Tleinen Rath bildeten, ftand noch der große Rath („grozze 
„Rath“), welcher audy der ganze Rath genannt worden iſt 29). 
Und diefe Verfaſſung erhielt fich dafelbit bis zum Siege der Zünfte 
($. 315 u. 349). 

Um die Gewalt der Gejchlechter zu brechen wurde bereits. im 
13. Sahrhundert in Bern dem aus 12 Geſchlechtern beftehenden 
Rath ein Rath aus der Gemeinde an die Seite geſetzt. Es 
jollten nämlich vier Bürger aus jedem ber vier Stabtviertel ge⸗ 
wählt werben und diefe Sechszehn bei wichtigen Verhandlungen 
bem Rath zur Seite ftehen. Ein großer Rath entitand aber erft 
im 14. Jahrhundert feit dem Siege der Zünfte (6. 355). Aus 
demfelben Grunde wurde in Worms dem Gefchlechterrath ein aus 
ben vier Pfarreien zu wählender Rath die Sechszehner von 
der Gemeinde, an die Seite gelebt, welcher bei wichtigeren Ver: 
bandlungen beigezogen werben follte, im Sahre 1366 aber mit 
bem engeren Rath vereiniget worden if. Ein wirklicher großer 
Rath als Nepräfentant der Gemeinde entitand auch dort erſt felt 
dem Siege der Zünfte ($. 313). Eben fo bildete ſich im Laufe 
bes 13. Jahrhunderts oder am Anfang des 14. in Bremen ein 
aus 16 Nathmannen beftehender Bürgerausfchuß, welchen man bie 
Mittheit genannt hat, dann in Magdeburg und in Hamburg 
das Eollegium der Wibegeften und der Wittigften, in Hörter bie 
Weisheit der Stadt und in Löwenberg die universitas seniorum 
oder die Gemeinde der Aelteiten ($. 447). Auh in Iglau bil 
bete fich im 14. Jahrhundert an der Seite des aus einem Richter 
und 12 Geſchwornen beftehenden Stabtraths ein aus vier Bürgern 
beftehender Ausſchuß. Man nannte biefe Repräfentanten der Ge: 
meinde bie Gemeinen oder die Gemeine. Und fie jollten bei 
alfen wichtigen Gcemeinbeangelegenheiten beigezogen werben 20). 


28) Altes Stabtbuch bei von Gtetten, Geſch. der Geſchlechter, p. 87, 869, 
870 u. 871. 

29) Altes Gtabibuch bei Stetten, p. 869, 870, 871, 372 u. 880. Langen: 
mantel, p. 17. 

80) Werner, Geſch. der Iglauer Tuchmacherzunft, p. 9 u. 10. 


dv. Maurer, Stäbteverfaffung. IH. 15 
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Aeußerſt merfwürdig war auch die Gejchichte der Rathsver⸗ 
fafjung in Soeft. Der Rath beſtand daſelbſt urjprünglich aus 
12 Geſchlechtern. Bei wichtigeren Verhandlungen wurde bie Bür- 
gerichaft, d. h. die in der Altſtadt angefeflenen Gefchlechter, beige- 
zogen. Die mit der Stadt vereinigten Burſchaften Hatten feinen 
Zutritt zu ben Bürgerverſammlungen. Die verfammelte Bürger: 
ſchaft bildete demnad, eine Art von großem Rath. Im Jahre 
1259 erhielten jedoch auch 12 Burrichter als Repräfentanten der 
Burjchaften Zutritt zu dem Nath. Und der aus 24 Perjonen, 
12 Geſchlechtern und 12 Burrichdern, beftehende Rath der Vierund: 
zwanziger ‚bildete feitdem den großen Rath ($. 201). Dieje Ber: 
faffung dauerte jedoch nur bis zum Siege der Zünfte. Seit dem 
Siege dem Zünfte theilte fih nämlich die Bürgerfchaft in zwei 
Genoſſenſchaften, in Die Zünfte oder Aemter und in die Gemeinde 
oder Gemeinheit vom Etahlgadem, eine jede Genofjenfchaft mit 
einem Großrichtmann an der Epite ($. 338). Das Stadtregiment 
kam nun in die Hände eines Magiſtrats, welcher aus 11 Mit: 
gliedern und dann nod aus den beiden Großrichtleuten, als den 
Nepräfentanten der Aemter und der Gemeinde, beitand. Den 
großen Rath aber bildeten zwei Collegien, das Collegium 
ber Zwölfer, beftchend aus den von den Aemtern und don ber 
Gemeinde gewählten Rathsherren, und der alte Rath, beftehend 
aus Mitglievern des vorjährigen Magiſtrats. Und in jchwierigen 
Fällen follten beide Collegien von dem regierenden Magiftrat bei: 
gezogen werden 2). 


§. 449. 


An ſehr vielen Städten hat ſich demnach fchon vor dem Siege 
der Zünfte eine Art von großem Rath an der Seite des Meinen 
Raths gebildet, beftehend entweder aus einem durch Beiziehung des 
alten oder Außeren Nathes gebildeten vollen oder weiten Rath, ober 
- aus einem Ausfhuß aus der Bürgerichaft ſelbſt. In ſehr vielen 


81) Ged, p. 112—115. Aude Echrae, $. 178 bei Emminghaus, p. 19. 
„Wy Burgemeftere Raed unde Twelfte ber vor den Raed gaid.“ Po⸗ 
lizeiordnung von 1650 bei Emminghaus, p. 268. „ben öffentlichen 
„Verſammlung Raths, alten Raths, Zwölfen“ — vergl. noch Ver⸗ 
ordn. von 1607 u. 1714, eod. p. 246 u. 827. 





Großer Rath. ' 227 


anderen Städten ift jedoch erft feit dem mehr ober weniger voll: 
Händigen Siege der Zünfte ein großer Rath gebildet, in an⸗ 
deren Städten aber der bereits ſchon beftehende große Nath um- 
gebildet worden. In jehr vielen Städten hat e8 nämlich bis zum 
Siege der Zünfte nur einen einzigen Rath, einen Meinen, engen 
oder inneren Rath gegeben, welcher theil8 allein theils gemeinfchaft- 
ih mit der gefammten Bürgerfchaft die Angelegenheiten ber Ge: 
meinde bejorgte. Seit dem Eiege der Zünfte ift nun auch in jenen 
- Städten, welde bi® dahin feinen großen Rath gehabt hatten, ein 
aus Repräfentanten der Zünfte und der übrigen Bürgerichaft bes 
ftehender großer Rath gebildet worden, 5. B. in Bafel, Straßburg, 
Hagenau, Randau, Schaffbaufen, Bern, Stendal u. a. m. ($. 317, 
324, 341, 346, 348, 354 u. 355). In anderen Städten wurde 
aber der bereits ſchon beftehende Bürgerausfchuß jeit jener Zeit 
durch Aufnahme von Zunftgenoffen zu einem wirklichen großen 
Rath umgebildet. Die Art der Bildung oder Umbildung eines 
großen Rathes war indefjen fehr verjchieden in ben verjchiedenen 
Städten. 

In vielen Städten, in welchen das Gejchlechter Regiment fort: 
gedauert hat oder in denen das Negiment mit den Zünften getheilt 
worden ift, — in vielen Städten wurbe der große Nath aus einer 
mehr ober weniger großen Anzahl von Nepräfentanten der Ge: 
ſchlechter und der Zünfte gebildet, 3.3. in Augsburg aus 12 Her: 
ren ans den Geſchlechtern und aus 216 Zunftgenofjen ($. 315 u. 
349), in Ulm aus 10 Gejchlechtern und aus 30 Zunftgenofjen 
($. 316 u. 349), in Zürich anfangs aus 13 Rathsherren aus ver 
Eonftaffel und aus 13 Zunftmeiftern, fpäter aber aus 18 Raths⸗ 
herren aus der Eonftaffel und aus 144 Zunftgenoflen ($. 346), in 
Edhaffhaufen aus 18 ven den Edeln oder Geſchlechtern und aus 
eben jo vielen ans der Gemeinde ($. 346), Auch in EBlingen, 
Reutlingen und Weberlingen beftand der große Rath theils aus Gie- 
Ihlechtern theils aus Zunftgenofien ($. 350). In Nürnberg durf—⸗ 
ten zwar. die Senannten bes größeren Rathes aus ver geſammten 
Bürgerjchaft gewählt werden, meiftentheil8 wurden fie jedoch nur 
aus den Gefchlechtern gewählt ($. 843). In mandyen Gtäpdten 
wurde der große Math theils aus den Zünften theils aus der Ge: 
meinde gewählt, 3.38. in Toortmund, Hagenau und Landau ($.339, 
341 u. 354). In den meiften Städten bejtand aber der große 

15 * 
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Rath bloß aus den Zünften und zwar in vielen Etädten aus ben 
Zunftmeiftern oder Gildemeiſtern, 3. B. in Worms eine Zeit lang 
aus ben Zunftmelftern (9.313), in Magdeburg aus den Innungs-⸗ 
meiftern ($. 354), in Stendal aus den Gildemeiftern ($. 324) und 
‚in Köln aus ben Zunftherren oder Gaffelherren ($. 351). In 
anderen Stäbten beftand der große Rath aus fänmtlichen Zunft: 
vorſtehern, alfo außer den Zunft= ober Gildemeiftern auch noch 
aus den. übrigen Vorftehern der Zünfte, 3. B. in Bafel im 14. 
und 15. Sahrhundert aus ben Zunftmeiftern und aus den Sech⸗ 
fern, in Straßburg aus den Schöffen der verſchiedenen Zünfte 
($. 317 u. 348) und in Reutlingen aus fämmtlihen Zunftgerich⸗ 
ten, alfo aus 156 Zunftvorftehern und außerdem noch aus 12 an⸗ 
deren Bürgersjöhnen ). In vielen Städten wurben aber bie 
Zunftrathsherren jedes Jahr ans den AZunftgenofien von den 
Bünften gewählt, 3. B. in Bafel feit dem 16. Jahrhundert, bann 
in Bern, in Solothurn, in Chur und in Weißenburg ($. 353 u. 
355). Den großen bloß aus BZunftgenofien beftehenden Rath 
nannte man in Solothurn den neuen 'oder-jungen Rath?) und 
in Weißenburg den jüngeren Nath und die Rathsherren ſelbſt 
nannte man daſelbſt die Marſchalke ($. 350). 

Auf eine ganz eigenthümliche Weiſe hat fich der große Rath 
in Wetzlar gebildet. Im 13. Sahrhundert beitand nämlich auch 
dort der Stabtratb aus Schöffen und aus NRathsherren, und in 
wichtigen Fällen wurde bie geſammte Bürgerjchaft beigezogen ?). 
Schon am Ende des 14. Jahrhrhunderts erhielten jedoch die Zünfte 
Zutritt zu diefem fleinen Rath. Die Bürgerfchaft hatte ſich naͤm⸗ 
lich in zwei Theile, in die Gemeinde und in Die fieben Zünfte ge⸗ 
ſchieden. Aus der Gemeinde follten acht, aus jeder Zunft aber 
zwet, alfo im Ganzen 14 Zunftgenofien Zutritt zu dem Rath ha: 
ben, und die Gefchäfte von diefem Rath gemeinfchaftlich mit den 
Schöffen beforgt werten. Nur wenn beide ſich nicht vereinigen 
fonnten jollte die Sache an die Bürgerichaft, alſo an die Gemeinde 
und an die Zünfte, gebracht werden („und koͤnnen fie nicht über- 


L |] 
1) Jäger, Mag. V, 259 u. 272. 
2) Bluntiſchli, Geſch. des ſchweizer Bundes. I, 189 f. 
8) Url. von 1280 bei Guden, II, 217. coram scabinis, consulibus et 
universitate civium. 
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„einkommen, fo fuln fie das brengen in die Gemein und Hands 
„werker”) 2%). Später erft trat ein Bürgerausfhuß ober ein 
großer Rath an die Stelle der Bürgerfchaft, und bie Bürger- 
haft wurde ſodann nicht mehr berufen. Die erften Spuren biejes 
Ausſchuſſes finden fih ſchon in dem Bürgervergleiche von 1390. 
Neum jedes Jahr aus der Bürgerichaft zu wählenden Perfonen, 
ben fogenannten Neuner, follten nämlich die Echlüffel zur Rent⸗ 
fifte anvertraut und ohne ihre Zuziehung nicht über die darin lie 
genden Gelder verfügt werden ). Im Jahre 1614 wurde nun 
biefer Buͤrgerausſchuß um zwei Bürger vermehrt und daher bie 
Elfer genannt, zu gleicher Zeit auch ihre Zuſtändigkeit ermeitert 
und ſeitdem die Bürgerfchaft jelbft nicht mehr berufen %). Später: 
bin, im Sabre 1712, nachdem mittlerweile die Bürgerfchaft in 12 
Zünfte eingetheilt worden war, wurde jenes bürgerliche Collegium 
auf 12 Mitglieder gebraht und diefe Nepräjentation der Bürger: 
Ichaft ſodann bis auf unfere Tage die Zwölfer genannt ?). eve 
Zunft ſollte nämlich 4 Zunftgenofien wählen, und aus diejen 48 
von dem Zwölfer Collegium zwei ausgewählt und aus diefen 24 
jodann die Zmölfer von dem Stadtraih ernannt werten. Das 
Amt eines Zwölfers follte anfangs drei Jahre dauern. Seit dem 
18. Jahrhundert dauerte es jedoch meijtentheild längere Zeit, zu⸗ 
weilen 6 bis 12 Jahre, öfters jogar Iebenslänglih. Die Zwoͤlfer 
betrachteten und behandelten ihr Collegium’ felbft als eine Zunft 
und nannten daher tie beiten Borfteher, welche jedes Jahr von 
ihnen gewählt zu werden pflegten, die Zwölferzunftmeiiter 9). 

Ein Hauptbejtandtheil des großen Rathes war 
allenthalben ber Tleine Rath. Tenn dieſer Hatte allzeit Zutritt 
zu bem großen Rath. Da nun der alte oder der Äußere Rath, 
wie wir gefeben, nur eine Abtheilung des Meinen Raths bildete, fo 
hatte allenthalben außer dem fleinen ober regierenden Rath auch 
noch der alte oder der Äußere Rath, und in Magdeburg, in Bre- 


4) Bergleih von 1890 u. 1398 bei von Ulmenſtein, I, 496, 497 u. 508. 
vergl. $. 889. 

5) Bergleidh von 1890 bei von Ulmenflein, I, 501, 502 u. 507. 

6) von Ulmenftein, U, 150—143., - 

7) Brotofol von 1712 bei von Almenſiein, II, 528. 

8) von Ulmenftein, II, 229—288, 
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men und in Speier außerdem auch noch der überalte Rath Zutritt 
zum großen Rath. Daher findet man öfters mehrere Räthe neben 
einander in einer und berjelben Rathsverſammlung, 3. B. in Baſel 
in einer Verfammlung den alten und neuen Rath und die Zunft: 
meifter oder den großen Rath 9). Eben fo finret man auch in 
Saalfeld drei Räthe, den regierenden Rath, den alten Rath und 
außerdem noch einen dritten Math. Und bei der Geſetzgebung 
mußten alle drei Mäthe beigezogen werben !%). Auch in Jim be 
ftand ber große Nath aus drei NRäthen 1). An Hamburg beftand 
ber große Rath aus den beiden Eollegien der Sechsziger und der 
Hundertachtziger ($. 447), in Dortmund aus ben beiden Collegien 
bes Erbſaſſenſtandes und des Bierundzwanzigerjtandes (6. 339) 
und in Soeft aus dem Collegium der Zwölfer und aus dem alten 
Math ($. 448). Sogar fünf Räthe neben einander findet man in 
Zeiz !!e) und eine Zeit lang auch in Erfurt, und was bajelbit ein 
Rath feitgefeht hatte, durfte nur mit Zuftimmung der übrigen 
Näthe wieder aufgehoben oder abgeändert werben 12). 

An vielen zumal Eleineren Städten, in denen es fein Bebürf- 
niß war, bat ſich gar Fein großer Nath gebildet, weder in früheren 
noch in fpäteren Zeiten. Es iſt daſelbſt vielmehr bei dem urſprüng⸗ 
lichen Stande der Dinge, bei einem einzigen Nathe geblieben, 3-8. 
in den märkiichen und fchlefiichen Etädten 2). Der Nath bejorgte 
in jenen Städten bie minder wichtigen Angelegenheiten allein und 
bei den wichtigeren wurbe die gefammte Gemeinde beigezogen. 

Der Keine Rath war meiftentheils der Borftand des gro: 
Ben Raths. Daher führte insgemein ber regierende Bür— 
germeifter ven Vorſitz, wie in dem Meinen jo aud .in dem 
großen Rath. In manchen Städten hat jedoch au der große 
Rath einen eigenen Vorfiger erhalten, 3.8. in Regensburg, 


9) Urk. von 1353 u. 1872 bei Ochs, II, 77 u. 218. 

10) Statut, $. 100, 104, 157, 172, 178, 175, 187 u. 198 bei Waldy, 
I, 88 ff. | 

11) Statut von 1850 bei Wald, VI, 28, 29 u. 30. — „Aud fint bry 
„rethe eyn wurden — ift durch drei Rethe beſchloſſen.“ 

1la) Stiftsbuch bei Tittmann, Geſch. Heinrichs des Erlauchten, p. 855. 

12) Statut von 1806, $. 5 bei Walch, I, 97. vergl. Michelſen, die Raths⸗ 
verfafjung von Erfurt im Mittelalter, p. 16—18. 

18) Zimmermann, I, 124. T. u. St. p. 285. 
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München, Meiningen u. a. m. In Regensburg nannte man ben 
Vorfigenden im Rathe der Fünfundvierzig den Vorgänger 19), in 
München aber den Nedner oder Stadtreduer, wie im eng- 
Iifchen Parlament den Sprecher ($. 321) und in Meiningen den 
Gemeindebürgermeifter. An Meiningen beftand nämlich ber 
Stadtrath aus zwei Collegien, aus dem regierenden Rath und 
aus den At von der®cmeinde. Der regierende Rath beftand 
ans dem Schultheiß, Bürgermeiiter und aus 12 Schöffen. Die 
Acht von der Gemeinde hatten die Gemeinde zu rvepräfentiren und 
ihren Borftand nannte man zum Unterfchieb von dem im regieren- 
den Rath fitenden Bürgermeifter den Gemeindebürger: 
meiſter :). 

Der große Rath wurde nur ausnahmswelfe berufen. Daher 
hatte er urfprüngli Tein eigenes Sigungslofal auf dem 
Rathhauje Er hielt vielmehr feine Eitungen an öffentlichen 
oder an anderen geeigneten Orten, am häufigiten in den Klöftern, 
3: B. in Baſel meiftentheils bei den Auguftinern, zuweilen aber 
auch Im Kloſter der Prediger Mönche 1%). Noch im Jahre 1515 
verfammelte ſich der große Rath bei ven Auguftinern. Bald nad: 
ber, im Jahre 1521, ſaß er aber in einem neuen für ihn gebauten 
Sale auf dem Rathhauſe. Lind ſeit biefer Zeit hielt er ſeine 
Sigungen auf dem Rathhaufe 1). Auch in Frankfurt verfam- 
melte fich der Rath mit den Bürgern im Barfüßer: oder Domint- 
kanerkloſter 28), im Sabre 1525 auch dfters in dem Antoniterhofe, 
im Dongeshofe oder auf dem NRömerberge 19). 


c) Der große Rath neben der Gemeindeneriammlung. 


$. 450. 


Der große Nath hat ſich erft dann und nur dann in jenen 
Städten gebilvet, in welchen die Gemeinde fo zahlreich geworden 


14) Gemeiner, II, 849. 

15) Srimm, III, 596 u. 597. 

16) Urk. von 1409, 1414 u. 1445 bei Ochs, III, 58, 75, 105, 442, V, 8. 

17) Ode, V, 898. 

18) Stabtrehnungsbudy von 1389 bei Römer: Büchner, Gtabtrerfaffung, ' 
p. 198. | | 

19) Kriegk, Bürgerzwifte, p. 162, 180, 181 u. BII. 
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war, daß nicht mehr alle Bürger berufen werben Tonnten. Seine 
Beitimmung war demnad die Bürgerſchaft zu vepräfentieren und 
ftatt derjelden und in ihrem Namen zu handeln, 3. B. in Fulm?), 
in Treiburg im Breisgau ?), in Köln ($. 60), in Elgg im Kanton 
Züri ?) u. a. m. Auch der große Rath war jeboch nur der Bes 
vollmächtigte der Stadtgemeinde. Als daher in Ulm im Sabre 
1407 die beiden Räthe, der Heine und der große Rath, ein Geſetz 
über die Zinslehen gaben, fagten fie, „wan bie ganze Gemainde 
„ons des gemalt gegeben hat“). Was aber von dem großen 
Rath Innerhalb der Grenze der ihm übertragenen Gewalt beſchloſſen 
und entjchieden worden war, hatte biefelbe Kraft, als wenn ber. 
Beihluß von der Gemeinde felbft gefaßt worden wäre. Daher 
nannte man ben großen Rath ſelbſt zumwetlen auch die Gemeinde 
3. B. in Baſel ($. 317). 

Als Repraͤſentant und Bevollmächtigter ber Gemeinde hatte 
nun der große Rath die wichligeren Angelegenheiten, und zwar 
ohne Auziehung der Gefammtbürgerfchaft, felbjtändig zu bejorgen. 
Die Fälle, in welchen der große Rath von dem Fleinen oder regie⸗ 
renden Rath beigezogen werben follte, waren jedoch in den einzelnen 
Städten verſchieden beftimmt. Meiſtentheils war bie Beiziehung 
nothwendig bei neuen Geſetzen ‚und Berorbnungen, bei neuen 
Steuern, bei der Verfügung über die Almenden oder über größere 
Summen, bei der Rechnungsablage u. vergl. m., 3. B. in Ulm), 
in Regensburg *®), in München ?), in Nürnberg, Freiburg, Ha- 


1) Kulmer Redt, 1, c. 2. „Was in den Städlen von einem Rath und 
„denen, jo bie Gemeine vepraelentiren, gelobet, und angeordnet 
„if, das fol ſtets und feft gehalten werden.” — 

2) Stadtrecht von 1520, fol. 2. — „mit vorwuffen vnd gehelle onfer alten 
„Räten und Zünfte ächttwer, „bie bann ein gantz gemeinb“ bifer 

„fatt reprefentieren” —. 

3) Herrſchaftsrecht, art. 6 bei Peftalug, I, 264. — „groß rat, jo alwegen 
„in namen an flatt und für ein gantze gemeind — ben großen 
„rat befitend“ — 

4) Rothes Buch bei Jager, Ulm, p. 274. Rot. 

5) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 499, 506, 511, 512, 514, 516, 
618, 519. 

6) Jäger, Mag. I, 802. 

7) Gtadtredht, art. 218, 414, 447, 465 u. 508. 
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genau, Hamburg u. a. m. ($. 158, 341, 343, 428, 447 u. 448). 
In vielen Städten war e8 jedoch durch kein Verfaffungsgefeg be- 
jtimmt, welche Fälle an den großen Rath gebracht werden follten. 
Es hing vielmehr von dem Ermeſſen des Kleinen Raths ab, welche 
Sachen ihrer Wichligfeit wegen an ben großen Rath gebracht 
werden follten, 3. B. in Bajel. Daher wurde bafelbit öfters im 
Heinen Rath berathen, ob man eine Sache an den großen Rath 
(an die Sechsſer) bringen wolle oder nicht 72). Andeflen wurden 
doch auch in jenen Städten alle wichtigeren Angelegenheiten dem 
großen Rath vorgelegt, und namentlich neue Steuern in Baſel nie⸗ 
mals ohne die Sechſer erhoben ?b). 

| Die Sefammtbürgerfhaft blieb jedoch nach wie vor 
der Bildung eines großen Rathes die Quelle aller Gewalt 
und aller obrigfeitliden Aemter und Würden. So rubte 
bie höchite Gewalt in Hamburg nad) dem Neceß von 1410 bei ber 
erbgefeflenen Buͤrgerſchaft. Die erbgefeffene Bürgerfchaft mußte 
daher in ben Bürgerconventen bei allen wichtigen Angelegenheiten 
beigezogen werden, insbejondere bei der Erlaffung neuer Geſetze, 
bei Steuerbewilligungen, bei der Ertheilung von Privilegien und 
anderen Freiheiten und bei der Entſcheidung über Krieg und Frie⸗ 
den. Und babei ift e8 denn auch in fpäteren Zeiten bis ins 18. 
Sahrhundert geblichen ®). Aber auch in anderen Städten mußte 
bie Bürgerſchaft nach wie vor der Bildung eines großen Rathes 
noch in den aller wichtigften Angelegenheiten beigezogen werden, 
3. B. in Augsburg bei neuen Berorbnungen 9), in Lübeck bei neuen 
Geſetzen und Verordnungen und anderen wichtigen Angelegenheit: 
ten 10), in Köln bei Weinacciſen und anderen wichtigen Ange⸗ 
legenheiten 12), in Ulm bei neuen Grundgeſetzen, bei Veräußerun- 


78) Ochs, V,6 u. 7. 
7b) Odys, II, 57, 58, 69, 75, 105, 441, 448, 451—454, 565, V, 6 u. 7. 
8) Hauptreceß von 1712, art. 5 u. 16. Weftpbalen, I, 99-101. Ber 
handlung im Bürgerconvent von 1700 bei Benefe, Hamburg. Geſch., 

p. 876. vergl. oben $. 447. 

9) Urk. von 1292, 1808, 1847, 1361 u. 1865 im Stadibuch bei von 
Stetten, Gef. ber Geſchl. p. 369, 870, 3872, 375, 876, 877, 881, 
890, 392 u. 898. 

10) Receß von 1669 bei Mofer, II, 206 ff. 

11) Verordnung von 1368 in Quellen, I, 185. dat unse heirren van dem 





234 Der große Rath neben ber Gerheindeverfammlung. 


gen und Berpfändungen des gemeinen Guts, bei der Entjcheidung 
über Krieg und Frieden u. a. m. 12), in Hörter bei neuen Gefeßen 
und Berorbnungen 12), in Eßlingen bei der Veräußerung von Al 
menden 1%), in Reutlingen bei allen Angelegenheiten von bejonderer 
Wichtigkeit 15). Eben fo in Bremen 1%), in Elgg!?T), in St. Gal⸗ 
len 18), in Züri, Bern, Regensburg u. a. m. (6. 318, 820 u. 
859), insbejondere auch bier in München noch im 15. Jahrhundert 
bei der jährlichen Rechnungsablage der Kämmerer, bei der Entſchei⸗ 
bung über Krieg und Frieden und über das Schickſal der Gefan: 
genen und über andere wichtige Angelegenheiten 2%. ine ganz 
genaue Beftimmung derjenigen Fälle, welde an bie Geſammtbür⸗ 
gerihaft gebracht werden follten, findet fich übrigens gar nirgends, 
Denn die Bürgerfchaft war und blieb die Quelle aller Gewalt. 
Sie konnte demnach die dem großen Rath ertheilte Gewalt jeden 
Augenblick wieder zurücknehmen oder motificieren, und die Entfchei- 
bung der Sache fodann an fich felbft ziehen. Auch kamen öfters 
unvorhergeſehene Fälle vor, in welchen ber große Rath die Verant- 

wortlichkeit nicht allein übernehmen wollte, und daher die Entjchei- 
bung jelbft an bie Bürgerichaft brachte. 

Nichts deſto weniger haben ſich doch die Bürgerverfamm- 
lungen in ben meiften Städten nad) und nach gänzlidy ver- 
loren. Da nämlidy der große Rath die Bürgerichaft zu vertreten 
hatte, feine Beichlüffe alſo diefelbe Kraft hatten, wie die Beſchlüſſe 
\ 


engen Raide, — ind mit den widen Reden ind mit allen erf- 

‚ sachtigen luden Burgeren — Eidbuch von 1841 $. 141, eod. 
I, 84. hait de Rait — mit allen widin Reden inde mit allen 
erfeychtigen Luden eyndrichtiligin vuerdragin. — 

12) Jäger, Ulm, p. 272—274. 

18) Statut von 1885 bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 165. 

14) Urf. von 1368 bei Pfaff, p. 126 u. 127. 

15) Jäger, Magazin, V, 259, 278 u. 279. 

16) Donandt, I, 887 ff. 

17) Herrſchaftsrecht, art. 1.9.8 u.5, ar. 45. 11 u. art. 7. Iu.d4 
bei Peftalug, I, 260. 

18) Simler, p. 592. 

19) Urt. von 1420, 1421, 1422 u. 1435 in Bairifchen Annalen vom Mai 
u. September von 1838, p. 487, 438, 439, 441 u. 825. vergl. nod 
$. 321. 
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der gefammten Bürgerjchaft, jo war bie Juftimmung der Geſammt⸗ 
bürgerjchaft nicht mehr fo nothwendig wie früher. Die Buͤrger⸗ 
Schaft wurde daher immer feltener und feltener und zuletzt gar nicht 
mehr berufen. In vielen Städten hörten nun bie Bürgerverfamm- 
Iungen gleich nach der Bildung eines großen Rathes auf, 3. 2. in 
Nürnberg, Weblar, Bern u. a. m. In anderen Städten dauerten 
fie zwar noch eine Zeit lang fort, fie wurden aber frühe jchon zu 
einer leeren Form. So follte 3. B. in Stendal die Stadtgemeinde 
im 14. Jahrhundert zwar noch berufen werden, um in der Bur: 
fprade und in den Kirchen die Publikation der neuen Sabungen, 
welche der Rath und die Gildemeifter (der große Rath) mit ein- 
ander vereinbart hatten, anzuhören. Bon einer Zuſtimmung ber 
Gemeinde war aber nicht mehr die Rebe 20). In anderen Land: 
ſtädten jollten die Bürgerverſammlungen und Bauerjprachen ohne 
Zuſtimmung des Landesherrn gar nicht mehr gehalten werden, 
3. B. in Salzwedel 21). Und fogar in den NReichsftäbten wurden 
die Bürgerfchaften nur noch zu den jährlichen Schwörtagen bes 
rufen, in welchen fobann auch die Schwörbriefe und die anderen 
Satzungen und Statute verlefen zu werden pflegten. Die Folge 
davon war, daß in den Landitädten die Verfaſſung mehr und mehr 
untergraben werben konnte, während in den Reichsſtädten alle Ge: 
Gewalt, auch die Ausübung der Hoheitsrechte, in die Hände des 
Stadtraths fam. Der Theorie nach ift jeboch in den Reichsſtädten 
die höchſte Gewalt bis in die legten Seiten des Deutſchen Reiches 
in den Händen ber Bürgerfchaften geblieben. . 


5. Stadbtbeamte und Diener. 


8.451. 


Zur Erleichterung des Geichäftsgangs des Stadtraths wur: 
den bie einzelnen Gejchäftszweige, wie wir gejehen, ausgeſchieden 
und deren Bejorgung einzelnen Rathsherren oder befonderen aus 
Rathsherren beftehenden Ausihüffen übertragen ($. 440). Bon 


20) Urk. von 1845 bei Gerden, vet. march. I, M. „Und alle Bot und 
„Settinge fcal man in Burfpraden und in Kerken kundegen dat fid 
„männlid ber an bewar.” 

21) Berhandlung von 1485 bei Zimmermann, II, 240 u. 248. 
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biefen Stabtämtern verſchieden waren nun bie Beainten und Diener 
ber Stabt, weldhe im Dienfte der Stadt waren. Denen alſo ihr 
Amt und ihr Dienft von dem Stabtrath übertragen worben war. 
Sie hatten bie meiftentheils untergeorbneten Geſchäfte zu beforgen, 
welche nicht zum unmittelbaren Wirkungsfreife bes Stabtraths und 
ber Rathöherren ſelbſt gehört haben. 

Eine hervorragende Stellung unter dieſen ftädtifchen Beamten 
haben von je her die Stadtſchreiber ober Rathſchreiber ein- 
genommen. Sie hatten zwar urfprünglih nur die Schreibereien 
zu beforgen. Sie wurben aber fehr bald, eben weil fic Alles zu 
ſchreiben hatten, bie einflußreichften Männer in ber Stadt. Denn 
nur ausgezeichnete Leute konnten zu biefem Amte gebraucht werben. 
Diefen vertraute man aber fodann auch noch andere wichtige Ge: 
ihäfte an, welche öfters mit dem. Schreiberwejen gar nicht zujam: 
menhingen. Daher wurben fie denn frühe fchon bie Scele der 
ftäbtichen Verwaltung, wie diefes bereits im 15. Jahrhundert Jo: 
hann Emmerich bemerkt Bat!). Zur Bejorgung ber verſchiedenen 
Schreibereten nahm man urfprünglidh, wie bet ben altgermanifchen 
Gerichten und bei den großen Marken 2), jo auch in den Etädten 
ganz gewöhnliche Notare, anfangs Geiftliche, weil fie nur allein 
bes Schreibens kundig waren, fpäter aber gelehrte Meifter und 
Doctoren beider Rechte, anfangs gleichfalls Geiftliche, fett dem 15. 
Sahrhundert aber auch weltliche Meifter und Doctoren. Dieſe No: 
tare jtanden urfpränglich, da fie gewöhnliche Notare waren, nicht in 
dem bejonderen Dienfte der Stadt. Ste waren demnach feine 
jtädtiichen Beamten. Es war jeboch bei ber fteigenden Wichtigkeit 
bes ftädtifchen Verkehrs durchaus nothwendig geichäftsgewanbte 
und zugleich zuverläßige Schreiber zu haben. Man nahın te da- 
ber jchon fett dem 13. Sahrhundert auf längere Zeit an. Dadurch 
erjt wurden bie in ben bejonderen Dienft einer Stadt aufgenom: 
menen Notare wahre ftädtifche Beamte. Ste erhielten daher nun 
erit den Titel ſtädtiſche Notare oder Stadtſchreiber. Solche 
Stadtichreiber findet man in Ulm fchon feit ber Mitte des 13. 
Jahrhunderts. Bis dahin bediente man fih auch in Ulm ber ge 


1) Emmerichs Bewohnbeiten ber Stadt Frankenberg bei Schminde, IH, 
708 -709. 
2) Meine Geſch. ber Markenverfaſſung, p. 266. 
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wöhnlichen Notare 2). Erſt feit dem Jahre 1255 führten fie den 
Titel notarius civitatis und ſeit 1272 ben Titel seriba civitatis, 
Statſeriber und Statſchriber 4%). Der erfte Stabtichreiber in Köln 
(notarius civium) fommt im Sahre 1228 vor. Er wird auch 
notarius civitatis, scriptor civitatis, nuntius civitatis, overfter 
Schriever und ba er meiltentheils ein Geiftlicher war, clericus ci- 
vitatis und Stabtpfaffe genannt ®). Um biefelbe Zeit hatte auch 
Straßburg feinen eigenen Schriber oder notarius civitatis %). In 
Augsburg kommt fett 1246 und 1260 ein cancellarius und ſeit 
1281 ein notarius civitatis T) und ein Stet Schribär vor ). In 
Frankfurt feit 1311 ein Stabtfchreiber (notarius civitatis). Spä- 
terhin wurde er insgemein Rathichreiber genannt). In Freiburg 
jeit dem 14. Jahrhundert ein Schriber, der jeboch nur für ein 
Jahr angenommen werben follte („ben fol man jerlichs bingen”) 19). 
In Nürnberg wurde der Stabtjchreiber ſchon im 14. Jahrhundert 
auf Lebenszeit angeftellt. Er war ein Magiiter, d. h. ein gelehrter 
Geiftliher und feit dem 15. Zahrhundert ein Doctor oder Licentiat. 
Er follte der Stadt Juriſt (jurista) fein und nah dem Beſtal⸗ 
Iungsbriefe die Stadt und bie Bürger berathen und für fie ſchrei⸗ 
ben 22) In Prag hat es fchon ſeit 1288 einen Stabtjchreiber ge: 
geben. Auch er war auf Lebenzeit angeftellt und ein gelehrter 
Magifter 12). In Wien hat es jedenfalls ſchon feit dem 14. Jahr: 
hundert einen Stabtfchreiber gegeben 12). In Marburg jeit dem 


8) Urk. von 1222 u. 1241 bei Jäger, Ulm, p. 784 u. 7385. 

4) Jäger, p. 169, 170, 288 u. 729. 

5) Eunen, Geld. I, 686, II, 518—520 u. 522. . 

6) Stadtrecht aus dem 18. sec., art. 25, bei Strobel, I, 558. Urk. von 
1331 bei Wencker, collecta archivi, p. 152. — in magistrum Hu- 
gonem civitatis notarium. Etadtredht von 1272 bei Wencker, p. 152. 
Note. 

7) von Stetten, Geſch. der⸗Geſchl., p. 88. 

8) Urk. von 1281 in Mon. Boic. 83, I, p. 159. 

9) Leriner, I, 888. 

10) Urk. um 1890 bei Echreiber, II, 84. 

11) Siebenfees, Materialien zur Nürnberg. Gel. II, 660 u. 661 und LI, 
96 — 98 

12) Tomet, Geſch. von Prag, I, 296 u. 297. 
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14. Jahrhundert einen seriptor !%). In Fraufenberg einen Schri« 
ber oder Staibfchriber °). In Hamburg wurde der erfte Stabt: 
jchreiber im Jahre 1376 beftellt. Auch er war ein Magifter oder 
ein gelehrter Geiftliher. Und bis zur Reformation wählte man 
daſelbſt für jene Stelle einen Geiftlihen. Erft im Sabre 1529 
ward von der Bürgerſchaft befchlofien, Eeinem Papen mehr jenes 
wichtige Amt zu übertragen. Seit dem 15. Jahrhundert waren 
jene Stabtichreiber Doctoren ter Nedhte, und fie erhielten nun den 
Titel Syndilen. Ihres Amtes war es in geijtlichen und welt: 
lichen Dingen die Etabt zu beratbhen und für fie zu fchreiben, was 
in ftäbtifchen Angelegenheiten zu ſchreiben war. Auch batten fie 
auswärts Botendienfte für die Stadt zu thun. Denn fie foll 
ten „gu Wafjer wie zu Rande bei Tage wie bei Nadıt“ 
des Raths Aufträge beforgen 1%). In Lübeck ftand feit dem 13. 
Sahrhundert ein Kanzler (cancellarius) an der Spibe des Schrei: 
berweſens. Er wirb auch notarius civitatis, scriniarius civitatis 
und scripsor civitatis genannt. Er batte die Staatsichriften und 
Urkunden abzufafien, die Prozejie der Stadt zu leiten, und die Bo: 
tendienfte für die Stadt zu .beforgen, weshalb er auch nuntius ci- 
vitatis genannt wurbe. Auch er war ein gelehrter Geiftlicher ober 
ein Magifter und wurde daher clericus civitatis genannt. Und 
er ftand in fo großem Anjehen, daß er feinen Rang unmittelbar 
nad) dem Bürgermeifter noch vor den Kammereiherren hatte 17). 
Auch in Eßlingen hatte der Etadinotar oder Stadtſchreiber bie 
Schreibereien zu beforgen. Außerdem mußte er fich aber auch noch 
für andere Dienfte bei Tag und bei Nacht gebrauchen laſſen. Da: 
ber wurde auch er in wichtigen Staatsgefchäften zu Botendienften 
verwendet. Im Jahre 1728 erhielt derfelbe ven Titel Kanzlei- 
verwalter und im Sahre 1746 ben Titel Kanzleidireltor 18). 
In Bafel hatte bis ins 14. Kahrhundert der Stadtſchreiber 


18) Urt, von 1881 in Mon. Boic. V, 586. 

14) Urk. von 1827 bei Guden, IV, 1041. 

15) Emmerich bei Schminde, II, 708—709. 

16) Benede, Hamburg. Geld. p. 38 u. 89. 

17) Bauli, Lübeckiſche Zuflände im 14. Jahrhundert, p. 95 u. 96. — 
dorff, p. 116 fi. 

18) Pfaff, p. 106, 107 u. 562. 
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alle Schreibereien zu beforgen. Im Sabre 1882 wurde ihm aber 
ein Rathſchreiber an die Seite geſetzt ($. 331). Der Stadt: 
ſchreiber blieb jedoch der erfte Vorſtand der ftäbtifchen Kanzlei und 
wurde daher öfters auch Kanzler und Staatsjhreiber ge: 
nannt !9). Seit dem 15. Jahrhundert wurde die Kanzlei mit fo: 
genannten jtudirten Leuten, mit Meiftern und Doctoren ber 
Rechte, beſetzt 20). 

Der Stadtichreiber beforgte anfangs alle Gejchäfte feines 
Amtes allein. Mit der Schreiberei wuchs aber auch die Anzahl 
ber ftädtifchen Schreiber. Und es erhielt ſodann jeder Stabtfchreiber 
einen oder mehrere Gehilfen. Ju Nürnberg hatte der Stadtichrei- 
ber ſchon im 14. Sahrhundert zwei erbare Schüler, welde 
unter feiner Auffiht und Leitung die Schreibereien bejorgten 21). 
Auch in Lübeck hatte der Kanzler bereits im 14. Jahrhundert zwei 
Stabtfchreiber (Stabesfcrivere, notarii oder nuntii civitatis) unter 
ſich, welche die beiden Stabtbücher (daS obere und das niebere 
Stabtbudh) zu führen und die Urkunden und Schreiben auszufer- 
tigen batten, und fih auch zu Botjchaften ins Ausland verwenden 
laffen mußten 22). In Bafel ftand feit dem Anfang des 15. Sahr- 
hunderts unter dem Stadtjchreiber noch ein Unterſchreiber und 
ein Schüler des Stadtſchreibers. Und feit der Mitte des 15. 
Jahrhunderts mußten auch fie, nicht bloß die Stabtichreiber jelbit, 
iondern auch bie Unterfchreiber und Schüler ſchon Meifter der 
Rechte fein 7). In Ulm hatte der Stabtichreiber bereits jeit dem 
Anfang bes 15. Jahrhunderts einen gefhwernen Schreiber 
unter fi 2%), und in Eßlingen einen Unferfchreiber. Seit dem 
16. Zahrhundert hatte er aber in Eflingen fchon mehrere Sub⸗ 
ftituten und Scribenten unter ih. Sie mußten geloben der 
Kanzlei treulich, zu warten, fleißig zu jchreiben, ſich Tag und Nacht, 
in und außer der Stadt zu allen Gejchäften gebrauchen zu laflen, 
die Kanzleiſtube fauber zu halten und wohl zu verwahren, auch) 


19) Ochs, V, 878, Rot. 

20) Ochs, II, 523 u. 568. 

21) E©iebentees, III, 97. 

223) Pauli, Lüb. Zuſtände, p. 96. 

23) Ode, III, 208, Not. und 568. 

23) Urt. von 1401 bei Jäger, p. 283 u. 284, 
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über alle Sachen, welche die Stadt angingen, ein beſtändiges Still⸗ 
ſchweigen zu beobachten. Im Jahre 1661 kam zu ihnen noch ein 
geheimer Regiſtrator hinzu, und ſpäterhin auch noch ein 
zweiter Regiſtratör?s). Der Stadtſchreiber blieb jedoch nad) 
wie vor ber Vorſtand der ſtaͤdtiſchen Kanzlei und erhielt daher öfters 
auch ben Titel Kanzleidirektor, Kanzler oder auch Staat s⸗ 
ſchreiber. Die Stabtichreiber waren demnach feit dem 13. und 
14. Sahrhundert die Seele ber ftädtifchen Verwaltung. Nichts 
befto weniger wurden fie noch im 16. Jahrhundert, weil fie feine 
Mitglieber des Magijtrats waren, zu den Stadtknechten gezählt, 
3. B. in einem Statut der Stabt Treyßa von 1529 20). 


§. 432. 


Die Stadtfchreiber find lange Zeit bie einzigen Vorfteher ber 
Kanzlei und die einzigen gelehrten Nathgeber ber Stabträthe ges 
weien. Und in vielen Städten ift es auch in fpäteren Zeiten nod) 
alfo geblieben. In ſehr vielen Städten wurben indeſſen feit dem 
14., 15. und 16. Jahrhundert die Nechtsangelegenheiten von den 
übrigen Kanzleigefchäften getrennt und zu dem Ende eigene Beamte, 
bie Syndiken, angeſtellt. Diefes geihah in Frankfurt bereits 
feit dem 14. Jahrhundert. Sie wurden Syndiken, zumeilen 
aber auh Pfaffen und Diener des Raths und Stabtabvo: 
faten genannt. Ste hatten den Rath und den Bürgermeifter zu 
beratben und die Botichaften ins Ausland zu beforgen I). In 
Eßlingen kommen die Rathsſyndiken feit 1529 vor. Sie fol: 
ten bafelbft bei allen einheimischen und auswärtigen Gefchäften bie 
Stabt und bie Bürger beratben, und auch bie auswärtigen Bot: 
Schaften beforgen. Im Jahre 1540 fam zu ihnen noch ein Stadt: 
advokat hinzu. Im Jahre 1672 wurden aber beide Stellen (die 
Syndikus⸗- und Advofatenftelle) wieder abgeichafft und bafür zwei 
Konfulenten angeitellt 2. Auch in Weblar, Reutlingen, Osna: 
brüd u. a. m. findet man einen Eyndifus und in Reutlingen feit 


25) Pfaff, p. 107, 551 u. 552. 
26) Kulenfamp, Geſch. der Stadt Treyßa, p. 105. 
1) Urf. von 1877 u. 1896 bei Boehmer, I, 755 u. 776. Lerſner, 1,2767. 
I, 181 ff. 
2) Pfaff, p. 107, 108, 547 u. 548. 
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dem 18. Sahrhunbert jogar zwei. Diefe Syndiken waren bie ges 
lehrten Rathgeber und die Vertreter der Bürgerſchaft. Ste hatten 
bie rechtlichen Handlungen namens der Stadt vorzunehmen und 
daber allen Eitungen des Etabtraths beizumohnen und dafür zu 
forgen, daß nichts von dem Stabtrath verfügt wurde, was ber 
Bürgerfchaft nachtheilig fein konnte?). Eine ähnliche Stellung wie 
die Syndiken hatten in anderen Stäbten bie Konfulenten, nur 
mit dem Unterſchiede, daß die Konfulenten mehr nur die gelehrten 
Nathgeber als die bevoflmächtigten Vertreter gemweien find. So 
nahm die Stadt Baſel im Sabre 1483 einen Doctor der echte 
als Konfulent an. Er erhielt den damals fehr bebeutenden Schalt 
von jährlih 120 Gulden. Er mußte jedoch dafür auch noch ohne 
ein weiteres Rittgeld zu erhalten im Namen der Stabt allenthalben 
binreiten wohin man ihn jenden volirde 9). Auch Nürnberg hatte 
mehrere Konfulenten 5). Diefe Syndiken und Konfulenten hatten 
meiftentbeil8 Zutritt zu den Sigungen des Stabtrathbs. Sie hatten 
jedoch feine entſcheidende, ſondern nur eine berathende Stimme, 3. 2. 
in Eflingen, Balel, Reutlingen u. a. m.%). In Frankfurt a. M. 
waren fie die Referenten beim Gericht. Und fpäterhin tft aus 
ihnen eine eigene von dem Gerichte und von dem Schöffenrathe 
verſchiedene Inſtanz, die fogenannte Schöffen: Referier hervor- 
gegangen?). In Nürnberg dagegen wurden bie Konfulenten nicht zu 
den Rathsſitzungen beigezogen, vielmehr vor oder nach ber Sitzung 
in allen fchwierigen Fällen confultirt. 

Den verjchiedenen Stadtämtern waren, wie wir gefehen, 
Rathsherren vorgejeßt. Unter ihnen ftanden aber wieder andere 
Beamten und Diener, weldhe unter ihrer Aufficht und Leitung 
die untergeorbneten Gejchäfte beforgten. Sp findet man, wie wir 


8) Jäger, Magazin, V, 285-287. von Ulmenflein, II, 231. Klöntrup, 
I, 224. In Osnabrüd hatte die Gemeinde ſchon im 18. Jahrh einen 
Geiftlihen in Sold genommen, um als Elericus die geifllihen Ans 
gelegenheiten der Gemeinde zu beforgen. Einen Syndicus erhielt aber 
bie Stadt erfi am Ende des 15. Jahrhunderts. Stüve, Gel. ber 
Stadiverfaffung. in Mitiheilungen des bıflor. Vereins zu Osnabrüd, 
VII, 42— 48. 

4) Os, IV, 402, V, 86 u. 86. 

5) Joann. ab Indagine, p. 820. vergl. oben $. 425 Not. 101. 

6) Pfaff, p- 548. Ochs, V, 85. 

7) Roͤmer-Büchner, Stadtverf. p. 189 ff. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung. IN. 16 
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gefehen,, in vielen Städten zur Verwaltung bes Kirchenvermögens 
fogenannte Kirchgeſchworne oder Heiligenpfleger, zur Beauffichtigung 
bes Gewerbsweiens geſchworne Pfleger, Tuchſchauer, Goldſchauer, 
Brodſchauer u. a. m. Auch für das Bauwelen, für bie Feuer, 
Straßen: und Reinlichkeitspolizei und für die Victualtenpolizei u. |. w. 
war geforgt. Eben jo für die Armen: und Krankenpflege, für das 
Unterrichtsweien, für die Gefunbheitspflege, für bas Kriegsweſen 
und das Steuerweien, für bie Sittenpolizei u. a. m. Sogar für 
bie Vollsbeluftigungen war durch Anftellung von Stabtmufitanten 
und von Stabtnarren geforgt ($. 424). In denjenigen Städten, 
welde noch Almenden beſaßen, findet man auch noch Almend⸗ 
pfleger, z. B. in Eßlingen, Almendherren z. B. in Straß⸗ 
burg®), und in Speier fogar vier Verordnete zur Stadt⸗ 
almend und vier Verordnete zur eldalmend ), in Neuftabt 
Eberswalde vier fogenannte Wröhherren, welde die Aufficht 
über die Hirten, über den Viehſtand und über die Vieh⸗ 
weiden Haben follten 20%), in Osnabrüd einige Bruch⸗ oder 
Meideherrn zur Aufficht über die Weidegründe 11), und in jenen 
Städten, welche Walbungen und Jagden befaßen, Ober: und Un⸗ 
terforjtmeifter, Förfter, Forft: und Waldknechte, und ſtaͤdtiſche Ja⸗ 
ger, 3.2. in Eßlingen, Rotenburg u. a. m.12). Auch Heimburs 
ger fommen noch in fpäteren Zeiten vor, in Etraßburg, Speier 
und Worms. Sie waren jedoch meiftentheild nun bloße Boten 
($. 53, 143, 145), und in Worms auch noch Mitglieber des Send⸗ 
gerichtes 12). 

Die gewöhnlichen Benennungen ber unterften VBollzugsbeamten 
waren indeſſen Boten, Büttel, Pedelle, Rathsknechte, 
Stadtknechte, gefhworne Knechte, Bettelvdgten.f. w., 
zuweilen auch Büttelmeifter 3. B. in Rübed 14) und in Ulm, 


8) Jäger, Magazin, V, 88. Mone, IV, 142. 

9) Lehmann, p. 618. 

10) Fiſchbach, Stäbtebefchr. ber Matt, I, 87 u. 88. Fiſchbach Ieitet das 
Wort Wröhe von Froͤh, Früh, alfo Frühſprache ber. 

11) Stüve in Mittheil. bes hiftor. Vereins zu Osnabrüd, VIIL 128. 

12) Pfaff, p. 128 u. 596. Benfen, Rotenburg, p. 807 u. 808. 

13) Alte Ratbsorbnung bei Schannat, II, 489. — „fechzeben Heymburger 
„uſs den vier pharren zu bem ſende.“ 

14) Sad, p. 146 u. 149. 
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unter welchem bafelbft die übrigen Büttel, Fronboten un Schergen 
ftanden 16), Ausbüttel 3. 8. in Ehlingen !®) und Zirfler in 
den Echlefiichen Städten, von circulus oder Zirkel, weil ihnen ein 
gewiſſer Bezirk in der Stadt als Amtsbezirk angewielen war !7). 
In Lübe kommen außer den Rathsdienern auch noch vor 
reitende Diener (famuli equites), eine Art Leibwache des 
Raths, ſodann laufende Diener (famuli cursores), Nacht: 
wäcter (vigiles) und fogenannte Stupmwäcter!®), und feit 
dem Jahre 1527 audy noch ein Prachervogt, von pradhern db. b. 
betteln, Prachervagd aljo fo viel als Bettelvogt 1%). In Freiburg 
findet man ſeit dem Ende des 14. Jahrhunderts 4 reitende Knechte 
und 2 laufende Knechte, 2 Wächter, 4 Baunwarte, 2 Knechte des 
Ammannmeifters und noch eine Menge andere Knechte in ben 
Stabdtgraben, in den verjchiedenen Erkern und auf den Stabtthoren, 
welche fammt und ſonders bejoldet waren 2%). Auch in Braun 
jchweig waren mehrere reitende Diener (uthrivere) und ſelbſt ein 
veitender Koch angeftellt, welcher bei Heerfahrten für den Rath und 
die Bürger die Speilen zu bereiten hatte 21). In Neuftadt Ebers⸗ 
walde findet man unter vielen anderen Unterbebienten des Rath⸗ 
haufes,- zwei Rathsdiener, einen SHeideläufer oder Schüßen, zwei 
Knechte bei den Pferden der Kämmerei, zwei Nachtwächter, einen 
Botenläufer mit einem Gehalte von jährlich ein Thaler 6 Gro⸗ 
ſchen 22). An Bafel kommt auch noch ein Oberſtknecht mit einer 
ſehr ausgedehnten Amtsgewalt vor. Denn außer der Bedienung 
bes Stadtraths hatte er auch noch das Geleit der Juden in ber 
Stadt und das Recht den Nachrichter zu ernennen und das Todten- 
gräberamt und das Nonnenmacheramt zu verleihen. Nonnenmacher 
nannte man aber in Bafel die Bejchneider der jungen Hahnen, der 
Stiere und der Füllen 22). 


15) Jäger, Ulm, p. 281 u. 282. Jäger, Mag. III, 509. 
16) Pfaff, p. 106. 
17) X. u. St. p. 289 u. 240, vergl. noch p. 237. 
18) Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrh. p. 58 u. 97. 
19) Hach, p. 147. Brem. niederj. Wörtb. II, 867 u. 858. 
20) Urk. um 1890 bei Schreiber, II, a 
21) Havemann, I, 619. 
22) Fiſchbach, I, 187. 
28) Ochs, II, 567. 
16 * 
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Endlich ſtanden in manchen Städten auch noch einzelne 
Handwerker und Künſtler im Dienſte der Stadt und gehoör⸗ 
ten daher, felbft nach dem Siege der Zünfte noch, zu den ſtädtiſchen 
Beamten. So hatte 3. B. die Stabt Köln im 14. und 15. Jahr: 
hunbert, und zum Theile auch noch fpäter in ihren Dienjten einen 
Stattbaumeifter, einen Steinmeg, einen Zimmermann, EC chlofler, 
Huffchmied, Nagelichmied, Büchlengießer, Hausdeder und auch einen 
Stadtmahler *). 


6. Wahl ber ſtädtiſchen Beamten, Amtsinvefitur und Befal: 
, Iungsbriefe. 


$. 458. 


Wie die Bürgermeifter und Rathsherren fo wurden auch bie 
ftädtiichen Beamten und Diener jedes Jahr, meiftentheils unmittel- 
bar nach der Rathswahl von der verfammelten Bürgerſchaft ges 
wählt, öfters aber auch von dem Stabtrath ernannt. Wie bie 
" Markämter ?), jo wechjelten nämlih auch die Stabtämter jedes 
Sahr. Die gewählten ober ernannten ftädtiichen Beamten und 
Diener mußten daher jebe8 Jahr ihr Amt aufgeben und fidh einer 
neuen Wahl oder Ernennung unterwerfen. Die Aufgabe des Am: 
tes geſchah meiltentheils in feierlicher Weile vor dem verfammelten 
Stabtrath oder vor der Etadtgemeinde felbft, 3. 8. in Bafel 2), in 
Worms ?), in Kaufbeuren 9, in ERlingen ?), in Reutlingen *), in 
Augsburg 7), in Frankfurt am Main ®) u. a. m. Defters waren 
damit auch ſymboliſche Formen verbunden. In Kaufbeuren beitand 
vie Form der Amtsaufgabe des Bürgermeifters in der Legung 
ber Schlüffel auf den Tiſch. In Worms legte der Bürger⸗ 


24) Ennen, Geſch. II, 521, 522 u. 581—532. 

1) Meine Geſch. der Markenverfaffung, p. 260. 

2) Od8, III, 167. 

8) Vergleich von 1866 $. 2 und alte Rathsordnung bei Schannat, II, 
182, 440 u. 4483. 

4) Yüger, Mag. V, 355 u. 856. 

5) Regimentsordnung von 1876 u. 1892 bei Jäger, V, 14 u. 20. 

6) Privilegien von 1874 u. 1576 bei Jäger, V, 257 u 262—269. 

7) Zunftbrief von 1808 bei Zangenmantel, p. 44 u. 49. 

8) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 5 u. 32, 





Amtsinveftitur und Beilalungsbriefe. 245 


‚meifter fein Amt mit dem Heimbürgerftab nieder. In welcher 
Weiſe die übrigen ftädtifchen Beamten (der Schultheiß, der Greve 
und die Richter) ihr Amt bafelbft niedergelegt haben, wird nicht 
gefagt. („Darnach gibt der Burgermeifter von den Nunen bem 
„Biſchof fein Burgermeifter ampt uff mit des Heimburgers Stabe; 
„vnd fo das gefchiecht, läft man Schultheiß, Greffen, vnd Richter 
„in den Rait, vnd geben bem Biſchoff ir Ambt auch uff, als ges 
„wonlich ift, vnd gehen dann vſs“) 9%. In Speier follten der 
Schultheiß, der Vogt, der Zollner, der Kämmerer und der Münz- 
meifter ihren weißen Stab jebes Jahr vor den Füßen bes Biſchofs 
oder jeines bevollmächtigten Boten nieberlegen und fodann abwarten, 
ob ihnen die Stäbe wieder zurücgegeben, alfo jene Aemter neuer: 
dings übertragen werden würden ($. 491), Auch in Frankfurt 
mußten die Stabtrichter und bie ſtädtiſchen Zöllner jedes Jahr ihr 
Amt und den Amtsftab im Rath nieberlegen und ſodann abwarten, 
ob ihnen der Rath das Amt mittelft Zurüdgabe des Amtsftabes 
wieder übertrug 2%). Unmittelbar nach der Aufgabe des Amtes 
wurde nämlich zur Wahl oder zur Ernennung der neuen Beamten 
und ſodann zur Abnahme bes Amtseides geichritten. Und es 
fonnten dann bie alten Beamten wicder gewählt oder ernannt und 
mitteljt. Zurüdgabe bes Amtsftabes wieder in das Amt eingelegt 
werben. 

Der Amtseid wurde ber Gemeinde oder dem Rath oder 
dem Bürgermetiter, meiftentheils derjenigen Behörde geleiftet, welcher 
auch das Wahl: oder Ernennungsredht zuftand. Daher mußte in 
Frankenberg der Stabtfchreiber feinen Amtseid in die Hände des 
Bürgermeijters leiften, weil er von ihm auch feine Ernenhung 
erhielt '!'). | 

Auf die Ableiftung des Amtseides folgte die Amtsüber: 
gabe, die Amtsinvejtitur oder die Einweifung in das 
Amt, meiftentheils mittelft Webergabe eines Stabes, als des Zei- 
chens der Amtsgewalt, odrr in anderen fomboliihen Formen, 3.2: 
in Frankfurt u. a. m. In Meutlingen erhielt der neu gewählte 


9) Schannat, I, 440. vergl. noch Urk. von 1462, eod. p. 442. 
10) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 5 u. 82. 
11) Johann Emmerich, alte Rechte und Gewohnheiten von Frankenberg bei 
Schmincke, mon. Hass. II, 709. 


246 Wahl der flädtifhen Beamten, Amtsinveftitur und Beftallungsbriefe. 


Bürgermeifter den Stab und das Stadtfiegel von dem abgehenden 
Bürgermeifter 12), und in Worms erhielt der Bürgermeifter den 
Stab von dem Bifchof jelbit 12). So wie nämlih in manden 
Dorfgemeinden die Gemeindebiener von ben herrichaftlichen oder 
Iandesherrlihen Behörden in das Amt eingefeßt oder inveftirt zu 
werben pflegten 1%), jo geihah auch in Worms die Ambtsaufgabe 
in die Hände bes Biſchofs und ſodann auch die Einweiſung bes 
neu gewählten Bürgermeifters in fein Amt burch den Bifchof 16). 
Die Anftellung eines Beamten war urjprünglich ein Vertrag 
mit dem anzuftellenden Beamten. Meiſtentheils wurde mündlich, 
Ipäterhin aber auch ſchriftlich contrahirt. Die über einen ſolchen 
Dertrag ausgejftellte Urkunde nannte man einen Beftallung$- 
brief. Und in diefem Briefe pflegten ſodann die Rechte und Ver: 
bindlichkeiten des Beamten mehr oder weniger volljtänbig aufgezählt 
zu werben. Bei den ftäbtiihen Beamten kamen bieje Beſtallungs⸗ 
briefe erft feit dem 13., 14. und 15. Jahrhundert in Aufnahme, 
erſt ſeitdem man angefangen hatte die ftäbtiichen Beamten und bie 
Diener auf längere Zeit als auf ein Jahr zu ernennen. Daher 
findet man folche Beftallungsbriefe zuerjt bei den Stadtjchreibern, 
3. B. in Luͤbeck bereits feit dem 13. Jahrhundert 19), in Nürnberg 
jeit dem 14. Jahrhundert IT), dann aber auch bei den ftäbtiichen 
Herzten und Apothelern, 3. B. in Ulm feit dem Anfang bes 15. 
Sahrhunderts 18), bei den Büchfenmeiftern ($. 139), bei den Mar: 
ftallern 3. 2. in Frankfurt 9), bei den Brunnenmeiltern in Frei- 
burg 20), und bei anderen auf längere Zeit angeftellten Beamten. 


12) Jäger, Magazin, V, 270. 

18) Alte Rathsorbnung bei Schannat, II, 440 f. — „dem befielt ber Bi- 
„Ihoff das Burgermaifter Ambt mit dem Stabe* —. 

14) Meine Gef. der Dorfverf. IL 42 u. 104 ff. 

15) Urf. von 1462 bei Schannat, Il, 442. 

16) Urk. von 1289 im Lüb. Urkb. I, 487. 

17) Siebenfees, III, 96. 

18) Jäger, Ulm, p. 442 ff., 458 u, 454. vergl. oben 6. 426. _ 

19) Dienſtrevers von 1591 in Wetteravia, p. 291—248. 

20) Urk. von 1388 bei Schreiber, I, 801. 
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7. Gehalt, Amtstleidung und Ehrenrechte. 


§. 454. 


Die Gemeindeämter waren urſprünglich, wie wir geſehen, 
Gemeindedienſte, zu deren Annahme jeder Bürger verpflich— 
tet war ($. 391). Bon einem beftimmten Gehalte oder einer Be 
foldbung war demnach uriprünglich Feine Rede. Die Rathsämter 
und Stadtämter waren: daher unbejoldete Ehrenämter. Zur Be- 
lohnung ihrer Dienfte erhielten die Bürgermeifter, die Rathsherren 
und bie ftädtiichen Beamten meiftentheild nur ein Ehrengefchent 
oder einen Antheil an ben Geldftrafen, oder gewiſſe Naturalbezüge 
oder andere fogenannte Eporteln, zumeilen gewiſſe Vorrechte, öfters 
auch noch eine Amtskleidung. 

So erhielten in Worms noch im 15. Jahrhundert bie 
Nathöherren des vorigen Jahres, dann bie Schreiber, die Heim⸗ 
burger und die vier laufenden Sinechte (die Boten) am St. Martins- 
tage vor dem Beginne der neuen Wahlen jeder einen Gulden von den 
eingegangenen Strafgeldern („zu penne geld”), und bie Bürgermeifter 
das Doppelte, aljo zwei Gulden. Außerdem erhielten die Raths⸗ 
herren und die Schreiber auch noch einen Antheil an dem jährlich 
ber Stadt angefallenen Weinfauf!). Auch in Wetzlar erhielten 
bie Stabträthe bis Ins 18. Jahrhundert Keinen feften Gehalt. Ihre 
Belohnung beftand vielmehr in ber Hälfte der jährlich angefallenen 
Gelditrafen, welche fie unter fich vertheilen durften 2). 

Anderwärts beftand die Belohnung der Rathsherren und ber 
übrigen Beamten und Diener in gewiſſen Ehrengeſchenken und 
in Naturalbezügen ober in Sporteln. In Münden er: 
hielten die Stabtfämmerer im 14. und 15. Sahrhundert jährlich 
brei Pfund al8 Ehrung aus ber Kammer und von ben Stabt- 
zollnern Sänfe, Käfe und Lebzelten, und am Ende des Jahres 
noh ein Badegeld, aljo eine Art Trinkgeld?). In Baſel 
wurden Ofterlämmer vertheilt. "Nach einem Verzeichniſſe von 
1386 erhielten die Bürgermelfter und Oberfizunftmeifter jedes Jahr 


1) Alte Rathsordnung bei Schannat, II, 489. 
2) von Ulmenflein, II, 527. 
* 8) Bairifche Annalen, vom September 1888, p. 825. 
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jeder zwei Ofterlämmer, bie Rathsherren dagegen jeder nur ein 
ſolches Ofterlamm, ohne Unterfchied ob fie Ritter, Achtbürger oder 
Nathsherren aus den Zünften oder Junftmeifter waren *). Außer: 
bem erhielten bie Bürgermeilter unb die Nathsherren eine Zeit lang 
jährlich auch noch einen Gulden als Spielgelb®) Eben fo 
waren die beiten Etadtjchreiber oder Nathichreiber urfpränglih auf 
bloße Sporteln rebducirt, auf fogenannte Nechengelver und Hochzit⸗ 
gelvder, auf Hauszins und Holz und auf dasjenige, was man 
„ihren Wibern gab." Diefes tit aus einem Rathserkenntniſſe 
von 13897 zu entnehmen, durch welches das Sportelweſen abge: 
ſchafft und eine Befoldung eingeführt worden ift %). Die Richt 
hausfnechte endlich erhielten für das Hinlegen der Sitzkiſſen für bie 
Siebner alle Fronfaften einige Piennige ). Auch erhielt jcder 
Beamte urfprüngli, wie es fcheint, feine Amtskleidung von 
der Stadt. Denn im Jahre 1353 wurde verorbnet, daß Tünftig 
nur noch die Stadtſchreiber und Nathsfnechte von der Stabt ge 
feidet werden ſollten ). In Köln beitand der Gehalt ver Ge⸗ 
meindevorfteher oder der Amtleute in ben Gebuirfchaften, in ben 
Kirchipielen und in der Altitadt felbft urfprünglich in gewiſſen 
Ehrengeſchenken und in einem Efien, welches die abtretenden Bür⸗ 
germeifter geben mußten. Dan nannte diefe Verbindlichkeit ber 
abtretenden Beamten einen Dienft (servitium) und denjenigen, 
der diefen Dienft geleiftet hatte, einen Verdienten (officialis 
deservitus). Und ber Verbiente ſollte ſodann bei neuen Gemeinde 
wahlen beſonders berüdfichtiget werben 9). Späterhin erhielten bie 
Rathsherren in Köln einige Flaſchen Wein, einen Antheil an den 
Gelbftrafen, dann einige Sporteln 19) und für jede Sitzung ein 


4) Ode, II, 262. 

5) Ochs, II, 481. 

6) Od8, II, 482. 

7) Berordnung von 1410 u. 1429 bei Ochs, II, 208. — „bem Richthaus- 
„knecht 10 den alle fronfaften, von feinen aifen ® bie er alle Samflage 
„den Siebenen unterlegt.” 

8) Ochs, 11, 80. 

9) Elafen, in Materialien zur Statiſtik, IL, 1. p. ,149—152. vergl. noch 
Elafen, Echreinspraris, p. 28, Not. vergl. oben 6.55. und II, p 888 
— 885. Anhang. 

10) Ennen, Geſch. II, 494— 496. . 
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filbernes Zeichen fieben Albus an Werth für einen Ehrentrunt, 
alfo eine Art Trinkgeld 11). Auch in der Darf Brandenburg er- 
hielten die Stabträthe vor bem Ende des 15. Sahrhunderts feine 
Befoldung. Ihre Belohnung bejtand vielmehr in Ehrengeſchenken 
und in Naturallieferungen, und in ber Stadt Brandenburg felbft 
in dem Vorrechte Gewänder fowohl in der Stadt als auf aus- 
wärtigen Märkten frei ausfchneiden zu bürfen 12). Auch in örei⸗ 
burg beftand die Belohnung der Nathsherren bis ins 13. Jahr: 
hundert in nichts anderem als in dem Vorrecht eine Bank unter 
ben drei Gewerbslauben zu haben und in ber Freiheit von bem jähr: 
lichen Hofſtattzins !2). . 

Die Bürgermelifter, Rathsherren und ftäbtifchen Beamten er- 
hielten demnach urfprünglich feinen feflen Gehalt. Selbſt für bie 
Botſchaften, welche fie für die Stabt thun mußten, erhielten fie 
meiftentheils nichts als Taggelder oder fogenannte Neitgelber, 
mit denen fie aber auch die Neifefoften beftreiten mußten, 3. B. in 
Ulm 1%), in Eßlingen 16) u. a. m. Defters mußten fie fogar ſelbſt 
eine Abgabe von ihrem Amte geben, 3. B. in Köln, wie wir 
gejehen, die Bürgermeifter den verdienten Amtleuten den ſogenann⸗ 
ten Dienft leiften, oder wenigftens für die ihnen durch Nebertragung 
biefes Ehrenamtes erwiejene Ehre öffentlich danken, wie dieſes 
auch in vielen Dorfgemeinden hergebracht war 19). In Worms 
mußte von ben beiden abgehenden Bürgermeiftern noch im 15. Jahr⸗ 
hundert der Eine, ver Bürgermeifter von der Gemeinde, am Mar: 
tinstage vor dem Beginne der neuen Wahlen bem Biſchof von den 
Strafgeldern zwei Gulden geben („gibt ihm ber gemein Burger: 
„meifter zwen gulden von dem pennegeld“), der Andere aber ſich 
für das Amt bei dem Biſchof bedanken („vnd dankt ihm ber ein, 
„daz er Burgermeifter gewest tft“), wiewohl fie das Amt nicht. von 
ihm, fondern durch freie Wahl ber Bürger erhalten hatten AT). Und 


11) Arnold Judendunck, in Materialien zur Statifil, I, 1. p. 71. 

12) Zimmermann, I, 124—126. 

13) Stadtrodel S. 76 u. 77. Stabtredht von 1275 bei Schreiber, I, 81. 
14) Jäger, Ulm, p. 425 u. 426. 

15) Pfaff, p- 108. vergl. $. 891. 

16) Meine Geſch. der Dorfverf. II, 118 ff. 

17) Alte Ratbsorbn. aus 15. sec. bei Schannat, II, 440. 
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in Wetzlar mußte bis ins 18. Zahrhundert jedes neugewählte 
Mitglied des Stabtraths den übrigen Rathsherren fünf Mahlzeiten 
geben. Erſt im Jahre 1712 wurde bieje Täftige Sitte abgeichafft 
und verordnet, daß ftatt der Mahlzeit jedem Rathsherren fünf 
Reihsthaler von dem neugewählten Mitglieve des Nathes gegeben 
werden jollten 18). 

Später wurden auch die Bürgermeliter, die Stabträthe und 
bie ſtaͤdiſchen Beamten beſoldet, in einer Stabt früher in ber an- 
beren |päter. Neben ber Bejoldung dauerten aber öfters auch noch 
bie bergebrachten Naturalbezüge ganz oder theilweile fort. In 
Sreiburg im Breisgau erhielt der Bürgermelfter bereits im 13. 
Sahrhundert einen Gehalt von 15 Mark Silber zur Vergütung 
feiner Dienfte („fünfzehen march filberf vmbe finen dienſt vnd vmbe 
„ſin erbeit iergelih”) 1%). Seit dem Enbe des 14. Jahrhunderts 
waren aber bereits jämmtlidhe Stabtämter beſoldet. Der Bürger: 
meifter erhielt 15 Pfund Pfennig und 1 Pfund Stegelgeld, der 
Ammannmeifter 30 Pfund und 1Pfund Stegelgeld, der Schultheiß 
6 Pfund. Der Oberjte Zunftmeifter erhielt 1 Pfund Siegelgeld 
und von dem Kaufhaus no 10 Pfund, die Amtsherren auf dem 
Kaufbaufe jeder 8 Pfund und Ealz, der Stabtichreiber 12 Pfund 
und Salz. Die übrigen Beamten erhielten theils einige Pfunde 
Pfennige, theild Salz, Holz, Getreide ober andere Naturalien, theils 
auch Tuch für ihre Kleidung und freie Wohnung (Herberg) 29). 
An Köln erhielten bie Bürgermeifter, bie NRathsherren und bie 
Rentmeifter fett dem Anfang des 14. Jahrhunderts einen Gehalt, 
anfangs jedoch nur 20 Mark 2). In Bafel wurden bie Belol- 
bungen feit dem Ende des 14. Jahrhundert eingeführt. Sie follten 
eine Belohnung für die geleiteten Dienfte fein. Daher beißt e8 
in einer Rathsordnung von 1410, „um bes Ammanmeifters Koft, 
„Kummer und Arbeit willen foll man ihm jährlih 100 Gul- 
„ven zu Lone geben“ 22), Die gewöhnlichen Ausprüde für jenen 


18) Protokoll von 1712 8. 4 bei von Ulmenflein, II, 528. 
19) Vrf. Url. von 1298 bei Schreiber, I, 185. 

20) Urt. um 1390 bei Schreiber, II, 88 bis 86, 

21) Ennen, Geld. II, 510 ff. u. 581. 

22) Ochs, II, 76. 
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Lohn waren jedoch, um fein Recht, um feine Arbeit oder auch 
geſchenkt 2%). Jeder Bürgermeifter, Oberfizunftmeifter und jeder 
Rathsherr und der Stabtfchreiber erhielt jährlich 6 Gulden, der 
Oberrathsknecht aber und der zweite Schreiber nur 3 Gulden 29). 
Die Siebnerherren bezogen 16 Pfund 12 Pfennige für ihr Mahl, 
Hofen und Recht?e), und die beiden Zeugherren jährlich einen 
Gulden 2%), der Ammanmelfter, wie wir gefehen, aber bereits im 
Sabre 1410 hundert Gulden. Außerdem erhielten die Rathsherren 
noch die hergebrachten Dfterlämmer und‘ als ein Gefchent den 
fogenannten Schentwein, der Bürgermeifter, Ammeifter und 
Oberftzunftmeifter vier Kannen mit Wein, jeder Rathsherr aber 
nur zwei??), Auch bezogen bie Rathsherren noch für jede Sitzung 
fogenannte Präſenz- oder Sißgelder, für jede Situng 6 Pfen- 
ning 2°). Erft im Sabre 1552 wurde der Gehalt der Rathsherren 
unb der Häupter der Stadt erhöht. Er wurde bamals verdoppelt, 
bald darauf aber um 12 weitere Gulden erhöht. Und im Jahre 
1600 erhielten ſie auch noch ein Einkommen an Naturalien 29). 
Die Koften der Botjchaften oder Gefandtichaften betrugen bereits 
im Anfang des 15. Jahrhunderts die fehr bedeutende Summe von 
600 bis 1000 Pfund. Es wurden daher die unnäben Ausgaben 
abgeſchafft und nur die nothwendigen follten noch den Botjchaftern 
erjegt werden 2). An Regensburg erhielten bie Nathsherren 
erft jeit dem 15. Jahrhundert eine regelmäßige Befoldung, beftehend 
in jährlih 34 Pfund 4 Schilling 21 Pfennigen. Sie wurde jeden 
Monat ausbezahlt und daher Monatſold in den Stabtrechnungen 
genannt 21). Auch erhielten jene Nathsherren, welche zu Botichaften 
gebraucht wurben, feit dem 15. Jahrhundert außer ben Tagegelvern 
auch noch ihre Reiſekoſten erjeßt 22). An Weblar erhielten bie 


23) Ochs, II, 429 u. 480. 

24) Rechnungen von 1862 bis 1896 bei Ochs, II, 429-482. 
25) Ochs, II, 488. 

26) Ochs, V, 87. 

27) Ochs, II, 428 u. 482. 

28) Rathsordnung von 1457 bei Ochs, V, 12. 

29) Ochs, VI, 528 u. 524. 

80) Ochs, III, 208—211. 

81) Gemeiner, III, 684. Not. 

32) Gemeiner, II, 688 u. 684. Rot. 
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Rathsherren fogar erft feit dem 18. Jahrhundert einen firen Ge 
halt, nämlich 50 Gulden unb für jede außerordentliche Rathsfigung 
noch einen Gulden ??). In Straljund hatten die Bürgermeifter 
fett dem 18. Jahrhundert einen Gehalt von 1200 Reichstbalern 
und die übrigen Rathsherren 400 Rthl. und außerdem noch foge 
nannte Rathöftuhlgelder, dann Freiheit von den bürgerlichen Laften 
und jogar den perjönlichen Adel 2%). In Hamburg erhielt ber 
Stadtſchreiber feit dem 13. Jahrhundert freig Wohnung, Natural: 
lieferungen, insbefondere auch freie Befleivung und einen Gehalt 
von 30 Pfund Pfennigen, aljo ein Heidengeld, wie .bamals 
viele Bürger naferümpfend jagten 2%), In Luͤbeck erhielt bereits 
im 13. Jahrhundert der Kanzler einen firen jährlichen Gehalt von 
40 Mark Pfennigen, etwa 500 Mark heutigen Geldes, und ber 
unter ihm ftehende Schreiber einen jährlichen Gehalt von 16 Mart 
Pfennigen und 6 Mark für feine Kleivung (VI marcas denariorum 
ad vestitum suum) und außerdem noch die Einjchreibegebühren 
(et ad hoc quicquid venerit de libro civitatis, in quo hereditates 
conscribuntur) 2%). In Nürnberg erhielt der Stabtjchreiber im 
14. Jahrhundert jährlih 110 Pfund Heller, fpäter 60 Gulden ?7). 
In Eßlingen erhielt fchon im 15. Jahrhundert der Unterfchreiber 
bes Stadtſchreibers eine Beſoldung von 25 Gulden von ber Stabt 
und außerdem noch 5 Gulden von dem Stabtjchreiber felbft 3%). 
Die Befoldungen der übrigen Beamten waren aber bis ins 16. 
Sahrhundert verhältnigmäßig noch fehr gering, deſto beträchtlicher 
aber die Accidenzien, die Neujahrslebkuchen, Faftnachts-Hennen, bie 
Gänſe und Kapaunen, die Ofter-Lämmer und Käfe, das Pfingft- 
und Weihnachtsfleifeh, die Herbit-Würfte, Käfe und Fiſche, bie 
Martinsgänfe, Weihnahhtsfapaunen, die Sommer: und Winter 
bandfchuhe u. dergl. m., insbefondere auch die vielen Wahl: 


38) Protofol von 1712 6. 8 u. 6 bei von Ulmenftein, IL, 527 u. 529. 

34) Fabricius, p. 29 u. 80. 

85) Benede, Hamburg. Geld. p. 40 fi. 

86) Urf. von 1289 in Lüb. Urkb. I, 487. Pauli, Lũb. Zuflände, p. 96. 
vergl. noch Stabtrehnung aus 14. sec. in Lüb Urkb. II, 1077 und 
1078. 

87) Beſtallung ans 14. sec. bei Siebentees, IIL, 96 u. 98. 

88) Pfafl, p. 107. 








— 
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zeiten 29), In Frankfurt erhielt ber Stadtzollner ſchon im 
14. Jahrhundert zehen Mark Pfenning als Lohn, ein Baar Kleider 
und jeden Sonntag noch zwei Echillinge als Trinfgeld („Drang: 
geld"). Unb wenn ein Schiff mit Wein angelommen war burjte 
er auch noch eine Flaſche Wein als Geſchenk annehmen 1%). Auch 
die Stadtadvokaten erhielten einen firen Gehalt, 3. B. in Eß⸗ 
fingen im 16. Jahrhundert eine jährliche Befoldung von 250 Guls 
den nebit einer „ehrlihen Behauſung“ 2). Eben fo die 
Konjulenten ($. 452), vie Stabtärzte (6. 426) u. a, m. | 

Auch eine Amtskleidung erhielten urjprünglich alle ftädtt- 
jhen Beamten, die hoben wie bie niederen, in manchen Städten 
fogar die Bürgermeilter und die Nathsherren. In Halle erhielten - 
fie no im 16. Jahrhundert Sommer- und Winterfleiver, welche 
regelmäßig jedes Fahr von den Stabtfämmerern vertheilt wurden. 
Das merkwürdige Manuale oder Handbüchlein ber regirenven 
Rathsmeiſter von 1555 verordnet in dieſer Beztehung, „den beyden 
„regierenden und auch den 4 alten Nathsmeiltern, beyden Worthal: 
„tern, dreyen Sämmerern, jeynd 14 Berjonen, denen gebühret einen 
„jeden 12 Elen purpurianifh Tuch, waın man aber Schiff 
„tuch kleidet, giebt man einen jeden anjtatt der 12 Elen nicht mehr 
„als 10 Elen Echifftuh, und was es alsdann gleihwohl am 
„Kaufe mehr austrägt, muß ein jeder diefelbige Uebermaß bezahlen. 
„Den andern gemeinen Herrn allen, auch dem Vierhern und Unter: 
„Ihreiber, und auch den alten Baumeifter, der das Jahr ablommen, 
„ſeynd in Summa 24 Perjonen, gebühren einem jeden 16 Elen 
„purpuriantiich oder an ftatt deſſelben 8 Elen Shifftuh —. 
„Ten Werdleuten giebt man jeden 8 Elen gemein lündifch, nemlich 
„dem Zimmermann, dem Steinmetzen, dem alten Roͤhrmeiſter, bem 
„neuen Kunftmeifter, dem Büchjenmeifter, dem Müller, jeden 8 Elen 
„gemein lündiſch Tuch. Tem Hauspoigt und Dienern giebt man 
„9 Elen zwidiichen Funfziger und 9 Elen gelb Futter Tuch zum 
„Rocke“ u. ſ. w. 12). Meijtentheilg wurde jedoch feit dem 14., an⸗ 


[2 


89) Pfaff, p. 544 ff. 

40) Statut bei Senckenberg, sel. jur. I, 32. 

41) Pfaff, p. 108. 

42) Manuale oder Handbüchlein von 1555 bei Dreyhaupt, Beſchreibung 
* des Saalkreiſes, Il, 880. 
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derwärts feit bem 15. unb 16. Jahrhundert nur noch ben nieberen 
Beamten und Dienern eine Amtsfleidung von ber Stadt ſelbſt ge 
Tiefert. Die höheren Beamten erhielten zwar noch eine Zeitlang 
das Tu für ihre Kleidung, 3. B. in Köln 4°), dann aber einen 
nicht unbebeutenden Gelobeitrag für ihre Amtsfleidvung, 3. B. in 
Köln die Bürgermeifter, die Rentmeiſter und die übrigen Beamten 
und Diener zu dem Ende eine nicht unbeträchtliche Summe #:). 
Eben fo in Baſel tie Eichnerherren einen Geldbeitrag für ihre 
Hofen 48), und bie Ritter und Bürger, d. b. die Achtbürger, welche 
im Rath jaßen, Geld für drei Baar Hofen*) Auch in Kübed 
erhielten die Stabtjchreiber, wie wir gejchen, einen Gelbbeitrag für 
- ihre Kleidung. Die Kleidung felbft wurde ihnen aber von der 
Stadt nicht mehr geliefert. Ihre Amtskleidung war demnach nun 
nicht mehr eine Livree. Die übrigen Beamten erhielten aber ihre 
Amtskleidung noch jedes Jahr von der Stadt, 3. B. in Regen“ 
burg tie Stabtabvofaten und die Steuerjchreiber noch bis ins 16. 
Sahrhundert jedes Jahr ein Kleid, und die Rathsboten, die Kamm: 
rer- und Rathshausfoldaten und bie Stabtknechte noch längere Zeit 
jedes Fahr einen Rod 7). Eben fo erhielten, wie wir gejehen, bie 
Stadtſchreiber in Hamburg und die Stadtzollner in Frankfurt 
jährlich ihre Kleider von der Stadt. Eben fo bie Stabtjchreiber 
(Scrivere) in Bremen noch im 14. Sahrhundert ). Auch in 
Prag erhielten die Schreiber und bie Büttel ihre Kleibung von ber 
Stabt oder das Geld zu deren Anſchaffung #). In Freiburg ev 
hielt der Brunnenmeilter der Stabt noch im 14. Sahrhundert alle 
zwei Jahre ein Gewand 5%. In Bafel wurden feit dem 14. und 
15. Jahrhundert nur noch die Etadtfchreiber und die Rathsknechte 
von der Stadt gekleidet („den Stadtjchreiber 14 Ellen Tuch von 
„Mecheln zu Sunngichten (Sonnenwende) 5 % für jein Belzfutter. 


48) Ennen, Geſch. II, 511, 522. 
44) Materialien zur Statiftif, II, 1, p. 82 u. 88. 
45) Ochs, II, 488. 
46) Ochs, III, 208 Not. 
47) Semeiner, I, 199 Rot. 
48) Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 168. 
49) Tomet, Gel. von Prag, I, 299. 
50) Urf. von 1888 bei Schreiber, I, 801. . 
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„Sol fein Gewand gefchoren und gemacht werben, obne- feine 
„Koften”) 1). Eben jo in Franffurt die Marftaller und ihre 
raißigen Jungen 9%), die Stadtdiener und Knechte, die Pförtner, 
Bettelvögte, Stöder und die Stabtlüche 52). Bon ihnen fagte aber 
im Sahre 1523 ein Schneider, „alle die jhenen, jo des Rats 
„farben tragen, fien alle verretter” St), Auch in Lübeck erhiel- 
ten jeit dem 14. Jahrhundert nur noch die reitenden und die lau- 
fenden Diener alle Jahre oder alle zwei Jahre ein Kleidungsſtück 
(eine fogenannte Zunica und eine obere oder untere Toga) von 
mehr oder weniger ſchoͤnem Tuch 5°). Daher trugen nun nur noch 
die untergeorbneten Beamten und Diener und außer ihnen bie 
Stadtnarren eine Linree®%). In Köln erhielten die untergeorb- 
neten Stabtbeamten feit dem 14. Kahrhundert zwar feine Amts- 
Meibung, wohl aber das dazu notbiwentige Tuch von der Stabt. 
Nur die Stabtmahler brauchten feit dem 15. Jahrhundert bie 
Amtskleidung nicht mehr zu tragen 97). 

Die Livree der ftädtifchen Beamten und Diener follte von 
gleiher Farbe fein. In Frankfurt jollte man nach einer Ver⸗ 
ordnung von 1476 „die Diener, die Pförtner und Fußknecht von 
„einer Farben und gleicher Farben kleiden, und die Rechenmeiſter 
Sollten fich der Farbe einigen.” Den Stadtjchreibern, Rathſchrei⸗ 
bern, Rechenichreibern, Baufchreibern, Echabungsfchreibern und ans 
deren Kanzelliften Tieferte die Stadt ſchwarzes Tuch, den Föritern 
aber grünes Tuch, dem Stöder rothes Tuch, und den Bettelvögten 
und Grabenfegern ebenfalls jchwarzes Tuch ®%). Eben jo ſollten 
in Nürnberg die Stabtknechte, wenn fie in ihrem Amte waren, „in 
der Farb“ auftreten 59). Die Amtstracht der untergeordneten 
Beamten und Diener war demnach fchon eine wahre Uniform. 


51) Ochs, II, 80, III, 208. 

562) Dienfirevers von 1591 in WWetteravia, p. 292 u. 298. 

63) Lerſner, Chron. I, 249— 253. | 

54) Bürgermeifterbuch von 1525 bei Kriegk, Frankf. Bürgerzwifte, p. 145. 

55) Pauli, Lüb. Zuftände im 14. Zahrh. p. 97 u. 98. 

56) Meine Geſch. ber Fronh. II, 357 und oben $. 424. 

57) Ennen, Geſch. II, 522, 

58) Leriner, I, 249, 250 u. 258. 

59) Alte Handſchrift bei Siebenkees, I, 55. Hochzeitbüchlein von 1485 bei 
Siebentees, IL 458. — „den knecht in ainicherley Farb.” 
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Eine eigene Amtstracht hatten jedoch audy die Bürgermei⸗ 
fter und Nathsherren noch in fpäteren Zeiten. Nur follte ihnen 
biefe Amtstracht nicht mehr von der Stadt geliefert, vielmehr von 
ihnen ſelbſt angejhafft werden. In Bafel beſtand die Rathsklei⸗ 
bung in einem eigenen Rod und Mantel mit einem Degen an der 
Seite. Das Tragen ber Amtstracht jcheint jedoch feit dem 16. und 
17. Jahrhundert außer Gebrauch gelommen, nicht mehr fehr beliebt 
gewejen zu fein. Denn das Tragen ber Nathsfleidung im großen 
Rath mußte öfters von Neuem eingejchärft werden. Noch im 
Jahre 1688 wurde verordnet, „die Herren Räthe follten mit ihrem 
„Seitengewehr, jo ein Zeichen großer Freiheit ift, in dem Nath er. 
„ſcheinen“ 0). In Utrecht trugen die Rathsherren einen langen 
Talar mit Echellen und eine Kappe (Kovel) 0), Bie Schellen- 
tracht war nämlich in früheren Zeiten eine ſehr ausgezeichnete 
Tracht, durch welche fich die Hofbeamten und die übrigen vorneh: 
men Leute ven den nieveren Etänten unterjchteden 92). Daher tru: 
gen auch die Rathsherren und vie Geſchlechter Schellen und fogar 
größere Gloden an ihren Kleidern. In Ulm war das Echellen- 
und Slodentragen fo verbreitet, daß es den Gefchlechtern geboten 
werben mußte, die Echellen wenigjtens in der Kirche nicht mehr zu tra- 
gen 9), Daher führten vicle Geſchlechter, 3. B. die Bellinghoven, 
die Koln und andere Rittergefchlechter in Köln am Rhein Echellen 
in ihren Wappen 9), Die Farbe der Amtstracht war meiftentheils 
die Stadtfarbe. So mußten in Köln, wenn der Erzbiichof feinen 
feierlichen Einritt hielt, die beiden Bürgermeifter, die Nathsherren 
und die fie begleitenden Bürger ſammt und fonders in der Stadt: 
Meidung („beide Burgermeilter in der Etat cleydungen*), das heißt 
in einem mit Pelz beießten braunen Rock erſcheinen („die Herren 
„batten mallich einen brunen rod an mit mardern gefodert — in 
„einer Eleivongen alfamen bruyn gekleidt“). Und bie Bürgermeifter 
follten ihre Stäbe in der Hand haben ®). In früheren Zeiten 


60) Ochs, IL, 125, 126, 185, VII, 295 u. 856. 

61) Mathaeus, de nobilit p. 1182. Daſelbſt das Bild. 
62) Meine Geſch. der Fronhöfe, II, Il 

63) Jäger, Ulm, p. 515. 

64) Fahne, Geſch. der Kölnifchen Geſchlechter, I, 23 u. 68. 
65) Url. von 1488 bei Lacomblet, Archiv, Il, 188 u. 187. 
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ſcheint man es jedoch mit biefer Amtstracht nicht fehr genau ge- 
nommen zu haben. Denn im 14. Sahrhundert mußte noch in ber 
Stadt Alm verorönet werben, daß die Rathsherren wenigftens 
nit ohne Hofen in den Rath kommen follten. („Auch fal ny⸗ 
„mant ber vn den reiben fiten fal dor yn ane hofenn abir bar- 
„beyning vorkommen”) 6%). Und in Franffurt a M., wo fogar 
die Geiftlihen und die Rathöherren noch im 14. und 15. Jahr: 
hundert Holzſchuhe oder doch Schuhe mit Holziohlen (calopides, 
calopedes, sabots oder galoches) trugen 9), wurde im Sahre 
1441 verordnet, daß die Nathsherrn diefe Schuhe wenigftens vor 
der Situng ausziehen jollten 98). 

Ein anderes Zeichen der Amtsgewalt als bie Amtskleidung 
(Uniform oder Livree) war in manchen Städten wie im Alterthum 
der Kranz. In Baſel wurde feit dem 16. Jahrhundert jedem 
neugewählten Zunftmeijter ein Kranz aufgefeßt, welchen er bis nach 
dem Glückwunſch des abtretenden ZJunftmeifters auf dem Haupte 
behicht. Auch follten die Zunftmeilter während der Verkündung 
der neuen Häupter der Stadt und der Nathöherren auf dem Pe: 
tersplab ihren Kranz auf den Haupte tragen. Denn in dieſem 
Momente, in weldyem die oberfte Gewalt gleihjam in der Schwebe 
war zwifchen dem abgehenden und dem neuen Rathe, ruhte ge 
wiflermaßen alle Gewalt auf den Zunftimeiſtern. Nachdem bie 
neuen Häupter und die Rathsherren verfündet waren, wurbe auch 
ihnen ein Kranz aufgefebt, als Zeichen der ihnen verlichenen Ge- 
walt. Endlich erhielt auch noch der Kanzler und der Nathichreiber 
einen Kranz. Und der erhaltene Kranz blieb fodann als Familien: 
benfinal einer jeden Familie zu Eigen 0%). Allein. nicht bloß in 
Bafel kommt der Kranz als Zeichen der Amtsgewalt vor. Auch 
in Hamburg erhielten die Vorſprachen der Bruderichaft der Brau— 
Tnechte bei der Einweilung in ihr Amt einen Kranz ($. 271). Eben 
ſo trug der Käsfönig in Dürkheim als Zeichen feiner Würde eine 
Krone oder einen Kranz von Kornblumen auf feinem Haupte 79). 


66) Statut von 1850 bei Wald, VI, 29. 

67) Urk. von 1327 bei Böhmer, p.489. Henschel, v. calopedes, I, 86. 
68) Kriegf, p. 289. 

69) Od, V, 850 u. 361. 

70) Meine Geſch. dev Marfenverfaffung, p. 801. 


v. Maurer, Stäbteverfaflung III. 17 
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Und bei weiter fortgefeßten Forichungen dürften fi) wohl auch 
noch andere Beifpiele auffinden laſſen. Selbit die Königsfronen 
und die Grafenfronen find urfprünglich nichts anderes als nur 
etwas Eoftbarere Kränze gewejen. 

Das gewöhnliche Amtszeichen der Bürgermeifter und der an: 
deren eriten Stabtbeamten war jedoch der Stab, welder in vielen 
Städten beim Amtsantritt feierlich überreicht zu werben pflegte 
(8. 453). Und fo waren denn auch in Köln die Bürgermeifter: 
ftäbe, welche den Bürgermeiftern vorgetragen wurden, nichts ande: 
res als folche Amtsftäbe, ohne daß man dabei an die römifchen 
fasces noh, wie Eunen will, an bie Ruthen der Weinröder zu 
genten braucht 71), 

In Baſel hatten die Häupter der Stadt auch noch ein ſehr 
großes Gefolge, welches theild zu ihren Dienſten bereit fein 
und ihnen daher nachgehen, theild als ein Ehrengeleit ihren 
Hofſtaat bilden ſollte. Jeder Bürgermeilter und Ammeifter Hatte 
nämlich mehrere Rathsknechte, Wacdhlmeifter und Söldner um fidh, 
welche feiner Dienfte warten und ibm daher nachgehen und fein 
ftetes Gefolge bilden jollten. An Sonn» und Feiertagen aber foll« 
ten auch die alten unb neuen Meifter und die Rathsherren einer 
Zunft, an welcher gerade die Reihe war, in ihrem Gefolge jein 
und daher eine Art von Hofjtaat um fie und ihr Ehrengeleit bil: 
den. Auch die alten Bürgermeifter und die alten Ammeifter hatten 
noch ein ſolches Ehrengeleit. Und auch die Oberftzunftmeifter ein 
aus einem Rathsknecht und aus zwei Wachtmeiſtern beftehenbes 
Dienftgefolge 72). 


71) Ennen, Geld. IL, 611. 

72) Verordnung von 1885 bei Ochs, il, 288. Berorbnung von 1410 bei 
Ochs, II, 76 u. 77. „Item jo follen dem Bürgermeifter warten 
„und nachgon zwey Rathsknechte und ber halbe Theil der Söldner, 
„welche dann je in ber Stadt find, und zwey Wachtmeifter von ber 
„Stadt wegen Auch jollen bem Ammanmeifter warten und 
„nochgohn der Oberſtrathoknecht, bie halben Söldner, welche dann je 
„in ber Stadt find, und der halbe Theil der Wachtmeiſter von ber 
„Stadt wegen; und bazu alle Sonntage und Feyertage von einer 
„Zunft, an bie es dann von Orbnung nad fällt, neue und alte Mei⸗ 
„ſter und Rathsherren berjelben Zunft, und alle Amtleute bes Gerichts 
‚und andre bie Aemter von den Räthen haben. Einem alten Amman⸗ 
„meifter follen“ u. f. w. 
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Auch ſollten, wenn der Oberſtzunftmeiſter oder ſeine Frau 
ſtarb, alle neuen Zunftmeiſter und die Sechſer aller Zünfte mit 
Wachskerzen zur Leiche gehen und auf dieſe Weiſe dem Haupte 
aller Zünfte die letzte Ehre erweiſen 72). 
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$. 455. 


Die Erhaltung und Handhabung des Friedens in der Stabt- 
mark gehörte,. wie wir gefehen, zu ben ftädtiichen Angelegenheiten 
(8. 431), und daher auch die Entſcheidung aller die Stadtmark und 
deren Benutung betreffenden Streitigkeiten unter ben Marfgenoflen, 
dann die Aburtheilung der Markfrevel -und der unbebeutenden 
Häntel, Raufereien und Schlägereien, wie dieſes auch in den alten 
großen Marken und in den Dorfmarken der Fall war’). Diefe 
Marfgerichtsbarkeit, welche von der grundherrlichen Gerichtsbarkeit 
eben jo verichieden war wie von der öffentlihen, wurde urfprüng- 
lich, wie in den Dorfmarken ?), von der Gemeinde felbft in den 
Gemeindeverfjammlungen oder in ihrem Namen entweder von dem 
Bürgermeilter und Stadtrath oder von einem eigenen Stadtmark⸗ 
gerichte ausgeübt. So erkannte in Magdeburg ber Stabtrath 
im Burding über das unrichtige Maß und Gewicht, über Speije: 
und andere Käufe, und über die übrigen Markt: und Markange⸗ 
legenheiten. Und diejes Burding war von dem Gerichte des Burg- 
grafen eben fo verjchieven wie von jenem des Schultheiß ($. 63 
u. 445). In Scligenftadt wurden die Meinen Händel und 
Schuldſachen, die Feld: und Markfrevel, und die Bolizeifrevel bis 
ins 16. Sahrhundert theils von dem Heimburger oder Burgermei- 
fter theils in dem alten Heimgercde, welches auch Burgerbing ges 
nannt worden ijt, abgeurtheilt. Und dieſe Gerichtsbarkeit des Bur- 
germeiſters und Burgerdings beftand daſelbſt neben dem landes- 
herrlichen und berrichaftlichen Wogteigeriht und Schultheißen⸗ 


78) Natbsorbnung von 1488 bei Dche, III, 588. - 
1) Meine Bel. der Markenverfaffung; p. 309 ff. Meine Geſch. ber 
Dorfverf. II, 115 ff. 
3) Meine Geſch. der Dorfverf. II, 128 ff. 
17 * 
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gericht 2). Auch in Goldberg wurden bie Stabtmarlangelegen- 
beiten in dem von dem Vogtding unabhängigen Burgerding von 
dem Stabtrath oder vor ver Gemeinde ſelbſt verhandelt und ent- 
ſchieden )y. In Hameln hatte der Burmefter oder Burgermeifter 
namens des Stadtraths und der Bürgerfchaft über Lohnſtreitigkeiten, 
über Heuer und über das Halten von Febervieh, dann über Bau- 
und Zaunftreitigkeiten und über andere bürgerliche Streitigkeiten, 
über welche die Stadtgemeinde gewillfüret und fich vereiniget Hatte, 
zu entſcheiden (burmester eorum auctoritate et ex parte 
consulum et burgensium habebit judicare per omne pre- 
tium deservitum, quod vocatur meinasne vel hure, et super 
animalia pennata et‘super vestes abluendas et super loca 
sepium, et super quelibet edificia, item pro juribus ci- 
vilibus et arbitriis inter se, que hactenus habuit civitas). 
Außerdem hatte aber der Etabtrath felbft noch über Heine Händel 
und Zänkereien und über andere unbedeutende Streitigkeiten, welche 
nicht vor die Öffentlichen Gerichte gehörten zu erkennen: (consu- 
les judicare habent de turpibus et contumeliosis verbis, et 
emendas et juramenta et orveidte (Urphede) super talia delicta 
possunt admittere et accipere sine delicto judicii)®). In 
Medebach hatte der Stabtrath über unbedeutende Diebftähle, über 
faliches Maß und Gewicht, über Befigitörungen und über Befiß: 
ftreitigfetten zu enticheiden. Und auch diefe Gerihtöbartet beſtand 
neben jener des Vogtes und des herrſchaftlichen Beamten (villicus 
oder judex) ®). In Breslau ſollte der Stadtrath und nicht der 
erbliche Vogt über Weideftreitigfeiten (super utilitatibus de pas- 
cuis pecorum provenientibus) und über Bauftreitigfeiten entſchei⸗ 
ben (in edificationibus et constructionibus, que dicti consules 
et cives fecerunt) ?, Auh in Schweidnik und Ratibor 


8) Arg. Stadtordnung von 1527 bei Steiner, Seligeuflabt, p. 370 u. 
871. Grimm, I, 509 unb oben $. 69. 

4) Url. von 1825 $. 6 in T. u. St. p. 511. 

5) Etadtrecht von 1277 bei Pufendorf, II, 267. Ohne allen Grund hält 
jedoh Pufendorf den Burmeller für einen von dem BUCBEmENNT ver: 
ſchiedenen Beamten 

6) Stadtrecht ron 1165 $. 18, 20 u. 28 bei Seiberk, II, 75 

7) Urk. von 1806 bei T. u. St. p. 479. 
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u a. m. hatte nicht der Vogt, ſondern der Stadtrath über das un⸗ 
richtige Maß und Gewicht, über den Verkauf von Eßwaaren (de 
omnibus vescendis rebus), über die Beihädigung der Etabtthore, 
der Stabtgraben, der Prüden u. dergl. m. (über die „Unfuge an 
„Toren, an Öruden und an anderen Dingen, bie ber Stat zcu 
„boren”), dann über die nicht gehörige Unterhaltung der Brüden 
und Wege, unb Über bie Zuwiberhandlungen gegen das Verbot ber 
Epiele, gegen die Straßenpolizet und über andere Polizelübertres 
tungen und über unbedeutende Schlägereien, bei denen fein Blut 
floß zu entſcheiden 9). Eben fo hatte in der Reichsſtadt Leut⸗ 
kirch der Stadtrath, und nicht der Landvogt, über die von ben 
Bürgern begangenen Marffrevel und über die Stadtmarfitreitig: 
feiten zu erfennen®). Auch in Büren follte der Stabtrath bie 
Bau⸗ und Girenzitreitigfeiten und bie wegen Straßen Etörung ent: 
ftandenen Streitigkeiten entjcheiben. (Item si civis concivem edi- 
ficando vel sepiendo turbaverit. Vicini si possint componant, 
si non. consulibus referatur conponendum. Et si aliquis com- 
munem stratam edificando turbaverit. judicis est cum consu- 
libus judicare). Eben fo die Hinfichtlich der Victualienpolizei ent- 
ftandenen Streitigkeiten. (Item si aliquis pistando vel aliis que 
ad escam vel potum pertinent excesserit. consules judicabunt). 
Auch über die unbebeutenden Schlägereien hatte der Etadtrath zu 
eriennen. Wenn aber ein Glied verlett worden war, fo gehörte 
bie Entſcheidung vor ben Öffentlichen Richter, weil darin ein Fried: 
bruch lag. (Item omnis effusio sanguinis facta sine accumine 
armorum quam non sequitur lesio membri consulum est judi- 
care. Si sequitur lesio membri judex judicabit) 10). In der 


— — — — — — — 


8) Schöffenbrief von 1298, 6.9—14 u. 22. Handfeſte von 1328 8. 59, 
21—24 u. 88 bei T. u. St. p 421 u. 520. vergl. oben 6. 438. 

9) Vertrag von 1512 bei Mojer, reichsſt. Handb. IL, 96 u. 97. — „was 
„auch derſelben — Bürger zu Holg und Velde, in iren grunden und 
„boden, als in obgemelten gezürgkh, gegen einander verhawen, übers 
„varen, überzünen, ober in ander Weg Ubernieffung thun, darum follen 
„fe von einem Landvogt nit geftraffet noch gebüeſt werben, fonder 
„jollen und mögen bie von Leutkirch mit Straff gegen inen, als ben 

jren jelbii handlen.“ 

10) Stadtrecht von Büren aus 14. sec. bei Wigand, Archiv, III, 8, p. 80. 
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Stadt Weſel hatte der Bürgermeifter und nicht der öffentliche 
Nichter über das ftreitige Maß und Gewicht, über unbeveutende 
Händel u. dergl. m. zu erfennen. (Jurgia, defectum mensurandi 
et pistrandi magister civium judicabit) 14), Und in Eoesfeld 
hatte der Stadtrath die Feldmarkpolizei und die Brüden- und 
Wegpolizei unter ſich und die Enticheidung der darüber entitande- 
nen Streitigkeiten ($. 68). 

In anderen Städten lag die Gerichtsbarkeit in den Ange 
legenheiten ber Stadtmart nicht in den Händen des Stabtrathe. 
Sie wurde vielmehr von eigenen Stadtmarkgerichten beforgt, 
in manchen Stäbten noch von den alten Heimburgegerichten, 
3. B. in der Reichsſtadt Mühlhaufen, wo die Feld- und Marl: 
frevel von den Heimburgen mit den Bürgern und von dem Flur⸗ 
ſchützen abgeurtheilt zu werden pflegten 12). In anderen Städten 
follten, wie in den Dörfern, jedes Jahr Rügegerichte gehalten 
und darin die Markfrevel (die Frevel an dem gemeinen Nuben) 
gerügt und abgeurtheilt werden 12). In Eßlingen beftand zu 
dem Ende. ein eigenes Feldgericht !4) und in der Stadt Roten- 
burg am Nedar ein Erndte- und Herbitding zur Regulirung 
und Aburtheilung ber Angelegenheiten der Erndte und der Wein- 
leſe 15). In Ulm hatten die Einunger mit der Feldpolizei auch 
die Teldgerichtsbarfeit zu beforgen. Daher ftanden auch die ges 


11) Privilegien von 1277 8. 28 bei Wigand, Ardiv, IV, 411.° 

12) Grasshof, p. 28, 106, 107 u. 249—252. 

.18) Kaiſerrecht, II, 56. 

14) Jäger, Mag. V, 88 u. 288. 

15) Ungebrudte Ordnung der Herrichaft Hohenberg von 1541, art.2.p.41u.42. 
„Herpft vnnd Erndt-Ordnung wie die järli verfhund werben follen. 
„Zum annbern wiewol ain herr zu Hohemberg ye vnnd albegen bie 
„obrigkait vnnd berrliglait gebebt, wann feine amptleut vmb hermbfts 
„ober Ernndes Zeiten vermaindt not zu fein ain gepott zuthuen, haben 
„ſy dem jchulthaiffen auffgelegt offenntlihen ain Rathaws in 
„dere von Rotemburg beyfein zuberueffen vnnd bey zehen phunndt 
„baller ftraff zugepieten, das niemannds fein traid noch wein abjchneis 
„ben, leſen noch ablaffen fol, on erlaubnus, vnnd fo yemanndbe das 
„vbertretten, beiten bie ambtleutt ſolch jtrafigelt eingebogen.“ Ber 
berrichaftlihe Amtmann hatte bemnad die Gemeinde zu berufen. vergl. 
noch oben $. 400 u. 486. 
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Ihwornen Eſchaien und bie Stabthirten unter ihnen !%9. Sur den 
Torjtädten von Soejt und von Köln beforgten die Burrichter 
und in den Vorftädten vou Bafel die Vorfteher der Gefellichaften 
die Angelegenheiten der Stadtmark ($. 201 u. 202). 

In der Stadt Bafel endlih wurden die Marfangelegenhei- 
ten und die Marffrevel und die Marfitreitigfeiten von einem eige- 
nen Gerichte beforgt und entſchieden, welches das Geſcheid ge: 
nannt worden ift, weil e8 auf die Scheidung der Zelder zu wachen 
und die darüber entftandenen Streitigkeiten zu entjcheiven hatte 17). 
Es gab in Bafel drei ſolcher Gefcheide, das große und 
zwei kleine. Das große Gejcheid gehörte urfprünglic dem Bi- 
ſchof 28), jpäter dem jedesmaligen Domprobft, d. h. der Domprobit 
hatte den vorfigenden Richter, den fogenannten Gefheidsmeier, 
die Bannwarte und Hirten, zu ernennen. Der Meter mußte 
ein in Bafel jeßhafter Bürger fein. Die Urtheilsfinder hießen bie 
Scheidleute. Unter dem Meier ftanden die Bannwarte, d.h. 
die Auffeher über den Bann, gewiffermaßen die Poltzeidiener des 
Geſcheids, und die Hirten!N. Eiries der Eleinen Geſcheide 
gehörte uriprünglich ebenfalls dem Bifchof 2%), fpäter aber dem 
Probit zu St. Alban. Es erſtreckte fich nicht weiter als bie Lehen- 
güter Des Klofters 21). Diefe beiven Gerichte (das große Geſcheid 
und das Fleine Gejcheid zu Et. Alban) waren urjprünglich offenbar 
geundherrliche Markgerichte, das große Geſcheid ein grundberrliches 
Marfgericht der alten Stabt vor den NRingmauern, und das Feine 
Geſcheid ein grundherrliches Marfgericht des Klojters St. Alban, 


16) Jäger, Um, p. 611. 

17) Alte Verorbnung bei Ochs, V, 70. „Das Geſcheid ſoll allenthalben, fo 
„weit Zwing und Bann ber Stabt Bafel gehet und begreift, von einem 
„Rhein bis an ben andern, e8 feyen Reben, oder Aeder, Matten, Holz, 
„Feld, Wuhr, Weide und alle was das Gefcheib begreift, und mit 
„Geſcheid entſchieden werben joll und barin gehört, verwalten.“ vergl. 
noch p. 61 u. 68—70. Meine Geh. der Dorforf. IL, 188. 

18) Heusler, p. 28, 

19) Ode, V, 61 u. 62. Bajel im 14. Jahrhundert, p. 3867. Heusler, 
Verfaſſungsgeſch. von ae p. 91 u. 92. 

20) Heusler, p. 28. 

21) Ochs, V, 61. Not. u. 62. Bafel im 14. Jahrh. p. 862 u. 867. 
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der ſpäteren Vorſtadt St. Alban. Daher hieß auch der Vorſtand 
des Geſcheids, als urſprünglich grundherrlicher Beamte, Meier 
($. 22). Außer dieſen beiden Geſcheiden gab es aber auch noch 
ein zweites kleines Geſcheid, welches der Zunft ber Rebleute 
gehört hat, oder wenigftens von biefer Zunft in Aufpruch genom- 
men worden iſt 22). Wenn die Nebleute wirklich ein folches &e- 
richt altbergebracht haben follten, fo Tann es nur in eimer alten 
MWeinbergs Markgenoſſenſchaft feinen Grund haben, deren 
e8 auch in anderen Theilen Deutjchlants gegeben hat ?2). jenes 
Gericht wurde jedoh der Zunft der Rebleute ftreitig gemacht. 
Außer den erwähnten Gefcheiden hat e8 auch in Kleinbaſel noch 
ein ‚eigenes Geſcheid gegeben, welches Hensler mit Unrecht für eine 
Fortſetzung des über das ftädtifche Baumelen geſetzten Yünfergerich: 
tes halt. Denn auch dieſes Gejcheid hatte Aber den Anbau und 
über die Feldmarkangelegenheiten zu entjcheiden („die Fünf jo über 
„das veld und den bann minven Bafel gefeget fint — die Fünfe 
„jo über die buwe und underſchidunge an dem velde gejeßet fint”), 
während jenes Fünfergericht das ſtädtiſche Bauweſen unter fich 
hatte 2%). Beide Gerichte hatten demnach nichts weiter mit ein- 
ander gemein, als daß das Eine und das Andere aus fünf Nic} 
tern bejtand. Alle diefe Gefcheide wurden fpäterhin zu einem Ein- 
zigen vereiniget. Es fam nämlich unter Bermittelung des Stadt: 
raths im Jahre 1469 folgender Vergleih zu Stand: „Beyde Ge 
„ſcheide jollen ein Gefcheid jeyn, und nur das Gefcheid zu St. Als 
„ban das Meine Gefcheid heißen. Der Meyer des Domprobites joll 
„10 Scheidleute haben, welche dem Domprobſt, dem Rath, und der 
„ganzen Gemeinde der Stadt Bafel einen gelehrten Eid jchwören 
„Jollen. Fünf von diefen Scheidleuten ſollen von der Rebleuten 
„Zunft und fünf von den andern Zünften ſeyn. Für das erite 
„mal wird der Rath die 10 erwählen, welche hernach nebit ihrem 
„Meyer fich ſelber ergänzen werden“ 25). Erſt im Jahre 1491 
wurde jedoch das Geſcheid von der Stadt felbjt erworben, unb 


22) Ochs, V, 62. Baſel im Id. Jahrh. p. 862 u. 867. 

23) Meine Geſch. der Dorforf. J, 26—27. 

24) Url. von 1406 u. 1440 bei Heusler, p. 868. vergl. $. 200. 

25) Ochs, V, 63. Mebercinfunft von 1469 in Rechtsquellen von Baſel, 
I, 192 ff. 
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dann erft ein ſtädtiſches Gericht. Daher wurden nun auch der 
Meier und bie Schiebleute (jcheiblute) und die Bannmarten von 
dem Stabtrath ernannt ?e). Schon früher muß jedoch das Ge⸗ 
ſcheid unter der Dberaufficht des Rathes geftanden haben. Tenn 
ber Rath machte Verordnungen über das Gceichetd 2?) und übte in 
ftreitigen Fällen, wie wir gefehen, ein Bermitilungsamt aus. Nach 
wie vor blieb jebod; das Geſcheid ein Stabtmarkyeriht. Denn 
feine Hauptaufgabe blieb die Beforgung der Angelegenheiten ber 
ftädtifchen Almende. Daher follten noch nad der Rathsordnung 
von 1491 die Meier, die Scheidleute und die Bannmarten bem 
Stadtrat) [hwören: „der ftett ir almeinden, oud) bes gejcheibs 
„gut ze halten und ze hanthabei. — — der ganzen gmeinen 
„ſtatt Bafel ire almeinden, ouch dem ganzen bann fo wit 
„der begrift ir gerechtigkeit zu behalten, das geſcheid mit feiner zu⸗ 
„gehord getrumlich ze hanthaben und ze verwalten” — zwing 
„und benn mit ſampt der allmeinden und aller ftat herrliche 
„SHeit, jo wyt das begrift und zu der felben ftatt zugehörende iſt, 
„getruvolich und uffrechtlih an holz veld aderen matten gar: 
„ten reben wunn und weide ze behutende, — Damit der 
„Natt ir allmeinden unbekümbert pliben“ — 2%). Solcher Ge⸗ 
ſcheide gab es Übrigens auch noch in anderen Theilen der Schweiz 
und am Oberrhein. Und fie hatten fammt und ſonders bie Grenz- 
untergänge und die Enticheidung der Markſtreitigkeiten zum Ge: 
genftand, 3. B. in Thiengen bei Freiburg im Breisgau, („und jol 
„do richten umb Geſcheid mit den Hubern, dofelbs auch umb 
„Undergang oder Mißbuwen es ſy in Adern Reben Feld oder 
„Matten”) 29), und in Wolfswiler in Frankreich im Departement 
bes Oberrheing 20). 

Wie in Bafel fo war auch in Paderborn das Stadtmark⸗ 
gericht (das Burgericht, das Burrichte oter die Bureinige) urfprüng- 


26) Ochs, V, 65. — von Baſel, I, 217—221. 

27) Ochs, V, 68 ff. 

28) Rathsorbnung von 1491 — Rechtsquellen, I, 217, 218, 220 u. 221. 
vgl. Uebereinkunft von 1469, eod. p. 198. 

29) Hobel von Thiengen $. 6 bei Burdyardt, die Hofrödel von Tinghöfen 
Bajelifcher Sotteshäufer und Anderer am Ober⸗Rhein, p. 34 u. 120, 

80) Rodel von Wolfswiler $. 14 bei Burckhardt, p. 84. 
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lich ein grundherrliches Gericht, welches von dem Grundherren 
zu Lehen gegeben worden war. Denn nach dem Ausſpruch von 
1299 ſollte das durch den Tod des letzten Beſitzers, des Advokaten 
Rudolf von Geſeke, erledigte Burrichte nach Dienſtmannenrecht bes 
Paderbornſchen Stiftes an den Biſchof zurückfallen und von dem 
Hofe Enenhus aus verwaltet werden. Erſt im Jahre 1327 wurde 
das Burgericht mit der Gerichtsbarkeit bis zu 5 Solidi von der 
Stadt erworben und ſeitdem erſt ein ſtädtiſches Gericht 21). 

Die nicht felten in den Städten wie auf dem Lande vorlom: 
menden Burgerichte find nämlich, wie die Dorfgerichte doppelter 
Art geweien 32), was von Möäfer 2), von Gaupp?e), von 
Shaumann?), von Wigand?e), von Walter?”), von 
Stenzel?®) u. a. m. überfehen worden if. Auch werben bie 
Burgerichte meiftentheils, offenbar irriger Weiſe, für Unterrichter 
und Stellvertreter der Burggrafen oder für Bürgerrichter ober 
Burgrichter gehalten. Die Burgerichte find vielmehr, wie wir ge: 
jehen, in jenen Städten, in welchen wie 3. B. in Köln und Soeſt 
ganze Dorfichaften mit der Stabt vereiniget worden find, mit ber 
Stadt vereinigte Dorfmarkgerichte, feit ber Vereinigung alſo Stabt: 
marfgerichte, oder wie in Paderborn grundherrliche Gerichte ge: 
weien. Ein ſolches grundherrliches Dorfgericht war 3. 3. das zum 
Raberdinchof im Kirchfpiele Raesfeld gehörige Burgericht 2%). Eben 
ſo das Yuergericht (buerrichte) von Holthufen, welches der Stabt 
Coesfeld verkauft worden ift 4%), dann das Burgericht bei Mep- 
pen®!) u. a. m. Auch das Burgericht (burrichte) zu Osnabrüd 


81) Die Urk. von 1299 u. 1827 bei Wigand, Archiv, II, 1, p. 60. a 
oben $. 68. 

82) Meine Gef. ber Dorfurf. II, 120—128. 

88) Dsnabr. Geſch. III, 74. Rot. i. 

84) Deutſche Stäbtegründung, p. 58. 

85) Geſchichte des Nieberfächfiichen Volks, p. 592. 

86) Femgericht, p. 118 ff. 

87) Rechtsgeſch. $. 279. 

88) Taſchoppe u. Stengel, Urfj. p- 224296, 

89) Urk. von 1259 bei Kindlinger, Hörigkeit, p. 283. cum civili jure, 
quod vulgariter burgerichte dicitur, eidem curie attinente. — 

40) Urk. von 1878 bei Rieſert, Münfter. Urkb. I, 2 p. 491. 

41) Diepenbrod, p. 720 u. 728. Deine Geſch. ber Fronh. IV, 99 u. 100. 
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war urſprünglich ein ſolches grundherrliches, dem Biſchof gehöriges 
Bericht. Denn der Bifchof durfte den Burrichter ernennen und ihn 
auch feines Amtes wieder entfeßen und über das Gericht felbjt nad 
Willfür verfügen. Auch verkuufte derfelbe im Jahre 1225 die 
Hälfte diefes Gerichtes an die Stadt. Das Gericht kann demnach 
fein Stabtmarkgericht geweien fein 2%), Es war vielmehr ein 
grundherrliches Stadtgericht, welches damals erſt zur Hälfte von 
der Stabt erworben worben if. Eben jo ift das Burgericht 
(burghericht) in Herfort urfprünglich ein von dem Erzbiſchof in 
Köln erworbenes grundherrlihes Gericht geweien, deſſen Vorſteher 
ein Burrichter war®). Zu feiner Zuftändigkeit gehörten bie 
täglichen kleinen Händel und Streitigleiten *). 

In den meiften Städten find jedoch die eigenen Stadtmark⸗ 
gerichte frühe ſchon verſchwunden, indem feit der Bildung eines 
Stabtrathes die Markgerichtsharkeit an den Stabtrath übergegan- 
gen, und fodann die alten Mark- und Markgerichtsvorfteher (die 
Heimburger, Burrichter, Bauermeifter u. a. m.) zu bloßen Boten 
herabgefunten find ($. 145). Aber auch die Markgerichtsbarteit 
des Stadtrathes felbft hat fich Frühe fchon wieder verloren, ſeitdem 
von den Städten felbft eigene Stabtgerichte errichtet und an dieſe 
auch die Markftreitigleiten verwiefen worden find. Seitdem näm- 
lich die Städte bie Öffentliche Gerichtsbarkeit und in den grundherr- 
lichen und gemifchten Städten auch die grundherrliche Gerichtäbar- 
feit erworben und fodann in einem einzigen Stabtgerichte bie ger 
jammte niebere Gerichtsbarkeit, alſo die öffentliche, grumbherrlidhe . 





42) Urk. von 1225 bei Möfer, III, 275. medietatem judicii nostri quod 
burrichte vulgariter dieitur in universitatem civium —. Das 
Seit wird auch judicium nostrum civile civitatis Osna- 
burgensis genannt. Es war alſo ein grundherrliches Stadtgericht. 
Vrgl. noch Urk. von 1226 bei Möfer, III, 280. super venditione me- 
dietatis judicii civitatis, und Möfer, p. 71 fi. 

48) Rechtobuch von Herford aus 14. sec. bei Wigand, Archiv, II, 1, 
p- 31 u. 82. j 

44) Rechtsbuch bei Wigand, p. 28. „Hir is of burgherichte bar van 
„richte men be ſake be deghelikes vallet. alze vmme fchuld. vmme 
„gheld. vm Bord. vmme hus hure. vmme lonede. vmme kopenſchap. 
„vude vmme ollerhande ſchuldinghe be deghelikes vallet.“ 
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und Stadtmark-⸗Gerichtsbarkeit vereiniget hatten, ſeitdem war ben 
Stabträthen in erſter Inſtanz keine Gerichtsbarkeit, alſo auch keine 
Marfgerichtsbarkeit mehr geblieben. Auch verſchwanden ſeitdem in 
jenen Städten, in welchen fih bis dahin noch eigene Markgerichte 
erhalten hatten, mit ben Sffentlichen und grumbherrlihden Gerichten 
auch die Stabtmarkgerichte, und die alten Vorfteher ber Markge⸗ 
richte ſanken auch dort zu bloßen Gerihtsboten herab. Dies fcheint 
insbefondere in Soeſt und in Herfort der Fall geweſen zu fein. 
In den fpäteren Stabtrechten wird nämlich der Burrichter gar nicht 
mehr erwähnt. Die ihnen nach dem Stadtrechte von 1120 $. 37 
zuftehende Kompetenz ift nach ber alten Schrae (art. 99 u. 104) 
auf den Stabtrath übergegangen. Die Beilimmungen bes Stabt- 
rechtes von 1120 8. 61 u. 62 find aber in beiden Schraen gänz- 
lich mit Stillſchweigen übergangen ($. 201). An die Stelle der 
Burrichter find dagegen Fronboten getreten, welche den Vollzug 
ber gefprochenen Urtheile zu bejorgen und in Abwefenheit des Rich: 
ters deſſen Stelle zu vertreten hatten, und daher auch Unterrich— 
tere, Erbrichtere, Erbfrohnen, Erecutionsrichtere, 
Pfandridtere u. |. w. genannt worden find *). Eben fo 
ſcheint in Herfort das Amt des Burrichters mit dem Amte eines 
Fronboten vereiniget worden, oder vielmehr das Amt des Burrich⸗ 
ters zu einem Fronbotenamt herabgefunfen zu fein, wie biefes dfters 
auch in den Dorfichaften der Fall war #5). Denn nad) einer Ur: 
funde von 1226 hatte der Fronbot ober Pedell diejelbe Kompetenz, 
wie nad dem SHerforter Rechtsbuch der Burrichter 2%). In den 
meiften Städten find jedoch die alten Stadtmarkvorſteher gänzlich, 
jelbjt dem Namen nach, verſchwunden. 

In vielen landesherrlihen Städten ift jeboch bie Gerichts: 
barkeit fpäterhin den Städten wieber entzogen und ſodann aud) 
bie Stadtmarkgerichtsbarkeit mit dem landesherrlichen Gerichte ver: 
einiget worden, 3. B. in Seligenftabt im Anfang des 16. Jahr: 
hunderts #7), 


448) Emminghaus, p. 82 ff., 160 ff. u. 486 ff. ed, p. 127. 

45) Meine Geſch. der Dorforf. IL, 62. 

46) Urt. von 1226 bei Kinblinger, Hör. p. 265. Alias de causis quo- 
tidienis, que geruntur coram bedello civitatis, sex ipsi 
tantum denarii vadiantur. 

47) Stabtorbnung von 1527 bei Steiner, Seligenftadt, p. 870 u. 871. 
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$. 456. 


Das Verfahren bei biefen Stabtmarfgerichten war, fo 
lange fie überhaupt noch eriftirten, das bei allen. altgermantichen 
Gerichten gewöhnliche Verfahren. Das Gericht jollte regelmäßig 
jedes Jahr ein, zwei, drei oder vier Mal, und im Nothfalle 
noch Öfter gehalten werben. Im Rotenburg am Nedar follte 
jedes Sahr, wie wir gejehen, ein Erndteding und ein Herbſtding 
gehalten werben. Anderwärts follten die Stadtmarkgenoſſen drei 
Mal im Jahre zufammen kommen („taz ein iglich ftat fal dri 
„werbe in dem tare zu houffe komen mit allen den Iuten, bie in 
„der flat wonen“)). In Mühlbaufen vier Mal im Sabre 
(„vnde der mali fal he viere fibe bin deme halbin iare. eine zu 
„iente walpurge tage. vnde eine in bir phinkiftwochen an beme 
„mantage. vnde eine an fente iohannis tage zu mittefumere vnde 
„eine an fente iacovis tage”) 2). Und bei handhafter That follte 
daſelbſt das Gericht auch noch außerorbentlicher Weiſe unmittelbar 
nach der That berufen werden. Auch jollten die Stadtmarfgerichte 
öffentlich, urjprünglih unter freiem Himmel gehalten werben, 
3. B. in Mühlhaufen unter der Sanct Kilians Linde. („Di male 
„tal man zu rechte fige vndir fente kilianiſ linden“)2). Später 
erft wurden auch fte, wie die anderen Gerichte, in geichloflene 
Räume, 3. B. in Rotenburg am Nedar im 16. Jahrhundert, wie 
wir gefehen, in das Rathhaus, verlegt. Ein eigentlihes Vorver⸗ 
fahren hatte in der Regel nicht ſtatt. Wenn jeboch ein auf ber 
That ertappter Frevler fi der Pfandung widerſetzte, fo durfte 
man ihm nachfolgen, ihn verhaften und vor Gericht bringen, z. B. 
in Müplhaufen („is abir daz di man daz phant wil were fo fulin 
„fu ime nachvolge mit mi aldin herzechine. Bigriphin fu un dan 
„damite. fo fulen fu un wure vur den hemburgen bie fal dan nach 
„mi richteri jende*) 4). Geſtand er den Frevel vor Gericht ein, fo 
wurde er wie Einer ber einen Raub begangen beftraft („jo fuln 
„ſu uf un dan clage einin roib den he un royhlichi intphurt heit“). 





1) Kaiſerrecht, II, 56. 

2) Stadtrecht aus 18. sec. bei Grasshof, p. 249. 
8) Grasshof, p. 249. 

4) Grasshof, p. 249—260. 
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Leugnete er aber, fo durfte er fich Iosichwören. („Lokinit he iz 
„abir zu merftin fo mac be mit fin einis hant ba wure woll 
„Iwere uf din heligen“) 5). Hatte jemand bei Nacht Korn geſtoh⸗ 
len, jo durfte ihm mit dem Geſchrei nachgeeilt werben („fo ſal be 
„umt volge mit gejchrege biz an di ſtad da be diſ forn hine wurit”). 
‚ Geftand er vor Gericht ein, fo wurbe über ihn wie über einen 
Dieb gerichtet. Leugnete er aber, jo durfte er ſich auch in dieſem 
Falle losſchwören („bilennit be izwan daz man ubir un fal richte 
„alfe ubir einin diep. lokinit he iz abir dan fo mac he wolt mit 
„auif einin bant da wure fte uf din heligen iz he ein givrait 
„man*)Y%. Wenn jemand beichulbiget warb feinen Nachbarn 
überfchnitten zu haben, jo durfte er fich ebenfalls auf den Heiligen 
fosihwören. Allein auch der Kläger durfte ihn mit Eibhelfern 
und mit einer rechten Kundſchaft überführen („mac be iſ un abir 
„ubir zuige mit finen gevorin ebir mit einir rechten kuntſchaf fuebir 
„de habi mac’). Endlich follten auch Neifende, weldye bas 
Gaftrecht mißbraucht und, nachdem ſie ihren Pferden das nöthige 
Futter gefchnitten, auch noch Korn aufgeladen und weggeführt hat: 
ten, wie Straßenräuber mit dem Gejchrei verfolgt und verhaftet 
werden („min jal ume nach volge mit gefchreige alfe eimi rechten 
„ſtrazin ronbere*) 9). Tier Verbaftete ſollte mit auf den Nüden 
gebundenen Händen und das entwenbete Korn auf dem Rücken 
vor Gericht geführt und bafelbft als Räuber gerichtet werben. 
(„Bigriphit man un dan unbe biwalbigit un ba mite ſo fal man 
„umi daz korn uf bi rude binde vnde fal un vur gerichte wure 
„alfe einin rechten roybere vnde fal ubir um richte — Sua ein 
„diep bigriphin wirt vnde vme die heinde hinder bie rucke gebunbin 
„werdin vnde bi buibe daruf“) 9). Die Parteien wurden auf Be: 
fehl des Heimburgen von dem Flurihüten vorgeladen. Das Zei: 
hen zur Sitzung gab aber die Glode 1%). . In den herrichaftlichen 


5) Grasshof, p. 250. 

6) Grasshof, p. 250. 

7) Grasshof, p. 281. 2 

8) Grasshof, p. 251. vergl. Meine Einleitung zur Geld. der Mark: :c. 
Verfaſſung, p. 166. 

9) Grasshof, p. 251 u. 252. 

10) Grasshof, p. 249. 
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Städten hatte jedoch der herrichaftliche Beamte die Markgemeinde 
zu berufen, 3. B. in Rotenburg am Nedar, wie wir gejehen, der 
herrſchaftliche Amtmann. Die Verhandlung felbft war jehr einfach. 
Denn fie geſchah mündlich ohne alle Schrift. Und dieſes einfache 
Berfahren hatte urfprünglich, wie bei den alten Dorfgerichten, fo 
offenbar auch bet allen alten Stabtmarfgerichten ftatt. Der Grund 
aber, warım wir fo wenige Beftimmungen barüber finden, liegt 


in dem frühen Verſchwinden dieſer Gerichte felbft. Seit der Ver⸗ 


minderung und feit den allmähligen Berichwinden des Ackerbaus 
und ber alten Feld- und Viehwirtbichaft in den Städten verloren 
nämlich jene Gerichte ihre alte Bedeutung. Und es traten fobann 
ben neuen Aebürfniffen entfprechendere Stabtgerichte an ihre Stelle, 
und an bie Stelle der von den Städten erworbenen öffentlichen und 
grimbherrlichen Gerichte. 








VI Die Grundherrſchaft in den Stadtmarken. 


g. 457. 


Eine Grundherrſchaft hat es begreiflicher Weile nur in den 
grundberrlihen Städten und in den gemijchten gegeben, und zwar 
nur einen Grundherrn in den grundherrlichen Städten, in den ge: 
milchten Städten aber mehrere Grundherren neben einander und 
neben diefen öfter auch noch andere vollfreie Grundbefiter, welche 
ihren Grund und Boden felbit bauten. 

Die in den Städten liegenden Grundherrſchaften waren ur: 
ſprünglich öfters jchr groß. So in Köln die Beſitzungen des Ge 
jhlechtes der Saphirn, das Erbe ober der Saphirs- Thurn oder 
auch der Saphirs:Hof genannt. Eben jo der dem Rittergejchlechte 
ber Cämmerer gehörige Hof u. a. mn. Dann die Burghäufer in 
Iſerlon in Weitfalen u. a. m.?). In Baſel die ausgedehnten Bes 
fißungen des Leonhardftiftes, des Peterſtiftes und des Albanftiftes 
und vieler dienſtmänniſcher und bürgerlicher Gefchlechter 2). Ju 
Frankfurt der Johanniterhof, der Tronhof oder Probfteihof u. a. 
m.2). In Sadjenhaufen ein Hof, zu welchem ein Baumgarten, 
zwei Hufen Feld und ein großer Thiergarten gehört hatt). In 
Frankenthal hatten die Känmerer von Worms (die Dalberge) fo 
großen Grundbeſitz, daß fie darauf zwei Klöfter anlegen und ge 
hörig dotiren konnten ®), Diefe ftädtiichen Grundherrſchaften wur: 


1) Meine Einleitung, p. 25 u. 84. 

2) Arnold, Geſch. des Eigenthums in den D. Städten, p. 20, 28 u. 24. 
8) Battonn, II, 80, 157. | 

4) Urk. von 1345 bei Böhmer, p. 598. 

5) Born, Wormfer Chronik, ed. Arnold, p. 51. „welcher (fümmerer) all 
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ben urjprünglich in derſelben Weife, wie die Grundherrichaften auf 
dem Lande, theils von dem Fronhofe aus, theils von hofhoͤrigen 
oder auch freien Colonen bewirthichafte. Seit dem 12. und 13. 
Jahrhundert wurben fie jedoch meiftentheils gegen einen jährlichen 
Zins als Wohnungen oder als Bauplätze, oder als Kaufladen, 
Sewerbs:Hallen, Buben, Stände, Gaben, Tiihe oder Gewerbs⸗ 
Bänke auf Türzere oder längere Zeit, großentheils zu Erbrecht, 
verliehen. Auf diefe Weile wurden denn bie früher jehr ausge: 
dehnten Beſitzungen der Grunbherren in immer Kleinere Thetle als 
Wohnungen, Bau- und Gewerbspläße zerlegt, und gingen ſodann 
in freies zinspflichtige8 Erbe ober auch in freies Eigenthum über, 
3. B. in Baſel, Köln, in Frankfurt a M.’) u. a. m. 

Auch die Landesherrn und die Kailer ſelbſt Fonnten Grund: 
herren einer Stadt jein oder, wenn ſie auch nicht die Grundherren 
ber ganzen Stadt waren, doch Grundbeſitz in ber Stabt haben. 
Sn vielen Landjtäbten waren die Landesheren zugleih Grund: 
herren der Stadt. Außer der öffentlichen Gewalt gehörte ihnen 
daher auch noch die Grundherrihaft in der Stadt und in der 
Stabtmarf. In anderen Landftäbten, in ben fogenannten ge: 
miſchten in Ihrem Zerritorium liegenden Städten, hatten fie aber 
einen mehr oder weniger ausgedehnten Grundbeſitz. Grundherren 
ber ganzen Stadt waren 3.2. die Erzbiihäfe von Köln in Mede⸗ 
bay, die Bilchöfe von Münfter und Paderborn in den Städten 
Münfter und Paderborn, die Aebte von Seligenjtadt und Weißen: 
burg in den gleichnamigen Städten, bie Herzoge von Zäringen in 
Freiburg und die Pfalzgrafen bei Rhein in der Stadt Weinheim. 
Sn anderen Landitädten hatten die Landesherrn zwar nicht bie 
Grundherrſchaft über die ganze Stadt, wohl aber hoch einen Fron⸗ 
hof oder ein Palatium mit einem mehr oder weniger ausgedehnten 
Beſitzthum in der Stadt, 3. B. bie Grafen von Tirol in Botzen, 
bie Erzbifchöfe von Köln in Soeft u. a. m. In Boten beftanden 





„ein bab und gut, das fehr groß war, gegeben bat zur erbauung 
„zweier Plöfter Fein und groß Frankenthal, auf fein grund und boden.“ 
— Noch viele Beifpiele oben $. 120, 

6) Arnold, p. 34-59. Matheis Claſen, Schreinspraris, p. 50— 81. 
Derfelbe, das edele Cöllen, p. 10—21, 

7) Battonne, örtl. Beſchr. von Sranffurt, I, 80. 

v. Maurer, Städteverfajjung. IIL 18 
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noch im 14. Jahrhundert drei verfchiebene Grundherrſchaften neben 
einander, neben ber Tanbesfürftlihden Grundherrſchaft noch zwei 
andere Herrichaften ®). Auch in den Bifchofsftähten, welche faft 
alle Iandesherrliche Städte, meiſtentheils aber freie ober gemifchte, 
d. h. nicht grundherrliche Städte gewefen find, pflegten die Bifchäfe 
wenigftens einen Fronhof oder ein Palatium mit den dazu gehörigen 
Ländereien zu bejiten ($. 22). In ben reichsgrundherrlichen 
Städten endli waren die Kaiſer jelbft die Grundherren, 3. B. in 
Frankfurt, Nürnberg, Ulm, Zürih u. a. m. ($. 23, 70, 146 u. 
225). Aber auch in den übrigen Neichsftäbten konnten bie Kaiſer 
einen Fronhof (einen Königshof oder Reichshof) befiken. Und 
dann waren fle natürlich die Herren dieſes Tronhofes mit allen 
einem Sronhofherren zuftehenden Nechten, wie dieſes 3.2. in Worms, 
Speier, Magdeburg u. a. m. ($. 22) und auch in Regensburg 
urfprüngli der Fall war, indem die Kaifer auch dort einen fehr 
großen Hofraum bejeflen haben 9). 


Grundherrliche Rechte und Keiftungen. 


$. 458. 


Die Rechte der Grundherren waren in den Stäbten 
bicfelben wie auf dem Lande. Das Eigentbum am Grund und 
Boden, auch in ber ungetheilten Stadtmark, gehörte dem Grund: 
herrn, 3. B. in Selz, Münfter, Weißenburg, Freiburg, Dürkheim, 
Ulm, Zürih u. a. m. (23 u. 52 ff). Die Grundherren durften 
daher, natürlih unbeſchadet der Rechte der Stabtmarkgemeinde, 
frei über den Grund und Boden der gemeinen Mark verfügen. 
Sie durften darauf bauen, 3. B. die Pfalggrafen bei Rhein in ber 
grundherrlichen Stadt Weinheim !). Sie durften insbefondere auch 
Straßen und Marktplätze auf ihrem Grund und Boden in der 


8) Oberbairifches Archiv, VIII, 186. 

9) Ur. von 1000 bei Hund, metrop. Salisburg. IH, 2. — curtiferum 
5 perticarum in longitudine et in latitudine 4 perticarum, habens 
viam, aditumque unius perticae ad legitima strate, cum exitibus 
et reditibus. — 

1) Urk. von 1264 bei Guden, II, 149. Palatinus potest ibi edificare 
licite, quidquid volet. 
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Stadt anlegen und darauf Gewerbsbuden und Bänke, Schrannen 
u. dergl. m. errichten, und fuͤr deren Benutzung einen Zins oder 
eine andere Abgabe erheben (F. 191 u. 225). Auch Bannmühlen, 
Bannbadhäufer u. dergl. m. durften fie und pflegten fie anzulegen, 
3. B. in Winterberg 2). Beräußern durften fie jedoch den Grund 
und Boden der gemeinen Mark nicht, wenigitens nicht allein ohne 
Zuziehung der Stadtgemeinde. Aber auch dieſe durfte nicht allein 
ohne Zuftimmung der Grundherren über die Subftanz der gemeinen 
Mark verfügen ($. 225). Eben jo durfte nur mit ihrer Zuſtim⸗ 
“ mung bie gemeine Mark gerovet und auch das Weiderecht und das 
Maftungsreht nur mit ihrer oder des grunbherrlichen Beamten 
Erlaubnis ausgeübt werden ($. 381 u. 382). Dieſelben Rechte 
nun wie die übrigen Grundherren hatten auch die Deutichen Koͤ⸗ 
nige und Kaiſer in den reichögrundherrlichen Städten. Sie waren 
in den reichshörigen und reichSgrundherrlichen Städten die Reichs⸗ 
hof⸗ und Neichsgrundherren. Sie konnten daher, wie jeber andere 
Hof- oder Grundherr über jene Stäbte verfügen, fie verpfänden 
ober auch gänzlich veräußern, wie biefes auch bereits feit bem 11. 
Sahrhundert öfters gejchehen tft (6. 28). Reichsgrundherrlich, 
wenigitens reichsmarkgrundherrlich waren aber urjprünglich nicht 
bloß die in den Sondergrumbbeflg der Könige übergegangenen 
Städte, (die civitates indominicatae des Königs), ſondern auch 
noch viele Grafſchaftsſtädte (civitates de comitatibus), in welchen 
fih von niemand in Beſitz genommene Ländereien vorfanden, alſo 
jeldft freie Königsftäbte, fintemal die Markgrundherrſchaft bes Kd- 
nigs fi) urfprünglicy über alle von niemand Anderem in Bett 
genommenen Ländereien erftrect hat ?). Dieſes änderte fich jedoch 
fett der Entftehung einer Landeshoheit. Denn e8 gingen ſeitdem 
nicht bloß die friiher dem König zuftehenden marfgrundherrlichen 
Nechte auf die neuen Landesherrn über, fondern e8 nahmen nun 
auch die dem Deutſchen König und dem Reiche gebliebenen Terri- 
torien die Natur von Reihshberrichaften an). Daher wurden 


2) Stadtrecht von 1831 bei Walch, VI, 2867 f. 

8) Meine Einleitung zur Geld. ber Mark: ꝛe. Vrf. p. 105—107, 112— 
116 u. 122—124. Weine Geſch. der Marfenverfaffung, p. 217— 219. 
vergl. oben $. 28, 117, 118 u. 146. j 

4) Meine Geich. ber Zronböfe, II, 487. 

18 * 
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nun auch im den reichsunmittelbar gebliebenen freien Städten 
dem König und dem Reiche eine Oberherrlichleit (ein dominium 
imperi oder ein dominium imperiale) beigelegt, 3. B. in Bern 
und in Lübeck, über welche der König und das Neich ein chen jo 
freies Verfügungsrecht hatten, wie über die reichsgrunbherrlichen 
Städte 5), wiewohl auch jetzt noch dic freien Königsitädte von den 
reihsgrundherrlichen Städten wejentlich verjchteden waren. Allein 
auch dieſes änderte fich wieder, ſeitdem fich, wie wir fogleich fehen 
werben, ein neuer Unterſchied zwiſchen ben freien und ten gemeinen 
Reichsſtädten gebildet hatte. 
Wie andere Hof: oder Grundherren fo hatten auch bie in 
einer Stadtmark angefelfenen Hof: oder Grundherren ein Recht 
auf bie Hof= und grundherrlichen Dienste und Leiftungen. 
Der Biihof von Worms, welcher in dem Städtchen Weilburg in 
ber Grafihaft Nafjau einen Fronhof (curia) mit börigen Leuten 
beſaß, hatte ein Necht auf das Beſthaupt und auf andere grunb: 
herrliche Leiftungen (jus, quod vocatur huberecht, buweteil, 
bestewahtmal) und, wenn er’ dahin kam, ein Recht auf die Be- 
herbergung. (si episcopus venerit —, homines pro sua possibili- 
tate servient ad solutionem expensarum suarum)®), Der Bi: 
Ihof von Straßburg befaß in Straßburg außer der bifchäflichen 
Pfalz auch noch einen Stabelhof. Und feine bofhörigen Leute 
waren ihm befthaupt= oder fallpflichtig, und außerdem noch einen 
grundherrlichen Zoll, einen Bannmwein, das Bernbrod und nod 
andere Leiftungen ſchuldig ). In Baſel hatte der Biſchof in der 
alten Stadt außer dem Rechte auf einen Hofzins (den Martinszins) 
auch noch ein Necht auf Fronen. Denn jedes Haus follte für bie 
Erndte einen Schnitter (einen ronfchnitter „oder Achtichnitter) 


5) Berner Handfeſte von 1218, 8. 1, 2, 8 u. 5. Lüb. Urk. von 1226 
in Lüb. Urkb. I, 46. — civitas Lubicensis libera semper sit, uide- 
licet specialis civitas et locus imperii et ad dominium imperiale 
specialiter pertinens. vergl. $. 461. 

6) Urf. von 1195 bei Schannat, ep. Worm. II, 88 u. 89. vergl. Meine 
Geſch. der Fronhöfe, IV, 856 ff. 

7) Urt. von 1119 bei Schoepflin, I, 198. Stadtrecht, c. 55, 90, 94 u. 
96 bei Grandidier, II, 78. und oben 8. 22. 
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ſtellen 9). In Augsburg hatten noch nach dem Stadtrechte von 
1276 viele geiftliche und weltliche Grundherren eigene Leute, freie 
Zinsleute und Lehensleute, welche ihnen zins: und beithauptpflichtig 
waren ?). Eben fo hatten in Negensburg fieben geiftliche Stifter . 
eigene und zinspflichtige Leute 1%). In Wien waren das Schotten: 
kloſter und viele andere getitliche und weltliche Grundherren anfäßig. 
Ste hatten ein Recht auf Dienfte und Zinfe, auf fogenannte 
Grundrechte in den Vorſtädten und in der Stadt felbjt. Allein 
ſchon im Jahre 1360 follten diefe Grundrechte abgelöjt werben 1). 
In Worms befaßen außer dem Bifchof auch noch viele Stifter und 
Klöfter, dann mehrere vollfreie Leute ihre Fronländereien und er: 
hoben von ihren’ hörigen Hinterfaffen ein Beithaupt, von ben freien 
Inhabern folcher Ländereien aber einen Grundzins in Gelb ober 
in Wachs oder in Kapaunen u. dergl. m.12). Auch in Wefel 
fommen noch im 13. Jahrhundert Wachszinfige vor, welche altar- 
hörig und befthauptpflichtig waren 12). ben fo findet man auch) 
in Speier, in Augsburg, in Ulm, in Weißenburg, in Müniter, in 
Seligenftadbt u.a. m. noch wachszinſige und dienfthörige, befthaupt: 
pflichtige und heergewebepflichtige hörige und ſogar leibeigene Leute 
($. 23 u. 108). Dieſe hörigen und grundherrlichen Leitungen 
waren meiftentheil® althergebraht. Sie wurden aber zuweilen 
auch noch willfürlich gefteigert. So wurde 3. B. in Etraßburg 
der Bannmwein von ben Bilchöfen aus Sewinnfucht (odiosa questus 


8) Wadernagel, das Bilhofsreht von Bafel aus 18. Jahrh. p. 20. „alle 
„die boveftete zinfent dem biſchof ze Eaint Martins mis, Die ganze 
„boveflat —. Duch erteilet man dem bijchove von iecliheme hus ber 
„burger ein adtjuiter. — Swer aug ben achtjeiter nüt git, der büezet 
„drin phunt.“ Meine Geld. der Fronhöfe, III, 289. 

9) Stabtr. bei Freyberg, p. 110 u. 111. und bei Waldh, $. 831 u.: 382. 

10) Stabtr. bei Freyberg, V, 56. 

11) Urk. von 1360, 1425 u. 1488 bei Hormayr, Wien, I, 2. Urt. p. 98 
u. 99. und I, 5. Urk. p. 34 bis 86. * | 

12) Urt. von 1180 bei Schannat, II, 892. unb Urf. von 1249, 1252, 
1266 u. 1278 bei Frey und Remling, Urk. von Otterberg, p. 68, 78, 
116 u. 185. vergl. oben $. 22, 

18) Privilegien von 1277, c. 20 bei Wigand, Archiv, IV, 411. Cerocen- 
suales infra civitatem ecclesiis suis, si moriantur, unum 
melius vestimentum. — 
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diligencia) fo fehr geitetgert, daß berjelbe zu einer ſehr drückenden 
Abgabe, zu einem tyrannifchen Joch wurbe (jugum Argentinensi- 
bus civibus inique et quasi quadam tyrannide aliquando im- 
positum). Aus diefem Grunde ift bafelbft im Sabre 1119 der 
Bannwein von dem Kaiſer mit Zuftimmung des Bilchofs und 
vieler Reichsfürften auf die Dauer von ſechs Wochen beichränft 
worden 138). 

Wie in anderen Grunbberrihaften fo durften auch in den 
reichsgrundherrlichen Städten die reichshörigen Leute nicht in bie 
Fremde heirathen, 3. B. in Kaiferslautern 19), Eben jo galt auch 
in Hagenau, in Frankfurt, Bern u.a. m. urjprüngfich der Heiraths⸗ 
zwang und das Butellen 15). Und der Nachlaß der ohne Kinder 
geftorbenen Neichsleute fiel wenigftens theilweile an das Reich, 
3. B. in Kaiſerslautern 19). 

Nachdem aber die Hörigkeit und bie Leibeigenſchaft abgefchafft 
worden war, blieben doch in vielen Stäbten bie früher grundherr- 
lihen Gefälle als Grundzinſe (als Wortzinfe, Wortgelder, Orbeten 
u. |. w.), in mandyen Stäbten fogar bis auf unfere Tage ($. 104 
u. 105). 

Zu den grundherrlichen Rechten gehörte insbejondere auch 
das Necht der Hof= oder Grundherren eine Bete (petitio ober 
precaria) oder eine Steuer von den hörigen Hinterfaflen erheben 
zu dürfen, wie. auf dem Lande fo auch in den Städten. So hatte 
ber Biihof von Worms im Stäbtchen Weilburg das Recht eine 
nicht unbebeutende Bete von feinen börigen Leuten zu erheben 1%). 


188) Urt. von 1119 bei Schoepflin, I, 193 f. vergl. oben $. 22. 

14) Grimm, I, 775. „Item wanı bes riches man ober frauwe fidh ges 
„malben welle zu eines andern bern Tuben, ba mag daz rich aber fine 
„amptlude penen uber fegen unbe bußen, wie hoch fie wellen.“ 

15) Stadtrecht von Hagenau von 1257 bei Schoepflin, I, 421. und Gaupp, 
I, 104. presenti edicto duximus statnuendum, ne aliquis civium 
filiam vel neptem aut consanguineam sive viduam seu relictam 
alicuius slicui tradere in uxorem per nos aliquatenus compellatur 
u. |. w. Jene Rechte wurben erſt durch biefes Edict abgeichafft. vergl. 
oben $. 102. 

16) Grimm, I, 774. 

168) Urk. von 1195 bei Schannat, II, 88. recognovit ei quod habeat 
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Daffelbe Recht hatten in Frankfurt die daſelbſt angefeflenen Edel⸗ 
leute und Ritter 17). In Glatz, Habelſchwerdt, Wuͤnſchelburg und 
Lande waren die daſelbſt angeſeſſenen Edelleute berechtiget ihre 
in jenen Weichbildern anfäßigen Hinterfaflen zu bejtenern. Da fie 
jedoch dieſes Necht misbrauchten und ihre Hinterjaflen mit Steuern 
und anderen Auffäßen zu bedrücken nicht aufhörten, fo nahm fich 
bie Öffentliche Gewalt (Kaifer Karl IV) der Bebrüdten gegen bie 
Edelleute an8). Und dieſelben Nechte- hatten auch die Deutſchen 
Könige und Kaifer in den reihsgrimbherrlichen Städten. In allen 
Städten, in welchen fie einen Königshof oder Neihshof mit reichs⸗ 
grundherrlihen Ländereien bejaßen, pflegten auch fie die grund: 
herrlihen Dienfte und Leiftungen von ben reihshörigen Zins: und 
Dienftleuten zu erheben 19). Und zu biefen Rechten gehörte denn 
auch die Erhebung einer Bete (petitio) oder einer Neichsftener 
(precaris imperii oder steura), 3. B. in Frankfurt 20), in Nürn- 
berg ?2'), in Pfullendorf 22) und in Hagenau, wo dieſe Bete jähr: 
lich nicht mehr als 150 Pfund, — vielleicht auch nur 50 
Pfund betragen ſollte 2°). 


petitionem sicut habuerunt beatae memoriae episcopi — in in- 
feriori officio L maldria tritici Limpurgensis mensurae, et in su- 
periori ofücio LX maldra siliginie et XL maldra avenac. vergl. 
Meine Geh. ber Fronhöfe, ILL, 881 ff. 

17) Stadtrecht von 1297 $. 28 in Wetteravia, p. 255. si aliquis nobilis 
wel miles habet sub se et sua jurisdictione aliquos homines et 
vult imponere super ipsos aliquam precariam —. 


18) Privilegienbuch ber Grafſchaft Glatz bei Tzſchoppe und Stenzel, p. 572. 


Not. 

19) Meine Geſch. ber Fronh. II, 436443. 

20) don Fichard, Entflehung von Frankfurt, p. 151. 

21) Privileg. von 1219 $. 10. 

. 22) Arg. Urk. von 1220 bei Hugo, eeichsſtädte, p. 841. 

28) Urk. von 1255 bei Schoepflin, I, 412. ut nomine precarie annis 
singulis nonnisi centum et quinquaginta libras — persolvant. 
Urf. von 1257 u. 1262 bei Schoepflin, I, 421 u. 441. In ber letzten 
Urkunde beißt es nonnisi certum quinquaginte libras. Es ſcheint 
jedoch, daß auch bier centum ftatt certum gelejen werden muß, 
indem auch dieſe Urkunde, wie jene von 1257, nur eine Beflätigung 
ber früheren von 1255 enthält (solvere teneantur, prout in alio 
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$. 459. 


Ein weiteres Recht der Grundherren war das Necht auf bie 
Huldigung, auf die fogenannte Erbhuldigung. So mußten 
3. B. bie Bürger von Selz, da die Start In der Grundherrſchaft 
ber Abtei Selz lag, jebem neuen Abte huldigen. („die ftat zu Eelfe 
„it uffe dez closters eigen zu Selfe, und die burgere von 
„Selfe von rechte Huldent einme Abbete von Selfe, fo er 
„nuwes erwelet wirt“) 1). Eben fo die Bürger von erben 
dem Probſte des dortigen Klojters. (quod opidani jus fideli- 
tatis sue sive homagium, quod proprie Hulde dicitur, 
preposito facient et prestabunt) 2). Die Bürger und Rathmanne 
von Brakel den Rittern von Brafel?). Die Bürger von Bregenz 
mußten ihren Grundherrn fchwören, „uns und unfer erben für ir 
„recht erbli herren ze halten und uns truw fin” 9%. Auch in 
Bafel follten die zinspflichtigen Bürger noch bis ins 16. Sahr: 
hundert ihrem Lehens: oder Zinsherrn huldigen. („dem zinßherren 
„darumb Huldigung ze thun fehuldig — huldigen musten, bein 
„lehenhern trüwe und holdt ze fin”) 6). In den reichSgrundherr: 
lichen Städten mußten daher die Bürger dem Kaiſer und dem Reid) 
huldigen. 

Wie andere Hof: oder Grundherren fo hatten auch die in 
den Städten angefefienen Hof: oder Grundherren cin Recht auf 
bie Fronhof- oder grundherrliche Gerichtsbarkeit in der 
Stadt. So hatte der Abt von Selz die Fronhofgerichtsbarkett in 
ber Stabt Selz. Und die Bilchöfe von Straßburg und von Dre 
men hatten die herrſchaftliche Gerichtsbarkeit über ihre hoͤrigen 
Hinterfaflen in jenen Etäbten. Eben fo die Abte St. Ulrich in 
Augsburg, die Abtei St. Alban und das St. Leonharbftift in 
Bafel, die Abteien St. Bantaleon und St. Sereon und bie Probftei 
St. Severin u. a. m. in Köln, bie Abtei Frauenmünfter und bie 





privilegio), alfo nichts neues einführen follte vergl. Meine Geld. 
ber Fronhöfe, III, 405—408. 
1) Stimm, 1, 759. 
2) Urt. von 1819 bei Kindlinger, Hör. p. 872. 
8) Ur. von 1822 bei Wigand, Archiv, V, 169. 
4) Stabdtfreiheit von Bregenz von 1409 $. 6 u. 7 bei Mone, XVII. 882. 
5) Verorbnung von 1527 in Rechtsquellen von Bafel, I, 871 u. 872. 
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Probftei zum Großmünfter in Zürich, dann die verſchiedenen Grund: 
herren in Köln, Münfter, Brakel, Speter, Worms, Frankfurt, 
Bamberg, Zürich, Nürnberg, Wien, Walblappel u. a. m. ($. 22, 
24, 25, 89, 53 u. 121), der herrichaftliche Villicus oder Richter in 
Medebach %). Und wenn auswärtige Grundherren fein eigenes 
Fronhofgericht in der Stadt hatten, fo mußten ihre in der Stabt 
wohnenben hörigen Leute das auswärtige Hofgericht befuchen, 3. B. 
in der Stadt Chur?) Denn die hörigen Leute mußten allzeit 
beim Srundberren und beim grumdherrlichen Gerichte belangt wer: 
ben, wie biefes im Stadtrecht von Augsburg ausbrüdlich vorge: 
Ichrieben war 8), fintemal die öffentlichen Beamten und Gerichte 
fih in der Negel nicht in die grundherrlichen Angelegenheiten und 
in die grundherrliche Gerichtsbarkeit mifchen ſollten ®a). 

Auch die Stabtmarfgerichte waren in manchen Stäbten, wie 
wir geſehen, grunbherrliche Gerichte, 3. B. das Geſcheid in Baſel 
und die Burgerihte in Paderborn, in Osnabrüd u.a.m. Später: 
hin wurden aber auch biefe Gerichte von den Städten erworben 
und fodann jelbft ſtädtiſche Gerichte ($. 455). 

Die grundberrlichen Beamten hatten übrigens auch in den 
Städten nicht bloß die herrichaftliche Gerichtsbarkeit zu beforgen, 
jondern auch noch die grundherrlihen Gefälle zu erheben und an 
bie herrichaftliche Kaffe abzuliefern, 3. B. in Mebebad) 9), in Frank⸗ 
furt 10). | 

Wie andere Grunbherren jo hatten natürlicher Weiſe auch 
bie ſtädtiſchen Srunpherren ihre grundherrlihen Beamten 
zu ernennen, und zwar nicht bloß bie oberen herrichaftlichen 
Beamten, fondern meiftentheils auch die Schöffen, die Gerichtshoten 


6) Stadtrecht von 1165, $. 8 u. 19 bei Seiberg, UI, 1. p. 73. 

7) Stimm, I, 184. 

8) Stadtredt, 8. 83 bei Wald, IV, 110. — „wer hinz einem bienfiman 
„er fi eins Herren ober eines Gozhaus, oder hinz eines Mannes Huber 
„icht ze fprechen hat, da ſoll man dem Herren deß erften um Plagen.“ 

88) Augsburger Stabtreht $. 386 bei Wal, IV, 825. Bei Freyberg 
fehlt diefe Stelle. vergl. unten $. 580. 

9) Stadtrecht von 1165, $. 11. Censum, quem ille — annuatim solvit 
ad frone. 

10) Stadtrecht von 1297, $. 28. 
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oder Büttel und die hörigen Handwerker 3.8. in Selz u.a. m.!l), 
im manchen Städten fogar bie Stabträthe. Der Stabtrath pflegte 
zwar auch in ben grundherrlihen Städten eine genofienjchaftliche 
von der Stabtmarkgemeinde gewählte Behörde zu fein. Da jedoch 
auch der Grundherr bei den ftäbtiihen Wahlen intereffirt war, fo 
mußte er zur Wahl beigezogen oder ihm wenigftens die bereits 
vorgenommene Wahl zur Genehmigung oder zur Zuftimmung vor: 
gelegt werben. Das Erfte geſchah in Weißenburg. Der Abt follte 
bafelbft zur Wahl eingeladen werben und, wenn er ausgeblieben 
und auch fein Stellvertreter jtatt Seiner erfchienen war, die Bürger: 
[haft ganz freies Wahlrecht haben 12). Anderwärts hatten fich bie 
Grundherren das Recht der Zuftimmung vorbehalten. Es mußte 
ihnen baher bie bereits vollzgogene Wahl zur Betätigung vorgelegt 
werben. Und dieſes Necht der Zuftimmung und der Beftätigung 
iſt ſodann Öfters, wie wir gefehen, zu einem Recht ben Stabtrath 
zu ernennen, ausgedehnt worden ($.154 u. 155). In allen grund: 
herrlichen Städten hatten aber bie grundherrlichen Beamten Zutritt 
zum Stabtrath, meiftentheil® fogar den VBorfik im Rath. Denn 
fie flanden an der Spite der Gemeinveverwaltung und ber Ge: 
meinde felbft, 3.8. in Ulm, Eßlingen, Reutlingen, Rucern, Winter: 
thur, Insbruck, Coesfeld, Haltern, Winterberg, in den fchleftfchen 
Städten u. a. m. ($. 66-68 u. 145 ff.). Je freier und felbftän- 
biger indeffen die Städte wurden, deſto mehr fuchten fle auch die 
berrichaftlichen Beamten aus dem Stadtrath zu verdrängen und 
diefe durch ftäbtijche von ber Gemeinde ſelbſt erwählte Beamte zu 
erfeßen. So findet man in ber Stabt Münfter noch im Jahre 
1387 einen grundherrlichen Beamten, den Herrichaftsrichter, an ber 
Spite des Stabtraths 12), im Jahre 1390 aber bereits einen 
Bürgermeifter ohne den herrfchaftlichen Beamten 1%). 


11) Srimm, I, 763 8. 88—85. und oben $. 261. 

12) Grimm, I, 765. ipsumque (abbatem) cives requirant, ut per se 
vel interpositam personam hujusmodi consulum ordinationi, si 
velit, intersit. Quod si facere recusaverit idem abbas, prenoteli 
cives sub fide praestiti juramenti, statuendi ct eligendi eosdem 
consules liberam habeant facultatem. — 

13) Ur. von 1887 bei Wilfens, p. 154. Hinricus jadex — aliique 
Mon. civitatis consules et cives, 
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6. 460. 


Die Grundherren waren übrigens Feine unumjchränfte Herren 
in ber Stadt und in ber Stadtmark. Bon den gemilchten Städten 
verfteht fich diefes von felbft, da in ihnen mehrere Grundherren 
neben einander und neben dieſen After auch noch vollfreie Grund 
befiber wohnten. Aber auch in den grundherrlidhen Städten waren 
die Grundherren in der Ausübung ihrer Nechte vielfach beſchränkt, 
durch die Rechte der gejammten Bürgerjchaft und des Stabtraths 
ebenfowohl wie durch die Nechte ber einzelnen Bürger. Die Bürger 
ſchaft beftand nämlich in den grundherrlichen Städten aus den in 
Grund und Boden angefeflenen Hinterfafen des Grunbherren. 
Die Hinterfaffen waren demnach die Stadtmarkgenoffen, der Grund: 
herr felbft aber war, wie in den alten großen Marken, ver Oberfte 
Märker!). So war in Weißenburg der Abt von Weißenburg 
ber Grundherr und der Märkermeifter (dominus et magister) in 
der Stabt und in ter Stabtmark 2), Und wie in Weißenburg fo 
it gewiß auch in anderen grundherrlichen Städten der Grundherr 
urfprünglich zu gleicher Zeit auch der Obermärker gewejen. ALS 
Oberſter Märker und Grundherr Hatte er nun bie Rechte und 
Borrechte eines jeden anderen Oberften Märkers und Grundherrn, 
welche er insgemein durch feinen HKerrichaftlichen Beamten ausüben 
ließ. So hatte 3. 3. in Kaub, wo die Pfalzgrafen bei Rhein 
bie Grundherren und daher auch bie Obermärfer in der Stabtmarf. 
waren, der berrichaftliche Burggraf das Gebot in allen Marlange- 
legenheiten, hinfichtlih der Holznutzung und Weide ebenſowohl wie 
hinſichtlich der Weinlefe („Wyngartleſen“), hinſichtlich des feilen 

Kaufs u. |. w. Er wußte jeboch bei Ausübung dieſes Gebotes den 
Stabtratb und. einige in ber’ Stabt angefeflene Burgmanne bei- 
ziehen. („zu ymme nemen fol, jo er die gebotte und eynunge machen 
„und jegen wil, zwe unjer burgmanne, bie jeßhafttg do fin, unb 


14) Url. von 1890 bei Willens, p. 155. „Wy Borgerinestere Schepene 
„vnde Raed der Stadt.” — 
1) Meine Geſch. der Marlenverfaffung, p. 216 ff. 
23) Stimm, I, 765. omnes alie silve — sint communes et almeinde 
vulgari vocabulo, ita quod abbas sit super his magister et 
dominus, 





284 Grundherrliche Rechte 


„unfern rat zu Cube“)2). Seit der Abfchaffung ber Hörigkeit und 
jeit der Erweiterung ber Rechte des Stabtraths gingen jebodh bie 
Rechte des grundherrlichen Obermärkers mehr und mehr auf den 
Stadtrath Über. Daher findet man in fpäteren Zeiten Feine Spur 
mehr von einer Obermärkerihaft in den Stäbten. In ben ge- 
mifchten Städten ift insgemein wohl der Hauptgrunpherr, wenn 
ein folcher vorhanden war, Oberfter Märker gewefen, z. B. in 
Dürkheim der Abt von Limburg. Daher ließ biefer aud in ber 
Stadtmark die Rechte eines Oberften Märkers durch feinen grund: 
- berrlihen Beamten ausüben, bis fich die Stadtmarkgemeinde und 
ber Stadtrath jeit dem 15. Jahrhundert mehr und mehr emancipirt 
haben 9). In ben meiften gemijchten Städten fcheint es jeboch 
feinen Hauptgrundherren gegeben zu haben. Daher hat fich dafelbjt 
eben jo wenig wie in den freien Städten eine ftänbige Obermär: 
ferichaft gebildet. Die Nechte eines Markvorſtandes wurden viel- 
mehr, wie in vielen alten großen Marken, von einer genoſſenſchaft⸗ 
lihen Behörde, d. h. von dem Stabtrath Deforgt®). Und da ber 
Rath jedes Jahr neugewählt werden mußte, fo konnte ſich daſelbſt 
feine ftändige Markuorftandichaft bilden. Jedenfalls wurben aber 
die Rechte eines Dbermärkers in ſpäteren Zeiten allenthalben den 
Srundherren entzogen, und deren Handhabung den Stabträthen 
übertragen. | 
Allein nicht bloß durch den Stabtrath, auch durch die Bürger 
und durch die Bürgerjchaft jelbft wurden die Grundherren mehr 
und mehr in der Ausübung ihrer Rechte beſchränkt. Denn bie 
Bürger hatten auch in den grundherrlichen Städten ein mehr oder 
weniger ausgedehntes Necht auf die Marknugung und das Recht 
über die Marknutzung zu verfügen. Dadurch war nun das Nu 
tzungs⸗ und Verfügungsrecht der Grundherren zwar nicht ganz 
ausgefchloffen, wohl aber ſehr bejchränft worden. So hatte 3. B. 
in Weißenburg der Abt zwar das Recht in ben gemeinen Waldun⸗ 
gen fo viel Holz zu fchlagen, al8 er felbjt für feine Höfe und Kir⸗ 
hen nothwendig hatte). Zu Gunften eines Fremden durfte er 


8) Stadtorbnung von 1894 8. 2, 4—7 bei Mone, XV, 879 f. 

4) Meine Geſch. der Markenverfaffung, p. 216 u. 298806. 

5) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 224—226. 

6) Stimm, 1, 765. sed habeat idem abbas liberam et plenariam fa- 





und Leiftungen. 285 


aber allein und ohne Auziehung des Stadtraths weder über das 
Beholzigungsrecht noch fiber den Genuß der Weide und des Wals 
fer8 verfügen, auch allein feine Verordnungen darüber machen 7). 

Im Laufe der Zeit wurden nun die Nechte der ftäbttichen 
Grundherren mehr und mehr beichränft und zulegt die Hörigfeit 
jelbft, mit ihr aber die Grundlage ber Grundherrſchaft felbft in den 
Städten abgeſchafft. Hellfehende Grundherren fanden e8 ihrem 
eigenen Intereſſe zufagent, die ftäbtifchen Freiheiten zu begünftigen 
und zu vermehren, und jogar die Hoͤrigkeit ſelbſt aus freiem Anz 
trieb abzufchaffen. So erhielt die Stadt Schwaney ihre Freiheit 
und ihre Treiheiten von dem Biſchof von Paberborn und von den 
Rittern von Herfe, welche dafelbjt die Grundherren (domini terrae) 
waren ®). Die Stadt Büren erhielt fie von den Herren von Bü⸗ 
ren ®), Die Stadt Padberg von den Herren von Pabberg 10), bie 
Stadt Diebholz von den Herren von Diebholz 11), die Stabt Ger- 
ben von einem Herren von Swalenberg 12). Auch Hagen in Weft- 
phalen 12), Weſel 219) u. a. m. erhielten auf diefe Weife ihre volle 
Treiheit (plena libertas). In anderen Stäbten fam es zum 
Kampfe mit den Grundherren. Aber auch dort endigte der Kampf 
meiftentheil® mit dev Freiheit der Stadt, z. B. in Brakel ($. 169), 
und wahrjcheinlic im Jahre 1263 auch in Padberg !8). Nach und 
nah ift die Hörigfeit, wie wir gejehen, in allen Städten ver: 
ſchwunden und die Freiheit der Städte wurde zur Regel ($. 23, 


cultstem in ipsis silvis omnia ligna secandi, quibus ad necesss. 
rium curiarım suarum et ecclesiarum structuras et aedificia in- 
digebit. 

7) Stimm, I, 765 u. 766. und oben $. 69, 225 u. 881. 

8) Stadtrecht von 1844 bei Wigend, I, 4, p. 99 fi. 

9) Stadtreht aus 14. sec. bei Wigand, III, 8, p. 29 ff. 

10) Stadtrecht von 1290 bei Seibertz, II, 1, p. 522. 

11) Stadtrecht von 1318 bei Pufendorf, I, 137 fi. - 

12) Urk. von 1819 bei Kindlinger, Hör. p. 869 fi. 

18) Urk. von 1296 bei Wigaud, VII, 166. 

14) Privilegium von 1277 ‘bei Wigand, IV, 408. 

15) Deun es heißt in ber Urk. von 1290 bei Seibertz, I, 1, p. 522. 
quod pater noster et patruus noster Joannis de Patberg pie me- 
morie cum civibus oppidi nostri per tempus dissentionem 
super quibusdam causis habuerint. — 
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103 u. 104). Die Abfchaffung ber Hörigkeit macht aber Epoche in 
der Geſchichte der ſtädtiſchen Verfaflung Denn e8 war nun ber 
alte auf bie Freiheit der Bürger fich beziehende Unterfchieb zwiſchen 
freien und unfreien Städten gänzlich verſchwunden, fintemal num 
alle Stabtbürger und daher auch die Städte felbft frei waren. Die 
Städte wurben nun die Sige einer neuen Freiheit und eines ganz 
neuen Nechtes ($. 104—106). Mit der Unfreiheit und Hörigkeit 
find aber auch die alten Fronhofgerichte verſchwunden, meiftentheils 
3. B. in Bafel, Münfter u. a. m. im 14. Jahrhundert, bin und 
wieder, 3. B. in Bamberg und Schwerte erft im 18. ($. 39, 68, 
121 u. 122), oder die grundherrlichen Beamten ſanken wenigfteng 
zu bloßen berrichaftlichen Nentbeamten und Gefällverwejern herab, 
indem den alten Fronbofbeamten nun nur noch das Einfammeln 
der den Grundherren vorbehaltenen Grunbzinfen und Gilden ges 
blieben ift. Daher erhielten fte nun auch öfters den Titel Schaff⸗ 
ner ober Seller 19), 


Freie Stãdte und gemeine Reichsflädte. 


$. 461. 


Wie in den übrigen Stäbten fo hörtenun auch in den reichs⸗ 
unmittelbar gebliebenen Stäbten der alte Unterſchied zwiſchen freien 
und unfrteien Städten auf. Denn alle reichsunmittelbaren Städte 
waren nun gleich frei. Die Einen eben fo reichsfrei wie die An- 
beren. Daher haben ſich nun bie reichsgrundherrlichen Stäbte mit 
ben reichsfreien Stäbten vermengt und vermiſcht und die Einen 
fih unter ben Anderen verloren, was um fo leichter gejchehen 
fonnte, da die Deutſchen Könige in den Königsftädten zu gleicher 
Zeit Reichsgrundheren unb Inhaber ber öffentlichen Gewalt, alſo 
Landesherrn waren. Seit dem 14. Jahrhindert bat fich jedoch ein 
neuer Unterjhied zwiſchen freien Neichhsftädten und 
gemeinen Reichsſtädten gebilnet. Bereits Elofener und SK- 
nigshofen jprechen von freien Reichsſtaͤdten im Gegenſatze der übri⸗ 


16) Meine Geſch. der Markenverfaſſung, p. 299. Meine Geſch. der Fron- 
höfe, II, 442 und oben 8. 122. 
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‚gen Reichsftädte („es werent frie ftette oder bes riches ober anderre 
„herren 1) in des rviches jtetten und in den frigen ftetten — in 
„rigen und riches Stetten — die von Strosburg XX glefen bie 
„anderen frigen jtette und des riches ftette gobent ouch bem Teyjer 
„vil glefen — es wese fribe ftette oder des Riches oder andere 
herren”) 2). Und auch in den Urkunden werben feit dem 14. Jahr⸗ 
hundert als freie Neichsftäbte genannt Mainz, Worms und 
Speier?), dann Negensburg und Baſel , öfters aud) 
Straßburg und Köln ®) und Freiburg, Straßburg und Bafel®). 
Alle übrigen Neichsitädte, Augsburg, Nürnberg, Frankfurt, Weblar, 
Friedberg, Ulm, Ehlingen, Reutlingen, Rotweil, Memmingen, Lin- 
bau, Kempten, Kaufbeuren, Ißni, Nördlingen, Aalen, Heilbronn, 
Koftnig, Hagenau, SKolmar, Weißenburg, Schlettftabt u. a. m. 
waren gemeine Reichsſtädte 7). Es hat fi demnach feit dem 14. 
Jahrhundert wieder ein Unterſchied zwiſchen freien und anderen 
Reichſtädten gebildet ®), welche man bie gemeinen Neichsftäbte zu 
nennen pflegte. Auch machten bie freien Reichsſtädte gewille Vor⸗ 
rechte geltend, welche den übrigen Neichsftäbten nicht zukamen. Sie 
wollten nicht denjelben Hulvigungseid wie bie gemeinen Reichsſtädte 
leiften. Sie behaupteten reich&bienftfrei und veichäfteuerfrei zu fein. 
Auch wollten fie fi nicht von dem Neich verpfändben oder fonft 
veräußern laffen. Auf dem Reichstage zu Worms im Jahre 1495 
ſaß Köln auf der Bank ver Freiftäbte oben an. Nah Köln ſaßen 
Straßburg, Baſel u. |. w. Der Reichsſtadt Aachen, welche als 
Krönungsftadt den Vorrang vor Köln begehrte, und fich nachher 





1) Elojener zum Sabre 1849, p. 83. 

2) Königshoven, p. 128, 139 u. 296. 

8) Urt. von 1856 bei Lehmann, p. 714 u. 715. Mehrere Urkunden von 
1366 in Regest. Boic. IX, 156 u. 167. 

4) Urk. von 1385 u. 1887 bei Datt, de pace publics, ip. 608. Buns 
besbrief von 1885 u. 1387 bei Lehmann, p. 749 u. 766. Urk. von 
1401 bei Oche, III, 19. 

5) Urf. von 1885, 1495 u. 1541 bei Datt, p. 608 u. 609. 

6) Ur. von 1362 bei Scilter zu Königshoven, p. 888. 

7) Urk von 1385 bei Datt, p. 608. Bunbesbrief von 1887 bei Lehs 
mann, p. 766. 

8) Urk. von 1849 bei Senckenberg, sel. jur. II, 169. — „Burger ber 
„frihen Stett, unfer und bes heiligen Reichs getruwen * — 
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felbft eine freie Stadt nannte, wurde e8 vom Kaiſer verboten, ſich 
eine freie Stadt zu nennen ). Der Rangftreit zwiichen Köln 
und Aachen wurde im Sahre 1541 auf dem Reichstage zu Regens⸗ 
burg’ mit Zuftimmung ber freien Neichsftäbte dahin entichieden, 
daß auf der Rheiniſchen Stadtban? Aachen zwar den Rang nad 
Köln, aber doch vor den ben übrigen freien Neichsftäbten haben 
folle 1%. Auch wurde jener Unterjchied zwiichen freien und gemei: 
nen NReihsftädten von dem Reiche jelbit und von ven Reichsſtänden 
anerfannt. Denn nach dem Vorſchlag der Stände follte im Jahre 
1495 zu dem Reichsregimeunt ein Beiſitzer aus den freien Reichs⸗ 
ſtädten und ein anderer Beiftber aus dei gemeinen. Neiheftädten 
genommen und verordnet werben 11). Worin num aber diefer Un: 
terfchied bejtanden hat und aus welchen Gründen ein folcher Unter: 
ſchied gemacht worden ift, war lauge Zeit, felbft bis auf unſere 
Tage nicht recht Mar. Und da viele Reichsſtädte, um die Vorrechte 
her freien Städte zu genießen, freie Etädte jein wollten, 3. 2. 
Trier noch im 16. Jahrhundert 12), da ferner auf einigen Städte: 
tagen mehrere gemeine Neichsftädte, 3. B. auf dem Stäbtetag zu 
Eplingen im Jahre 1486 die Städte Frankfurt, Hagenau und Kol 
mar auf der Bank der freien Neichsftädte jagen !2), jo war «8 
öfters auch fireitig, welche Städte freie Stäbte und welche gemeine 
Reichsſtädte ſeien. So meinte der berühmte Doctor Bonifacius 
Amerbad in einem im Sahre 1542 erftatteten Gutachten, baß 
außer Bafel, Straßburg, Köln und Regensburg auch Meb eine 
freie Stabt fei, Speier und Worms aber nur gemeine NReichsftädte 
feien. Auch fagt er felbft, daß er an erfahrne Perfonen, bie bis: 
ber viele Reichstage befuchten, gefchrieben hätte, um zu vernehmen, 
was unter Reichs: und freien Städten für ein Unterſchied obmwalte 
und worin beren Freiheit beruhe. Darauf habe man ihm geant- 
wortet, fie trügen beffen auch fein eigentlihes Wiffen, 


9, Müller, Neihstags Theatrum Kaifer Marimilians, I, 492—494. 

10) Datt, p. 609. 

11) Müller, I, 882. 

12) Trier behauptete nach ber Prozeßſchrift von 1577 bei Hontheim, III, 
60. eine „dem heyligen Neid) sine medio herrührende freie Stadt“ zu 
jein. Allein die Vogtei gehörte damals ſchon dem Erzbiſchof. 

13) Lehmann, p. 249, 
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fie däch ten aber, dies feien die freien Städte, die ben freien 
Zug und merum et mixtum imperium, das ift, obere und niebere 
Herrlichkeit, die nicht Taiferlicher Majeftät, noch jemanden anders, 
von des Reichs wegen, jondern allein ihrem gemeinen Nuten ge- 
ihworen, feine Neichsfteuer geben und die auch nicht weiter als zu 
dem Nömerzug bochgemeldter Taiferlichen Majeftät zu dienen ſchul⸗ 
dig feien 79). 

Die Sache felbjt war demnach bereitS im 16. Jahrhundert 
unflar und ift e8 auch ſeitdem bis auf unfere Tage geblieben. 
Siebenkees erklärt noch den Unterfchied zwilchen beiden Städten 
für ein Räthſel aus dem Staatsrecht ver mittleren Zeiten 1%). Es 
haben fich daher die aller ſonderbarſten Anfichten gebildet, welche 
man bei Lehmann (p. 245 u. 246) und bei Häberlin 10) nach— 
lefen Tann. Gemeiner!?) leitet den Vorrang ber Treiftäbte aus 
der römijchen Berfaflung ber. Eben fo Bodmann, der fogar 
meint, daß Mainz zwar eine Freiftabt, nicht aber eine Reichsſtadt 
geweſen jei 1°), was Mainz freilich feit feiner gewaltfamen Unter: 
werfung unter das Erzfiift im Jahre 1462 nicht mehr, wohl aber 
in früheren Zeiten gewefen, und daher, wie wir gefehen, mit ben: 
jelben Rechte wie Speier und Worms u. a. m. eine freie Reichs: 
ftadt genannt worden ift. Selbſt Eichhorn mußte nicht recht 
was er aus den freien Neichsftäbten machen follte %). So wie 
denn auch Arnold die Sache Feineswegs Mar gemacht hat 29). 
Meiner Meinung am naͤchſten kommt Heusler2t), wiewohl aud) 
er mit Arnold die Freiftädte nicht für Reichsſtädte hält, eine An- 
licht, die offenbar unrichtig ift 2°). Die Autoren und viele Urkun- 
den des 14. Jahrhunderts fprechen zwar in ber Negel von freien 
Etädten und unterjcheiden von ihnen die Reichsftäbte. Und bie 


14) Dr. Amerbady8 Gutachten von 1542 bei Ochs, VI, 868-864. 

15) Siebenfees, Materialien zur Nürnberger Geſch., IV, 518. 

16) Reichsgeſchichte, VIII, 282 f. 

17) Ueber den Urfprung der Stabt Regensburg u. aller alten Freiftäbte. 
Regensburg 1817. 

18) Bodmann, I, 1383. 

19) Eichhorn, Staats: und Rechisgeſch. $. 481, III, 306 ff. 

20) Arnold, Verfafjungsgeihichte der Deutfchen Freifläbte, II, 415—430. 

21) Heusler, Vrf. Gef. p. 810—821. 

22) Arnold, I, p. VIII, u. II, 425 u. 426. Heusler, p. 312. 

v. Maurer, Stäbteverfaffung. IIL 19 
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Freiftäbte Negensburg und Bafel erklären fogar felbit, daß fie keine 
Neichsftädte, fondern Freiftädte feien. -So Regensburg „nad: 
„dem wir nit ein Neichsftatt, under ein Breyftadt wären“ 23). Und 
PBafel: „wie doch wir nüt eines Richs Stadt fint“ 2%). Sie nen- 
nen Nürnberg eine Reichsſtadt, aber Feine Freiſtadt 25). Nichts 
deſto weniger waren body auch die Freiftäbte Reichsſtädte. Denn 
Reichsſtädte waren alle Städte, welhe unter feinem Landesherrn, 
vielmehr unmittelbar unter dem Weich ftanden. Daher börten 
Freiburg und Mainz, feit ihrer Unterwerfung unter eine Landes- 
hobeit, auf Freiftäbte zu fein. Die Treiftädte waren dem Reichs— 
oberhaupte, und keinem Landesherrn, unterworfen, und ihm in ge: 
wiſſen Fällen dienftpflichtig und den Huldigungseid fchuldig, da— 
her müflen auch fie Neichsftädte gewefen fein. Sie hatten nur 
gewifle Vorrechte vor den übrigen Neichsftäbten voraus und dem 
Neich gegenüber eine den Neichsfürften ähnliche Stellung. Unter 
dem Reiche ftanden aber auch fie, und wurden auch bereits feit 
dem 14. Jahrhundert zuweilen Reichsjtädte genannt, 3. B. Bafel 
u. a. m. („unfer und des reichs ftat zu Bafel”, — als das andere 
„unfer und des richs frye ftätt getan haben“) 20%), Die übrigen 
Reichsſtädte waren von den Freiltädten nur dadurch unterjchieden, 
daß fte, weil fie der Reichsvogtei unterworfen waren, in größerer 
Abhängigkeit jtanden und größeren Dienjten und Leiftungen unter: 
worfen waren. Sie wurden daher zum Unterſchiede von den Frei— 
ftädten gemeine Stäbte und gemeine NReihsftädte ge- 
nannt 27). Wenn daher Regensburg und Bafel cerflärten, feine 
Reichsſtädte zu fein, jo bieß dies nur fo viel, daß fie feine ge— 
meine Reichsſtädte fein und die Dienfte und Steuern der gemei- 
nen Neichsftäbte nicht leiten wollten. Neichsftäbte waren aber 
dennoch auch ſie. Und feit dem 15. Sahrhundert führten fie auch 
bey Titel freie Reichsſtädte 28). 


23) Urk. von 1459 bei Gemeiner, III, 298. 

24) Urk. von 1401 bei Ochs, III, 19. 

25) Urk. von 1459 bei Gemeiner, III, 299. — „Nürmberg, — bie body 
„fein Freyeftatt, fondern ein Reichsſtatt iſt.“ — 

26) Urf. von 1369 und 1376 bei Heusler, p. 311. 

27) Url. von 1886 u. 1887 bei Lehmannn, p. 756 u. 766. 

28) Heusler, p. 313. 
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Der Unterfchieb der freien Städte von den gemeinen Reichs: 
ftäbten beruht nämlich}, wie biejes bereits in dem Gutachten bes 
Dr. Amerbach angedeutet ift, auf der Unterwärfigfeit unter bie 
Reichsvogtei. Sämmtlihe unter einer Reichsvogtei ftehenden 
Reichsſtädte waren den reichsvogteilichen Dienften und Leiftungen 
unterworfen. Man nannte fie daher gemeine Neichsftädte. Die- 
jenigen Neichsftäbte dagegen, welche unter feiner Reichsvogtei jtan- 
ben, (weil fie entweder dieſe jelbjt wenn auch nur pfandweiſe er: 
worben hatten oder von ber lanbesherrlichen (biſchöflichen) Vogtei 
wieder frei geworben und ohne unter eine Reichsvogtei gekommen 
zu fein, in direkte Verbindung mit dem Reiche gefommen waren), 
waren freie Reichsſtädte. Denn fie waren frei von der Reiche: 
vogtei und daher Feiner Reichsſteuer und feinem anderen ftändigen 
Reichsdienft unterworfen. Um diefes Kar zu machen muß ich jedoch 
etwas weiter in die Geſchichte zurückgreifen. 


§. 462. 


Seit dem 9. bis ins 13. Jahrhundert waren die Deutjchen 
Städte theils Königsftädte theils herrſchaftliche Städte oder Am: 
munitätsftäbte, die Königsftäbte aber theils reichsgrunbherrliche 
Städte (civitates indominicatae) theils reichSfreie Städte oder 
Grafſchaftsſtaͤdte (civitates de comitatibus) ($. 23, 117 u. 150). 
Erſt im 13. Jahrhundert, als unter Friedrich II eine Landeshoheit 
hervorzutreten begann, hörten die meiften Grafjchaftsftädte auf Kö⸗ 
nigsftäbte zu fein. Und es entitand jobann der fpäterhin fo wich: 
tige Unterjchied zwiſchen Reichsflädten und Landſtädten. Bis dahin 
ftanden nämlic), wenigftens der Form und dem Rechte nach, alle 
Städte, welche Feine Immunitätsjtäbte waren, unmittelbar unter 
dem Deutſchen König und wurden daher Königsftädte genannt. 
Nun aber hörten die in einer Erbgrafichaft oder in einem erblichen 
Territorium liegenden Städte auf reichSunmittelbar zu fen. Man 
nannte fie daher landesherrliche Städte oder Landſtädte zum Unter: 
ſchiede von den reihsunmittelbar gebliebenen Königsftäbten, welche 
von nun an Reichsſtädte genannt zu werden pflegten. Bereits 
im Sabre 1226 erhielt Kübel von Friedrich II felbjt den Titel 
civitas et locus imperii 2%), Und aus demfelben Grunde 


29) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. 
19 * 
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wird im Jahre 1218 in der Handfefte von Bern gejagt, daß bie 
Etadt auf dem Grund und Boden des Reiche (in imperii do- 
minio) liege, wiewohl jie eine freie und feine reich8grundherrliche 
Stadt war 2%), Denn e8 follte mit dem Reichsboden nur der Ge: 
genſatz gegen das Ianbesherrliche Territorium ausgedrückt und dem 
König und dem Reich diefelbe Oberherrlichfeit beigelegt werden, 
welche auch die Landesherrn in ben Iandesherrlichen Territorien 
gehabt haben ($. 458). Und daffelbe gilt auch von der Reichsftabt 
Dortmund, welche gleichfalls auf dem Reichsboden (in fundo sacri 
imperii) lag 21). Zu den Neichsftäbten wurden aber außer den 
reihögrundherrlichen Königsjtädten und außer den reichSunmittel- 
bar gebliebenen Grafichaftsftäbten auch noch die Bifchofsftädte und 
die ReichSabtetftädte gerechnet, welche zwar ebenfall® Iandesherrliche 
Städte geworden, wegen ber Verleihung des Blutbanns vom Kaijer 
jelbft aber in einem gewiflen Sinn auch noch reihsunmittelbar ge: 
blieben waren. Allen diefen Städten, auch den Bifchofsitäbten, 
wurden nun, wie ben reichSunmittelbar gebliebenen Herrichaften, 
Reichsvögte und Neichslandvögte vorgefeßt und diefe mit der Aus: 
übung der öffentlihen Gewalt und mit der Bejorgung der reichs— 
grundherrlichen Angelegenheiten beauftragt. 

Die Rechte und DVerbindlichkeiten der Reichſtädte waren an- 
fange jehr verſchieden. Denn ſie find aus jehr verjchtedenartigen 
Beitandtheilen hervorgegangen. Sehr frühe Haben fich jedoch bie 
alten Unterſchiede verloren und jtatt der alten fich neue gebildet. 
Die reihsgrundherrlihen Städte waren nämlich, wie wir gejeben, 
zu grundherrlichen Dienften und Abgaben verbunden ($. 458). 
Ceit der Abſchaffung der Hörigfeit waren fie aber, unbejchabel 
ihrer Dienft- und Nbgabenpflicht, eben jo freie Städte geworden, 
wie die freien Grafichaftsftäbte, mie das Beilpiel von Aachen, 
Frankfurt, Nürnberg, Ulm u. a. m. beweißt. Die alten freien 
Königsftädte (die Grafichaftsftäbte) dagegen waren feine grund: 
herrliche Dienfte und Abgaben, vielmehr nur den alten Könige: 
bienft fchuldig. Ste mußten da, wo es hergebracht war, den alten 
Königszins entrichten, den Kaiſer beherbergen und verpflegen oder 


80) Hanbfefle von 1218, 8. 1, 23,8 u. 6. 
31) Stadtrecht 8. 27. vgl. oben $. 21. 
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dafür eine Bete entrichten und, jo oft e8 nothwendig war und be 
gehrt warb, eine Beihilfe oder Steuer entrichten. Und aus diefen 
verfchiedenartigen Königsdienſten find, wie wir gejehen, die Reichs⸗ 
bienfte unb bie Reichsfteuern hervorgegangen, welche von den nicht 
ritterbürtigen Bewohnern der Reichsſtädte geleitet. und entrichtet 
werden mußten ?2). 

Diefe Reichsdiente und Steuern nahmen nun, ſeitdem bie 
Reichsſtädte einer Reichsvogtei unterworfen worben waren, bie 
Natur von vogteilihen Dienften und Abgaben an, welche den 
grundherrlichen jehr ähnlich waren. Viele Neichsftädte, 3. B. jene 
in Schwaben, mußten auch für den von den Reichsvögten erhal- 
tenen Schub ein Schubgeld entrichten 3). Wie fih nun bie 
reihsgrundherrlichen und bie veichsfreien Städte mit einander ver- 
mengt und vermilcht haben, jo haben ſich auch bie grundherrlichen 
Dienfte und Abgaben mit den vogteilihen Dienften und Abgaben 
vermengt und die Einen ſich unter ben Anderen verloren. Sämmt: 
fiche unter der Reichsvogtei ftehenden Reichsſtädte waren demnach 
nun reichsdienftpflichtig.. Sie mußten dem Reiche dienen fo oft es 
nothwendig war und begehrt ward, Lübeck eben fowohl wie Augs- 
burg, Nürnberg, Eojtnig, Ulm, EBlingen, Reutlingen, Memmingen, 
Lindau, Kempten, Sanct Gallen, Nördlingen, Schweinfurt, Mühl: 
baufen u. a. m. 3%). Gie mußten insbejondere auch die Römer: 
zuge über die Alpen mitmachen und zu benjelben beijteuern 28). 
Eben jo mußten fie, da die reichsjtäbtiichen Bürger Neichsunter- 


82) Meine Geſch. der Fronhöſe, III, 856 ff., 384 fi. u. 397 ff. 

33) Meine Geſch. der Fronhöfe, II, 350 fi. 

84) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. servicia, que nobis et imperio 
fideliter semper exhibere curarunt —. Bunbesbrief von 1387 bei 
Lehmann, p. 766. „ob das wäre, daß fi) jemand wer ber wäre, für 
„einen Römischen König abwerffen, und benfelben unjern gnädigiten 
„Herin ben König von dem Königreich tringen wolte, baß wir ihme 
„dann gen denjelben getreulichen jollen und wollen gerathen und be: 
„bolffen und beyſtändig jeyn, in Teuiſchen Landen hie diffeit des Ge- 
„bürges" —. Urk. von 1302 bei Grasshof, p. 213. ut de bonis 
illis — quae censum imperio soluere et contributiones vel sturas 
dare ac seruitia facere consueuerunt census soluatur — prout ab 
antiquo fieri est consuetum. 

85) Semeiner, II, 352 u. 358. 
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thanen waren, die an jedem Ort hergebradhten jährlichen Reichs⸗ 
fteuern entrichten, Frankfurt 20), Goslar 77), Mühlhauſen ?*), Nürn⸗ 
berg 3%), Rotenburg 29%), Donauwörth!) und Wetzlar ebenfjowohl*?), 
wie Friedberg, Gelnhaufen, Landau, Lübeck, die ſchwäbiſchen Reichs: 
ftäbte Augsburg, Ulm, Nördlingen u. a. m.%). Sogar jene 
Reichsſtädte, welche fpäter freie Reichsftäbte wurden, mußten bie 
Neichsfteuer entrichten, fo lange fie noch unter ber Reichsvogtei 
fanden, z. B. Worms 22). Denn erſt durch den Erwerb ber Reid: 
vogtei wurden fie frei von ber Neichsfteuer und von anderen Reiche: 
dienften. Daher Yonnte fih noch Kaiſer Friedrich I im Worms 
das Recht eine Bete zu erheben vorbehalten. Er geftattete jedoch 
damals, im Jahre 1213, ſchon, daß diefe Bete durch niemand ande 
ren als durch den Biſchof felbft erhoben werben jolle 2). 

Die unter der Reichsvogtei ftehenden Neichsjtäbte wurden 
nämlich, wie bie übrigen Reichsherrſchaften und Reichsvogteien, als 
Reichsdomänen betrachtet und behandelt. Ste durften baher, wie 
jedes andere Reichsgut, mit der Reichsſteuer und mit den anderen 
Gefällen und Rechten von dem Reiche verſetzt und verpfändet oder 
auf jonftige Weiſe veräußert werben, 3. B. Augsburg, Ulm, Mem:- 
mingen, Kaufbeuren, Leutkirch, Lindau, Reutlingen, Eßlingen, Noͤrd⸗ 
lingen, Heilbronn und andere ſchwäbiſche Reichsſtädte 4%), dann bie 


86) Urk. von 1822 u. 1333 bei Böhmer, I, 461 u. 525. von Fichard, 
p. 341. Kirchner, D, 358. 

37) Urk. von 1890 bei Göſchen, p. 121. 

88) Urk. von 1802 bei Grasshof, p. 218. 

39) Url. von 1861, 1870 u. 1394 in Hist. Norimb. dipl. p. 408, 485, 
486 u. 494. 

40) Urk. von 1860 in Hist. Norimb. p. 897. 

41) Freiheiten von 1465 $. 4 bei Xori, p. 1883. 

42) von Ulmenflein, I, 226 fj., 253, 380, II, 27. 

48) Chmel, reg. Ruperti p. 281—282. Wegelin, I, 108 u. 104. Deine 
Geſch. der Fronhöfe, III, 406—408. 

44) Wr. von 1182 bei Pertz, IV, 165. 

45) Urt. von 1218 bei Schannat, II, 98. Concessimus quoque ipsi 
(episcopo), ut quamcumgue petitionem in civitate Wormatiensi 
apud burgenses sive judaeos facere voluerimus, per eum 80- 
lum et non per aliam personam faciamus. 

46) Urk. von 1380, 1848, 1859, 1860, 1861, 1877, 1879 u. 1884 bei 
Wegelin, II, 6, 11, 88—41, 42 u. 48—B1. 
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Reichsftäbte Oppenheim, Odernheim u. a. m. #7), die Neichsjtädte 
Gelnhauſen, Nordhaufen, Goslar und andere Städte in Thü- 
ringen 4%). Gegen bergleihen Veräußerungen erhielten nun zwar 
faft alle Neichsftädte Katjerlihe Privilegien mit dem Berfpredyen, 
daß fie nicht mehr veräußert werden follten, Aachen ſchon feit dem 
12. Jahrhundert 9), andere Städte feit dem 13. Jahrhundert, z. 2. 
Bern 50), Lübeck 51), Goslar 52), Hagenau 62), Frankfurt, Fried⸗ 
berg, Weßlar, Gelnhaufen 5%) u. a. m., feit dem 14. und 15. Jahr⸗ 
hundert aber ſämmtliche NReichsftädte in Schwaben und Franken 55), 
insbefontdere auch Nürnberg 5%), Donauwörth 57) u. a. m. Diefer 
öfters wiederholten Verſprechungen ungeachtet fuhren jedoch die 
Kaifer mit dergleihen Veräußerungen nad).wie vor fort, was denn 
begreiflicher Weije zu manchen Kämpfen, 5. B. der Neichsftäbte in 
Schwaben mit dem Grafen von Wirtemberg, denen fie gegen jenes 
Berfprechen verpfändet worden waren, geführt hat 58). 

AS Reichsunterthanen mußten bie Bürger in den Reichs— 
jtädten endlich auch dem Kaiſer und Reich huldigen. Die Reichs— 
ftädte im Elfaß, am Rhein und in der Wetterau chen ſowohl wie 
die Reichsſtädte in Schwaben und Franken 69). ALS daher Maxi— 


47) Urk. von 1856. bei Lehmann, p. 714. Mehrere Urkd. von 1866 in 
Regest. Boic. IX, 156 u. 157. Gemeiner, Il, 386 u. 387. 

48) Olenſchläger, Staatsgejh. bes 14. Jahrh. I, 407, II, 281. Königs: 
boven, p. 134. 

49) Urk. von 1166, 1215 u. 1244 bei Quir, II, 98, 94 u. 116. - 

50) Hanpdfefte von 1218, c. 2. 

51) Urf. von 1226 in Lüb. Urfb. I, 46. 

52) Urf. von 1252 bei Göſchen, p. 116. 

58) Urk. von 1257 bei Saupp, I, 104. 

54) Urk. von 1257 bei Böhmer, p. 117. 

55) Urk. von 1348 u. 1377 bei Wegelin, II, 40 u. 48. 

56) Urk. von 1318, 1394 u. 1401 in Hist. Norimberg. p. 227, 228, 494 
u. 520. 

57) Urk. von 1465 $. 8 bei Lori, p. 1883. 

58) Wegelin, I, 75—78. Häberlin, Welthifigrie, VIII, 260—263. Anumer⸗ 
tungen über bie Geſchichte der Reichsſtädte, vornemlich der Schwäbi- 
jhen. Ulm 1775, p. 156— 166. 

59) Bundesbrief von 1887 bei Lehmann, p. 766. von Ulmenftein, II, 
26 u. 27. Wegelin, L, 127 u. 130. Bon Hagenau jprit bie Urk. 
von 1882 bei Oefele, script. I, 767. b. 
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milian I im Jahre 1498 nach Reutlingen fam, wurde ihm auf dem 
Markte von dem Rathe und der Bürgerjchaft gehuldiget ®%). Und 
in Landau mußten die Bürger noch im 16. Sahrhundert den Un: 
terthanen Eid in die Hände bes Kaiſerlichen Landvogtes ſchwö⸗ 
ren) Denn die Deutihen Könige und Kaifer waren in bex 
Reichsvogteien und in den Reichsſtädten die Landesherrn. Sie 
hatten daher auch die landesherrlichen Rechte und Pflichten. 


$. 468. 


Erft ſeit dem Erwerbe der Reichsvogtei hat ſich dieſes Alles 
geändert. Denn biejenigen Reichsſtädte, welche die Reichsvogtei 
jelbjt an ſich gebracht hatten, denen auch jene Biſchofsſtädte gleich: 
jtanden, welche von der Iandesherrlichen Vogtei wieder frei geworden 
und in birefte Verbindung mit dem Reiche gekommen, der Reich: 
vogtei aber nicht unterworfen waren, erhielten nun, wenigitens 
dem Rechte nach, die Landesherrichaft felbft. Eie wurden eben fo 
frei und ftanden eben fo direft unter dem Kaiſer und Reich wie 
jeder andere Landesherr auch. Wie jeder andere Lanbesherr, fo 
durften daher nun auch die freien NReichsftäbte ein eigenes felb: 
ftändiges Wappen führen, während bie gemeinen unter der Reichs: 
vogtei ftehenden Städte als reichsunterthänige Städte in ihrem 
Wappen den Reichsadler führen mußten, bis fie, wie 3. B. Frank⸗ 
furt von Kaiſer Ludwig dem Baier das Privilegium ein eigenes 
Wappen zu führen erhalten hatten, und ſodann neben dem Reichs⸗ 
banner audy noch ihr eigenes Stadtbanner führen durften ). Mit 
der Unterwürfigkeit unter die Reichsvogtei fielen aber auch noch 
bie vogteilichen Verbinbdlichkeiten weg. Daher waren dieſe Etäbte 
nun wirkliche Freiftäbte und wurden auch zum Unterjchiede von 
den übrigen Neichsjtädten Freiſtädte oder freie Reichsſtädte genannt. 
ALS Freiftädte brauchten fie nun dem Kalfer nicht, mehr in ber: 
jelben Weife wie die übrigen Neichsftäbte zu huldigen, zu bie 
nen und zu fteuern. Denn der Kaifer war nicht mehr ihr 
Landesherr. Sie mußten ihn zwar noch als dem Deutichen König 


60) Gayler, I, 137. 
61) Urk. von 1511 u. 1512 bei Birnbaum, p. 490 u. 507. 
1) Lehmann, p. 246. Arnold, II, 428. Heusler, p. 313—814. 
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und Kaifer hulbigen, ihn als ihren König und Kaiſer anerkennen 
und, wenn er in die Stadt kam, ihn ehren und würdig empfangen. 
Den dem Kaiſer als dem Landesherrn jhuldigen Huldigungs— 
eid (den Erbhuldigungseid) brauchten fie aber nicht mehr zu 
leiften 2). Die dem Kaiſer von den Treiftäbten Mainz, Worms 
und Speier fortwährend geleiftete Huldigung, von weldyer fpäter- 
hin noch die Rede fein wird, kann demnach Feine Erbhulbigung 
geweien fein. Und aus demfelben Grunde muß aud) die von den 
Treiftäbten Bafel und Straßburg verweigerte Huldigung von einer 
Erbhuldigung verstanden werden. In Bafel Ieiftete nämlich wohl 
ber Stabtrath noch im 14. Jahrhundert dem Kaiſer einen Amtseib. 
Die Bürgerichaft aber leiftete ihm jchon damals Leinen Eid mehr?). 
ALS daher in den Jahren 1466 und 1473 der Hulbigungseib von 
dem Kaiſer begehrt worden war, wurde berjelbe von ber Bürger: 
Ihaft verweigert („daß weder wir noch andere Treiftäbte einem 
„römifhen Kaiſer zu jchwören nicht pflichtig“) Y. Und dieſelbe 
Weigerung erfolgte in Straßburg in eben diefem Sahre 1473 jogar 
mit einiger Bitterfeit, als auch dort der Huldigungseid von dem 
Katjer begehrt worden war 5). Diefe verweigerte Hulbigung kann 


2) Gemeiner, II, 352 u. 353. Odys, II, 19. Bundesbrief von 1887 bei 
Lehmann, p. 766. „aufgenommen Regensſpurg und Bajel, als zwo 
„Frey⸗Stadt, die vormals üunferm Heren dem König nicht geſchworen 
„heben, als bie vorgenannten deß Reichs Städte." Dies geht ofjen- 
bar auf den Erbhuldigungseid, welchen zwar die gemeinen Reichsſtädte, 
sicht aber die Freiftädte feiften mußten. Aus diefer Stelle darf daher 
nicht gefolgert werden, wie man biejes öfters gethan bat, daß die freien 
Städte den Deutfchen König gar nit mehr zu buldigen gebraucht 
haben. Auch haben die Sreiftädte Mainz, Worms und Epeier dem 
Kaiſer fortwährend gehuldiget. 

8) Ochs, I, 495 u. 496. vergl. oben $. 485. 

4) Urt, von 1466 u. 1473 bei Heusler, p. 316, 818 u. 319. Ode, IV, 
224—226. 

5) Königshoven, p. 868. „Er mutet den von Straßburg zu daß fie jm 
„ſchweren jolten als einem zytlichen Heren das doch nie Fein keiſer ges 
„ton bat, fith das fie fry wurbent geſetzet, bo wider tent ſich die von 
„Straßburg, und ſprochent, kunig und keiſer hant brieff das wir dem 
„Rich ſollent dienen zu billichen zyten dem heiligen Rich gehorſam ſin, 
„das wollen wir tune, on das wollent wir nit tune.“ 
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jedoch, wie bemerkt, nur von einer Erbhulbigung verftandben werben, 
worauf auch die Worte „jolten jm ſchweren als einem zuytlichen 
„Heren“ bei Königshofen hindeuten. 

Die freien Reichsftädte waren ferner frei von der jähr: 
lihen Reichsſteuer. Die Stabt Straßburg hatte die Freiheit 
von biefer Neichsftener ſchon von Friedrich IL erhalten %). Als da: 
ber im Jahre 1458 die jährlihe Neichsfteuer von dem Kaiſer be: 
gehrt ward, antwortete die Stadt, daß fie diefe Steuer nit fchul: 
big fei, indem fie von je ber eine freie Neichsftadt („ein fry Stat 
„in dem heiligen Riche“) geweſen fei?). Eben fo antwortete bie 
Stadt Speier im Jahre 1505, als auch dort die jährliche Reichs: 
fteuer eingefordert werden wollte, fie habe niemals eine Reichsſteuer 
entrichtet, „fie ſeye deſſen jederzeit als eine freye Stadt des Heil. 
„Römischen Reichs ledig gejtanden, und ftünde annoch Icdig”) ®). 
Auch reihsdienftpflichtig waren die freien Neichsſtädte nicht. 
Sie waren weder Hilfe und Beiftand noch Kriegsdienſte ſchuldig 
und brauchten auch nicht zu dem Ende beizuftenern. Speier wurde 
ſchon von Kaifer Ludwig und fpäter auch noch von Karl IV für 
reichsdienſt- und fteuerfrei erflärt („ledig und frey alles 
„Dienftes und Hülff über das Gebürg gegen Lamparten“)9). Eben 
jo waren Mainz, Worms und Speier 19), dann Bafel, Regensburg 
und andere Freiftädte reichsdienſtfrei 11). Sie verftanden ſich jedoch 
meiftentheils zu freiwilligen Beiträgen und anderen Leiftungen, 
3. B. Regensburg und Bafel 2). Eben fo Worms, Speier und 
Mainz. Ste ließen ſich jedoch einen Revers vom Kaiſer ausftellen, 
daß fie biejes freiwillig, „durch fondere Lieb und Freundichafft und 
„nicht durch Recht” gethan haben 13). Was daher die Stadt Worms 


6) Urf. von 1205 u. 1219 bei Schoepflin, I, 811 u. 889. 

7) Zwei Urfunden von 1458 bei Schilter zu Königshoven, p. 612 und 
618. 

8) Lehmann, p. 249. 

9) Urk. von 1315 u. 1347 bei Lehmann, p. 666 u. 699. 

10) Urk. von 1949 bei Lehmvnn, p. 708. 

11) Gemeiner, II, 82, 352 u. 358, III, 296—299 u. 737. Not. Ochs, 
IL, 216. 

12) Bundesbrief von 1387 bei Lehmann, p. 766. Gemeiner, II, 352— 
854. Ochs, II, 216, IIL, 19. Heusler, p. 411. 

18) Urk. von 1949 bei Lehmann, p. 703. 
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im Sabre 1401 zu einem Römerzug beigeftenert hat, wurde als 
eine Schenkung betrachtet 1%). Ganz dienſt- und fteuerfrei waren 
darum aber die freien Reichsftädte eben fo wenig wie es die Reichs⸗ 
fürften ſelbſt geweſen find. Sie ftanden vielmehr in dieſer Be- 
ziehung den Neichsfürften ganz gleich. Außer den Chrendieniten, 
welche fie dem Neichsoberhaupte, wenn es in ihre Stadt Tam, 
jchuldig waren, mußten fie daher ihm auch nody den Dienft zur 
Kaiferfrönung gen Rom („zu kenferlichen Trönungen gen Rome — 
„wenn ein roͤmiſcher fünig über berg gen Rome umb die kaiſer⸗ 
„liche crone zu empfahen ziehen will” —), und zu chriftlichen Heer⸗ 
zügen („den Taiferlichen Dienft über Berg und wider bie Ungläu: 
„digen einen gemeinen Heerzug — zu gemeinen berzügen wider bie 
„ungloubigen oder durchechter des kriftengloubens”), alfo gegen bie 
Huffiten, Türken und gegen andere Feinde ber Chriftenheit leiften. 
Und wenn fie diefe Dienfte nicht verfönlich Leifteten, jo mußten fie 
dafür eine Steuer entrichten 15). Ihre Dienſt- und Steuerfreiheit 
bezog fih demnach nur auf die Äbrigen Kriegsdienſte und Steuern, 
aljo insbeſondere auch auf die jährliche Neichsfteuer. Endlich waren 
die freien Neichsftäbte auch Fein Reichsgut. Sie durften daher vom 
Neiche nicht verpfändet und auch auf jonftige Weile nicht über fie 
verfügt werben 16). Die Borrechte, welche die freien Neichsftäbte 
vor den übrigen, den gemeinen, Reichsſtädten voraus hatten, be= 
ftanden demnach in dem Rechte ein eigenes Wappen führen zu 
dürfen, dann in der Freiheit von der Erbhuldigung und von ben 
gewöhnlichen Kriegsdienften und von der ftänbigen Reichsſteuer, 
enblih in der Freiheit von ber Veräußerung vom Neid. Denn 
ben Huldigungseid und ben Dienft zur Kaiſerkrönung gen Rom 
und den Heerbienft gegen die Feinde der Chriftenheit mußten aud) 
fie leiften; oder für den Naturaldienft eine Steuer entrichten. 


8. 464. 
Die freien NReichsftäbte waren demnach von dem gemeinen 


14) Die Urf. von 1401 bei Arnold, II, 416. 

15) Viele Beijpiele aus dem 15. sec. bei Heusler, p. 814—818 u. 868. 
Not., 3. B. Straßburg. Url. von 1458 bei Scilter zu Königshonen, 
p. 618. 

16) ®emeiner, II, 386 u. 887. 
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Reichsſtaͤdten wejentlich verjchteden. Seit dem 15. und 16. Jahr: 
hundert hat fi jedoch auch dieſe Verjchiedenheit mehr und mehr 
wieder verloren, jo daß außer ber jährlichen Reichsſteuer Tein we: 
fentliher Unterſchied mehr geblieben tft. Beide Arten von Städten 
famen ficy nämlich feit dem 15. Jahrhundert Dadurch wieder näher, 
daß die Einen wie die Anderen Sit und Stimme auf den Reichs: 
tagen und auf den Städtetagen erhielten. Auf dem Reichstage zu 
Augsburg im Jahre 1474 faßen nämlich ſämmtliche Reichsſtädte 
zufälliger Weile auf zwei Bänken. Auf der rheiniſchen Bank 
ſaßen außer den rheiniſchen auch noch die elſaßiſchen, wetterauifchen, 
thüringifchen und ſächſiſchen Neichsftädte, auf der ſchwäbiſchen 
Bank aber außer den Ichwäbifchen auch noch die fränkischen Reichs: 
ſtäͤdte. Und zur Vermeidung aller Rangftreitigfeiten warb auf 
demſelben Reichstage bejchloflen, daß dieſe Art zu fiben audh bei 
fünftigen Verſammlungen beibehalten und beim Votiren in der 
Umfrage abgewechjelt werden follte?!). Auf der rheinifhen 
Bank ſaßen demnach neben den übrigen Reichsſtädten vom Rhein 
und vom Eljaß und aus Thüringen und aus Sachſen auch bie 
freien Reichsftädte Köln, Worms, Speier, Straßburg und Balel, 
auf der ſchwäbiſchen Bank aber aud die Freiſtadt Regens⸗ 
burg. Und man nannte jogar bie rheinifche Bank, weil die meijten 
Freiſtädte auf ihr faßen, die Bank der Freiftädte, 3. B. auf 
dem Stäbtetag zu Eflingen im Jahre 1486 2) und auf bem 
Reichstag zu Worms im Jahre 1495). Die Freiftäbte waren 
demnach dem Rang nach von den gemeinen Reichsftäbten durchaus 
nicht verjchieden, Dies folgt zumal aus dem vorhin erwähnten 
Rangftreit zwiſchen Köln und Aachen, ver zwar zu Gunjten ber 
Stabt Köln, aber zum Nachtheil der übrigen Freiſtädte entſchieden 
worden ift. Die gleiche Neichsftandfchaft brachte nun die Frei⸗ 
jtäbte den übrigen Reichsſtädten immer näher und näher, indem 
bie Einen wie bie Anderen den auf den Neichstagen und Stäbte- 
tagen bejchloffenen Reichsdienſten und Steuern und den übrigen 
eilenden Hilfen unterworfen waren, wie bieje aus den Verband: 


1) Lehmann, p. 896. 
2) Lehmann, p. 249, 
8) Müller, I, 498. 
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lungen auf den NReichstagen zu Nürnberg und Worms von ben 
Fahren 1467 und 1495 Mar und deutlich "hervorgeht %). Nur von 
den jährlichen Reichsſteuern blieben die freien Neichsitädte auch 
in fpäteren Zeiten noch frei. Aber auch diefer fo wie jeder andere 
Unterſchied ift nach und nach noch verichwunben, jeitbem. auch die 
freien Städte, 3. B. Regensburg bereits im Jahre 1500, der Erb- 
buldigung unterworfen, worden find ®), ſeitdem das Anjeben ber 
Reichsvogtei mehr und mehr gejunfen und feit dem 15. und 16. 
Jahrhundert die Reichsvogtei entweder gar nicht mehr bejeßt oder 
von den Reichsſtädten  jelbft erworben worden ift®), und ſeitdem 
auch noch andere Reichsſtädte, 3. B. Aachen, Augsburg, Frankfurt 
u. a. m., Dortmund bereits im Jahre 1377 7) von der jährlichen 
Neichsftener befreit worden find. Denn ein wejentlicher Unterjchieb 
hat feitvem zwiſchen den reiftäbten und ben übrigen Reichsftädten 
nicht mehr beftanden.. Seit dem 16. Jahrhundert hat man fogar 
jenen Unterfchied gar nicht mehr verjianden. Denn man wußte 
nicht mehr worin er beitanden und wie er entſtanden. 


$. 465. 


Seit dem Verſchwinden der Hörigfeit war die Lage der Städte 
durchaus geändert. Denn die Einen wie die Anderen waren nun 
freie, d. h. perjönlich freie Städte. Und von der früheren Un- 
freiheit und Hörigfeit waren nur noch die grundherrlichen Laſten 
und Abgaben, dieſe aber öfters bi8 auf unjere Tage geblieben. 
Die Lage ber Städte änderte fich aber noch weit mehr, feitdem fie 
begannen die noch übrig gebliebenen grundherrlichen Rechte felbft 
zu erwerben. So fuchte die Stadt Bochum im Sabre 1269 den 
Markt: oder Hallepfenning und im Jahre 1278 auch noch den 
Bierpfenning an fi zu bringen!). Andere Städte fuchten die 


4) Lehmann, p. 251. Müller, I, 505 u. 506. 

5) Gemeiner, IV, 42. 

6) von Fichard, p. 342. 

7) Url. von 1377 bei Mofer, reichsſt. Hob. I, 878. 

1) Urk. von 1269 bei Wigand, Archiv, VI, 267. — sedecim denarios 
de macellis ibidem, qui hallepsnninge dicuntur, quos nostri prede- 
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Marktpläte und andere Öffentliche Pläbe und die Straßen mit den 
damit verbundenen Nubungen, Marktgeldern, Zöllen u. |. w., 
öfters auch das Eigenthum an der gemeinen Mark jelbjt zu er- 
werben ($. 225). Sogar die in der Stadt gelegenen Burgen 
fuchten fie an fih zu bringen, wie diefes 3. B. der Stabt Kallen- 
hardt in Weftphalen wirklich gelungen ift ($. 14). Im die Ge 
walt des Stadtraths zu vermehren wurben bie grumbherrlichen 
Beamten mehr und mehr aus dem Stadtrath verdrängt, 3. 2. in 
Coesfeld, in Münfter u. a. m. ($. 68 u. 459). Auch einen An- 
theil bei der Ernennung der herrichaftlichen Beamten fuchten fie ich 
zu verichaffen, 3. B. in Padberg 2). Und zulegt erhielten fie das 
Necht fie zu ernennen allein. Denn wie die grundherrlicen Marl- 
gerichte (F. 455 u. 459), fo fuchten fie auch die Übrigen grund: 
herrlichen Gerichte und Aemter an fi zu bringen. Sp z. 8. in 
Meppen. Dafelbft gehörte der Fronhof Meppen uriprünglich dem 
Kloster Korvei. Er wurde von bdiefem zuerft den Herren von 
Meppen, dann den Deriken und zulebt den Herren von Langen 
als Lehen Übertragen). Zu dem Fronhofe gehörten fehr ausge- 
dehnte Beligungen, auf welden fih um den Fronhof herum gegen 
Entrichtung eines Grundzinfes (Wort: oder Stedegeldes) neben ber 
freien Bauerfchaft auch noch eine Hörige oder wenigſtens zinspflichtige 
Bauerſchaft anftedelte (5.19 u.215). Die Fronhofgerichtsbarfetf oder 
das Buergericht nebjt der Aufficht über Maß und Gewicht oder bie 
Wroge und Prove, wie fie daſelbſt genannt ward, gehörte den erwähn- 
ten Hofberren und fie tft ihnen auch dann noch geblieben, als bereits 
Meppen zur Stadt erhoben worden und aus bem Borftande der 
gemiſchten Mark der Stabtrath hervorgegangen war. Erft feit 
dem 14. Jahrhundert wurde das Hof: oder Buergericht mit der 
Wroge und Prove zuerft der Etadt Meppen verpfändet und zuleßt 
im Sabre 1555 derfelben „erblih und ewig” verkauft). Seit 
diefer Zeit wurde nun das Burgericht namens der Stadt vor dem 


cessores receperunt hactenus —. Urf. von 1278 bei Wigand, VI, 
268. proventus braxationis ceruisie in Bechem —. 

2) Stadtrecht von 1290 $. 5. bei Seiberk, II, 1. p. 528. 

8) Diepenbrod, p. 195, 664 u. 729. 

4) Diepenbrod, p. 194—198, 726 u.‘ 728. 
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alten Fronhofe unter freiem Himmel gehegt und geringe Hänbel, 
welche den Werth von vier Neichsthalern nicht überftiegen, bier 
abgeurtheilt 5). Am meiften ftteg jedoch die Macht und das An- 
ſehen jener Städte, welche ganze Grundherrſchaften, ja ſogar ganze 
Sraffhaften und Herrichaften an fich zu bringen gewußt haben. 
Denn durch diefen Erwerb wurden fie nun ſelbſt Grundherren und 
Zandesherren. Sie erhielten demnah außer den grundherrlichen 
Rechten auch noch die Nechte der öffentlichen Gewalt ober bie 
lanbesherrlihen Hoheitsrechte ($- 215). 


— — —— 





5) Diepenbrod, p. 198. 





— — — — — 


VI. Die äffentliche Gewalt in den Stadt⸗ 
marken. 


1. Im Allgemeinen. 


§. 466. 


Die alten Städte waren, wie wir geſehen, bis ins 13. Jahr: 
hundert entweder SKKönigsftädte oder Immunitätsſtädte (8. 462). 
Die Einen wie die Anderen ftanden aber unter der öffentlichen Ge: 
walt. Die Königsjtädte, gleichviel ab reichsgrundherrliche Stäbte 
(civitates indominicatae) oder reichsfreie Grafſchaftsſtaͤdte (civita- 
tes de comitatibus) ftanden nämlich unter der däffentlichen Ge: 
walt. Denn in den Einen wie in den Anderen waren bie Deut: 
ſchen Könige die Inhaber der dffentlichen Gewalt. Die reiche: 
grundberrlihen Städte unterjchteden ſich demnach) ton den reich: 
freien Königsftädten (den Grafichaftsftäbten) nur dadurch, daß ber 
König in ihnen auch noch der Grundherr, alfo zu gleicher Zeit 
Landesherr und Grundherr war. Aber auch die Immunitäts- 
jtädte ftanden unter der öffentlichen Gewalt, wie urſprünglich alle 
Smmunitätsländereten I). Dieſes Verhältniß dauerte nun zwar 
der Form nach fort bis ins 13. Jahrhundert. In der Wirklichkeit 
aber loͤßte ſich allmählig feit dem 10. und 11. Sahrhundert die 
alte Berfaffung ganz und gar auf, und es entwidelte fich jeitbem 
in aller Stille jener Zuftand, wie wir ihn im Anfang bes 13. 
Jahrhunderts jehen und wie er ſodann von Friedrich II anerfannt 
worden if. Das Reich zerfiel nämlich in drei große Maflen, in 


1) Meine Geid. ber Fronh. I, 506 ff., IV, 382 ji. 
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Smmunitätslande, in Erbgrafichaften und in reichsunmittelbar ge- 
bliebene Herrſchaften. Weber die reichsunmittelbar gebliebenen ober 
wieder reichsunmittelbar gewordenen Herrichaften wurden Reichs⸗ 
pögte und Reichslandvoͤgte geſetzt, und die Herrichaften ſelbſt daher 
Reichsvogteien und Neichslandvogteien genannt?) Die Immuni- 
tätslande, beftehend hauptfächlich aus den Bisthümern und Reichs: 
abteien, waren jeit dem Erwerbe des Eomitates und der übrigen 
Nechte der öffentlichen Gewalt Iandbesherrliche Territorien geworben. 
Eben jo tie Erbgrafichaften. Und feit dem Erwerbe der Rechte 
bes Herzogtums find die Einen und die Anderen Fürftenthümer 
geworben. 

Die Folge dieſes Umſchwungs der Dinge war, daß nun nur 
noch die in einer Reichsvogtei Tiegenden Städte Königsftäbte im 
alten Sinne des Wortes geblieben find, und zwar ohne Unterjchieb, 
ob ſie reichsgrundherrliche oder veichsfreie Städte, ober chemalige 
Srafichaftsftäbte waren. Man rechnete aber zu ihnen nicht bloß 
diejenigen Städte, welche ſich niemals einer Landesherrichaft (einer 
Zandeshoheit) unterworfen hatten, ſondern auch noch jene Städte, 
welche wie Xübed-?), Bern *), Hamburg, Donauwörth u. a. m. 
zwar eine Zeit lang der Herrichaft eines Landesherrn unterworfen 
_ waren, dann aber wieber frei geworden und ſodann reichsunmittel⸗ 
bar geblieben find. Wegen ihrer Reihsunmittelbarkeit nannte man 
nun diefe Stäbte Reich sſtaädte. Sie ftanden fammt und fonbers 
, unter Reichsvogteien und da, wo es eine Neichslandvogtei gab, 
auch noch unter dieſer. So ftanden die Neichsftädte Frankfurt, 
Friedberg, Wehlar, Gelnhauſen, Oppenheim, Boppart und Wefel 
unter der Reichslandvogtei in der Wetterau (advocatus per We- 
trebiam provincialis) 9). Die Reichsftädte in Schwoben ftanden 
ſammt und fonbers unter der Reichslandvogtei in Schwaben, 3.2. 


2) Meine Geil. der Fronh. IL, 9—12. 

8) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. . 

4) Hanbfefle von 1218, c. 1 u. 2. 

5) Urk. von 1800, 1319, 1833 u. 1870 bei Bernhard, antiquit. Wet- 
terav. p. 254, 264, 265 u. 286. Urk. von 1859 bei von Fichard, 
p. 861. Urk. von 1800, 1808 u. 1888 bei Böhmer, p. 836, 848, 
523. vrgl. Böhmer, bie Reichslandvögte in Archiv für Heſſ. Geſch. I, 
341—850. 

v. Maurer, Städteverfafjung. TIL. 20 
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Kempten 9%), fodann Um, Memmingen, Chlingen, Reutlingen, 
Ueberlingen, Nörblingen, Ravensburg, Buchhorn, Kaufbeuren, 
Rothweil, Halle, Heilbronn, Wimpfen u. a. m. ’). Auch Bern, 
Solothurn und andere Stäbte in der Schweiz gehörten eine Zeit 
fang unter die Landoogtei Schwaben 2). Die Neichsftädte im El⸗ 
faß ftanden unter der Landvogtei im Elſaß 9%). Auch Landau ge 
hörte, nachdem es im Jahre 1317 an die Stabt Speier und im 
im Sabre 1324 an das Bisthum Speier verpfänbet 1%), im “Jahre 
1511 aber wieder eingelößt worten war 21), jett jenem Jahre zur 
Landvogtei im unteren Elſaß 12). Die NReichsftäbte Rotenburg, 
MWeiffenburg und Windsheim und der Nürnberger Reichswald ftan- 
den unter der Landvogtei zu Nürnberg und Rotenburg, welche je: 
boch bereit im Jahre 1360 an die Etabt Nürnberg übergegangen 
war 22). Die NReichsftabt Aachen endlich ftand unter den Herzogen 
von Lothringen und Brabant als den dortigen Landvögten 19). 
Die in einem Immunitätslande, (in einem Bisthum oder in 
einer Reichsabtei) liegenden Städte waren urfprünglich ſammt und 
fonders Königsftädte. Denn an und für fih hatten die Stäbte, 
in welchen ein Bifchof oder ein Abt feinen. Sitz hatte, feine Im— 
munität von der Öffentlichen Gewalt. Sie waren und hießen da: 
her aud civitates regiae oder reginae und civitates publicae 
ober urbes regales 16), Erft feitven fie Immunität von dem Zu⸗ 


6) Urf. von 1865 u. 1889 bei Wegelin, II, 181 u. 182, vrgl. noch |], 
124 u. 128. 

7) Url. von 1348, 1859, 1361, 1865, 1878 u. 1594 bei Wegelin, II, 38, 
89, 42, 48, 181, 161 ff. Urk. von 1861 bei Haggenmüller, I, 144. 
Urk. von 1861 bei Dolp, Bericht von Nördlingen, Urkd. Nr. 70. 

8) Urk. von 1861 bei Wegelin, II, 180 u. 1931. . 

9) Verſuch einer Gejchichte der zehen Reichsſtädte im Elſaß. Ulm. 1791. 

10) Urf. von 1317 u. 1924 bei von Birnkaum, Sange von Laudau, 
p. 473 u. 477. 

11) Urk. von 1513 bei Birnbaum, p. 488. 

12) Urf. von 1511 u. 1521 bei Virnbaum, p. 489 f. u. 498 ff. 

18) Urk. von 1806 und mehrere Urkunden von 1860 in Histor. Norimb. 
p. 217 u. 384 - 887. von Lancizolle, Geſch. bes Preuf. Staats, I, 73 
n. 74. Grimm, II, 611, 612 u. 619. 

14) Hüllmann, II, 841 u. 867. 

15) Urk. von 966 bei Lindenbrog, p. 131. 
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Iritt ber öffentlichen Beamten erhalten und nachdem die Biichöfe 
und Nebte die Nechte der Hffentlichen Gewalt, und insbejondere 
auch den Komitat erworben hatten, hörten fie auf Koͤnigsſtädte zu 
fein. Denn fie wurden nun landesherrliche Städte Da fie 
jedoch wegen ber kaiſerlichen Verleihung des Blutbanns theilmelje 
wenigftens noch reichsunmittelbar geblieben waren, jo beanſpruch⸗ 
ten fie nach wie vor noch, zwar nicht mehr den Titel einer Königs: 
ftadt, wohl aber jenen einer Reichsſtadt. -Und viele von ihnen 
wurden auch nach wie vor Meichsftäbte genannt. Auch ſtanden fie 
noch unter einem Reichsvogte und da, wo es eine Reichslandvogtei 
gab, unter dem kaiſerlichen Landvogte, bis die Neichsvogtei entweder 
untergegangen oder von dem Bilchof oder von der Stadt felbft er: . 
worben worden tft. So ftanden unter der Reichslandvogtei Schwa⸗ 
ben die Städte Augsburg 19), Konftanz 17), Kempten 18) und Lin: 
bau 19), eine Zeit lang auch noch St. Gallen und Zürich 29). 
Unter der Reichslandvogtei in Epeiergau ftanden aber die Städte 
Selz 21), Speier 2?) und auch Landau bis zum Anfang bes 16. 
Sahrhunderts. Straßburg endlich 22) und Baſel 24), jpäterhin auch 
Selz, ſodann Weißenburg ftanden unter dem Landvogte im Elſaß. 
Daher findet ſich noch in dem ungebrudten Weißenburger Mun⸗ 
batrechte die Verordnung, „Wann ein Schultheyß einen Vogt an- 
„ruft Handthabung zu thun, von Gerichtöwegen, jo ſoll der Vogt 
„daß thun, und fo fern er daß nicht vermocht, joll er den Unter: 
„andvogt anruffen, damit daß folches geichehe, ob aber jhme 
„daß auch zu viel wäre, jo fol er anruffen ven Oberlandpogt, 
„vamit daß die Handthabung geſchehe.“ 

Nur die in einer Erbgrafichaft oder, was bafjelbe ift, in einer 


16) Urf. von 1848 u. 1879 bei Wegelin, Il, 38 u. 50. von Stetlen, 
Gef. von Augsburg, I, 41, 58 u. 78. 

17) Url. von 1361 bei Wegelin, II, 181. Speth, Beichreibung von Kon: 
fanz, p. 223 u. 229. 

18) Urk. von 1361 bei Haggenmüller, I, 144. 

19) Wegelin, II, 166. Geographiſches Lerifon von Schwaben, II, 60 ı. 61. 

20) Urk. von 1861 bei Wegelin, II, 150 u. 181. 

21) Grimm, I, 764. 

22) Urk. von 1815 u. 1847 bei Lehmann, p. 256, 665 u. 666. 

28) Urk. von 1856 bei Wender, von Außburgern, p. 67 ji. 

24) Urk. von 1474 bei Ochs, IV, 241 ff. 

20 * 
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erblichen Vogtei liegenden Städte ftanden in gar feiner direkten 
Verbindung mehr mit dem Kaifer und Reid. Man nannte fie 
daher zum Unterfchiede von den Neichsftäbten nun landesherr- 
liche Städte, Randftädte oder Territorialftädte und, ſeit— 
dem auch noch die Herzoglichen Nechte von den Lanbesherrn erwor: 
ben worden, fürftlide Städte. Aber auch fie ftanden noch 
fammt und fonders unter der Öffentlihen Gewalt, nämlich ftatt 
direft unter dem Kaifer und NReih und unter der Reichövogtei, 
nun unter ber auf ben Erbvogt oder Erbgrafen Üübergegangenen 
öffentlichen Gewalt. Coesfeld, uriprünglic ein grundherrliches 
Dorf, in welchem die Fronhofgerichtsbarfeit von einem herrichaft- 
lichen Richter mit Schöffen beforgt zu werden pflegte, ſtand unter 
ber Schirinvogtei des Kloſters Varlar. Und bie Edelen von Horft- 
mar handhabten dajelbft als Schirmvögte jenes Kloſters bie dffent- 
liche Gewalt mit dem Königsbann (bannum regium). Im Sabre 
1197 wurde aber die neue Stabt von jener Vogtei befreit und bie 
Bogtei mit dem Rechte den Bogt, eigentlich den Vicevogt (vice 
advocatus), zu ernennen auf den Biſchof von Münjter übertra- 
gen 25). Dadurch wurde aber ber Stabtrichter (der vice advoca- 
tus oder judex) ein landbesherrlicher von dem Landesherrn ernann- 


ter Beamter. Und die Stadt felbft ftand nun unter der auf ben 


Landesherrn übergegangenen öffentlichen Gewalt. Eben fo lag bie 
öffentlihe Gewalt in der Stadt Münfter urfprünglihd in den 
Händen eines Erbuogtes und fpäter In den Händen des Bilchofs 
von Münfter. Die Fronhöfe, auf deren Grund und Boden Mün- 
jter angelegt worden tft, ftanden nämlich von je ber unter einem 
Vogt 2%). Wegen Mißbrauchs feines Amtes wurde berjelbe jchon 
im Sahre 1127 in feinem Amte bejchränft, wie biefe8 auch ander: 
wärts, 3. B. im Jahre 1104 in Augsburg zu gefchehen pflegte 27). 
Der Vogt follte Feine willfinlichen Leiftungen mehr erheben und 
fih nur dann in die Angelegenheiten des Domhofes und ber bi- 
ſchöflichen Fronhöfe einmiichen, wenn er von dem bifchöflichen Bil- 
licus dazu aufgefordert worden war 28). Später waren bie Grafen 


25) Die verfchiedenen Urkunden von 1197 bei Niefert, I, 2. p. 474—478. 
26) Wilfens, p. 4. und oben $. 16. 

27) Urk. von 1104 in Mon. Boic. 29, I, p. 328 u. 829. 

28) Urk. von 1127 bei Willens, p. 74 u. 75. 
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von Thefeneburg Erbvdgte der biſchöflichen Kirche und ber dem 
Domkapitel gehörigen Höfe, insbefondere auch des Brockhofes und 
bes Bispingshofes. Am Jahre 1173 überließen fie aber die Vogtei 
und das Necht die Vögte zu ernennen dem Biſchof von Münfter 
und dem dortigen Domfapital 2%). Seit diefer Zeit wurde bie 
Bogtei nicht mehr erblich verlichen. Und ber von dem Lanbesherrn 
ernannte Vogt mußte ihm beim Antritt feines Amtes einen Anıts- 
eid leiſten ?%). Der Kampvorbeshof in Münfter und das auf jenen 
Höfen geftiftete Collegtum bes Heil. Mauritius hatten ihren eige- 
nen Erbvogt, die Edelen von Steinvord, welche ihre Dienftleute 
mit der Vogtei belehnten 2). Am Jahre 1294 wurde indeflen die 
Bogtei an jenes Stift 22) und fpäter ebenfalls an tas Bisthum 
abgetreten. Eo kam denn die gejammte öffentliche Gewalt in ber 
Stadt an den Landesherrn und das Stabtgeriht war nun ein 
Iandesherrliches Bericht. Daſſelbe ift nun in allen übrigen in einer 
Erbvogtei ober in einer Erbgraffchaft gelegenen Städten der Fall 
geweien. Die öffentliche Gewalt ift auch dort in die Hände bes 
Erbvogtes oder des Erbgrafen und, nachdem dieſe Landesherrn ges 
worden, in die Hände bes Landesherrn gekommen. Auf viele 
Weile kam denn die Öffentliche Gewalt in allen Landſtädten an bie 
Landesherrn. Und die öffentlichen Gerichte daſelbſt wurden daher 
Ianbesherrliche Gerichte. 


2. Die öffentlide Gewalt in ben Königsftäbten ober Reichs: 
ftäbten. 


a. im Wllgemeinen. 


6. 467. 


In den Königsftädten oder Neichsftäbten war ber Deutfche 
König der Landesherr. Zwar konnten auch bie Neichsftädte 
reichsfreie oder reichsgrundherrliche oder auch gemiſchte Städte 
fein, wie biefes bereit8 von den Reichsdörfern bemerft worden tft }). 


29) Urk. von 1178 bei Willens, p. 84. 
80) Wilfens, p. 4 u. 5. 
‚ 81) Ur. von 1288 bei Wilfens, p. 52, 189 u. 140. 
82) Urk. von 1294 bei Willens, p. 141 u. 142. 
1) Meine Gel. der Dorforf. TI, 865-874. 
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Neichsfreie Städte waren nämlich alle jene Reichsſtädte, welche 
wie 3. B. Dortmund, Bern, Kübel u. a, m. feiner Reichsgrund⸗ 
herrichaft und feinen reichsgrundherrlichen Abgaben unterworfen 
waren ($. 20). Reichsgrundherrliche Städte aber waren alle 
Reichsſiädte im Elfaß, in der Wetterau, in Schwaben und in 
Franken, in denen die Grundherrſchaft dem König und bem Reich 
zugeſtanden hat (F. 23). Gemiſchte Neichsftädte endlich waren 
jene Städte, in weldyen veichöfreie und reihshörige Bürger neben 
einander wohnten. Und im jpäteren Deittelalter war ihre Anzahl 
gewiß nicht gering. Wiewohl nun die Neicheftäbte ihrer Ratur 
nad fehr verfchieben gewejen find, jo gehörte die Landesherrſchaft 
oder die Landeshoheit in ihnen allen dennoch bem Deutjchen König 
und dem Reihe. Die Oberherrlichleit (das dominium) in jenen 
Städten gehörte den Teeutichen Königen (9.458 u. 462). Und fie 
hatten daſelbſt diejelben Rechte wie tie Landesherrn in den lanbes- 
herrlichen Territorien 2). Daher konnte Kaifer Heinrich VII jehr 
wohl einer Deputation von Straßburg, welche den Stabtmagiftrat 
für ihren Herrn (dominus) erflärt hatte, erwiebern lafjen, (wenn 
anders jene Urkunde echt tft), daß in ben Reichsſtaͤdten niemand 
anders als der Kaiſer ſelbſt Herr ſei (guod civium imperaliam 
dominus est solus Imperator) ?). Die Rechte nun, welche die 
Könige und SKaifer in den Neichsftädten hatten, waren theils 
grumbherrliche Nechte theils Nechte der öffentlichen Gewalt. 


b. Grundherrliche Nechte des Kaiſers in den Reichßſtädten. 


$. 468. 


In den reihsgrundherrlichen Städten hatten bie Deutjchen 
Könige und Kaiſer diefelben Nechte, welche jeder andere Grundherr 
ebenfall® hatte. Allein auch in den reichsfreien und gemijchten 
Neichsftädten hatten die Deutjchen Könige nicht felten Grundbeſttz 
und grumbherrlihe Rechte. Da nämlich alle Markländereien, 
welche nicht ins Sondereigenthbum eines Einzelnen oder einer Ge: 
meinde übergegangen waren, dem König gehörten, ſolche von nie: 


2) Meine Geſch. der Fronh. IIT, 888 ff. u. 408 ff. 
3) Urk. von 1808 bei Goldast, const. Imp. I, 818. 
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mand in Befitz genommene Ländereien urjprünglich aber ſehr zahl⸗ 
reich waren, jo befaßen die Könige in faft allen Reichsſtädten ſolche 
Ländereien, an denen ihnen die Grundherrichaft gehört Hat. Da- 
ber wird auch in den reichsfreien Städten Dortmund, Kübed, Bern 
u. a. m. das Eigenthum am Reichsboden ihnen beigelegt ($. 20, 
458 u. 462). Aachen heißt deshalb ein locus regalis’), Lübeck 
em locus imperii ?) und andere Orte werben loci fiscales ge- 
nannt 3). Zu den grundherrlichen Rechten des Königs in den 
KReichsftäbten gehörte nun vor Allem das Eigenthum an den un: 
veräußerten Neichsländereien, unter denen bie Reichswaldungen, 
welche fie noch in Hagenan 9%), Bern ®), Kaiferslautern ®), Frank: 
furt, Geluhaufen, Nürnberg u.a. m. befaßen, bei weiten am wich: 
tigften waren. Sie ließen diefelben, wie in früheren Zeiten, durch 
DOberftforftmeifter, Forftmeifter, Förfter und Zeidelmeifter verwal- 
ten’). Zu ben grundbherrlichen Rechten des Königs gehörte ferner 
bie Jagd, die Fiſcherei und das Fiſchwaſſer, 3. B. in Kaiſerslau⸗ 
teen ®), in Gelnhauſen ), in Frankfurt ) u. a. m. Das Filch: 
waſſer wurde daher Fronwaſſer genannt I). In Kailerslautern 
hatte der Kaifer und König fogar das Recht, wenn er dahin kam, 
in den zum Theile jchon von Friedrich I angelegten Fiſchweiern 
(in den fogenannten Wogen, wie man bafelbjt heute noch bie 
Meier zu nennen pflegt) auch dann noch zu fiichen, wenn biejelben 
dem Neiche nicht nicht gehörten 12). Ein weiteres Recht der Tönig- 


1) U. don 1186 bei Quir, I, 87 u. 38. 

2) Urk. von 1226 im üb. Urfb. I, 46. 

8) Urk. von 1182 bei Remling, Urt, von Speier, p. 128. 

4) Stabtredt von 1164 $. 9. 

5) Handfeſte von 1218, c. 6. 

6) Srimm, I, 778. 

7) Deine Geſch. der Fronh. II, 489 - 441. 

8) Grimm, I, 773. 

9) Grimm, IH, 426. Meine Geſch. der Marienverfafjung, p. 156 f. 

10) Urk. von 994 u. 1841 bei Böhner, Urkb. I, 12 u. 576. 

11) Url. von 1841 bei Böhmer, I, 576. 

12) Grimm, I, 778. „wie dick ein feifer oder ein romeſcher Tonig zu Lu: 
„tern kome, daz er alle waige, die uff dem riche fint geleigen, moge 
„san ane ziegen und bie dun vifchen zu alle finem willen ane fin ge: 
„made; aber zu itumt jo er wieber von ban zieget, jo mag ber, des ber 





312 Grundherrliche Rechte bes Kaifers 


lihen Srundherren war das Recht auf die Königsftraße und auf 
die übrigen Wege und Stege, 3.2. in Kaiferslautern !?), in Nüũrn⸗ 
berg 1%), in Dortmund 15) u. a. m. 

Die Oberauffiht über alle dieſe Reichsländereien und grund: 
berrlihen Rechte, und die Beſorgung der grundberrlichen Ange: 
Iegenheiten in ben reichsgrundherrlichen Städten hatten, wie bereits 
zur Fränkiſchen Zeit, Königliche Verwalter, welche auch im ſpäteren 
Mittelalter noch Schultheiße, Villici, Hofrichter, Amtleute, Am: 
männer oder ministri und Pfleger genannt worden find 1). So 
ſtand in Frankfurt an der Spite des Königshofes (curia Regis) 
ein Reichsſchultheiß (imperii scultetus) 17). Er ift ohne allen 
Zweifel an die Etelle des früheren actor dominicus getreten. Die 
Anfiht von Fichard, Heusler u. a., daß der fpätere Reichsvogt an 
bie Stelle des fränfiichen actor dominicus oder villicus getreten 
fei, beruht auf einem offenbaren Irrthum 18). Als reichsgrund⸗ 
herrlicher Beamter wird der Schultheiß zuweilen auch Villicus?®) 
und noch in den Urkunden bes 14. Jahrhunderts des Reiches 
Amtmann genannt ?%). Eben folche reichsgrunpherrliche Beamte 
waren bie Ammänner oder ministri in Ulm, Eßlingen, Reutlingen, 
Kaufbeuren, Ueberlingen u. a. m., welche auch Schultheiße genannt 
zu werben pflegten, dann die Schultheiße in Aachen, Nürnberg, 


„wagt geweſen ist, finen wagt wieder zuflofsen, unbe aber nutzen zu 
„finem noße als vor.“ vergl. Radevicus, gest. Frid. Il, 76. Wibber, 
IV, 200—202. 

18) Grimm, I, 774. vergl. Meine Einleitung zur Geſch. ber Mark⸗ ıc- 
Vrf. p- 121. 

14) Urt. von 1818 in Histor. Norimb. p. 227. 

15) Stadtrecht $. 37 bei Wigand, Korv. Geſch. II, 220 f. 

16) Meine Geſch. der Fronh. I, 229-234 und oben 8. 148, 145 u. 160. 

17) Urt. von 1277 bei von Fichard, p. 851. Eines scultetus de Fran- 
koneford wird bereit# erwähnt in Urt. von 1189 bei end, II, 120. 
und in Urk. von 1198, 1194, 1211 u. a. m. bei Böhmer, p. 19, 
20, 21. 

18) von Fichard, p. 20 u. 21. Heusler, Vrf. Geſch. p. TB. 

19) Zwei Urk. von 1219 bei Boehmer, I, 27 u. 28. 

20) Url. von 1883 bei Böhmer, p. 525. — „baz unſer amptman unb 
„ſchultheizze ze Franchenfurt“ — von Fichard, p. 64. 
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Kaiſerslautern u. a. m., welche abwechſelnd auch Nichter (judices) 
genannt worben find 21). 

Auch die Bräfecte und Burggrafen in jenen Städten, in 
welchen fich Taiferlihe Burgen befanden, waren ihrem Urfprunge 
nach veihsgrundherrlihe Beamte. Solche Präfecte, welche mit dem 
DOberbefehl in der Burg die Verwaltung und Gerichtsbarkeit in 
ber Stadt vereinigten, findet man in Magdeburg (6. 90), in Mei⸗ 
Ben 22), in Hamburg u. a m. Man nannte das Amt biefer Prä- 
fecte eine Präfectur (praefectura), 3. B. in Magdeburg und Ham: 
burg 22), umd bie Städte, welchen ein ſolcher Präfect vorgejeht 
war, Präfecturftäbte (praefecturae). Zum Unterjchiede von ihnen 
wurden aber bie übrigen Reichsſtädte, an deren Spitze fein Präfeet 
ftand, civitates imperiales und civitates regales genannt?*), Ein 
Unterfchied, der übrigens ohne weitere Bedeutung geweien ift, ur- 
fprünglich vielleicht auch auf einem bloßen Irrthum beruht hat?%e), 
und fi) auch frühe fchon wieder verloren hat, indem öfters auch 
die Präfecturftädte civitates und bie Stabtgrafen praefecti urbis, 
und feit dem 12. Jahrhundert die Einen und bie Anderen Burg- 
grafen genannt worben find 2%). Auch dieſe Präfecte und Burg: 


21) Urk. von 1276 u. 1296 bei Würdtwein, monast, Palat. I, 865, II, 
196. unb oben $. 148, 145 u. 160. 

23) Bruno, de bello Sax., c. 11 bei Pertz, VII, 882. Burchardus Mis- 
nensis praefectus. 

28) Chronograph. Saxo ad an 968 bei Leibnitz, scriptor. rer. German. 
1, 177. Vita Anskarii, c. 16 bei Pertz, II, 700. comes, qui prae- 
fecturam loeci illius tenebat. “ 

24) Urt. von 970 bei Boehmer, regest. Nr. 873. in Trevirorum urbe 
aliisque imperii nostri civitatibus vel praefecturis. Der: 
jelbe Unterſchied zwiſchen civitates unb praefecturse findet fi noch in 
Urk. von 978, 990 u. 1005 bei Zyliesius, defensio Abbat. S. Maxi- 
mini, p. 26, 27 u. 29. unb Url. von 1005 u. 1065 bei Hontheim, I, 
851 u. 407. 

248) Präfecte, d. 5. Vorgefebte, nannte man nämlich nicht bloß bie Grafen 

. and Burggrafen, ſondern frühe ſchon die Schultheiße, insbejondere auch 

in Magbeburg. Daher nannte man auch das Schultheifenamt eine 

Präfectur. Urk. von 1218 in Chroniken ber nieberfähfiihen Städte, 

I, 422. — officium, prefecture civitatis nostre, quod schultedum 
wigariter appellatur, — 

25) Altes glossar. in Diutiska, III, 216. praefecti, burcgraven. 
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grafen in den reich8grumbherrlihen Städten waren nun ihrem 
Urſprunge nach reihsgrundherrliche Beamte. Da die Burgen, wie 
wir gefehen, nichts anderes als befejtigte Fronhöfe waren, jo müflen 
auch die Burgvögte, die Burgpräfeete und Burgarafen Fronhof⸗ 
beamte gewefen fein. Noch zur Zeit der Rechtsbücher hatten fie 
baber, wie bie übrigen Fronhofbeamten, über unrechtes Maß unb 
Gewicht, über den Verfauf von Lebensmitteln u. dergl. m. zu 
richten 2%). Der Burggraf von Straßburg war noch zur Zeit des 
alten Stadtrechtes der herrichaftliche Beamte in ter Altitabt (6. 22). 
Eben fo ift der Burggraf zu Augsburg ein herrichaftlicher Beamter 
‚ bes Biſchofs geweſen. Seine Gerichtöbarfeit war demnach uriprüng- 
lich befchränft auf die bifchöfliche Dienerfhaft und auf die Juden, 
welche daſelbſt bifchöfliche Kammerknechte waren, dann auf Markt: 
und andere unbedeutende Streitigkeiten 27), Aber auch in vielen 
anderen Städten waren die Burggrafen die herriähaftlichen Beamten 
auf der Burg und in der Stabt. Sie führten den Oberbefehl über 
die Burgmannen und hatten die Gerichtsbarkeit über fie und über 
ihre Angehörigen und die Auffiht über bie hörigen Handwerker. 
Auch hatten fie die übrigen herrſchaftlichen Angelegenheiten in der 
Stadt zu beforgen mit derfelben Kompetenz wie bie berrfchaftlichen 
Beamten überhaupt ($. 124). Auch die Burggrafen von Nürn: 
berg machen hievon Teine Ausnahme Zwar veichen die eriten 
Nachrichten über ihr Verhältniß zur Stadt wicht über das 13. Jahr⸗ 
hundert hinauf. Damals hatte ſich aber ihr urfpräugliches Ver⸗ 
hältniß offenbar fchon geändert. Darum kann ich der Anflcht des 
Herrn von Lancizolle nicht beipflichten, der es bezweifelt, daß 


26) Schwäb. Landr. W. c. 4. Ruprecht von Freifing, J. 4. Meine Geſch. 
ber Fronböfe, II, 460. 

27) Gassar. ad an 1276 bei Mencken, I, 1458 u. 1459. sicuü et burg- 
grafii jurisdietio solum in judaeos, pfafforum famulicie, et quae 
horum intra civitatis nostrae pomeria compraehenduntur, ezten- 
ditur. — nec ultra quinque solidos mulctam petere, nec debet 
alis hic, nisi oenopolas et esculente, quse in foro prostant, prae- 
terea bilancium pondera, liquidorum et aridorum mensuras, 
sequalitatemgue ulnarum administrere. vergl. von Stetten, Geld. 
I, 78. Stabtreht von 1276 bei Freyberg, p. 11b—127. unb oben 
$. 22. 
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bie Burggrafen von Nürnberg daſſelbe geweſen feien, was bie 
Burggrafen von Magdeburg u. a. m. ganz, gewiß waren, nämlich 
die erften und oberften Beamten in der Burg und in dem zur 
Burg gehörigen Gebtet 2%). Schon der ihnen beigelegte Name 
ſpricht dafür, daß auch fie uriprünglich eine Lokalbehoͤrde gewejen 
und. Denn insgemein werben fie genannt praefectus Nuren- 
bergensis ober praefectus de Niurenberg ”), dann comes de Nu- 
renberg, advocatus de Nurnberg ober burggravius de Nurn- 
berch ?°%), Nach der Analogie anderer Städte bedeuten aber alle 
diefe Benennungen nichts anderes, al8 einen Stabtgrafen oder 
comes urbis. Zwar wurde ben Burggrafen von Nürnberg bie 
Reichsburg, von welcher fie ihren Namen erhalten hatten, frübe 
jchon entzogen und bereits im Jahre 1349 das Burgregiment ber 
Stabt jelbft übertragen 22). Hieraus folgt jedoch nur jo viel, daß 
die mächtig emporftrebende Stadt frühe jchon begonnen bat, pie 
Burggrafen aus ber Burg und aus ber Stadt zu verdrängen. Die 
ihnen nach wie vor in ber Stabt geblichenen fehr bedeutenden 
Nechte und Gerechtſame beurkunden jedoch hinreichend ihre urjpräng- 
lie Stellung und Bedeutung. Site behielten nady wie vor eine 
Burg in der Stadt und die Bewachung eines Thores neben jener 
Burg. (Castrum quod tenet ibidem, custodiam portae sitae 
prope item castrum). Sie hatten Gerichtsbarkeit in der Stabt 
und zwar den Blutbann, welchen fie gemeinichaftlich mit dem 
Reichsſchultheiß von Ihrem Stellvertreter (einem officialis, Amt: 
mann oder Bogt) ausüben ließen. (officialis burggravii una cum 
sculteto nostro in civitate Nuremberg judicio praesidebit). 
Diefer ihr Stellvertreter erhielt dafür zwei Drittheile der Einfünfte 
biefes Gerichte. Sie felbft aber erhielten zehn Pfennige von dem 
Schultheißenamt (officium sculteti), dann zehn Pfund von bem 
Zoll, von jeder Schmiedewerkftätte in der Stabt (quaeque fabrica 
in Nurenberg — quaeque fabrica ferri dietae civitatis) cine 


— — — 


28) von Lancizolle, Geſch. ber Bildung des Preuſiſchen Staats, I, 75—88. 

29) Urk. von 1168 u. 1166 bei Lang, regest. I, 247 u. 257. 

30) Viele Urkunden bei Seibel, von dem Burggrafithbum Nürnberg, 
p. Bf. Jung, gründliche Anweiſung, was die comicia Burg- 
gravise u. |. w. p. I, 118 ff. von Lancizolle, I, 89 ff. 

81) von Lancizolle, I, 78—88. 
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jährliche Abgabe, von jeder Hofftätte (area) auf einer Seite der 
Brücde (auf der Lorenzfeite) den Grundzins und zur Seit ber 
Erndte einen Schnitter (tempore messis unum messorem), in ben 
NReichswaldungen das dritte Stück Wildpret, ben britten Baum, 
den Windbruch und alles gefallene Holz und auf der zum Bis: 
thum Bamberg gehörigen Seite das Forſtamt, alſo das Forſtamt 
im St. Sebaldswalde 22). Woraus folgt, daß bie Burggrafen von 
Nürnberg urfprünglich eine Aufficht über bie Zölle, über bie 
Schmiebewerkftätte (wahrjcheinlih über alle hörigen Handwerker), 
über die Hofftätten und über die NReihswalbungen gehabt haben, 
und baher, wie in anderen grundherrlichen Städten, die herrichaft: 
lichen Beamten der Burg und bes zur Burg gehörigen Gebietes 
geweien find. 

Diefe Burggrafen waren jeboh nur ihrem Urſprung nad 
grundherrliche Beamte. Denn fie hatten meiſtentheils auch öffent: 
liche Gewalt, entweder die ganze öffentliche Gewalt ober wenigſtens 
einen Theil, 3. B. bie Givilgerichtsbarfeit, erhalten. 

Bon ihnen verſchieden waren nun diejenigen Burggrafen, 
welche ſich in Neichsftädten befanden, in welchen weder die Könige 
noch die Lanbesherrn eine Burg hatten, 3. B. die Burggrafen in 
Köln, Mainz u. a. m. Cie waren natürlich auch ihrem Urſprung 
nach Feine grundherrlichen Beamten, vielmehr gleih von Anfang 
an Öffentliche an die Stelle ber Gaugrafen getretene Stabtgrafen. 
Da nämlih im Mittelalter jede Stadt eine Burg war, und aud 
jo genannt worden ift, fo konnte jeder Stadtgraf auch Burggraf 
" genannt werden, ohne daß es nothwendig ift, das Wort Burg 
von Bur, d. 5. Burgenoſſenſchaft, abzuleiten, wie diejes 3. B. 
Ennen will 22). Da nun auch die Burggrafen der erften Art 
meiftentheils öffentliche Gewalt erhalten hatten, fo beitand jpäterbin 
zwiſchen beiden Arten von Burggrafen fein weiterer Unterſchied 
mehr, als daß bie Burggrafen ber zweiten Art bloß Hffentliche 
Beamte waren, alſo 3. B. in Köln Teine grunbherrliche Gerichte: 
barkeit über Maß und Gewicht, über den Verlauf von Lebens: 


82) Xehenbriefe von 1278, 1281, 1800 u. 1862 in Hist. dipl: Norimb. 
p. 167, 168, 204 u. 409. 
88) Ennen, Seid. I, 566. 
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mitteln u. |. w. 3%), und daher einen zweiten (grundherrlichen) 
Beamten zur Bejorgung der grundherrlichen Angelegenheiten neben 
fih hatten, während die Burggrafen der erjten Art öfters zwar 
ebenfalls einen zweiten Beamten neben fich hatten, zur Bejorgung 
derjenigen öffentlihen Angelegenheiten, welche ihnen nicht über- 
tragen worben waren, welche daher meiftentheils öffentliche Beamte 
waren. 

Bon beiden Arten verfchieden waren nun wieder diejenigen 
Burggrafen, welche wie wir gefehen, gar keine Öffentliche Gewalt 
hatten ($. 125). Es hat demnach dreierlei Arten von Burggrafen 
gegeben, folche, welche Leine öffentliche Gewalt gehabt Haben, dann 
Burggrafen, welche urjprünglic grundherrlihe Beamte geweſen 
find, welche aber, wie 3. 8. in Straßburg und Augsburg einen 
Theil der öffentlihen Gewalt, oder, wie in Nürnberg und Magde⸗ 
burg die ganze öffentliche Gewalt erhalten haben, und endlich 
Burggrafen, weldhe, wie 3. B. in Köln und Mainz, niemals eine 
grundberrlihe Gewalt, vielmehr immer nur eine öffentliche Gewalt 
gehabt haben. 


c. Rechte Der äffentligen Gewalt in Den Reichtſtädten. 
6. 469. 


Die Deutihen Könige waren in allen Reichsſtädten, in den 
reihsgrundherrlichen wie in den freien und gemiſchten Neicheftädten, 
die Inhaber der öffentlichen Gewalt. Alle öffentlihe Gewalt im 
ganzen Reich ging von ihnen aus. Daher durfte bie öffentliche 
Gewalt nur von denen ausgeübt werben, welchen fie von dem 
Deutſchen König übertragen worden war. In jenen Territorien 
und Städten aber, in denen fie feinem Anderen übertragen worden 
war, blieb fie dem König felbftl. Und dies war urfprünglid in 
allen Reichsſtädten der Fall. Zu den Rechten ber öffentlichen 
Gewalt gehörten nun vor Allem das Gebot und Verbot ober 
das Bannrecht, dann der Schub und Schirm gegen jegliche 
Gewalt und daher au das Geleitweſen und die öffentliche 
Gerichtsbarkeit mit vem Blutbann. 


84) Schiediprud von 1258 Nr. 20 in Quellen, Il, 882 u. 892. 
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Tas Recht in den Angelegenheiten ber öffentlichen Gewalt 
zu gebieten und zu verbieten, das Gebot und Verbot oder 
das Bannrecht hatten die Deutſchen Könige urſprünglich in allen 
Königsftätten und Reichsſtädten. Denn fo naunte man ja gerade 
jene Etädte, in welden das Bannrecht noch niemand Anderem 
verliehen, alſo dem König felbit geblieben war. Und man nannte dieſen 
Bann eben darum, weil er dem König gehörte, und weil ihn ohne 
Königlihe Verleihung niemand ausüben burfte, ben Königs: 
bann. Und aud in fpäteren Zeiten gehörte noch das Recht zu 
gebieten und zu verbieten zu ben Rechten ber öffentlichen Gewalt 
in den Reichsftädten, 3.8. in Weblar ’) u. a. m. Mit dem Rede 
zu Gebieten war da8 Recht Berorpnnngen zu machen ver- 
bunden. Und auch diefes Recht übten die Deutſchen Könige in 
allen Königs: und Meichsftäbten aus, öfters fogar noch feit dem 
16. Sahrbundert. 

Ein weiteres Recht der öffentlichen Gewalt war die Schirm 
gewalt. Der König war der Oberfie Schirmherr ded ganzen 
Dentihen Reihe, um fo mehr war cr alfo aud der Schirmherr 
ber Reichsſtädte. Denn Reichsftädte nannte man ja gerade bie: 
jenigen Stäbte, welche unter dem unmittelbaren Schube des Königs 
ftanden oder wieder unter dieſen bireften Schuß gejeßt worden 
find, wenn fie früher einem Landesherrn unterworfen waren, wie 
diejes 3. B. in Bern 2) und in Lübec?) der Fall war. Der Stadt 
Rürnberg war es ſogar ausdrüdlich zugefichert, daß fie feinen 
anderen Schirmherrn als den Deutſchen König haben folle *). Zu 
biefer Schirmgewalt gehörte nun vor Allem auch die Aufredt: 
haltung bes öffentlichen Friedens oder des Königsfriedens im ber 
Stadt, 3. B. in Worms ). Und die Deutfchen Könige ließen 
diefen Stadifrieben ſehr häufig durch ihre Reichslandvögte und 


1) Urk. von 1536 bei von Ulmenftein, IL, 24. „bie Vogtey zu Wuplar 
„und das Gebietsrecht, mit ben dazu gehörigen Gerechtſamen und 
„Nutzungen“ —. 

2) Handfefte von 1218 $. 1. — in nostrum et imperii romani domi- 
nium recepimus et defensionem —. 

3) Urk. von 1226 im Lüb. Urkb. I, 46. 

4) Privilegium von 1219 $. 1. 

6) Urk. von 1156 u. 1220 bei Morig, II, 146 u. 156. 
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Landrichter handhaben, 3.3. in Frankfurt ©), in Konftanz, in Straß- 
burg, Goslar und Weißenburg. Als im Jahre 1382 in Straßburg 
bie Kämpfe zwilchen den beiden hervorragendſten Gefchlechtern, den 
Zornen und den Mühlheimern begannen, trat ber Landvogt des 
Elſaſſes dazwilchen, um den Streit zu vermitteln („bo dis gefchelle 
„geihach do warp der landvoget — umb einen frieden zwüjchent 
„den zweien parten” —)?). Eben fo mußte in Konftanz ber Land: 
vogt von Schwaben einjchreiten, wenn unter den Bürgern ein Auf: 
ruhr entftand®). In Goslar Hatte der Meichslandrichter den 
Lanbdfrieven zu handhaben und die Landfriedensbrüche abzuurtbei- 
len®). Und in Weißenburg follte, wie wir gejehen haben, zuerft 
der Unterlandvogt und dann der Oberlandvogt zur Hanthabung 
der Öffentlihen Ordnung in der Stabt angerufen werben, wenn 
die Gewalt des Stabtvogtes und des Schultheiß zu dem Ende nicht 
mehr binreichte (8. 466). Für dieſen Schutz mußten manche 
Reichsſtädte ein Schutzgeld an den Schutzherrn entrichten, 3. 2. 
Weblar noch im 16. Jahrhundert 10). 

Mit der Schirmgewalt war auch das Geleitweſen und 
der Shut ber Landſtraßen verbunden. Die Ertheilung des 
fiheren Geleites und. die Handhabung deſſelben gehörte von je ber 
zu den Rechten der Königlichen Gewalt, 3. B. in Bern), in 
Nürnberg 12), in Weblar u. a. m.12), insbejondere auch in ben 
Ihwäbilchen Reichsftäbten Buchhorn, Ravensburg, Waldjee u. a. m. 
Nur die Stadt Biberach wollte den Geleitboten der Landvogtet im 
16. Jahrhundert nicht mehr durch bie Stabt paſſiren laſſen 19). 





6) Urk. von 1864 bei von Fichard, p. 864. „Wann Wir jchirm, fride 
„und gnade in aller czeit gern machen“ —. 

7) Königshoven, p. 804. 

8) Speth, Beſchreibung von Konflanz, p. 228 n. 229. 

9) Mehrere Urkunden bei Göſchen, Goslar. Stat. p. 517 u. 518. 

10) von Ulmenftein, III, 251. 

11) Handfeſte von 1218 $. 4. 

12) Url. von 1318, 1847, 1857 u 1866 in Hist. Norimb. dipl. p. 227, 
829, 871 u. 488. | 

13) Vertrag von 1536 bei von Ulmenflein, II, 24 u. 27. und oben 8. 84. 

14) Beſchreibung der Reicgslandvogtei in Schwaben von 1594 bei Wegelin, 
II, 168. „Die Stadt Biberach will auch ber Landvogtey Glaits-Botten 
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Chen fo war der Schuß der Landftraßen und bie bamit verbun- 
dene Gerichtsbarkeit ein Recht der Königlichen Gewalt, 3. B. in 
Dortmund 18). Auch in Memmingen und in anderen Reichsftädten 
in Schwaben war der Schutz und der Schirm der Landſtraßen 
noch am Ende des 16. Jahrhunderts der Landvogtei felbjt vorbe⸗ 
halten 16). 

Ein Hauptrecht der öffentlichen Gewalt war endlich auch noch, 
wie wir gefehen, der Heerbann und das Recht einen Ort zu be: 
feftigen ($. 6, 29 u. 30), und die Öffentliche Gerichtsbarkeit, zu 
welcher auch die Ausübung des Blutbanns gehört hat. 


$. 470. 


Die öffentliche Gerichtsbarkeit lag uriprünglich in den - 
Händen der Gaugrafen und der Sentgrafen. Die Gaugrafen Hatten 
die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann, bie Gentgrafen aber 
(die Eentenarien eben fowohl wie die Schultheiße und die Vifarien) 
die niebere Gerichtsbarkeit, alſo bie Civilgerichtsbarkeit mit Aus: 
ſchluß des Blutbanns. Auch die Stäbte haben urfprünglich unter 
ihnen geftanden. Die emporftrebenden Städte erhielten jeboch frübe 
Ihon entweder einen eigenen Öffentlichen Beamten oder Immunität 
von den öffentlichen Gerichten, von den Gau: und Eentgerichten 
oder doch wenigftens von den Lebteren. So erhielten Köln, Mainz 
und Trier ſchon zur Fränkiſchen Zeit einen eigenen Grafen ($. 89), 
vielleicht auch ſchon Regensburg und Bafel. Und aus dem zu 
ihrem &omitat gehörigen Gebiet (Gau oder Grafſchaft) ift meilten- 
theild das fpätere Gebiet der Stadt felbft hervorgegangen. So lag 
Köln im Kölngau und das fpätere ſtädtiſche Gebiet beitand aus 
einem großen Theile bes ulten Gaues!). Eben fo Tag Mainz im 


„durch ihr Stadt mit offnem Glaidt nicht paſſiren Iaffen, ba es bod) 
„eine ehehaffte alte Befugſame if, und andere Stänbt des Reiche, als 
„Stadt Buchorn, Etadt Ravenjpurg, Waldfee, Erbtruchſeffiſche und 
„Fuggeriſche Herrſchafften durch dero Gebieth ermeldt biß gen Gög: 
„lingen auf bie Donaubrugg des britten Jochs ummwaigerli ge: 
„ſtatten.“ 

15) Stadtrecht 8. 87 bei Wiegand, II, 220. 

16) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, II, 161 u. 166. 

1) Urk. von 898, 941 u. 1005 bei Lacomblet, I, 43, 52, 58 Not. u. 89. 
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Mainzgau?). Und noch im 15. Jahrhundert nannte man das 
zur Stadt gehörige Gebiet die Grafichaft von Mainz 2). Auch 
Trier lag im Triergau ?) und das zur Stadt gehörige Gebiet bil- 
dete einen eigenen &omitat 5). Eben fo lag Bonn im Bonngan ®) 
und Regensburg in cinem eigenen Comitat im Donaugau. Auch 
hatte Regensburg feinen eigenen Grafen ) und ſchon zur fränfifchen 
Zeit einen Bicarius und einen Subvicarius ®). Auch Bafel Tag 
im 9. Jahrhundert im Bafelgau und die fpätere Bannmeile ber 
Stadt hatte diefelbe Grenze mit dem alten Gau?) Vielleicht 
bildete auch das ans 21 Dörfern beitehende Gebtet von Aachen, 
worin der Kaiſer ber Landesherr und bie darin wohnenben Leute 
KReichsunterthanen waren, einen alten Gau. Daher nannte man 
jenes ſtädtiſche Gebiet auch in fpäteren Zeiten noch das Aachner 
Reich oder das Reich von Aach 10). Auch in Speier findet 
man, ſeitdem es in den Sahren 969 und 989 Immunität von ben 
öffentlichen Gerichten erhalten und unter den bifchöflichen Vogt ge: 
ftellt worden war, einen eigenen Schultheiß, aber noch feinen eige- 


in pago coloniensi — et in colonia civitate. — in pago Colin- 
gauwe et comitatu —. 

2) Urf. von 1064 bei Lacomblet, I, 129. in pago mogonciscens| — 
in ipsa magoncia —. 

8) Friedensbuhd um 1480 $. 87 bei Mone, VU, 17. — „ten gut in 
„Menge oder in ber grafichaft zu Menke“ vergl. unten $. 489. 

4) Urt. von 895 bei Hontheim, I, 232 

5) Urk. von 966 bei Hontheim, I, 8038. in comitatu vel suburbio 
Trevirorum —. 

6) Urf. von 815, 941, 970, 1020, 1047 u. 1067 bei Lacomblet, I, 16, 
62, 66, 97, 118 u. 186. 

7) Url. von 1002, 1008, 1026 u. 1028 bei Ried, I, 118, 126, 146 u. 
147. — in civitate Radespona, in comitatu Ruotperti situm —. 
infra urbem Radesponam in pago Tuonocgowe et in comitatu 
Ruodpeti comitis —. in Ioco Ratisponensi, in pago Duonchgouvi, 
in comitatu Ruotberti — Ruotperht Ratisponensis comes —. 

8) Anamodi Ratispon. tradit. S. Emmeran. I, c. 27, 39 u. 72 bei 
Pez, thesaur. I, P. Ill, p. 220, 227 u. 245. vergl. oben $. 86. 

9) Ochs, II, 90. Not. 

10) Noppius, p. 140 — 148. vergl. Deine Einleitung zur Geſch. der 
Mark: 2c. Vrf. p. 58. 
v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 21 
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nen Vogt für die Stadt. Die Stabt ftanb vielmehr binfichtlich ber 
hohen Gerichtsbarkeit theils unter dem Stiftsvogte des bifchäflichen 
Territoriums 11), theils auch noch unter dem Reichslandvogte des 
Speiergaus 12). Da jedoch die Bürger mit der Smmunität das Nedt 
vor fein Gericht außerhalb der Stadt gezogen zu werden erworben 
batten 12), fo mußte der Stiftsvogt das Vogteigericht für die Bür: 
ger in der Etadt felbft halten ($. 91), Bis fpäterhin ein eigener 
Vogt für die Stadt angeftellt worden ift. Eben fo findet fich aud 
in Zürich urfprünglih nur ein Schultheiß und fpäterhin erft auf 
noch ein Reichsvogt für die Stadt. In Züridy hatten nämlich 
mehrere in der Stadt angeſeſſene Grundherrſchaften, namentlich 
auch die Abtei Frauenmünfter, ihre eigenen herrſchaftlichen Gerichte 
($. 121). Schr wahrjcheinlihd war auch mit dem daſelbſt befind: 
lichen Königshofe ein eigenes unter einem Scultheiß ſtehendes 
Königliches Hofgericht für die dafelbft wohnenven Fiscalinen ver: 
bunden, welchem zu gleicher Zeit, wie in anderen Königsſtädten, 
ein Theil der öffentlichen Gewalt, die Eentgrafengewalt ohne den 
Blutbann, übertragen geweſen ift. Mit dem Königshofe kamen 

auch die damit verbundenen Nechte über die Fiscalinen und über 
die dafelbjt wohnenden freien Xeute 14), mit biefen aber offenbar 
auch die niebere Öffentliche Gewalt, jo weit fie dem Echultheiß ader 
Gentgrafen zufland, an die Abtei Frauenmünſter. Daher war ba 
ſelbſt der Schultheiß ein Miniftertale der Aebtiſſin und bis ins 16. 
Sahrhundert ihr Beamter. Seine Amtsgewalt war aber doppelter 
Art. Sie war theils eine herrichaftliche theils eine öffentliche. 
Seine herrſchaftliche Gewalt war befchränft auf bie zur Abtei 
Frauenmünſter und zu bem ehemaligen Koͤnigshof gehörigen Län- 
bereien. Die davon verſchiedene Öffentliche Gewalt dagegen erfiredte 


11) Urk. von 969 u. 989 bei Remling, p. 15 u. 19. 

12) Urt. von 1815 u. 1847 bei Lehmann, p. 256 u. 6685. 

13) Ur. von 1111 u. 1182 bei Remling, p. 89 u. 128. 

14) Urf. von 858 bei Neugart, 1, 284. curtim nostram Turegum — 
cum omnibus adiecentiis vel aspicientiis ejus —. Hr. 
ron 924, eod. L, 651. in Zurich curtem (nad dem Bufammenhang 
der Königshof) — et quicquid ad ipsis pertinet — et X 
vectigalibus, censibus de isto monte —. Sit offenbar von 
freien Zinsleuten zu verfiehen. vergl. oben $. 24 u. 71. 
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fih über die. ganze Stadt und umfaßte mit Ausfchluß des Kö— 
nigbanns alle übrige öffentlidde Gewalt, wie fie vordem jchon dem 
Schultheiß oder Centgrafen zugeftanden hatte 1%). Da die Aebtiffin 
nur die Gent: oder Eivilgerichtsbarkfeit erworben hatte, fo dauerten 
bie Gaugerichte in Zürich nach wie vor fort bis in die Mitte des 
10. Zahrhunderts 1%). Denn exit feit der Beſtellung eines Reichs⸗ 
vogtes für die Stadt haben fich diefelben verloren. Eines eigenen 
Reichsvogtes in Zürich wird erft feit dem Sabre 972 erwähnt 
($. 89). Die Reichsvögte traten an die Etelle der Gaugrafen. 
Eie waren die Stellvertreter des Kaifers, welche namens des Kai— 
jers die hohe Gerichtsbarkeit in der Stadt zu bejorgen hatten 17). 
Daher findet ſich feit jener Zeit Fein Gaugericht mehr in der Stadt. 
Das letzte, deſſen Erwähnung geſchieht, ift vom Jahre 964. Mit 
ber herzoglichen Gewalt erhielten im Jahre 1096 die Zäringer Für: 
ften auch die Reichsvogtei in der Stadt Zürich 1%). Und fie er: 
hielten fich auch fpäterhin mit wenigen Unterbrehungen in deren 
Beſitze. Erit nach ihrem Ausfterben (im Sahre 1218) fiel aud) 
bie Neichövogtei wieder an das Neich zurüd und Zürich wurde jo: 
dann wieder eine Neichsftadt, was fie auch bis zur Ausfcheibung 
ber Echweiz aus aller Verbindung mit dem Deutfchen Reich ge: 
blieben iſt 19). | 

Die Vicarien und Schultheißen in Negensburg, Epeier und 
Zürich Hatten demnach nur die Sentgrafengewalt in ter Stabt. 
Hinfichtlich der hohen Gerichtsbarkeit ftanden fie aber noch bis ins 
10. und 11. Jahrhundert unter den Gaugrafen oder wie in Speier 
unter den an die. Stelle der Gaugrafen getretenen Vogteibeamten. 


15) Bluntſchli, L 180 u. 178 fi. 

16) Urf. von 947, 963 u. 964 bei Neugart, 1, 591, 592, 604, 606 u. 
609. 

17) Urk. von 1210 bei Bluntſchli, I, 189. Dei et Imperstorum ac re- 
gum dono constitutus judex et advocatus qui vulgo Kastvogt 
dieitur i. e. in omne Thuregum Imperialem jurisdictionem tenens. 
Urk. von 1210, cod. I, 180. in oppido Turicensi — Imperatoris 
gratis ipsius locum tenens. 

18) Otto Frisingens. de reb. gest. Fried, I, c. 8. Urf. von 1210 bei 
Bluntſchli, I, 189. Not. 48. 

19) Bluntſchli, I, 186—188. 

21 * 
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‘ebenfalls hatten aber oder erhielten bereit8 im 10. Jahrhun⸗ 
dert alle Königsftäbte ſchon vollitändige Smmunität ($. 89, 117 
u. 118). 

$. 471. 


Erft durch die Immunität der Städte entftand das Bebürfnik 
einen eigenen Öffentlichen Nichter in der Stadt, d. h. einen öffent: 
lihen Stadtrichter zu haben. Vorher hat es in ben Städten nur 
berrichaftlihe Richter (einen oder mehrere Tronhofbeamte) und bie 
und da auch noch einen Stabtmarkrichter, was meiltentheils der 
Gemeindevorftand felbft war, gegeben. Denn auch bie Etäbfe 
ftanden binfichtlih ber öffentlichen Gewalt unter den Gau⸗ und 
Eentgerihten. Der freie Verfehr und die mit ihm verbundene 
Marktfreiheit und Gerichtsbarkeit hat jedoch frübe ſchon zur Im⸗ 
munität von den Öffentlichen Gerichten und zur Errichtung eigener 
Stabtgerichte geführt ($. 88, 117, 118, 170). Zwar Fonnte der 
befondere Schuß und Frieden des Königs, unter welchem die Markt: 
orte ftanden, auch durdy die Gau⸗ und Landgerichte gehandhabt 
werden. Und in vielen Städten iſt bicjes längere Zeit auch wirt: 
lich gefchehen, 3. B. in Speier, Ulm, Züri (6. 470 u. 472) und 
auch in Halle, wo noch im 14. Jahrhundert die hohe Gerichtsbar: 
feit mit dem Blutbann von dem Burggrafen von Magdeburg und 
nur bie übrige Gerichtsbarkeit von dem Stadtſchultheiß oder Prä- 
fect beforgt worden tft !). Da jedoch bie Märkte felbft nicht unter 
ven Gau: und Landgerichten ftanden, das zu einem Stadtrecht er: 
weiterte Marktrecht aljo eines eigenen Beamten bedurfte ($. 89), 
jo mußten wenigſtens für die Civilgerichtäbarkeit eigene Stadtge— 
richte errichtet werden, wie dieſes denn auch frühe ſchon in Re: 
gensburg, in Speier, Ulm, Zürich und in Halle geichehen tft. Die 
Errichtung eigener Stabtgerichte war aber um fo nothiwendiger, da 
mit der Immunität das Recht der Stabtbürger verbunden war, 
vor feinem auswärtigen Gerichte vielmehr nur in ber Stabt felbft 
belangt werben zu bürfen, ein Grundfag der frühe ſchon In Köln 
und Speier ($. 89), aber auch in Straßburg 1.), in Hagenau 2), 


1) Schöffenbrief von 1235 $. 2, 7 n. 9 bei T. u. ©t. p. 295. 
1a) Urf. von 1129 bei Schoepflin, I, 207. Stadtrecht, art. 81 bei Gran- 
didier, p. 6. 
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in Gelnhaufen ?), in Lübed *), in Mainz 5), in Bern ®), in Gos⸗ 
lar ?), in Nürnberg 9), in Sranffurt®), im Sabre 1274 ſogar für 
alle KRönigsftädte von Rudolf von Habsburg ausgefprachen worden 
ift 19), Da nämlich die Immunitätsftäbte Zreiungen oder Freihei⸗ 
ten waren ($. 96), jo durfte in der Regel Fein Bürger aus feiner 
Freiheit heraus an ein fremdes Gericht citirt werben, wie dieſes 
manche Stadtrechte, 3. B. jenes von Hadersleben, ausdrücklich 
jagen 11). Das Recht der Stadtbürger nur in der Stadt jelbit 
belangt werden zu bürfen, war demnach eine nothwendige Conſe⸗ 
quenz der erhaltenen Immunität. Späterbin erhielten die Stabt- 
gerichte ſogar Freiheit von den Kaiferlihen Landgerichten. Und fie 
famen ſodann unmittelbar unter Kaifer und Reich, 3.8. das Stadt: 
gericht von Nürnberg 1%). Die Stabibürger‘, welche jenem Verbot 
zuwiber einen Bürger vor einem auswärtigen Gerichte belangten, 
wurden geitraft. Nur dann, wenn ein Bürger fein Recht nicht 
bei dem Stadtgerichte nehmen mollte, durfte man ihn bei ben 
Reichögerichten belangen, 3. B. in Goslar 12), und es trat ſodann 
ſogar wieder das Fauftrecht gegen ihn ein ($. 110). | 


— — 


3) Stadtrecht von 1164 $. 8 und Privilegien von 1255 bei Gaupp, I, 
97 u. 102. 

8) Urt. von 1170 bei Künig, vol. 18, p. 784. 

4) Urt. von 1188 im Lüb. Urkb. I, 10. 

6) Urf. von 1185 bei Guden, J, 119. 

6) Hanbfefle von 1218, $. 29. 

7) Privilegien von 1219 bei Göſchen, p. 114. und Heineccius, ant. 
Gosl. p. 219. 

8) Urk. von 1813 u. 1828 in Hist. Norimb. p. 227 u. 271. 

9) Urk. von 1291, 1294 u. 1299 bei Böhmer, Urkb. I, 259, 287 u. 828. 

10) Urf. von 1274 bei Pertz, IV, 899. ut nullus extra hujusmodi 
civitates in judieium evocetur, sed si quis contra cives dic- 
torum locorum aliquid habuerit actionis, coram iudice civi- 
tatis. — 

11) Habdersieber Stadtrecht, c. 16 im Corpus constit. Slesvicens. II, 
455 f. | 

12) Urk. von 1455 bei Sendenberg, Kaiferl. Gerichtsbarkeit, Weil. Nr. 45, 
p. 188. und in Hist. Norimb. II, 661. — „wie wol baß Sie und 
„Unfer und bes Reichs Gericht bafelbs zu Nurmberg, ohne Mittel 
„unter Unß als Romiſchem Kayfer gehören.” — 

13) Privileg von 1219 bei Heineccius, p. 219. und Göſchen, p. 114. 
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Seit dem 10. Jahrhundert hatten nun bereits alle Königs: 
ftädte vollſtändige Immunität oder wenigſtens einen eigenen öffent: 
lichen Beamten, die Städte Köln, Mainz und Trier wahrjcheinlich 
ihon zur Fränkiſchen Zeit. Daher fintet man feit jener Zeit in 
jehr vielen Königs: oder Neichsftädten zwei zur Bejorgung der 
öffentlihen Gerichtsbarkeit beitellte Beamte, Einen für die hohe 
Gerichtsbarkeit, weldyer dem Gaugrafen entiprah und an deſſen 
Stelle trat, und einen Anderen für bie niedere Gerichtsbarkeit mit 
ber Amtsgewalt eines Kentgrafen. In den reichsfreien Städten 
waren nun beide Beamte Öffentliche Beamte. Sn den reiche: 
grundherrlihen Städten dagegen und in allen jenen . gemifchten 
Etädten, in welchen ſich ein Königshof mit einem herrichaftlichen 
Schultheiß, Amtmann, Ammann oder Burggraf befand, findet man 
zwar öfters ebenfalls zwei mit ber öffentlichen Gewalt beauftragte 
Beamte. Meiftentheils war jedoch nur Einer von ihnen ein öffent: 
licher Beanter, der Andere aber ein berrichaftlicher. Ein Theil der 
öffentlichen Gerichtsbarkeit, die Gentgrafengewalt oder die Eivilge- 
richtsbarkeit, pflegte nämlich, wie ſchon zur Zeit Karls des Großen, 
dem herrichaftlichen Neichsbeamten übertragen zu werden. Es 
brauchte daher jeit dem Erwerbe der vollftändigen Immunität (jeit 
dem 10. Sahrhundert) nur noch ein öffentlicher Beamter, ein 
Reichsvogt oder ein Burggraf, zur Ausübung der hohen Gerichts: 
barkeit in der Stadt angeftellt zu werden. Es ftand demnach in 
dieſen Städten neben dem mit der niederen Öffentlichen Gerichtsbar⸗ 
feit beauftragten herrichaftlichen Beamten noch ein öffentlicher 
Reichsbeamter. In cinigen Städten wurde auch noch dte hohe 
Gerichtsbarkeit einem herrſchaftlichen Beamten des Königs über- 
tragen, jo daß es demnach feinen einzigen eigenen öffentlichen Be: 
amten in jenen Städten gegeben hat. In vielen anderen Königs- 
oder Reichsſtädten findet man indeljen nur einen einzigen Be 
amten, welcher mit der geſammten öffentlichen Gewalt, mit ber 
hohen und der niederen Öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragt wor: 


Nec uliquis ex eisdem civibus alium concivem suum extra civi- 
tatem, sive ad curiam nostrem ad judicium trahere praesu- 
mat, — nisi forte actor a reliquis burgensibus testimonium ha- 
beat, quod ille quem convenire vult advocato civitatis conlumax 
extiterit et rebellis. 
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ben war. In den reichöfreien Städten war nun aud) biefer Be: 
amte ein öffentlicher Richter. In den reichSgrundherrlichen Städten 
dagegen, und in jenen gemifchten Städten, in welchen fidy ein Kö: 
nigshof befand, pflegte tem daſelbſt befindlichen herrſchaftlichen Kö: 
nigsbeamten mit der niederen auch noch die hohe öffentliche Ge: 
richtsbarkfeit Übertragen zu werden. Einige Beifptele werben dieſes 
Alles klar machen. 


$. 472. 


Zwei Beamte in der Stadt, von denen ber Eine ein 
öffentliher Beamter, der Andere aber ein herrſchaftlicher 
mit einem Theile der öffentlichen Gewalt beauftragter Beamter 
war, findet man in Frankfurt, in Aachen und in Ulm. In 
Frankfurt ftand, wie wir gefehen, der Neichsfchultheiß an ber 
Spitze des Königshofes ($. 468). Es war ihm aber au ein 
Theil der öffentlichen Gewalt übertragen. Daher führte er auch 
namens des Kaiſers den Vorſitz bei dem Kaiſerlichen Etadtgerichte 
(judicium civitatis) 1). Er erbielt daher den Titel Stadtſchultheiß 
(scultetus civitatis) ꝰ). Er Hatte urfprüngli nur die nicdere Ge: 
richtsbarkeit (die Eentgrafengewalt), wozu aud ber Verfauf und 
der Uebertrag der verkauften Girundftüde und Grundrenten gehört 
hat 2). Da er jebody in diefer Beziehung als Hffentlicher Richter, 
alfo unter Königsbann, (auctoritate regia) *) zu Gericht ſaß, fo 
hatte ev auch bei dieſen Befltübertragungen den Königsbaun zu 
wirken 5), Der Reichsvogt, deſſen erjt feit dem Jahre 1194 Er: 
wähnung geichieht, war ein öffentlicher Beamter %). Zwar nennt 


1) Urk. von 1194 u. 1225 bei von Yicharb, p. 350 u. 352. und bei 
Böhmer, I, 20 u. 44. — Frankenfurt in judicio Domini Impera- 
toris, Wolframo sculteto. Urk. von 1866 bei Wend, I, 827 Not. — 
coram nostro et Impern sacri judicio in Franckfurt coram scul- 
teto. — 

2) Urt. von 1277 bei Böhmer, I, 181. 

8) Urt, von 1816 bei von Fichar, .p: 858 vergl. 106 p. 58. Urk. von 
1232 u. 1238 bei Böhmer, I, 84 7. u. 65 f. 

4) Url, von 1225 bei Böhmer, p. 44. 

5) Urk. von 1288 bei Böhmer, p 66. — supradicta bona sub bannum 
et protectionem domini imperatoris comprehendenda. 

6) Urk von 1194, 1211 u. 1219 bei Böhmer, p. 20, 21, 27, 28 u. 30. 
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ihn feine einzige Urkunde einen öffentlichen over Töniglichen Be⸗ 
amten. Allein er wird immer an ber Seite des Stadtſchultheiß, 
alfo an der Seite eines Töniglichen Beamten genannt. Die Anficht 
NRömer-Büchners, der ihn für einen Kirchenvogt (advocatus eccle- 
siae) hält, ift daher um fo unbaltbarer, da der Vogt niemals Kir⸗ 
chenvogt genannt wird und auch in feiner Königsftabt Kirchenvogt 
war 7). In den Bilchofsftädten wurde zwar auch ber Vogt von 
dem Biſchof ernannt, und war daher bifchöflicher Beamter. Allein 
in den Bifchofsftädten war der Biſchof der Inhaber der öffentlichen 
Gewalt, alfo der Landesherr, der von ihm ernannte Vogt demnach 
Träger der öffentlichen Gewalt, aljo Fein eigentlicher advocatus ec- 
clesiae Und da demjelben in den Bifchofsftädten der Blutbann 
noch von dem König verliehen werben mußte, fo war er auch bort 
in einem gewiflen Sinn felbft noch ein Tönigliher Beamter. In 
den Königsftädten dagegen war nun aber ber König ſelbſt der Lan⸗ 
besherr. Er jelbft und niemand anders hatte daher den Vogt zu 
ernennen. Es tft demnach ſchwer einzufehen, wie in ben Königs- 
ftädten der Vogt ein Kirchenvogt hätte werben jollen. Klare Ur- 
funden müßten dieſes wentgftens ausbrüdlich jagen. Da biefes 
nun von Frankfurt Keine Urkunde fagt, fo muß der Vogt aud 
dort, als öffentliher Beamter betrachtet werden. Und er batte 
dort, wie anderwärts, bie hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann 
zu beforgen. Sein Amt wurde jeboch bereits im Jahre 1220 von 
Friedrich II abgeſchafft und ſodann mit jenem des Schultheiß ver- 
eintget. Seitdem hatte ber Reichsſchultheiß die geſammte äffent- 
liche Gewalt®). Zwar ftand Frankfurt nach wie vor noch unter 
dem Neichdlandungte der Wetterau. Dieſer hatte jedoch feine Ge 
richtsbarkeit in ber Stadt, vielmehr nur die Stakt zu ſchützen und 
zu jchirmen und bie von dem Kailer erhaltenen Aufträge und Be: 
fehle in der Stadt zu vollziehen ). Es ift daher ein Irrthum, 
wenn Thomas 9%) außer dem Gerichte des Schultheiß und des 





7) Römer-Büchner, Stabturf. p. 4—16. 

8) von Fichard, p. 59—64. Urt. von 1257 bei Böhmer, p. 118. quod 
quemadmodum ibi advocatia per Fridericum olim imperatorem 
de consensu principum deposita fuit, permaneat ut nunc est, 
fructibus advocatie ipsius scultetatus officio deputandis. 

9) Urk. von 1859 u. 1864 bei von Ficharb, p. 58, 861 u. 364. 

10) Thomas, der Oberhof zu Frankfurt, p. 69—74. 
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Bogtes nch ein anderes Neichögericht in der Etabt annimmt und 
"glaubt, daß erit im Jahre 1225 das Reichsgericht mit dem Stabt- 
gericht vereiniget worden fe. Das Reichsgericht, an deſſen Spiße 
der Schultheiß ſtand, war vielmehr das alte Königshofs- oder Pa⸗ 
latialgericht, welches, feitvem Frankfurt zu einer Stabt erhoben 
worden war, den Titel Stadtgericht erhalten hat, aber auch in ſpä⸗ 
teren Zeiten noch Reichsgericht genannt worden tft 11). Eine Ei- 
genthümlichkeit der Frankfurter Verfafjung, welche ich ſonſt nirgends 
gefunden habe, war jedoch der noch neben dem Reichsftabtgerichte 
(dem eigentlichen Schöffengerichte) beftehende jogenannte Schöffen: 
rath (ein Ausſchuß aus dem Schöffengerichte), welcher bie frei: 
willige Gerichtsbarkeit zu bejorgen hatte, deſſen Uriprung man 
nicht Kennt 12). 

In Aachen ftand ein Schultheiß neben dem Vogt 12). Der 
Schultheiß war offenbar der alte Villieus, alfo ein herrichaft: 
licher Beamter. Daher wird der Schultheiß öfters auch Meier, 
und das Schultheifenamt abwechjelnd eine schulteria civitatis und 
die Meiere i von Aachen genannt 1%. Der Vogt war aber ein 
öffentliher Beamter. Beide Aemter waren im Sahre 1279 in 
einer Hand vereiniget und nachher noch öfter 15). Im Jahre 1290 
wnrde bie Reichsvogtei (eigentlich die NeichSuntervogtei) und im 
Jahre 1348 auch noch das Schultheißenamt an die Grafen von 
Sul von dem Kaiſer verpfändet 16). Und mit der Graflchaft, 
dem fpäteren Herzogthum Jülich kam auch die Reichsvogtei und 
das Neichsfchultheigenamt in Aachen ſpäterhin an die Kurfüriten 
von ber Pfalz 17). 

Auch in Ulm ftand ein Reichsvogt an der Seite des Stabt- 


11) Viele Urkunden aus dem 14. und 15. Jahrhundert bei Thomas p. 222 ff., 
584 u. 585. Frankfurter Reformation, I, tit. 1. $. 1. 

12) Römer-Büchner, Stabtorf. p. 26 u. 186 fi. 

18) Ur. von 1100 u. 1193 und zwei Urkunden von Friedrich I ohne Da- 
tum bei Quir, I, 88, 39, 46 u. 58. 

14) Roppius, p. 49, 120, 121 u. 166. 

15) Quir, II, 8. Noppius, p. 120 u. 121. . 

16) Noppius, p. 49 u. 166. vergl. unten $. 478. 

17) (Mofer) Geſchichte und Rechte der Reichsober⸗ und Untervogtei, wie 
auch des Reichsſchultheißenamts in der Reichsflabt Aachen. 1770, 
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ammanns ober Schultheiß. Der Reichsvogt war ein öffentlicher 
Beamter. Er hatte die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann in 
der Etadt und in Abweſenheit des Königs auch die Gerichtsbarkeit 
über ben Stabtammann. Das Amt war fchon vor dem 13. Jahr: 
hundert den Grafen von Dillingen zu Lehen gegeben worden 1). 
Diefe Grafen waren zu gleicher Zeit auch Landrichter. Tas Ges 
richt, welches fie drei Mal im Jahre in der Stadt halten follten, 
war demnach, wie in Speier, eigentlich ein in der Stabt zu hal: 
tendes Landgericht (provincisle placitum) !%). Nach dem Aus 
jterben der Grafen von Dillingen wurde die Reichsvogtei in Ulm 
den Grafen von Wirtemberg übertragen 2%). Nach dem Untergang 
der Hohenſtaufen ruhte eine Zeit lang jenes Amt. Ten Grafen 
von Wirtemberg blieben indeſſen gewiffe Rechte und einige Ber 
fißungen in Ulm und ein Auffichtsrecht über die Stadt 21). Gegen 
Ende des 13. Jahrhunderts wurde da8 Amt zwar von Zeit zu 
Zeit wieder bejegt, aber mehr und mehr beichräntt und jeit dem 
14. Jahrhundert auch nicht mehr bejekt 22), Der Stabtammann 
(minister civitatis) oder Schultheiß war offenbar ein urfprünglich 
herrichaftlicher Beamter in der Stadt. Er war aber auch mit ver 
niederen dffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragt und, wiewohl er 
unter ber Gerichtsbarkeit des Reichsvogtes ftand, dennoch ein ganz 
felbjtändiger Beamter. Denn der Reichsvogt durfte das von ihm 
gefprochene Urtheil nicht ändern 22), Seit dem Sinten ber Gewalt 
bes Vogtes ſtieg natürlich die Gewalt des Schultheiß, Schon nad) 
dem Stadtrechte von 1296 hatte er den Blutbann über die Stabt: 
bürger. Und feit tem Verſchwinden der Vogtei ging die geſammte 
öffentliche Gewalt anf ihn über 2%). 


18) Urf. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 261. — jus advo- 
catiae et honores, quae Comites de Dillingen ab antiquis in 
nostra habuerunt civitate —. Jene Urk. ſpricht auch von der Kom- 
petenz des Bogtes. vrgl. noch Stadtrecht von 1290 $. 6. 

19) Urk. von 1255 bei Senckenberg, ll, 264 und bei Jäger, Ulm, p. 728. 
comes, tribus temporibus anni: celebrare habet provinciale placi- 
tum in nostra civitate. vrgl. oben $. 90. 

20) Urf. von 1259 bei Wegelin, II, 2. 

217 Pfiſter, Geh. von Echwaben, II, 2, p. 7. gäger, p- 99 u. 158. 

22) Jäger, p 156—158. 

28) Urk. von 1255 bei Senckenberg, II, 268. Jäger, p. 104 ff. 

23) Stadiredht von 1296, $. 4. Jäger, p. 158-168 u. 730. 
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S. 473. 


In einigen Städten, 3. B. in Nürnberg und in Goslar, wa: 
ren beide Beamten, die Inhaber der hohen und ber nicheren 
öffentlihen Gerichtsbarkeit, urfprünglich herrſchaftliche Beamte. 
Daß in Nürnberg der Burggraf urfprünglich ein herrichaftlicher 
Beamter gewejen fein muß, ift bereits jchon bemerkt worden 
($. 468). Und auch der Schultheiß ift offenbar, wie in anderen 
reichsgrundherrlichen Städten, ein herrichaftlicher Beamter geweſen. 
Der Schultheiß, der auch praepositus genannt wird 1), erhielt frühe 
ſchon eine öffentliche Gerichtsbarkeit in Eivil= und Strafſachen ?). 
Ursprünglich Hatte jedoch der Burggraf, wenn auch nicht den gan—⸗ 
zen Blutbann, doch wenigitens einen Antheil an jenem Baun, wel- 
hen er gemeinjchaftlich mit dem Schultheiß von feinem Amtmann 
oder Vogt ausüben Tieß ($. 468). Seit der Mitte des 14. Sahr- 
hunderts hörte jedoch der Beiſitz des burgaräflichen Amtmanns auf. 
Daher hatte feitdem der Schultheiß auch bei den Blutgerichte den 
Vorſitz allein ?). Hieraus folgt nun von felbft, daß der Blutbann 
in fpäteren Zeiten nicht mehr, wie von Anderen behauptet worden 
ift 4), im Namen und aus Auftrag der Burggrafen ausgeübt wer- 
den Tonnte®), Es folgt aber Teineswegs daraus, daß ber Burg» 
graf niemals Antheil an dem Blutbann gehabt habe, wie biejes 
Stromer in feinem reichsſtädtiſchen Eifer behauptet hat. 

Anh in - Goslar fanden ein Vogt und ein Schultheiß 
neben einander und beide waren ohne alle Frage urjprünglich 
berrfchaftliche aber mit Öffentlicher Gerichtsbarkeit in ber 
Stadt beauftragte Beamte. Der Vogt (advocatus civitatis), der 
auch mit der Erhebung ber Neichsjteuern und der übrigen reichs⸗ 


1) Urk. von 1264 in Hist. Norimb. dipl. p. 152. — scultetus sive 
praepositus. — i 

2) Privilegium von 1219 $. 9 und von 1818 in Hist. Norimb. I, 10 
u. I, 227. Stromer, Geſchichte bes Reichsſchultheiſenamtes zu Nürn⸗ 
berg, p. 4 fi. 

8) Stromer, p. 24 u. 25. 

4) Selecta Norimberg. I, 31 u. 32. 

5) In dieſer Weile ift zu bejchränfen was Stromer über den Antheil 
ber Burggrafen an dem Blutbann bemerkt bat, im Hiftor. Magazin 
für das Vaterland, I, 258 ff. 
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herrichaftlichen Gefälle beauftragt war ®), hatte bie hohe Gerichts- 
barkeit mit dem Blutbann in der Etabt?). Er hielt feine Sitzun⸗ 
gen im Neichspalaft oder auf dem Königshofe zu Goslar ®) und 
wurde daher auch Hofrihter genannt („der Hoverichter mins 
„Heren des Kuniges’)Y. Wie der Burggraf zu Nürnberg, fo 
hatte indefjen auch diefer Stadtvogt ober Hofrichter noch Gerichts⸗ 
barkeit außerhalb der Stadt. Denn in bemfelben Jahre 1290 ſaß 
berfelbe Hofrichter, Herrmann von Bonſtetten, auch in Erfurt zu 
Geriht, aus welchem Hofrihter Hüllmann irrthümlich einen 
Stadtbeamten in Mühlhaufen gemacht hat 10). Nach den Goslar: 
ſchen Statuten. aus dem 14. Jahrhundert war der Vogt damals 
ſchon dem Stabtrath untergeorbnnet. Er war aber in fo fern immer 
noch ein Neichsbeamter, als er dem Neiche Huldigen mußte). 
Die niedere öffentliche Gerichtsbarkeit hatte der Schultheiß zu 
beforgen. Er wird in dem reiheitsbriefe von 1219 causidicus, 
in den Statuten aus dem 14. Jahrhundert aber Schultheik 
(Sculthet oder Sculteht) genannt 12). Neben dieſen beiden mit 
der Öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragten urfprünglich herrfchaft- 
lichen Beamten kommen tin Goslar noch mehrere andere mit ber 
nieberen Gerichtsbarkeit beauftragte Beamte vor, welche in Rofal- 
verhältnifien ihren Grund und jedenfalls keine öffentliche Ge: 
rihtsbarkeit hatten, und daher auch dem Neiche nicht zu huldigen 
brauchten. Ste werben Vögte im Fleinen Gerichte („in dem 
„lutteken richte”) oder auch kleine Vögte und daher die Reichs— 
vögte zum Unterfchiede von ihnen Großvögte genannt 12). 


$. 474. 
In den reichsfreten Städten waren bie Reichsvögte und 


6) Urt. von 1252 u. 1390 bei Göſchen, p. 116 u. 121. 

7) Urt. von 1219 bei Göſchen, p. 112, 114 u. 115. und bei Heineccius, 
ant. Goslar. p. 218 \ı. 219. 

8) Urf. bei Heineccius, p. 24 u. 219. Statut bei Göſchen, p. 85, 52 
u. 869. Art. von 1219 bei Göſchen, p. 114. 

9) Zwei Urf. von 1290 bei Heineccius, p. 303 u. 804. 

10) Urk. von 1290 bei Grasshof, p. 194 f. vergl. Hüllmann, II, 854. 

11) Statut bei Göſchen, p. 83, 92 u. 516. 

12) Göſchen, p. 68, 84, 110, 112, 367 u. 869. 

13) Söfchen, p. 367—869. Heineccius, p. 24 u. 220. 
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die Reichsſchultheiße jammt und fonders öffentliche Beamte. 
Bemerkenswerth ift es jedoch, daß in ihnen melftentheils einem 
einzigen Beamten die gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit, bie 
hohe und die niedere Gerichtsbarkeit, anvertraut zu werden pflegte. 
Sp hatte in Lübeck, ſeitdem e8 wieder eine veichSunmittelbare 
Etadt geworden war, ter Bogt den volljtändigen Königsbann mit 
der dazu gehörigen Civil⸗ und Strafgerichtsbarleit, alfo außer dem 
Dlutbann au noch das Erkenntniß über das freie Eigen und 
über den Uebertrag diefes freien Eigen (de hereditatibus — torfacht 
egben — de cespitatum proprietatibus) und über andere Stadt: 
Angelegenheiten (de reipublicae necessitatibus).. Und drei Mal 
im Jahre follte er diejes öffentliche Gericht, welches placitum legi- 
timum, mallum principale, Echteding, Egtdinc, Ettinc und fpäter 
auch Vogtding und Vageding genannt worden ift, in ber Stadt 
auf dem Markte halten !). Wenn ber Vogt zu Gericht ſaß mußten 
ihm zwei Rathsherren zur Eeite fiben, um darauf zu achten, daß 
er Niemand Unrecht thue?). Seit dem Steigen der Gewalt bes 
Nathes ſank jedoch feine Gewalt. Weber bie weitere Gejchichte bes 
Vogtes liegt indeflen noch Vieles im Dunkeln. Gewiß iſt nur fo 
viel, daß der Rath feit dem Ende des 13. Jahrhunderts die meilten 
Geſchaͤfte des Vogtes, die Verlaffenichaften und Verpfändungen von 
Grundftüden u. a. m. und zwar nicht mehr im Echteding ſondern 
auf dem Rathhaus bejorgt bat, und daß Ipäterhin auch der Vogt 
felbft noch verſchwunden tft. Wahrſcheinlich wurde das Amt wie 
anderwärts von ber Stadt erworben und ſodann bie Stelle ‚nicht 
mehr bejett. Nichts deſto weniger ließ man bie Vogt: oder Echte: 
dinge der Form nach beftehen. Sie wurden nach wie vor drei Mal, 
fpäterhin aber nur noch ein Mal im Sabre, auf offenem Markte 
unter freiem Himmel gehalten. Das Gericht warb jedoch ftatt von 
dem Vogt, ter nicht mehr eriftirte, von dem Gerichtsjchreiber ge⸗ 
begt. Und von eigentlihen Geſchäften war natürlicher Weiſe nicht 
mehr die Nete. Dennoch hat fich dieſe leere Ceremonie, der bloße 


1) Dreyer, Einleitung, p. 854, 855 u. 856. Justitia Lubicens, bei 
Westphalen, Ill, 622. Hach, bas Lüb. Redt, I, 2 u. 3. Frensdorff, 
p- 80 jf- 

2) Hach, I, 90. 
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Schein einer längſt untergangenen „Zeit, bis zum Sahre 1806 er: 
halten 22). Die öffentliche Gerichtsbarkeit und die übrigen berr- 
Ihaftlihen Angelegenheiten mit der dazu gehörigen Gerichtsbarkeit 
beforgten aber von num an die ftäbtifchen Gerichte, pas Kammerei: 
gericht und das fogenannte Marſtalls- oder Randgericht?). 
Wie in Kübel, jo hatte auch in Wismar, wo bekanntlich Lübi⸗ 
ſches Necht galt, ter Bogt tie gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit 
zu beforgen. Auch ihm mußten, wenn er zu Gericht ſaß, zwei 
Mathsherren zur Eeite fiten. Die Vogtei wurde daſelbſt im Laufe 
des 14. Jahrhunderts mehrmals zuerft an die Stabt, dann an 
mehrere Bürger und zulegt, im Sabre 1373, wieder an die Stadt 
verpfändet und fpäterhin nicht mehr eingelößt, jo daß fie demnach 
bei der Stadt geblieben it). In Mühlhaufen hatte der Reichs— 
ſchultheiß (scultetus civitatis) 6) die gefammte öffentliche Gerichte: 
barkeit, die hohe und die niebere Gerichtsbarkeit, zu beforgen ®). 
Das Schhultheigenamt wurde aber jchon im 14. Jahrhundert von 
dem Kaifer ver Stadt felbft verpfändet )). Einen Hofrichter in der 
Stadt, wie Hüllmann geglaubt, hat e8 niemals gegeben. Die 
herrfchaftlichen Angelegenbeiten in der Stadt beſorgte vielmehr ein 
Neihshofmann („des riches hovemann“) ®). 

Auch in Tortmund gab e8 nur einen öffentlichen Beam: 
ten. Nach dem alten Stadtrecht führte er den Titel Stabtrichter 
(judex oder judex civitatis) 9). Er wurde aber aud) Graf (comes 
oder Greve) genannt 2%. Und er hatte den vollſtändigen Gomitat 
in der Stadt (comitatum sive comitiam civitatis) '!), alfo bie 


28) Hach, p. 148 u. 144. Dreyer, Einleitung, p. 854, 856 u. 857. vergl. 
noch Bauli, Lüb. Zuftände im 14. Jahrhundert, p. 88 ff. 
8) Dreyer, Einl. p. 886 u. 843. vergl. jedoch Frensdorff, p. 92 ff. 
4) Burmeifler, Alterihümer des Wismar’ihen Stabtrechtes, p. 8, 9 u. 10. 
5) Urt. von 1258 bei Grasshof, p. 184. 
6) Grasshof, p. 76—81. 
7) Url. von 1887 bei Grasshof, p. 22. 
8) Grasshof, p. 77, 78 u. 113. 
9) Altes Stadtrecht S. 2 u. 87 bei Wigand, Geld. von Korvei, II, 210. 
Urt. von 1882 bei Mofer, reichsſt. Handb. I, 878. 
10) Urt. von 1248 u. 1850 bei Wigand, I, 275. 
11) Urk. von 1882 bei Mofer, I, 876. 
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gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann m. Wie 
andere Städte, fo ftand nämlich auch Tortmund urfprünglich unter 
bem Sau: ober Freigrafen, erhielt jedoch frühe ſchon vollftändige 
Immunität von dem Freigerichte und feitdem feinen eigenen Stadt: 
grafen mit dem vollftändigen Comitat in der Stadt. Schon das 
alte Stadtrecht ſpricht von dieſer Immunität wie von cinem alten 
Herfommen 12). Und da nad einer Urkunde Otto's des Großen 
von 962 Dortmund damals fchon ein eigenes Stadtrecht gehabt 
hat !4), das Stadtrecht aber ein Stabtgericht vorausfeßt, Jo reicht 
jene Smmunität jedenfalls bereit in den Anfaug bes 10. Jahr: 
bunderts, vielleicht auch ſchon ins 9. Jahrhundert hinauf. Das 
Stadigericht gehörte ſchon zur Zeit des alten Stabtrechtes, alſo im 
13. Jahrhundert, der Stadt. Und die Bürgerfchaft Hatte das Necht 
den Stabtrichter jedes Jahr zu wählen ?5). Der vom Kaiſer be- 
lehnte Freigraf, in dem alten Stadtrecht der höhere Nichter (judex 
major) genannt, hatte Feine Gerichtsbarkeit mehr in der Stadt, 
ſondern nur noch das Nedyt den ftädtiichen Wahlen beizumohnen 
und eine Oberaufficht über die Koͤnigsſtraße !'%. Späterhin hat 
die Stadt auch noch die Freigrafihaft, zuerft halb und im Jahre 
1504 vollftändig erworben. Und Tange Zeit war ſodann der Frei⸗ 
ftuhl von Dortmund das berühmtefte Freigeriht in ganz Weit 
phalen 17). Die niedere nicht öffentliche Gerichtsbarkeit über ganz 
geringe Summen hatte ber Fronbot (preco) , wie der Burrichter 
in Köln und in Soeft. Außerdem hatte er aber auch noch die 
Ladungen zu machen und ben Vollzug der von bem Stadtgerichte 
erlaſſenen Urtheile zu beſorgen 19). 

Eben ſo hatte Bern nur einen öffentlichen Richter, welcher 
wie in Mühlhauſen den Titel Schultheiß geführt hat. Er war 
urjprüngli ein Königliher Beamter. Aber jchon nach der Hand: 
fefte war das Ernennungsreht an den Stabtrath Äbergegangen 


12) Stadtrecht aus 18. sec. $. 2 ff. u. 87. 

18) Stadtrecht, $. 26. 

14) Urt. von 962 bei Wigand, LI, 221. 

15) Stadirecht $. 2. 

16) Stabtret $. 2, 8 u. 87. 

17) Wigand, I, 268 u. 264. 

18) Stadtredht, $. 4 u. 7. und oben $ 201 u. 202. 





336 Rechte der Öffentlichen Gewalt 


und dem König nur noch das Recht der Betätigung geblieben '9). 
Und da der Schultheiß auch noch ben Borfig im Stabtrath gehabt 
bat, fo iſt auch in Bern das Stabtgericht jehr früh an den Stadt: 
vath gefommen. Enblih findet man auch in der Stabt Fried: 
berg in der Wetterau nur einen einzigen Öfferrtlichen Beamten und 
bie8 war ber Burggraf felbft. Er war des Kaiſers und bes 
Reichs Amtmann bei dem Stabtgerichte und hatte die gejammte 
Civil: und Strafgerichtsbarkeit 2%). Aber auch er hatte das Recht 
ftatt Seiner einen Stellvertreter zu jegen und er pflegte zu dem 
Ende einen Schultheiß zu ernennen 21). 

Einen einzigen mit der gejfammten öffentlichen Gerichts: 
barkeit beauftragten Beamten findet man indeflen auch in vielen 
reihsgrundhberrlien Städten. In Ehlingen war es von 
Alters ber ein Königlicher Schultheiß 22), welcher in einer Urkunde 
von 1315 auch Stadtrichter -(judex civitatis) und fpäter Stabt- 
ammann genannt worben 1ft 22), Das Amt wurde dem Grafen 
Eberhard von Wirtemberg verpfänbet, bereits im Jahre 1360 aber 
von der Stabt eingelößt, mit der vom Kaiſer Karl IV erhaltenen 
Zufage, daß die Stadt im pfanbweifen Beſitz bleiben folle, bis 
bafjelbe vom Weiche wieder eingelößt worden jei 2%). Gegen biefes 
Beriprechen wurde inbeflen das Schultheißenamt bereits im Jahre 
1576 wieder demſelben Grafen von demſelben Kaifer verpfänbet, 
jpäterhin aber durch Kauf von der Stabt wieder erworben. Und 
feitvem ift e8 denn auch ein ftädtifches Amt geblieben 2%). In 
Kaufbeuren führte der Königliche von dem Landvogte in Schwa- 
ben ernannte Beamte den Titel Ammann oder minister. Im 
Jahre 13857 Taufte der Stadtrath das Ammanamt von dem Land: 
vogt auf fünf Jahre. Späterhin ernannte den Amman wieder ber 


19) Hanbfefle von 1218 $. 7. 

20) Urk. von 1832 u. 1350 bei Mader, I, 127, 151, 298 u. II, 26. 

21) Url, von 1806 bei Maber, I, 116, IT, 98. vergl. oben $. 126. 

22) Ur. von 1267, 1804, 1311 u. 1812 bei Jäger, Magazin, V, 72, 73 
u. 106. 

28) Jäger, V, 70 u. 98. 

24) Urt. von 1860 u. 1861 ber Glafey, anectod. p. 475 u. 581. 

25) Urt. von 1876 bei Sattler, Geſch. der Grafen, I, Nr. 161. Stälin, 
1, 275 u. 317. Pfaff, p. 108. ö 
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Landvogt. Im Jahre 1418 wurde aber der Blutbanıı von ber 
Stadt felbft erworben. Und ſeitdem ernannte auch der Stabtrath 
den Stadbtammann 29%. Auch in Leberlingen war der Stadt: 
ammann urſprünglich ein Köntglicher Beamter. Das Amt wurde 
frühe ſchon vom König und Kaiſer an verſchiedene Bürger ver- 
pfändet, aber bereits fchon im Sahre 1383 von der Stadt eingelößt 
und feitdem der Stabtammann von dem Stabtratb ernannt 2°). 
In Kaiferslautern war ber Reichsichultheik ein herrfchaftlicher 
mit ber öffentlichen Gerichtsbarkeit beauftragter Beamter 22). Er 
wurde daher auch Kaiferlicher Hofſchultheiß (imperialis aulae 
scultetus) 2%), ſodann Verwalter des Königshofes (procurstor cu- 
riae), Amtmann oder auch Stabtichultheiß (regiae civitatis scul- 
tetus) genannt 20). Er war Untervogt bes Reichslandvogtes im 
Speiergan 21), und wurde vielleicht von ihm auch ernannt. Auch 
jein Titel Unterſchultheiß mag fih auf dieſe Unterordnung unter 
den Reichslandvogt bezogen haben ??). Wenigſtens ift mir ein 
Oberfchultheiß in jener Stadt nicht befannt. Das um Kaiſers⸗ 
lautern herumliegende jehr ausgedehnte Köntgsland, der heutige 
Weſtrich, gehörte zum Königshof in Kalferslautern und wurde 
mit dieſem und mit der Stadt im 14. Jahrhundert an Kurpfalz 
verpfändet, welcher e8 auch fpäterhin als Neichspfandichaft geblteben 
ft ($. 13). 

Der Grund, warum man in biefen und in anderen Meichs- 
ftäbten nur einen einzigen mit der gefammten öffentlichen Gerichts: 
barkeit beauftragten Reichsbeamten findet, Liegt, wie e8 mir fcheint, 
in der längere Zeit beitandenen Unterordnung berjelben unter die 
Reichslandvogtei. Zur Langvogtei gehörte nämlich urjprünglich die 


26) Jäger, VI, 97—100. 
27) Zäger, V, 486. 


28) Grimm, I, 772. — „ane dem gerichte, daz bie des riches ſint“ —. 
Weisthum des Königlichen Schöffengerichtes von 1299 bei Widder, 
IV, 216. 


29) Urk. von 1276 bei Würdtwein, monast. Palat. I, 865. 

80) Widder, IV, 180—182. 

81) Urt. von 1296 bei Würdtwein, monast. Palat. III, 196. Cunradi 
sculteti Lutrensis subadvocati Regis — per Spircogiam —. 

82) Grimm, I, 778. 

v. Maurer, Städteverfaſſung II. 22 
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gefammte öffentliche Gewalt (die hohe und bie nievere Obrigkeit), 
mit diefer aber auch die hohe und niebere Gerichtsbarteit 22). Da 
nun auch die Meichsftäbte urſprünglich, wie wir geliehen, unter 
der Reichslandvogtei geftanden haben, fo ftanden fie, bi8 fie Immu⸗ 
nität von berfelben erlangt hatten, auch binfichtlich ber öffentlichen 
Gerichtsbarkeit unter ihnen, fo wie benn auch Dortmund, Speier 
und Zürich längere Zeit noch unter den Gau- und Landgericften 
geftanden haben ($. 470, 471 u. 474). Nah und nad erhielten 
nun aber fjämmtliche Reichsſtädte Smmunttät und ſodann die 
hohe und niedere Gerichtsbarkeit, namentlich auch die Reichsſtädte 
in Schwaben, Buchhorn, ERlingen, Lindau, Memmingen, Pfullen- 
borf, Ravensburg, Reutlingen, Weberlingen, Weil u. a. m. 2%). Da 
fih nun in allen dieſen Städten bereits Reichsbeamte, entmeber 
reichsgrundherrliche oder öffentliche Beamte befanden, jo beauftragte 
man biefe nun auch mit der durch die vollftändige Immunität er: 
langten hoben äffentlichen Gerichtsbarkeit. Daß dem jo ift beweißen 
zumal jene wenigen NReichsftädte, welche nur bie niebere, nicht aber 
die hohe Gerichtsbarkeit erworben haben. Denn fie blieben nad 
wie vor erlangter theilweifer Immunität Hinfichtlich der hohen ®e: 
richtsbarfeit unter dem Reichslandvogte, 3. B. das Meichsftäbtchen 
Altorf in Schwaben 25). Auch erwarben jene Reichsftädte öfters 
die hohe Gerichtsbarkeit nur in der Stadt jelbft, nicht aber in ben 
zur Stadt gehörigen Dorfichaften. In diefen gehörte ihnen fodann 
nur bie niebere Gerichtsbarkeit, während die hohe Gerichtsbarkeit 
unter der Landvogtei ftand, wie dieſes 3.8. in ben zu den Reiche: 
ftädten Buchhorn, Bieberach und Ravensburg gehörigen Dorfichaften 
und Herrichaften der Fall war 3%), 


S. 475. 


Die in den Reichsſtädten angeftellten Stadtrichter waren dem⸗ 
nad fammt und fonders Königliche Beamte. Wrfprünglich waren 


88) Befchreibung ber Reihslandvogiei in Schwaben von 1594 bei Wegelin, 
I, 151 ff. u. 159 ff. 

84) Beihreibung von 1594 bei Wegelin, II, 152, 160, 161, 164, 166, 167, 
168, 169 u. 170. 

85) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, II, 158 u. 162. 

86) Wegelin, II, 152, 158, 154 u. 168. 
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zwar die Einen Öffentliche Beamte des Köntgs, bie Anderen dagegen 
reichsgrundherrliche jedoch mit dev äffentlichen Gewalt beauftragte 
Königlihe Beamte. Seit der Abichaffung der Hörigkeit hat ſich 
aber auch noch biefer Unterjchted zwiſchen öffentlichen und reiche: 
grundherrlichen Beamten verloren, und die Einen und die Anderen 
wurten nun reichSherrichaftliche Beamte. Seit dem Verſchwinden 
der Hoͤrigkeit ift nämlich der alte Unterſchied zwilchen reichsfreien ° 
und reichsgrundherrlichen Städten verfchwunden. Seit dem 14. 
Jahrhundert hat ſich zwar wieder ein neuer Unterſchied zwilchen 
freien und gemeinen Neihsftäbten gebildet. Dieſer Unterfchted hat 
jedoch zulegt nur noch in der Berbindlichleit zur Entrichtung einer 
ftändigen jährlichen Neichsſteuer beftanden. Ind ſeitdem auch noch 
bieje Verbindlichkeit in den meiften gemeinen Reichsſtädten erlaflen 
worden war, beitand im Grunde genommen gar fein rechtlicher 
Unterfchied mehr unter ben freien und gemeinen -Meichsitädten 
($. 464). Mit dem Unterichiede unter den Neichsftäbten ift aber 
natürlich auch der Unterjchted unter ven Neichsftadtbeamten ver: 
Ihwunden. Die Einen und die Anderen waren vielmehr nun 
reichsfreie Beamte des Königs oder, da nun bie Reichsvogteien 
Reichäherrichaften geworden waren, veichsherrichaftlihe Beamte. 
Sie hatten, wie wir gejehen, bie öffentliche Gerichtsbarkeit zu be- 
forgen, frühe ſchon die niedere Gerichtsbarkeit, ſpäterhin aber auch 
noch die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann. Ste hatten bem- 
nad den vollftändigen Comitat in’ der Stadt ($. 474). Sie hatten 
aber außerdem auch noch alle Zweige der öffentlichen‘ und ber 
herrſchaftlichen Verwaltung unter ſich, insbeſondere auch die Zölle 
und die Münze, dann die Erhebung der Neichsftener oder des Ge⸗ 
werfes und der Übrigen herrichaftlichen Gefälle und das Kommando 
der bewaffneten Bürgerſchaft. So die Reichsvögte in Zürich 2), 
in Lübed 2), in Goslar ?) u. a. m., und bie Reichsichultheike in 
Tranffurt ?), in Nürnberg u. a. m. 

In jenen Reichsſtädten nun, in welchen zwei Beamte neben 
einander ftanden, von benen ber Eine die hohe, ber Andere aber 


1) Bluntſchli, I, 189, 140 u. 165 ff. 
2) Deede, Grundlinien, p. 80 fi. 
3) Urf. von 1252 u. 1890 bei Goſchen, p. 116 u. 121. 
4) von Fichard, p 61—64. | 
22 ® 
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bie niedere Gerichtsbarkeit zu bejorgen hatte, Taken öfters beide mit 
einander als vedende und Ihweigende Richter zu Gericht, 
um ſich gegenfeitig zu ſchützen, zu ergänzen und zu unterftüßen, 
und zur Wahrung ber Rechte eines jeden, wie dieſes auch bei ven 
Märkergerichten der Fall war). So hatte in Nürnberg ber 
Amtmann des Burggrafen gemeinjchaftlic, mit dem Reichsfchultheiß 
ben Vorfiß bei dem Stabtgericht. Und er wohnte offenbar als 
ichweigender Richter der Verhandlung bei, um als Stellvertreter 
des Burggrafen das Gericht zu jhüßen und, wenn es nothwendig 
war, ſelbſt Hecht zu fprechen °). Eben fo jollte in Ulm der Reiche: 
ammann (minister noster) dem Reichsvogte zur Seite fißen, fo 
oft diejer in der Stadt oder auch auf dem Lande zu Gericht faß. 
Und umgekehrt jollte auch der Reichsvogt oder fein Amtmann 
(minister) dem Stadtammann zur Selte fißen, wenn dieſer das 
Stadtgericht präſidirte ). Auch in Aachen ſaßen der Reichsvogt 
und der Reichsſchultheiß oder Villicus gemeinſchaftlich zu Gericht ?). 
Eben jo in Frankfurts) und in MWeblar 9). Und auch in den 
Biſchofsſtädten und in den Abteiftädten wurbe es, wie wir jehen 
werden, eben fo gehalten und urjprünglih wohl auch in allen 
übrigen Städten. 


6. 476. 


Die Reichsbeamten in den Städten waren fammt und ſonders 
Stellvertreter des Deutichen Königs und deſſen Gehilfen. 


48) Meine Geſch. der Markenverfaffung, p. 401-403. 

6) Url. von 1278, 1281, 1800 u. 1362 in Hist. Norimberg. dipl. p. 
167, 214 u. 409. Officialis burggravii una cum sculteto nostro 
in civitate Nuremberg. judicio praesidebit. vergl. oben $. 468. 

6) Urk. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 263 u. 264 und bei 
Jäger, Ulm, p. 728. Minister domini nostri comitis (b. 5. ber 
Amtmann ober Stellvertreter ded Reichsvogts) ministro nostro (d. 5. 
bem Stabtammann) a latere in quolibet judicio considebit, — et 
illic minister noster sibi à lat&re habet consedere. 

7) Urk. von 1265 bei Ritz, Urkunden zur Geſch. bes Niederrheins, I, 125. 
Acta sunt hec in presentia domini Willelmi advocati Ricolphi 
villici judicum Aquensium —, 

8) Urf. von 1219 bei Boehmer, Urkb. I, 28. 

9) Urt, von 1228 u. 1244 bei Guden, II, 84 u. III, 1096. 
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Und auch die niederen Neichsbeamten waren wieder Stellver: 
treter der höheren Reichsbeamten und deren Gehilfen. Die 
Keihsbeamten hatten demnach im Namen und aus Auflrag des 
Königs die Öffentliche Gewalt zu handhaben und den Vorfig bei 
ben öffentlichen Gerichten zu führen. Die hohen Neihsbeamten 
(die Reichsvögte, die Stadtgrafen und die Burggrafen) hatten ben 
Vorſitz bei den hohen Gerichten in der Stabt, und bie niederen 
Reihsbeamten (die Reichsichultheiße und Stabtammanne) den 
Borjig bei den niederen Stadtgerichten. Die hohen und bie nie- 
deren Neichsbeamten faßen aber im Namen und aus Auftrag bes 
Königs zu Geriht. Denn die gejammte dffentliche Gewalt, alfo 
auch die öffentliche Gerichtsbarkeit war nur ein Ausfluß der Kö- 
niglichen Gewalt. Die Neichsbeamten waren jedoch nicht bloß 
Stellvertreter des Königs und die niederen Beamten nicht bloß 
Stellvertreter der höheren Neichsbeamten. Ste waren zu gleicher 
Zeit audy noch deren Gehilfen, alle Reichsbeamten waren Gebilfen 
des Königs, und bie niederen Reichsbeamten Gehilfen der höheren 
Beamten. Wenn daher der König in eine Reichsſtadt Fam, fo 
fonnte er, wenn er wollte, jelbft zu Gericht figen und die Reichs⸗ 
beämten waren fobann feine Beifiger und feine Gehilfen. Eben jo 
hatten die höheren Reihsbeamten Zutritt zu den Gerichten ber 
niederen Beamten. Sie konnten ihnen als ſchweigende Nichter beis 
wohnen, um das Gericht nöthigenfalls zu ſchützen und zu unter: 
lügen, oder auch nur um ihre Rechte zu wahren. Sie konnten 
aber auch jelbft den Borfig übernehmen. Und dann mußten bie 
niederen Reichsbeamten als ſchweigende Richter dem Gerichte bei- 
wohnen. Auch mußten, wenn bie höheren Beamten ihre Gerichte 
in der Stabt hielten, die nieberen Reichsbeamten mit ihnen zu 
Gericht fißen und ihnen helfen das Urtheil zu finden und ihnen 
auch ſonſt noch behilflich fein. Um dieſes Har zu machen, fo weit 
es für die Gejchichte der ftäbtifchen Verfaflung nothwendig tft, muß 
bier und zwar. in möglichjter Kürze Folgendes bemerkt werben. 
Der König war oberfter Inhaber der öffentlichen Gewalt 
und daher Oberfter Richter im Reich. Ein Grundfaß, der nicht 
bloß zur Fränfifchen Zeit, ſondern auch noch im Tpäteren Mittel 
alter gegolten hat!). Die Gaugrafen und die fpäteren Inhaber 


1) Sächſ. Landr. IU, 52 6. 2 Schwäb. Landr. W. c. 98. 
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einer Grafihaft waren deshalb nur feine Stellvertreter und feine 
Gehilfen. Wenn daher der König zur Kränfiichen Zeit in einen 
Sau Fam, fo Fonnte er felbft zu Gericht figen und die Gaugrafen 
und die übrigen Königlichen Beamten waren ſodann nur feine Bei- 
figer und feine Gehilfen, wie diefes viele Urkunden beweijen. Aber 
auch im fpäteren Mittelalter waren noch die Inhaber einer Graf: 
Ichaft feine Stellvertreter und feine Gehilfen 2. Wenn daher der 
König in ein Territorium kam, fo ging das Gericht an ihn über. 
(„Wo der Kaifer hin kommt, da fteht ihm das Recht offen") 2). Er 
fonnte nun felbft zu Gericht fiten. So auch im Herzogthum 
Sadfen, wenn er dahin kam 9). Alle Gefangenen waren ihm 
ledig und follten vor ihn gebracht werben. Und ſelbſt die Zölle 
und bie übrigen Einfünfte des Territoriums gingen an ihn über®). 
Dafjelbe war nun um fo mehr ber Kal, wenn der König in eine 
Reichsvogtei oder in eine Reichsſtadt Fam. Denn auch bie Reichs: 
landvögte und die Reichsſtadtvögte waren jeine Stellvertreter und 
feine Gehilfen, die Reichslandvögte in der Wetterau ®), die Burg: 
grafen von Nürnberg ?), die Stadtvögte in Ulm und Zürich ®), 
die Neichsfchultheiße in Frankfurt 9) und die Neichgammanne in 
Ulm 10) u. a. m. Wenn daher der König nach Ulm oder in eine 
andere Reichsftabt Tam, fo ging das Gericht an ihn felbft über. 


2) Sächſ. Lr. II, 52 8. 2 u. 8. Schwäb. Tr. c. 98. 

8) Hillebrand, Rechtsſprichwörter, p. 240. 

4) Gloſſe zum Sädi. Weichbild, art. 12. 

5) Sächſ. Lr. III, 60 $. 2 u. 3. Schwäb. Lr. W. c. 112. Meichßner 

Land: und Lehnr. fol. 8. „In welche Statt oder Land ber König 

„kommet, jo fol man jm antworten bie gefangenen bie barinne find.” — 

Urk. von 1849 bei Bernhard, antiquit. Wetterav. p. 267—268. — 

„geſatzt zu einem Lantuogte — aljo bag er alle Sade, bie uns 

„vnd bag Reiche oder in jelber antreffen, dafelbes zu bringen 

„onb vollenden moge — er fal auch Ampte, — alle Gevelle, Gerichte, 

„Bulde, Güter und Nope — beftellen vnd bamit beredin, vnd butzſen 

„in alle weiß, als in bunfet, dag ib vns vnd Dem Reiche unbe 

„ime bag not ist und beste ſy.“ — | 

7) Url. von 1273 in Hist. Norimb. dipl. p. 167. vice Imperatoris 
omne judicium judicans praesidebit. — 

8) Urk von 1255 bei Jäger, Ulm, p. 728. und oben $. 470. 

9) Urf. von 1194 und 1277 bei von Fichard, p. 350 u. 351. 

10) Stadtrecht von 1296 $. 4 bei Jäger, p. 780. 


6 


— 
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Die Gefangenen waren ihm ledig. Auch ftanden während feiner 
Anweſenheit in Ulm u. a. m. alle aus der Stabt Berbannten unter 
feinem unmittelbaren Schube und Frieden 11). Eben fo waren ihm 
bie Zölle und bie übrigen Einfünfte ledig, wenn er in eine Reichs⸗ 
ſtadt Fam 12). Auch Tonnte der König, wenn er in eine Reichsſtadt 
kam, ſelbſt zu Gericht fiben. Und die NReichsbeamten waren ſo⸗ 
dann feine Beifiter und feine Gehilfen. Zwar kenne ich feine 
Urkunde, nach weldyer der König bei einem Stabtgerichte den Vor⸗ 
fig geführt hat. Das Recht dazu hatte er aber nicht bloß nach 
den Rechtsbüchern 12), fondern auch nach den Stabtrecdhten und 
Stabtprivilegien 1%) und nach dem Erlenntnifje der Schöffen zu 
Magdeburg 1°). 

Sp wie num der König ber Oberfte Richter im Neich und 
bie Reichsbeamten feine Stellvertreter und Gehilfen waren, jo wa- 
ren auch die unteren Neichsbeamten wieder die Stellvertreter ver ' 
oberen Reichsbeamten und deren Gehilfen. Schon zur Fränfifchen 
Zeit waren die Eentenare oder Zentgrafen und die Schultheiße 
Stellvertreter des Gaugrafen, welche zwar einen Theil der äffent: - 
lichen Gewalt jelbftändig zu verwalten hatten, im Uebrigen aber 
bloße Stellvertreter und Gehilfen des Gaugrafen waren. Daher . 
führten fie auch den Titel vicarii. Auch die Vicare und Unter: 
picare in Regensburg waren urſpruͤnglich ſolche Stellvertreter des 
Gaugrafen. Desgleichen die Öffentlichen Beamten in den Franzoͤ⸗ 
fiihen Städten, wo fie auch in fpäteren Zeiten noch den Titel 
vicecomites und vicarii, ober vicomte, viguier, veguer, voyer 
u. |. w. geführt haben. Eben jo waren auch im fpäteren Mittel: 
alter noch die Zenigrafen und Schultheißen in ben landesherr: 
lichen Territorien bloße Stellvertreter der Erbgrafen und der Lan⸗ 
besheren 10). Noch weit entichiedener tritt aber dieſe ftellvertretende 


11) Urt. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 263 u. 265 und Jäger, 
p. 728. Schwäb. Lr. W. c. 112. Ruprecht von Freiſing I, 98. 

12) Sädjf. &r. IT, 60 8.2. Schwäb. Lr. W. c. 112. Ruprecht von 
Freiſ. 1, 98. 

13) Sächſ. Lr. III, 64, 8. 1. 

14) Straßburger Stadtregt, c. 18 bei Grandidier, II, 48. ame Urk. 
von 1255 bei Jaäger, p. 727. 

15) Schöffen Urtheil, c. 4. dist. 4 bei Zobel, p. 475. | 

16) Sädf. Lr. II, 52 $. 2. Schwäb. Lr. c. 98. Constit. von 1282 bei 
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Eigenjchaft der VBögte und der Schultheiße in den Reichsvogteien 
und in den Reichsſtädten hervor. Denn bie Reichsvögte und 
Schultheiße in jenen Reichsftäbten, welche noch unter der Reichs: 
landvogtei ftanden, waren bloße Untervögte bes Reichslandvog⸗ 
te8, 3. B. die Reichsſtadtvögte in Augsburg 17T), die Reichsſchul⸗ 
theiße in Kaiferslautern ?9), in Konſtanz u. a. m. 19), urjprünglich 
wahrfcheinlich in allen oder doch in ben meiften Reichsſtaͤdten. Sie 
wurden daher auch aus Auftrag bes Königs von dem Reichsland⸗ 
vogte ernannt, 3. B. die Neichsftabtwögte in Augsburg 2%), bie 
Reichsſchultheiße in Frankfurt 2°), die Stadtammanne in Kaufbeu- 
ren u. a. m. Aber auch in jenen Reichsſtädten, welche unter fei- 
ner Reichslandvogtei mehr ftanden, in welchen jeboch ein Reichsvogt 
neben und über dem Reichsſchultheiß oder Neihsammann ſtand, 
waren bie Letzteren urjprünglich die Stellvertreter und bie Gehilfen 
der Reichsvögte. Zwar hatten auch fie, wie die Gentenare und 
Bicare zur Fränkifchen Zeit, eine jelbftändige (die niedere) Gerichts: 
barkeit, 3. B. die Neichsfchultheiße in Magdeburg 22) und in Gos⸗ 
‚Jar 23), und die Stabtammanne in Ulm u. a. m. Der Reichsvogt 
in Ulm durfte daher über feine Sache erkennen, über welche der 
Stadtamman bereit erfannt hatte 2%). So wie denn auch der 
König jelbit, wenn er in eine Reichsſtadt Tam, über feine Sache 
Recht Iprechen durfte, welche bei einem anderen Gerichte bereits 


Pertz, IV, 292. Centumgravii recipiant centss a domino terre 
vel ab eo qui per domiuum terre fuerit infeodatus. vrgl. über 
biefe ſtellvernetende Eigenſchaft der Zentgrafen und Schultheißen Eid: 
born, Reiche: und Rechtsgeſch. II, $. 290. 

17) von Stetten, Geſch. I, 78. Gassar. ad 1276 bei Mencken, I, 1458 
u. 1459. Die Stadtvögte werben bafelbft auch praetores und sub- 
praefecti al8 Stellvertreter des praefectus imperialis genannt. 

18) Urt. von 1296 bei Würdtwein, monast. Palat. III, 196. vrgl. oben 
$. 474. 

19) Wegelin, I, 121. 

20) Urf. von 1289, 1806, 1309, 1889 u. 1895 bei von Steiten, I, 81, 88, 
90, 102 u. 184. 

21) Urt. von 1865 bei Böhmer, Urfb. I, 699 und Kirchner, I, 681. 

22) Schöffenbriefe von 1261 $. 9 unb von 1304 6.6 bei T. u. St. p. 858 
u. 450. 

23) Göſchen, p. 868. 

24) Urt. von 1255 bei Jäger, p. 728. 
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anhängig war 23). Im Uebrigen waren aber aud) die Reihsjchul- 
theiße und Etadtammanne noch Stellvertreter und Gehilfen ber 
Reichsudgte. Wenn daher der Reihsichultheiß zu Goslar abweſend 
war oder Recht zu prechen verweigerte, jo durfte der Reichsvogt 
auch beim Echultheißengerichte den Vorſitz übernehmen 28). Eben 
jo jollte der Reichsvogt in Ulm den Vorſitz beim Stabtgerichte 
dann übernehmen, wenn der Stabtammann nicht felbit richten 
konnte oder nicht ſelbſt richten wollte 27), wie dieſes der Vogt aud) 
in Dürkheim thun durfte, wenn der Schultheiß nicht Recht ſprechen 
tonnte oder wollte 28). Auch erinnert noch in Straßburg bie Ber: 
leihung des Blutbanns von dem Bogt an den Schultheiß an bie 
urjprüngliche Abhängigkeit des Schultheiß von dem Vogt 2%). Und 
wenn die Neichswönte in Mm und bie Burggrafen zu Magdeburg 
bei dem bohen Gerichte präftbirten, fo mußte ſodann in Ulm der 
Stadtammann 20) und in Magdeburg ver Schultheiß dabei figen 
und ihnen helfen das Urtheil zu finden 31), 

Die Könige und die Reichsvögte Hatten demnach Zutritt zu 
den Stadtgerichten und ſie konnten jenen Gerichten als ſchweigende 
Richter beiwohnen und, wenn es nothwendig war, in die Verhand⸗ 
lung ſelbſt eingreifen, wie dieſes der Vogt in Dürkheim bei dem 


26) Sächſ. Lr. III, 60 F. 2. Schwäb. Lr. W. c. 112. 

26) Statute bei Göſchen, p. 66. Weygherde de ſcultechte emme rechte, des 
„ſcal de voghet richtere fin“ — und p. 110. Mochte me aver des 
„ſchulteten nicht hebben, ſo mach de voghet alle ſtukke richten unde 
„handelen vullenkomeliken alſe de ſchultete.“ 

27) Urk. von 1255 bei Jäger, p. 727. — quiequid minister noster no- 
stre civitatis (der Stabtamman) iudicare non valuerit iudicium 
illius cause devolutum est ad dominum nostrum de Dilingen 
(den Reihsvogt) — comes de illo casu si vult iudicabit. Item si 
minister nostre civitatis de aligquo super excessu illius iudicare 
voluerit. 

28) Das Dürfheimer grüne Buch fagt an verjihiedenen Stellen „wann ber 
„Schultheiſs nicht' richten ober vertheiben Than ober mag, fol der 
„Fauth richten.” vrgl. Meine Geſchichte ber Marfenverfaffung, p. 401 
u. 402. Not. 

29) Stadtrecht, $. 11 bei Grandidier, II, 47. 

80) Urk. von 1255 bei Jäger, p. 728. 

31) Schöffenbriefe von 1261 $. 7 und von 1804 $. 3 bi T. u. Gt. 
p. 352 u. 450. 
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Schultheißengericht zu thun pflegte. Ste konnten aber auch, wenn 
fie wollten, den Borfig felbft übernehmen. Und dann waren die 
Schultheiße und Stadtammanne nur ihre Beiſitzer und ihre Ge- 
büfen. Umgekehrt Hatten aber auch die Schultheiße und Stadt: 
ammanne Zutritt zu den bohen Gerichten der Reichsvögte, ber 
Stadtgrafen und der Burggrafen, und fie waren. fodann auch bei 
diefen Gerichten die Beifiger und Gehilfen der höheren Beamten. 

Spaͤterhin hat fich freilich auch diefes geändert. Die Könige 
behielten zwar auch in fpäteren Zeiten noch ein Recht auf ben 
Zutritt in die Neichsftäbte Ste mußten, wenn fie dahin kamen, 
würdig empfangen, beherbergt und verpflegt und ihnen gehuldiget 
werden ($. 462). Auch blieb die Neichsjufttz nach wie vor. ein 
Ausflug ihrer Oberftrichterlihen Gewalt. Den Vorſitz bei Gericht 
führten fie aber nun nicht mehr felbft. Eben fo wurden auch bie 
Reichspögte, die Stabtgrafen und bie Burggrafen mehr und mehr 
beſchraͤnkt und zuleßt gänzlih aus den Stabigerichten verbrängt. 
Meiſtentheils traten, wenigitens für eine Zeit lang, die Reiche: 
ſchultheiße und bie Reichsammanne an ihre Stelle, und erhielten 
zur niederen aud) noch die hohe Gerichtsbarkeit. ebenfalls erbiel- 
ten aber bie Reichsſchultheiße und bie Reichsammanne eine ganz 
unabhängige Stellung von ihnen. So war z. B. in Nürnberg 
das Neichsichultheißenamt fehr frühe jchon ein durchaus jelbitän- 
diges Amt und, fo weit die Gefchichte Nürnbergs zurückreicht, in 
feiner Art von Abhängigfeit mehr von dem Burggrafen, wie biejes 
ſchon vor längerer Zeit von Stromer gegen bie entgegengefeßte 
Anficht Anderer nachgewiejen worben tft 2%). 


§. 477. 


. Wie dem nun aber auch jet, jo waren jedenfalls die Reichs⸗ 
beamten in ben NReichsftäbten urſprünglich ſammt und fonders 
Königlihe Beamte, die Burggrafen von Friedberg !), von 
Wetzlar ?2), von Nürnberg u. a. m. eben ſowohl wie bie Reich: 


82) Stromer, im biftor. Magazin für das Vaterland, I, 14 ff. gegen bie 
Selecta Norimberg, I, 28 ff. vrgl. oben $. 478. 
1) Urt. von 1239 a. 1240 bei Guden. II, 78 u. 636. 
2) Urf. von 1242 bei Guden, syl., p. 472. 
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vögte in Augsburg ?), in Lübeck“), in Um u. a. m., und bie 
Reichsſchultheiße in Frankfurt und Nürnberg, und die Reichsam⸗ 
manne in Ehlingen u. a. m. Sie wurden daher bes Reichs 
-Amtleute und die Burggrafen und Neichönögte des Reichs 
Dberfte Amtleute genannt ®) und urfprünglid auch von dem 
König ernannt, 3. B. die Reichsvögte in Goslar), in Ulm”), 
in Augsburg ®) u. a. m., dann die Reichsfchultheiße in Hagenan ®), 
in Kaiferslautern, in Tranffurt, Nürnberg uw. a. m., und bic 
Stabtammanne in Ulm 19%), in Nördlingen 1!) u. a. m. In welch' 
großem Anfehen übrigens jene Reichsämter geftanden haben, be: 
weißt vor Allem der Umftand, daß fie meiftentheils aus den edlen 
und patriciichen Gefchlechtern der Stadt jelbit, 3. B. in Ulm und 
Nürnberg 12), öfters jogar aus auswärtigen reichsritterichaftlichen 
und NReichsgrafen:Gefchlechtern genommen zu werben pflegten , wie 
diejes 3. B. In Nürnberg Hfters der Fall war. Auch die berühmten 
Neichserbmarfchalle von Bappenheim find noch im 15. Sahrhundert 
Reichsſchultheiße in Nürnberg gewejen 12). Eben fo waren fie 
Reichsammanne in Nördlingen. Daher mußte noch im 18. Jahr⸗ 
hundert, nachdem die Stadt längſt ſchon das Reichgammannamt an 
fi) gebracht hatte, jedes Jahr ein fogenanntes Ammanngeld 
von 200 fl. an die Grafen von Pappenheim entrichtet werben 1%). 

Die zu jenen Reichsämtern vom König ernannten Reichs: 
ritter und Reichsminifterialen verwalteten jeboch ihr Amt nicht im: 


3) Weljer, Augsip. Chron. II, 74. 

4) Die Vögte dafelbfi werben advocati zuweilen aber auch rectores ges 
nannt. Urk. von 1226 u. 1274 in Lüb. Urkb. I, 46 u. 932. 

5) Mader, Nachrichten von Friebberg, I, 298. 

6) Url. von 1252 bei Göſchen, p. 116. advocatus quem prefecerimus 
ipsi loeo. — 

7) Urk. von 1259 bei ®egelin, II, 2. 

8) Urk. von 1162, 1223, 1285 u. 1308 bei Welfer, Augip. Ghron. II, 

64, 74, 77 u. 97. 

9) Urk. von 1255 u, 1262 bei Saupp, I, 102 u. 105. 

10) Jäger, p. 106. 

11) Wegelin, I, 100. | 

12) Jäger, p. 106. Stromer, Geſch. des Reichsſchultheiſenamts, p. 56 ff. 

18) ©tromer, p. 89 u. 90. 

14) Wegelin, I, 100. 
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mer feld. Sie ernannten zu dem Ende vielmehr felbit wieder 
einen Etellvertreter, 3. B. die Reichsſchultheiße zu Frankfurt a. M. 
einen ihre Stelle vertretenden Unterſchultheiß (subscultetus !®), 
vicescultetus 10), „geleszin an eins ſchultheyzen jtat“ 17) ober 
scultetus minor, während ber wirfliche Schultheiß immer scultetus 
oder scultetus major genannt worden ift) 19). 

Dieſes Ernennungsrecht des Königs ging jedoch in manchen 
Städten frühe ſchon an die Stadt felbft über, z. B. die Wahl 
eines Reichsſchultheiß in Bern 19), die Wahl eines Stadtammanns 
in Ulm 2%), die Wahl eines Schultheiß und anderer Beamten mehr 
in Eßlingen ?!). Und es blieb ſodann dem König nur noch das 
Recht der Beitätigung oder die feterlihe Einſetzung des Gewählten 
‘in das Amt, d. 5. die Amtsinveftitur übrig. In Bern hatte ſich 
ber König das Beftätigungsreht ausprüdlih vorbehalten. In 
Ulm follte der Reichsvogt im Namen des Königs dem ermwählten 
Ammann fein Amt leihen 22). Und in Nürnberg wurde der Blut: 
dann feit den 15. Jahrhundert auf den jebesmaligen Antrag des 
Raths einem Nürnberger Bürger von dem König verliehen, im 
Jahre 1401 dem Berthold Pfinzing, im Sabre 1405 dem Karl 
Holzichuher, im Jahre 1415 dem Hanns Tucher, im Jahre 1438 
wieder dem Karl Holzihuher und im Jahre 1457 dem Georg 
Dörrer u. a. m. 22), bis denn im Jahre 1459 der Blutbann von 
Friedrich III auf ewige Zeiten dem Stadtrath zu Lehen gegeben 
und biefe Belehnung auch ven den folgenden Königen wieberholt 
worden ift 2%). Die Neichsftadt Dortmund hatte die Gerichtsbarkeit 


15) Url. von 1280 u. 1280 bei Böhmer, p. 55 u. 196. 

16) Urf. von 1278 u. 1297 bei Böhmer, p. 184 u. 818. 

17) Urt. von 1884 bei Böhmer, p. 530. 

18) Urk. von 1279 bei Böhmer, p.194. Alle biefe Urkunden batiren aber 
aus einer Zeit, in welcher das Schultheißenamt von Frankfurt nicht 
verpfändet war. NRömer-Büchner, Stabtverf. p. 71—73. 

19) Handfeſte von 1218 8. 7. 

20) Stabtredt von 1296, pr. bei Jäger, Ulm, p. 159, 160 u. 780. 

21) Regimentsordnung von 1816 u. 1892 bei Jäger, Magazin, V, p. 9f. 
u. 22. 

22) Jäger, p. 158. Not. 

23) Die Urkunden findet man in Hist. Norimb. dipl. p. 521, 528, 562, 
613 u. 665. vrgl. Stromer, Reichsſchulth. p. 40 u. 41. 

24) Urk. von 1459 u 1479 in Hist. Norimb II, 670 u. 727. 
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bereits jchon im 14. Jahrhundert zu Lehen erhalten 25). In 
einigen Neichsftäbten haben zwar nicht die Städte felbft, wohl aber 
die Burgmannen das Recht den Burggrafen zu wählen erhalten. 
Und auch dann iſt dem Kaifer nur noch das Recht der Beitätigung 
geblieben. So war e8 feit dem 13. Jahrhundert in ber Burg 
Friedberg 2%) und vorübergehend aud, in Gelnhaufen 27). Das 
Burggrafenamt in Friedberg durfte zwar auf Lebenszeit, nicht aber 
erblich verliehen werden 28). 


g. 478. 


In vielen Reichsſtädten wurden die NReihsämter zu Lehen 
gegeben unb daher frühe jhon erblich. In Augsburg war bie 
Reichsvogtei, wenn auch nur vorübergehend, bereits ſchon im 12. 
Sabrhundert erblich ). In Ulm waren die Grafen von Dillingen 
im 13. Jahrhundert ſchon feit längerer Zeit-(ab antiquis) erbliche 
Reichsvögte 2). Und nach ihrem Ausfterben wurden bie Grafen 
von Wirtemberg mit jenem Amte, mit der advocatia in Ulma, be- 
lehnt 2). In Nahen waren in bemjelben Jahrhundert die Herzoge 
von Lothringen und Brabant erbliche Neichspdgtet). Das Burg- 
grafenamt in Gelnhaufen Hatten feit dem 12. Jahrhundert die 
Herren zu Büdingen vom Kaifer zu Lehen und nach ihrem Aus 
fterben (um 1246) die Herren zu Iſenburg, bis feit dem 14. Jahr: 
hundert die Stadt mit der Burg nach einander an die Grafen von 
Hobenjtein, an die Grafen von Schwarzburg, an die Pfalzgrafen 
bei Rhein, an bie Grafen von Hanau und zulebt an die Rand» 
grafen von Heſſen gefommen iſt ). Das Schultbeißenamt in 
Magdeburg wurde im Sahre 1213 an den Minifterialen Tietrid) 
von Steven zu Leben gegeben 5,), aber jchon im Sahre 1294 ſo⸗ 


35) Urt. von 1879 bei Mofer, reihsft. Hbb. I, 879. 
26) Urk. von 1285 u. 1849 bei Maber, I, 59 u. 147. 
27) Urf. von 1266 u. 1410 bei Ehmel, regest. Ruperti Regis, p. 73 u. 231. 
28) Urk. von 1292 bei Mader, I, 58. 

1) Welſer, Augip. Chron. p. 64, 

2) Urk. von 1255 bei Jäger, p. 727. 

8) Url. von 12569 bei Wegelin, II, 2. 

4) Url. von 1277 bei 3. 3. Mofer, reichsſtädt. Magazin, I, 91. 

5) Wippermann in Zeitichrift, XVI, 25-27. 

ba) Urk. von 1218 in Chroniken der wiederfächfiichen Städte, L, p. 422. 
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wohl das Schultheigenamt als das Burggrafthum von ber Stabt 
Magdeburg Fäufih erworben ®b). In Norohaufen waren bis zu 
ihrem Ausfterben die Grafen von Hohenftein Reichsvögte, ſeit 1660 
aber die Herzoge von Sachſen und feit 1697 die Kurfürften von 
Brandenburg, von denen die Vogtei im Sabre 1715 von dem 
Stadtrath gefauft worden ift. Das NReichsichultheißenamt in Nord- 
haufeu gehörte aber den Landgrafen von Thüringen und jpäter ben 
Kurfüriten von Sachen *). In Weblar war die Reichsvogtei in 
der Stadt mit der Burg Kalsmunt als Reichslehen den Grafen 
von Naffau verliehen und von biefen im Jahre 1536 an ben 
Landgrafen von Heflen abgetreten worden ?). Das Reihsichulthei- 
Benamt in Wetzlar gehörte aber dem Kurfüriten von Trier als 
Probft des Stiftes zu Weblar ®). Auch viele Stabtgrafen machten 
ihr Amt erbli. Daher erhielten jo viele Grafen ihren Ramen 
von einer Stadt, z. B. die Grafen von Gröningen, von Calw, 
von Sulz, von Urach, von Paflau u. a. m. 9). 

Die erblich gewordenen Reichsvögte und Stabtgrafen blieben 
zwar nach wie vor Neichsbeamte. Sie übten jeboh nun Kraft 
eigenen Nechtes, was ihnen nur als ein Amt übertragen worden 
war. Sie fonnten demnach immer noch jelbft zu Gericht fißen 
und thaten diefes auch, 3. B. die Grafen von Dillingen in Ilm. 
Meiftentheils ernannten fie jedoch zu dem Ende Stellvertreter, 
welde fodann in ihrem Namen bei den Stadtgerichten den Vorſitz 
führten und die übrigen Gefchäfte beforgten. So ernannten in 
Um die Grafen von Dillingen einen Ammann (minister) 1%), in 
Aachen bie Herzoge von Lothringen jund Brabant als Untervögte 
die Grafen von Jüͤlich und bie Herren von Yalkenberg 1), und 
auch in Weblar die Landgrafen von Hefien einen Untervogt 12). 


5b) Schöppendronit II in Chron. ber nieberf. Städte I, 176. 

6) Klüber, Geſchichte der Gerichtsiehen, p. 69 u. 70. Wehner, observat. 
sel. p. 492. 

7) von Ulmenftein, I, 428 u. 429, II, 18, 28 u. 24. 

8) Eftor, bürgerlicher Rechtsgel. III, 219. 

9) vrgl. Heyd, Gefchichte der Grafen von Gröningen. Stuttgart. 1829, p. 17. 

10) Urk. von 1255 bei Senckenberg, sel. jur. II, 262. unb bei äger, 
p. 727 f. 

11) Meyer, Aachenſche Geſchichten, p. 801 fi. vrgl. oben $. 472. 

12) von Ulmenftein, Il, 14 u. 15. 
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Wie die Reichsvogte und Reichsſchultheiße jo haben auch viele 
Burggrafen ihr Amt erblich gemacht. In Nürnberg wurde das 
Burggrafenamt erblih in dem Gefchlechte der Grafen von Hohen: 
zollern, wahrfcheinlich ſchon im 12. Jahrhundert 13), jedenfalls aber 
im 13. Zahrhundert 2%). In Regensburg war das burggräfliche 
Amt bereits feit dem 11. Jahrhundert erblich in der Familie der 
Strafen von NRietenburg. Und feit dem Ausfterben dieſes Ge: 
ichlechtes kam das Burggrafthun zuerjt wahrjcheinlich an die Gra- 
fen von Bogen und dann an bie Herzoge von Baiern 16), In 
Kalsmunt wurden die Herren von Merenberg erbliche Burggra- 
fen 0) und in Cocheim die Erzbiihöfe von Xrier 17). Daſſelbe 
gilt von den Burggrafen von Landscrone !9), von ben Burggrafen 
von Hammerjftein, einer Familie, die bis ind 15. Jahrhundert ge- 
blüht hat 19%), von den Burggrafen von Rheineck, die erſt im 16. 
Jahrhundert ausgeftorben find 2%) u. a. m. Und bie Burggrafen 
von Nürnberg, von Magdeburg, von Meifen und von Friebberg 
find befanntlich durch den Beſitz bebeutenber Re zu fehr 
angejehenen Landesherrn emporgeftiegen. 

Auch dieſe erblich gewordenen Burggrafen pflegten nun Stell- 
vertreter zu ernennen, welche ftatt Ihrer ihre Amtsverrichtungen 
bejorgten. Die Burggrafen von Nürnberg ernannten zum Beiſitz 
bei dem Stadtyerichte einen Amtmann ober Vogt (officialis burg- 
gravii) 2!) und bie Burggrafen von Friedberg einen Schultheiß 
zum Vorſitz beim Stadtgericht 22). Der von ben Herzogen von 
Baiern als Burggrafen von Megensburg ernannte Stellvertreter, 


13) Viele Urkunden bei Seidel, von dem Burggrafthum Nürnberg, p. 99 
u. 100. und bei Jung, comicie burggraviae, p. 106 ff. 

14) von Lancizolle, I, 90 ff. 

15) Gemeiner, I, 275 f- u. II, 115. Arnold, I, 94—96. 

16) von Ulmenftein, Geſch. von Weblar, I, 208 ff. 

17) Urk. von 1298 bei Günther, II, 531. 

18) ®üntber, II, 18. 

19) Günther, II, 15. und IV, 8. 

20) Günther, II, 16, IV, 11 und V, 18. 

21) Urk. von 1278 bei Wagenseil, de civitate Noriberg.-p. 298. Urt. 
von 1800 bei Ludewig, rel. Mpt. VI, 40. und in Hist. Norimb, 
dipl. p. 167. 

22) Urk. von 1806 bei Maber, I, 116, IL, 98. 
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der an ber Spiße des herzoglichen Stabtgerichtes ftand, wurde an- 
fangs ebenfalls Burggraf 22), fpäterhin aber Schultheiß genannt ?*). 
Und zu den Rechten des Burggrafen gehörte außer dem Schul: 
theißenamt für die niedere Gerichtsbarkeit auch noch das Friedge⸗ 
richt für den Blutbann und andere Öffentliche Nechte mehr 25). 
Die erblih gewordenen Reichsbeamten unb die mit dem 
Neichsamte belehuten Reichsvögte, Stabt- oder Burggrafen und 
Neichsichultheike oder Stabtammanne waren und blieben zwar 
Neichsbeamte. Sie beſaßen jebodh die in ihrem Amte Tiegenben 
Nechte nun Kraft eigenen Rechtes. So waren 3. B. die Lant: 
grafen von Heſſen erblich belehnte Reichsvögte in Weblar und als 
folhe die Schußheren der Stadt. Und fie hatten außer den übri— 
gen in der Vogtei liegenden Rechten namentlich auch das Bann- 
recht, das Geleitreht uud fogar ein Recht auf die Huldigung 29). 
In anderen Reichftädten wurde invefien die Abhängigfeit von ben 
erblichen Inhabern der Reichsvogtei nach und nach zu einer leeren 
Form. So war 3. B. in Nordhaufen, nachdem die Stabt jelbit 
bie Gerichtsbarkeit an ſich gebracht Hatte, den erblichen Inhabern 
ber Neich8pogtei, den Grafen von Hohenftein, nur noch der Schein 
einer Gewalt geblieben. Denn erft, nachdem die vorgefallenen Ber: 
bredden von dem Stabtgerichte unterfucht und beftraft worden 
waren, durften auch die erwähnten Grafen von Hohenftein noch 
ein Reichsgericht über den bereits Abgeurtheilten halten, was 
aber unter diefen Umftänden nur noch eine leere nichts ſagende 
Form war 27). 


28) Privilegium von 1280 $. 10 bei Hund, I, 160, und Gaupp, 1, 169. 
— ex parte ducis burggravius. Rechte bes Herzogs um 1860 bei 
Hund, I, 179. „ Ez ſchol auch ber Hertzog bi Purgraffchafft zu Re: 
‚„genfpurg leihen.” — 

24) Gemeiner, II, 115. 

25) Rechte des Herzogs um 1860 bei Hund, I, 179. und bei Freyberg, 
Samml. hiſtor. Schriften, V, 154. — „alle den recht, bi zu der Pur: 
„grafihaft gehörent, baz iſt daz Fridgericht, daz iſt daz Schulihazz 
„Ampt“ u. |. w. 

26) Urf. von 1586, 1661 u. 1679 bei von Ulmenftein, II, 18, 28, 24, 26, 
27, 196 u. 280. 

27) Wehner, observat, p. 492. 
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$. 479. 


In vielen anderen Neichsftäbten wurben die Netchsämter 
verpfändet, entweder auf eine Neihe von Jahren oder auch für 
immer, in welchem alle jedoch das Recht der Wiebereinlöfung 
vorbehalten zu werben pflegte So wurben in Aachen, wie wir 
gefehen, die Reichsvogtei und das Neichsichultheißenamt verpfändet, 
und beide Aemter kamen zuletzt an die Kurfürften von der Pfalz 
($. 472). Eben jo wurde mit der Stadt SKaiferslautern auch das 
Reichsſchultheißenamt an die Kurfürften von der Pfalz verpfändet 
($. 474). In Eßlingen wurde das Neichsichultheipenamt und in 
Ueberlingen und Kaufbeuren das Ammannamt mehrmals verpfän: 
det und bereitS im 14. Jahrhundert von jenen Stäbten felbit er- 
worben ($. 474). Auch in Ulm wurde das Ammannamt ober das 
Schultheißenamt im 14. Jahrhundert an die Herren von Rechberg 
verpfändet, von der Stadt aber eingelößt und fpäterhin auch be: 
halten ?). In Frankfurt wurde das Schultheißenamt wahrjchein: 
lich Schon im 13. Jahrhundert verpfändet. Denn ſchon im Jahre 
1329 erhielt die Stadt das Recht das verpfändete Amt wieber ein- 
zulößen 2). Seit dem 14. Sahrhundert wurde daſſelbe aber 
noch dfter verpfändet, an die Herren von Huttyn und von 
Eronenberg, an die Grafen von Hanau und an Siirieb zum 
Parabeis, bis das Amt im Jahre 1366 wieder eingelößt, 
und im Sabre 1872 von der Stabt felbft durch Kauf eriworben 
worden iſt ). In Gelnhauſen wurde das NReichsjchultheißenamt 
an bie Grafen von Iſenburg und fpäter an die Herren von Trim⸗ 
berg verpfändet 9. In Nürnberg ift das Reichsſchultheißenamt 
zuerft an die Burggrafen von Nürnberg verpfändet worden ®), dann 


1) Jäger, Ulm, p. 291 u. 292. 

2) Urk. von 1828 bei Böhmer, p. 498. 

8) Urf. von 1829, 1841, 1846 u. 1872 bei Boehmer, Urkb. 1,498, 875 f., 
601 u. 782. Urk. von 1860 bei Glafey, anectod. p 67. von Fi: 
chard, p. 152, 222, 228 u. 285 ff. Beſonders Römer:Büchner, Stadt: 
verf. p. 73-81. 

4) Urt. 1328 bei Senckenberg, sel, jur. II, 605—607. 

5) Urt. von 1828 in Hist. Norimb. II, 254. Urk. von 1824 bei Oefele, 
rer. Boic. script. I, 748, 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 23 
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an den Schultheiß Konrad Groß und an beflen Erben ®), Ipäter 
(im Jahre 1365) wieder an bie Burggrafen T), von welchen es im 
Sabre 1427 an die Stadt verkauft worden ift 9). In den Reiche: 
ftädten Buchan und Altorf war das Ammannamt eine Zeit lang 
an die Grafen von Helfenftein verjegt ). Eben jo das Reichs⸗ 
fhultheißenamt in Hailbronn an die Grafen von Wirtemberg, von 
denen e8 im Jahre 1360 von der Stadt‘ eingelößt worden und ſo— 
dann pfandweile bei ihr geblieben ift 1%. Auch in Lindau wurde 
das Ammannamt im Laufe des 14. Jahrhunderte mehrmals an 
das patriciiche Gefchlecht der Guderſcher, dann an bie Herzoge von 
Baiern, ſodann wieder an das Gefchlecht der Guderſcher verpfänbet, 
im Sabre 1396 aber die Pfandfchaft von der Stadt auf ewige Sei: 
ten eingelößt 11), Sn Memmingen wurde das Ammannamt im 
Sahre 1401 auf Widerruf an die Stadt hingegeben 12). Auch in 
Nördlingen wurde bas Ammannamt im Laufe des 14. Jahrhunderts 
mehrmals verjegt, im Sahre 1323 an die Grafen von Dettingen, 
im Jahre 1358 an die Erzherzoge von Defterreich, im Jahre 1360 
an bie Herren von Eamwensheim, im Jahre 1366 an die Erzbiichöfe 
von Mainz. Aber ſchon am Ende des 14. Jahrhunderts ift es 
von der Stadt felbft erworben worden 13). In Kempten war die 
Reichsvogtei zuerft an die Herzoge von Ted, dann an .die Grafen 
von Montfort:Tetnang verpfändet, im Jahre 1361 aber wieder von 
der Bürgerjchaft eingelößt und an das Neich gebradht worden '9). 
In Landau wurden die Rechte der öffentlichen Gewalt (die obrig: 
feitlichen Nechte) zuerit an den Stadtrath und an die Bürgerichaft 
von Speier 15), dann dem Biſchof felbft und dem Domkapittel ver: 


6) Urk. von 1389, 1849 u. 1859 in Hist. Norimb. II, 298, 886 u. 381. 
Urk. von 1859 bei Roth, Geſch. bes Nürnberg. Handels, I, 89. 
7) Urt. von 1865 in Hist. Norimb. II, 428 f. 
- 8) Urkunden von 1427 in Hist. Norimb. II, 575, 679, 583, 586 u. 588. 
vergl. Stromer, Reichsſchultheißenamt, p. 29— 37. 
9) Urf. von 1364 n. 1366 bei Heider, p. 491 u. 492. 
10) Urf. von 1860 bei Glafey, anectod. p. 428 u. 429. 
11) Wegelin, J, 99. 
12) Wegelin, I, 100. 
13) Wegelin, I, 100. 
14) Haggenmüller, I, 144 u. 146. 
15) Urt, von 1317 bei von Birnbaum, Geld. von Landau, p. 473. 
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pfändet 10), im Jahre 1511 aber vom Kaiſer jelbft wieder eingelößt 7) 
und’von diefem ſodann im Sabre 1517 an die Stadt Landau ver- 
pfänbet, bei welcher dieſe Reichspfandſchaft auch fpäterhin geblieben 
iſt ie). In Regensburg, wo die Herzoge von Baiern den Schult: 
heiß zu ernennen hatten ($. 478), wurben bereits im Jahre 1279 
die Gefälle des Schultheigenamtes und des dazu gehörigen Frieb- 
gerichtes und des Kammeramtes an einige alte Gefchlechter (an 
die Auer, Prager, Süß und Gumbert) 9%) und am Ende des 13. 
Sahrhunderts jene drei Acmter an das Gefchlecht der Zahne und 
bon Zand verpfändet, von biefen aber die Pfandichaft in den Jah⸗ 
ren 1359 und 1360 von der Stadt eingelößt, den Herzogen jeboch 
das Mitedereinlößungsrecht vorbehalten 2%). So war denn das 
Echultheißenamt mit dem damit vereinigten Triedgerichte und 
Kammeramt pfandweife an bie Stadt gekommen, ben Herzogen aber 
nebſt dem MWiedereinlößungsrechte auch noch die Verleihung des 
Blutbanns, und zwar feit dem Jahre 1384 die unentgeltliche ‚Ver: 
leihung geblieben 21). Als jedoch der Herzog Albrecht von Batern 
den Verſuch machte die Burggrafichaft zu einer Landesherrſchaft zu 
erweitern und im Jahre 1485 zu dem Ende audy fein Wieberein- 
loößungsrecht geltend machen wollte, da fam e8 zu einem langjährt- 
gen Kampf, in welchem zwar die Stadt der herzoglichen Gewalt 
unterlag, zuletzt aber dennoch fiegreich aus dem Kampfe hervor- 
ging 22). Der Katjer behandelte nämlich dieſe Unterwerfung unter 
den Herzog don Baiern als einen Abfall vom Rei, und ver: 
jammelte im Jahre 1492 ein Erefutionsheer gegen ben Herzog, was 
dern biefen zum Nachgeben bewogen bat. Der Herzog trat nun 
im Jahre 1496 das Schultheißenamt für immer an die Stadt ab 
und er behielt fih nur noch die Verleihung bes Blutbanns an den 
von der Stadt ernannten Schultheiß vor 22). Da jedoch biefe Bes 


16) Urf. von 1824, 1849 u. 1858 bei Birnbaum, p. 477, 480 u. 482. 
17) Urk. von 1511 bei Birnbaum, p. 488. 
18) Urf. von 1517 bei Birnbaum, p. 496. 
19) Urf. von 1279 bei Hund, I, 159. Gemeiner, I, 412 und II, 585. 
20) Semeiner, I, 585, Not. 1, 55, 107 — 111, 114 — 116, 140, 211 u. 
281. 
21) Gemeiner, II, 110 u. 211. 
22) Gemeiner, III, 695 fi. 
23) Gemeiner, I, 412, Ill, 860-u. 868. 
23 * 
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lehnung bereits ſeit dem Jahre 1384 unentgeltlich geſchehen mußte, 
fo war fie von nun an eine leere Formalität. Als cine folche if 
fie aber bis auf unfere Tage gefommen. Die Belehnung mit dem 
Blutbann gefhah nämlich auch jpäterhin noch an den jebesmaligen 
Schultheiß der Reichsſtadt Negensburg, welchem das Bannrichter- 
amt übertragen worden war. Beim Tode des Schultheiß mußte 
daher eine neue Belehnung hier in München nachgeſucht und er: 
theilt werden. Der neue von der Stadt ernannte Schultheiß mußte 
zu dem Ende, che er das reichsftäbtifche Bannrichteramt antrat, 
hierher nad München reifen und fich von dem Furfürftlichen Hof: 
rath mit dem Blutbann belehnen laſſen. Und die lebte Belehnung 
wurde im Anfang des 19. Jahrhunderts Hier in München ertheilt. 
Wie in Regensburg felbft, jo war auch das Gericht in der Bor: 
ſtadt Stabtamhof eine Pfandſchaft und ein Leben der Herzoge von 
Datern. Der Stabtrath hatte zwar den Richter zu ernennen, ber 
Herzog aber den Bann zu verleihen 2%). 

Durch die VBerpfändung der Reichsämter wurde das Rechts: 
verbältnig der Stadt zum Kaiſer und Reich an und für fid) zwar 
durchaus nicht verändert. Die Pfandinhaber traten an die Stelle 
der Neihsbeamten. Ste hatten demnach während der Dauer ber 
Pfandſchaft alle Rechte, welche in den ihnen verpfändeten Reichs: 
&mtern (in der Reichsvogtei, im Reichsſchultheißenamt oder im 
Ammannamte) lagen. Ste fonnten daher jene Rechte entweder 
jelbft ausüben oder zu dem Ende einen Reichsvogt, Reichsſchultheiß 
oder Ammann, over auch einen Untervogt oder Unterjchultheiß als 
ihren Stellvertreter ernennen, wie biefes in Frankfurt 2%), in 
Landau 29), in Kleinbafel2?) u. a. m. geſchehen ift. Die von ihnen 
ernannten Stellvertreter waren nun ihre Beamten in berjelben 
Weiſe, wie fie ſelbſt durch die Reichspfandſchaft ftellvertretende 


24) Gemeiner, III, 255. 

25) von Fichard, p. 178, 222, 223 u. 285. Urk. von 1841, 1348 und 
1851 bei Thomas, Oberhof, p. 452 u. 458. — „gelekin an baz 
„ſchultheyzin flab“ — vices sculteti obtinens —. Dieje Urkunden 
batiren aus ber Zeit ber Verpfänbung des Amied an bie Herrn von 
Huttyn. 

26) Urk. von 1874 u. 1617 bei Birubaum, p. 497 u. 608. 

27) Urt. von 1810 bei Ochs, V, 47. und oben $. 200. 
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Neihsheamte geworden waren. Der von dem Biſchof zu Speier 
als Pfandinhaber ernannte Schultheiß zu Landbau nannte fich daher 
„unfers. herren bilchoff fchultheißen“ 2%). Und wie jeder andere 
Beamte mußte auch er dem Pfandinhaber, deſſen Stellvertreter er 
war, einen Amtseid leiſten 2%). Auch die Stadträthe und Bürger: 
ſchaften mußten den Pfandinhabern und ihren Stellvertretern den- 
jelben Eid der Treue und des Gehorſams leiften, ven fle früher ben 
Reichsbeamten felbft leiften mußten, 3.8. In Landau 20), in Oppen- 
heim?!) und in Meblar noch in den Sahren 1536, 1661 und 
1679 22). Die Bürger von Wetzlar wollten zwar jenen Eid Feine 
Huldigung, vielmehr eine ‚bloße Schutzerneuerung nennen 22). In 
der Wirklichkeit war e8 aber nichts Anderes als ein Unterthaneneid 
oder eine Erbhuldigung. Die Herrichaft in der Stadt gehörte dem: 
sach den Pfandinhabern. Und die Bürgerjchaften felbft mußten fie 
als ihre Herren anerkennen, 3. B. der Bürgermeifter von Landau 
im Namen der Bürgerjchaft 2%). 


In jeder Berpfändung eines Reichsamtes lag baher die Ge: 
fahr einer Veräußerung der Etabt von dem Reiche. Darum juchten 
und erhielten auch die meilten Reichsſtädte Kaiſerliche Brivilegien 
mit dem Verjprechen, daß die Reichsvogtei und das Neichsfchulthei- 
Ben- und Ammannanıt nicht mehr verpfändet werben jollten. Jenes 
Beriprechen erhielt die Reichsſtadt Mühlhaufen bereits im Sabre 
1255 35) und die Neichsftädte Lindau im Jahre 1275 30%), Kempten 


28) Urk. von 1861 u. 1488 bei Birnbaum, p. 510 u, 5ll. 

29) Urf. von 1374 bei Birnbaum, p. 509. 

80) Urt. von 1849, 1358, 1361, 1483 u. 1511 bei Birnbaum, p. 480, 
488, 488, 510 u, 511. 

81) Widder, II, 278 u. 279- 

82) von Ulnenftein, II, 26, 27, 196 u. 280. 

83) von Ulmenſtein, II, 280. Not. 

84) Uak. von 1426 bei Birnbaum, p. 485. „Darnach ſprach d' vorgen. 
„Burgermenfter Gnebiger Herre wir jagen uch uff vnſere Eyde das wir 
„an feinen Herrn oder nyemans anders vns nit geſuchet ober geworben 
„haben dan an vnſern Herren ben Dehan und Eapittel zu 
„Spire“ —, an welde bamals Landau verpfänbet war. 

85) Grasshof, p. 175. 

86) Histor. Norimberg. dipl. I, 42. 
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im Sabre 136127) und ſämmtliche Reihsftädte in Schwaben im 
Sabre 1360 2%), die Etadt Ueberlingen noch im Jahr 1348 288). 
Die Verpfändungen dauerten jedoch nach wie vor fort. Bereits 
im Sabre 1277 wurde Mühlbaufen an die Randgrafen von Thü— 
ringen verpfänbet 3%). Und die Reichsämter in den Schwäbilchen 
Reichsftädten wurden an bie Grafen von Wirtemberg verpfändet 20), 
Daher juchten die Reichsſtädte jene Pfandſchaften ſelbſt an fich zu 
bringen, was ihnen au, wie wir gefehen, meiftentheils gelun⸗ 
gen ift. | 

- Durch die Berpfändung eines Reichsamtes erhielten die Pfand: 
inhaber fein eigenes felbftändiges Recht an dem verpfändeten Amte. 


Auch pflegte die Wievereinlögung allzeit vorbehalten zu werden.’ 


Daher handelten die Pfanbinhaber immer nur im Namen des 
Reihe. Und audy die verpfändeten Stäbte gehorchten und hul⸗ 
bigten ihnen nur an des Reiches Statt, 3. B. Landau!) und 
andere Neichsitädte mehr. Denn die vom Reiche verpfändeten 
Etädte blieben nach wie vor Reichsſtädte. Dies änderte fich jedoch, 
feitdem durch den Weftphälifchen Frieden und durch die Wahllapi- 
tulationen den Neichsftänden der Belt ihrer Reichspfandſchaften 
zugefichert und das Necht der Miebereinlößung aufgehoben worben 
war 22). Denn nun haben fich die an die Neichsfürften verpfän- 
deten Neichsftädte unter den übrigen Landſtädten verloren, 3. B. 
Kaiferslautern, Oppenheim, Neckargemünd u. a. m. unter den Fur: 
pfälzifchen Landſtädten 43). Neichsftädte blieben demnach nun nur noch 
jene verpfändeten Städte, welche bie Reichspfandſchaft ſelbſt an ſich 
gebracht hatten, wie dieſes beit Mühlbaufen, Eßlingen, Ueberlingen, 


87) Haggenmüller, I, 144. 

88) Urk. von 1360 bei Glafey, anectod. p. 427. 

388) Urk. von 1348 bei Mone, XXI, 28. 

89) Urf. von 1277 bei Guden, syl. p. 606. 

40) Wegelin, I, 75—78. 

41) Url. von 13861 u. 1483 bei Birnbaum, p. 51V u. 5311. „fo follent 
„Ne jweren dem herrn biſchoff — an bes richs fat, di wyle bie 
„Katt Landaw fin pfanb if" —. 

42) Instrum. pacis Osnabr. V, $. 27. Wablfapitulation Joſephs II, 
art. X, $..4. 

48) Widder, I, 3857, 858, III, 262 ff., IV, 188 ff. 
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Lindau, Hailbronn, Landau, Frankfurt, Negensburg u. a. m. ber 
Fall war. Und da durch den Weftphälifchen Frieden und durch die 
Wahlkapitulationen auch ihnen der Beſitz ihrer Neichspfandichaft 
garantirt worden war, fie alfo gegen jede Wiebereinlößung und 
gegen eine weitere Berpfändung gefichert waren, fo blieben file nun 
auch NReichsftädte bis zur Auflößung des Deutjchen Reiches. 


$. 480. 


Ein weiteres Recht der äffentlichen Gewalt in den Reichs: 
ftäbten, wenigftens in ben gemeinen Reichsſtädten, war das Recht 
auf den Reichsdienſt. Denn alle Bürger in den Neichsftäbten 
waren Reichsunterthanen und als foldye veichsdienjtpflichtig, 3. B. 
die Bürger von Kübel), von Hagenau?), von Goslar ?), von 
Kaiferslautern®), von Wangen 5), von Landau und von den übris 
gen Reichsſtaͤdten im Elfaß u. a. m.%. Zu dieſer Reichsdienſt⸗ 
pflicht gehörte nun die Pflicht den. Deutſchen König auf feinen . 
Rundreiſen zu beherbergen und zu verpflegen, dann ber 
Reichsheerdienſt und die Reihsftenerpflichtigfeit. 

Die Reichsbürger mußten nämlich den König, wenn er in 
eine Reichsſtadt Fam, würdig entpfangen ($. 462) und ihn beher- 
bergen und verpflegen. Wenn der König 3.8. nad Kaiſers- 
lautern kam, follte ihm jeder im Reichslande angefeflene Mann ein 
Biernzel Haber und ein Huhn, und, wenn es begehrt ward, aud) 
noch das nöthige Rindfleiſch liefern, und das Gelieferte wurde jo: 


1) Freibeitöbrief von 1226 im Lüb. Urfb. I, 46. — seruicia, que nobis 
et imperio fideliter semper exhibere curarunt —. vergl. Urf. von 
1226, eod. p. 44. 

2) Urk. von 1257 bei Gaupp, I, 104. vergl. oben $. 375 u. 458. 

8) Statute bei Göſchen, p. 73. „des rikes denest bat deme manne 
„gheboben were ober van bes rades weghene in des rikes bederf.“ 

4) Stimm, I, 772. „die burger zu Lutern — fien ſchuldig dem riche zu 

„dienen zu finen noten.” 

5) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, II, 170. 

6) Urf. von 1511 bei Birnbaum, p. 490. — „uns und * h. Reiche — 
„mit und neben andern Stätten in unſer und des Reichs Landvogtey 

„Hagenaw zu dienen und zu thun als ſich gebührt“ vergl. oben 
8. 462. 
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dann auf das ganze Reichsland ausgejchlagen und vertheilt?). Unb 
wenn bie Deutihen Könige oder ihre Leute nach Nördlingen kamen, 
fo follte der Ammann für ihre Aufnahme und Verpflegung forgen 
(„jo fol der amman fin uznemer fin"). Aber auch die darum an- 
gefprochenen Bürger mußten Gelbbeiträge und die Vogtleute für 
bie Küche die Hur (den Rauchfang) und das Holz liefern („Dieten 
„buer und holze ze antwurten in die ftat in kuchen“) 8). Schon 
früh ſtrebten jedoch die Neichsftäbte nach Freiheit von diefer Laft. 
Die Stadt Hagenau erhielt fie bereits im 12. Jahrhundert. Und 
e8 hatte jodann der Reiſemarſchall ohne die Bürger beläftigen zu 
bürfen für die Unterkunft des Königs und feines Gefolges zu for: 
gen). In Frankfurt waren wenigftens die Pfalbürger bereits im 
13. Jahrhundert frei von diefer Laft!%), In Konitanz ſollte der 
Kaiſer nur dann noch ein Necht auf jene Leiftungen haben, wenn 
er entweder vom Biſchof gerufen worden oder, um zu beten oder 
in Selchäften in die Etadt gekommen war 11), 

Zum Reihsheerdienft oder zur Raiß waren auch bie 
Reicheftädte verbunden, z. B. Lübeck 12), Bern !?), Weblar 1%), 
Wangen !5), Dortmund u. a. nm. (sicut aliae nostrae civitates — 


7) Stimm, I, 773 —774. vergl. Meine Geſch. der Fronh., II, 884— 
886. 

8) Stadtrecht von 1818, $. 81 bei Senckenberg, vision. p. 860. vergl. 
über das Wort Hur Schmeller, IT, 284. 

9) Stadtrecht von 1164 $. 2 u. 27 bei ®aupp, I, 96 u. 101. Imperator 
villam si intraverit, marscalcus ipsius, absque civium detrimento, 
de hospiciis pacifice disponat. 

10) Stabtredt von 1297 8. 26 in Wetteravia, p. 256. 

11) Urt. von 1155 bei Dümge, reg. Bad. p. 141. statuimus, ut nec 
nos — locum Constantiae adeat vel statuta servitia exigat, nisi 
vocatus ab episcopo vel orationis causa vel itineris necessitate 
veniat. 

12) Freiheitsbrief von 1188 im Lüb. Urkb. I, 11. 

18) Handfefte von 1218 $. 9. 

14) Urk. von 1285 bei Lehmann, p. 562. ipsi nobis sicut aliae no- 
strae civitates in expeditionibus, quae Ußzug vulgariter appel- 
lantur, prompti esse debeant et parati. 

15) Beſchreibung von 1594 bei Wegelin, II, 170. — „ohne Rachiheil ber 
„Steur, Dienft und Raiß als andere Untertbanen.“ 
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„als andere Unterthanen”). Denn der Kriegsdienft der Stadt: 
bürger war immer noch der alte Königsdienſt. Die Pflicht 
bie Stabtmauern zu bewachen und zu vertheidigen führte jedoch 
frühe ſchon zur theilweiſen oder auch gänzlichen Befreiung von dem 
auswärtigen Kriegsdienft, zur Schließung der Stabdtthore fogar 
gegen Kaifer und Reich und zur Freiheit von auswärtigen Kriegs- 
fronen und von der Verpflegung des Reichsheeres ($. 128, 129 u. 
135). Schon nach der Hanbdfefte von 1218 brauchten die Bürger 
von Bern nur noch jo weit mit dem Reichsheere zu zichen, daß 
fie die darauf folgende Nacht wieder nach Haus kommen konnten 19), 
und die Bürger von Achen nach den Privilegien von 1215 fogar 
nur jo weit, daß fie an demfelben Tage bei jcheinender Sonne 
wieber zu Hans fein Lonnten 7). Die Bürger von Goslar braudh- 
ten nach ihren Privilegien von 1219 nur noch zur Landesverthet- 
digung (nisi pro defensione patriae) und zwar nur 14 Tage lang 
auf eigene Koften ausziehen 18). Die Bürger von Kübel 19) und 
von Hamburg aber waren bereits im 12. Jahrhundert 2%), und bie 
Bürger von Dortmund im 13. Jahrhundert von dem auswärtigen 
Kriegsdienft ganz frei und nur noch zur Vertheidigung der Stadt 
jelbft verbunden 2), Auch von der Aufnahme .und von der 
Berpflegung des Neihsheeres und von den auswärtigen 
Kriegsfronen machten fich die Neichejtädte frühe ſchon frei. Dort- 
mund brauchte bereits im 13. Jahrhundert Fein fremdes Heer mehr 
in der Stadt aufzunehmen 22). Andere Städte aber, 3. B. Frank: 


16) Handfefle von 1218, $. 9. 

17) Urk. von 1215 bei Quix, II, 94. ut ipso die clara luce de domi- 
bus suis exierint cum splendore solis redire poseint. 

18) Urk. von 1219 bei Göſchen, p. 118. und Heineccius, antiquit. Gos- 
lar. p. 218. 

19) Freiheitsbrief von 1188 im Lüb. Urkb. L 11. Cives — nullam ex- 

: peditionem ibunt, sed civitatem suam defensabunt. 

20) Freiheitsbrief von 1190 nu. 1225 bei Lappenberg, Hamburg. Urkb. I, 
259 u. 421. De omni autem expeditione ipsos cives liberos an- 
nuimus fore, similiter et in defensione tocius terre. 

21) Stadtrecht $. 24 bei Wigand, II, 217. nec — ire debemus in ali- 
quam expeditionem. sed tantum ad tuendum nos. possumus si 
volumus ascendere muros nostros et propugnacula nostra. 

22) Stadtrecht, $. 28. 
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furt 22) und Ravensburg 24) öffneten dem Kaifer und dem SKaifer: 
lichen Landvogt fogar im Falle ver Noth und zur Kriegszeit bie 
Stadtthore nur noch in dem Falle, wenn es vorher vertragsmäßig 
zugeltanden worden war. In Bern follte das fremde Heer wenig- 
tens nicht mehr auf Koften der Bürger beherbergt und verpflegt 

‚werben 23). Und in Speier verftand ſich der Stadtrath, als im 
Sabre 1198 ein Meichsheer in die Gegend gelommen war, erjt 
nach ftattgehabter Berathung dazu, das Neichsheer über den Rhein 
zu ſchiffen und e8 mit Lebensmitteln zu verjehen, auch 30 Ritter 
in der Stadt felbft zu beherbergen, jedoch unter der ausbrüdlichen 
Bedingung, daß das übrige Heer weder in der Stadt noch in ben 
Vorſtädten und in der Umgegend beherbergt werben ſolle. Denn 
Kaiſer und Reich hatten fein Recht mehr auf die Verpflegung bes 
Neichsheers 20). 

Auch reihsfteuerpflichtig find die Neichsftädte, wie wir 
gejehen, urfprünglich fammt und ſonders gewejen. Denn nur von 
ber jährlichen Reichsſteuer find die Freiſtädte frei gewefen und es 
auch in fpäteren Zeiten geblieben ($. 463). Nur allein bie in einer 
Reichsſtadt angefeffenen Edelleute und Nitter waren frei von ber 
Reichsſteuer, weil fie, wie die Nitterfchaft auf dem Lande, dem 
Reiche perfönlich im Kriege dienten. So die Edelleute und Ritter 
in Kolmar 27), in Zürich u. a. m. 2%). Selbſt die in einer Reichs⸗ 
ftadt anfäßigen Geiſtlichen und geiftlihen Stifter und Klö- 
fter waren, urfprünglich wenigftens, der Reichsſteuer unterworfen, 
3. 2. in Mühlhaufen 2%) u. a. m. Neben den jährlichen Reiche: 


28) Urk. von 1808 bei von Ficharb, p. 887. 

24) Beichreibung von 1594 bei Wegelin, II, 168. — „und bat ein Landt⸗ 
„vogt zur nothburfit des Amts bie Deffnung der Thor, jnnhalt Ber: 
„trage —.” 

25) Handvefte von 1218 $. 9. 

26) Urf. von 1198 bei Lehmann, p. 496. 

27) Stabtret von 1293 8. 88. 

28) Zürich. Nichtebrief, IV, 8O u. 81. Meine Geſch. der Fronh. III, 397 
—898 u. 515—516. und oben 8. 229 u. 8985. 

29) Urk. von 1802 bei Grasshof, p. 218. — de bonis — quae censum 
imperio soluere et contributiones vel sturas dare ac seruitia fa- 
cere — prout ab antiquo fieri est consuetum. 
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fleuern wurden in manchen Reichsſtädten auch noch willfürliche 
Abgaben (injustae et illicitae consuetudines) erhoben, 3. B. in 
Achen gewiffe auf dem Brod- und Bierverfauf laftende Abgaben, 
welche aber im Sabre 1215 daſelbſt abgeſchafft worden jind 39). 
Späterhin wurden jedoch die Kirchen und die Geiſtlichen auch in 
den Reichsftädten für fteuerfrei erflärt, 3.3. in Goslar 21). Neue 
Steuern durften nur mit Zuſtimmung der Bürger angelegt wer: 
den, 3. B. in Speier 22), in Hagenau 22), in Aachen #) u. a. m. 
Auch war zur Erhebung von inbireften Steuern in einer Reichs⸗ 
“ Stadt die Zuftimmung des Kaifers nothwendig ($. 428). Endlich 
wurden auch die Neihsfteuern fehr häufig verpfändet, 3.2. 
die jährlihe Bet und Steuer in Weblar zuerft an die Grafen von 
Naſſau und jpäter an die Landgrafen von Heflen ?). Eben jo 
die jährliche Neichsftener in Ueberlingen an biefe Stabt ?5e), dann 
bie Reichsfteuer in Nördlingen an die Grafen von Dettingen, bie 
Steuer in Buchau an die Grafen von Helfenftein, die Steuer in 
Ehlingen an die Herzoge von Baiern u. |. w. ($. 462), Auch 
haben jehr viele Reichsftäbte und Privatleute die Reichsſteuern an 
ſich gebracht entweder mittelft Einlößung der verpfändeten Steuern 
oder mittelft Kauf. Und die Kaifer felbft haben fich in ben ver- 
ſchiedenen Wahlkapitulationen bis ins 18. Sahrhundert vergeblich 
bemüht die vom Reiche veräußerten Steuern wieder an fih zu 
bringen 26). 


G. 481. 
Auch das Münzreht und das Zollrecht gehörte urſprüng⸗ 


80) Urk. von 1215 bei Quir, II, 94. 

81) Privileg von 1219 bei Göſchen, p. 115. 

82) Urf. von 1198 bei Lehmann, p. 496. quod nec Dominus Rex, nec 
nos aliquam in ea specialem vel communem faciamus cxactionem, 
nisi cives ex libero arbitrio spontaneam nobis et competens Ber- 
vitium duxerint exhibendum. 

88) Urk. von 1255 bei Gaupp, I, 102, 

84) Urf. von 1215 bei Duir, II, 94. 

35) Urk. von 1847 u. 1536 bei von Ulmenflein, I, 882 u. II, 17. 

35a) Urk. von 1415 bei Mone, XXII, 29 ff. 
86) Urk. von 1860 bei Wegelin, II, 40 f. und 1, 105—109. 
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ich zu den Rechten der öffentlichen Gewalt. So war c8 bereits 
zur fränfiihen Zeit). Und eben fo ift e8 auch im fpäteren 
Mittelalter ein Recht des Königs geblieben. Daher durfte ohne 
Erlaubniß des Königs keine neue Münze und fein neuer Zoll an 
gelegt .werden („wir fprechen daz alle zolle unde alle muͤnzen bie 
„in Romiſchen riche fint, die fint eines romiſchen Füniges. unde 
„wer ji wil haben, —, der muoz-fi haben von dem Romiſchen 
„Fünige. unde fwer daz niht tuot, der vrevelt an daz ride”) 2). 
Man findet deshalb die erften Münzen und Zölle in den alten 
Königsſtädten und fpäter erſt in den Biſchofsſtädten u. a. m. 
($. 76). Auch Lübe erhielt frühe ſchon, bereit8 im 12. Sahr: 
hundert, eine Münze und einen Zoll?) Und auch in [päteren 
Zeiten noch legten die Kaifer in den Neichsftädten neue Münzen 
und Zölle an, 3. B. Friebridy I in Aachen eine neue Münze *) 
und Karl IV an den Thoren von Frankfurt einen neuen Zoll ®). 
Auch diefe Münzen und Zölle wurden Häufig verjeßt und ver- 
pfänbet oder auf Jonftige Weiſe von dem Reiche veräußert und 
zulegt von den Neichsitädten jelbjt erworben. Sp wurden in Köln 
bereit8 im Sahre 1174 die Münzgefälle der Stadt verpfändet 9e). 
Die Münze zu Lindau wurbe mehrmals an dortige Bürger ver: 
jest, im Sahre 1417 aber von der Stadt jelbit Fähflich erworben. - 
Eden jo wurde die Münzgerechtigfeit nacheinander von Augsburg, 
Donauwörth, Kaufbeuren, Kempten, Rotweil und Wimpfen erwor⸗ 
ben %). In Lübeck hatten die Bürger bereitS im Sahre 1188 ein 


1) Capit. von 805, c. 18 und von 817, c. 17 bei Pertz, IV, 184 u. 
218. Capit. lib. IV, c. 31. 

23) Schwäb. Lr. W. c, 800. vergl. noch Sigf. &r. II, 26, $. 4. Rupredt 
von Freifing, I, 127. Constit. von 1208 bei Pertz, IV, 216. quae- 
sivit in sententia, si aliquis sine regia licentia et authoritate no- 
vum possit instituere teloneum? Et data est super hoc sententia, 
quod nullo modo hoc fieri possit et debeat, et si factum fuerit, 
irritum sit et inane. Sandfriede von 3287 8. 18 u. 20 bei Pertz, 
IV, 450. | 

3) Deede, Grunblinien, p. 27 u. 28. 

4) Urk. von 1166 bei Quir, I, 87. 

5) Urk. von 1864 bei von Ficharb, p. 364. 

5a) Urk. von 1174 in Quellen, I, 570, 

6) Wegelin, I, 118. 
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Auffichtsrecht über die Münze und im Jahre 1226 das Münzrecht 
ſelbſt erhalten ). Eben jo hatten die Bürger von Hamburg im 
Sabre 1226 das Münzredht zu gleicher Zeit mit der Neichsfreiheit 
erhalten. Auch die Zölle wurden von ben Kaiſern verjeht, 3. 2. 
in Köln fchon im Jahre 11749), in Eflingen im Sahre 1360 an 
bie Grafen von Wirtemberg und im Sabre 1361 an die Stadt 
jelbft 9). Der Zoll in Lindau wurde im Laufe des 14. und 15. 
. Jahrhunderts an verjchiedene Herren verpfändet, in den Jahren 
1379 und 1437 aber von der Stadt felbjt erworben 1%). Zur An- 
legung neuer Zölle in der Stabt dur den Stadtrath beburften 
auch die Reichsſtädte der Erlaubnig und Zuftimmung des Kaijers 
und Königs (6. 428). 

Was von den Zöllen gilt auch von dem Ungelt. Das Un- 
gelt in den NReichsftädten gehörte urjprüängli dem Deutjchen Std: 
nig. Es wurde aber ebenfalls verſetzt und verpfändet und zulebt 
den Städten felbft von dem König verliehen. So wurde das Un- 
gelt in Eplingen zuerft den Grafen von Wirtemberg verfeßt, im 
Sabre 1361 aber der Stadt felbft verliehen !!). Eben fo wurde 
das Ungelt in Weil zuerft den Grafen von Wirtemberg verjeßt, im 
Sabre 1360 aber der Stadt jelbft verliehen 2). Das Ungelt in 
Gelnhauſen wurde im Jahre 1328 an die Herren von Trimberg 
verpfändet 12). Am Jahre 1360 verfprach der Kaiſer den Meichs- 
ftäbten in Schwaben das Ungelt nicht mehr zu verjeßen 1%). Es 
ging jedody mit ber Verpfänbung des Neichsungeltes wie mit der 
Berpfändung ber NReichszölle und der Meichsfteuern. Die Ver: 
pfändungen dauerten nad) wie vor fort. Denn die Deutſchen Kö⸗— 
nige brauchten Geld und mußten fi in anderer Weile feines zu 
verfchaffen. Uebrigens beburften die Neichsjtäbte auch zur An- 
legung eines neuen Ungeltes in der Stadt von Seiten des Stadt: 


7) Sreiheitsbriefe von 1188 u. 1226 im Lüb. Urkb. I, 11 u. 46. 
8) Quellen, I, 570. 

9) Urf. von 1860 u. 1361 bei Glafey, anectod. p. 475 u. 581. 
10) Wegelin, I, 119. 

11) Urf. von 1860 u. 1861 bei Glafey, p. 475 u. 581. 

12) Urk von 1860 bei Glafey, p. 884 u. 885. 

18) Urf. von 1328 bei Senckenberg, sel. jur. II, 606 

14) Urk. von 1860 bei Wegelin, II, 40. 
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raths der Erlaubniß und AZuftimmung des Deutjchen Königs 
($. 428). 

Auch das Recht Märkte anzulegen war ein Recht ber 
Öffentlichen Gewalt. Die erften Märkte bilbeten fich zwar meiltens 
theils von ſelbſt. Auch konnte urjprünglich jeder Grundherr auf 
feinem Grund und Boden einen Markt, wenigſtens einen Wochen: 
marft anlegen. Epäterhin wurde jedoch das Recht Märkte anzu: 
legen ein Vorrecht des Inhabers der öffentlichen Gewalt. Und 
bereit zur Zeit der Rechtsbücher durfte ohne Zuftimmung bes 
Königs Fein Markt mehr angelegt werden. Daher findet man 
auch die erjten Märkte in den SKönigsftänten am Rhein und an 
der Donau, an ber Elbe und wahrſcheinlich auch ſchon an der 
Weſer ($. 74 u. 75) Und auch in fpäteren Zeiten fuhren die 
Könige noch fort neue Märkte in den Königsftädten zu gründen. 
So erhielt Aachen, welches bereits zur Zeit Karls des Großen 
ion einen Marft hatte, auch von Friedrich I wieder zwei freie 
Sahrmärkte verliehen !5). Da mit jedem Markte auch Marktzölle 
und andere Abgaben verbunden waren, fo wurben die Märkte mit 
zu ten fisfaliichen Gefällen gerechnet, 3. B. in Bremen 19). 

Die Gerihtsgefälle, bejtehend in den Friedgeldern 
(freda) und in anderen Strafgeldern und gerichtlichen Ab: 
gaben (bannum regium, Bannpfennige und justitiae legales) und 
bie uͤbrigen Fiskaliſchen Einkünfte gehörten gleichfalls zu 
den Rechten der öffentlichen Gewalt, wie biejes aus ben Immuni— 
tätsprivilegien der früheren und fpäteren Zeit entnommen werben 
kann 17). Dieſe Gerichtsgefälle floſſen theilweiſe in die Öffentlichen 


en 


15) Urt. von 1166 bei Quir, I, 37. 

16) Urk. von 1085 bei Lindenbrog, p. 187. mercatum cum theloneo, 
numismatibus, nec non omnibus utilitatibus ad mercatum per- 
tinentibus. 

17) Urk. von 775 bei Hontheim, I, 185. — fiscos aut freda —. Urk. 
von 844 bei Duir, I, 2. — freda — et quicquid jus fisci exigere 
poterat. Urk. von 858 bei Schannat, II, 6. quidquid ad nostrum 
usum et jus pertinet — omne telonium et vectigal vel quidquid 
in dominicum fiscam de civitate, infra vel extra, in vadiis aut 
fredis sive justitiis legalibus redigi potest. Urk. von 978 bei 
Schannat, II, 28. alias utilitates omnes, quae infra aut extra ur- 
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Kaſſen (in den Königlichen Fiskus oder in das Königliche Aerar 
— nostro regali erario siue fisco) 1%), zum Theile wurden fie 
aber auch den Reichsbeamten als Gehalt angewießen. Meiftentheils 
erhielten die Gaugrafen ben dritten Theil jener Gefälle und bie 
zwei anderen Drittel blieben dem Königlichen Fisfus, ze B. in 
Worms, bis daſelbſt der eine und der andere Theil an den Biſchof 
abgetreten worben ift 19). - In Nürnberg bezog der Burggraf einen 
Theil der Gefälle des Schultheißenamtes und der Amtmann bes 
Burggrafen zwei Theile der Gefälle des peinlichen Gerichtes. Es 
flel demnach dort nur ber dritte Theil des Blutbanns in die öffent: 
liche Kaſſe 2%. Zu den fisfaliichen Rechten der öffentlichen Gewalt 
gehörte endlich auch noch der erbloje Nachlaß der freien Leute. 
Er gehörte alfo in den Königsftäbten dem Deutichen König und 
in den Landſtädten dem Landesheren 21). Der Biſchof von Paber-: 
born behielt fich den erblofen Nachlaß in Schwaney in Weftphalen 
noch ausdruͤcklich vor 22), Späterbin wurde aber auch dieſes Recht 
von vielen Städten erworben, anfangs theilweife, 3. B. in Lübeck 
bas Recht auf die Hälfte des Nachlaſſes, während nur noch bie 
andere Hälfte an den König fiel 22), in Freiburg das Recht auf 
den britten Theil des Nachlafjes, während ein Drittheil an bie 
Kirche und nur noch das lebte Drittheil an den Herren der Stabt 
fiel ?*). Späterhin wurde aber von manchen Städten, z. 3. von 


bem in dominicum fiscum redigi aliquomodo potuerant, in banno, 
quod penningban vulgariter dicunt, aut ceteris solucionibus, hoc 
est: fredo, vectigalibus sine ullis justicys legalibus, vadiis vel 
custilibus aut caeteris utensilibus, Vrgl. noch Urk. von 814 u. 965 
bei Schannat, II, 2 u. 21. 

18) Urk. von 1849 bei Lacomblet, Archiv, II, 818. 

19) Urt. von 979 bei Morig, I, 208. vrgl. Arnold, I, 80 u. 81. 

20) Urk. von 1273 u. 1281 in Hist. Norimb. dipl. p. 167 u. 168. quic- 
quid emolumenti de ipso judicio vel per homicidium vel quem- 
cungque casum alium pervenerit, idem officialis (burggravii) duas 
partes ejusdem per se tollet. Dicto quoque burggravio — decem 
libras denariorum de officio sculteti in Nuremberg. — 

21) Meine Geſch. ber Fronh. IV, 52 u. 850. 

22) Wigand, Wıdiv, I, 4, p. 101. 

23) Sad, I, 19, II, 26. Instit. Lub. bei Westphalen, III, 624. 

24) Freib. Stabtr. von 1120 $. 4 und Stadtrobel, $. 24. 
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Kübel, das Recht auf den ganzen erblofen Nachlaß eriwor- 
ben 25). 


$. 482. 


Endlich hatte der Deutſche König auch noch ein Recht auf 
die Huldigung ber in den NReichsftäbten angejeflenen Reichs⸗ 
bürger. In Frankfurt a. M. mußten die Bürger im Sahre 1366 
nah dem Aufftande der Zünfte dem Kaiſer und dem Stadtrath 
den Hulbigungseid Tetften 2). In Norbhaufen hulbigten der Rath 
und die Bürgerichaft feit dem 14. bis Ins 18. Sahrhundert ent- 
weder dem Kaifer felbjt oder den von ihm gefendeten Commillarien 2). 
Und Kaiſer Ruprecht befahl den Bürgern von Gelnhaufen, an jei- 
ner Statt dem Herrn von Iſenburg zu huldigen und zu ſchwören ?). 
Diefe Huldigung war aber, wie wir gejehen, von zweifacher Art. 
Sie war einerfeit8 eine dem König als dem Reichs Oberhaupte 
dargebrachte Huldigung, andererfeits ift fie aber auch eine dem 
König als dem Landesherrn fchulbige Erbhuldigung geweien. Zu 
der Erfteren waren alle Reichsftädte, auch die Freiftädte verbunden, 
zur Erbhuldigung aber nur die gemeinen Reichsſtädte. Die Bür- 
ger der gemeinen Neichsftädte waren nämlich Unterthanen des 
Reiches. Sie mußten daher dem König und dem Reiche, wie jeder 
andere Unterthan feinem Landesherrn, den Erbhuldigungseid ſchwö⸗ 
ren. Die Bürger der freien Neichsftäbte dagegen waren, ba bie 
Treiftäbte die Öffentliche Gewalt, aljo die Landeshoheit ſelbſt erwor⸗ 
ben hatten, nicht mehr Unterthanen des Neiches. Sie mußten daher 
wohl dem König als dem Oberhaupte des Reiches huldigen und ihm 
gehorſam fein. Einen Unterthaneneid brauchten fie ihm aber nicht mehr 





= 


25) Sad, III, 182. 

1) Eidesformel bei Römer-Büchner, Stabtverfafjung von Frankfurt, p.69 f. 
„Daz ich myme Seren keiſer Karl als einen Romiſchen Feifer myme 
„rechte nattürlihen heren getrewe vnd gewert vnd ben Schef: 
„fene und dem alden Rabe zu frankinforb in deſſelben myns here feuf: 
„Ter Tarles vnd bes Richs wegin gehurfem und beflendig ſy“. — Ueber 
das Datum bes Eides. Kriegf, Bürgerzwille, p. 78. 

2) Zörftemann, Chronit von Rorbhaufen, p. 238—241. 

8) Urk. von 1400. Chmel, regest. Ruperti p. 2 Nr. 24. 
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zu leiften ($. 462 u. 463). Sehr wahricheinlih benutzten num 
auch die Reichsſtädte diefen Huldigungseid, um ihre hergebrachten 
Freiheiten zu fihern. Denn bereits im 12. Jahrhundert begehrten 
die Bürger von Lübed von Friedrich I, ehe te ihm die Stabtthore 
öffneten, die Beftätigung der ihnen von Heinrich dem Löwen ver- 
liehenen Freiheiten ). Aus demſelben Grunde nahmen die Bürger 
von Hagenau ben ihnen vom Deutjchen König gelegten Schultheiß 
erft dann in der Etabt auf, nachdem dieſer zuvor eivlich verjprochen 
und zugefagt hatte, daß er die hergebrachten Freiheiten und echte 
der Stadt unverbrühlih halten und beobachten wolle. Und be⸗ 
reits im 13. Jahrhundert war dieſes ihr urkundlich zugelichertes 
Recht 5). 

An den verpfändeten Reichsſtädten mußte der Unter: 
tbanen= oder Erbhuldigungseid dem Pfandinhaber geletftet ($. 479), 
außerdem aber auch dem König felbit als dem Reichsoberhaupte 
noch gehuldiget werben, fo oft er in die Reichsſtadt Fam oder zu 
dem Ende einen Königlichen Kommiflär in die Stadt ſchickte, wie 
diefes in Wetzlar noch in ven Jahren 1661, 1766 und .1790 ber 
Tal war). In den verpfändeten Reichsſtädten kommen demnach 
drei verjchiedene Huldigungen vor. Außer der dem Deutichen 
König und dem Pfandinhaber fchuldigen Huldigung mußte nämlich 
auch noch der Reichsſtadt ſelbſt an den jährlichen Schwörtagen 
gehuldiget werden. So wurde 3. B. in Weblar zu verjchiedenen 
Zeiten dem Landgrafen von Heflen von den beiden Bürgermeiftern 
im Namen des Stadtraths und der Bürgerjchaft ), dann, wie wir 


4) Arnoldus Lubec. I, c. 85. Verum priusquam (cives Lubeccenses) 
ei (imperatori) civitatem aperuissent, exierunt ad eum, rogantes 
ut libertatem civitatis, quam & duce prius traditam habuerent, 
obtinerent, et justitias, quas in privilegiis scriptis habebant — 
ipsius auctoritate et munificentia possiderent. 

5) Urk. von 1255 u. 1262 bei Gaupp, I, 102 u. 105. — quod nullum 
scultetum recipere teneantur, nisi prius idem scultetus, prestito 
iuramento, promittat eisdem quod — et antiquum jus et congue- 
tudinem civitatis ipsius, nec non libertates jura et privilegia, 
eisdem concessa, — inviolabiliter teneat et observet. — 

6) von Ulmenftein, IL 196, 726, 727 u. 834. 

7) von Ulmenftein, Il, 26, 196 u. 280. 


v. Maurer, Stäbteverfafjung. III. 24 
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gejeben, dem Deutichen König jelbft oder einem Königlichen Kom: 
miffär und außerdem auch noch der Stabt felbft an den jährlichen 
Schwörtagen gehuldiget ®). | 


8. Die öffentliche Gewalt in den Biſchofeſtädten und Reichs⸗ 
abteiffädten. 


a. im Allgemeinen. 


$. 488. 


Bon den Köntgsftädten oder Neichsftädten verſchieden waren 
bie Immunitätsſtädte ($. 466). Zu ihnen gehörten aber nicht 
bloß die Bifchofsftädte, wie man insgemein annimmt, fondern auch 
die Neichsabteiftädte Was daher von den Biſchofsſtädten gilt, 
gilt mit wenigen Ausnahmen auch von den Reichs abteiſtädten. 
Die Einen und die Anderen waren urſprünglich Koͤnigsſtädte. 
Denn erft fpäter haben fie mit der Immunität auch die Öffentliche 
Gewalt und die Iandesherrlichen Rechte erworben. Einen mehr 
oder weniger ausgedehnten Grundbeſitz haben file jedoch frühe ſchon 
erworben, die Biichöfe und die Aebte wahrjcheinlich gleichzeitig mit 
der Errichtung des Bisthums und der Abtei. Bei der Gründung 
eines jeben Bisthums und einer Abtei pflegte nämlich der für den 
Biichofsfig und für bie Abtei nöthtge Raum angewießen zu werben. 
Daher befaßen die Bilchöfe und die Aebte in allen Städten ben - 
für fie nöthigen Grund und Boden, auf welchem außer den Woh⸗ 
nungen ber Biichäfe und Aebte, dann der Domherren und ber übri⸗ 
gen Geiftlichen und der berrichaftlichen Beamten und Diener, aud) 
nod die Tomlirhen und die Klofterfirchen ftanden. So verlieh 
Heinrich der Löwe in Lübeck bei Gründung des Domkapitels den 
Eapitularen eine Anzahl von Baupläben (areae claustrales), auf 
welchen nicht bloß die @urien der Domherren gebaut, jondern auch 
noch 164 Baupläbe ausgefchieden und gegen einen jährlichen 
Grundzins ausgethan werden konnte 2). 

Der Grund und Boden, auf welchem dieſe Gebäude fanden, 


8) von Ulmenflein, I, 511. vrgl. oben $. 485 u. 479. 
1) Helmold, I, c. 89. Pauli, 2üb. Zuftände im 14. Jahrh. p.45 u. 46. 
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bildete ein freies Gebiet, eine Freiheit oder Freiung. Daher 
bie Domfreiheit oder Etiftöfreihelt in Münfter, in Paderborn, in 
Bafel, Straßburg, Speier, Worms, Magdeburg, Naumburg u. a. m. 
Auch waren dieſe Bezirke melftentheild mit Mauern umgeben und 
bildeten daher eine eigene Stabt in der Stabt, 3. B. in Regens⸗ 
burg die fogenannte Pfaffenftabt (pagus cleri), oder eine Burg, 
3. B. in Bafel, Worms, Münfter, Hamburg u. a. m. Und bie 
Städte bilbeten ſich ſodann ober erweiterten fich wenigſtens um 
diefe Domftifter und Abteien herum ($. 16, 120 u. 124). Wie 
andere freie Grundbefißer fo waren nun auch die Bifchöfe und 
Aebte die Eigenthümer und Herrn biejes Grund und Bodens, alſo 
die Grundherren in der Dom= oder Gtiftsfreiheit. Dieſes freie 
Gebiet lag meljtentheil® in der Altftadt. Daher waren die Bilchöfe 
und die Aebte meiftentheild die Grundherren ber Altitabt oder we- 
nigftens eines Theiles der Stadt, 3. B. in Bafel, in Straßburg, 
Speier, Worms, Köln, Augsburg, Regensburg, Magdeburg, Mün- 
fter, Bremen, Hamburg, Naumburg, Selz, Weiflenburg, Korvei u. 
a. m. ($. 16, 22,52, 70, 71 u. 120). 


§. 484. 


Zur Beforgung der grundherrlichen Angelegenheiten in ber 
Stadt und zum Vorſitz bei den grundherrlichen Gerichten jtellten 
nun die Bifchöfe und Aebte auch in den Städten herrichaft- 
lihe Beamte an. Der berrfchaftliche Beamte des Biſchofs von 
Bafel war deſſen Villicus. Seit dem 12. Jahrhundert, wahr- 
cheinlich ſeitdem der Bifchof die äffentliche Gewalt erworben und 
fodann dem Villicus auch noch die niedere Öffentliche Gewalt, bie 
Gentgrafen= oder Eivilgerichtsbarkeit übertragen hatte, führte er den 
Titel Schultheiß oder auch, wie in Straßburg, causidicus !). Er 
blieb aber nach wie vor zu gleicher Zeit herrichaftlicher Diener des 
Biſchofs. Denn der Schultheiß hatte außer der dffentlichen Ge: 
richtsbarfeit auch noch die Erhebung des dem Bilchof von ben 
Häufern in der Altſtadt gejchuldeten Bodenzinſes zu bejorgen und 
die Enticheidung der darüber entftandenen Streitigfeiten ?), dann 


1) Bafel im 14. Jahrhundert, p. 868. Heusler, Vrf. Seid. p. 57 und 
oben $. 22. 
2) Urk. von 1855 in Bafel im 14. Jahrhundert, p. 870 u. 371. 
24 * 
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die Aufficht über die Münzer ?) und vielleicht auch über die übrigen 
Gewerbsleute. In den Vorſtädten St. Alban und Kleinbaſel ge- 
hörte die Grundherrichaft nicht dem Bilchof, fondern dem Probft 
von St. Alban, welcher zur Erhebung der grundherrlichen Gefälle 
in Kleinbafel einen Bilficus und in St. Alban einen Schultheiß 
ernannte. Der Schultheiß in Et. Alban hatte zu gleicher Zeit die 
niebere öffentliche Gerichtsbarkeit (die Civilgerichtsbarkeit) zu befor- 
gen, welche dafelbjt dem Stifte gehörte. Zur Beſorgung der nie 
deren öffentlichen Gerichtsbarkeit in Kleinbaſel dagegen ernannte 
der Bifchof, welcher vafelbit zwar nicht der Grundherr, wohl aber 
ber Randesherr war, einen cigenen Echultheiß ($. 22, 121 u. 200). 
Auch in Zürich beitanden mehrere Grundherrfchaften neben cin: 
ander, eine jede mit ihrem eigenen berrichaftlichen Beamten. Der 
herrichaftliche Beamte der Aebtiffin von Frauenmünſter war der 
Schultheiß und aud) ihm war bie niedere dffentliche Gerichtsbarkeit 
übertragen ($. 121 u. 470). In Straßburg und in Augs⸗ 
burg war der herrichaftliche Beamte des Biſchofs, wie wir ge 
feben, der Burggraf und auch ihm ijt ein Theil der öffentlichen 
Gewalt übertragen gewejen ($. 22 u. 468). In Trier war ber 
berrichaftliche Beamte des Erzbifchufs der Schultheiß. Denn er 
hatte außer der ihm übertragenen niederen öffentlichen Gerichtsbar: 
feit die Markftpolizei in der Stadt und die Gerichtsbarkeit in Markt: 
angelegenheiten und die Aufficht über die hofhörigen Handwerker ®). 
Der berrichaftliche Beamte des Bifchofs zu Negensburg war ber 
Probſt. Er hatte außer der grundherrlichen Gerichtsbarkeit (dem 
biſchoͤflichen Friedgerichte und Kammeramte), welche jedoch fhon im 
Sabre 1257 an die Stadt, und im Jahre 1352 an bie Familie der 
von Tunau verpfänbet, im Sabre 1441 aber von der Stadt Telbft 
erworben worden tjt5), jehr wahrſcheinlich auch die niebere öffent: 
liche Gerichtsbarkeit in dem biſchoͤflichen Immunitätsbezirke zu be- 
forgen, ſeitdem der Biſchof im 11. Jahrhundert die öffentliche Ge: 
walt in jenem Bezirf erworben hatte. Den Blutbann aber hatte 


8) Biſchofsrecht 8. 8. 

4) Tas Trierer Recht aus dem Anfang des 14. sec. $. 6 u. 8—10. und 
Url. von 1285 bei Lacomblet, Archiv, I, 260, 261 u. 270. Not. vrgl. 
noch oben 8. 54, 

5) Gemeiner, I, 880, IL, 244 u. III, 116, 
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namens des Biſchofs der Schirmvogt oder der Domvogt in jenem 
Bezirk zu beforgen ). Wie anderwärts jo hatte nämlich auch in 
Negensburg der Bifchof in feiner Grundherrichaft die Immunität 
von der öffentlichen Gewalt und bie öffentliche Gewalt ſelbſt er- 
worben. Die öffentliche Gewalt über die ganze Stadt hatte er je- 
doch nicht. Denn die alte Saugraffhaft in der Stabt ober bie 
Burggrafichaft war in die Hände ber Herzoge von Baiern gekom⸗ 
men ($. 478 u. 479). Der Bifchof von Regensburg war baber 
einer der wenigen Biſchoͤfe, welche die öffentliche Gewalt nur über 
einen Theil der Stadt erworben haben. Aebte und Nebtiffinen hat 
es mehrere gegeben, welche die öffentliche Gewalt nicht über bie 
ganze Stadt oder nicht die ganze Öffentliche Gewalt, z. B. in Zü- 
rich, Lindau und Kempten, erworben haben. Auch hatte der Bi⸗ 
ſchof von Augsburg zwar nicht die volle Öffentliche Gewalt in ber 
Stadt. Die Gewalt, welche ihm zuftand, hatte er jedoch über bie 
ganze Stabt. Und ber Erzbifchof von Hamburg bat, wie wir jehen 
werben , die öffentliche Gewalt in der Stabt fogar niemals eriwor- 
ben. Nur allein der Biſchof von Chur, welcher nur in der halben 
Stadt das Gebot und Verbot hatte, mag fi etwa in bemfelben 
Falle, wie der Biſchof von Negensburg befunden haben. 

Es hatte ih nämlich in Negensburg der alte Gegenjaß zwi⸗ 
Shen Gau⸗ und AImmunitätsbezirt auch noch in fpäteren Seiten 
erhalten. In dem Smmunitätsbezirte ftand das Probſteigericht 
für die niedere Gerichtsbarkeit neben dem Vogteigerichte, welches bie 
hohe Gerichtsbarkeit oder den Blutbann zu bejorgen hatte, und 
daher auch das bifchöfliche Friebgericht genannt worden iſt. In 
ben übrigen Theilen der Stadt, in dem burggräflichen Bezirk da- 
gegen, hatte das Echultheißengericht die niedere Gerichtsbarkeit und 
bas damit verbundene berzogliche Friebgericht die hohe Gerichtsbar- 
keit zu beforgen 7). Bereits im 14. Jahrhundert hat ſich jedoch 
diefer Gegenſatz zwilchen der bilchöflichen und burggräflichen Ge: 
richtsbarfeit in der Hauptjache wieder verloren. Auch das Vogtei⸗ 
gericht oder das bifchöfliche Friebgericht wurde nämlich an einen 


6) Privilegium von 1280 $. 10 bei Gaupp, I, 169. major advocatus, 
qui Tumbvogt vulgariter appellatur et potestatem habet judicandi 
ex parte episcopi. — 

7) Stadtrecht bei Freyberg, V, 56 fi. u. 68. 
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Bürger von Regensburg, an Hans Neich, verpfänbet, im Jahre 
1391 aber auch diefe Pfandſchaft und zwar mit Zuftimmung bes 
Biſchofs von der Stabf eingelöst. Und beide Stabtgeridhte (das 
Schultheißengeriht und das DVogteigeriht) wurden ſodann mit 
ftändigen. Beifigern aus dem Stabtrath beſetzt *). Neben diefem 
ftädtiichen Schultheißengericht beſtand demnach nun nur noch das 
Probfteigericht, jedoch) ohne den Blutbann, als ein bijchöfliches Ge⸗ 
richt nach wie vor fort. 


S. 485. 


In Speier, Worms, Mainz, Trier, Köln u. a. m. kommen 
auch noch Kämmerer als herrichaftliche Beamte des Biſchofs vor. 
Wie andere Reichsfürften, jo hatten nämlich auch die Biſchöfe ihren 
Oberften Kämmerer, unter welchem die Kameralverwaltung gejtans 
ben hat 1). Unter dieſem Oberften Kämmerer ftand nun aud in 
vielen Städten wieder ein untergeorbneter Kämmerer, welcher bie 
Kameralgefälle in der Stadt zu erheben und zu verwalten und die 
dabei entftandenen Etreitigfeiten zu entjcheiden hatte. Einen fol: 
hen Stabtlämmerer hatte 3. B. der Biſchof von Speier. Er 
wurde urfprünglic, wie anberwärts auch, von dem Oberften Käm⸗ 
merer ernannt ?), jeit dem Vergleihe von 1294 aber, wie ber 
Schultbeiß und Vogt, von dem Stadtrath ernannt und von bem 
Biſchof in fein Amt eingejebt?). Nach wie vor ftanb berfelbe je 
doch unter dem Oberften Kämmerer und mußte daher nicht bloß 
bem Bifchof, fondern auch noch dem Oberften Kämmerer den Eib 
der Treue fchwören („Iweren, daß ich mine Herrn von Spire und 
„dem Obriften Cammerer getrum und holdt fi”) %). Er batte 
einen auf den Borichlag des Dberften Kämmerers ernannten Käm⸗— 
mereifchreiber und einen Pedell zur Seite °). Das von dem Kaͤm⸗ 
merer präftditte Kammergericht hatte die Kameralgefälle, ins: 
befondere die herrſchaftlichen Grundzinſen, Beten und Steuern zu 


8) Gemeiner, II, 281 u. 282. 

1) Meine Seid. der Fronh. II, 276 ff., 280, 281 u. 291. 

2) Lehmann, p. 575. 

8) Lehmann, p. 388, 884, 856 u. 579. 

4) Kämmerers Eid bei Lehmann, p. 886. und im Anbang Nr. JIL 
5) Lehmann, p. 292 u. 952, 
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erheben, die Erbichaftstafeln oder Kämmerertafeln, in welche alles 
Erb und Eigen eingelragen werben mußte, zu bewahren und bie 
dabei entftandenen Streitigfeiten zu entſcheiden *). Auch hatte es 
in letter Inſtanz die Gerichtsbarkeit Aber die Juden, ba dieſe bi- 
ſchoͤſſiche Kammerknechte waren 7). Die Urtheilsfinder bei diejem 
Kammergerichte waren, wie bei dem Schultheißengerichte, die um: 
herſtehenden Stabträthe und Bürger. Daher heißt e8 im Amts: 
eide des Kämmerers, daß er „nach ber Burger Urtheil und alſe 
„mich der Rhat wiſet“ Hecht ſprechen jolle*), Späterhin erhielt 
der Kämmerer vier ftändbige Beiftter aus dem Rath und vier Für- 
ſprecher ). Das Gericht wurde anfangs in dem Gerichtshaufe 
auf bem Ledermarkte, Tpäter aber in dem Rathshofe gehalten 19). 
Im Jahre 1557 wurben bie Sämmererstafeln, welche der Kaͤm⸗ 
merer zu bewahren hatte, bei Seite geichafft. Daher wollten bie 
Bürger feitbem Teinen Kämmerer mehr annehmen 14). 

Wie in Speier, fo ftand au in Worms die Kameralvers 
waltung unter einem bifchöflichen Kämmerer. Der Kämmerer hatte 
den fogenannten Sammerzins (census quem camere appellabant) 
zu erheben unb das Kammergericht zu präfibiren, in welchem aud) 
bie auf den öffentlichen Pläben in der Stabt und in den Straßen 
porgefallenen Frevel (quioquid esse contra justiciam et nocivum 
ciritati in vicis et plateis) abgeurtheilt wurden. Auch hatte der 
Kämmerer die Juden zu ſchützen und zu fchirmen und bas Juden: 
gericht zu präfipiven. Seine Sitzungen hielt ber Kämmerer brei 
Mal im Jahre im Bifchofshofe (in episcopali curis). Und bie 
16 Heimburger hatten bafelbit zu rügen was rügbar war und bie 
Botendienfte zu thun !2). Am 14. Jahrhundert wurde das Amt 
eines Oberſten Kämmerers erblich in dem Rittergefchlechte der Dal- 


6) Lehmann, p. 292 ı.,886. Rau, I, 12 u. 18, H, 25. vergl. oben 
6. 429. 

7) urk. von 1084 Bei Remling, p. 58. 

8) Lehmann, p. 886. 

9) Lehmann, p. 292. 

10) Lehmaun, p. 292. 

11) Lehmann, p. 292 u. 886. 

12) Annales Wormat, bei Böhmer, fontes, II, 210 u. 211. Zornius 
bei Morig, II, 76. Lehenbrief von 1406 bei Schannat, I, 256, 
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berge. Und ſeitdem ernannten auch in Worms die Oberftin Käm⸗ 
merer einen Stellvertreter, welcher, nachdem er von ihnen beeibiget - 
worden, das Kammergericht in ihrem Namen präfibirte und bie 
übrigen Geſchäfte beſorgte 12). 

Auch in Trier ftand die gefammte Kameralverwaltung unter 
dem erzbiichöflihen Kämmerer. Daher Hatte der Kämmerer bie 
Aufficht über die Münzer Hausgenoffen und über die Münze, dann 
über die hörigen Handwerker und über bie Juden mit der Gerichts: 
barkeit über diefelben 1%). 

In Mainz batte- der Stabtfämmerer (camerarius urbis) !) 
außer der Kameralverwaltung auch die Aufficht über die Münzer 
Hausgenofien und Die Gerichtsbarkeit über fie. Daher mußten 
ihn, wenn er ftarb, die Münzer Hausgenoffen zu Grab tragen 1%). 
Am Ende des 10. Jahrhunderts wurbe der Kämmerer zum Primas 
ber Stabt erhoben 1). Und fpäterhin wurde ihm auch noch ein 
Theil der öffentlichen Gerichtsbarkeit übertragen. Er ſtand daher 
jeit dem 13. Jahrhundert an der Spite bes Stabtgerichtes. Seine 
Beifiter waren der Schulthiß und vier Richter 1). Er follte 
jährlich drei ungebotene Dinge halten und, ehe er zum Gericht 
ging, dem Schultheiß und den Richtern ein Dahl geben. („Des 
„morgens ehe man bas gericht anhebt, foll ber camerer dem 
„ſchultheiſsen und den richtern ein fupp bejtellt han und verfottene 
„büner baruf“) 9). Cr hatte den Gerichtsichreiber und die Vor⸗ 
fprecher zu ernennen und ihnen ihr Amt zu leihen oder zu Lehen 

zu geben oder auch zu verkaufen. ALS Inhaber der öffentlichen 


13) Annales Worm. bei Boehmer, II, 210 u. 211. Judicum quilibet 
baculum manu tenens a camerario, cui se fidei sacramento ante 
obstrinzerat — 

14) Weisthum aus bem 13. sec. X, $. 1,8, 4, 5, 8, 11, 12 u. 18 bei 
Lacomblet, Archiv, I, 819 ff. 

15) Urk. von 1108, 1185, 1145 u. 1191 bei Guden, I, 10, 173, 299 
u. 889. 

16) Stimm, I, 588. 

17) Vita Burchardi, c. 2. bei Pertz, VI, 888. —. et suae camerse ma- 
gistrum et civitatis primatem conslituit. 

18) Guden, II, 486 ff. u. 461. 

19) Grimm, I, 588 u. 584. — I, 484, 461 u. 468, 
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Gewalt hatte er auch das Geleitwefen und die Gefängniffe unter 
fih 20). 

Auh in Köln hatte der Erzbifchof einen Kämmerer zur Be- 
jorgung der Kameralangelegenheiten 21). Der Biſchof von Regen: 
burg hatte zu dem Ende einen Kammerer bei feinem Probftge: 
richte 22). Eben jo findet fih in Baſel ein biichöflicher Kämme⸗ 
rer. Er war der Finanzbeamte des bifchöflichen Kapitels. Die 
Dinghöfe der Domprobftei fanden unter ihm. Und er hatte in 
letzter Inſtanz mit den Metern über die Angelegenheiten jener Fron⸗ 
höfe zu entſcheiden 22). Er hatte jeboch Teine Amtögewalt in ber 
‚ Stadt ſelbſt. Denn dort Hatte der Bilchof, wie wir gejehen, einen 
eigenen herrichaftlichen Beamten. 


$. 486. 


Ehe ich weiter fchreite muß ich mir jeboch noch einige Be 
merfungen erlauben über die Judengerichte und über ihren 
Zufammenhang mit den jo eben erwähnten Kammergerichten. Die 
Judengerichte hängen nämlich mit dem Judenſchutz zufammen. 
Wer ten Judenſchutz hatte, ber hatte auch die damit zufammen- 
hängenbe Gerichtsbarkeit. Denn es hat urfprünglich Feine Schirm: 
gewalt gegeben, mit der nicht auch eine Gerichtsbarkeit verbunden 
gewejen wäre. Der Inhaber der Schirmgemalt war daher zu 
gleicher Zeit auch der Gerichtsherr des mit der Schirmgewalt ver: 
bundenen Gerichte. Und wie jeder andere Gerichtsherr, fo hatte 
au der Inhaber des Judenſchutzes das Recht das Audengericht 
ſelbſt zu präfitiren, 3. B. in Speter der Bifchof !), in Brünn der 
König oder der Herzog ?), eben jo in Prag ber König oder der 
Herzog ?), und im Rheingau ber’ Erzbtichof von Mainz). War 


20) Weisthum bei Guden, II, 460 - 462. 

21) Schiedsſpruch von 1258 Bei Zacomblet, Urfb. II, 247. Nr. 53. dahne, 
I, 14. 

22) Gemeine, I, 849. 

28) Bajel im 14. Jahrhundert. Bafel 1856, p. 364. 

1) Urf. von 1084 bei Remling, p. 58. 

2) Judenrecht von 1268 8. 4 bei Senckenberg, vision. p. 818. bei 
Röoßler, p. 869. 

8) Judenrecht von 1254 6. 8 bei Rößler, p. 182. 

4) Url. von 13623 bei Bodmann, I, 718. 
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aun der Schirmherr der Juden zu gleicher Zeit Inhaber ber öffent: 
lihen Gewalt, fo konnte er den Judenſchutz feinen öffentlichen Ges 
richten übertragen, wie dieſes in Wien, Augsburg, Yrankfurt, 
Mainz, Erfurt u. a. m. geſchehen ift ($. 300). Er konnte aber 
auch zu dem Ende ein eigenes Judengericht bilden und diefes ſodann 
irgend einem Bürger zu Lehen geben, wie biefes 3. B. in Regens⸗ 
burg bie Herzoge von Balern geihan.haben®), bis daſelbſt der Zus 
denſchutz an den Stadtrath und an das Stabtgericht gefommen ift®). 
Wenn jedoch ber Schirmberr der Juden nicht der Inhaber ber 
öffentlichen Gewalt wohl aber ber Grunbherr in ber Stabt ober 
beides zugleich war, fo konnte er fobann den Judenſchutz und das 
damit verbundene Aubengericht feinem berrichaftlichen Beamten, 
bem Kämmerer, entweder zu Lehen geben, wie biefes ber Biſchof 
von Worms gethan bat?), oder das Judengericht in fonftiger 
Weiſe mit feinem herrichaftlichen Kammergerichte vereinigen, wie 
biejes 3. B. in Speier, Worms, Trier, Wiener Neuftabt, Prag 
und Brünn gefchehen it. 

Diefe für den Judenſchutz errichteten Sudengerichte waren 
nun von ben aus Juden beftehenden Judengerichten, an 
beren Spite insgemein ein Judenbiſchof oder auch ein eigener 
Judenrichter ftand, weientlich verfchieden ($. 299). Denn fie waren 
aus Chriften beftehende vogtelliche zur Handhabung bed Juden⸗ 
ſchutzes beftimmte Gerichte. Diefe Judengerichte haben ich jedod) 
ſpaͤterhin meiftentheil verloren, feitvem die Juden auch hinfichtlich 
der Schirmgewalt entweder unter bie Öffentlichen Gerichte des Orts, 
ober unter das Stabtgeriht und unter den Stabtrath geftellt worben 
find, wie biejes z. B. in Frankfurt ®), in Worms u. a. m. geichehen 
iſt )). Nichts defto weniger haben ſich auch jpäterhin noch 3. B. 
in Worms Spuren jener Schirmgewalt in ben Händen der alten 


5) Semeiner, II, 14. 

6) Semeiner, L, 817 u. 828. 

7) 2ebenbrief von 1406 bei Schannat, I, 256. „Bits fint bie Zehen —. 
„Zum erfien han wir ba8 Juden Bericht zu Worms, umb bie juben 
„zu ſchirmen“ —. 

8) Urk. von 1888 bei Olenſchlager, Erl. goldn. Bulle, IL, 91. 

9) Wormſer Rachtung von 1519, art. 55 bei Schannat, II, 886. und 
oben $. 800. 
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Inhaber des Judenſchutzes und des damit zuſammenhängenden Ju⸗ 
dengerichtes erhalten. Bei jeder Hochzeit und bei jeder Leiche eines 
Juden eröffnete nämlich ein von den Kämmerern von Dalberg ge⸗ 
ſchickter Stabträger ven Zug, um nöthigenfalls die Juden zu ſchir⸗ 
men, für welchen Schuß und Schirm natürlich eine gewiſſe Gebühr 
von den Juden entrichtet werden mußte 10), Und als fpäterhin 
auch diefe luſtige Begleitung unterblieb, blieb wenigjtens noch bie 
Entrichtung jener Gebühren am bie Freiherren von Dalberg bei den 
Hochzeiten und Begräbnifien der Juden 11), 

Diefe vogteilihe Gerichtsbarkeit über die Juden hat in man- 
hen Städten zu einem eigenen Judenrecht geführt. Daß auch 
die Juden nach nationalem Nechte leben und die Streitigkeiten 
unter ihnen ſelbſt nach jüdiichem Rechte entjchteden werben durften, 
iſt befannt und auch bereits fchon bemerkt worben ($. 299). Allein 
auch bei den vorhin erwähnten vogtetlichen Judengerichten hat fich 
hie und da, wie bei anderen altgermanifchen Gerichten, nach und 
nach ein eigenes Recht für die Juden gebildet. Da die Juden 
unter bem öffentlichen Frieden geftanden, aber doch nicht alle 
Rechte der Stabtbürger gehabt haben, fo hatten fie wohl manche, 
aber doch nicht alle Rechte der Bürger. &8 bildete fich daher für 
fie auch bei den vogteilichen Audengerichten ein eigenes Judenrecht 
aus, Schon in den Rechtsbüchern findet man davon bie An: 
fünge 12), Auch in den Stabtrechten finden fich öfters eigene Be⸗ 
flimmungen über die Juden, 3. B. in dem Friedgebot ber Stabt 


10) Schannat, I, 206. Altes Mpt. bei Schaab, Geſchichte ber Juden in 
Mainz, p. 74-77. — „wen man is zur Trauung gegangen, jein 
„alzeit gangen vor bem Hochzeiter und ber Braut, wen man fie unter 
„die Bedeckung gefirt bat, und wider heim, alfo fein alzeit zu lib und 
„zu leid zwey Diener mitgangen, einer vor die Mannen und einer 
„vor die Weiber.” — aljo bot der Dalburger von jein Leit angeftellt, 
„bie allzeit vornd fein gangen mit ein flab, zu bejchermen die Juden, 
„daß ihnen kein Leib fol geſchehen. — is allzeit einer vorausgangen 
„von jeinen Leiten; es jei bei Hochzeiten oder bei einem toben, ob» 
„Thun fein Gottlofigleit mer is geweſen, das hot er doch allzeit 
„geian.“ . 

11) Apologie von Wormbs, p. 58. 

12) Sädj. Lr. II, 7. Schwäb. Lr. W. c. 214 u. 215. Ruprecht von 
Freifing, I, 168 u. 172—174. 
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Mainz von 130013). Die Stadt Brünn befaß ein eigenes Juden⸗ 
recht vom Jahre 1268, welches im Jahre 1300 nochmals beftätiget 
worden iſt 1%). Eben jo die Stadt Prag ein Judenrecht von 
1254 185). Ganz befonders merkwürdig ift jeboch ein von dem 
Kämmerer zu Mainz ausgeftelltes Weisthum vom Jahre 1338, 
welches bei Schaab abgedrudt ift 1). 


b. Die Bilgöfe uud Webte eriserben Die äffentliche Gewalt. 
1) $mmunität ber Bifhofs-: und Abteifläbte. 


$. 487. 


Die Biichöfe und Aebte hatten demnach gleih von Anfang 
an einen mehr oder weniger ausgebehnten Grundbeſitz in ben 
Städten, in weldhen fic ihren Siß hatten. Und wie andere Stifter 
und Klöfter, fo erhielten auch fie frühe ſchon mit der Freiheit von 
öffentlichen Laften und mit anderen Nechten der öffentlichen Gewalt 
auch die Befreiung von dem Zutritt der öffentlihen Beamten. 
Wann diefe Immunitätsertbeilungen begonnen haben wiflen wir 
nicht. Denn die erften Königlichen Freibriefe, welche wir kennen, 
enthalten meijtentheils nur eine Betätigung der ſchon von frühe- 
ten Königen ertheilten Freiheiten. So beftätiget Karl der Große 
ber Kirche von Worms die von feinen Vorfahren ertheilte Immu⸗ 
nität. Und auch von ben fpäteren Königen wurbe diefe Immunität 
nochmals beftätiget I). Eben fo war es in Trier nad) einigen frei 
lich verbädhtigen Urfunden ?), ſodann in Mainz?) u. a. m. Diele 
Befreiungen müflen aber frühe ſchon, und zwar ſchon unter den 
Mersvingern begonnen haben. Denn bereits im Anfang bes 9. 
Jahrhunderts hatten fie alle geiftlichen Stifter in Frankreich und 


18) Würdtwein, diplomatar. Mogunt. II, 546 ff. 
14) Senckenberg, vision. p. 8311—817. bei Rößler, p. 867—871. 
15) Nößler, Brag, p. 177—187. 

16) Schaab, Geſch. der Juden in Mainz, p. 78. 

1) Urk. von 814 u. 965 bei Schannat, II, 2 u. 21. 

2) Url. von 688, 761, 778 u. 775 bei Hontheim, I, 76, 120, 132 u. 

184. 
8) Url. von 974 bei Guden, I, 7. 
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dann auch in Deutichland, wie der Treibrief der Abtei Korvei be: 
weißt 4). Die eriten Immunttätsprivtlegien befreiten indeilen nur 
bie berrichaftlihen Hinterjaflen von ben öffentlichen Gerichten. 
Denn die Immunität bezog ſich uriprünglich bloß auf die Grund- 
holden (homines) ber geiftlichen Herrichaften, auf die unfreien 
und hörigen eben ſowohl wie auf die freien, alfo auch auf 
bie ſchutzpflichtigen Colonen (homines ipsius ecclesiae tam 
ingenuos quam et servos®), homines qui super terram 
ipsius monasterii tam franci quam et ecelesiastici commanere 
videantur®), homines monasteri tam ingenuos quam et 
leutos?), super liberos et jamundlingos monasteriorum®). 
Der Eomitat, alfo die öffentliche Gewalt ſelbſt pflegte urfprünglich 
nicht mit übertragen, öfters ſogar ausdrücklich vorbehalten zu wer: 
den. Als die Stadt Ladenburg mit den dazu gehörigen Län- 
bereien und mit der Waldnugung im Odenwald dem Bisthum 
Worms geſchenkt ward, wurde der Komitat ausdrüdlich vorbe⸗ 
halten (excepta stipe Regia et comitatu) ?). In den meiften 
Smmunitätsprivilegien wurden jedoch nur die fisfaliihen Einfünfte 
und andere Rechte der öffentlichen Gewalt auf den Biſchof oder 
Abt übertragen. Auch pflegte dei öffentlichen Beamten der Zutritt 
in das Immunitätsland verboten, die öffentliche Gerichtsbarkeit 
jelbft aber den Immunitätsherrn nicht mit übertragen zu werben, 
3. DB. im Bisthum Worms 10), Die Folge hievon war, daß nun 
zwar bie bifchöflichen Grundholden frei von ber öffentlichen Ge: 


4) Urk. von 823 bei Schaten, I, 50. talem immunitatem — qualem 
omnes ecclesise in Francia habent. 

5) Urf. von 814 bei Schannat, II, 2. Urf. von 815 bei Hontheim, I, 
166. Urk. von 969 bei NRemling, Urkb. von Speier, p. 15. Urk. von 
844 bei Quir, 1, 2. 

6) Urk. von 775 u. 841 bei Hontheim, I, 135 u. 179. 

7) Urk. von 828 bei Schaten, I, 50. 

8) Urk. von 987 bei Lappenberg, Hamburg. Urkb. I, 41. und Lindenbrog, 
p. 180. vergl. oben $. 117 u. 118. 

9) Ur. von 798 u. 858 bei Schannat, II, 1 u. 7. Die erſte Urkunde 
ift zwar ſehr verdächtig, die zweite aber nicht. Der Inhalt der Ar: 
funden ift demnach jedenfalls wahr. 

10) Urf. von 814 u. 965 bei Schannat, II, 2 u. 21. 
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richtsbarfeit der Gaugrafen geworben find, und baher bie Herr⸗ 
ichaftsrichter des Biſchofs über alle Streitigkeiten der Grundholden 
unter ſich und auch fiber Ihre Vergehen und Verbrechen zu erfennen 
hatten. Die vollfreien in dem Bisthum angefeffenen Leute dagegen, 
welche Feine biihöflihe Srundholden waren, ftanden nad) wie vor 
unter dem Gaugrafen. Ein Zuftand, der bis ins 11. Jahrhundert 
gebauert hat). Eben fo war es im Bisthum Bremen ($. 118), 
im Erzitifte Mainz u. a. m. Der Erzbifchof von Mainz hatte für 
alle feine Herrichaften Immunität und bie Befreiung von dem Zu⸗ 
tritt der öffentlichen Beamten erhalten. Die öffentliche Gerichts: 
barkeit ſelbſt wurde aber nicht mit übertragen. Daher follten zwar 
feine Hinterfaffen (familise) vor feinen anderen Richter als vor 
ben erzbifchöflichen Vogt gezogen werben (familiae autem coram 
nullo, placitis vel negotiis respondere cogantur, nisi coram 
episcopo seu potente advocato eius). Eine Gerichtsbarkeit über 
die vollfreien Grundbeſitzer hatte aber der Erzbiſchof Teineswegs 
erhalten 12). 

Seitdem nun die Bilhdfe und Aebte auch in den Städten 
Grundbeſitz ermorben Hatten, ſeitdem erhielten auch die auf biefen 
geiftlihen Befikungen in der Stadt wohnenden Grunbholden Im: 
munität, 3. B. it Straßburg, Bafel, Worms, Köln, Aachen, Korvei, 
Augsburg, Bamberg, Regensburg u. a. m. ($. 120—122 u. 484). 
Die freien Stabtbürger, welche keine Grundholden waren, waren 
jedoch nicht mit in diefer Immunität begriffen. Sie ftanden viel- 
mehr nach wie vor unter ber öffentlichen Gewalt und unter ven 
öffentlichen Beamten, wie fich dieſes Verhältniß theilwelje wenigftens 
längere Zeit in Speier und Zürich und in Regensburg auch noch 
in jpäteren Zeiten erhalten bat ($. 470, 471, 484). Auch blieb 
ben Öffentlihen Beamten das Recht die Streitigfeiten ber freien 
Stabtbürger mit den unfreien und hörigen Leuten zu entſcheiden. 
Dieje zwilchen den herrichaftlichen und öffentlichen Beamten getheilte 
Gerichtsbarkeit führte nun zu fortwährenden Kämpfen und Strei- 
tigfeiten zwiſchen ben berrichaftlichen und öffentlichen Beamten und 


11) Urk von 1014 u. 1056 bei Schannat, II, 40 u. 87. vergl. Meine 
Geſch. ber Fronhöfe, I, 520. 
12) Urk. von 974 bei Guden, I, 7 u. 8. 
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Gerichten, zumal in jenen Städten, in welchen ber freie Verkehr 
eine immer größere Ausdehnung erhalten Hatte. Die öffentlichen 
Beamten miſchten ſich in die herrichaftlichen Angelegenheiten und 
bie herrichaftlichen Beamten in die Angelegenheiten der öffentlichen 
Gewalt. Sp war es jchon im Anfang bes 9. Jahrhunderts 12), 
Eben fo fpäter in Bremen 19), m Augsburg 1%), in Münfter 1) 
v.a m. Auch die Erhebung der fisfaltihen Einkünfte, welche in 
ben Immunttätsprivilegien auf bie Bifchdfe und Aebte Übertragen 
zu werben pflegten, führte zu Streitigkeiten unter den verichiebenen 
Beamten, 3. B. in Worms u. a. m. 1). Die Biihäfe ftrebten 
baher allenthalben nad" dem Erwerbe ber vollen dffentlichen Ge⸗ 
walt. Eben fo viele Webte. Denn mit dem Comitate warb auch 
bie Herrſchaft über die freien Stabtbürger erworben. Und da bie 
dem Fiskus gehörigen Gerichtsgefälfe meiftentheils frühe ſchon über: 
tragen worben waren, fo war der Erwerb ber Öffentlichen Gewalt 
felbft um fo leichter. In Worms wurde der Comitat oder bie 
volle öffentliche Gewalt in ber Stabt im Jahre 979 auf den Bi- 
ſchof übertragen und biefer Uebertrag fpäterhin (985) - nochmals 
beftätiget 19). Aus beiden Urkunden gebt auch hervor, daß bie 
Erzbiichöfe von Mainz und von Köln damals fchon im Beſitze des 
Comitates in der Stabt und im Beſitze bes damit verbundenen 
Königsbanns geweien find. Denn es heißt daſelbſt, ut reliquarum 
ocelesiarum Moguntiensis atque Coloniensis presules pleno jure 
possideant. In Speier erhielt der Bifchof im Jahre 946 vom 
Herzog Konrad die ihm in der Stadt zuftehende öffentliche Gewalt 


18) Capit. von 817, c. 1. und von 821, c. 2. bei Pertz, III, 217 u. 280. 

14) Adam Bremens. II, 1. 

15) Urk. von 1266 in Mon. Boic. 22. p. 224. und Urf. von 1104 u. 
1156, eod. 29, I, p. 828 u. 829. und oben $. 117. 

16) Url. von 1127 bei Willens, p. 74 u. 76. 

17) Urt. von 798 u. 828 bei Schannat, II, 1u. 7. — episcopis querula 
voce retulit, quod regiae potestatis procuratores et exaciores fre- 
quens litigium facerent inter rempublicam et’ suam ecclesiam de 
utilitatibus — ob hanc ergo dissensionem nostris visibus ob- 
tulit — 

18) Urk. von 979 u. 985 bei Morit, I, 208 u. 259. Quellen zur Geſch. 
von Köln, I, 470. Apologie bes Erzfifts @öllen, I, 2. Nr. 2. und 
Securis ad radicem, p. 8. 
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(omnem potestatem intra civitatem et extra — ex regali tra- 
dicione et donacione), insbefondere auch das Recht Diebe ergrei- 
fen und fejthalten zu bürfen (fures comprendere et tenere) 19). 
Die volle Öffentliche Gewalt in ber Stabt wurde aber erft im 
Sabre 969 auf den Biſchof und auf den bifhöflichden Vogt über: 
tragen und biefer Uchertrag jpäter noch öfters beftätiget 2%). Die 
Stadt blieb jedoch, wie wir gejehen, noch lange Zeit unter der Ge⸗ 
richtsbarfeit des bilchöflichen Landvogtes ober des Kirchenvogtes 
($. 90). In der Stadt Straßburg wurde bie volle Öffentliche 
Gerichtsbarkeit im Jahre 982 dem Biſchof und dem bifchöflichen 
Vogte verliehen ?2!), in Magdeburg im Sabre 965 und im Jahre 
973 nochmals beftätiget 22), in der Stadt Bamberg im Jahre 1103 
($. 118). Und nad und nach haben alle Bifchöfe, mit Ausnahme 
des Biſchofs von Negensburg und bes Erzbifchofs von Hamburg, 
und viele Achte den Comitat in ihren Städten erworben, 3.9. bie 
Aebte von Korvei 23), von Weiſenburg ?) u. a. m. Und bie 
Deutſchen Könige wiederholten noch im 13. Jahrhundert mehrmals 
das Berjprechen weder jelbft noch durch ihre Beamten irgend eine 
Handlung der öffentlihen Gewalt in jenen Städten ausüben zu 
wollen 28). 
Auf diefe Weife wurden benn bie Bilchöfe und viele Aebte 
Inhaber der öffentlichen Gewalt in ihren Stäbten. Die öffentliche 
Gewalt, aljo die Herrichaft in der Stadt, ging auf fie über, wie 
diefes im Jahre 1376 die Schöffen von Köln ausgeiprochen haben 
(„dat die herrligkeit, das hoe gerichte, ind alle gewalt zu Kölme in 
„der ftatt ſynt unſers herrn von Cölne ind ſynes geftichts, ind 
„niemand anders”) 2e). Die Bilchofsftäbte und viele Wbtei: 
19) Urk. von 946 bei Remling, p. 12. 
230) Urk. von 969, 974, 989, 1008, 1027 u. 1061 bei Remling, p. 15, 16, 
20, 21, 29 u. 51. 
21) Urk. von 982 bei Schoepflin, I, 181. und Grandidier, II, 41.° 
22) Urt. von 965 u. 978 bei Rathmann, I, 881-888. 
23) Urk. von 940 bei Falke, p. 209. vergl. noch Urk. von 1856 bei Wis 
gand, Geſch. von Korvei, II, 203. 
24) Urk. von 967 bei Zeuss, trad. Wiz. p. 817. u 
25) Confoederatio cum principibus eccles. von 1220 $. 2, 9 u. 10. 
und Constit. von 1232 bei Pertz, IV, 236, 287, 291 u. 292.. 
96) Grimm, II, 746. vergl. Ennen, Geſch. I, 615—616, 
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jtäbte (die Reichsabteiſtädte) waren baher nun Tandesherrliche 
Städte. 

Bon diefer Immunität der Biſchofs- und Abteiftädte verjchie- 
den war nun bie Immunität (die Eremtion) der Stadtgerichte von 
den biichöflichen Landgerichten. Die erwähnte Immunität der Bi- 
ſchofs- und Abteiſtädte befreite nämlich die bifchöflihen Gerichte 
- nur von den öffentlichen Gerichten des Reiches. Die Biſchofs⸗ und 
Abteiftäbte erhielten demnach dadurch noch Feine eigene Stabtgerichte. 
Sie ftanden vielmehr nach wie vor unter den öffentlichen Landge⸗ 
richten, welche nun aber bijchöfliche Gerichte geworden waren, 3.2. 
in Worms ($. 90). Eigene .Stabtgerichte erhielten dieſe Stäbte 
erst jeit der Immunität (Eremtion) der Biſchofs- und Abteiftädte 
von den Land- oder Vogteigerichten der Bilchöfe und Aebte. Diele 
Smmunität erhielten aber nach und nach alle Biichofsjtäbte und 
jehr viele Abteiftädte. Durch diefe Immunität wurde jedoch bie 
Natur diefer Städte nicht geändert. Sie blieben vielmehr landes— 
herrliche Städte, die Bifchöfe und Aebte alfo die Landes: und Ge- 
richtsherrn, welche demnach die Stabtrichter zu ſetzen und zu ent⸗ 
fegen hatten. Nur in jenen Stäbten, in welchen die Stäbte felbft 
bie öffentliche Gerichtsbarkeit erworben hatten, war es anders. 
Denn in diefen Städten waren die Städte felbft die Gerichtsheren 
geworden und hatten demuach auch die Stabtrichter zu ernennen. 


2) Rechte ber dffentligen Gewalt. 
S. 488. 


Zu den Rechten der öffentlichen Gewalt, deren Inhaber nun 
die Bifchöfe und viele Aebte geworden waren, gehörten vor Allem 
bas Gebot und Verbot oder das Bannrecht, dann bie Schirm- 
gewalt und das damit verbundene Geleitsrecht und die öffent: 
lihe Gerichtsbarkeit. 

Das Recht in der Stadt zu gebieten und zu verbieten 
oder das Bannredht (bannum regiae vel imperatorise digni- 
tatis in urbe) ober das Zwangsrecht (distrietio oder distric- 
tus) erhielten die Erzbilhöfe von Köln!) und von Magdeburg ?), 


1) Weisthum von 1375 bei Grimm, II, 746. — „alle gebott ind ver- 
„bott 30 Eölne in der ftatt fund ouch ſyn ind ſynes geſtichts“ —. 
v. Maurer, Städteverfajjung. IIL 25 
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dann ber Bifchof von Chur, diefer jedoch nur in ber halben Stadt), 
ferner der Biſchof von Straßburg 9, der Biſchof von Speter ®), 
der Erzbiſchof von Trier ®), der Bifchof von Bremen 7), der Biſchof 
von Baflau ®), der Bilchof von Bamberg ®), der Abt von Weiſen⸗ 
burg, von Korvei u. a..m. Und men nannte biefen Bann, weil 
er in der Stadt oder Burg ausgeübt wurde, zuweilen auch einen 
Burgbann, 3. B. in Korvei 1%. Mit dem Bannrechte ging auch 
das Recht Verordnungen zu machen (ordinatio civitatis) und 
das eigentliche Regiment und die Herrichaft in der Stabt auf bie 
Biihdfe und auf manche Vebte über 11), 3. B. in Trier 12). Die 





2) Urk. von 965 bei Ratbmann, I, 883l- bannum nostrum regiae 
vel imperatorise dignitatis in urbe Magdeburg. — - vergl. 
noch Urf. von 973, eod. II, 883. 

3) Urf. von 959 bei Boehmer, regest. Nr. 218. Contradimus — dimi- 
diam partem ipsius civitatis, cum tali districtione et jure 
sicut hactenus ad nostram pertinebat potestatem —. 

4) Urk. von 982 bei Grandidier, Il, 41. infra praefatam Argentinam 
civitatem — districtum habere —. 

5) Urf. von 969 bei Remling, p. 15. 

6) Sprud von 1864 bei Hontheim, II, 2384. „zu bevehlen in "alle 
„miljetetige und übeltetige Iutbe im berfelben flatt buſſe zu ſetzen, — 
„barzu Inter unb vermengte Gewalt — zu latine merum et 
„mixtum imperium —. 

7) Urk. von 966, 1008 u. 1014 bei Lindenbrog, p. 181, 185 u. 136. 
und oben &. 118. 

8) Urk. von 999 bei Boehmer, regest. Nr. 829. — totius reipublicae 
districtum — firmiter infra civitstem et extra perpetualiter 
teneat. ö | 

9) Urk. von 1008 in Debuction Bamberg contra Fürth, cod. probat. 
Nr. 27. 

10) Urk. von 940 bei Falke, p. 209. — potestatem ullius banni quam 
burgban vocant. Urf. von 1147 bei Schaten, I, 589. ut justitiam 
quae appellatur burchban —. 

11) Edictum von 1282 bei Pertz, IV, 286. Sicut temporibus retroactis 
ordinatio civitatum et bonorum omnium, que ab imperiali celsi- 
tudine conferuntur, ad archiepiscopos et episcopos pertinebat, sic 
eandem ordinationem ad ipsos et eorum officiales ab eis specia- 
liter institutos, perpetuo volumus permancre, —. 

12) Spruch von 1864 bei Hontheim, II, 234. 
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Stabtgemeinden und die Stabträthe hatten zwar von je her das 
Recht ber Autonomie in allen genofienfchaftlihen Angelegenheiten. 
Sie follten jedoch dieſes Necht urfprünglich nicht ohne Zuftimmung 
bes Ranbesherrn ausüben ($. 158). Daher wurden fo viele Ver: 
ordnungen und ſelbſt Stadtrechte erſt nach gemeinfchaftliher Be— 
rathung des Stadtraths und der weifeften Bürger mit dem Bifchof 
erlaffen, To daß das Stadtrecht auf einem Uebereinkommen beider 
Theile beruhte, 3. B. das Stabtredht von Etraßburg vom Sabre 
1241 122), Cine Verordnung des Biſchofs von Speier über bas 
Schultheißengeriht vom Jahre 1230 wurde im Sabre 1231 auf 
dem Reichstage zu Worms beftätiget 1%). Eben fo ging ber Heer: 
bann mit dem echte einen Ort zu befeftigen ($. 6 u. 30) und bie 
Schirmgewalt auf die Bifhöfe und auf manche Aebte über, 
3. B. in Köln 1%) und in Trier 16), und das Geleitsrecht 3.2. 
in Augsburg 1%), in Bajel!T), in Trier 18) und in Köln 19). 

Auch die mit dem Bannrechte und mit der Schirmgewalt zu— 
fammenhängende öffentlihe Gerichtsbarkeit ging auf bie 
Bilchöfe und auf manche Vebte über. Sie wurden daher nun bie 
eigentlihen Gerihtsherren in der Stadt, von denen von nun 
an alle öffentliche Gerichtsbarfeit ausging, So waren in Köln 
die Erzbifchöfe von Köln die Oberften Richter in der Stadt, von 
denen alle Gerichtsbarkeit (die geiftliche und weltliche öffentliche Ge- 
richtsbarkeit) ausging. Daher durften auch nur fie jelbft oder bie 


12a) Statuta civitatis Argentinensis von 1241 bei Mone, Anzeiger, VI. 
28. consules et ceteri cives meliores et sapienciores cum predicto, 
domino suo episcopo, — in hoc convenerunt quod ipsi com- 

. muni congensu et consilio hec nova instituta statuerunt —. Der 
alt deutiche Tert, eod. p. 25 f. und Strobel, I, 548. 
18) Rau, I, 14. Pertz, IV, 280. 
14) Schiebsipru von 1258 bei Lacomblet, II, 251. Nr. 1. 
15) Urk. von 1864 u. 1896 bei Hontheim, II, 284 u. 801. 
16) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 3880. Episcopus duca- 
tum ingredientibus egregientibusque dabit. 
17) Biſchofsrecht $. 10. 
18) Spruch von 1864 bei Hontheim, II, 284. — auch das geleibte und 
„gerichte uff bem waſſer der Mujeln“ —. 
19) Schiedsſpruch von 1258 bei Lacomblet, II, 247 Nr. 2. und Urf. von 
1169, eod. I, 808. 
25 * 
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von ihnen ernannten Stellvertreter zu Gericht fiten und die Ge⸗ 
vihtsbarfeit ausüben 2%). Eben fo beruhte in Straßburg die rich⸗ 
terliche Gewalt auf einer Verleihung des Biſchofs 2). Auch in 
Bajel 22), in Trier 22), in Speier u. a. m. gehörte die Gerihtsbar- 
feit dem Biſchof und dem Stifte, und ohne bifchöfliche Verleihung 
durfte fie niemand ausüben 4). Als Gerichtsheren durften aber 
aud die Bilchöfe ſelbſt zu Gericht fißen, 3. B. die Bilchöfe von 
Bafel 2%), die Erzbiichöfe von Köln u. a. m. ($. 499). 

Der Erwerb der öffentlihen Gewalt von den Bilhöfen und 
von manchen Nebten machte nun auch in den Immunitätsſtädten 
Iandesherrliche Beamte nothwendig zur Ausübung der bisher von 
Königlihen Beamten ausgeübten öffentlichen Gewalt. Der Erwerb 
der öffentlichen Gewalt in dem Bisthum und in der Abtei gab zwar 
den barin gelegenen Städten, wie wir gejehen ($. 487), noch feine 
Smmunität von den landesherrlichen Land- und Vogteigerichten. 
Da jedoch nah und nad alle Biſchofsſtädte und viele Abteiftäbte 
Immunität von den lanbesherrlichen Vogtei- und Landgerichten er⸗ 
halten hatten, jo entjtand auch in ihnen, wie in den Königsftädten 
($. 471) das Bebürfniß eigene Iandesherrlihe Beamte in der Stabt 
zu haben. Denn diefe Immunität bejtand eben in dem Nechte der 
Bürger nur in der Stadt felbft belangt werden zu dürfen, und zu 


20) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 1 u. 2 bei Lacomblet, II, 244 u. 246. 
und Quellen, II, 881. quod in civitate Colon., in qua summus 
iudex tam spiritualium quam temporalium, tota iurisdicetio tam 
spiritualium quam temporalium dependet ab ipso. Quod in ipsa 
civitate Colon. nemo potest iuste sibi iurisdictionem aliquam 
vendicare, nisi eam habeat ab ipso archiepiscopo. vrgl. no 
p. 249 Nr. 12. Urk. von 1237 bei Gnnen, Quellen, IL, 166. 

21) Stadtrecht, c. 13 bei Grandidier, II, 48. „Ueber dije fiat bat nieman 
„gewalt zeribtende wan der Keiſer, oder der Bifchof, oder bie ez von 
„deme Biſchove hant.“ 

22) Das Biſchofsrecht 8. 1 bei Wackernagel, p. 17. „Twinch unde alle 
„gerichte ſint ſin unde der, die ſi von im hant.“ 

23) Spruch von 1364 bei Honıheim, Il, 284. 

24) Ur. von 1419 bei Lehman, p. 808. — „wiewol alle weltliche gericht 

pin ber Stadt mir und dem Stifjt zugehören und niemand fein offen 
„gericht dba haben oder halten jol, danı ein Bifchoff oder dem er das 
„befohlen“ — 

25) Biſchofsrecht $. 14. Diele Beijpiele bei Heusler, p. 151. 
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dem Ende waren eigene Stadtgerichte nothwendig. Eo war e8 in 
Bremen ?%), in Köln 2?), in Speicr 2%), in Straßburg 2%), in Re- 
gensburg 2%), in Magdeburg 21), in Augsburg 22), in Baſel 22), in 
Mainz 9) u. a. m. Die Freiheit von auswärtigen Gerichten 
ward jpäter fogar als ein weientliches Erforderniß des MWeichbildrechtes 
betrachtet 35). Späterhin wurbe dieſe Freiheit von den auswärtigen 
Gerichten auch auf die Kaiferlihen Hofgerichte und Landgerichte 
ausgedehnt. Eine foldhe Befreiung von den Kaijerlichen Hofgerich- 
ten erhielt die Stadt Worms bereits von Rudolf von Habsburg 
und nachher noch dfter 2%). Auch Kempten erhielt im Jahre 1355 27) 
und Magdeburg im Jahre 1431 Befreiung von den Kaiſerlichen 
Land:, Hof: und Kammergerichten. Nur der Fall ber Rechtsver⸗ 
weigerung war und blieb allezeit ausgenommen 3%). Auf einer 
eben ſolchen Befreiung beruhte in Straßburg die Freiheit der Bür⸗ 
ger von den Kaiſerlichen Landgerichten 29%) und von den Landgra— 
fen im Elſaß 19. | . 

Befanden fih nun in der Stadt bereits zwei öffentliche Be⸗ 
amte (neben und unter dem Gaugrafen für die hohe Gerichtsbar: 
keit noch ein Gentenarius oder Vicarius fiir die niebere öffentliche 


26) Urf. von 1111 bei Emminghaus, corp. jur. Germ. p. 19. 

27) WeisthHum von 1169 bei Racomblet, I, 302. und oben $. 90. 

28) Urk. von 1111 u. 1182 bei Remling, p. 89 u. 128. Rathsordnung 
von 1289 bei Rau, I, 18. 

29) Urk. von 1129 Ki Schilter zu Königshoven p. 781. Grandidier, II, 
95. Not. Schoepflin, I, 207. Altes Stabdtredht, c. 81. 

80) Privilegium von 1230 $. 18. 

81) Schöffenbrief von 1295 8. 23 und von 1304 $. 62 bei X. u. St. 
p. 481 u. 462. 

82) Stadtr. von 1276 $. 68. 

88) Urk. von 1357 bei Ochs, 11, 198. 

84) Urk. von 1325 u. 1349 bei Senckenberg, sel. jur. II, 137. 

85) Urk. von 1209 bet Donandt, I, 94. sub jure quod vocant wicbe- 
lethe ita ut ab omni jure — et judicio sint exempte et nulli de 
eis aliquid respondeant nisi — vrgl. oben $. 89—91. 

86) Urk. von 1285, 1297 u. 1299 bei Morik, I, 177, 180 u. 181. 

87) Urk. von 1855 u. 1566 bei Moſer, reichäft- Handb. II, 46 u. 88. 

88) Urf. von 1431 u. 1447 bei Rathmann, III, 87 u. 121. 

89) Gerichtsbrief von 1405 bei Schoepflin, U, 814. 

40) Urk. von 1284 bei Schoepflin, II, 28. 
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Gerichtsbarkeit), jo blieben ſodann meiltentheils beide Beamten, 
von nun an aber als Immunitäts- oder lanbesherrlihe Beamten 
neben und über einander in der Stadt. Hatte dagegen früher kein 
Gaugraf feinen Sit in der Stadt, wohl aber ein Gentenarius oder 
Vicarius, fo wurde nun diefer ein landesherrlicher Beamter, und 
bie hohe Gerichtsbarkeit wurde entweder ihm oder einem anderen 
Iandesherrlichen Beamten übertragen. In vielen Städten befand 
fih aber vor dem Erwerbe des Comitates von den Bilchdfen und 
Aebten gar Fein öffentlicher Beamter in ber Stadt, wohl aber ein 
herrichaftlicher Beamter. In diefem Falle erhielt nun meiltentheils 
ber berrichaftliche Beamte die niebere öffentliche Gerichtsbarkeit und 
für die hohe wurde ein eigener Beamter von dem Immunitätsheren 
ernannt. In einigen wenigen Immunitätsſtädten, in welchen nicht 
die volle öffentliche Gewalt in die Hände der Immunitätsherren 
gefommen war, mußten indefjen andere bejondere Einrichtungen ge⸗ 
troffen werben. Meiftentheils findet man jeboch, wie in ben Kö⸗ 
nigsftäbten, jo auch in ben Immunitätsftäbten zwei öffentliche, num 
alſo Iandesherrlihe Beamten, in der Stabt, in einigen Smmunttäts- 
jtäbten jedoch auch nur einen Iandesherrlihen Beamten. 


$. 489. 


Zwei landbesherrlihe Beamte findet man in vielen 
Städten, insbejondere auch in Köln, Mainz und in Trier, in wel. 
hen Städten ſchon zur Fränkiſchen Zeit ein Graf feinen Amtsſitz 
hatte. 

Köln lag im Kölngau. Nachdem ber Ort eine Stabt (urbs) 
oder eine Burg geworden war, nannte man ben alten Gaugraf 
einen Stabtgraf oder Burggraf (comes urbanus !), burgicomes 2), 
burgravius ®) ober auch urbis prefectus) *),. Und die Gaugraf- 
jchaft wurde nun eine Burggrafihaft®). Seit dem Erwerbe bes 


1) Urk. von 1083 u. 1148 bei Lacomblet, I, 152 u. 288. 

2) Urf. von 1117 bei Zacomblet, I, 184. 

3) Urt. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. Urk. von 1187 bei Claſen, 
Schreinspraris, p. 72. 

4) Url. von 1082, 1061, 1085, 1090 u. 1159 bei Lacomblet, I, 104, 
126, 158, 155, 157 u. 276. | 

5) Urk. von 1187 bei Claſen, Schreinspr. p. 72. und Quellen, I, 59. 
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Eomitates wurde ber Erzbiichof felbft der Gerichtsherr, der Burg: 
graf alſo ein erzbiichöflicher von dem Erzbifchof ernannter Beamter ®). 
In der Mitte des 12, Jahrhunderts wurde die Burggraflchaft den 
Herren von Arkerg als Erblehen verliehen 7), im Jahre 1187 aber 
von dieſen die burggräfliche Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des 
Witzigdings an einen Kölner Bürger verpfändet ). Im Jahre 
1279 baben jedoch bie Erzbifchöfe die Burggrafichaft wieder zurück 
getauft ) und ſeitdem tft fie denn auch bei dem Erzftifte geblie- 
ben 29). Die Burggrafen von Köln find demnach als erzbifchäfliche 
Beamte an bie Stelle der Gaugrafen getreten. Ihre Amtsgewalt 
tft aber diefelbe geblieben. Sie hatten nach wie vor den Vorfig bei 
bem ächten Ding in der Stadt, bei dem fogenannten Wibigbing 
(wizzeht dinc, wizzich dine, wizzliche dine, ober wißgebinge). Sie 
hatten ferner über das in der Stadt liegende Erb und Eigen zu 
erfennen (de hereditatibus infra Coloniam sitis) 21). Auch hatten 
bie Burggrafen den Blutbann und ben Vorſitz bei den Kampfge- 
richten (burgravius pugnam ratione banni sui judicabit). Und 
wenn der Erzbiſchof felbft zu Gericht ſaß, follten fie ihm als fein 


burchravius — jurisdiciionem comicie que burgraschaf dicitur —. 
Urk. von 1279 bei Lacomblei, II, 426. und Securis, p. 17. comitatum 
Coloniensem, qui dieitur burggraschaf — in eodem comitatu et 
officio quod dicitur burggraschaf —. 

6) Arg. Urk. von 979 in Quellen zur Geld. von Köln, I, 470. 

7) Urk. von 1279 bei Lacomblet, II, 426. — burggraschaf, a nobis 
et ecclesia Colon. per sucessionem paternam teneret in feudo 
— Urk. von 1274 bei Ennen, Geld. I, 568. Nach der Urk. von 1169 
bei Lacomblet, I, 802 u. 808. war ber Burggraf jhon bamals ein Ge- 
treuer des Erzbifhofs und es wirb mehrmals von bem jus burgravii 
et successorum suorum ab ecclesia Coloniensi ab antiquo ges 
ſprochen. 

8) Urk. von 1187 bei Claſen, Schreinspr. p. 72. und Quellen, I, 594. 
domus cum curte sus et praefata jurisdictio tota (burgraschaft) 
cum omni fructu et utilitate praeter id quod Ruminge dicitur et 
preter tria wizliche dinc pignus sint predicti Symonis —. Die 
Urt, iR wahricheinlih vom Jahr 1197. Ennen, Geſch. I, 558 Not. 1. 

9) Urk. von 1279 bei Lacomblet, II, 426. 

10) Weisſsthum von 1875 bei Grimm, II, 746 u. 748. 
11) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802 u. 804. Glajen, Schreinspr. 
p. 54 u. 72. 
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Stellvertreter oder Vogt zur Seite fiten (quando nos vel succes- 
sores nostros judicio sanguinis presidere contigerit dictus bur- 
gravius noster esse debet advocatus) 12). Die Burggrafen hatten 
ferner zu Ihüßen und zu fchirmen. Ihnen gebührte daher auch 
der Schuß und das Geleit der Juden 12). Auch Hatten bie Burg- 
grafen die Aufjicht über die Etadbtmauern und Stabtgraben 19) 
und über ben ftädtiichen Burgbau überhaupt. Daher hatten fie 
denn auch das Recht die fogenannten Weberzimmer], d. h. die Vor- 
und Weberbaue zu brechen 15). Man nannte biefes echt die 
Räumung (Ruminge) und e8 war bamit bie Baupolizei in der 
Stadt verbunden %). Wie die Gaugrafen, jo hatten auch bie 
Burggrafen einen Stellvertreter nicht bloß in der Altftabt, fondern 
auch in den Vorſtädten Niederich und Overburg 17), welcher bald 
vicarius, bald judex, subcomes ober secundus comes genannt 
worben ift 19), Seitdem die Burggrafichaft von dem Erzſtifte wie- 
ber eingelößt worden war, ſeitdem waren bie Erzbiichöfe jelbft die 
Burggrafen. Und fie wurden auch Burggrafen genannt !®), und 
auch beim Fatferlichen Hofgericht als folche anerkannt 2%). Ihre 
Stellvertreter aber erhielten nun den Titel Grafen (Greve) 21), wie 
wohl ſie als bloße Stellvertreter im Grunde genommen, wie aud) 
der von ihnen zu leiftende Amtseid beweißt, bloße Vicegrafen, 
eigentlich Viceburggrafen waren 22). Der berrichaftlihe Beamte 


12) Urk. von 1169 bei Lacombiet, I, 302. 

18) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 808. conducere judeos infre dioe- 
cesin volentes Coloniam exire vel introre de quo conductu —. 

14) Urk. von 1180 bei Lacomblet, I, 884. assensu burgravii opus fos- 
sati ad decorem et munitionem civitatis. 

15) Urf. von 1169, 1180 u. 1287 bei Xacomblet, I, 802, 884, II, 114. 
Claſen, p. 40. und oben 6. 193. 

16) Urk. von 1187 bei Elafen, Schreinspr. p. 72. und Quellen, I, 594. 
Ennen, Geld. I, 570-572. 

17) Clafen, Schreinspr. p. 54. 

18) Schiedsſpruch von 1258 bei Lacomblet, II, 245 Nr.12 und 249 Nr. 12. 
Ur. von 1106 u. 1159, eod. I, 174 u. 276. Claſen, p. 54. 

19) Ark. von 1868 u. 1467 in Wpologie bes Ersftifts, IL, 100 u. 188. 

20) Ennen, Geſch. I, 558— 554. 

21) Stimm, II, 747 u. 748, Urk. von 1467 in Apologie, II, 188. 

22) Eid von 1449 in Mpologie, II, 179 u. 180. 
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bes Bilchofs war der Stadtvogt (advocatus urbis) 22), der öfters 
auch bloß Vogt (advocatus) 2%), urfprünglihd auch Schultheiß ge- 
nannt worden ijt 25), Als herrfchaftliher Beamter mußte er feine 
Gerihtsfigungen im Biſchofshofe (in curia nostra episcopali) hal- 
ten 2%). Außer der herrichaftlichen Gerichtsbarkeit über bie erz- 
bifhöflichen Grundholden hatte er frühe fchon auch die niedere 
öffentliche Gerichtsbarkeit (die Sentgrafengewalt) über die ganze 
Stadt erhalten, deren widerrechtliche Ausdehnung zu dem merk: 
würdigen Weisthbum von 1169 geführt hat. Nach dieſem Weis— 
thum follte er gemeinschaftlich mit dem Burggrafen über alle Civil⸗ 
fachen erfennen, die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann unb 
das Erfenntniß über Erb und Eigen aber dem Burggrafen vorbe- 
halten fein 27). Der Vogt blieb jedoch nach wie vor ein herrichaft- 
licher Richter, der feine Amtsgewalt von dem Erzbiichof erhielt. 
Er batte daher die Parteien in feines Herrn Namen vorzus 
laden und unter feines Herrn Banne zu Gericht zu figen 
(bannete bit mins herrin banne), während ber Burggraf, ber 
feinen Bann von dem König jelbft zu erhalten pflegte, mit eige- 
niem Banne jeine VBorladungen machen und unter feinem eige- 
nen Banne zu Gericht figen durfte (bannete bit minin banne) 2®). 
Das Amt des Vogtes wurde jedes Jahr von dem Erzbiſchof neu 
bejegt, im Sahre 1169 aber dem Ritter von Eppendorf und feinen 
Erben zu Lehen gegeben 29). Ein fpäter beabfichtigter Ruͤckkauf 
des Amtes 20) fam, wie es fcheint, nicht zu Stand. Denn noch in 
ben Sahren 1280 und 1288 war jenes Gefjchlecht im Beſitze der 


28) Urf. von 1061, 1083 u. 1085 bei Lacomblet, I, 126, 152, 158 u. 155. 

24) Urk. von 1082 bei Lacomblet, I, 104. 

25) Urf. von 1169 bei Lacomblet, I, 302. quod advocatus noster qui 

“ in eodem privilegio scoltetus archiepiscopi coloniensis nomina- 

batur. 

26) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802, 

27) Bwei Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802 u. 304. und Quellen, I, 
557 u. 560. 

28) BWeisthbum von 1169 in Quellen, I, 556. Lacomblet, I, 802. 

29) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 804. vgl. Urk. von 1263 in Quellen, 
II, 486. 

80) Urk. von 1264 bei Lacomblet, II, 817. 
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Bogtei 2). Auch wird noch in dem Weisthum von 1375 eines 
Bogtes von Köln erwähnt. Gerichtsbarkeit fcheint er aber damals 
nicht mehr gehabt zu haben. Die fortwährenden Streitigkeiten des 
Bogtes mit dem Burggrafen wegen Ausbehnung feiner Gerichts⸗ 
barkeit 22) haben nämlich zur Beichränfung und zuleßt zum Unter: 
gang der Vogtei geführt. Seitdem ber Erzbiſchof die Burggraf- 
Ihaft erworben hatte, alfo im Beſitze der hohen und niederen 
öffentlichen Gerichtsbarkeit war, ſeitdem waren zwei Gerichte für 
die öffentliche Gerichtsbarkeit nicht mehr notbwendbig, und wegen 
ber fortwährenden Streitigfeiten des Vogtes nur ftörend und läftig, 
nicht bloß für den Erzbiihof, fondern auch für die Stadt jelbft. 
Dies bewog jchon Im Jahre 1263 den Erbvogt Rutger feine Amts⸗ 
gewalt in einem DVertrage mit der Stadt auf den Schub und 
Schirm der Stadt zu beichränfen 22). Im Sabre 1288 ließ zwar 
der Vogt feine Gerichtsbarkeit wieder von ber Stadt anerkennen ?®). 
Es ſcheint jedoch, daß er fie nicht wieder erhalten hat. Denn auch 
nach dem Weisthbum von 1375 beitand feine Amtsgewalt bloß 
darin, daß er nichts gegen die hohen und niederen Gerichte thun, 
jte nicht hindern und beim Vollzuge der gefundenen Urtheile feinen 
Beiftand leihen follte („bat der vaide von Coͤlne wider fcheffen 
„urtheil nit doin en fol, noch dat gericht — Binderen, mer fie 
„Iullen der fcheffen urtel in den gerichten byſtendig fein, bat fle 
„gehalden weren“) 35), Won einer Gerichtsbarkeit war bemnadh 
nicht mehr die Rede, und feit dem 15. Jahrhundert bat ſich auch 
bie Vogtei noch dem Namen nach verloren 3%. Nur in dem Titel 
eines Erbvogtes zu Köln, welchen die Grafen von Bentheim auch 
in fpäteren Zeiten noch geführt haben, hat fich wenigftens noch 
eine Spur ihres früheren Dafeins erhalten. Sp lange fie übri— 
gens beftanden hat, hatte auch der Vogt feinen Stellvertreter, der 
bald vicarius, bald judex, subadvocatus oder secundus advocatus 


81) Ur, von 1280 bei Lacomblet, IL, 440. Ennen, Geld, 1, 577. 

82) Urk. von 1274 u. a. m. bei Ennen, Geld. I, 568 Rot. u. 578-579. 
88) Urk. von 1268 in Quellen, II, 486, 

84) Urf. von 1288 bei Ennen, Geld. I, 577. Not. 

85) Grimm, II, 746 u. 748. 

86) Ennen, Gel. I, 577. Not. 
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genannt worben Ht?T). Der Burggraf und der Stadtvogt hatten 
demnach jeber feinen Stellvertreter, jo daB e8 im Ganzen vier 
Richter gewelen find. Als Inhaber der öffentlichen Gewalt wur: 
ven fie auch Gewaltbot (potens : nuncius) 23), Gewelbde, 
Tronngemwelde oder Bronegemwelte?%) und, wie in Stalien, 
potestas civitatis genannt 3%). Neben ihnen kommen aud 
noch mehrere Stiftspögte vor 2%). Nah Walter fol feit dem Jahre 
1146 das Amt eines Stadtvogtes mit dem Amte des Stiftswogtes 
(mit welchem Stiftsvogte?) vereiniget und bie vereinigten Aemter 
ſodann im Jahre 1169 dem Nittergefchlechte der von Eppendorf 
zu Lehen gegeben worden fein *!). In den Urkunden fteht jedoch 
davon nichts. 

Mainz lag in dem Mainzgau. Geit dem Erwerbe bes 
Comitates wurden die Erzbifchöfe von Mainz die Gerichtsheren 
und die Gaugrafen erzbifchöflihe von dem Erzbifchof ernannte Be: 
amte 22), Ahr Amt blieb nach wie vor, wie in Köln, ein comita- 
tus 43), Ihr Amtstitel war daher Graf, Stadtgraf oder Burggraf 
(comes oder urbis comes **), urbis prefectus %%), prefectus civi- 


87) Elafen, Schreinspr. p. 54. Urk. von 1106 u. 1159 und Schiebsipruch 
von 1258 Nr. 12 bei Lacomblet, I, 174, 276, II, 245 u. 249. 

88) Elajen, p. 58. 

388) Glafen, p. 48, 50 u. 71. Ennen, Geld. I, 586. Not. 

89) Claſen, Schreinspr. p. 48. Claſen, bas edele Eöllen, p. 30. 

40) Urk. von 1061 bei Zacomblet, I, 126. Franco urbis prefectus. 
Ruker advocatus noster. Heimo urbis advocatus. vgl. Ennen, 
Geſch. I, 578 ff., 458. 

41) Walter, Rechtsgeſch. I, 281 f. 

42) Arg. Urk. von 979 in Quellen zur Geſch. von Köln, I, 470. 

48) Urt. von 1112 bei Guden, I, 390. areisque infra muros civitatis in 
comitatu Arnoldi. In Urf. von 1124 bei Joannis, rer. Mogunt. II, 
468 f. wird von einem comitatus civitatis und von einen advocatus 
urbis geſprochen. Und die Stadtmark ober vielmehr ber Stadtgerichts- 
bezirt wird noch eine Grafſchaft genannt in Urk. von 1277 bei 
Guden, II, 448. — in terminis comecie Moguntine civitatis — 
vrgl. oben $. 470. 

44) Urt. von 1057 bei Wend, II, 46. Urk. von 1128 bei Guden, I, 55. 

45) Urt. von 1069 u. 1135 bei Guden, I, 115, I, 7. Böhmer, fontes, 
Il, 251. 
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tatis 4%), praetor urbis) #7) ober auch advocatus urbis. Seit der 
Mitte des 11. Jahrhunderts ftrebten die Burggrafen nach Unab- 
hängigkeit und nach Erblichkeit ihres Amtes. Denn wir fehen ben 
damaligen Grafen Erfenbald im Kampfe mit dem Erzbiſchof. Der 
Graf war zwar noch ein erzbifchöflicher Beamter und wurde auch 
noch jo genannt. Er wollte fich jedoch unabhängig von dem Erz: 
biſchof machen und bie erzbiihöflichen Rechte nicht mehr anerken⸗ 
nen, und herrſchte ganz willfürlich in der Stadt 4%). Mit der 
Stadtgrafſchaft oder Burggraffchaft war auch die Schirmvogtei über 
bie Kirche verbunden 29). Und feit dem 12. Jahrhundert waren 
beide Aemter erblich zuerft in den Händen ber Grafen von Looz 
und fpäter in den Händen der Grafen von Rieneck 5%). Am An- 
fang des 13. Jahrhunderts kam die Grafichaft wieder an das Erz: 
ftift. Und ſeitdem wurde ein Theil der öffentlichen Gewalt, wie 
wir gejehen, dem Kämmerer übertragen ($. 485). Die gefammte 
öffentlihe Gewalt fam jedoch nicht an den Kämmerer. Die hobe 
Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann und mit der Gerichtsbarkeit über 
die Handwerfer und über die Öffentlichen Frauen wurde vielmehr 
einem Gewaltboten (Waltpoden) übertragen 51). Gewaltboten, 
Waltboten, Gewaltherren ober gewaltige Herren, Gewalten, Fron: 
gewalten, nuncii potentes ober potestates wurden nämlich öfters 
die Inhaber ber Öffentlichen Gewalt genannt 82). Und jo kommen 
denn auch in Mainz feit dem 12. Jahrhundert ſolche Waltpoden 
oder Walpoden vor, welche zuweilen auch Gewaltsboten und vice- 


46) Urf. von 1185 bei Guden, I, 120. 

47) Böhmer, font. III, 238. 

48) Böhmer, font. IIL, 285, 251 u. 252. 

49) Urk. von 1128 bei Guden, I, 55. Comes urbis et ecclesie advoca- 
tus Arnoldus. 

50) Arnold, I, 78—81. 

51) Grimm, I, 532 u. 588. Urk. von 1470 bei Schunf, Beitr. zur 
Mainzer Geſch. III, 272—78. 

52) Meine Geſchichte der Marfenverfaffung, p. 380 u. 381. Ein alies 
glossar. bei Suhm, p. 299. erflärt ba8 Wort aljo: exactor, wald- 
bodo, qui penas exigit. Stabtreht von Wiehe aus 15. sec. bei 
Wald, IH, 857. „Auch jo Fein Vogt =, Gewaltiger unjers 
„Herrn“ — und oben Not. 38—89. 
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domini genannt worden find 52). Die Erzbiichöfe pflegten das 
Waltbotenamt auf kürzere oder längere Zeit zu verleihen. Spä- 
terhin wurde es erblich in dem Patricter Gejchlechte der Waltbot: 
ten. ” Seitdem hörte das Amt auf ein wirfliches Amt zu fein. Es 
wurde vielmehr nun zu einer bloßen Würde 64). Neben dem Stabt- 
grafen und Waltboten kommt auch noch ein Schultheiß vor 98), 
Er ift offenbar an die Etelle des alten herrſchaftlichen Beamten, 
des centurio ober tribunus, getreten ($. 143), hat einen Xheil 
der öffentlichen Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarkeit) erhalten 
und war feit dem 13. Jahrhundert, wie wir gejehen, der erfte Bei: 
fiter des Kämmerers bei dem Stabtgerichte. In Abweſenheit des 
Kämmerer war jeboch der Schultheiß defien Stellvertreter, ber 
feine Gejchäfte zu beforgen und insbejondere auch bie Gerichte (das 
Ungebodending) zu präfidiren hatte 5%). Und im Verhinderungs- 
falle des Kämmerers und des Schultheiß führte einer der Nichter 
den Borfib bei Gericht 57), Seitdem die Martinsburg in Mainz 
erbaut worden war, erhielten öfters auch die Kommandanten biejer 
Burg den Titel Burggrafen 6%). Sie dürfen aber natürlich nicht 
mit den alten Burggrafen verwechjelt werben. 

Trier lag im Triergau und das ftädtiiche Gebiet bildete 
einen eigenen Comitat ($. 470). Gleichzeitig mit der Immunität 
von ben Öffentlichen Gerichten und mit der Grafengewalt, welche 
das Erzftift erhalten hatte, wurde das erzbilchöfliche Territorium 
als eine Grafihaft anerfannt (quia comitatum de eo factum 


58) Urk. von 1128 u. 1135 bei Guden, I, 75 u. 120, II, 499—5085. 

54) Guden, II, 499 ff. 

55) Urk. von 1124, 1128, 1135 bei Guden, I, 68, 75, 120, II, 481 ff. 
Stimm, I, 132. j 

56) Rechte eines Camerers zu Mentze bei Guden, II, 461. „Wan ber 
„Camerer nit einheimiſch were, jo mag ber Schultheis Geleid geben —. 
„Der Schultheis und bie Richter follen Feine Sad bejagen ban vor 
„einem Gamerer. Were er aber nit mebr in der Stat oder Burgbann, 
„jo mogen die Richter vor einem Schuliheis beſagen.“ Urtheilsbriefe 
von 1809, 1316, 13832 u. a. m. bei Guden, II, 451, 453, 457, 459 
u. 460. ’ 

57) Urtheilsbriefe von 1408 bei. Guden, II, 459 u. 460. 

68) Guden, II, 506. 
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esse dinoscitur) 9%). Darum waren und hießen bie Schirmvoͤgte 
der Kirche auch Grafen 9. Und Theoderich wird daher bald erz⸗ 
biichöflicher Graf (comes noster) ®1) bald Burggraf (comes urbis 
oder comes Trevirorum) #2), bald aber auch major domus eccle- 
siae Trevirorum comes genannt 8). Im 12. Sahrhuntert erhiel: 
ten die Pfalzgrafen bei Rhein die Schirmvogtei von den Erzbi- 
ichöfen als ein erbliches Lehen. Sie wurden baber advocati ec- 
clesige majoris genannt ®). In dieſer Eigenfhaft unterftügten 
bie Pfalzgrafen die Bürger von Trier gegen den Erzbiichof, als 
diefe gegen deſſen Willen eine Eingenofjenfchaft eingehen wollten 
($. 47 u. 54). Und ber Kaiſer entichteb bet jener Gelegenheit, 
daß die Gerichtsbarkeit zwifchen dem Erzbifchof und dem Pfalz 
grafen getheilt werden folle 6). Am Jahre 1197. verzichteten die 
Pfalzgrafen auf die Vogtei und auf die dazu gehörigen Lehen *®). 
Es fcheint jedoch diefer Verzicht Teine Folge gehabt zu haben. 
Denn die Rfalggrafen blieben nach wie vor Schirmvögte von Trier. 
Sie waren es wenigftens noch im 14. Sahrhundert 67). Erſt im 
Sabre 1364 wurde bei Beendigung des Kampfes zwiſchen dem 
Erzbiichof und der Stadt und dem Grafen von Epanheim von 
dem Kaiſer Karl IV die Vogtei dem Erzbifchof zugeiprochen und 
derjelbe zum „bern und vogte” der Stabt erflärt 9). Neben bem 
Bogt ftand auch in Trier noch ein erzbiichöfliher Schultheiß 
für die niedere Gerichtsbarkeit 9), 


59) Urk. von 898, 902, 947 bei Hontheim, I. 237, 258 u. 282. 

60) Urk. von 947 bei Hontheim, I, 282. comitem ac advocatum S. 
Trevirens. ecclesie. z 

61) Urf. von 1065 bei Hontheim, I, 407. . 

62) Ekkehard ad an. 1067, Sigebert. ad 1068. Annal. Sax. ad 1066 
bei Pertz, VIII, 199, 862 u. 694. 

68) Lambert ad 1067 bei Pertz, VII, 178. 

64) Urf. von 1107 u. 1157 bei Hontheim, I, 484 u. 579. 

65) Urk. von 1161 bei Hontheim, I, 594. uterque, Archiepiscopus et 
comes Palatinus debitam justitiam in civitate habeat et con- 
suetam. 

66) Urk. von 1197 bei Hontheim, I, 629. 

67) Stadtrecht aus 14. sec. bei Lacomblet, Archiv, I, 267 u. 268. 

68) Sprud von 1864 bei Hontheim, II, 233 u. 234. 

69) Stadtreht aus 14. sec. bei Lacomblet, Archiv, I,. 259—261, 263 
266-268. Urk. von 1285, eod. I, 270. und oben $. 54. 
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Regensburg lag im Donaugau und fein Gebiet bildete 
einen eigenen Comitat. Der Biſchof von Regensburg hat aber, wie 
wir gefehen, die Graffchaftsrechte in der Stadt nicht erworben. 
Daher blieben dafelbft die alten Gaugrafen (comites) 2). Da je 
doch die Stadt, wie alle Deutjchen Städte, eine Burg (urbs) ge: 
worden war, jo wurden nun bie Gaugrafen meiftentheils Burg: 
grafen (prefectus urbis 2), prefectus civitatis ?), praeses urba- 
nus *#), pretor urbis®), purggravius ®), oder burcgravius) ?), 
öfters aber auch bloß prefectus oder prefectus Ratisponensis ge: 
nannt. Die Burggrafen von Regensburg hatten biefelbe Gewalt, 
wie die Burggrafen in Köln u. a. m. Ste hatten die hohe Ge— 
richtsbarkeit mit dem Blutbann und erfannten in ihrem Burgding 
(placitum buregravii) über Erb und Eigen und über ben Ueber- 
trag der Erbgüter 2): Ihr Amt wurde bereitS im 11. Jahrhun- 
dert erblich, zuerft in dem Geſchlechte der Grafen von Rietenburg 
und zulegt in den Händen der Herzoge von Batern. Die ſchon 
fett der Fränkiſchen Zeit neben und unter ihnen ſtehenden Vicarii 
und Subvicarii waren offenbar mit der niederen öffentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit beauftragt. Außerdem hatten aber die Burggrafen 
auch noch einen herrichaftlichen Beamten, ven tribunus, in der 
Stadt, weldher die herrfchaftlichen Angelegenheiten und die herr: 
ſchaftliche Gerichtsbarkeit auf ihren Grundbeſitzungen in der Stabt 
zu beforgen hatte, wie der Probft jene des Biichofs beforgte. Die 
fer tribunus wurde fpäterhin Schultheiß (sculteta 9) oder Scul⸗ 
thats) genannt 19). Und die Burggrafen haben ihm in fpäteren 


4) Urt. von 1064 u. 1071 bei Ried, I, 160 u. 162. und oben $. 470. 
2) Mrf. von 990, 991, 996, 1111, 1188 u. 1181 bei Ried, J, 112, 113, 
171, 195 u. 258. 

8) Urk. von 1089 bei Ried, I, 167. 

4) Urf. von 1072 bei Ried, I, 168. 

5) Urk. von 1071 bei Ried, I, 162. 

6) Urf. von 1147 u. 1166 bei Ried, I, 218 u. 289. 

7) Urk. von 1157 u. 1188 bei Ried, I, 229 ı. 262. 

8) Urk. von 1188 bei Ried, I, 262. 

9) Urk. von 1157 bei Ried, I, 228. 

10) Quellen zur Bair. Gef. I, 111. 
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Zeiten die geſammte dffentliche Gerichtsbarkeit übertragen, bis das 
Schultheißenamt an die Stadt ſelbſt kam ($. 143, 470, 478, 484). 

Straßburg lag in einem eigenen Komitat im Elfaßgau 11). 
Das jtädtiiche Gebiet ſcheint aber Leinen eigenen Eomitat gebildet 
zu haben. Daher war der Inhaber des Blutbanns fein Stadigraf 
und kein Burggraf, jondern ein Bogt. Zwar kommt aud in 
Etraßburg ein Burggraf vor. Er war aber fein öffentlicher, fon- 
dern ein herrfchaftlicher Beamter, der zwar einige öffentliche Rechte 
in der Altjtadt, aber Teine öffentliche Gerichtsbarkeit Hatte. Die 
Öffentliche Gerichtsbarkeit in der Stadt wurbe vielmehr, ſeitdem die 
Stadt Immunität und mit diefer Treiheit von dem Zutritt der 
Saugrafen erhalten hatte, von dem bifchöflihen Vogt 12) und von 
denn Schultheiß beſorgt. Sp wie aber in Mainz und in Regens- 
burg neben ben öffentlichen Beamten’auch noch ein herrichaftlicher 
centurio oder tribunus gejtanden hat, jo ftand auch in Straßburg 
neben dem Vogt und dem Schultheiß noch der herrichaftliche Burg: 
graf, welcher in der Altftadt die herrſchaftlichen Angelegenheiten 
und bie berrichaftlicde Gerichtsbarkeit zu beforgen Hatte ($. 22). 
Daher findet man frühe fchon, längſt vor dem alten Stadtrechte 
drei Stadtrichter (judices civitatis) neben einander, einen advo- 
catus civitatis (den bifhöflichen Vogt), einen urbis prefectus (den 
Burggraf) und einen causidicus, den fpäteren Schultheiß 12). Schon 
jeit dem Jahre 1123 kommt auch der Titel Burggraf (burcravius) 
vor14). Späterhin werden abwechjelnd scoltetus und prefectus !6), 
oder scultetus und burggravius!®) oder auch noch causidicus und 
burggravius neben einander unter den bifchöflihen Minifterialen 
genannt !T), Der Schultheiß und der Burggraf waren nämlich 


11) Url. von 1040 bei Schoepflin, I, 160. in pago Alsatise ante 
portam Argentinae civitatis in monasterio S. Petri in comitatu 
Hugonis —. 

12) Urk. von 982 bei Grandidier, II, 41. nisi ille quem episcopus 
ejusdem civitatis sibi advocatum elegerit. - 

18) Urk. von 1129 u. 1154 bei Schoepflin, I, 207 u. 248. 

14) Urt. von 1123 bei Neugart, Il, 54. 

15) Urk. von 1201 bei Schöpflin, I, 311. 

16) Urf. von 1196 bei Schoepflin, I, 304. 

17) Url. von 1200 bei Schoepflin, I, 809. 
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von je ber bifchöflihe Miniſterialen und auch nad dem alten 
Stadtrechte mußten fie noh aus den Minijterialen genommen 
werden 18). Erſt feit dem Revers von 1263 durften auch Bürger 
zu Scyultheißen ernannt werden. Tie Turggrafen dagegen mußten 
nach wie vor Minifterialen fein 9). Das Schultheißenamt und. 
das Burggrafenamt (burgraviatus et scultetatus officium) pflegte 
nach einem alten Herkommen von dem Bifhof auf Lebenszeit ver- 
lieben zu werben. Und die Bürgerfchaft fand dabei jo jehr ihr 
Intereſſe, daß als der Biſchof Heinrih von Stahle von jenem 
Herkommen abgehen wollte, der Stabtrath und die Bürgerichaft 
fi mit aller Entichiebenheit dagegen erflärten 2%. Der Vogt 
wurde zwar ebenfalls vom Bilchof ernannt. Er war jedoch Fein 
bifchöflicher Miniſteriale. In der Urkunde von 1129 wird der ad- 
vocatus civitatis unter den fürjtlichen Perfonen genannt. Und 
auch nach dem Stadtrechte noch brauchte er fein Meinifteriale zu 
fein 21). Bet der Bejegung der Vogtei oder wenn fie zu Lehen 
gegeben werden follte, wurden jedoch die biſchoͤflichen Minifterialen 
und die Bürger beigezogen 2). Der Vogt hatte den Blutbann 
und den Vollzug der peinlihen Erkenntniſſe. Er follte feine 
Sitzungen in ber biſchöflichen Pfalz halten. Den Blutbann übte 
er jedoch nicht ſelbſt aus. Er ließ ihn vielmehr durch den Schult- 
heiß ausüben und verlieh ihm zu dem Ende den Bann 22). Die 
Gewalt des Vogtes war demnach nicht groß. Schon im 13. Jahr: 
hundert war das Amt, abgejehen von den damit verbundenen Lehen 
und Rechten, ein leerer Titel. Um fo leichter konnte fich daher bie 
Stadt felbft in den Beſitz der Kriminalgerichtsbarkeit ſetzen und 
ſpäter auch noch die Vogtei ſelbſt an fich bringen. Nach dem 
Stadtrechte aus ben Zeiten des Bilchofs Heinrih von Stahled 
fol der Stadtrath ſchon im Sahre 1283 die Strafgerichtsbarfeit 


— — — 


18) Stadtrecht, c. 6 u. 7 bei Grandidier, II, 44. 

19) Reverse von 1263 $. 2 u. 8 bei Schilter zu Königshoven, p. 729. 

20) Urt. von 1276 bei Schoepflin, Il, 18. Revers von 1263 8. 2. 

21) Urf. von 1129 bei Schoepflin, I, 207. Gtadtredt, c. 11 u. 12 bei 
Grandidier, 1I, 47 u. 95. Not. 

22) Stadtrecht, c. 48. Urt. von 1219 bei Schoepflin, I, 887. 

238) Stadtrecht, c. 11, 19—28 u. 42. 

v. Maurer, Städteverfafjung. III. 26 
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bejeflen haben 2%). Die Vogtei wurde zu Lehen gegeben, unter 
gewiſſen Vorausfegungen jedoch der Rüdfall vorbehalten. Zuerft 
wurde fie den Herren von Rapoltitein 25), |päter den Herren von 
Lichtenberg, den fpäteren Grafen von Hanau Kichtenberg verlichen 2#). 
. Wegen der bamit verbundenen Güter und Rechte war die Vogtei 
jelbft von den vornehmiten Herren geſucht. Man findet daher 
unter den Vögten von Straßburg einen Grafen von Luremburg 2%), 
mehrere Grafen von Hunesfeld und von Huneburg ?%), und jeit 
dem 13. Jahrhundert die Herren von Kichtenberg 2%). Die nad 
Freiheit jtrebenden Bürger lichen fidh daher von bem Biſchof und 
von dem Domkapitel mehrmals eidlich geloben, die Vogtei weder 
an den Kaiſer oder König, noch an einen Herzog oder an einen 
ihres Gefchlechtes zu Lehen geben oder veräußern zu wollen 27). 
Auch die Herren von Kichtenberg mußten verfpredhen, die ihnen 
erblich verliehene Vogtei an Feine persone illustris zu veräußern 2). 
Nichts deſto weniger wurde fie im Jahre 1283 an Rudolf von 
Habsburg verkauft 29), der Nerfauf jedoch, wie es jcheint, nicht 
vollzogen. Denn Die Vogtei blieb nach wie vor im Beige ber 
Herren von Lichtenberg bis ins 15. Sahrhundert. Im Jahre 1480 
wurden bie Grafen von Hanau Lichtenberg zum legten Male mit 
‚jenem Amte belchnt. Schon vorher hatte indeflen die Stadt die 
Kriminalgerichtsbarkfeit erworben und im Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunberts hat fie auch noch die Vogtei an fich gekauft. Nichts 
befto weniger führten die Grafen von Hanau noch bis ins 17. 


24) Mpt. bei Wencker, apparat. archiv. p. 62. vergl. Grandidier, 
II, 98. 

25) Urk. von 1219 bei Schoepflin, I, 837 u. 388. 

26) Urk. von 1238, 1249, 1252, 1256, 1259, 1262 u. 1272 bei Schoepf- 
lin, I, 881, 401, 407, 416, 428, 436 u. 470. 

263) Grandidier, oeuvers indd. II, 399. Not. 1. « 

26b) Urf. von 1196 bei Schoepflin, als. dipl. I, 804. — Ruodolfus ad- 
vocatus de Hunesvelt, — Heinricus advocatus de Huneburc —. 

26c) Schoepflin, Als. illustr. II, 380. 

27) Urk. von 1220, 1244 u. 1247 bei Schaepflin, I, 342, 888 u. 896. 

28) Urk. von 1249 bei Schoepflin, I, 401. 

29) Annales Colmar. ad 1283 bei Boehmer, font. II, 18, und Pertz, 
XVII, 210. Rex Rudolfus emit jus seu advocatiam dominorum 
de Lichtenberg quam habebant super civitatem Argentinensem. 
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Sahrhundert den Titel eines Ober: oder Erbvogtes zu Straß- 
burg?%). Der Schultheiß Hatte die Civilgerichtsbarkfeit und in 
Frevelſachen auch die Strafgerichtsbarfeit. („der Schultheijse der 
„rihte umb Dinpftal, umb frevele, umb geltihuld”). Aber auch der 
Blutbann pflegte ihm von dem Vogte übertragen zu werben 21), 
Zur Ausübung der Civilgerichtsbarkeit („nur in geltihulde*) durfte 
er ftatt Seiner zwei Nichter ernennen 32), Die Gerichtsfigungen 
des Schultheiß und der beiden Nichter waren öffentlid auf dem 
Martte bei St. Martin 32), Im Jahre 1288 warb das Schult- 
‚beißenamt ben berühmten Gejchlechte der von Zorn zu Lehen ge: 
geben, welches ſich ſeitdem von Zorn Schultheiß gejchrieben 
hat. Allein Schon im Jahre 1343 iſt das Amt der Stadt verſetzt 
worden. Und wiewohl die Biſchöfe von Straßburg nicht lange 
nachher, im Jahre 1354, das Amt wieder an ſich gezogen und es 
von Neuem den Zornen verliehen haben, behielt dennoch der Stabt- 
rath feit jener Zeit eine mit dem Schultheiß Fonfurrirende Gerichts: 
barkeit. Man nannte die mit der Gerichtsbarkeit beauftragte Ab: 
theilung des Stadtraths das Stadtgericht und zum Unterfchtebe 
bavon das Schultheißengericht, weil es mit dem Blutbann aud 
den Stod, d. h. den Stod und Galgen hatte, das Stocdgericht. 
Und beide Gerichte erhielten fich neben einander bis ins 16. Jahr: 
hundert. Seit der Reformation gerietb jedoch das bifchöfliche 
Schultheißengeriht mehr und mehr in Verfall. Um ihre 
Schulden zu bezahlen verjeßten e8 die Bijchöfe im Jahre 1597 an 
die Stadt. Durch den Hagenauer Vertrag vom Jahre 1604 wurbe 
jene Veräußerung bejtätiget nnd im Jahre 1606 das Schultheißen- 
gericht mit dem Stabtgerichte vereiniget, welches fodann unter dem 
Titel des kleinen Senates bis auf unfere Tage gefommen 
it). Der Burggraf endlih war ein berrichaftlicher Beamter 
bes Bifchofs, auch urfprünglich wohl Tein Königliher Beamter. 
Denn die Altitabt, welcher er voritand, gehörte dem Biſchof. Nur 
ber Bifchof hatte dafelbft eine Burg. Die Königliche Burg Iag, 


80) Grandidier, II, 98 u. 99. 

81) Stadtrecht, c. 10—12. 

82) Stabtredt, c. 8 u. 14. 

38) Stadtrecht, c. 15. 

84) Grandidier, II, 100 u. 101. Sdilter zu Königshoven, p. 729. 
26 * 
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wie wir gejehen, nicht in der Altſtadt. Der Burggraf konnte daher 
auch nicht von der Königsburg feinen Namen haben. Als berr: 
ihaftlicher Beamter mußte er feine Gerichtsflgungen in ber bilchöf- 
lichen Burg (in der Pfalz des Biſchofs) halten 25), während bie 
Öffentlichen Richter ihre Sigungen auf dem Markte bei St. Mar: 
tin hielten. Auch gingen die Berufungen von feinem berrichaft- 
lihen Gerichte und die Beſchwerden über den Ungehorſam ver 
unter ihm ſtehenden Handwerfer an den Bilchof, als an den Grund: 
herrn 26). Seit dem Ende des 13. Jahrhunderts wurde das Amt 
zu Lchen gegeben, zuerit einem Straßburger Gefchlechte, welches 
von dem Amte den Gefchlehtsnamen Burggraf geführt Hat, 
dann noch mehreren anderen Geſchlechtern. Die Revolution vom 
Sahre 1332 vernichtete die Gerichtsbarkeit des Burggrafen in 
Handwerfsangelegenheiten und jpäterhin verlor das Amt ſelbſt alle 
Bedeutung. Die fortwährenden Streitigkeiten mit ber Stadt be: 
wogen daher die Bifchöfe im Jahre 1576 das Burggrafenamt mit 
dem Schultheißenamte zu vereinigen. Und mit dieſem ift es ſodaun 
imJahre 1604 von der Stadt erworben worden 23T). 
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Auch in Speier ftauden, ſeitdem der Biſchof die öffentliche 
Gewalt erworben hatte, zwei landesherrliche Beamte, der Vogt und 
der Schultheiß, neben einander. Der Bogt wurde von dem Bi: 
ſchof ernannt !) und öfters auch Burggraf (comes ?), burggra- 
vius ®), urbis praefectus®) oder praefectus 5), zuweilen auch, weil 
er zu gleicher Zeit Schirmvogt der Kirche war, Spirensis ecclesiae 
praefectus genannt ®). Der Schultheiß iſt urſprünglich, wie in 


35) Stadtrecht, c. 45. 

86) Stadtrecht, c. 44 u. 46. vergl. oben $. 22 u. 468. 

87) Grandidier, II, 102 u. 103. 

1) Urf. von 969, 989 u. 1003 bei Remling, P. 15, 19 u. 21. 

2) Urk. von 1146 bei Hontheim, I, 554. comes de Spira. 

8) Urf. von 1280 bei Besold, ddcum. rediv. p. 808 

4) Urk. von 1104 bei Schoepflin, I, 184. 

5) Urk. von 1101 u. 1111 bei Remling, p. 77 u. 89. Annal, Hildens. 
ad 1105 bei Pertz, V, 109. 

6) Urf. von 1127 bei Done, Anzeiger, VII, 447. 
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Mainz und Regensburg, ein herrfchaftlicher Beamter des Biſchofs 
geweſen, welcher wahrjcheinlich an die Stelle des biichöffichen tri- 
bunus getreten ift ($. 148). Erſt feit dem Anfang des 13. Yahrs 
hunderts tritt der Name scultetus 7) oder officialis scultetus her: 
vor 8). Die im Jahre 1291 entitandenen Streitigkeiten mit bem 
Biſchof führten zu dem DVergleihe von 1294, nad) welchem das 
Bogt: und Schultheißenamt jedes Jahr aufgegeben und nad) dem 
Ausſpruch des Stadtraths (secundum dietum et sententiam con- 
sulum) wieder beſetzt werben follte®). Das Recht der Ernennung 
ging demnach nun auf den Rath Uber und dem Bilchof blieb nur 
noch die Belehnung mit dem Amte, d. 5. die Einfehung in das 
Amt oder die Amtsinveftitur, welche indeffen bald zu einer leeren 
Tormalität warb. Ueber diefe Amtsinveftitur findet fih im Ar⸗ 
chive zu Speier ein Außerft intereffantes Weisthbum. Ich theile es 
daher in der Anlage mit o). Danach mußten die Aemter jedes 
Jahr um Dreilönig in fimboliiher Weile durch Niederlegen ber 
weißen Stäbe vor den Füßen des Biſchoſs oder feines bevollmäch⸗ 
tigten Stellvertreters niedergelegt und eben fo mittelft Uebergabe 
jener Stäbe wieder bejegt werden. Sehr zwedmäßig war babet 
die Vorichrift des Erfuntigens nad) den vorhandenen Beichwerben 
über die Beamten des vorigen Sahres, nachdem diefe ihre Stäbe, 
d. b. ihr Amt niebergelegt hatten, indem dadurch jeber Gekraͤnkte 
oder Verlebte vor der verfammelten Gemeinde die Gelegenheit er- 
hielt, feine Beſchwerden vorbringen zu koͤnnen. Eine Vorjchrift, 
welche jedoch ſehr bald ebenfalls zu einer bloßen Kormalität wurbe. 
Der Vogt hatte urfprünglich, wie der Vogt in Straßburg u. a. m. 
ben Blutbann und präfibirte das Gericht gemeinichaftlich mit dem 
Schultheiß 19. Seitdem jedoch der Stabtrath die Kriminalgerichts- 


T) Rau, I, 13 u. 14. 
8) Sententia von 1281 bei Pertz, IV, 280. 
9) Urk. von 1294 bei Lehmann, p. 579. 

10) Anhang Nr. III. vergl. Lehmann, p. 281 u. 883. Das alte Weis: 
thum, welches Mone (Zeitfgr. I, 19—21) in bie Jahre 1340 bis 
1847 ſetzt, gehört jedenfalls feinem Inhalte nach in eine weit frühere 
Zeit. Der Schultheiß erſcheint bafelbft noch als ein herrichaftlicher 
Beamter des Biſchofs. 

11) Url. von 1265 bei Rau, I, 18, 
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barkeit an fich gebracht hatte, jant der Vogt zu einem bloßen Ge⸗ 
hilfen des Schultheiß und des Kämmeres herab '?2), Auch hatte 
er nur noch auf befonderes Erfordern Zutritt zu dem Stabt- 
rat) 139). Wanı der Stadtrath bie Kriminalgerichtsbarfeit erwor⸗ 
ben hat, liegt völlig im Dunkeln. Es muß dieſes jedoch im Laufe 
- des 13. Jahrhunderts gejchehen fein. Der Rath ließ nämlich durdy 
vier aus feiner Mitte genommene Richter den Blutbann ausüben. 
Und man nannte diefe Richter aus dem Mathe, weil fie jeden Mo— 
"nat wecfelten, Mon atrichter („Mantrichtere” oder „Nichtere 
„des Mandes”). Und dieſer Monatrichter wird bereits in einer 
Urkunde von 1304 als einer damals jchon beitehenden Einrichtung 
erwähnt 1%). Es dauerte indeflen lange Zeit bis dieſes Recht von 
den Biſchoͤfen anerfannt worden ift. Denn noch im Sabre 1419 
nahmen die Bilchöfe die Kriminalgerichtsbarkeit in Anſpruch und 
erflärten bie Gerichtsbarkeit der vier Nichter aus dem Nath (der 
Monatrichter) für eine Anmaßung des Rathes !5). Der Schult- 
heiß hatte wie in Straßburg über Schuldfachen und über Frevel 
zu erkennen (violentia que wrevele dicitur)!1%). Auch mußten 
alle Käufe und Verfäufe, Schenfungen u. ſ. w. bei ihm vorge: 
nommen und die Wehrbriefe von ihm ausgefertiget werden. Nur 
was Erb und Eigen betraf gehörte vor den Kämmerer !). Die 
Gerichtsbarkeit des Schultheiß wurbe jedoch frühe fehon durch bie 
konkurrirende Gerichtsbarkeit des Bürgermeifters und des Stabt- 
raths beſchränkt und untergraben ($. 436 u. 438). Dies hatte 
nun aber unter Anderem auch die Folge, daß ber Nath mit den 
aller unbebeutendften Streitigkeiten bebelliget worden ift. („daß 


12) Gerihtsorbnung von 1827 $. 8 bei Lehmann, p. 292 u. 298. 

13) Rau, I, 19. 

14) Brief von 1804 bei Lehmann, p. 589. — „fo follen die Richtere 
„des Mandes das veftiglich richten.” vergl. noch die Bierrichter 
Ordnung von 1814 bei Rau, II, 26. und die en von 1328 
$. 5 fj. bei Lehmann, p. 284 ff. 

15) Lehmann, p. 808 u. 807 ff. 

16) Sententia von 1231 bei Pertz, IV, 280. Rau, I, 14. 

17) Rau, I, 14, II, 25. Gerihtsorbnung von 1827 und Wehrbriefe von 
1291, 1294, 1804, 1308, 1812 u. 1316 bei Lehmann, p. 292 bis 806. 
vergl. oben $. 488. 
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„Siner mit dem andern mutwillet und einen Rat muwet vnd vn⸗ 
„müzzig machet dicke vmbe foliche ſache die fie billichen vor den 
„gerichten vnſerer ftetde vzprügent”). Daher wurde im Jahre 1351 
verordnet, daß zwar eine Berufung von dem Schultheißen- und 
Kämmerergerichte an den Rath erlaubt fein, bei jeder direft an 
den Rath gebrachten Eivilflage aber die unterliegende Partei außer 
ven Koften auch nody eine Strafe (ein Pfund Heller) zu entrichten 
haben folle 1%). In Speier gab es Feine Schöffen. Das Urtheil 
wurde daher von dem Gerichtsumftand gefunden 19). Seit dem 
14. Sahrhundert erhielt aber der Schultheiß vier Rathsherren (die 
ſogenannten Gerihtsherren) als ftändige Beiſitzer. Und dieſe wur- 
ben von dem fißenden NRathe aus den ausgehenden Rathsherren 
(„vom aufzgeenden Rate”) ernannt 2%). Außer den Gerichtsherren 
wurden auch noch vier Fürſprechen ernannt, welche bie Par⸗ 
teien zu beratben und außerdem auch noch das Intereſſe des Ra- 
thes und der Stabt felbjt zu wahren hatten ?). Das Geridts: 


haus, ein „enges Häußlin ohne Stuben“, ftand auf dem- 


Ledermarkt. Später wurde e8 abgebrochen und die Gerichtsfigun- 
gen in ven Rathshof verlegt 22). Nach der Gerichtsorbnung von 
1327 war das Verfahren fehr einfach. Die Klage follte von dem 
Serichtsichreiber niedergefchrieben, der Gerichtsbrief ſodann dem 
Kläger zugeitellt und dem Beklagten ein Termin von 6 Wochen 
gefegt werden. Bezahlte der Beklagte innerhalb dieſes Termines 
nicht, jo follte er nın von dem Knecht des Schultheiß „zu Huf 
„Oder zu Hof, oder Mund wider Mund“ vorgeladen wer: 
den. In der Sikung mußten die Parteien, wie bei anderen alt 
germanifchen Gerichten 23), eine beftimmte Zeit auf einander war: 
ten. Erſchien bloß der Bellagte, jo war er ſodann klaglos („ledig 
„und loß derjelben Klage”), d. b. er wurde von ber Klage losge⸗ 


18) Rathsordnung von 1351 bei Rau, II, 26 u. 88. 

19) Urkunden bei Lehmann, p. 308-806 u. 334. — „nach ber Burger 
„Urtheil“ —. vergl. oben $. 161, 

20) Rau, II, 25. Lehmann, p. 292. 

21) Rau, II, 25 u. 87 ff. 5 

22) Lehmann, p. 291 u. 292. 

28) Meine Geichichte des altgermaniichen Gerichtsverfahrens, p. 51, 52, 54, 
86 u. 209 ff. 
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ſprochen. War dagegen der Kläger erjchienen, der Beklagte aber 
. ausgeblieben,, jo mußte, ehe derjelbe verurtheilt werben fonnte, die 
Borladung drei Mal wiederholt, in jeder Sitzung die vorgejchriebene 
Zeit von dem Kläger auf ihn gewartet und fodann ein Gerichts⸗ 
brief gegen den nicht erjchtenenen Beklagten genommen werden. 
Den Gerichtsbrief erhielt ſodann der Vogt, um: das Urthell zu 
vollziehen 2%). 

An Worms hatte der Bifchof zwar ſchon in den Jahren 
979 und 985 den Comitat erworben ($. 487) In den Bells 
jenes Rechtes ift er jedoch erit im Anfang bes 11. Jahrhunderts 
gefommen, nachdem bie feite Burg des Herzogs Otto erworben 
und der Herzog jelbit aus der Stadt entfernt worden war. Auch 
leitet der Biſchof Burchard ſelbſt erſt von jener Zeit feine Herr- 
Ihaft in der Stadt her. Und erft ſeit jener Seit ift der Klerus 
Herr der verjchiebenen Richter, alfo Gerichtsherr geworben 25). Da⸗ 
ber wurde feitbvem ber bilchöfliche Vogt öfters auch Stadtgraf 
oder Burggraf, und abwechjeld bald comes civitatis 2°), urbis 
praefectus 2’) oder burggravius?®), bald aber auch advocatus?P) 
ober advocatus majoris domus Wormatienses ecclesiae ges 
nannt0). Der Burggraf war anfangs ein bifchöflicher, entweder 
von dem Bilchof ernannter oder von ihm belehnter Beamter. Denn 
er gehörte zu den Getreuen des Bilchofs ?1). Das Amt muß aber 
frühe jchon erblich geworben fein. Denn durch die Heirath der 


24) Gericktsordnung von 1827 bei Lehmann, p. 292 u. 298. 
25) Thietmar bei Pertz, V, 804. Urbs Wormacensis gaudet tempori- 
bus istis libertate sua — et judices varios clerus nunc deprimit 
. illos. Urk. von 1016 bei Schannat, II, 42. redacta Wormatia in 
' potestatem beati Petri. Vita Burchardi bei Pertz. IV, 836 in £. 
Arnold, 1, 42 - 46. 
26) Urk. von 1016 u. 1106 bei Schannat, II, 41, 61 u. 62. Urt. von 
1106 in Wirtemberg. Urfb. 1, 412. 
27) Urt. von 1141 u. 1166 bei Bekannat: II, 72 u. 82. 
28) Annal. Worm..bei Boehmer, font. II, 200. 
29) Urk. von 1156 u. 1220 bei Worig, UI, 147 u. 157, Leges St. Petri 
von 1024, pr. u. $. 20, 21 u. 80 bei Grimm, I, 804. 
30) Urk. von 1158 bei Schannat, II, 80. 
31) Urk. von 1106 bei Schannat, II, 62. Comitis Wernheri petitione 
aliorumque optimatum suorum consilio —. 
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Erbtochter des lebten Grafen von Neckarau kam es an den Grafen 
Simon von Saarbrüden 32). Nach dem Ausfterben der Grafen 
von Saarbrüden fuccedirten die Grafen von Zweibrüden in die 
mit der Vogtei verbundenen Lehen, nicht aber in das Amt. Es 
icheint demnach, daß das Amt durch einen Verzicht des Grafen 
Simon oder aus einem anderen Grunde bei jeinem Tode erloſchen 
iſt. Sedenfalls war der Graf Simon der letzte Schirmvogt und 
Burggraf von Worms 33). Nichts deito weniger behauptete noch 
im Sabre 1261 ein Graf von Zweibrücken, daß er ber Burggraf 
von Worms jei. (asserens se esse burggravium Wormatiensem). 
Er wurde jeboch mit einem jährlihen Zins von 12 Pfund Pfen⸗ 
nigen abgefunden 3%). Der Burggraf hatte einen Stellvertreter in 
der Stabt, welcher ebenfalls praefectus genannt worden ift 25). 
Er wurde, feitvem der Bilchof Herr in der Stabt geworben war, 
ein bifchöflicher Beamter, aber nach wie vor praefectus 3%), comes 
oder comes civitatis 27) und fpäterhin, wie in Köln, Greff oder 
Greve genannt. Neben dem Burggrafen und deſſen Stellver: 
treter ſtand feit dem 12. Jahrhundert ein Schultheiß®®) Er 
ſcheint uriprüngli ein Töniglicher Beamter gewejen und villicus 
genannt worden zu fein ?%). Er wurbe frühe jchon ein bifchöflicher 
Beamter. Ohne Zuftimmung des Königs follte jedoch der Bilchof 
das Amt (officium sculteti) nicht zu Lehen geben 3%. Späterhin 
fam aber das Recht den Greven und den Schultheiß zu ernennen 
an den Stabtrath und dann wieder an ben Biſchof zurüd. Wäh- 


82) Urf. von 1141, 1158 u. 1166 bei Schannat, II, 72, 80 u. 82. At: 
nold, U, 115 u. 116. 

88) vergl. über biejes Alles Crollius, orig. Bipont. I, 289, 259-266 u. 
272 — 274, 

84) Annal. Worm. ad 1261 bei Boehmer, font. IT, 200 u. 201. 

85) Urk. von 1186 bei Morig, II, 148, 

86) Urf. von 1220 u. 1236 bei Morig, II, 158 u. 172. 

37) Urk. von 1281 bei Morig, II, 160. Annal. Worm. bei Bochmer, 
font. II, 218 u. 214. 

88) Urt. von 1156, 1220 u. 1236 bei Morit, II, 147, 148, 158 u. 172. 

89) Privilegium von 1190 bei Boehmer, fontes, II, 215—216. Zorn, 
Chr. ed. Arnold, p. 59 f. . 

40) Urk. von 1288 bei Schannat, II, 120. 
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rend ber fortwährenden Kämpfe der Bürgerfchaft mit dem Biichof 
waren nämlich alle Rechte und fo denn auch das Necht jene Bes 
amten zu ernennen ftreitig geworden. Bereits im Jahre 1190 
jollte der Schultheiß von dem Stadtrath gewählt, damals aber 
noch von dem Kaifer inveftirt werden #1). Schon in der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts wurde jedoch der Schultheiß gemein- 
ſchaftlich von dem Biſchof und dem Stabtratb ernannt 2). Und 
niht lauge nachher nahm der Stadtratb allein das Recht ben 
Schultheiß und den Greven aus der Bürgerfchaft jelbft zu ernen⸗ 
nen als ein althergebrachtes Recht in Anipruch („als iz von alther 
„berchomen ift”) #2). Die Bürger waren jogar berechtiget das 
Schultheißenamt zu verkaufen #). Späterhin ging jedoch das Recht 
den Schultheiß und den Greven zu ernennen wieder auf den Bi⸗ 
ſchof über. Wie in Speier, jo mußten nämlih auch in Worms 
die Schultheißen, Greven und Nichter jedes Jahr, und zwar am 
St. Martinstage, ihr Amt in die Hände des Biichofs aufgeben 
. und ber Bifchof beſetzte fodann jene Aemter wieder für ein Jahr, 
und er durfte dazu einen Geiltlichen oder auch einen in ver Stabt 
wohnenden Bürger ernennen #5). Seit dem Anfang bes 16. Jahr: 
hunderts follte jedoch der Biſchof jedes Fahr aus den aus dem 
Rathe austretenden Ratbsherren, und zwar ben Schultheiß aus 
ben austretenden Rittern oder Gefchlechtern und ben Greven aus 
den austretenden Rathsherren von deu Zünften ernennen #%). Der 
Stabtgraf (Greve) hatte urjprünglih den Blutbann zu bejorgen 
und daher auch die Kleber zu verbrennen #7), Da jedoch bie Kri⸗ 





41) Böhmer, font. II, 215-216, 

42) Urt. von 1288 bei Mori, II, 40. quod scultetum civitatis ab ipso 
et consulibus pfaefectum —. Annel. Worm. bei Boehmer, II, 211. 
Scultetus Worm. qui in die St. Martini a domino episcopo et 
consulibus eligitur et constituitur —. 

48) Urk. von 1805 bei Morig, II, 182. Bergleih von 1866 $. 2 bei 
Schannat, II, 182. 

44) Urk. von 1298 bei Boehmer, font, II, 240. 

45) Bergleih von 1866 $. 2. unb Alte Ratbsorbnung bei Schannat, I, 
182, 440 u. 448. 

46) Rachtung von 1519 $. 20, 21 u. 28 bei Schannat, II, 825. 

47) Url. von 1281 bei Morig, II, 160. vergl. Url. von 1014 u. 1066 
bei Sehannat, II, 40 u. 57. 
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minalgerichtsbarkeit ſchon im Jahre 1156 au den Stadtrath ge⸗ 
kommen war, ſo iſt ſpäterhin dem Greven nur noch der Vollzug 
der Strafurtheile geblieben, wie in Köln dem Greve und in Speier 
und in Baſel dem Vogt). Auch ſollte der Greve im Stadtge⸗ 
richte unter den Schöffen fiten und mit ihnen als erjter Votant 
das Urtheil finden, wie in Magdeburg der Schultheiß und in Ulm 
der Stadtammann, wenn dajelbft die Burggrafen und die Reichs⸗ 
vögte zu Gericht ſaßen #). Der Schultheiß hatte von je her 
bie Givilgerichtsbarfeit zu bejorgen. Und feit dem 16. Jahrhundert 
war er der Borftand tes Stabtaerichts und feine Beifiber waren 
10 Echöffen und der Greve 9). 


8.492. 


In Augsburg ftanden ebenfalls zwei Beamte neben einan- 
der, ein Vogt und ein Burggraf. - Da jedoch Augsburg, wie wir 
gefehen, unter der Reichslandvogtei ftand, jo Tonnte der Biſchof 
weder den Blutbann noch das Recht den Vogt zu ernennen erwer⸗ 
ben. Es wurde ihm vielmehr, wie der Xebtiffin in Zürich, nur 
die Givilgerichtsbarkeit übertragen !). Urfprünglich ernannte daher 
der Kaiſer den Landvogt (advocatus provincise,, praefectus ober - 
praefectus imperialis), welcher zu gleicher Zeit auch Stadtvogt 
(advocatus civitatis oder praefectus civitatis) war 2). Das Amt 
(advocatig sive praefectura) wurde fpäterhin erblich in dem Ge⸗ 
Ichlechte der Grafen von Schwabe ?). Und diefe ernannten fo- 


48) Alte Rathsordnung bei Schannat, II, 448. Annal. Worm. bei Boeh⸗ 
mer, U, 218. : 

49) Rachtung von 1519, $. 20 u, 21. vergl, oben $. 476. 
-50) Rachtung von 1519, $. 20, 21, 25 u. 26. 

1) Stadtredt von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 880. omnis satisfactio 
in civitate bonis redimepda. ad episcopi justiciam pertinet. ex- 
cepta temeritate et injusticia et his etiam exceptis, qui morte 
plectendi et truncandi. 

2) Gassar. ad 1058, 1090 u. 1276 bei Mencken, I, 1897, 1409, 1458 
u. 1459. Manche halten ohne allen Grund ben Stadtvogt für einen 
bifchöfligen Beamten. vergl. Chronifen von Augsburg, I, p. XXI u. 
XXIII. 

5) Gassar. ad 1090, 1121 u. 1181 bei Mencken, 1, 1409, 1410 u. 
1415. 
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dann, wie die Burggrafen von Köln und von Regensburg, cinen 
Stellvertreter für die Stadt, welcher daher Stadtvogt, subpraefec- 
tus, praetor oder praetor urbanus oder audy vice advocatus ge: 
nannt worden ift. Und ſolche Stabtvögte waren unter Anderen 
Werner von Schwangau und Werner von Antlaut). Oefters 
icheint auch der Biſchof den Reichsvogt zu jenem Schirmvogt er: 
nannt zu haben, wie bdiefes 3. B. der Bilchof Herrmann gethan 
bat). Darum darf aber doch die Reichsvogtei nicht mit der 
Schirmvogtei verwechlelt werben, wie dieſes Arnold (I, 107 u. 
108) gethan hat. Nach dem Ausiterben der Grafen von Schwabed 
(1162) zog Friedrich II die Reichsvogtei als ein erledigtes Reihe: 
leben ein und ernannte nun felbjt wieder einen Stadtvogt (prae- 
tor) ®). Und auch fpäterhin blieb die Vogtei mit dem Herzogthum 
vereiniget. Die Hohenftaufen ernannten daher als Herzoge von 
Schwaben den Stabtvogt von Augsburg). Als im Jahre 1174 
Triebrich II nach Stalien zog übergab er das Herzogthum Schwa: 
ben und die Stabtvogtei (civitatis advocatia) feinem Sohne Fried: 
rih*). Im Jahre 1268 verpfändete der unglüdlihe Konradin, 
um die Koften zu feinem Heerzuge nach Italien zu beftreiten, bie 
Staptvogtei an den Pfalzgrafen bei Nhein®). Rudolf von Hab 
burg erfannte aber vie VBerpfändung nicht an und ſeitdem ernannte 
denn wieder der Kaifer den Landvogt und ber Landvogt als feinen 
Stellvertreter den Stadtvogt 1). Die Biichöfe machten zwar 
mehrmals den vergeblichen Verſuch die Vogtei an fich zu bringen !!). 
Auch wurde die Vogtei mehrmals verpfänbet 12). Sie blieb jedoch 


4) Gassar. ad 1084 u. 1185 bei Mencken, 1, 1407, 1419, 1458 u. 
1459. Urf. von 1162 in Mon. Boic. 88, I, p. 42. Arnolfus came- 
rerius qui tunc temporis fuit in vice advocati —. von Stetten, 
Geſch. I, 57 u. 58. s 

5) Gassar. ad 1181 bei Mencken, I, 1410. 

6) Gasser. ad 1162 bei Mencken, I, 1427. 

7) von Stetten, I, 61 - 64. 

8) Gassar. bei Mencken, I, 1480 

9) Urk. von 1268 in Mon. Boic. 80, I, p. 3866 u. 869. 

10) von Stetten, 1, 77, 81, 87, 88, 90, 94, 95 u. 102. 

11) von Stetten, I, 75, 77 u. 174. vergl. hierüber Frensdorff in Ehro: 
niten von Augsburg, I, p. XXVI-XXVIII. 

12) Urt. von 1262 u. 1268 bei @engler, cod. jur. mun. I, 74 u. 75. 
von Stetten, L 95 u. 124. 
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nach wie vor bei dem Reich, bis fie an die Stadt felbft kam. Der 
Bogt wurde daher auch Reichsvogt oder Koͤnigsvogt („Chunges 
„Vogt“) genannt 12) und hielt feine Sitzungen in der Pfalz. („uf 
„der phallenz”) 1%), Am Sabre 1425 erhielt die Stadt das Recht 
den Landvogt und den Stadtvogt zu ernennen. Sie mußte ihn 
jedoch dem Kaifer zur Beftätigung präfentiven. Auch behielt fich 
ber Kaiſer die Verleihung des Blutbanns vor. Diefer jollte dem 
Landvogt vom Katjer und ſodann dem Stadtungt von dem Land- 
vogt verliehen werden!5). Auch hatte die Stadt im Laufe des 15. 
Jahrhunderts den Blutbanı erworben, und der Kaifer Karl V 
dieje Verleihung nochmals beftätiget 1%). Der Bogt hatte den Blut: 
bann und, wie ber Burggraf zu Köln und zu Megensburg, über 
Erb und Eigen zu erkennen. („umbe gülte, vmbe aigen, vmbe lip: 
„gedinge”). Jedes Jahr follten drei ächte Dinge (placita legitima) 
von ihm entiveder in der Pfalz oder im Dinghaufe gehalten und 
die Urtheile von den Bürgern gefunden werden 17). Mit dem 
Blutbann war auch der Ehub und Schirm der Bürger verbunden. 
Als daher der alte Stolzhirih im Jahre 1303 Unruhen erregte, 
wurbe er vor den Vogt geladen und von dieſem mit feinem Anhang 
aus der Stadt verwiefen und fein Vermögen eingezogen 1%). Seit: 
dem die Stadt den Blutbann erworben hatte, ſeitdem fällte ber 
Stadtrath das peinliche Urtheil unter dem Vorſitze des Mogtes. 
Seit dem Jahre 1512 follte jedoch der Vogt nur noch bei Lebens: 
firafen den Vorſitz führen, in anderen Fällen aber feinen Zutritt 
mehr in den Rath haben 19). 

Der Burggraf (urbis praefectus, aber auch urbicomes 2°) 
und burggravius genannt) 21), war urfprünglich ein berrichaftlicher . 


18) Urf. von 1808 bei von Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 880. 

14) Stadtr. von 1276 bei Freyberg, p. 85. 

15) Privilegium von 1426 bei Mofer, veihsft. Handb. I, 96 u. 97. 

16) Privifegium von 1521 bei Moſer, I, 107. 

17) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 331. em! von 
1276 bei yreyberg, p. 9, 48-51, 84 u. 85. 

18) Urk. von 1808 bei Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 380. 

19) von Stetten, I, 170 u. 272. 

20) Urk. von 1168 in Wirtemberg. Urb. IL, 148. 

21) Urk. von 1262 in Mon. Boic. 88, I, p. 97. officium prefecti seu 

‘ burgravü —. 
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Beamter des Biſchofs ($. 468). Seitdem jeboch ber Biſchof bie 
nievere öffentliche Gewalt (die Eentgrafengewalt) erworben batte, 
wurde ihm auch noch die öffentliche Gerichtsbarkeit mit Ausnahme 
des Blutbanns Übertragen. Er jollte jeden Tag zu Gericht figen 
und die Pürger das Urtheil finden (secundum urbanorum justi- 
ciam). Auch hatte er die Aufficht über die Gewerbsleute und bie 
Gerichtsbarkeit in allen Gewerbsfachen 22). Aus feinem Gericht 
ift das Stadtgericht hervorgegangen. Es jcheint, daß er anfangs 
das Recht die Gerichtsbeifiger zu ernennen: gehabt hat, daß ihm 
“ aber dieſes Recht frühe ſchon von der Stadt entzogen worden ift 22). 
Nach einer Rathsorbnung von 1491 follte das Stabtgeriht aus 
12 Beifigern, aus zwei Rathsherren von den Geſchlechtern, aus 
zwei von ver Kaufmannfchaft, aus einem von der Weberzunft und 
aus fieben von ben anderen Zünften, beftehen. Und im Sahre 
1501 wurde ihre Anzahl auf 18 vermehrt 2%). Der Burggraf 
batte zwar noch Zutritt zu dem Gerichte. Bet den fortwährenden 
Kämpfen mit den Zünften trat jedoch der bifchöfliche Burggraf 
mehr und mehr in ben Hintergrund und ſank zulebt herab zu 
einem bloßen Figuranten, bis ihm im Sahre 1546 auch noch ber 
Zutritt zu dem Stabtgerichte gänzlich verboten, der Bezug feiner 
hergebrachten Gefälle aber gelafjen worden iſt 25). 

Sn Bafel waren bie Biſchoͤfe feit dem 11. Jahrhundert 
Herren der Stadt und im Befibe ber öffentlichen Gewalt, welche 
fie durch einen Vogt und durch einen Schultheiß ausüben lichen. 
Die Biſchöfe hatten daher das Recht den Bogt (advocatus civitatis 
oder advocatus Basiliensis) zu ernennen 2%). Ste ernannten an- 
fangs die Grafen von Homburg, jelt dem Anfang des 13. Zahr- 
hundert8 aber über hundert Jahre lang allzeit einen Nitter von 
Bajel, aljo einen Vogt aus ihren Tienftmannen. Und diefe Ritter 
waren natürlich viel abhängiger von dem Biſchof als früher die 


22) Stadtredt von 1156 in Mon. Boic. p. 880, 331 u. 392. Stadtredt 
von 1276 bei Freyberg, p. 115 fi. u. 187—140. Gassar. ad 1276 
bei Mencken, I, 1459. 

28) von Stetten, Geld. I, 174. 

24) von Stetten, I, 232 u. 254. 

25) von Stetten, I, 402. Jäger, Bee Fon Augsburg, p. 57, 58 u. 110. 

26) Biſchofsrecht $. 1 bei Wadernagel, p. 17. Urt. von 1179 u. 1210 
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Grafen von Homburg 27). Im 13. und 14. Jahrhundert wurde 
ben Bilchöfen das Necht die Vogtei zu verleihen wieder entzogen 
und von dem Kaiſer jelbit ausgeübt ?*). Am Jahre 1386 wurde 
aber die Bogtei und das Recht das „Amt zu befeßen und zu ent: 
jegen” an die Stadt verpfändet 29%), und in den Jahren 1401 und 
1422 dieje Verpfändung nochmals von den Kaiſern bejtätiget 2°). 
Auch ift die Stadt Ipäterbin im Beſitze der Vogtei geblichen, indent 
das Reich außer Stand war fie wieder einzulöfen. Da fie jedoch 
nur pfandweiſe in den Befiß ber Stadt gelommen war, jo wurde 
der Vogt nad) wie vor bis ins 17. Jahrhundert Reichsvogt ge 
nanut 3). Erft im Sahre 1653 ift verorbnet werden, daß ber 
Blutvogt nicht mehr Reichsvogt, fondern Stadtgerichtsvogt 
genannt werben folle 22). Und im Sabre 1672 wurde, um aud 
noch die lebte Spur der ehemaligen Oberherrlichfeit des Deutichen 
Reiches zu vertilgen („alle vestigia und Schatten einer Subjection 
„und Dependenz vom eich”), die Stelle ſelbſt abgeichafft und das 
Amt des ehemaligen Reichsvogtes dem Schultheiß übertragen 22). 
Der Vogt hatte uriprünglich den Blutbann und die Gerichtsbarfeit 
über Erb und Eigen 3%. Er bielt feine Sigungen anfangs unter 
freiem Himmel vor einer Kapelle 2°), dann in einem Haufe (in 
dem Haufe zum Schlau) 3%) und ſpäterhin in dem Richthaufe (in 


bei Ochs, I, 264, 265 u. 290 ff. Spruch von 1180 bei Pertsz, 
IV, 164. 

27) Heusler, p. 108. Ochs, I, 293 u. 294. 

28) Heusler, p. 157, 199 u. 200. Kundſchaft von 1401 in Rechtsquellen, 
I, 75. Ochs, 1I, 18, 805 u. 306. 

29) Ochs, II, 808. 

80) Ochs, U, 804, III, 19. Heusler, p. 826 u. 888. 

81) 3. B. in ben Jahren 1605, 1615, 1688 u. 1640 bei Ochs, VI, 764, 
776 u. 804. 

82) Ode, VII, 18. 

88) Rechtsquellen, I, 2, p. 596. Ochs, VIE, 110 u. 111. 

84) Das Biſchofsrecht 6. 1, 18 u. 14 bei Wadernagel., p. 17. Urk. von 
1258, 1258 u. 1268 bei Ochs, I, 834, 836 u. 384. 

85) Urk. von 1253 bei Ochs, I, 854. Actum ante capellam Sancti 
Brandini, infra muros civitatis Basil. 

86) Urk. von 1258 bei Ochs, I, 886 u. 837. in domo quae zum Suche 
(d. h. Schlau) dicitur Basilese, 
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domo judicii) ?). Seit dem im Jahre 1286 errichteten 
Stabdtfrieden wurde jedoch bie Zuſtändigkeit des Vogtes bedeu⸗ 
tend beſchränkt. Die Handhabung des Stabtfriedens wurde näm: 
fih dem Stadtrath übertragen und der Blutbann fchon dadurch 
dem Bogte theilweile entzogen (F. 432). Eine noch größere Be: 
ſchränkung trat aber ein, ſeitdem im Jahre 1386 der Stadtrath 
bie Vogtei felbft erworben hatte und ber Vogt ein ftädtiicher Be- 
amter geworden war. Denn nun übte der Stabtrath den Blut: 
bann felbft aus und dem Vogte blieb bei ber fogenannten Stüh— 
fung im Hofe des Rathhauſes nur noch ber Vorſitz bei dem Blut- 
oder Malefizgerihte („das Präfidium in Fried⸗, Frevel- und Eri- 
minalfachen“) 3%). Im Uebrigen ſank nun der Vogt, wie in Worms, 
zu einem bloßen Vollzugsbeamten und Beifiger des Schultheißen- 
gerichtes herab 2%), bei welchem cr im jogenannten Nachgerichte bei 
der Aburtheilung der geringeren Frieden und Frevel den Vorfitz 49), 
und auch bei bdiefer geringen Kompetenz noch bie Unzüchter zu 
Konkurrenten erhalten hatte 4). In Abwejenheit des Schultheik 
hatte der Vogt auch bei dem Schultheißengerichte den Vorſitz *2). 
Und im Jahre 1672 wurde die Stadtvogtei ganz abgeihafft und 
dem Schultheiß auch das Amt des Vogtes übertragen. 

Der Biichof Hatte übrigens den Blutbann nicht bloß in der 
Altitadt, ſondern auch in den Vorftädten. In der Borftadt St. 
Alban hatte er fich bei der Etiftung des Klofters St. Alban den 
Blutbann ausbrüdlich vorbehalten und er ließ ihn durch einen 
eigenen Beamten ausüben #2). Späterhin kam jedoch auch bie 


— — ·— — 


37) Urk von 1268 bei Ochs, I, 384 u. 885. Gerichtsordnung aus 14. 
sec., eod. II, 371. „in dem Hofe des Richthufes" —. 

88) Dienftordnung in Rechtsquellen, I, 1. p.69—70. Ochs, II, 871. Ur: 
theile von 1466 bei Ochs, IV, 164. unb von 1468 u. 1478 bei Heus- 
ler, p. 204, 205—206. arg. Berorbn. von 1672 in Rechtsquellen I, 2. 
p. 59. 

89) Dienſtordn. $. 18 u. 28 in Nechisquellen, I, 65 u. 69. Heusler, 
p. 210. Ochs, II, 869. 

40) Dienfiorbn. $. 80 u. 82. Ordnung bed Rachgerihts von 1488 in 
Rechtsquellen, I, 69, 70 u. 116. 

41) Heusler, p. 210—211. vrgl. oben $. 440. 

42) Heusler, p. 208 u. 210. 

48) Urt. von 1088 bei Ochs, I, 237. 
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Bogtei in der Vorftadt St. Alban an das Haus Oefterreih. Der 
Vogt wurde daher Oeſterreichiſcher Vogt oder auch Schul: 
theiß des Herzogs zu Alban genannt. Und er ſaß daſelbſt im 
Namen des Katjers zu Gericht 4). Im Anfang bes 15. Jahr: 
hunderts hat jedoch die Stabt auch dieſe Vogtei erworben 45). 

Die Eivilgerichtsbarteit in der Altitadt hatte ein von dem 
Biſchof ernannter Schultheiß („der jeultheizze riehtet umbe ſcult 
„unde umbe gelt unbe unreht“) 4%). Der Schultheiß war daher 
ein bifchöflicher Dienftmann *7). Und auch er hielt feine Sigungen 
im Richthaufe (in domo judicii) #). Auch in Kleinbafel hatte 
der Bilchof den Schultheiß zu ernennen. Am 14. Jahrhundert 
wurde aber das Schultheißenamt in Kleinbafel an ben Ritter von 
Bärenfels verpfändet (6. 200) und im Jahre 1385 das Schul: 
theißenamt in ber Altſtadt und in Kleinbaſel von der Stadt felbit 
erworben. In jenem Jahre wurde nämlich das Schultheißenamt 
in der Altitabt ber Stabt verpfändet, das Schultheißenamt in 
Kleinbafel aber mit Zuftimmung des Bischofs von den Pfandin- 
habern eingelöst und jodann von der Stadt mit einem Unterfchul: 
theiß beſetzt 9). In der Vorſtadt St. Alban hatte ver Probft von 
St. Alban den Schultheiß zu ernennen. Im Sabre 1383 wurde 
aber auch dieſes Geriht an die Stabt abgetreten und mit dem 
. Schultheißengerichte der Altftabt vereiniget 5%), Es gab demnach 
feit dem Jahre 1385 zwei jtädtiiche Schultheißengerichte in der 
Stadt, eines biefjeitS und eines jenjeits bes Rheins („die Schul- 
„theifiengerichte hiebiffent und enent Rins“) 81). Und fie blieben 
auch fpäterhin bei der Stadt, wiewohl ber Biſchof im Sabre 1481 
noch ein Mal ven Verſuch gemacht hatte, die verpfändeten Aemter 


44) Arg. Kundſchaft von 1401 in Rechtsquellen, I, 75. Heusler, p. 228 ff. 
Ochs, II, 274. Bajel im 14. Jahrhundert, p. 104. 

45) Kundſchaft von 1401 in Rechtsquellen, I, 75—77. Ode, II, 275. 

46) Das Recht des Biſchofs 8. 1 u. 18 bei Wadernagel, p. 17. 

47) Ochs, I, 255, II, 374. Rot. vrgl. oben $. 484. 

48) Urk. von 1268 bei Heusler, p. 150. 

49) Ochs, U, 279 u. 280. 

50) Ochs, II, 272 und 278. Heusler, p. 223, 225 u. 226. und oben 
6. 121. 

51) Ode, II, 281. Rot. 


v. Maurer, GStäbteverfafjung IIL 27 
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wieder einzulöjen 52). Bei dem Stabtgerichte in der Altitabt wur⸗ 
den in früheren Zeiten Ritter und Bürger als Urtheilsfinder bei« 
gezogen (F. 317). Seit dem 14. Jahrhundert ernannte aber der 
Stadtrath jedes Jahr zehen Richter oder Urtheilsfinder, einen Ritter, 
zwei Achtbürger und ſieben Zunftangehörige, welche daher die 
Zehen genannt worden find 52). Seit dem 16. Jahrhundert, feit- 
dem im Rathe Feine Ritter und keine Achtbürger mehr jaßen, nahm 
man bie Beifiger zur Hälfte aus dem alten Rath und zur Hälfte 
aus dem großen Nath, Und wierwohl es nun zwölf Beifiger wa: 
ren, jo nannte man fie doch noch die Zehner 54. Das Stabtges 
richt in Kleinbafel beftand außer dem Schultheiß aus 9 Beifigern, 
nämlidy aus drei Etabträthen, aus drei Gejellichaftsmeiftern und 
aus drei Großräthen oder anderen Bürgern 55). 


$. 493. 


In Magdeburg erhielten die Erzbifchöfe im 10. Jahrhun⸗ 
dert die volle öffentliche Gewalt. Und fie ließen biejelbe durch 
einen Burggrafen und einen Schultheiß ausüben ($. 90) Die 
Burggrafen hatten den Blutbann und das Erfenntniß über Erb 
und Eigen. Sie waren baber die höchften Richter in ber Stabt!), 
welche drei Mal im Jahre das Achte Ding (Botding) halten ſoll⸗ 
ten 2). Mit der Burggrafihaft war auch die Schirmuogtei über 
das Eraftift verbunden. Daher hatten die Burggrafen von Magde⸗ 
burg eine ähnliche Stellung wie die Burggrafen von Mainz, 
Worms und Epeier. Und, wie in dem Burggrafthfum Nürnberg 
und Triebberg erſtreckte fich ihre Gerichtsbarkeit weit über das 
jtädtifche Gebiet. Auch der Etadtrichter (praefectus) von Halle 


52) Ode, IV, 876 u. 877. | 
58) Ochs, II, 864 u. 368. Rechtsquellen, I, 65 ff. Eid von 1881, eod. 
p. 89. 
54) Ode, VI, 869. 
55) Ochs, VI, 870. 
1) Schöffenbriefe aus 13. sec $. 7, von 1255 $. 2 u. 9 und von 1261 
$. 7 bei X. u. St p. 272, 295, 862 u. 864. Urfunben aus 12. sec. 
bei Leudfeld, antiquit. Praemonstrat. monast. Magdeb. p. 99, 102, 
104, 107 u. 109. 
2) Schöffenbriefe aus 13. sec, $. 7, von 1261, 8. 7 und von 1804 $. 3 
bei X. u. St. p. 272, 852 u. 450. 
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ftand unter ihnen und fte hatten auch in jener Stadt den Blut: 
bann?). Das Burggrafenamt war ein erzbifchöfliches Lehen. Es 
ward zuerft den Grafen von ber Lauſitz, dann aber ben Grafen 
von Querfurt und im Jahre 1269 den Herzogen von Sachſen zu 
Lehen gegeben %). Im Jahre 1294 Fauften die Bürger von Magde⸗ 
burg das Burggrafenamt in der Stadt mit der bazu gehö⸗ 
rigen Gerichtsbarkeit (burggravionstum et bannum ejusdem burg- 
gravionatus intra muros Magdeburgenses — bat Burggraven 
Ammecht binnen der ftabt —). Sie überließen e8 aber dem Erz- 
biichof unter der Bedingung, daß bafjelbe nicht wieder verliehen 
oder veräußert werben, vielmehr bei dem Erzitifte ſelbſt bleiben folle. 
Diefe Zuſage wiederholte der Erzbifhof noch in bemfelben Jahre 
mit dem Verſprechen Fünftig dem von ber Bürgerichaft gewählten 
Scultheiß den Blutbann zu verleihen, bie hergebrachten drei Achten 
Dinge aber jelbft zu präfidiren 5). Bon nun an wurde bemnad 
das Burggrafenamt in der Etabt nicht mehr verliehen. Die Erz: 
biihöfe waren vielmehr ſelbſt Burggrafen und führten in biefer 
Eigenfchaft den Vorſitz bei Gericht. In ihrer Abweienheit waren 
aber die Schultheiße ihre Stellvertreter ). Und dabei ift es auch 
in späteren Zeiten geblieben, wiewohl die Herzoge von Sachen 
noch in der Mitte des 14. Jahrhunderts einen wiewohl vergeblichen 
Verſuch gemacht haben das Burggraftfum in ber Stabt wieder 
vollftändig an fich zu bringen 7). Der Schultheiß hatte ur- 
Iprünglich die Eivilgerichtsbarfeit und geringere Vergehen („Unge- 
„vuge*) abzuurtheilen. In Schuldſachen fjollte er alle Tage zu 
Gericht figen, für die übrigen Fälle aber jährlich drei Ächte Dinge 
halten 8). Auch das Erb und Eigen durfte in feinem Gerichte 


3) Schöffendrief von 1285 $. 2 u. 9 bei T. u. St. p. 395. Urk. von 
1221 bei Dreyhaupt, Beſchr. des Saalkreiſes, II, 461. 

4) Sagittarius, hist. ducatus Magdeburg. bei Voyſen, hiſtor. Magazin, 
I, 828, 827, 828, II, 40, 41, III, 80—88. 

5) Sagittarius bei Boyfen, Ill, 62 u. 68. Chron. Magdeb. bei Meibom, 
II, 888. Urf. von 1294 bei Rathmann, II, 492. vrgl. noch eod. II, 
168, 165 u. 198. 

6) Rathmann, II, 820, 329, 437 u. 488. 

7) Rathmann, II, 806—812. 

8) Schöffenbriefe aus 18. sec. 6. 7, von 1261 $. 9, 10 u. 12 und von 
1804 $. 5, 6 u. 7 bei T. u. St. p. 272, 853 u. 450. 

27 *® 
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übertragen werben. Der Mebertrag mußte jedoch in dem Burg- 
grafengerichte, wohin derſelbe offenbar, wie in Köln, Regendburg 
u. a. m. urjprünglih auch in Magdeburg gehört bat, bejtätiget 
werden). Wenn bei einer handhaften That der Schultheiß oder 
ber Burggraf nicht anmwejend war, jo durften bie Bürger einen an- 
beren Nichter wählen, wie dieſes auch ſchon nach dem Sadjjen: 
ipiegel erlaubt war 19). Auch der Schultheiß war ein Tanbesherr: 
licher Beamter. Denn er wurde von dem Erzbifchof ernannt und 
ſollte feine Gewalt von ihm haben und von ihm mit dem Banne 
belehnt werben („die jchultheize fal haben tie Gewalt van des 
„xandes Herren, ber ſal ouch damite belent wejen —. Der jehul- 
„theize fol belchnt wejen — ber fol auch den ban habben von 
„dene Heren des Landes”) 2. Echon im 12. Jahrhundert wurde 
das Amt ein erbliches Lehen. Der Erzbiſchof Wichmann machte 
e8 aber im Jahre 1173 wieder zu einem perjönlichen Amte (jus 
officiale) 12). Es wurde jeboch jehr bald wieder zu einem Erb: 
leben, und blieb dieſes ſodaun auch bis zum Sabre 1294 19), In 
biefem Jahre Faufte nämlich die Bürgerfchaft das Schultheißenanit 
an fih. Sie überließ es jedoch ebenfalls dem Erzbiichof unter ber 
Bedingung, daß er e8 nur einem Bürger von Magdeburg und 
zwar dem von dem Stabtratb aus der Bürgerjchaft Ernannten 
ohne Widerrede verleihen, und die Bürgerfchaft das Recht haben 
ſolle, den alfo ernannten Schultheiß feines Amtes wieder. zu ent: 


8, Schöffenbriefe aus 18. sec. $. 7, von 1261 $. 9, 10 u. 12 und von 
1304 $. 5, 6 u. 7 bei T. u. St. p. 272, 853 u. 450. 

9) Urf. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 106 u. 107. Istaque coemptio 
in placito schultheti Magdeburgensis et deinde in placito burg- 
gravii Magdeburg. confirmata est. vrgl. Schöffenweistbum aus 13. 
sec. $. 7 bei T. u. St. p. 272. 

10) Schöffenbriefe von 1261 $. 8 u. IQ und von 1804 $. 4 u. 6 bei T- 
u. St. p. 852 u. 450. Sächſ. Lr. I, 55 $. 2. 

11) Schöffenbrief von 1261 $. 10 und von 1304 $.6 beit. u. St. p. 353 
u. 450. 

12) Urk. von 1173 bei Gerden, cod. dipl. Brand. VII, 17. quod offi- 
cium schultheti Magdeburgensis quod sub predecessoribus 
nostris in jus feodale laica manu usurpaverat. in jus offi- 
ciale requisivimus. Diejelbe Urkunde bei Ludewig, rel. Mpt. XII, 
470, der fie Jod ins Jahr 1171 ſetzi. 

13) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 107 u. 108. Rathmann, II, 197. 
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jegen und einen Anderen an feine Stelle zu fegen. Und der erite 
in diefer Weile von dem Stadtrat) ernannte und von dem Erz- 
biſchof belehnte Schultheiß war ein Kürjchnermeifter 1). Da nun: 
der von dem Stadtrath ernannte Schultheiß den Vorſitz bei dem 
Schöffenſtuhl und bei dem Kriminalgerichte zu führen und im 
Verhinderungsfalle des Erzbifchofs auch noch defien Stelle bei dem 
Burggrafengerichte zu vertreten hatte, jo lag von nun an, zumal - 
feitbem bie Erzbiſchoͤfe nicht mehr felbft zu Gericht ſaßen, alle Ge⸗ 
richtsbarfeit in ven Händen bes Stadtraths. Und er fonute ganz 
ungehindert feine Gewalt auch noch erweitern. Noch in bemjelben 
Sabre wurbe das Erfenntniß über Erb und Eigen und ber Eigen- 
thumsübertrag ben Schöffen entzogen und dem Stabtrath im Bur- 
ding übertragen. Auch wurden die Schöffen ganz aus bem Stabt- 
rath entfernt 15). Und im Jahre 1295 ift auch noch die Gerichte: 
barkeit der Echöffen auf Wunden, Entführung, Nothzucht, gewalt- 
jame Einbrüche und auf Schuldforberungen beſchränkt worben !®). 

Ueber dieſen Schoͤffenſtuhl muß Hier noch Folgendes be- 
merkt werden. Weber ber Burggraf noch der Echultheiß durfte 
ohne Schöffen zu Gericht figen. Um jeboch die Verhandlungen 
nicht aufzuhalten, follten, wenn feine Schöffen anwelend waren, 
bie umberftehenden Bürger um das Urtheil gefragt werden 17). Die 
Anzahl der Schöffen bat im Laufe des 12. und 13. Jahrhunderts 
. öfters gemechfelt 1%), Nach dem Echöffenweisthum aus dem 13. 
Jahrhundert follten e8 12 Schöffen fein. Nach einer fpäteren 
Weiſung genügte es aber, wenn es 7 bis 11 Schöffen waren 19). 
Die Schöffen follten auf Lebenszeit 2%), uriprünglid von dem 


14) Chron. Magd. bei Meibom, II, 333. Magdeb. Schöppen Ehron. bei 
Boyſen, II, 196 u. 197. Urk. von 1294 bei Rathmann, II, 492, vigl. 
noch eod. II, 165, 166 u. 197, III, 220. 

15) Chron. Magdeb. bei Meibom, II, 338 u. 834. Urk. von 1294 bei 
Rathmann, II, 492. 

16) Rathmann, II, 166 u. 167. 

17) Stabtreht von 1188 $. 8 bei T. u. St. p. 268. vrgl. noch Urkunden 
ans bem 12 sec. bei Leudfeld, p. 64, 108, 105 u. 107. 

18) Rathmann, II, 195 u. 196. 

19) Echöffenweistbum aus 18. sec. 8. 9 und von 1368 bei 2. u. St. 
p. 272 u. 588. 

20) Schöffenweistbum von 1804 $. 1 und von 1363 bei T. u. St. p. 449 
u. 688. 
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Stabtrath gewählt werben und ber Erwählte follte ein freier Mann 
fein („und fal vry fin. — Scheppen fielen von jcheppenbahren 
„Fryen Lüden“) 21), Und in den Jahren 1295 und 1336 wurden 
die Echöffen auch wirklich von dem Stadtrath gewählt 22). Spä- 
terhin erhielten aber die Schöffen das Recht fich felbft zu ergänzen, 
wenn Einer von ihnen ftarb 2°). Und die Schöffen wußten auch 
in früheren und fpäteren Zeiten biefes Wahlrecht ſowohl gegen ben 
Stabtrath al8 gegen den Erzbifchof felbjt zu behaupten 22). Der 
Burggraf batte das Necht die erwählten Schöffen zu beftätigen, 
ihnen den ES chöffeneid abzunehmen und fie in ihr Amt einzujeßen 
oder zu inveſtiren („den fal de Borchgrave ftetigen und fueren 
„latzin tzo dem Gerichte. — Nah dem Ende fal de Bordhgrave 
„den Sceffin by der Hant nemen und uf de Bang jeten”) 25). 
Und bis ins 15, Jahrhundert pflegten die Erzbiichöfe ſelbſt in ihrer 
Eigenfhaft als Burggrafen den Schöffenftuhl zu präftbiren, fo oft 
neugewählte Schöffen zu beftätigen waren 2%). Auch in Halle bat- 
ten die Kurfürften von Sachen als Burggrafen bas Recht die 
Schöffen in ihr Amt einzufegen. Und noch im Jahre 1426 wur: 
den Echultheiß und Schöffen von ihnen in die Gerichtsbanf vor 
dem Roland zu Halle eingewiejen 2’). Der Schöffenftuhl von 
Magdeburg hatte großen Ruf. Eeine Enticheldungen galten 
allenthalben, wo das Magbeburgiihe Necht recipirt worden war, 
alfo nicht bloß in der Laufis und in Schlefien, ſondern auch in 
der Mark Brandenburg bis nad) Polen. Auch find biefelben 
wahrjcheinlich eine Hauptgrundlage für den Sachfenfpiegel gewor⸗ 
den. Erſt feit dem 15. Sahrhundert fing das Anfehen des Schöf- 
fenftuhles an zu wanken, ſeitdem bie Berufung an ihn von den 


21) Urk. von 1294 bei Ratbmann, 1, 492. Urk. von 1868 bei T. u. ©t. 
p. 588. 

22) Rathmann, II, 167, 168 u. 278. 

28) Urk. von 1868 bei T. u. Et. p. 588. „ftirft ir jenich, fo ſullen be 
„anderen Sceffin, be den noch even, eynen anderen Sceffin in bes 
„Doten Steve keyſen.“ 

24) Rathmann, II, 168, 320, 329—838 u. 488. 

25) Urk. von 1868 bei T. u. St. p. 588. vrgl. noch Urf. von 1294 bei 
Rathmann, II, 492. 

26) Rathmann, IIL, 28, 1838 u. 2398. 

27) Rathmann, Ill, 68. 
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fremden Landesherrn verboten und im Jahre 1491 eine Berufung 
an den Erzbifchof felbit eingeführt worden war, während bis dahin 
nur an das Kaiſerliche Hofgericht von dem Schöffenftuhl appellirt 
werben burfte 28). 


$. 49. 


In Würzburg erhielten die Bilchöfe im Sabre 1017 die 
öffentliche Gewalt). Und fie ließen biefelbe durch einen Burg- 
grafen und durch einen Schultheiß ausüben. Der Burggraf wurde 
abwechſelnd praefectus urbis 2), comes?), urbis comes oder co- 
mes urbanus ) und burcgravius oder burgravius genannt 5). Der 
Burggraf war zu gleicher Zeit Stiftsvogt 9). Das Amt Fam 
wahricheintih jchon im 11. Jahrhundert, jedenfalls aber im 12. in 
den erblihen Befib der Grafen von Henneberg ). Ob die Gra- 
fen von Henneberg ſchon Gaugrafen, alſo Königliche Beamte ges 
weien find, wie behauptet wird, liegt völlig im Dunfeln. Möglich 
wäre es jeboch, indem fie feit den älteften Zeiten (feit dem 12. 
und 13. Sahrhundert) den zweiföpfigen ſchwarzen Adler in ihrem 
Schilde führen durften 5). Jedenfalls war aber bas Amt ſeit dem 
12. Sahrhundert ein biſchöfliches Lehen %. Die Burggrafen hatten 


28) vrgl. Rathmann, Ill, 148, 241 u. 298. 

1) Urt. von 1017 bei Lünig, Reichs Archiv, P. spec. cont. 1, p. 824. 

2) Urk. von 1091, 1094, 1095, 1098, 1100, 1108, 1119 u. 1121 bei 
Schannat, vindem. litt. I, 54, 55, 56, 60, 61, 66, 72 u. 73. 

8) Urk. von 1099, 1108 u. 1104 bei Schannat, I, 57, 62 u. 68. 

4) urk. von 1155 bei Schannat, I, 79. Urk. von 1186, 1160, 1161, 
1165, 1166 u. 1167 bei Lang, regest. I, 148, 248, 245, 255, 257, 
2369 u. 268. 

5) Urt. von 1140, 1151, 1157 u. 1172 bei Lang, I, 157, 201, 225 u. 279. 

6) Urk. von 1128 u. 1150 bei Lang, I, 129 u. 197. comes et advoca- 


tus — advocato suo burcegravio —. Urk. von 1149 bei Lünig, N. 
Arch. epicil. eccles. P. II p. 992. Sdultes, Henneberg. Geld. 
IL, 275. | 

7) Schultes, II, 277. Urt. von 1152 u. 1154 bei Lang, I, 205, 218 
u. 215, 


8) Schultes, II, 275 u. 276. 
9) Schultes, II, 279. Lehnbrief von 1848 bei Schoettgen et Kreysig, 
I, 608. . 
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den Blutbann und fie ſaßen öfters felbft zu Gericht auf ber Brücke 
zu Würzburg, zuweilen gemeinichaftlih mit dem Schultheik 19). 
Sie hatten aber auch einen Stellvertreter, welcher in früheren Zei: 
ten vicarius praefecti!l), jpäterhin aber Unterburggraf 
oder auh Burggraf genannt worden tft. Das Nittergefchlecht 
der von Stein hatte das Amt mit den dazu gehörigen Gütern von 
ben Grafen von Henneberg zu Lehen 1). Seitdem die Bilchöfe 
ihre Landeshoheit mehr und mehr geltend gemacht hatten, ſeitdem 
anf das Burggrafenamt zu einem bloßen Sentgrafenamte 
herab und die Burggrafen felbft wurden zuweilen Gentgrafen 
genannt 12). Und jeit dem Anfang des 16. Jahrhunderts ging das 
Burggrafenamt jelbjt unter. Mag das Sinken des Amtes oder 
das Beftreben der Bilchöfe die ganze Grafſchaft Henneberg in den 
Lchensverband zu ziehen, wie diejes im Lehensbriefe von 1348 ge⸗ 
ſchehen war, die Veranlaſſung geweſen fein, — jedenfalls wollten 
die Grafen von Henneberg feit dem Ende bes 15. Jahrhunderts 
fich nicht mehr mit jenem Amte belehnen Iaffen. Die Bifchöfe ver- 
ſuchten e8 zwar noch im Sabre 1540. Die Grafen verweigerten 
aber die Belehnung. Und das Ganze endete mit einer Proteftation 
des Biſchofs und mit einer Gegenproteftation der Grafen 1%. Ein 
Iandesherrliher Schultheiß kommt feit dem 12. Sahrhundert 
por 15) und er wird zuweilen auch tribunus genannt 1%). Er hatte 


10) Urk. von 1456 bei Schultes, II, 275. — „an bem Brudenn Gericht 
„ſitzen nechſt obin an eynem Schuliheygen figen" —. 

11) Urf. von 1108 bei Schannat, II, 66 u. 67. 

12) Lehnbriefe von 1817 u. 1456 bei Schultes, II, 29 u. 274. Lebens: 
revers von 1817 und Lehenbrief von 1497 bei Schoettgen et Kreysig, 
1, 607. 

18) Urk. von 1497 bei Schoettgen et Kreysig, II, 607. „unjer Burggrafen 
„Amt zu Würzburg, das man jezundb nenne das Bentgrafen- 
Amt" —. In ber Urk. von 1456 bei Schultes, II, 274., wo von 
bem „Greven Ampt zu Würzburg“ bie Rede ift, wird ber Burggraf 
bald „Greve“ bald „Zentgrave” genannt. 

14) Die Url. von 1541 u. 1546 bei Schoettgen et Kreysig, II, 615 ff. 
u. 618 ff. vrgl. Schultes, II, 280 u. 281. 

15) Urk. von 1187, 1139, 1181, 1154, 1156, 1158, 1160, 1161, 165, 
1166, 1167 u. 1172 bei Lang, regest. I, 151, 159, 208, 219, 226, 
233, 289, 248, 258, 255, 261, 268 u. 279. Ur. von 1155 u. 1186 
bei Schannat vind. lit. 1,79 u. 80. 
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bie niebere Öffentliche Gewalt und wurde Tpäterhin der Vorftand 
des Stabtgerichtes 17). Seit dem Untergang der Burggrafichait 
ftteg feine Gewalt und Bedeutung. Denn die peinlidye Gerichts- 
barkeit wurde nun mit dem Stadtgerichte vereiniget. Und der 
Schultheiß erhielt als Stellvertreter einen Unterfhuliheiß, er 
jelbft aber den Titel Oberſchultheiß. Das Zentgericht oder 
Landgericht von Würzburg, welches man insgemein von dem Orte, 
wo es gehalten wurde, da8 Brückengericht zu nennen pflegte!®), 
wurde nämlich mit dem Stabtgerichte vereiniget und verorbnet, daß 
daflelbe zu gleicher Zeit das Oberzentg ericht, aljo das Appella- 
tionsgericht für die übrigen Zentgerichte des Hochitiftes fein jolle ’9). 
Und das Etadtgericht, welches nun Stadt-, Saal: und Brü- 
ckengericht genannt worden iſt, erhielt jeßt zwei Vorjtände, das 
Stadtgericht als Einilgericht den Oberfchultheiß oder Vicedom, 
das Stadtgeriht als Kriminalgericht aber den Hofſchultheiß, 
der jedoch ebenfalls eine mit dem Vicedom konkurrirende Cwilge⸗ 
richtsbarkeit hatte 20). 

Auch in Zürich ftanden zwei Öffentliche Beamte neben ein⸗ 
ander, ein Bogt und ein Schultheiß ($. 470 u. 484). Da jer 
boch die Aebtiffin weder die herzoglichen noch die gaugräflichen 
Rechte erworben hatte, jo waren die Bögte während der Zäringer 
- Herrihhaft Herzogliche alſo Tandesherrliche Beamte und, ſeit 
dem Rüdfall der Vogtei an das Reich, wieder von dem Sailer er: 
nannte Reihsbeamte. Wie andere Neichsvögte, jo hatten auch fie 
den Blutbann und das Erkenntniß über Erb und Eigen. Schon 
jeit dem 13. und 14. Jahrhundert wurde indeſſen bie Reichsvogtei 


16) Urk. von 1158 bei Lang, I, 235. 

17) Reformation des Stadigerichtes zu Würzburg von 1582 bei Schneidt, 
thesaurus, II, 1008. 

18) Ordnung bes Brüdengerichts von 1577 bei Schneidt, II, 990. „io 
„jollen fich die ſchöpffen ſamblen, vnd daß Lannbgericht jenjeit Meins 
„an der Brückhen befigen, ſo folle alfdann der Schuliheiß mit jhnen 
„figen, oder einer der da Bann bat, an feiner fiat” —. 

19) Verordnung von 1470 bei Schneidt, II, 785 u. 788. Ordnung bes 
Brüdengerichts von 1577, eod. II, 987, 989 u. 999. Verordnung von 
1738 in Eammlung dev Wirzburg. Zandesorbnungen. 1, 780 u. 781. 

20) Schneidt, elemente juris Wirzeburgensis, $. 23 bei Schneidt, the- 
saurus, I, 8523. 
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von dem Stadtrath untergraben und bereits im 15. Jahrhundert 
von ihm felbft erworben 21). Der Schultheik war urſprünglich 
ein berrfchaftlicher Beamter der Nebtiffin. Er erhielt jeboch frühe 
ſchon auch noch die niedere Öffentliche Gewalt. Als Ausfluß ber 
dem Kaiſer zuftehenden oberſt richterlichen Reichsgewalt mußte aber 
bie Aebtiſſin ſelbſt dieſe öffentliche Gewalt von dem Kater als 
Reichslehen empfangen 22). Die öffentliche Gewalt des Schultheik 
war anfangs bejchränft auf den Gejchäftsfreis eines Zentgrafen. 
Der Schultheiß hatte demnach über Frevel und über Gelbichulden 
zu erfennen. Seine Amtsgewalt gerieth jedoch ſchon feit dem 13. 
und 14. Jahrhundert in Abhängigkeit von dem Stabtratb und 
wurde daher in demſelben Verhältniffe vermehrt, in welchem bie 
Reichsvogtei in der Stadt geſunken ift. Sie wurde auf das Er: 
fenntniß über Erb und Eigen u. |. w. ausgebehnt und feit ber 
Reformation im Anfang des 16. Jahrhunderts das Schultheißen⸗ 
amt von ber Stadt felbjt erworben 22). 

Eben Io ftanden in Weißenburg zwei öffentliche Beamte, 
ein Stadtvogt und ein Schultheiß, neben einander. Allein 
wie in Zürich, fo war auch in Weißenburg nur der Schultheiß 
ein Ianbesherrlicher Beamter. Der Schultheik war Borftand 
des Stabigerichteß, welches von bem Ort wo es gehalten wurde 
das Staffelgeriht genannt worden ift. Und der Abt, fpäterhin ber . 
Probft, Hatte ihn zu ernennen, indem er von dem Kaiſer mit biefem 
Itechte belehnt war29). Das Staffelgeriht befand außer bem 
Scultheiß, der ein Edelmann oder ein Hausgenoffe fein mußte 2"), - 


21) Bluntſchli, L, 189 u. 165—178. 
22) Urk. von 1808 bei Neugart, II, 867. 

28) Bluntſchli, I, 178—176. 

24) Ungedrudtes Munbatredt: „Nachdem bie hochwürdigen Fürſten und 
„Herten vor Zeiten ein Abbt und jego ein Probft St. Peter und Paul 
„auch Sanct Stephans Stift allhier zu Cron⸗Weißenburg von ber Römiſch. 
„Kayßerl. Mayſt. und dem heiligen Röm. Neih zu lehen tragen, 
„daB fie in ber Statt Weyßenburg und in ber gantzen Munbat bie 
„Schultheyßen zu ſetzen haben, jo dann in dei h. Reichsſtadt Weyſſen⸗ 
„burg, daß Staffelgericht eines Schultheygen in Mangel ftehet, ſoll der 
„Herr Probft jhnen einen andern geben.“ 

26) Mundatredt: „Er (dev Schultheiß) jolle ein gebohrner Edelmann, ein 
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aus jieben Schöffen, wozu bie jebes Jahr austretenden Rathsher: 
ven, die jogenannten Ausgänger genommen zu werben pflegten. 
Es hatte über Erb und Eigen und über geringe Frevel zu erken⸗ 
nen. Und die Berufung ging von ihm an bas Rittergericht 20). 
Der Stadtvogt war aber ein Reichsvogt, welcher wieder einen 
Unteroogt in der Stadt hatte Er wurde. wahricheinlich wie in 
Augsburg von dem Kaijerlihen Landvogt ernannt. Sedenfalls 
hatte der Abt die Vogtei in Weißenburg weder in früheren noch in 
Ipäteren Zeiten erworben. Der Stadtvogt hatte den Blutbann 
und das Geleitsrecht u. |. w., insbejondere auch die Verbindlichkeit 
der Amtsinveftitur des neu ernannten Schultheiß beizumohnen 27), 
Db die Vogtei von dem Stadtrath erworben worven ift, weiß ich 
nicht. ebenfalls hat aber der Rath die Kriminalgerichtsbarfeit an 
fih gebracht. Und von feinen Straferlenntniffen durfte an niemand 
anders al8 an das Neichsfammergericht appellirt werben 2°). Daher 
war auch der Stadtrath gemeinjchaftlich mit dem Abt Oberherr 
bes Mundatsg 29), 


$. 49, 


In allen den bisher genannten Stäbten findet man demnach 
zwei öffentliche Beamte. In vielenanderen Städten findet man indefjen 
nur einen einzigen Öffentlihen oder landesherrlichen 
Beamten. In vielen Biichofsftädten, in welchen die Biſchöfe die 
gefammte öffentliche Gewalt erworben hatten, ließen nämlich biefe 
die gejammte öffentliche Gewalt durch einen einzigen Beamten aus: 


„Haußgenoß oder von der Röm. Kayßrl. Mayft. oder einem Römiſchen 
„König geadelt ſeyn“ —. 

26) Herkog, Elſaß. Ehron. Weißenburg, p. 178 unb oben $. 14 u. 861. 

27) Mundatreht: — „da erjcheinen die Schöffen bei Stafjelgerichts ſambt 
„ihrem ſchreiber und breyen bütteln, jambt des H. Römiſchen Reiche 
„Stattvogte und feyn Untervogt, Morgens zu früher Tags zeith an 
„der Staffel — gehet der Schultheiß in den Ring, da pfleget ihme ber 
„Gericht ſchreiber ſeynen Eyd und Ordnung fürzulefen, tarauff er dann 
„folgenbt gelobet und ſchwöhret“ — vrgl. oben $. 466. 

28) Hertzog, p. 178. 

29) Mundatreht: — „ber Abt und ber Rath alß bie oberherren der Mun⸗ 
„bat, als es berfommen if“ — 
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üben, oder fie übertrugen ihrem Beamten in der Stadt nur einen 
Theil der öffentlichen Gewalt, und ließen den übrigen Theil von 
dem Landbeamten, in beflen Bezirk die Stadt lag, ausüben. In 
vielen anderen Städten hatten aber die Grundherren nur einen 
Theil der öffentlichen Gewalt, die Centgerichtsbarkeit, erworben, 
und dann Fonnten fie natürlich auch ihren Beamten in der Stadt 
nur die Gewalt, welche fie ſelbſt hatten und feine größere über: 
tragen. Das Lebte war zumal in den Abteiſtädten ber Fall. 
Einen einzigen landesherrlihen Beamten zur Aus: 
übung ber gefammten dffentlihen Gewalt findet man in 
Hamburg, in Bremen, in Münfter und in Konftanz. Die Gerichts⸗ 
verfaflung in Hamburg liegt bis ins 13. Jahundert völlig im 
Dunkeln. Denn e8 ift aus jener Zeit nichts weiter befannt, als 
daß bie Stadt bereits im Jahr 837 einen Stadtgrafen gehabt hat 
($. 9) Eeit dem 13. Jahrhundert Tennt man aber nur einen 
Bogt, Feinen Schultheiß. Seitdem nämlich die Altftabt und bie 
Neuftadt mit einander vereiniget worden waren, ſeitdem gehörte 
bie Stabt dem Grafen von Holftein ($. 16). Wie nämlich bie 
Biihdfe von Augsburg und Regensburg die öffentliche Gewalt in 
ber Stadt nur theilweife an fich gebracht haben, jo bat in Ham: 
burg der Erzbiichof gar Keine öffentliche Gewalt erworben. Ham⸗ 
burg war demnach eigentlich gar Teine Biſchofsſtadt, vielmehr eine 
graͤflich Holfteinische Landftadt. Die Grafen von Holften ernann⸗ 
‚ten aber zur Ausübung ber Gerichtsbarkeit nur einen Vogt, feinen 
Schultheiß. Diefem Bogt wurden fchon im 13. Jahrhundert zwei 
Rathsherren, bie fogenannten Nichteherren, beigeordnet und auch 
im Uebrigen feine Amtsbefugniffe von dem Stadtrath bejchräntt. 
Auch wurde bereits ſeit dem 14, Jahrhundert eine Berufung von 
feinen Entſcheidungen an den Rath eingeführt. Die Vogtei hatte 
daher Feinen großen Werth mehr. Sie wurde im Jahre 1392 an 
die Stadt von den Grafen verpfändet und ift auch Tpäterhin bei 
der Stadt geblieben, wiewohl bie Grafen e8 im 16. Jahrhundert 
nochmals verfucht hatten, die Vogtei wieder einzulöfen !). Seit 
dem Erwerbe der Vogtei war aber Hamburg eine Neicheftadt. 
Auh in Bremen fommt nur ein Bogt, fein Schultheiß 
vor. Er wird insgemein Vogt und Stabtoogt, advocatus civitatis 


1) Lappenberg, Hamburg. NRedtsalterthümer, I, Einleitung, p. 20-81. 
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oder Wichogt genannt 2). Seitdem die Bifchöfe im 10. Jahrhun⸗ 
dert Immunität von ber Öffentlichen Gewalt erlangt und mit diejer 
bie Öffentliche Gewalt felbft erworben hatten, ſeitdem hatten fie ven 
Bogt zu ernennen ?). Sie ernannten ihn anfangs aus ben bi- 
ſchoͤflichen Minifterjalen, jeit dem 14. Jahrhundert aber aus ven 
Bürgern %. Die Vogtei wurde mehrmals verpfändet, niemals aber 
an die Stabt ſelbſt verfeßt oder in anderer Weiſe veräußert 5). 
Der Vogt hatte urfprünglich bie gefammte öffentliche Gerichtsbar: 
feit in Civil- und in Straffachen, und er follte jedes Jahr drei 
achte Dinge halten %. Wie in Hamburg, fo wurden dem Vogt . 
auch in Bremen, jeit vem 13. Jahrhundert, zwei Rathsherren und 
in Kriminaljachen zwei jogenannte Blutherren beigegeben ?). Auch 
warb im Vebrigen deſſen Amtsgewalt nach und nach gänzlich unter- 
graben. In Civilſachen wurde nämlich die Gerichtsbarkeit des 
Stadtraths mehr und mehr erweitert und durch Errichtung bes 
Niebergerichtes im Sabre 1541 dem Bogte alle Gerichtsbarkeit in 
der Art entzogen, daß das Vogtsgericht im 17. Jahrhundert, ohne 
je abgeihafft worben zu fein, von felbft einging ®). Der lebten 
Sigungen bes Vogtes wird am Anfang bes 17. Jahrhunderts Er- 
wähnung geihban. Damals ſaß derſelbe und neben ihm fein Fron: 
bot noch an allen Echtedingstagen an ber gewohnten Gerichtsftelle 
anf der Straße zwiſchen ven Rathhaus Pfeilern gegen den Markt, 
zwar nicht zu Gericht, denn Gefchäfte hatte er feine mehr zu be= 
forgen, ſondern zum Vergnügen der fchauluftigen Jugend. Und 


2) Urf. von 1209 bei Donanbt, I, 94. advocato civitatis, qui dicitur 
Wievogt —. Assertio libertatis reip. Bremensis, p. 285 u. 697. 
8) Urk. von 966, 1008, 1014, 1085 u. 1158 bei Lindenbrog, p. 131, 

185, 186, 187 u. 162. 

4) Donandt, I, 84 u. 181. Vertrag von 1259 in Assertio Brem. 
p. 744. „De Biſchop hal macht hebben in der Stabt Bremen uth 
„ben gemeenen Börgern, vnd anders nargen, einen Nichte Vaget tho 
„keſen vnd tho jetten.“ 

5) Assertio. p. 690 u. 784—788. Donandt, I, 182 ff. 

6) Donandt, I, 78—84. Vertrag von 1259 in Assertio, p. 744. — „alle 
„jahr dre Echteding hegen“ —. 

7) Drd. 21 bei Oelrichs p. 76 f. Assertio, p. 708, 733, 744 u. 772, 

8) Donanbt, I, 148—166. 


® 





430 Nechte ber öffentlichen Gewalt. 


wenige Sahre nachher war es auch noch mit biefen Scheinfigungen 
zu Ende 9). Aber auch in peinlihen Sachen ift die Gerichts: 
barkeit nach und nad auf den Stabtrath übergegangen, jo daß 
ſchon feit dem 15. Jahrhundert dem Vogte weiter nichts als ber 
Borfiß bei bem endlichen Nechtstag und der Vollzug bes von dem 
Nath gefällten Erkenntniſſes, alfo der bloße Schein einer Gewalt 
geblichen ift, wie diefes fchon das Privilegtum Kaiſer Karls V von 
1541 bemerkt hat 19), Eintemal ber Vogt an bem bereits gefun- 
denen Erfenntniffe nichts ändern und der Rath fogar ohne Bei: 
ziehung des Vogtes voranfchreiten durfte, wenn biefer fich jener 
Formalität nicht unterziehen konnte oder wollte 11). Wiewohl nun 
die Stadt niemals felbft die Vogtei erworben hat, jo warb Bremen 
dennoch eine Neichsjtabt, indem die gefammte Gerichtsbarleit am 
ben Stadtrath gekommen ift. Sie erhielt im Jahre 1420 bie Ber: 
waltung des unruhigen Butjadinger Landes bireft vom Kaifer und 
Reich 2). Im Jahre 1431 wurde fie auf die Neichsmatrifel ge: 
jet und im Jahre 1473 zum Reichstag geladen !?). Seit dem 
Ende des 15. Jahrhunderts Teiftete fie wirklich den Reichspienft!). 
Auch wurde fie feit dem 15, Sahrhundert offlciell eine Neichsitabt 
genannt und im Sabre 1646 von dem Katfer und Reich als eine 
ſolche anerfannt 1%). Daher follte der enbliche Rechtstag nun nicht 


9) Assertio Brem p. 751 u. 752. 

10) Privileg von 1541 in Assertio lib. p. 827. und bei Moſer, reicheit. 
Höb. I, 226. — „ainen Vogt zu feben, ber boch weber Angrieff, ge: 
„fänglichen Endthalt, peinlich oder font Frag, noch Vrtheil zu fällen, 
„viel weniger zu erequirn, oder auch icht8 zu disponirn oder einzureden, 
„dann allein zu einem blofen Schein bajelbfi nad ergangener 
„Vrthel ohn ainig Veränderung oder Zuſatz, dem Nachrichter in glei- 
„Ger geftalt, wie der Rabt bemjelben zuvor befohlen, zu erequien nach⸗ 
„mahls zu befehlen.“ 

11) Privilegien von 1541 u. 1687 in Assertio, p. 825—381 u. 719. 
Donandt, I, 171 ff. u. 199—201. 

12) Urk. von 1420 in Assertio, p. 460. 

18) Matrifel von 1431 u. Urkd. von 1478 in Assertio, p. 407 u. 438 fi. 

14) Urk. von 1478, 1488 u. 1602 in Assertio, p. 447-450. 

15) Kaiſerliche Teclaration von 1646 in Assertio, p. 1008 u. 1004. vergl. 
noch p. 506, 507 u. 902. vergl. noch bie Ur. von 1654 bei Mojer, 
reichsſt. Hob. I, 247—251. 
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mehr, wie im 13. und 14. Jahrhundert, im Namen des Kaifers 
und des Erzbiſchofs 1%), fondern im Namen ber Kaiferlichen Majeftät 
und des bochweilen Nathes gehalten werben 17). 

Auch in Münfter lag die gefammte äffentliche Gewalt in 
ben Händen des Vogtes. Die Güter des alten Domes ftanden 
nämlich von je her unter einem Vogt. Wegen Mißbrauchs feines 
Amtes wurde derjelbe jchon im Sabre 1127 in feinem Amte be: 
ſchraͤnkt. Er jollte keine willfürliche Leiftungen mehr erheben und 
ih nur dann in die Angelegenheiten des Domhofes und der bi: 
ſchoͤflichen Fronhöfe in der Stadt einmifchen, wenn er von dem 
biſchoͤflichen Villicus dazu aufgefordert worden war!®). Später 
waren die Brafen von Thekeneburg Erbvoͤgte der bifchöflichen Kirche 
und insbefondere auch des Brockhofes, des Bispingshofes und 
anderer Höfe des Domkapitels. Im Jahre 1173 überließen fie 
aber die Bogtei und das Recht die Vögte zu ernennen dem Bischof 
und dem Domfapitel 1%). Und feit diefer Zeit wurde die Vogtei 
nicht mehr erblich verlichen. Sie blieb vielmehr bei dem Bisthum. 
Daher mußte der neu ernannte Vogt beim Antritt feines Amtes 
dem Bifchof und dem Domkapitel einen Amtseid leiften 2%. Nur 
ber Kampporbeshof und das bafelbft geitiftete Collegium des Heil. 
Mauritius fanden nicht unter jenem Vogt. Site hatten vielmehr 
einen eigenen Erbvogt, die Edeln von Steinvord, welche ihre 
Dienftleute mit der Vogtei belehnten, ſodann aber die Vogtei an 
jenes Stift ſelbſt abtraten 2). Cpäterhin kam jedoch auch diefe 
Vogtei, alfo die gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit in der Stabt, 
an das Bisthum. Und das landesherrliche Stadtgericht beftand 
ſeitdem aus einem Stabtrichter (judex) und aus mehreren Schöffen 
(scabini civitatis) 22). 

Eben fo findet man auch in Konſtanz nur einen einzigen 


16) Bertrag von 1259 in Assertio, p. 748. 

17) Hegungsformeln bes Hals: und Blutgerichtes in Assertio, p. 697, 698, 
700, 773 u. 774. 

18) Urf. von 1127 bei Wilfens, p. 4, 74 u. 75. 

19) Urf. von 1173 bei Wilfens, p. 84. 

20) Wilfens, p. 4 u. B. 

21) urk. von 1283 u. 1294 bei Willens, p. 52, 189, 141 u. 142. 

22) Urk. von 1229, 1262 u. 1827 bei Wilfens, p. 114, 128 u. 147. 
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landesherrlihen Beamten, welcher die gefammte öffentliche Gerichts: 
barfeit zu verwalten hatte Bereits im 12. Jahrhundert Batte 
nämlich der Biſchof Immunität von den Öffentlichen Beamten und 
fogar von dem Zutritt des Kaiſers felbjt erhalten 22). Und er 
hatte feitdem einen eigenen von ihm ernannten Beamten in ber 
Stabt, zuerjt einen Stadtvogt (advocatus civitatis) ?*) und fpäter 
einen Amtmann (in praefata civitate habeat ministrum), durch 
welchen er die hohe und niedere Gerichtöbarkeit in der Stadt (vie 
judicia alta et bassa) handhaben ließ 2%). Erſt im Jahre 1384 
erhielt die Stadt felbft ven Blutbaun 2%). Schon felt dem Jahre 
1192 war jedoch die Stadt reichsunmittelbar. Denn ber Kaiſer 
erflärte fie in diefem Jahre für frei von allen bifchöflichen Steuern 
und Leiftungen 27), und im Sabre 1357 nahm er fie auch noch 
unter feinen bejonderen Schutz 22). Die Stabt war baher reiche: 
fteuerpflichtig 2%), ftand unter der Landvogtei Schwaben (6. 466) 
und erhielt bereit im Jahre 1249 das Privilegium nicht vom Reich 
veräußert zu werden 2%). Im Jahre 1548 unterwarf ſich aber die 
Stadt dem Haufe Dejterreich 31). 

Auch in Erfurt findet man urfprünglih, wie ich glaube, 
nur cinen einzigen öffentlichen Beamten (den Vogt) für bie ge- 
fanımte öffentliche Gerichtsbarkeit. Neben dem Vogt findet man 
zwar auch noch einen Vicedominus und mehrere Schultheiße, nach 
der gewöhnlichen Anficht fogar drei Schultbeiße, worüber Lambert 
gejchrieben, die Sache aber nicht Far gemacht hat ?2). Allein ber 
Vicebominus und die Schultheiße waren berrichaftlihe Beamte. 
Der einzige Öffentliche Beamte, ven es urfprünglich in Erfurt ge 
geben hat, war der Vogt. Von einem zweiten öffentlichen Beamten 


28) Urt. von 1155 bei Dümge, reg. p. 141. und bei Pistorius, III, 697. 
und Neugart, II, 89. 

24) Url. von 1192 bei Dümge, p. 150. 

25) Urk. von 1357 bei Pistorius, III, 698. 

26) Urk. von 1384 bei Hugo, Mediat. Reichsſt. p. 225. 

27) Urt. von 1192 bei Dümge, p. 150. 

28) Urk. von 1857 bei Pistorius, III, 698. 

29) Urk. von 1810 bei Hugo, p. 224 f. 

80) Urk. von 1249 bei Hugo, p. 224. 

81) Hugo, p. 48. 

82) Lambert, Gel. von Erfurt, p. 13—20. 
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findet fih auch nicht eine Spur. Die Vogtei wurde frühe ſchon 
(ex antiquo) den Grafen von Gleichen zu Lehen gegeben #2). Die 
Grafen von Gleichen führten daher den Titel Vogt (advocatus), 
und auch Graf (comes) 3%) und Burggraf 35). Sie bejorgten aber 
die Geſchäfte nicht ſelbſt. Sie ernannten vielmehr zu dem Ende 
einen Stellvertreter, welcher ebenfalls Vogt (advocatus) genannt 
worden 3%), im Grunde genommen aber bloßer Untervogt oder 
Vicevogt geweien if. Im Sabre 1283 verfauften die Grafen die 
Vogtei an die Stadt 37), und die Stadt übertrug ſodann die vogtei⸗ 
liche Gerichtsbarkeit (den Blutbann), wie wir fogleich jehen werben, 
einem berrichaftliden Schultheiß. Der Vicedominus (Vitzthum) 
und die beiden Schultheiße, von denen öfters die Rede ift, waren 
feine öffentlichen, vielmehr herrichaftlihe Beamten. Der Vicedomi⸗ 
nus war offenbar der Stellvertreter des Erzbifchofs von Mainz, 
alfo ein herrfchaftlicher Beamter. Ihm untergeorbnet und feine 
Stellvertreter waren bie beiven Schultheiße 3%), der Stadtſchultheiß 
(scultetus civitatis) und der Schultheiß in Viele (scultetus in 
plurali) 3%), welcher jpäter immer der Schultheiß im Bruel*%), und 
fein Amt ein officium villicationis in Brulo genannt worden ift*). 
Es ijt daher ſehr wahricheinlich, daß die Benennung scultetus in 
plurali nur eine falſche Lesart für scultetus in Bruelo oder, 
wie er auch genannt wird, für scultetus in pluralio gewejen ift*2). 
ebenfalls waren beide Schultheiße herrichaftlihe Beamte. Denn 
fte hatten auch nad dem Bibrabücdhlein von 1332 noch die grund: 
herrlichen Abgaben zu erheben und die grundherrliche Gerichtöbar- 


88) Arg. Urf. von 1283 bei Lambert, p. 189. vergl. fpäter $. 508. 

84) Urk. von 1212 uw. 1217 bei Lambert, p. 110 u. 111. 

35) Lambert, p. 14. 

86). Urt. von 1256 bei Lambert, p. 121. 

87) Urt. von 1283 bei Zambert, p. 189. 

88) Extractus ex libro de juribus vicedomini bei Faldenftein, Hiſtor. 
von Erfurt, p. 46 u. 47. 

89) Urf. von 1256 u. 1291 bei Xambert, p. 121, 122 u. 1485. 

40) Bibrabüdlein von 1332 bei Faldenftein, p. 191, 201, 206 u. 207. 
vergl. p. 47. 

41) Lib. de jurib. vicedomini bei Falckenſtein, p. 46. 

42) vergl. Lambert, p. 20, 


». Maurer, Städteverfafjung. II. 28 
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feit in der Stadt und im Bruel zu beforgen #2). Einen britten 
Schultheiß, wie dieſes Faldenftein (p. 42) und Lambert (p. 19) 
annehmen, hat es aber gar nicht gegeben. Denn es ift in ben 
Urkunden und im Bibrabüchlein immer nur von zwei Schultheißen 
die Rede 4). Man fpriht zwar auch noch von einem britten 
Scultheiß, welcher ber Stellvertreter des Vogtes gewejen fein 
fol 4%). Dem ift jedoch nicht jo. Der Vogt behielt nämlich auch, 
nachdem die Vogtei an die Stadt gekommen war, feinen alten 
Namen Vogt 1°), die Vogtei, d. b. der Blutbann, wurbe aber von 
der Stadt dem Schultheiß im Bruel übertragen 27), und baber bie: 
fer Echultheiß jelbft zumweilen Burggraf genannt *%). Im Sabre 
1291 wurden nämlich die beiden vorhin erwähnten herrichaftlichen 
Schultheißenämter von der Stadt erworben #). Die Stabt hatte 
bemnah nun nicht bloß den Vogt, fondern auch die beiden 
Schultheiße zu ernennen. Statt nun für die Vogtei einen eigenen 
Beamten zu ernennen, ftatt deſſen übertrug te die Vogtei dem 
Schultheiß im Bruel. Diefer hatte demnach außer feiner berge: 
brachten Gerichtsbarkeit auch noch den Blutbann in der ganzen 
Stadt zu handhaben 5%), während der andere Schultheiß (ber Stadt: 
ſchultheiß) nur eine niedere Gerichtsbarkeit mit Ausnahme bes 
Blutbanns 5’), nun aber offenbar die gefammte (auch die öffent; 
lihe) niedere Gerichtsbarkeit in feinem Gerichtsbezirke erhalten hatte. 
Einen dritten Schultheiß als Stellvertreter des Vogtes hat es dem: 
nach gar nicht gegeben. Die beiden Schultheißenämter wurden 
öfters, anfangs jedoch nur vorübergehend 82), ſpäter aber für immer 
mit einander vereiniget 53). Und feitvem hatte ein einziger Schultheiß 
bie geſammte Gerichtsbarkeit zu bejorgen. 

48) Faldenftein, p. 47, 191 fi., 206. 

44) Urk. von 1256 u. 1291 bei Lambert, p. 121, 122 u. 145. Taldenftein, 

p. 46, 47, 191 fi. 

45) Lambert, p. 19. 

46) Bibrabüchlein von 1882 bei Yaldenftein, p. 194, 207 u. 211. 

47) Bibrabüdlein, p. 192, 201, 206 u. 207. 

48) Bibrabüchlein, p. 206 u. 210. 

49) Urk. von 1291 bei Lambert, p. 145. 

50) Bibrabüdjlein p. 207. 

51) arg. Bibrabüchlein, p. 205. 

62) Bibrabücdhlein, p. 191 u. 201. 

58) Yaldenflein, p. 42. 
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Auer jenen Städten, welhe nur einen einzigen Beamten 
für die hohe und niedere öffentliche Gerichtsbarkeit erhalten hatten, 
findet man aber auch noch andere Biichofsftäbte, 3. B. Bamberg, 
und zumal Abteiftädte, welche nur für bie niedere öffentliche 
Gerichtsbarkeit in der Stabt einen eigenen Beamten erhalten 
haben. 

Bamberg war noch zur Zeit der Errichtung des Bisthums 
im Sabre 1007 eine Köntgsftadt. Noch nach der Stiftungsurfunde 
von 1007 hatte der Kaifer, wenn auch auf Präfentation des Bi⸗ 
ichofs, den Reichsvogt oder Reichsburgvogt (advocatus burgi) zu 
ernennen !). Seit der-in den Jahren 1034 und 1058 dem ganzen 
Bisthum und im Jahre 1103 auch der Stadt felbft ertheilten Im— 
munttät?) war nun zwar der Bilchof berechtiget bie Gerichte ent- 
weder felbft zu präfidiren oder zu dem Ende einen Stellvertreter 
zu ernennen. Da fich jedoch der Kaiſer das Necht den von dem 
Biſchof ernannten Beamten zu bejtätigen vorbehalten hatte ®), fo 
jcheint e8 der Bilchof vorgezogen zu haben, gar feinen Vogt mehr 
zu ernennen. Wenigftens findet fich ſeitdem Fein Vogt mehr in 
ber Stadt. Der Bilchof ernannte vielmehr einen Schultheiß für 
die Civilgerichtsbarkeit in der Stadt. Der Schultheiß befam fpäter: 
bin einen Stellvertreter, welcher wie in Würzburg den Titel Unter: 
ſchultheiß, er felbft aber den Titel Oberſchultheiß und fpäter 
wie in Würzburg Vicedom erhielt. Hinfichtlich des Blutbanns 
ließ aber der Bilchof die Stadt unter dem Zentgerichte jenes Terri- 
tortums. Die Stadt erhielt demnach fein eigenes Kriminalgericht. 
Erſt im 17. Sahrhunbert, feit dem Sinfen der Zentgerichte, wurde 
ein eigene® Malefizamt für die Stabt errichtet ®). 


1) Zoepfl, das alte Bamberger Recht, p. 49. 

2) Urk von 1084, 10568 u. 1103 in der Brandenburgifhen Deduction 
Bamberg gegen Fürth. Bamberg. 1774, Codex probat. Nr. 23, 25 
u. 27. In der Urkunde von 1108 heißt e8: nullus ibi comes aut 
judex legem facere praesumat infra urbem, praeter episcopo- 
rum ejusdem loci. Omnis possessio pro emunitate habeatnr. 

3) Urf. von 1058 cit. nullus ibi comes aut judex legem facere prae- 
sumat, nisi quem per concessionem Regis — episcopus ejusdem 
loci deliberet. 

4) Zoepfl, p. 51 fi. 82-85. Schuberth, p. 97—99 u. 117. 

Ä 28°. 
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An vielen Abteiftädten, in welchen bie Aebte ober bie 
Hebtiffinnen meiſtentheils Grundherren entweder der ganzen Stabt 
oder doch wenigftens eines Theiles der Stadt waren, erhielten dieſe 
öfters nur die nichere öffentliche Gerichtsbarkeit, deren Beſorgung 
fie ſodann ihrem herrichaftlichen Beamten, welchen fie von früher 
ber in der Stabt hatten, zu übertragen pflegten. Hinſichtlich bes 
Blutbanns blieb demnach die Stadt unter dem Landvogt oder unter 
dem Schirmvogt, wenn biefer nicht, wie in Zürich und in Weißen: 
burg, einen eigenen Stabtvogt gelebt hatte. Dieſes war 3. 2. in 
Seligenftabt und in Rheinau der Fall. 

In Seligenstadt hatte der Abt den Schultheig zu ernennen 
und diefer alle Gerichtsbarkeit außer dem Blutbann 6). Der Blut: 
bann gehörte dem Vogt, welchen der Erzbiihof von Mainz als In- 
haber der Vogtei zu ernennen hatte Der Vogt war aber an bie 
Stelle des Gaugrafen getreten und hatte diefelbe Kompetenz. Tas 
Gebiet der Abtei wurde daher felbft eine Grafſchaft (comitia 
oder comitatus) und die Stabtbürger, weil fie das Gaugericht 
(Ipäter das Vogteigericht) befuchen mußten, Srafihaftsmänner 
genannt. Und zwei Mal im Jahre follte ber von dem Erzbifchof 
ernannte Vogt das Gericht halten, einmal im Frühjahr und einmal 
im Herbſt. Man nannte daher diefe Gerichte Maidinge und 
Herbitdpinge®. Diefe Gerichtsverfaffung erhielt fich jedoch nur 
bis ind 16. Jahrhundert. Die Bürger von Seligenftabt hatten 
fih nämlih an dem Bauernaufftande im Sahre 1525 betheiliget. 
Zur Strafe dafür wurde ihnen im Sahre 1527 ihre alte Verfaſſung 
von dem Erzbifchof von Mainz, dem ehemaligen Schirmberrn und 
damaligen Landesherrn, genommen. Das Schultheißenamt follte 
zwar unter dem Namen Währungs: und Flabengericht fort: 
Dauern, aber nur. noch eine fehr beichränfte Gerichtsbarkeit bei 
Smmobiliarverfäufen behalten 7). Die übrige Gerichtsbarkeit follte 
von zwei landesherrlihen Gerichten verwaltet werden, bie Straf: 
gerihtsbarkeit von dem Sentgerichte mit einem Zentgrafen an 


5) Weisthum von 1889 bei Steiner, p. 136, 854 u. 8885. 

6) Die Weisthümer bei Steiner, p. 846 ff und Grimm, I, 505 u 506. 
Rindlinger, Hörigf. p. 420. 

7) Steiner, p. 147. 
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der Spiße, und die Civilgerichtsbarkeit von dem Stabtgerichte, 
welches unter dem Vorfite des Vogtes (des Fauths) aus fünf 
Raths: oder Gerichtsherrn beftehen und im Berhinderungsfalle bes 
Vogtes von dem Zentgrafen präfidirt werden follte 2). Dieſe Ver: 
faffung hat ſich bis zum Jahre 1772 erhalten. In diefem Sabre 
wurde aber das Vogteiamt (die Fauthei) von dem Stadtrathe ge- 
trennt und dem lanbesherrlihen Fauth die ganze ftäbtifche Ge: 
richtsbarfeit übertragen 9). 

Eben fo hatte in dem Städtchen Nheinau der Abt den 
Schultheiß zu ernennen, dieſer aber nur die Civilgerichtsbarkeit zu 
beforgen. Denn der Blutbann ſtand unter dem Stiftsvogt 19). 
Späterhin erhicht die Stadt jelbft das Recht den Schultheiß zu 
wählen. Seitdem mußte der Schultheiß, wie in Speier, jedes Jahr 
jein Amt aufgeben und fich einer neuen Wahl unterziehen. Che 
aber zur Neuwahl gejchritten warb, follte der Abt wegen deſſen 
Berwaltung im vergangenen Jahre Umfrage halten und ten 
Schultheiß beitrafen, wenn er etwas Strafbares begangen haben 
ſollte 11), 

Auch in Lindau hatte die Aebtilfin und in Kempten ber 
Abt nur das Recht einen Ammann für die Eivilgerichtsbarfeit zu 
ernennen. Hinfichtlih des Blutbanns blieben beide Städte unter 
ber Reichsvogtei. Zwar wurbe die Vogtei auch in biefen Stäbten 
öfter8 verpfändet, 3. B. die Vogtei in Lindau an die Grafen von 
Bregenz 12) und bie Vogtei in Kempten an bie Herzoge von Ted 
und an die Grafen von Montfort und an ben Abt felbft '?). Die 
Bogtei wurbe jedoch immer wieder an das Neich eingelöst. Daher 
blieben jene Stäbte nach wie vor Reichsſtädte und fie blieben dieſes 
um fo ficherer, ſeitdem fie felbft mit der hohen und niederen Ge: 
richtsbarfeit auch den Blutbann an fich gebracht hatten 1%), 


8) Steiner, p. 142—144, 369, 870 u. 371. 

9) Steiner, p. 144 u. 824. 

10) Oeffnung $. 2, 4, 6 u. 7 bei Schauberg, I, 161. und Grimm, I, 286 
u. 288. 

11) Spätere Oeffnung bei Schauberg, I, 159. 

12) Urf. von 1934 bei Heider, p. 485. 

18) Haggenmüller, I, 148 u. 144. 

14) Privilegien von 1400 u. 1488 bei Mojer, reichsſt. Handb. II, 54 u. 
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Su den meilten Immunitätsſtädten, in fait allen Biſchofs⸗ 
ftädten und auch in einigen Abteiftädten, findet man demnach, wie 
in den alten Gaugrafichaften, zwei öffentlihe Beamte. Die 
höheren Beamten, welche feit der vollitändigen Immunität ber 
Stadt von der öffentlichen Gewalt an die Stelle der Gaugrafen 
getreten find, nannte man insgemein Stadtgrafen, Burg- 
grafen oder Vögte. Die verfchievene Benennung hatte feinen 
tieferen Grund und war meift zufällig,‘ Daher wurbe ber Xitel 
Stadtgraf, Burggraf und Vogt öfters abwechjelnd, wie wir gelehen, 
in einer und berjelben Stadt gebraucht, z. B. in Mainz, Trier, 
Worms, Epeier u. a. m. Indeſſen jcheint c8 doch, daß man dem 
Titel Stadt- oder Burggraf in jenen Städten den Vorzug ge: 
geben habe, in welchen zur Zeit der Immunität von ber Öffentlichen 
Gewalt bereit8 ſchon ein Gaugraf in der Etabt angeftellt war. 
Man pflegte in diefem Falle dem vorgefundenen Beamten den 
Grafentitel zu Taffen. Und der frühere Gaugraf wurde nun nur 
ein landesherrlicher Beamter, ein Tanbesherrlicher Stadt: oder Burg: 
graf. Diejes ſcheint insbefondere in Köln, Mainz, Worms, Würz- 
burg und Regensburg, vielleicht auch In Magbeburg der Fall ge: 
weſen zu jein. Ten Titel Vogt dagegen erhielten bie höheren 
Stabtbeamten meiſtentheils in jenen Städten, in welchen, wie 3.2. 
in Trier, Straßburg, Bafel, Speier, Bremen und Münjter, die 
Bogtei über die Kirche mit der Stadtvogtei verbunden war, dann 
in jenen Städten, welche unter einer Reichsvogtei gejtanden und 
nun bie Städte ihre eigenen Stadvögte als Stellvertreter und 
Untervögte des Reichslandvogtes erhalten haben, wie diefes 3. B. 
in Augsburg, Weißenburg und Zürich der Fall war. ebenfalls 
waren aber biefe Beamten in der Stadt an die Stelle des 
Gaugrafen getreten. Sie hatten daher auch diejelbe Amts⸗ 
gewalt und Kompetenz, aljo das Erfenntniß über Erb und 
Eigen, dann den Blutbann und den in ber öffentlichen Gewalt 
liegenden Schuß und Schirm. Weshalb denn auch das Geleitwejen 
unter ihnen ſtand. Indeſſen hatte doch auch dieſe Negel wieber 


118. Beſchreibung der Neichelandvogtei von 1594 bei Wegelin, II, 
166. 
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ihre Ausnahmen. Denn der Burggraf von Korvei !), der auch 
praefectus und praetor urbis genannt wurbe 2), war offenbar 
fein alter Gaugraf. Auch iſt das Burggrafenamt in jener Stadt 
bald wieder verſchwunden, jeitdem ein Meinifteriale des Abtes, der 
Truchſes Rabano, das Amt erblih an fich reifen wollte?). Und 
in Augsburg und in Straßburg find die Burggrafen urfprünglich 
ſogar herrichaftliche Beamte gewejen, welche ſpäterhin erft öffent: 
lihe Gewalt, und zwar nicht einmal bie hohe, ſondern nur bie 
niedere oͤffentliche Gerichtsbarkeit oder auch nur einen Theil ber: 
jelben erhalten haben. Meiſtentheils nannte man jedoch diejenigen 
Beamten, welche mit der Handhabung der niederen öffentlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit beauftragt waren, Schultheiße, öfters aud) Am: 
männer und in Mainz jeit dem 13. Jahrhundert Kämmerer. 
An ſeht vielen Städten, in welden bie Bilchöfe und Aebte einen 
herrichaftlicden Beamten in der Stabt hatten, wurde nämlich diejer 
mit der Handhabung der niederen öffentlichen Gewalt beauftragt, 
und auf diefe Weife ein Theil der öffentlichen Gewalt mit der 
grundberrlichen vereiniget und demſelben Beamten anvertraut, und 
biefer fodann Schultheiß, 3. B. in Bafel, Speier, Mainz, Res 
gensburg und Züri, oder Ammann 3.2. in Lindau und Kemp⸗ 
ten, oder auh Vogt 3. B. in Köln, oder Kämmerer z. B. in 
Mainz, oder Burggraf 3.2. in Augsburg genannt. In anderen 
Städten, in welchen fich Fein berrichaftlicher Beamter vorfand, 
wurde zu dem Ende ein eigener Beamter ernannt und biejer fo: 
bann ebenfalls Schultheik oder Ammann genannt. Jedenfalls 
erhielten aber anfangs diefe Schultheiße, Vögte und Ammanne die: 
jelbe Gewalt, welche nach der alten Verfaflung die Gentenare und 
Bicare gehabt hatten, nämlich die gefammte Civilgerichtsbarkeit mit 
Ausnahme des Erfenntniffes über Erb und Eigen und die Straf: 
gerichtsbarkfeit mit Ausichluß des Blutbanns, eine Gewalt, welche 
jedoch in vielen Stäbten jpäterbin noch erweitert, In einigen Städten 
aber auch beichränft worben ift, wie dieſes 3. B. in Seligenftadt 


1) Urt. ohne Datum bei Treuer, Geh. der Mündhaufen, II, 7. Lu- 
dolphus dietus burchgravius. 

2) Urf. von 1116 bei Falke, p. 582. 

8) Urf. von 1150 bei Schaten, I, 546. 
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geichehen ift. In den meilten Städten waren die Stabt: und 
Burggrafen und die Stabtvögte zu gleicher Zeit auch Schirmvögte 
ber Kirche, 3. B. in Mainz, Worms und Speter, zumellen fogar 
Schirmvögte des ganzen Stiftes, 3.8. in Magdeburg. Denn auch 
die Stabt: oder Burggrafen hatten, wenn feine eigene Schirmvögte 
vorhanden waren, die Kirche zu ſchützen und zu ſchirmen. Die 
Schirmvogtei fonnte demnach jehr wohl mit der Stadt- oder Burg- 
grafichaft verbunden werden und ift auch öfters verbunden gewejen. 
Nur in jenen Städten, in welchen die Bilchöfe und bie Aebte die 
Burggrafen oder Stadtvögte nicht zu ernennen hatten, ftanden 
eigene Schirmvögte neben den Burggrafen oder Stadtvögten, 3. B. 
in Regensburg und meiftentheils auch in Augsburg. Auch waren 
die Burggrafen und Stadtvögte öfters zu gleicher Zeit Landvögte 
oder doch Stellvertreter der Lanbvdgte, 3. B. in Augsburg, Ulm 
und Weißenburg. Und die Burggrafen von Nürnberg waren zu 
gleicher Zeit Kaiſerliche Landrichter. In jpäteren Zeiten wurben 
öfters bie verfchtedenen Aemter mit einander vereiniget, bie Stabts 
vogtei mit dem Schultheigenamte in Magdeburg und Frankfurt, 
das Burggrafenamt mit dem Schultheißenamt in Negensburg und 
Würzburg. Das Schultheißenamt haben viele Städte an fi} ge- 
bracht, und viele Städte auch noch die Vogtei oder das Burg: 
grafenamt. Und die lehteren wurden fodann meiftentheild Reichs⸗ 
jtäbte, 


$. 498, 


Wie in den Reichsſtädten, fo faßen auch in den Biſchofs⸗ 
jtäbten und in den Abteiftäbten und urfpränglih wohl auch in 
alfen übrigen Städten, in welchen zwei öffentliche Beamte neben 
einander ſtanden, beide Richter als redende und ſchweigende 
Nichter neben einander zu Gericht, um cinander gegenfeitig zu 
unterftügen und zu ergänzen ($. 475 u. 476). Der Borfißende 
hatte den Serichtsftab in ber Hand und war der redende Richter, 
ber Andere aber faß fchweigend ihm zur Seite bis ein Gegenſtand 
feiner Kompetenz zur Verhandlung fam Denn in diefem Falle 
hatte ihm der Borfigende den Nichterftab zu übergeben. Und der 
bisher fchmeigende Richter warb nun ber redende, ber bis dahin 
rebende Nichter aber der jchweigende, wie diefes auch in Dürkheim, 
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wie wir gejehen, gehalten zu werben pflegte !). So faßen im 
Städten Rheinau der Vogt und der Schultheiß neben einander. 
In den Frevelfachen hatte der Schultheiß den Stab in der Hand 
und der Vogt ſaß als fchweigender Nichter an feiner Seite. Kam 
aber eine todteswürdige Sache zur Verhandlung, fo übergab der 
Schultheiß den Gerichtsftab dem Vogt und biefer richtete ſodann 
über das Blut 2). Eben fo ſaß in Speier der Schultheiß neben 
dem Vogt, in Würzburg der Burggraf neben dem Scultheiß 
($. 491 u. 494), und in Erfurt der Vogt neben dem Schultheiß ?). 
Auch folte in der Stadt Selz in den drei Volldingen der Schul: 
theiß als fragender Richter den Vorfit bei Gericht führen, der Vogt 
aber als fchweigender Richter der Sißung beimohnen 9). In Köln 
faß neben dem rebenden Vogt oder Schultheiß der Burggraf oder 
Gräv als fchweigender Richter, ſowohl in ber Stadt ſelbſt 5), als 
in der Vorſtadt Niederich und wahrſcheinlich auch in den übrigen 
Vorſtädten 6). Auch in Baſel hatte der Vogt gemeinſchaftlich mit 
dem Schultheiß den Vorſitz bei dem Stadtgerichte?). Eben dieſes 


1) Meine Geſch. der Markenverfaſſung, p. 401. 

2) Oeffnung $. 6 bei Schauberg, I, 161. „Item der ſchultes hatt ober 
„al bouſſen vnd freffly zerichten vfsgenommen vber die tatt deſs tods. 

.„vnnd fo e8 darkuo kumpt. das ain vbeltatt den tob- betrifft. fol ain 
„Igulttes bie clag beſitzen. vnnd bemnan mit rechtlicher vrtail ainem 
„vogt bie clag zuofentt und ber fiab übergeben werben. Derjelbige 
„vogt bat dann witter zefigen. vnd vber das bluot zerichten.“ 

3) Bibra, Beihreibung aller Gerechtigkeit von 1882 bei Yaldenftein, Er: 
furt p. 207. „Der Erffurttiicde Voigt bat zu richten Blutſachen, figt 
„mit dem Schultheißen im Gerichte, und nimmt von allem bed Ge⸗ 
„telt vom Stabe 8 Pf., wo der Schultbeiß nimmt 4 Pen.“ — 

4) Grimm, 1, 760, 8. 6, 36 u. 88. Der $. 6 fagt: „Der fchultefje fol 
„ouch ba ficzhen unt ber vougt, unt fol ber fhulteffe fragen nah dez 
„stiftes vehten, unt ouch nah ber flete rehte, unt nah bez fliftes eigen, 
„unt fol ein vougt daz furhoren.“ 

5) Urt. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. quod advocatus noster qui in 
privilegio scoltetus archiepiscopi nominabatur una cum burg- 
gravio in omnibus causis judicio presidere debet. lirf. von 1287 
u. 1861 bei Glajen, Schreinspraris, p. 46 u. 5l. — venientes in 
legitimum placitum coram urbis comite et advocato —. 

6) GClaſen, p. 54. 
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war auch in den Vorſtädten von Bajel ver Fall, fo lange tiefe noch 
ihre eigene Gerichtsbarkeit hatten. Daher ja bei dem Vogtgerichte 
in ber Vorſtadt St. Alban neben dem Schuliheiß des Vogtes, wel- 
cher den Stab in der Hand hatte, der Echultheiß des Probftes von 
St. Alban, der für den Probjt zwei Drittheile der Bußen zu be- 
ziehen hatte, die er aber auch während der Gerichtsfigung erlaffen 
fonute ). In Magdeburg follte der Schultheiß dem Gerichte 
des Burggrafen beimohnen und dafelbjt das erſte Urtheil finden®). 
Sn Bamberg bei dem SJentgerichte der Schultheig neben dem 
Zentgrafen („der ſchultheiz oder fein gewalt neben in mit feinem 
jtab“) 20). | 

Auch die Gerihtsherren felbit jaßen zuweilen als redende 
oder ſchweigende Nichter an der Seite des redenden Richters zu 
Gericht. Co pflegten in Bafel die Biſchöfe ſelbſt dem Vogteige⸗ 
richte als ſchweigende Nichter beizumohnen (si episcopus et advo- 
catus simul sederint in sede judiciaria advocatus judex erit). 
Die Biichöfe durften aber auch als revende Richter ven Vorſitz bei 
Sericht führen. Und fie thaten diefes zumal in Abweſenheit des 
Vogtes. (Si vero advocatus absens fuerit Episcopus omnia cum 
integritate judicabit et manu propria recipiet compositiones) ''). 
Eben jo faßen die Grafen von Henneberg als Burggrafen zu 
Würzburg jchweigend neben dem Schultheiß auf der Brüde zu 
Würzburg zu Gericht 12). Wenn ber Erzbiſchof von Köln. als 
vedender Michter zu Gericht ſaß, follte der Burggraf als fein Vogt 
ſchweigend ihm zur Seite fißen 1%). Eben jo wohnte der Abt von 
Seligenſtadt als Inhaber der niederen .Gerichtsbarfeit (des Schul: 
thetjengerichtes) jchweigend dem VBogteigerichte bei, und der von dem 





7) Urk. von 1286 u. 1258 bei Ochs, I, 310 u. 384. Urk. von 1202, 
1253 u. 1257 bei Heusler, p. 148. 

8) Bajel im 14. Jahrhundert, p. 104. 

9, Schöffenbrief von 1261, 8.7 und von 1304, $.8 beit. u. St. p. 352 
u. 450. 

10) Stadiret, $. 187 bei Zöpfel, p. 40. 

11) Urk. um das Jahr 1216 bis 1220 bei Ochs, 1, 291. Rechtsquellen 

von Baiel, I, 2 u. 8. 

12) Urf. von 1456 bei Schultes, Henneberg. Geld. II, 275. vrgl. oben 
$. 494. 


13) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 302. vrgl. oben $. 489. 
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Erzbiſchof von Mainz ernannte Vogt hegte als redender Richter 
das Geriht. Da jedoch auch Eivilftreitigkeiten, die zur Zuftändig- 
feit des Schultheiß gehörten, daſelbſt abgeurtheilt werden konnten, 
in welchem Kalle ohne allen Zweifel der Vogt den Gerichtsjtab dem 
Schultheiß oder dem Abt felbft übergeben mußte, jo wurde das Ge- 
richt nicht bloß im Namen des Erzbischofs als Inhabers der Vogtei, 
fondern au im Namen des Abtes und des Gotteshaufes gchegt!®). 
In Magdeburg jcheint der Erzbifchof, wenigſtens eine Zeit lang, 
immer dem Burggrafengericht beigewohnt zu haben. Denn nach 
ver Gloſſe zum Sächſiſchen Weichbild follte der Burggraf nur in 
Gegenwart des Erzbifchofs fein Gericht halten 25). 


$. 499. 


Durch den Erwerb des Comitates in der Stabt find die Bi- 
Ihöfe und Aebte felbft die Gerihtsherren geworden 
($. 488). Daher waren und fchrieben fih nun die Erzbiichöfe von 
Köln ſelbſt Burggrafen ($. 489), und die Bilchdfe von Augsburg 
wurden zum Unterjchiede von ihren Stellvertretern, den Burggrafen, 
oberfte Burggrafen genannt), wie denn auch bie Erzbijchdfe 
von Magdeburg ($. 493) und fpäter die Kurfürften von Sachſen 
Burggrafen von Magdeburg, die Herzoge von Baiern Burggrafen 
von Regensburg und die Kurfürften von Brandenburg Burggrafen 
von Nürnberg geweien und auch jo genannt worden find. Als 
Gerihtsherren konnten fie natürlicher Weile ſelbſt zu Gericht ſitzen. 
Und ſo faßen denn wirklich auch die Erzbifchöfe voh Köln öfters 


14) Stimm, I, 505 u. 506. „Da; gericht fal befiten unfer ber der apt, 
„eyn faudt zu Selgenſtat von unferm gnedigen bern wegen zu Meng 
„ober wene ſyne gnade von ſyne wegen baku beſcheyt — und wenn 
„daz gericht alſo beflalt ifi, jo jal dan ein faubt zu Eelgenftatt ‚oder 
„wer da figet von unfers gnedigen bern wegen zu Menke daz gericht 
„begen, —, er jal isz hegen von unszers gnedigen bern wegen zu 
„Menge, von unfers herrn des apts Wegen, von des gotshusz 
„wegen” —. 

15) Gloſſe zum Weichbild, art. 47. „Und fo ber Burggrafi das vogtding 
„ist, jo jol der Bifchoff von Magdeburg gegenwertig jein.“ 

1) Stabdtr. bei Freyberg, p. 125. — „wan er oberjter burggrafe ift" —. 
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jelbft zu Gericht 2). Eben fo die Biſchöfe von Baſel?). Nur 
wenn e8 an bie blutige Hand ging follten fie abtreten und dem 
Vogt den Vorfig und das Erfenntniß überlaffen ). Auch die Erz- 
biichöfe von Magdeburg ſaßen bis ins 15. Jahrhundert ſelbſt zu 
Seriht®). Eben ſo die Bilchöfe von Straßburg ®), Bamberg ?) 
und von Speier 8) u. a m. 

Die in der Stadt angeftellten öffentlichen, nun landes— 
herrlichen Beamten’ waren nichts anderes als die Stellvertreter 
und Bevollmächtigten jener Gerichtsherren, von welchen fie ihre 
Amtsgewalt erhalten und in deren Namen: fie diefelbe auszuüben 
hatten. Eo waren in Seligenjtadt die Bögte die von dem 
Erzbifchof von Mainz ernannten Stellvertreter, welche im Namen 
des Erzbiſchofs das Vogteigericht begten („ein faudt oder wer ta 
„Meet von unfers gnedigen bern wegen zu Mente daz gericht he⸗ 
„gen"). Und die Schultheiße waren die Stellvertreter und bie 
Bevollmächtigten des Abtes von Eeligenftadt 9). In Bajel waren 
die Bögte und bie Schultheige ſolche Stellvertreter und Bevoll⸗ 
mächtigte des Biſchofs 9). Eben fo in Straßburg ber Vogt, ber 
Schultheiß und der Burggraf 19), und in Köln der Burggraf 


2) Urk. von 1230 bei Claſen, Schreinspr. p. 72. Hagen, KReimchronit. 

V. 1450. „Der Biſchoff geind zo gerichte figen up ben jal — 
= Schiedsſpruch von 1258 $. 18 und Urk. von 1259 bei Zacomblet, II, 

245 u. 258. 

3) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 368. Urk. um 1218 bei Ochs, I, 291. 
vrgl. oben 8. 488. 

4) Biſchofs- und Dienſtmannenrecht, $. 14 bei Wadernagel, p. 20. und 
in Rechtsquellen von Baſel, 1, 11. „Swel Satche der Biſchof felbe 
‚tiehten wil ober mit rebte vor in gezogen wirt, die richtet er. get 
„amblutich bant, fo gat er bannen vnd heizet ven vogt rehte riethen”. 

5) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 100. vrgl. oben $ 493. 

6) Stadtrecht, c. 13 bei Grandidier, II, 48. 

7) Urk. von 1108 in der Deduction Bamberg gegen Fürth, cod. prob. 
Nr. 27. 

7a) Sententia von 1198 bei Pertz, w, 568. in Mon. Boic. 81, 1, 
p. 448 _ 

8) Grimm, I, 505 u. 506. 

9) Biſchofs- und Dienjimannenredt, 8. 1 u. 14 bei Wadernagel, p. 17 
und Rechtsquellen von Baſel, I, 6. 

10) Stabtredht, c. 7, 11 u. 13 bei Grandidier,. II, 44. 
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eben ſowohl wie der Vogt oder Schultheiß 1). Daher ſaßen dieſe 
Beamten auch in Köln im Namen des Erzbiſchofs zu Gericht 12). 
Und, wenn das Urtheil gefcholten wurde, ging die Berufung an 
ven Erzbiichof, von welchem als dem oberiten Gerichtsherrn (sum- 
mus judex) alle Gerichtsbarkeit ausging !?). 

Als bloße Bevollmächtigte und als Stellvertreter erhielten fie 
natürlicher Weile ihre Ernennung von ihren Vollmachtgebern, 
deren Stelle fie vertraten. Anfangs behielten ih zwar bie Kaiſer 
noh das Recht die von ben geiftlichen Immunitätsherren ernann- 
ten Beamten zu bejtätigen und fie in ihr Amt einzufeßen 
vor, 3. B. in Magdeburg die Betätigung des von dem Exrzbiſchof 
‚ernannten Vogtes '%). Eben jo in Bremen ’%) und in Bamberg bie 
Betätigung des von dem Biſchof ernannten Vogtes !%. Allein 
fehr früh ift diefes Beftätigungsrecht von den Kaifern felbft wieber 
aufgegeben worben, 3. B. in Magdeburg !T). An anderen Stäbten, 
3. B. in Bamberg, veranlaßte das vorbehaltene Beftätigungsrecht 
den Bischof die Stelle lieber gar nicht wieder zu bejeßen ($. 496). 
In den meilten Städten hat fich jeboch jenes Beftätigungsrecht ftill- 
ſchweigend verloren, und dann ift nur noch die Verleihung bes 


11) Urk. von 1169 u. Schiedsſpruch von 1258 Nr. 1 u. 2. bei Lacomblet, 
I, 802 u. II, 244 f. 

12) Urk. vor 1155 bei Ennen, Seid. I, 556. 

18) Schiedfpruh von 1258, Nr. 1, 2 u. 40 in Quellen, II, 381 u. 884. 
gacomblet, II, 244 u. 246. 

14) Urt. von 965 bei Rathmann, I, 382. nullus comes vel vicarius — 
in eadem civitate — potestatem habeat, nisi ipse — advocatus, 
quem nostro consensu sibi et eidem ecclesiae praeficiendum 
elegerit. 

15) Urf. von 966 bei Lindenbrog, p- 191. Nemo inibi aliquam sibi 
vindicet potestatem, nisi Archiepiscopus et quem ipse ad hoc de- 
legaverit manu nostra signato, et annuli nostriimpres- 
sione roborato. 

16) Urk. von 1058 in Deduction Bamberg gegen Fürth, cod. prob. Nr. 25. 
vrgl. oben $. 496. 

17) Url. von 973 bei Rathmann, I, 888 ne quivis comes aut judez, 
vel vicarius publicus in Magdeburg eivitate — aliquam potesta- 
tem habeat aut bannum, nisi advocatus, quem Archiepiscopus 
secundum suum libitum sibi elegerit —. 
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Blutbanns, aljo eine Art von Amtsinveftitur, wie wir fehen wer- 
den, den Kaiſern geblieben. Tas Recht ihre Stellvertreter zu er- 
nennen lag demnadh von nun an ganz uneingeichränft in den 
Händen der Erzbiichöfe, Biichöfe und Aebte. In Köln ernannten 
die Erzbifchöfe, wie wir gejehen, ven Burggrafen eben fowohl wie 
den Vogt oder Schultheiß. Eben fo die Bilchöfe von Speier, 
Worms und Mainz den Burggrafen und den Echultheiß, und bie 
Erzbifhöfe von Mainz auch noch den Kämmerer, die Stadtrichter, 
ben Waltboten u. a. m. 18). Die Biſchöfe von Bafel, Straßburg 
und Bamberg den Vogt und den Schultheil. Die Bilchöfe von 
Bremen und Münfter den Vogt. Die Biichöfe von Konftanz den 
Ammann. Die Ernennung geſchah meiftentheils auf ein Jahr 
oder auch auf mehrere Jahre. Daher mußten bie Beamten nad 
Ablauf diefer Zeit ihr Amt in feierlicher Weiſe niederlegen und fich 
einer neuen Wahl oder Ernennung unterwerfen, 3. B. in Speier, 
wie wir gejeben, jedes Jahr. Auch Fonnten die Bifchöfe und Aebte 
ihre Beamten nur für ihre eigene Lebenszeit ernennen. Daher 
waren bei dem Tode eines Biſchofs oder Abtes alle Aemter Iedig 
und mußten von dem neuen Randesherrn neu wieber befeßt werben, 
3. 2. in DBafel!9). 

Auh die Stellverteter der Immunitätsherren führten 
meiftentheild den Titel Burggrafen, Stadtgrafen ober 
Greven, 3. B. in Köln, Mainz, Worms, Speier, Augsburg, 
Magdeburg und eine Zeit lang auch in Negensbung, oder den 
Titel Vogt, 3. B. in Baſel, Speier, Bremen u. a. m., wiewohl 
fie im Grunde genommen nur Viceburggrafen, Viceftadtgrafen und 
Vicevögte und bie Smmunitätsherren felbft, als Inhaber der Burg: 
oder Stadtgrafihaft und ber Vogtei, die eigentlichen Burggrafen, 
Stabtgrafen und Schirmoögte waren. Sie ernannten bie ihre 
Stelle vertretenden Burggrafen und Voͤgte meiltentheild aus dem 
Herrenftande, die Echultheiße dagegen und bie Ammanne, und in 
Augsburg und Straßburg auch die Burggrafen aus den bifchöf- 
lichen Minifterialen. In manchen Stäbten, 3. B. in Straßburg 20), 
mußten fogar jene Beamten aus den Miniflerialen, aus dem 





18) Urk. von 1470 bei Schuuf, Beitr. zur Mainzer eich. III, 272. 


19) Biſchofsrecht, $. 4. 
20) Stadtrecht, c. 6 bei Grandidier, II, 44. 
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„geſinde fines Goteshuſes“ genommen werben, bi fpäterhin 
auch Stabtbürger dazu ernannt werben durften und dazu ernannt 
werden mußten. 


S. 500. 


Sehr häufig wurden jene Aemter zu Lehen gegeben und 
zwar als erbliche Lehen verliehen. So wurde, wie wir gejeben, 
bie Burggrafichaft in Köln, Mainz, Worms, Trier, Regensburg, 
Würzburg und Magdeburg, und die Stadtoogtei in Straßburg und 
Augsburg zu Lehen gegeben. Eben jo das Schultheißenamt in 
Bafel !), in Straßburg und Magdeburg, und die Vogtei oder das 
Scäultheißenamt in Köln. Die- mit ihrem Amte belehnten Burg: 
grafen, Vögte und Schultheiße durften nun natürlicher Weife jelbft 
zu Gericht figen. Und fie pflegten dieſes auch öfters zu thun, 
3. B. in Würzburg die Grafen von Henneberg in ihrer Eigenfchaft 
als Burggrafen zu Würzburg (6. 494). Sie durften aber ebenfalls 
wieder einen Stellvertreter ernennen, welcher ſodann ftatt ihrer zu Ge- 
richt ſaß. So hatten in Köln die Burggrafen einen eigenen Bi: 
carius oder Untergrafen in der Altjtabt und in der Borftadt, und 
auch die Vögte hatten dafelbjt einen Vicarius oder Untervogt. Eben 
jo hatte in Straßburg der Schultheiß zwei Richter als jeine GStell- 
vertreter und in Würzburg der Oberjchultheiß einen Unterſchultheiß. 
Und in Worms Hatte der Burggraf einen Stellvertreter, welcher 
ebenfall8 Burggraf (praefectus) oder Stabtgraf (Greve) genannt 
worben ift, und in Augsburg der Erbvogt einen Stellvertreter, 
welcher den Titel Stabtvogt geführt hat. In diefem Falle wurden 
jodann die Gerichte nicht im Namen des Erzbiſchofs oder des Bi- 
ſchofs, vielmehr im Namen ihres mit dem Amte belehnten Stell- 
verireters, aljo 3. B. in Köln im Namen des Burggrafen gehegt- _ 
Erſt ſeitdem die Erzbifchöfe von Köln die Burggraffchaft wieder an 
fih gebracht Hatten, alſo felbft wieder Burggrafen waren, follten 
auch die Gerichte wicder im Namen der Erzbiichöfe gehegt und bie 
Urtheile in ihrem Namen gefprochen, und nicht mehr im Namen 
des Burggrafen gehandelt werden 2). 


1) Heusler, p. 207. 
2) Schöffenweisthum von 1375 bei Grimm, I, 748. vrgl. oben 8. 48), 
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In jehr vielen Städten wurden jene Aemter verpfändet, 
3. B. das Burggrafenamt in Köln, die Vogtei in Bafel, Augsburg, 
Lindau, Kempten, Bremen und Hamburg, das Schultheißenamt in 
Baſel und Negensburg und das Ammanamt in Lindau. Defters 
wurden jene Aemter auch verfauft mit dem Nechte ver Wieder: 
einlöfung,, was dem Erfolge nad) einer VBerpfändung gleichlommt. 
Das Schultheigenamt in Worms 3. B. wurde verkauft ?). Und 
die Pfandinhaber oder Käufer hegten und pflegten ſodann jene 
Aemter entweder felbft, oder ſie ließen biefelben durch von ihnen 
ernannte Stellvertreter in ihrem Namen hegen und pflegen, 3. B. 
in Bafel u. a. m.%) Und die Stellvertreter diefer Stellvertreter 
nannte man fodann Untervögte 3. 3. in Bafel®), Unter: 
fhultheiße oder Vicefhultheiße 3. B. in Bafel®), ober 
vicepraefecti, 3. 3. in Augsburg ?). In mehreren Städten 
wurden jene Aemter an die Stadt felbjt verpfändet, 3. B. die 
Bogtei in Hamburg und das Schultheißenamt in Bafel. In den 
meiften Biſchofsſtädten und Abteiftädten haben aber bie 
Städte die an andere verpfändeten Aemter oder die erblich verliehe: 
nen Aemter mittelft Einlöfung oder Kauf an ſich gebradht, 3. 8. 
in Erfurt im Jahre 1283 die Vogtei mit dem PVogtesding und im 
Jahre 1291 die beiden Schultheifenämter®). Und im einen wie in 
dem anderen alle wurden fte fobann, wenn fie fich im Beſitze ber 
Burggrafichaft oder der Vogtei erhalten konnten, Reihsftäbte. Nur 
in Bremen ift die Vogtei und in Würzburg das Burggrafenamt 
von felbft untergegangen, in Bremen, weil die Vogtei zulegt ohne 
alle Kompetenz war, in Würzburg dagegen, weil die Grafen von 
Henneberg fih nicht mehr mit dem Burggrafenamt belehnen laſſen 


8) Urk. von 1298 bei Böhmer, fontes, iu, 240. 

4) Urk. von 1802 bei Heusler, p. 199 n. 1. — „Ich Peter der Gabeler 
„vogt ze Baſele an mins herren ſtat von Rötenlein — das ich 
„ze gerichte ſas an mins herren jtat Peters des Schalers ſchul⸗ 
„theiſſen ze Baſele“ —. 

5) Beiſpiele bei Heusler, p. 200 n. 1. 

6) Heusler, p. 207. 

7) Urk. von 1262 in Mon. Boic. 88, I p. 98 

58) Urk. von 1283 und 1291 bei Lambert, p. 189 u. 145. Die Stadt- 
vogtei blieb jedoch eine Zeit lang noch ſtreitig. Michelſen, Rathsver⸗ 
faſſung von Erjurt, p. 3—5 u. 10. 
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wollten. In Konftanz erhielt die Bürgerfchaft den Blutbann von 
dem Kaiſer Wenzel nicht nur über ihre Vogtleute, Eigenleute und 
Hinterſaſſen, fondern auch über fremde Verbrecher, welche fie auf- 
fangen und vor Gericht bringen konnte ®). 


g. 501. 


Mit der öffentlichen Gewalt haben die Immunitätsherren auch 
ein Recht auf die öffentlichen Dienfte und Steuern erhal: 
ten. Mit der gefammten öffentlichen Gewalt war nämlich auch 
das Recht auf den alten Königsdienft auf die Biichöfe und Webte 
übergegangen. Und fie nahmen nun biefen Dienft und in ihrer 
Eigenfhaft als Gerichtsherren auch den alten Beamtendienft in 
eigenem Namen und Kraft eigenen Rechtes in Anſpruch !). Wie 
in den Neichsitäbten die Bürger Neichsunterthanen und als folche 
dem Kaifer und Reich reichspienftpflichtig waren, jo waren nun 
auch in den Biſchofsſtädten und in ven Abteiftädten die Stabtbür- 
ger Iandesherrlihe Unterthanen und als ſolche ihrem Landesherrn 
die Iandesherrlichen Dienfte und Steuern ſchuldig. Daber follten, 
nah dem Bertrage der Stadt mit dem König Philipp, die Bürger 
von Köln dem Erzbifchof als ihrem Landesherrn dienen (civitas 
serviet ei, in quibus debet) 2). Eben fo waren die Bürger von 
Magdeburg ihrem Lanbesheren Herrendienfte jhuldig ?). Dieſe 
beitanden hauptjächltch in der Pflicht den Lanbesheren, wenn er in 
ihre Stadt kam, zu beherbergen und zu verpflegen, jodann in ber 
Pflicht zum Iandbesherrlihen Kriegsdienſt und in der Pflicht den 
Zandesheren zu unterftüßen, wenn er nach Hof ging oder einem 
Roͤmerzug beiwohnte. 

Das Recht der Biichöfe und Aebte auf Beherbergung und 
Berpflegung, wenn fie in die Stadt famen, hat urfprünglid) 
gewiß allentbalben bejtanden. Da jeboch die Bilchöfe und Aebte 
in ihren Bifchofs- ‚und Abteiftädten jelbft zu wohnen pflegten, jo 
wurbe jenes Necht feltener von ihnen in Anfpruch genommen, und 
e8 hat ſich ſodann, bei dem Streben jener Städte nach Freiheit, 


9) Lender, Beitr. zur Geſch. von Konflanz, p. 28. Urt. von 1884 bei 
Hugo, Mediat. Reichsſt. p. 225. 

1) Meine Geſch. der Fronh. III, 408 ff. 

2) Vertrag von 1206 in Quellen, II, 27. 

8) Schöfſenbrief von 1304 6. 188 bei T. u. Sienzel, p. 477. 

v. Maurer, Stäbdteverfaflung. IIL 
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nad und nach gänzlich verloren. In Straßburg war ſchon zur 
Zeit des alten Stadtrechtes das Recht des Biſchofs in biejer Be⸗ 
ziehung auf faft nichts bejchränft ®). Und in Speier mußten die 
Bifchöfe bereits im Jahre 1294 auf dieſe und andere Dienite gänz- 
ich verzichten >). 

Eden fo hatten die Immunitätsherren mit dem Königsbienfte 
auch ein Recht auf ven Kriegspienft erworben. Daher mußten 
im Nothfalle auch die Stabtbürger und zwar auf eigene Rechnung 
gerüftet ins Feld ziehen. Noch Rudolf von Habsburg befahl den 
Bürgern von Baſel, daß fie ihrem Bifchof Kriegs⸗- und andere 
Dienfte leiften follten®). Der Iandesherrlihe Heerbienft wurde 
aber au in den Smmunitätsftädten frühe fchon, wie wir gejehen, 
auf die Vertheibigung der Stadt und auf die Vertheidigung des 
Landes, das heißt auf die Landwehr beſchränkt. So mußten bie 
Bürger von Magdeburg 40 auf eigene Rechnung bewaffnete Leute 
zur Landwehr (pro defensione patrie — expeditionem) jtellen. 
Und die zurücbleibenden Bürger follten die Stabt felbft vertheibi- 
gen (alii domi remanentes ad defensionem civitatis) ). Zum 
auswärtigen Heerbienft waren die Stabtbürger in der Regel gar 
nicht verpflichtet. Dieſen Fonnten daher auch die Biſchöfe nur bitt- 
weile oder auf vertragsmäßigem Wege erlangen. Daher findet 
man auch in vielen Städten ſolche Verträge des Biſchofs und ber 
Stadt zur gegenfeitigen Unterftübung, 3. 8. in Worms im 14. 
Sahrhundert ®), in Bremen das ganze 13., 14. und 15. Jahrhundert 
hindurch bis ins 16.9). Da indefjen die Biſchöfe die Inhaber des 


‘ 


4) Stadtreht, c. 90 u. 91 bei Grandidier, II, 79. Meine Geſch. der 


Fronh. III, 420. 

5) Urk. von 1294 bei Lehmann, p. 579. quod de civibus — nullas her- 
bergas — aut alia genera servitiorum qualiacunque. Urk. von 
1865 bei Lehmann, p.730. — „ein Herberge — noch Feinerley andere 
„Dienſt“ —. 


6) Urt. von 1285 bei Ochs, I, 432. statuimus et volumus, quod cives 
— in expeditionibus et modis aliis servient. 

7) Schöffenweistbum aus 183. sec. $. 4 bei T. u. St. p. 271. Meine 
Geſch. der Fronh. IH, 462 fi. und oben $. 128, 129, 427. 

8) Urk. von 1360 bei Glafey, annect. p. 988, 

9) Verträge von 1288, 1295, 1801, 1825, 1887, 1868, 1425, 1474, 1499 
u. 1599 in Assertio lib. p. 480—484. 
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alten Königsdienftes, aljo bie eigentlihen Kriegsherren waren, fo 
durfte ohne ihre Zuftimmung feine neue Burg, feine Wichburg, in _ 
der Stabt angelegt werben, 3. B. in Baſel 1%). Sogar die Könige 
jelbft haben auf das Recht auf geiftlihem Gebiete neue Burgen 
und Städte, welche damals ebenfalls Burgen waren, zu errichten 
ausdrücklich verzichtet 11). Und wenn bie Smmunitätsherren an 
ben Königshof reisten oder zu einem Römerzug aufgeboten 
wurden, mußten auch bie Stabtbürger beifteuern. So die Bürger 
von Augsburg, wenn der Bilchof nach Hof ging oder fonft bes 
Neiches oder der Kirche wegen reiste oder an einem NRömerzug 
Theil nahın (pro ecclesiae suae necessitate curiam adierit — 
quando romam ibit in expeditionem vel ad suam consecratio- 
nem) 12). Eben fo die Bürger von Bafel, wenn ber Biſchof einen 
Nömerzug mitmachte oder an ben SKaiferlihen Hof reiste. (pro 
expeditione imperiali vel pro itinere ad curiam) 12). nd in 
Worms jollten dem Biſchof nicht bloß die Fiscalinen zum Königs- 
bienft und zum SKriegsbienft beifteuern (ad regale servitium et 
ad expeditionem) '%), fondern auch die übrigen Bürger 15). Daher 
machte e8 großes Aufjehen als im Jahre 1231 die Bürger die von 
dem Bilchof begehrte Beifteuer (subsidium), um ben Reichstag zu 
Ravenna zu bejuchen, verweigerten ?%). Außerdem erhielten aber 
die Bilchöfe bei ihrem feierlichen Eintritt in die Stadt auch noch 


10) Spruch von 1180 bei Pertz, IV, 164. nulli personae licere muni- 
cionem aliquam novam que vulgo dici possit Wicbörc in civitate 
praeter ipsius episcopi voluntatem vel erigere vel erectam tenere. 
vergl. oben $. 176. 

11) Confoederatio von 1220 $. 9 unb Constitutio von 1282 bei Perte, 
IV, 287 u. 291. | 

12) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 880, 

18) Url. um 1218 bis 1221 bei Ochs, I, 29. und in Rechtsquellen von 
Bajel, I, 2. Meine Geſch. der Fronhöfe, ILL, 414. 

14) Leges S. Petri, von 1024 $. 29 bei Grimm, I, 807. 

15) Annal. Worm. ad 1262 bei Boehmer, font. II, 202. Ad subsidium 
hujus guerre dederunt cives. Urf. von 1860 bei Glafey, p. 883. 

16) Annal. Wormat bei ®oehmer, font. II, 161. cum episcopus, volens 
arripere iter ad curiam domini imperatoris —, peteret subsidium 
a civibus —. Sed ipsi cives sibi in suis precibus nil consense- 
runt, nec in aliquo sibi succurrere voluerunt —. 


29 * 
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Geſchenke von dem Rath, beſtehend in Wein, Hafer, Fiſchen und 
in einem vergoldeten Becher, 3. B. in Worms!) und in Bafel!®). 
Die Bifhöfe und Aebte hatten demnach in ihren Smmunitäts- 
ftädten dafjelbe Befteuerungsrecht, welches die Deutichen Kö⸗ 
nige in den Reichsftädten gehabt haben. Und diefen Steuern waren 
auch in den Bilchofs- und Abteiftäbten alle Einwohner unter: 
worfen, mit Ausnahme der in der Stadt anfäßigen Ritter und 
ver Seiftlihen. Die in der Stabt angefeflene Nitterjchaft und 
Geiftlichleit war zwar, urfprünglich wenigftens, den ſtädtiſchen 
Steuern und Abgaben unterworfen, nicht aber ben. öffentlichen 
oder Ianbesherrlihen Steuern. Da nämlich die Ritter ihrem 
Landesherrn den Nitterbienft in Perfon leiften mußten, fo brauch⸗ 
ten fie nicht dafür zu fteuern ($. 376, 395 u. 480). Und auch 
die Geiftlichen wurden frühe ſchon von der Entridhtung ber öffent- 
lichen Steuern befreit. Schon der Landfrieden von 1158 befreite 
die Kirchen in den Städten von ben willfürlihen Steuern 19). 
Und auf dem NReichstage zu Mainz im Jahre 1182 wurden bie 
Geiftlichen, wenn fte feinen Handel trieben, auch noch von allen 
übrigen öffentlichen Steuern und Fronen befreit 2%). Um die Kauf: 
leute herum drehte fih demnach auch in dieſer Beziehung bie 
ſtädtiſche Verfaſſung. Und wie in anderer fo hat auch in biefer 
Beziehung Recht und Pflicht der Kaufleute zur weiteren Aus- 
bildung ber ſtädtiſchen Verfaflung weſentlich beigetragen. 

Allein nicht bloß das Befteuerungsrecht, auch die bereits ſchon 
beftehenden dffentlihen Steuern jelbft wurden ben Bifchöfen 
und Aebten übertragen. So in Worms, Mainz und Köln alle 
Arten von Öffentlihen Steuern und Abgaben (das toletum, ban- 
num und das fogenannte Stuflorn) 22). Eben fo in Speier 


17) Zorn, Chron. p. 191 u. 192. 

18) Ochs, II, 836 u. 337. Rot. ; 

19) Pertz, IV, 112. Illicitas exactiones ab ecclesiis — per civitates 
et castella prohibemus. 

20) Pertz, IV, 165. — ecclesie Wormaciensis ministros, qui certi et 
publici mercatores non sunt, ab omnibus angariis et perangariis, 
ab exactionibus et collectis, auctoritate imperiali absolvimus —. 
vergl. $. 876. 

21) Urk. von 979 u. 995 bei Moxig, I, 208 u. 259. negotiationis uti- 
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(stopha und herbannus) 22), in Main; (census ab antiquo sta- 
tutus) 2°), in Trier (omne tributum) 2%), in Chur (omnis census & 
liberis hominibus solvendus et hostisana) 2%), in Bafel (episcopo 
in talliis, stüris, exactionibus servient) ?°), in Regensburg 27), 
u. a. m. In einigen wenigen Bifchofs- und Mbteiftädten haben 
fih übrigens auch in fpäteren Zeiten noch die Neichsfteuern und 
die alten Königszinfe erhalten. Noch im 13. und 14. Jahrhundert 
wurden die Neichsfteuern in Konftanz und Lindau 29), in Kempten 
und in St. Gallen, und die Königszinje in Hamburg, in Bremen, 
in Speier u. a, m. erhoben. Seit dem 13. und 14. Jahrhundert 
wurden fie indefjen mehr und mehr verpfändet. Und zuletzt kamen 
fie faft allentbalben in die Hände der Städte ſelbſt. So wurde 
die Reichsſteuer in Kempten im Laufe des 14: Sahrhunderts an 
die Herzoge von Tek, dann an die Grafen von Montfort und zu: 
lebt an die Stabt felbft verpfändet 2%). Eben fo wurde die Reichs: 
jteuer von St. Gallen vom Rei veräußert und im Jahre 1417 
von der Stadt eingelößt 2%). Auch wurden die Königszinje in 
Hamburg und in Brenten an verfchiedene geiftliche und weltliche 
Korporationen jo wie an einzelne bürgerliche Geſchlechter verpfänbet, 
bis fie auch dort meiltentheild in die Hände der Stadt felbit ge: 
fommen find?!). Neue dffentlihe Steuern follten jedoch 
ohne AZuftimmung der Bürger nicht erhoben werden, weber in 
Mainz ?2), noch in Worms 22), noch in Speier ) noch a. m. Im 


litates toletis videlicet et bannis. — Urk. von 985 bei Securis, 
p. 8. Urf. von 858 u. 898 bei Schannat, II, 6 u. 15. modium 
Regis, quod alias Stuffkorn nuncupatur. 

232) Urf. von 670 u. 782 bei Remling, p. 2 u. 5. 

28) Privilegium von 1244 $. 2 bei Guden, I, 580. 

24) Ur. von 902 bei Hontheim, I, 258. 

25) Urk. von 1086 bei Boehmer, regest. Nr. 1412. 

26) Urt. von 1285 bei Ochs, I, 482. 

237) Privileg von 1280 $. 21. collectas det nobis et episcopo —. 

28) Url. von 1860 bei Wegelin, II, 71. 

29) Haggenmäller, I, 148 - 146. 

80) Heider, p. 630 f. 

81) Meine Geſch. der Fronh., II, 868-861. 

82) Privilegium von 1244, $. 1 u. 2 bei Guden, I, 580. Urk. von 1349 
bei Senckenberg, sel. jur. II, 141. 
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14. Jahrhundert erflärten noch bie Bürger von Würzburg ihrem 
Landesherrn, „Wollte ein Herr auch neue Gebot und Satz jeßen, 
„daß iſt alfo Herfommen, daß er das ohne die Bürger nicht thun 
„ſoll; wann er aber das thun wollt, und fein Gericht wollt anberft 
„leben, denn fie von Alters herfommen war, darwider bie Bürger 
„alleweg gewejen” 35). Als daher der Biſchof von Konftanz im 
Sabre 1192 die Bürger von Konftanz gegen ihren Willen beſteuern 
wollte, erhoben dieſe Beſchwerde bei dem Kaiſer und erlangten von 
ihm die Beftätigung ihrer hergebrachten Steuerfreiheit ?%. Und 
ipäterhin mußten die Bifchöfe. auch noch auf alle hergebrachten 
Steuern verzichten, die Erzbiihöfe von Mainz auf alle Beten und 
Steuern ?7), die Bifchdfe von Konftanz auf alle Fälle, Gelaffe und 
Hauptrechte („vegeben und abgelaufen band alle Fälle, geläje un⸗ 
„gnoſain vnd hoptrecht“) 3%), und die Bilchöfe von Speier auf alle 
hergebrachten Steuern, gleichviel welchen Namen fie hatten. (nullas 
exactiones, sturas, herbergas, banwin, hersture, collectas seu 
aliquas precarias alias recipiemus aut extorquebimus) 2%). Wobei 
e8 denn auch fpäterhin geblieben iſt 4%). Auch in Magdeburg fagten 
fih die Bürger im Anfang des 16. Jahrhunderts von allen Steuern 
108, indem fie behaupteten nad, ihren Privilegien zu keiner Steuer 
verpflichtet zu fein *t). 


83) Annal. Worm. ad 1262 bei Boehmer, font. II, 202. 
84) arg. Urk. von 1198 bei Lehmann, p. 496. 


35) Schuberth, Staats: u. Gerichtöverfaffung von Bamberg, p. 87. 

86) Urt. von 1192 bei Dumge, reg. p. 150. — quod civitas et bur- 
genses — nullam petitionem seu collectam ipsi episcopo vel 
advocato civitstis vel successoribus suis facere debeant. 

87) Url. von 1185 bei Guden, I, 119. Urk. von 1325 u. 1849 bei 
Senckenberg, sel. jur. II, 181, 157 u. 161. 

88) Urk. um 1875 bei Lender, Konftanz, p. 20. Bejtätiget in ben Jahren 

1884 und 1387 eod. p. 21. 

89) Urt. von 1294 bei Lehmann, p. 579. und Rau, I, 18. 

40) Urk. von 1859 u. 1865 bei Lehmann, p. 716 u. 780. — „tein Beth, 


„Steur, Herberge, Bannwein, Heerſteur, Schapung, Lehnung — 
„fordern.“ 


41) Rathmann, III, 806 u. 488. IV, 2. p. 28. 
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Auch das Münzrecht und das Zollrecht gehörte urjpräng- 
lich zu den Rechten der öffentlichen Gewalt. Es wurde aber frühe 
ihon auf die Bifchöfe und Aebte übertragen. Und die Könige 
jelbft verzichteten auf bie Ausübung des Münz- und Zollrechtes 
in dem Gebiete eines Biſchofs oder Abtes und auf das Recht neue 
Münzen und neue Zölle daſelbſt zu errichten !). In jenen Städten, 
in welchen bereits Münzen bejtanden, wurde bieje den Bifchöfen 
und vielen Aebten, bie und da jchon von den Fraͤnkiſchen Königen 
übertragen, 3. B. in Straßburg 2), in Worms ®), in Speier 2), in 
Mainz $), in Trier ®), in Magdeburg 7), in Bremen ®), in Bafel®), 
in Konftanz!9), in Züri 1), in Augsburg 12), in Köln !?) u.a. m. 
Auch erhielten fie das Recht neue Münzen in jenen Städten zu 
errichten, in welchen bis dahin noch Feine beftanden, 3.8. in Straß: 
burg !%), in Bremen 15) u. a. m. Zur Bejorgung bes Münz- 
weſens wurden Öfters eigene Münzbeamte in größerer ober ge- 


- 


1) Confoederatio von 1220 $. 2 u. 10. und Constit. von 1282 bei 
Pertz, IV, 236 u. 292. 

2) Urk. von 774 bei Grandidier, I, preuv. p. 112, Urk. von 974 bei 
Schoepflin, I, 125. . 

8) Urk. von 858, 898 u. 1044 bei Schannat, II, 6, 15 u. 55. 

4) Urk. von 946 bei Remling, p. 12.. 

5) Urf. von 974 bei Guden, I, 7. 

6) Urf. von 902 bei Hontheim, I, 258. 

7) Urt. von 965 u. 978 bei Rathmann, I, 880 u. 888. 

8) Urt. von 888 bei Lappenberg, Hamb. Urkb. I, 38. percussuram num- 
morum —. Url. von 966, 1003, 1014 u. 1158 bei Lindenbrog, 
p. 181, 185, 186 u. 162. 

9) Urk. von 1149 bei Ochs, I, 258. Heusler, Verf. Gel. p. 11. Urk. 
von J149 u. 1152 bei Wadernagel, Bifchofsreht, p. 22 u. 33. 

10) Urf. von 1155 bei Neugart, II, 86. und ———— III, 695. 

11) Bluntſchli, I, 126—128. 

12) Stabtreht von 1156 in Mon. Boic. 29, II, p. 830. Stadtrecht von 
1276 bei Freyberg, p. 10 ff. bei Waldh, IV, 85 fi. $. 16 fi. 

18) Urk. von 1204 bei Lacomblet, II, 7. 

14) Urt. von 974 bei Schoepflin, I, 128. 

15) Urt, von 888 bei Xappenberg, I, 88. Urk. von 966 bei Lindenbros. 
P. 181. 
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ringerer Anzahl von den Biichöfen und Aebten ernannt. Anber- 
wärts wurbe das Münzamt verpachtet oder zu Lehen gegeben. Und 
bie mit biefem wichtigen Amte belehnten Münzer Hausgenoffen 
haben ſich allentbalben zu großem Anfehen und Reichthum erhoben, 
und in Speier und in Weißenburg fogar das Stabtregiment felbft 
an fi gebracht. Nach und nad Fam jedoch auch biejes wichtige 
Necht in Abhängigkeit von dem Stabtrath und zuleht durch Ber: 
fauf oder Berpfändung in den Beſitz der Stadt felbit ($. 77 
u. 141). 

Mit der Münze wurden meiltentheils gleichzeitig auch bie 
Zölle auf die Vifchdfe und auf viele Aebte übertragen, z. B. in 
Straßburg !®), in Worms 17), in Speier!), in Mainz !9), in 
Trier »), in Regensburg ?'), in Magdeburg 22), in Zürich 2°), in 
Konftanz 29), in Köln2), in Münfter, Bafel u. a. m. Auch 
wurde ihnen das Recht neue Zölle zu errichten zugeftanden, 3. 2. 
in Bremen 2%) u. a. m. Und in vielen Städten haben ſich auch in 
ſpäteren Zeiten dieſe biichöflichen Zölle noch neben den ſtädtiſchen 
Zöllen erhalten, 3. 3. in Worms ??), in Speier, in Bafelu.a.m. In 
Speier war ber bifchöfliche Zoll doppelter Art, entweder ein ag: 
- zoll, wenn er von dem Fuhrwerk erhoben ward, oder ein Pfund: 
zoll, wenn er von den Waaren erhoben zu werben pflegte. Auch 
bie Fahre über den Rhein mit dem Fergenmeifteramte ge | 


16) Urt. von 774 bei Grandidier, I, preuv. p. 112. 

17) Url. von 798, 858, 898 u. 978 bei Schannat, II, 1, 6, 15 u. 28. 

18) Urt. von 946 bei Remling, p. 12. 

19) Urk. von 974 bei Guden, |, 7. 

20) Urk. von 902 bei Hontheim, I, 288. 

21) Url. von 916 bei Ried, I, 94. 

22) Urk. von 965 u. 978 bei Rathmann, I, 380 u. 888. 

28) Bluntſchli, I, 126. 

24) Urt. von 1155 bei Neugart, II, 86. 

25) Urk. von 1204 bei Lacomblet, IT, 7. 

26) Urt. von 888 bei Zappenberg, I, 88. Urk. von 966, 1008 u. 1158 
bei Lindenbrog, p. 181, 185 u. 162. 

27) Bergleih von 1407 8. 18, Urk. von 1424 u. 1490. Rachtung von 
1519 $. 83 u. 84 und Urk. von 1567 bei Schannat, II, 280, 288, 
285, 829 u. 427. 
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hörte dem Biſchof, und ber bifchöfliche Zöllner war bafelbft zu glei- 
her Zeit der Fergenmeiſter 2%). In Bajel war der Bijchofszoll 
theils eine Handlungsabgabe theilg ein Tranfitzoll. Man 
nannte ihn daher einen fürgehenden Zoll und, wie in Speier, 
einen Bfundzoll?2%). Auch die Bilchöfe waren öfters in Gelb- 
verlegenheit und verſetzten daher ihre Zölle oder gaben fie zu 
Leben. Und fo kamen denn auch die bifhöflihen Zölle öfters in 
bie Hände der Stäbte In Straßburg wurden fie mehrmals an 
einheimische und auswärtige Gefchlechter verjebt und verliehen, auch 
an die Etabt jelbft verpfändet, und im Jahre 1604 durch den 
Hagenauer Vertrag der Stabt für immer übertragen 2%). ben fo 
in Köln jchon im 12. und 13. Jahrhundert 3). In Bafel wur: 
den die Bifchofszölle im Sabre 1873 der Stadt verpfändet und, 
nachdem biefe Verpfändung im Jahre 1401 nochmals beftätiget 
worben war, ſeitdem auf Rechnung ber Stadt erhoben ??). In 
Negensburg wurden im Jahre 1388 die Zölle und andere Abgaben 
an die Stadt verpfändet 22). Auch in Münfter hatte der Biſchof 
eine Zeit Jang feine Zölle den biſchöflichen Minifterialen zu Lehen 
gegeben ?%). Zur Erhebung der landesherrlichen Zölle ftellten bie 
Bifhdfe und Aebte insgemein eigene Beamte, fogenannte Zöllner 
(thelonearii) an, 3.8. in Straßburg 35), in Köln 39%), in Zürich 37), 
in Mainz 3%), in Speler, Worms u. a. m. Dieje Beamten hatten 
außer der Erhebung des Zolls auch noch die Aufficht über ben 
Bau und die Unterhaltung der Brüden. Denn aus den Zoll- 
einnahmen wurden dergleichen Bauten beftritten, 3. B. in Straß: 


— — 


28) Lehmann, p. 834 u, 886. = 

29) Ochs, II, 412 ff. Not. u. V, 99. Biſchofsrecht $. 9. 

80) Grandidier, II, 108 u. 104. 

81) Ennen, Geſch. I, 618 - 614. 

82) Ochs, II, 221, 222, 412 ff., III, 19, V, 99. 

88) Gemeiner, II, 244. 

84) Urf. von 1217 bei Willens, p. 111. 

85) Stadtrecht, c 7, 47, 49 u. 56 bei Grandidier, II, 45. Revers von 
1263 8. 4 bei Scilter zu Königsh. p. 780. 

86) Urf. von 1159 bei Lacomblet, 1, 276. 

87) Urt. von 947 bei Neugart, I, 592, 

38) Privifegium von 1244 $. 8 bei Quden, I, 580. 
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burg 20). Auch hatten die Zöllner öfters bie Auffiht über bie 
Maße und daher diefe mit einem glühenven Elfen zu zeichnen und 
die darüber entjtandenen Streitigkeiten zu entjcheiden, 3. B. in 
Straßburg 29). In Speier hatten die Zöllner, wie wir gefehen, 
auch die Fähre über den Rhein zu beforgen. Die Steuern und 
anderen Tandesherrlichen Gefälle in den Stäbten wurden insgemein 
von den biichöflihen Kämmerern ($. 485), zum Theile auch von 
den Stäbten ſelbſt erhoben und dann erſt an bie bifchöflichen Kaflen 
abgeliefert ($. 429). 

Auh das Recht Märkte anzulegen gehörte frühe ſchon 
zu den Rechten der öffentlichen Gewalt. Man findet daher bie 
erften Märkte in den Königsftädten. Mit ben übrigen Nechten 
ber öffentlichen Gewalt wurde aber auch dieſes Recht auf die Bi- 
Ihöfe und Aebte übertragen. Und fo erhielten denn nach dem 
Borbilde der Königsftädte auch die Biſchofsſtädte und viele Abtei- 
ftädte frühe ſchon das Marktrecht mit den bazu gehörigen Freiheiten 
und fisfaliichen Einfünften ($. 75, 76 u. 481). 

Auch die Gerihtsgefälle, welche der Königliche Fiskus 
in der Stabt von den freien und unfreien Leuten und von ben 
hörigen Colonen zu erheben hatte, wurden auf bie Biſchöfe und 
Aebte Übertragen, 3. B. in Wormstl), in Speter *2), in Köln und 
Mainz 3), in Konftanz ) u. a m. Eben fo auch alle übrigen 
fisfaliichen Einkünfte, welche ber Königliche Fiskus in der Stadt 
zu beziehen Hatte, 3. B. in Worms *s), in Köln und Mainz *), in 
Trier 47), in Magbeburg 4%) u. a. m. 


89) Stadtrecht, c. 58. 

40) Stadtrecht, c. 56 u. 57 bei Grandidier, II, 65 u. 108. 

41) Urk. von 858 bei Schannat, II, 6. quicquid in dominicum fiscum 
de civitate infra et extra in vadiis aut fredis sive justitiis lega- 
libus redigi potest. Urf. von 978, eod. p. 23. quae infra aut 
extra urbem in dominicum fiscum redigi aliquomodo potuerant, 
in banno, quod penning — ban vulgariter dicunt, aut — fredo — 
sive ullis justicys legalibus, vadiis —. 

42) Urk. von 670 u. 782 bei Remling, p. 2 u. 5. 

43) Urf. von 979 in Quellen zur Gef. von Köln, I, 470. 

44) Urk. von 1155 bei Neugart, II, 86. — seu in caeteris justitiis —. . 

45) Urt. von 858, 898 u. 987 bei Schannat, II, 6, 14, 15 u. 28. — 


* 
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Die Gerichtsgefälle und die übrigen fisfalifchen Einkünfte 
jollten demnach, wie e8 die angeführten Urkunden Far und beutlich 
aussprechen, auf ben Bifchof übergehen. Ganz buchſtäblich darf 
diefes jedoch nicht genommen werben, wie dieſes ſchon Nitzſch und 
Heusler bemerkt haben. Denn in Bafel erhoben bie Könige noch 
bis zum Sahre 1279 das fogenannte Zollholz 2%). Alle Biſchofs⸗ 
ftädte blieben noch, wie wir jehen werben , veichsdienft- und reichs⸗ 
fteuerpflihtig ($. 504). Auch verfügten die Könige nach wie vor 
über die in den Bilchöfsitädten zu erhebenden Zölle. Ober es 
wurde bie Steuer wenigftens nur zum Theile auf den Biichof über: 
tragen. So follte 3. B. in Bafel der Biſchof nur zwei Drittbeile 
der Steuer (exactio oder Gewerf), der Bogt aber das andere 
Drittheil erhalten 60). Auch die Gerichtsgefälle gingen nicht voll- 
Händig auf den Biſchof über. Der Biſchof pflegte vielmehr nur 
zwei Drittheile und ber Vogt das lebte Drittheil zu erhalten, . 2. 
in Baſel u. a. m. 1), in&bejondere auch in Worms. Daß aber 
biefes dem Vogt zufallende Drittheil nach wie vor als bem Tönig- 
lihen Fiskus gehörig betrachtet worden ift, geht zumal aus einer 
Wormfer Urkunde hervor, nach welcher auch diefes Drittheil noch 
auf den Biſchof übertragen wurde, während es bis dahin als zum 
öniglichen Fiskus gehörig betrachtet worden iſt 52). Auch in ben 


quasdam res juris Regalis infra civitatem — quidquid in domi- 
nicum fiscum de civitste — quidquid ad nostrum usum et jus 
pertinet — quasdam res juris nostri infra civitatem — quidquid 
ad opus Reginm in ipsa civitate fiscus dominicus — et alias uti- 
litates omnes, quae infra aut extra urbem in dominicum fiscum 
redigi aliquomodo potuerant. 

46) Urt. von 979 in Quellen, I, 470. — 

47) Urk. von 902 bei Hontheim, I, 258. cum fiscalibus omnibus —. 

48) Urt. von 965 bei Rathmann, I, 880. 

49) Urk. von 1279 bei Herrgott, II, 2. p. 490. Biſchofsrecht, $. 9. 

50) Urt. bei Ochs, I, 280. Biſchofsrecht S. 2. Eben jo noch an vielen 
anderen Orten. Wadernagel, Biſchofsr. p. 29. 

51) Urt. bei Ochs, I, 292. Biſchofsrecht $. 1 u. 14. 

52) Urk. von 985 bei Schannat, II, 26 f. — ecclesia tam in toletis, 
quam bannis, duas tantum totius utilitatis partes tenuit, tertis, 
ut omnibus provinciae optimatibus notum est, regio et impe- 
riali fisco suo reservata. 
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Abteiftäbten unb in anderen Städten pflegte übrigens jene Thei: 
lung der @erichtsgefälle zu zwei und ein Drittheil vorzukommen 52). 
Am fpäteren Mittelalter wurden jedoch die zwei Drittheile oder 
auch brei PViertheile zuweilen den Bürgern (civibus) und das lebte 
Drittheil ober Viertheil dem Stabtrichter übertragen, 3.3. in Queb- 
Iinburg 5%), in Lũbeck 55). 


$. 508. 


Seit dem Erwerbe der öffentlichen Gewalt waren die Bijchöfe 
und viele Aebte die Schuß- und Schirmberren der Stadt. Die 
. Bürger mußten ihnen daher Huldigen!). Diefen Huldigungs: 
eid benugten nun die emporftrebenden Städte, um ihre Freiheiten 
und Rechte möglichft zu fihern und noch zu erweitern. Ste letfteten 
nämlich den Huldigungseid nur für fo lange Zeit, als auch ber 
Biſchof feine Verbindlichkeiten gegen die Stadt erfüllen werde, 3.2. 
in Köln („vort Huldin wir vrie burgere van kolne unsme heirren 
„— boilt inde getrumwe ze fine, als verre als hey uns belt unfe 
„recht inde une alde gnyde gewoynde“) 2). Oder fie hulbigten erft 
dann, wenn entweder der Bilchof felbjt der Stadt einen Eid ge- 
Veiftet hatte, 3. 3. in Köln ?), oder wenn ber Biſchof vorher we 
nigftens einen Revers oder eine neue Handfefte ausgeftellt 
und darin die ſtädtiſchen Freiheiten und Nechte neuerdings beftätiget 
und beichworen hatte: In Straßburg und Bafel famen biefe 








58) Urk. von 828 bei Schoepflin, I, 70. 

54) Urk. von 1194 bei Erath, p. 81. — tres partes civibus, quarta 
pars cedat in usum judicis, In ber Urk. von 1088, eod. p. 60. 
beißt es: tres partes mercatoribus, quarta cedat iudici civita- 
tis. Denn bie Bürger wurden bamals noch Kaufleute genannt. vergl. 
oben $. 81. _ 

55) Lüb. R. cod. I. $. 28, II, 48, 51, III, 142. 

1) Meine Gefch. ber Fronhöfe, III, 55 f. 

2) Ennen, Geſch. I, 616. Not. 

8) Urk. von 1258 bei Ennen, Gefch. I, 616. — „ihre Hulde erneue, wie 
„es gewöhnlich ift, und ber Erzbiſchof fol ihr wieder geloben mit guter 
„Treue, daß er 2c.* Urk. von 1287 kei Lacomblet, II, 492. — pre- 
stitimus corporaliter iuramentum, quod quoad vixerimus ipsorum 
jura, libertates et bonas consuetudines servabimus —. 
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Neverfe und Handfeſten feit dem 13. Jahrhundert vor. Der Hul- 
digungseid wurbe aber damals fchon nicht mehr dem Bifchof, ſon⸗ 
dern nur noch in feiner Gegenwart dem Stabtrathb und ber ver: 
fammelten Bürgerfchaft geleiftet ). In Mainz mußte der neuge- 
wählte Erzbifchof feit dem Jahre 1244 vor der Hulbigung einen 
Mevers über die Aufrechthaltung und Beobachtung der ftäbtifchen 
Rechte und Freiheiten ausstellen ®) und in Bremen feit dem 
Sahre 1226 9%. Der Huldigungseid wurde auch in Bremen ur- 
ſpruͤnglich von der gefammten Bürgerichaft geleiftet ). Späterhin 
huldigten aber zwei Rathsherren (die beiden Kämmerer) im Namen 
der Stadt. In ber alten Eidesformel war es jedoch nicht aus: 
drücklich gejagt, daß diefes namens der Stabt gejchehen folle. Da⸗ 
her verweigerte der Stadtrath im Jahre 1580, aus allzugroßer 
Borficht, die Aufnahme der Worte „von wegen eins E. Rath 
„und ganter Gemeinheit diefer Statt” in bie Eivesformel, 
als wenn die beiden Kämmerer perjönlic und nicht im Namen ber 
Stadt ihrem Landesheren zu Huldigen hätten‘). In Speier 
fommen biefe Reverſe erft feit dem Jahre 1280 vor) und in 
Worms feit dem Sahre 1283 1%). Aus diefen Reverfen und Hand⸗ 
feften find fpäterbin die bifchöflichen Wahlkapitulationen hervor: 
gegangen 11). 

Die Huldigung geſchah meiftentheils bei Gelegenheit des 
feierlichen Eintritts des neu gewählten Bifchofs in die Stadt. Da⸗ 


4) Revers von 1268 bei Schilter, Königsh. p. 729. Handveſte von 1399 
bei Ochs, 1, 365 ff. u. 496, und von 1387 bei Wadernagel, Biſchofs⸗ 
recht, p. 24. Daß aber die erfte Hanbfefle jhon vom Jahre 1260 ift, 
geht aus ben beiben Handfeſten von 1887 u. 1899 hervor. vergl. oben 
6. 58, 155 u. 485. 

5) Privilegium von 1244 bei Guden, I, 582. 

6) Ur. von 1226 bei Caſſel, Sammlung ungebr. Url. p. 119. Huldi⸗ 
gungsformel von 1580 in Assertatio lib. Brem. p. 579. vergl. Do: 
nandt, I, 106 ff., der jedoch feinen richtigen Begriff von bem Urfprung 
ber Huldigung bat. 

7) Assertio, p. 577. 

8) Assertio, p. 276, 277 u. 579. vergl. Donandt, I, 107 u. 108. 

9) Revers von 1280 bei Lehmann, p. 567. “2 

10) Bergleich von 1283 bei Schannat, U, 145. Zornius, p. 248, 

11) Meine Geſch. der Fronhöfe, III, 58. 
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her Tamen im Jahre 1293 die Städte Mainz, Speier und Worms 
mit einander überein, dem neuen Biſchof erft dann den Zutritt in 
die Stadt zu geftatten und ihm erft dann zu huldigen, wenn er 
vorher bie hergebrachten Nechte und Freiheiten der Stadt beftätiget 
und beſchworen habe 12). Und lange Zeit wurde dieſer Grundſatz 
von den Städten Mainz?) und Speier aufs Strengſte gehanbd: 
habt 9). In Speier war man fo vorfihtig dem Biſchof erft 
dann die Thore zu Öffnen und ihm den feierlihen Einzug erit 
dann zu gejtatten, wenn er zuvor ben Revers in gehöriger Form 
ausgeitellt hatte Der Biſchof wurde nämlih am Tage feines 
feierlichen Einritts zuerft allein mit einem Kleinen Gefolge zu dem 
äußerften Thore (dem Kreutzthore) eingelaffen. Hier mußte er bie 
Beobachtung der Rechte und Freiheiten der Stabt eiblih geloben 
und den üblichen Revers ausstellen. Dann erft wurde fein größeres 
Gefolge, jedoch nicht mehr als 350 Reifige eingelaffen und ihm 
auch das zweite Thor (das St. Ilgenthor) und die übrigen Etabt: 
thore geöffnet, durch welche er nun feinen feierlichen Einzug hielt. 
Worauf ihm ſodann die gefammte Bürgerichaft vor der bifchöflichen 
Pfalz Huldigte 15). In Straßburg, wo bie Bürgerjchaft dem 
Biſchof jelbit nicht mehr gehuldiget, den Huldigungseid vielmehr 
nur noch in feiner Gegenwart geleiftet bat, mußte nichts deſto we: 
niger der Biſchof vor feinem feierlichen Einritt in die Stabt deu 
üblichen Revers ausftellen und die ftäbtiichen Privilegien beſchwö⸗ 
ren. Im Jahre 1507 reisten zur Abnahme diefes Eides ftäbtiiche 
Abgeorbnete nach Zabern, wo fich der Biſchof damals aufbielt. Und 
fie gebrauchten die Vorſicht vor der Thüre des Saales, in welchem 
der Eid geleiftet werben follte, erft noch die mitgebrachten Eopien 
mit dem Reverſe des Biſchofs zu vergleichen, um nicht bei ber 
Eidesleiftung betrogen zu werben. Was jedenfalls Fein allzugroßes 
Vertrauen vorausjeßt 18,). Auch in Worms erfolgte im Jahre 


12) Urf. von 1298 bei Senckenberg, sel. jur. II, 124, und Schaab, Geld. 
bes rheinifchen Städtebundes, II, 68. 

18) Rathsbeſchluß von 1348 und Privilegium von 1349 bei Senckenberg, 
sel. jur. II, 188 u. 148. 

14) Reverſe von 1803 u. 1865 bei Zehmann, p. 686 u. 780. 

15) Lehmann, p. 828—880 u. 944—946. 

153) Hegel, die Chroniken der oberrheiniihen Gtäbte. I, Einleitung, p. 67. 
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1293 die Huldigung erft nachdem der Biſchof jenen Mevers aus: 
geitellt und beſchworen hatte 1%), Späterhin wurde jeboch bei den 
fortwährenden Streitigfeiten des Bifchofs mit der Stabt die Aus: 
ftelung eines ſolchen Reverſes öfters wieder verweigert. Daher tit 
der feierliche Einritt zuweilen gänzlich unterblieben 17) oder er hatte 
jtatt, aber ohne die Ausftelung eines fürmlichen Reverſes 1%). Auch 
im Jahre 1411 wurde die Huldigung wieder begehrt bei Gelegen- 
heit des feierlichen Einritts. Ste wurde als ein althergebrachtes 
Recht in Anſpruch genommen, bes gleichfalls althergebrachten Re: 
verjes aber Feine Erwähnung gethan 19%), im Jahre 1483 jedoch 
nur unter der Bedingung -von ber Bürgerfchaft zugeftanden, daß 
der Biſchof vorher den üblichen Revers ausftelle 20). Und dieſe 
Bedingung tft denn auch in die Rachtung von 1519 aufgenommen 
und ſpaͤterhin allzeit beobachtet worden 22). Auch follte der Bi- 
hof bei feinem Einritt nicht über 400 Perſonen bei ſich haben 22). 
In Magdeburg huldigte die Bürgerichaft dem Erzbiſchof erft 
jeit dem Jahre 1330. Aber auch in Magbeburg wie in Halle 
mußte ber Erzbifchof vor der Huldigung fogenannte Reverſalien 
ober Huldebriefe ausftellen, in welchen er verfprach, jene Städte 
in ihren Rechten lafjen und ſchützen zu wollen 22). Auch in Paj- 
fau 22) und in Konftanz u. a. m. mußten mit dem Bürgermeifter 
und Rath die volljährigen Bürger ſammt und fonders dem Biſchof 
huldigen 2°), 


Not. Ich benutze biefe Gelegenheit, um mein Bedauern auszubrüden, 
daß dieſes wichtige Buch erſt nach Vollendung meines Werfes erichienen 
if. Alfo nicht mehr von mir benutzt werben konnte. 

16) Böhmer, fontes, IL, 240. Schannat, II, 150. 

17) Chron. Worm. bei Ludewig, rel. Mpt. II, 158. 

18) Arnold, II, 806 u. 807. 

19) Sprud von 1411 bei Schannat, II, 226. 

20) Spruch von 1488 bei Schannat, II, 249. Zorn, Chron. p. 191, 198 
bis 198. 

21) Rachtung von 1519, $. 57 u. 58 bei Schannat, II, 837. 

22) Zorn, p. 195 u. 216. 

25) Rathmann, II, 270, 885, 898, 486, III, 6—8, 112, 121, 208-206, 
220 u. 804. 

24) Url. von 1429 u. 1455 in Mon. Boic., 28, II, p. 451 u. 456. 

25) Urk. von 1357 bei Pistorius, III, 698. | 
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Sehr merkwürdig ift auch der feierliche Einritt des Erzbiſchofs 
- von Köln in der Stadt Köln und bie darauf folgende Huldigung 
der Bürgerfhaft. Der feierliche Einritt in Köln datirt wahrfchein- 
lich aus den Zeiten der Verlegung ber erzbifchöflichen Reſidenz nach 
Bonn, alfo aus der Mitte des 13. Jahrhunderts. Und die feier: 
liche Inthroniftrung in der Mariengraden Kirche hatte bereits im 
Jahre 1271, als Engelbert IT nad) mehrjähriger Gefangenschaft 
fi wieder mit der Stadt verföhnt hatte, in derſelben Weile ftatt 
wie fpäter 2%). Nach einer uns erhaltenen Beichreibung vom Jahre 
1488 hatte damals der feierliche Einritt in folgender Weiſe ftatt. 
An dem dazu beftimmten Tage ritt der neue Erzbiſchof, umgeben 
von den Erbbeamten des Stiftes und von ihrem Gefolge auf der 
Straße von Bonn gegen die Stadt Köln. Die Herzoge von Jů— 
ih und Berg und von Cleve hatten, ein jeder von ihnen 300 
Pferde bei fich und die übrigen zufammen noch 500 Pferde. Bor 
ber Et. Severinspforte auf dem Felde wurde der Erzbiichof von 
den beiden Bürgermeiftern von Köln und von 400 Bürgern zu 
Pferd feierlich empfangen. Sowohl die Erbbeamten mit ihrem Ge⸗ 
folge als die Bürgermeifter und bie Bürger waren in Uniform („in 
„einer Kleydung — in einer kleidongen aljamen gekleidt“). Nad) 
dem feicrlihen Empfang ergriff der erfte Bürgermeifter das Wort. 
Er fragte, ob feine Gnaden willens jet einzureiten und zuvor bie 
Rechte und Freiheiten der Stadt zu beitätigen und zu bejchwören. 
Denn nur in biefem Falle werde man ihm den Einritt geftatten 
(„wulde dan fin gnabe der Stat ire alde privilegia na alder ge- 
„woinbeit beitetigen, jo wulden fie ſich zu dem inrijden gutwillig 
„bewieſen“). Nachdem bierauf der Erzbifchof die Freiheiten beitä- 
tiget und bejchworen hatte, verſprachen ſodann auch die Bürger: 
meifter, daß nun auch dem Erzbiichof gehulbiget werben jolle. Man 
werde jeboch die Huld und Treue nur jo lang halten, als ber Erz: 
bifchof jelbit fein Wort halten werde („boult ind getrumwe zo ſyn, 
„alſo lange as hey uns in rechten helt ind eren, ind unje gude 
„alde gewoinden, die wir ind unfe vurfaeren herbracht Baint”). 
Nun erft wurden die Pforten geöffnet und der feierliche Einzug in 
die Stadt hatte ftatt. Der Zug ging durch die St. Severinspforte 


26) Hagen, Reimchronik, V, 6271—82 
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nah der Mariengraden Kirche. Dort kleidete ſich der Erzbiichof 
um. Er verfleidete fich, wie die alte Beichreibung fagt, d. h. er 
legte die ritterlihe Rüftung ab und den erzbifchöflichen Ornat an, 
und ging jodann in den Dom. Ehe er aber den Dom betrat mußte 
ev auf der Treppe der Mariengraden Kirche die ſtädtiſchen Freiheiten 
nochmals beſchwören. In dem Dom wurde ein te Deum abgehal- 
ten. Nach deſſen Beendigung ging der feierliche Zug zuerjt nad 
dem Hochgerichte und dann nad) dem Dfficialate und, nachdem der 
Erzbiſchof an beiden Orten von dem Gerichfe feierlich Beſitz ge: 
nommen hatte, in den Dombof, wo nun auch von der Bürgerichaft 
dem Erzbiichof gehuldiget ward. Die Huldigung wurde von den 
beiden Bürgermeiftern namens dev Gemeinde in der Art vorgenom- 
men, daß ber erfle Bürgermeifter dem anderen ben Eid vorftabte 
und diefer fodanı im Namen des Raths und der Bürgerjchaft den 
Hultigungseid leiftete („und der ſwoire alfo von wegen des Raits 
„wur die ganke gemeynde in presentia totius consulatus“). Ten 
Beichluß machte ein Feſteſſen beim Erzbiichof, welchem an den fol- 
genden Tagen auf dem Markte noch Nitterfpiele und in dem Bi- 
ſchofshofe wie in den Höfen ber Fürften feftliche Enke und andere 
Bancdette und Eſſen in Menge nachfolgten 27). 

In manden Bilchoftsftädten fcheint indefjen bie Bürgerichaft 
dem Bilchof niemals gehuldiget, ihn aljo nicht als ihren Landes- 
bern anerkaiınt zu haben. In Augsburg wenigftens finde ich 
feine Spur einer ſolchen Huldigung Und in Regensburg 
kounte ohnedies von einer Huldigung feine Rebe fein, indem da— 
jelbft der Bifchof die Affentlihe Gewalt über die ganze Etadt nicht 
erworben hat. In Augsburg wurde zwar bie Huldigung im Sahre 
1404 von dem neu ernannten Bifchof Eberhard begehrt, von ber 
Bürgerfchaft aber ganz entſchieden verweinert, worauf ter Biichof 
feine Reſidenz nach Tillingen verlegte, einige Zeit nachher aber 
ohne feinen Zweck erreicht zu haben wieder nach Augsburg zurüc: 
fehrte 29). 


37) Diefe intereffante Beichreibung bei Lacomblet, Archiv, II, 180—190. 
28) Jäger, Geſch. von Augsburg, p. 89 u. 90. 


v. Maurer, Stäbteverfajjung. LIE. 30 
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c. Rechte des Kaiſers in den Biſchoftſtädten und in Den Abteiftädten. 


8. 504. 


Die Bichofsftäbte und viele Abteiftäbte waren demnach, feit 
dem die Biichöfe und Aebte die Öffentliche Gewalt in der Stabt 
erworben hatten, Iandesherrliche jenen Inhabern der öffent: 
lichen Gewalt unterworfene Städte. Ganz unabhängig von 
dem Kaiſer und Reich wurden fie aber deshalb doch nicht. Sie 
find vielmehr in einem gewiſſen Sinn nad) wie vor Reich sſtädte 
geblieben. Wie in anderen Immunitätslanden, 3. B. in den Ab⸗ 
teien Maasmünſter 1), Siegburg 2), Benebiftbeuern ?) u. a. m., fo 
durfte nämlich auch in diefen Immunitätsſtädten der Blutbann 
von den bifchäflichen Beamten nicht ausgeübt werden, ehe ihnen 
von dem Kaifer der Blutbann verliehen worden war. So war e8 
in Köln 9), in Straßburg 5), in Augsburg %), in Magdeburg ?) 
u. a. m... Und die Kaiſer machten dieſes Recht bei jeder Gelegen⸗ 
heit jelbft dann noch geltend, als die Städte felbft bereits den Blut: 
bann erworben hatten, alfo ſchon im Allgemeinen mit dem Blut: 
bann belehnt worden waren, wenn fie nicht ausdruͤcklich auf biefes 
Recht verzichtet hatten, wie biefes 3. B. in Lindau der Fall war ®). 
Hieraus darf jedoch nicht mit Eichhorn, Donandt u. a. gefolgert 


—ñ — 


1) Urk. von 828 bei Schoepflin, I, 70. sed ipse advocatus cui nos 
vel successores nostri bannum super abbaciam sandem dabimus. 

2) Urt. von 1071 bei Lacomblet, I, -189. 

8) Urk. von 1136 u. 1155 in Mon. Boic. VII, 95 u. 107. 

4) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 802. und Quellen, I, 556. — ban- 
num judiciji ab imperio tenet —. Bei Securis p. 24. ift biefe Stelle 
ungenau abgebrudt. 

5) Stadtrecht, c. 11 bei Grandidier, II, 47. 

6) Privileg von 1426 bei Moſer, reichsſt. Handb. I, 97. 

7) Magdeburg. Schöppendronif, 3. II p. 210. — „wente be (ber borch⸗ 
„greve) entpfenget ben ban van bem konige ane mibdel unb liet ben 
„dan an den ſchulteten“ —. vrgl. Sächſ. Weichbild, art. 11. 

8) Privileg von 1400 bei Mojer, reihsfl. Handb. II, 118. und Heider, 
p. 180. „ond wie offt fie einen Amman in berjelben Stadt zu Lindaw 
„ſetzen wöllen: daß der mit demjelben ſetzen vnd erwehlen, den Bann 
„über das Blut zu richten, haben fol, und def nit von newem für: 
bag empfaben, bebörfen“. 
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werben, daß die bifchöflichen Burggrafen und Vögte durch dieſe 
Bannverleihung Königliche Beamte geworben feten %. Denn bie 
Biichdfe hatten fie, wie wir gejehen, zu ernennen und auch ihres 
Amtes wieder zu entſetzen. Auch follten fie, wie es öfters aus: 
brüdlich heißt, an die Stelle der Töniglihen Beamten treten, 3. B. 
in Worms !%). Allein in einer gewiffen Abhängigleit vom Deut- 
ihen König find fie wegen dieſer Königlichen Verleihung bennod) - 
geblieben, indem fie vor der Bannverleihung den Blutbann nicht 
ausüben durften. Auch haben ſich die Vögte bei ihren Eingriffen 
in die Nechte des Stiftes zumellen als Stellvertreter des Königs 
gerirt, 3. B. im Jahre 1190 in Baſel (auctoritate domini regis, 
cuius vice in civitate nostra presidebat) !!), Der Vogt von 
Bajel nahm ſogar im Namen des Kaifers die erblofen Güter in 
Anſpruch 12). Und felbft die Könige haben zuweilen die Burggra- 
fen und Vögte als königliche Beamten in Anſpruch genommen. Dies 
that 3. B. König Albrecht während feiner Streitigfeiten mit dem 
Erzbiſchof Wicbold in Köln. Daher erhielt der Biſchof von Küt- 
tih und der Graf von Cleve den Auftrag die Sache zu unter- 
juhen und zu entiheiden, ob die Burggrafihaft zu Köln ein 
Reichslehen oder ein erzbiichöfliches Lehen ſei („ſulen ervaren uf 
„iren ent umbe die börkrafichaft zu Kolen, und ift daz fi lediklich 
„zu dem Niche Horet, jo fulen wir fi behalden, ift aber daz fi an 
„den ftift boret zu Kolen, fo jal fi der Erzbiſchof behalden“) 12), 
Die Unterfuhung hatte jedoch Leine Folge. Der Erzbiichof blieb 
baber im Beſitze des burggräflichen Amtes 1%). Dazu kam, daß auch) 
die Biſchofs⸗ und Ahteiftädte, wie andere getjtlihe Immunitätslande, 
noch unter dem befonderen unmittelbaren Schutze des Königs 


9) Eichhorn in der Zeitſchrift für geſchichtl. Rechtswiſſenſchaft, I, 221. 
Donandt, 1, 51. 

10) Urk. von 858 u. 978 bei Schannat, II, 6 u. 24. coram advocato 
praefatae ecclesiae, quasi coram regio exactore, totum — 
persolvant. 

11) Heudler, Brf. Geſch. p. 44. 

12) Urk. von 1865 bei Heusier, p. 199 n. 8. — „wand vaffelbe gut were 
„um angefallen von nyns Keyfjers wegen" — 

18) Bergleih von 1302 bei Lacomblet, III, 15. 

14) Ennen, Geſch. I, 568—554. 
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(specialis regie majestatis tuicio) zu ſtehen pflegten 2), und da⸗ 
her den Königsſtädten (urbes regales) gleichgeſtellt und in einem 
gewiſſen Sinne auch noch Konigsſtädte (urbes regiae) genannt 15) 
und als Königsſtädte behandelt worden find 19), daß die Gewalt 
des bifchöflichen und erzbiichöflichen Vogtes felbft öfters noch, wie 
in den ReichSvogteien, eine Königsgewalt („dhe koninclike wolt“ 
oder „de koninclike walt”) oder eine potestas regalis IT), der von 
dem Ianvesherrlichen Vogt gehanbhabte Bann ein Königsbann, 
die Öffentliche Landftraße eine Königstraße oder eine König: 
liche Heeritraße („des koninges herſtrate“) 18), die althergebrachte 
Bete eine Königsbete („des Conngs bebe”) 9) und der alther- 
gebrachte Zins ein Königs zins genannt worden ift 29). 

Wie in anderen unter dem unmittelbaren Schuge des Königs 
und unter der Reichsvogtei jtehenden Orten mußten daher bie 
Deutihen Könige, wenn fie in eine Bilchofsftadt Tamen, von ben 
Bürgern beherbergt und verpflegt werben, z. B. in Straßburg 21), 
in Baſel 22), in Nugsburg 2°), in Worms 2%), in Magdeburg bis 


— — — — 





14a) 3. B. Straßburg. Urk. von 1205 bei Schoeptlin, I, 811. 

15) 3. 8. Augsburg in Urf. von 1281 in Mon. Boic., 80, I p. 178. 

16) Bon Bremen wird ausdrüdlid geſogt, daß die Stadt jure, quale 
caeterarum regalium urbium behandelt werben folle, in Urk. von 
966, 1008 u. 1158 bei Lindenbrog, p. 181, 135 u. 162. Und von 
Selz heißt es sicut in- aliis regalibus, in Urk. von 998 bei Schoepf- 
lin, I, 188. 

17). 3. 2. in Bremen nad Statut von 1808 art. 80 u. 118 und Statut 
von 1483, art. 88 u. 88 bei Oelrichs, Sammlung alter und neuer 
Geſetzbücher von Bremen, p. 118, 136, 541 u. 542. Donandt, I, dl. 
Und in Hamburg jelbji die Gewalt des Stadtratbes noch im 16. Bec. 
nad Receß von 1529, art. 20 ot. 

18) Brem. Statut von 1808, art. 118 und Statut von 1488 art. 83 bei 
Oelrichs, p. 186 u. 540. 

19) Quellen zur Geſch. von Köln, I, 488. 

20) Meine Geſch. der Fronhöfe, III, 366-361. 

21) Stadtrecht, c. 92 bei Grandidier, II, 79. 

22) Ochs, I, 291, II, 105. Not. und IV, 222. Heusler, Vrf. Geſch. p. 18. 
Meine Geſch. der Fronhöfe, I, 454 u. 456. 

28) Königshoven, p. 3869. „zuletzt Fam feijer Friederich gon Augsburg, 

und Sag ein gut zyt do, und öſſent uud trundent, und wolten nieman 

„wit geben umb das fine, und lag alfo zu Aufpurg“, 
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zum Jahre 1209 29), in Meb 2%) u. a. m., in Speier fogar von 
den Geiftlihen ?). Darum follte der Reichsvogt in Bafel, wenn 
ber König dahin Fam, feinen Antheil an den Beiträgen der Bürger 
haben. Denn die gefammte Einnahme follte zur Beherbergung 
des Königs verwendet werden 2%). Die Beherbergung und Ber: 
pflegung des Königs wurde nämlich in den meiften Biſchofs⸗ und 
Abteiftädten als eine Pflicht der Bifchöfe und Aebte betrachtet, 3. 2. 
in Metz %). Diefe pflegten aber zu dem Ende, wie überhaupt zur 
Beftreitung des ihnen obliegenden Reichshofs und Reichsheerdienſtes, 
eine Steuer von ihren freien und hörigen Unterthanen zu erheben. 
Diefe Steuern nannte man exactiones pro expeditione imperiali 
vel pro itinere ad curiam ?°), nummi domini regis ?'), denarii 
ad regale servitium et ad expeditionem ®2), stipendia 22), sup- 
plementum, quod ad servitium regium conferebant ?*), debitum 
regias servitutis 23), Hofſteuer und Hecrfteuer 2%). Da nun in 
Bafel u. a. m., wie wir gelehen, der Reichsvogt den dritten Theil 


24) Born, Chron. p. 127. 

25) Urt. von 1209 in Orig. Guelf. III, 640. — nec sumens hospitia, 
quae vulgariter herbergarie nuncupantur —. 

26) Alte Handichrift in Hist. de Metz, II, 348. 

27) Urk. von 1101 bei Nemling, p. 77. ut nullus in alicuius fratris curte, 
ubi ipse habitat, eo nolente hospitetur, nisi imperatore vel 
rege ibi curiam habente —. Lehmann, p. 729. Meine Gel. 
der Fronhöfe, IIT, 883—889. 

28) Urk. bei Ochs, I, 291. u. Rechtsquellen von Baſel, I, 2. 

239) Alte Handſchrift in Hist. de Metz, II, 848. 

80) Urt. in Rechtsquellen I, 1 u. 2. und bei Ochs, I, 290 i. 

81) Urf. von 1284 bei Heusler, Brf. Geh. von Bafel, p. 18. Item ad- 
veniente domino imperatore vel rege Basileam, si episcopus ser- 
vitium ei dederit, quattuor nummos qui dicuntur domini regis 
accipiat -—. 

82) Leges famil. St. Petri von 1024 $. 29 bei Grimm, I, 807. 

88) Urk. von 1158 bei Lacomblet, I, 258. 

84) Cod. Lauresham. I, 246. 

85) Urf. von 1171 in Mon. Boic. 29 I p. 401. 

86) Augsburger Stabtr. $. 89 u. 259 bei Wald, IV, 113 u. 266. Urk. 
von 1171 in Mon. Boic. 29, I, p. 402. — servicio quod vulgo di- 
eitur herstiure. vrgl. Meine Gefch. der Fronhöfe, III, 873 ff., 879 ff., 
891 ff., 406 ff., 418 ff, 510-8511. 
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diefer Steuer erhalten follte (F. 502), fo war für den Fall, daß 
ber König felbit nach Bafel fam, vorgejchrieben, daß der Vogt fei- 
nen Antheil an jener Steuer haben ſolle. (Et si dominus im- 
perator Basileam venerit, — quicquid beneficii burgenses epis- 
copo inpenderint in eo nil juris advocatus habebit). Denn bie 
ganze Steuer jollte in dieſem Falle zur Beherbergung und Ber: 
pflegung des Königs verwendet werden. 

Auch erhielten die Deutfchen Könige und auch die Königinnen, 
wenn fie in eine Bilchofsftant Tamen, gewiſſe Gejchenfe, die Kö- 
nige zumal bei ihrem erſten Einritt oder bei der Huldigung. So 
erhielt der König Wenzel, als er im Jahre 1378 zur Hulbigung 
nach Speier kam einen goldenen Kopf mit dem böhmifchen Wappen, 
zwei Salmen, ein Fuder Wein und fünfzig Malter Hafer. Rus 
precht von der Pfalz erhielt aber im Jahre 1400 in Speier einen 
vergoldeten Kopf im Werth von 85 Gulden und die Königin ein 
kleineres Köpflein im Werthe von 43", Gulden, jodann noch ein 
Tuder Wein, vier Salmen und hundert Malter Hafer. Eben da- 
jelbft erhielt König Sigismund im Jahre 1414 cinen Toftbaren 
vergoldeten Kopf, drei Fuder Wein und 24 Malter Hafer, und im 
Jahre 1434 cine Summe von 600 Gulden. Auch König Frie 
brich III erhielt im Jahre 1442 bei der Huldigung in Epeier einen 
vergoldeten Kopf nebjt Wein und Hafer 27). Eben jo wurden in 
Worms der Königin Anna im Jahre 1273 Töftliche Kleinode im 
Werth von 60 Mark verehrt. Der König Ruprecht dagegen erhielt 
im Jahre 1400 ein Fuder Wein, 50 Malter Hafer und Fiſche und 
bie Königin einen filbernen Kopf, ein halbes Fuder Wein und 
ebenfalls Fiſche. König Sigismund erhielt im Jahre 1414 zwei 
Tuder Wein, 12 Hechte und Karpfen, einen Salmen und einen 
vergoldeten Kopf mit dem Reichs: und Stadtwappen. Friedrich III 
wurden im Sabre 1442 drei Fuder Bockenheimer Wein, hundert 
Malter Hafer und eine vergoldete Flajche in der Form einer Mu- 

jchel verehrt. Und Marimiltan I erhielt tm Jahre 1494 mehr als 
vier Fuder Wein, 120 Malter Hafer, zwei Salmen, 40 anbere 
Fiſche und zwei vergoldete Scheuern geſchenkt, eine Im Werthe von 
150 Gulden für den König felbft und eine im Werthe von 115 


87) Lehmann, p. 728, 778, 797, 829 u. 840: 
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Gaulden für die Königin ?®). Meiftentheilg wurde außerdem auch 
noch das Gefolge des Königs reichlich befchentt, 3. B. im Sabre 
1378 in Speier ?9). 

Und wenn ber König in eine Biichofsftadt kam, ftand ihm 
die Ausübung der Reichsgewalt zu. Urfprünglich hatte der König 
dieſes Recht in allen Städten des Reihe. Sp oft er dahin kam 
waren ihm die Gerichte, der Zoll und die Münze ledig. Und er 
fonnte nun felbft zu Gericht fiben. Daher follten ihm auch bie 
Gefangenen lebig fein ($. 476). Es war bdiejes, wie es bereits 
Gaupp jehr richtig bemerft hat, ein Reſt der ehemaligen Reichs⸗ 
unmittelbarfeit aller, auch der in ben lanvesherrlichen Territorien 
liegenden Städte 20). Die Schöffen von Magdeburg ſprechen nody 
ganz allgemein: „fit der König Gericht in einer Stadt, da Weich- 
„bilden Recht ift, fo mag man da für ihm vrtel finden vnd fchel= 
„ten 2). In den Bilchofsjtädten hat fich dieſes Necht nur länger 
als in den Übrigen Territorialitäbten erhalten. Wie wohl nämlich 
die öffentlihe Gewalt in denjelben mit dem Zoll und Münzrecht 
auf die Biichäfe übergegangen war, jo behielt dennoch ber König, 
wenn er dafelbft feinen Hof hielt, verfaflungsmäkig das Necht bie 
Reichsgewalt auszuüben, 3. B. in Straßburg, in Magbeburg u. a. 
m., und zwar nicht bloß während feines Aufenthaltes, fondern auch 
noch 8 Tage vorher und 8 Tage nachher. Und dazu gehörte ins: 
befondere auch der Vorſitz bei Gericht, und die Erhebung der Zölle 
und das Münzreht #2). Dieſes war insbejondere auch in Meg, 
ber Theorie nach bis ins 15. Sahrhundert, der Fall. Die Münze 


88) Zorn, wormſ. Ehron. p. 127, 151, 181, 187 u. 199. 

89) Lehmann, p. 729. Meine Gefch. ber Yronböfe, III, 386-886. 

40) Saupp, Deutſche Stadtrechte im Mittelalter, I, 15. vrgl. Meine Ges 
ſchichte der Fronhöfe, III, 882 f. 

41) Schöffen Urtheil, cap. 4. dist. 4 bei Zobel, p. 475. 

43) Url. von 1209 in Orig. Guelf. III, 689. Romani imperatores et 
yeges — in omnibus civitatibus et oppidis ecclesiarum imperii, 
durantibus curiis imperialibus in illis; accipere consueverint the- 
loneum et monetam, et in suos usus convertere, — Con- 
foederatio cum principibus ecclesiasticis von 1220 6. 10 Bei 
Perts, IV, 287. Stadtrecht von Straßburg, c. 18 bei Grandidier, II, 
48. Urt. von 1216 bei Meibom, II, 877. 
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gehörte dem Kaiſer, wenn er in die Stadt kam und auch noch 
8 Tage vorher und 8 Tage nachher. (Messire ly Emperour — 
se fait faire telle monnoye et en telle flour (coin) comme il 
veult. Cette monnoye doit corre (avoir cours) VIII jours de- 
vant sa venue, et tant comme il est dans la ville; et VIII jours 
apres son allde (sa sortie) —). Die Schlüfjel der Etadt gehör- 
ten tem Kaifer (et si sont (& lui appartiennent) les clefs de la 
porte). Sie mußten ihm daher, wenn er fich der Stadt näherte, 
von einem der Bürgermeifter übergeben werden. (Messire I’Em- 
perour ait teil droit en ceste ville, que si il vient en la ville 
de quelgue part qu’il viegne, li Maire de Porte — muzelle li 
doit porter les clefs de la ville, trois lieues ercontre lui, et se 
li doit prösenter les clefs de la ville). Und fo lang der Kaiſer 
in der Stabt anwefend war, hatte niemand Gerichtsbarkeit als er 
felbft oder fein Bevollmäcdhtigter. (Tant comme Messire li Em- 
perour est en ceste ville nuls hons (nulle personne) ni ait ne 
bans, ne justice, ne destroit, se Messire li Emperour, non ou 
ses commandemens). Und noch im 15. Jahrhundert mußten diefe 
Rechte des Kaifers jedes Fahr bei den feierlichen Sahresfißungen 
von dem Scöffenmeifter namens des Kaifers verliefen werben #9). 

Auch behielten die Könige lange Zeit noch eine Oberberrlich- 
feit über die Zölle und eine Oberaufficht über die ganze Etabt. 
Denn wiewohl fie die Zölle auf die Biſchöfe übertragen und felbft 
auf das Zollrecht verzichtet hatten ($ 502), fuhren fie dennoch 
fort Andere von der Entrichtung der bifhöflichen Zölle zu befreien, 
3. B. das Klofter Lorſch u. a. m. #4). Und ihr Oberauffichtsrccht 
machten fie in früheren und fpäteren Zeiten durch Königliche 
Kommiffäre, welche fie in die Bifchofsftädte wie in die übrigen 
Neichsftädte jchieten, geltend, 3. B. in Augsburg, Speier, Regens- 
burg, Hamburg, Nordhauſen u. a. m. 2). Sogar Berfaflungs- 


48) Alte Handſchrift in Histoire de Metz, II, 347—849. vrgl. Droits 
que l’Empereur avoit autrefois & Metz. Culmet, hist. de Lorraine, 
V, preuv, p. 180-181. 

44) Urk. von 858 im Codex Lauresham. I, 68. 

45) Wau, II, 19. Grmeiner, IV, 40 ff., 284 ff. u. 248 ji. Hübbe, bie 
Kaiſerlichen Commiffionen in Hamburg. Hamburg. 1856. Förftemann, 
Chronik von Nordhaufen, p. 190. 
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änderungen wurden lange Zeit nicht ohne Zuziehung Katferlicher 
Kommifjäre vorgenommen oder bie neuen Verfaſſungen wenigfiens 
zur Beitätigung dem Kaiſer vorgelegt, wie dieſes 3. B. in Augs⸗ 
burg der Fall war. 

Die Bürger in den Bifchofsftädten und in vielen Abteiſtädten 
find. demnach in einem gewiflen Sinne fortwährend Neichsunter: 
thanen geblieben. Sie mußten noch lange Zeit mande Abgaben 
und Eteuern ganz oder theilweile, insbeſondere auch einen Theil 
der Gerichtsgefälle an den königlichen Fisfus entrichten ($. 502). 
Ete waren als NReichsunterthanen reich spienst- 4%) und reich: 
fteuerpfliähtig, 3.2. die Bürger von Speier #7), von Worms 19), 
von Baſel 4%), von Magdeburg 6%), von Straßburg 1), von 
Köln 52), von Regensburg 5°), von Augsburg, Kempten, Lindau, 
von St. Gallen u.a. m. 59). Frei von der Neichsfteuer waren nur die 
Dienftleute (Minifterialen) des Biſchofs, in manchen Städten aud) 
bie Domherren, und die in den Bilchofsftädten angeſeſſenen Ritter, 
indem biefe dem Biſchof und dem Reiche perfünlich dienen, das heißt Hof: 


— — — — — — 


46) Urk. von 1255 bei Lehmann, p. 533. cum dilecti et fideles nostri 
cives Spirenses nobis et imperio servierint fructuose —. Wagbe- 
burg. Scöffenbrief von 1304 $. 138 bei T. u. Et. p. 477. — „des 
„Riches Dienft buzen Lande.” Meine Gejdichte der Fronhöfe III, 
897—898. 

47) Urk. von 1198 bei Lehmann, p. 496. 

48) Urk. von 1182. bei Pertz, IV, 165. Urk. von 1218 bei Schannat, 
II, 98. 

49) Urk. bei Ochs, I, 281. — pro expeditione imperiali vel pro itinere 
ad curiam —. 

50) Urf. von 1209 in Orig. Guelf. III, 640. Urk. von 1216 bei Mei- 
bom, IL, 877. omnes homines civitatis — regales talliae, petitio- 
nes aut exactiones —. 

51) Urk. von 1122 u. 1156 bei Würdtwein, nov. subs. VII, 501 u. 
182—188 — servitia publica —. Url. von 1205 bei Schoepflin, 
I, 811. 

52) Urk. von 1153 bei Lacomblet, I, 258. 

58) Privileg. von 1230, $. 20 u. 21. 

54) Etadtbrief von 1387 bei Lehmann, p. 766. Wengler, cod. jur. 
munic. p. 80 fj. Weine Geſch. ber Fronhöfe, III, 407. und oben 
6. 462 u. 468. 
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und Heerdienſte leiſten mußten 5%). Auch bezog ſich dieſe Dienſt⸗ 
und Steuerfreiheit nur auf die Reichs⸗Dienſte und Steuern, nicht 
auf die ſtädtiſchen. Denn zu den ſtädtiſchen Dienſten und Abgaben 
waren auch die Edelleute und die Geiftlihen verbunden (6. 375). 
Daher follten auch die von der Meichsfteuer befreiten Geiftlichen, 
wenn fie Handel trieben, als Gewerbsleute (qui certi et public 
mercatores sunt) unter dem Stabtgerichte ftehen und den Ge 
meinbebienften und Abgaben unterworfen fein, 3. B. in Worms 
und Straßburg 5%). Und die Bifchofsftädte letfteten auch den Deuts 
ihen Königen fehr große Dienfte. Denn fie waren eine Zeit lang 
ihre einzige Stütze im Reich (6. 128). Speier diente noch im 
Sabre 1855 Karl IV mit Hundert Pferden und Knechten über das 
Iombarbifche Gebirg und im Jahre 1401 Ruprecht von der Pfalz 
mit zehn Gleven gegen den Herzog von Mailand 37) und Straß: 
burg im Jahre 1401 Ruprecht von ber Pfalz mit zwanzig Gleven 
und im Jahre 1451 Friedrich III mit fechszehn Gleven bei ihren 
Nömerzügen 59). Bon den gewöhnlichen Heerzügen waren jedoch 
Bafel, Worms, Negensburg und antere Freiftädte, fpäterhin aljo 
auch Speier und Straßburg frei. Sie mußten fich inbeffen eine 
eine Zeit lang noch zu freiwilligen Beiträgen verftehen, bis auch 
biefe ſich ſpäterhin verloren ($. 443). Eben jo haben fich die 
Reihsfteuern in jenen Bifchofsftädten, welche fich zu Freiftäbten 
erhoben, fpäterhin verloren. Der Stabt Speier wurbe bereits im 
Sahre 1198 59) und Straßburg im Jahre 1219 verfprochen, daB 
nur noch die herzebrachten Beten und Zinſen erhoben werben 
follten 9%). In Worms wollten die Könige ihre Bete nur noch 
durch den Biſchof erheben laflen 2). Und in Baſel follte nad 


55) Urk. von 1182 bei Pertz, IV, 165. Urk. von 1171 in Mon. Boic. 
29, 1, p. 401 u. 402. Basler Biſchofsrecht 5. 2. Urk. von 1147 im 
Cod. Lauresh. I, 246. Meine Geſch. der Fronhöfe, II, 807808 
u. 408. 

56) Urk. von 1182 bei Pertz, IV, 168. Stadtrecht von Straßburg. c. 88 
u. 98 bei Grandidier, p. 57 u. 79 und oben $. 262 u. 529. 

57) Lehmann, p. 714 u. 776. 

58) Die Urkunden bei Wender, von Gleven Burger, p- 10-20. 

59) Lehmann, p. 496. und Remling, p. 137. 

60) Urk. von 1219 bei Schoepflin, I, 836. 
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einem Webereinfommen Friedrich II nur noch die Hälfte der Steuer 
(de8 Gewerfes) von dem König, die andere Hälfte aber von dem 
Bifchof erhoben werden 2). Wie in anderen Freiftäbten fo hat 
fih jedoh auch in Straßburg, Speier, Worms u.a. m. die Reichs⸗ 
ftener fpäterhin gänzlich verloren, wenn fie auch nicht durch kaiſer⸗ 
liche Privilegien, wie. diejes meiſtentheils der Kal war, ausdrücklich 
abgeſchafft worden waren. 

Die Bifchofsftädte waren dem König auch Treue fchuldig ©) 
und mußten ihm daher Huldigen. In jenen Städten in welchen bie 
Vogtei gar nicht auf den Herrn ber Stabt übergegangen, die Vogtei 
vielmehr eine veichSunmittelbare wirkliche Reichsvogtei geblieben 
war, in jenen Stäbten waren natürlicher Weiſe auch die Bürger 
reihsunmittelbare Unterthanen geblieben, und mußten daher ber 
Bogtei des Neiches wegen buldigen, 3. 2. in Weißenburg %) und 
in Kempten 5). Allein auch in ben übrigen Biſchofs- und Abtel- 
ftäbten, in welchen die geſammte öffentliche Gewalt auf den Bifchof 
und Abt übergegangen war, nahmen die Deutfhen Könige bie 
Huldigung in Anfpruch und fie wurde ihnen auch wirklich geleiftet. 
König Philipp lich ih im Jahre 1206 von den Bürgern zu Köln 
huldigen *%). Eben fo ließ, ſich Rudolf von Habsburg im Jahre 
1284 in Worms .von den Bürgern ver rheiniihen Stäbte huldt- 
gen). Auch in Ausgsburg wurde Rudolf von Habsburg, Kaifer 
Adolf, Friedrich IH, Karl V und den fpäteren Kaiſern gehuldi⸗ 
get). Eben fo warb bie Pflicht zur Huldigung von den Städten 


61) Urk. von 1218 bei Schannat, II, 98. 
62) Das Bifchofsrecht, 5. 2 bei Wadernagel, p. 17. 
63) Urk. von 1112 bei Moritz, II, 142, ob firmam et inviolabilem 
fidem quam Wormacienses cives — et nobis servare debent. 
64) Urk. von 1292 bei Schoepflin, II, 55. quod a civibus Wissen- 
burgensibus juramentum recepimus in hunc modum, quod 
ipsi in omnibus, in quibus nobis et imperio ratione advo- 
catie de jure tenentur, nobis obediant fideliter sine dolo. — 
vergl. oben $. 494. 

65) Haggenmüller, I, 145. 

66) Urk. von 1206 in Quellen, II, 37. Der Huldigungseid bei Ennen, 
Geld. II, 409. Not. 

67) Annal. Colmar. bei Boehmer, font. II, 20. und Urstis., IH, 20. 

68) von Stetten, Geld. I, 77, 88, 211, 816, 529, 571, 655 u. 888. 
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Lindau, Kempten, St. Gallen u. a. m. anerkannt 9). Und noch 
im Sahre 1473 leifteten die freien Reichsftäbte Köln, Speier, Straß: 
burg und Bafel den Hulbigungseid, wie ihn bie Freiſtädte zu leiften 
pflegten 70). In Met buldigten zwar nicht die Bürger felbit, wohl 
aber der Schöffenmeifter und die XIII, fo oft der Kaiſer dahin 
fam. (Nous les Magistres-Eschevins et Treize jures de la cite 
de Metz, pour et au nom de tout le corps d’icelle —) !l). 

Diefe Huldigung wurde nun auch von den Bilchofsftäbten 
dazu benugt, ihre Rechte und Freiheiten möglichit zu fichern und 
noch zu erweitern. Sie lichen fih nämlich auch von den Deutichen 
Königen fogenannte Freiheitsbriefe oder Gnadenbriefe oder Reverfe 
ausftellen, und darin ihre Nechte und Freiheiten beftätigen, bie 
Stadt Speier 3. B. von jedem neuen Kaifer 2), die Stadt Köln 
von den Königen Wilhelm und Richard, ehe fie diefen die Erlaub- 
niß ertheilten, ihren Einzug in die Stabt zu halten 72). Und im 
Jahre 1293 kamen Mainz, Speier und Worms mit einander über: 
ein, auch dem Kaiſer erft dann zu huldigen, wenn er einen fchrift- 
lihen Nevers ausgeftelt und darin die ſtädtiſchen ‘Freiheiten be- 
ftätiget habe 9). Nur die Erbhulbigung wurde von den freien 
Reichsſtädten, alfo von den meilten Bilchöfsftäbten, verweigert 
- ($. 463). , 

Diele doppelte Abhängigkeit der Biſchofsſtädte und vieler Abtei: 
ftädte von ihrem Lanbesherrn und von dem Deutichen König und 
dem Reich führte in den meiften geiftlicden Immunitaätsſtädten zu 
einem jchwanfenden Zuftand und zu fortwährenden Reibungen und 
Kämpfen der Bürgerichaft mit ihrem Landesherrn. In Bremen 
dauerte biefer fchwanfende Zuftand bis ins 17. Jahrhundert, indem 
bie Stadt, je nad ihrem augenbliclichen Vortheil, ſich bald ale 
unmittelbare Reichsſtadt bald als eine erzbifchöfliche Landſtadt ge: 


J 


69) Stadtbrief von 1887 bei Lehmann, p. 766. 

70) Heusler, Stabtverf. von Bafel, p. 818 u. 819. 

71) Alte Handſchrift in Hist. de Metz, II, 855—356. 

72) Treiheitsbriefe von 1255, 1258, 1278, 1293 u. 1299 bei Lehmann, 
p. 558, 537, 561, 574 u. 624. 

73) Urf. von 1247 u. 1257 in Quellen, II, 266 u. 869. Ennen, Geld. 
U, 409. 

74) Urt. von 1298 bei Senckenberg, sel. jur. II, 128, 
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rirte. Während fie fich jeit dem Ende des 14. Jahrhunderts als 
reihsunmittelbare Stadt benahm, in direkter Verbindung mit dem 
Reihe war und auf der Neichsmatrifel ftand, Reichsdienſte leiftete, 
Zutritt zum Reichstag hatte und in allem Vebrigen als Reichs— 
jtabt behandelt worden tft, benahm fie fi auf der anderen Seite, 
jo oft es ihr vortheilhafter ſchien, auch als eine erzbijchöfliche Land⸗ 
ftadt, fchloß fich an die erzbifchöflichen Landſtände an, huldigte dem 
Erzbiihof und zahlte ihm die lanvesherrlihe Bete. Erſt jeit dem 
17. Jahrhundert gerirte fie fich ganz entſchieden wieder als eine 
Reichsſtadt und wurde dann auch als eine jolche anerkannt 78). 
Auh in Worms dauerte jener ſchwankende Zuſtand das ganze 15. 
Sahrhundert hindurch fort bis ind 16. Die Stadt war fogar 
“ mehrmals in Gefahr ihre Reichsunmittelbarkeit gänzlich zu verlieren. 
Sm Anfang des 16. Jahrhunderts wurde aber der Kaijer als der 
„rechte Herr’ der Stadt anerkannt und ihm der Eid ber Treue 
geleiftet 9%. Und in weitläuftigen Abhandlungen warb nun aus: 
einander gefeht, daB der in früheren und fpäteren Seiten dem Bi- 
ſchof geleifte Eid im Grunde genommen fein Untertbaneneibd, 
aljo fein wahrer Huldigungseid gewejen fei ?7). . Nichts deſto 
weniger war die Eigenihaft einer freien Reichsſtadt noch im 18. 
Sahrhundert zwilchen dem Biſchof und der Stabt ſtreitig. Daher 
wurde die Wormſer Untergerichtsordnung niemals von dem Biſchof 
anerfannt und auch von bem bifhöflihen Hofgerichte nicht darauf 
erfannt. In Speier feheint die Herrihaft des Biſchofs gleich 
von Anfang -an Feine tiefere Wurzeln gejchlagen zu haben. Denn 
ſchon feit der Mitte des 13. Jahrhunderts lich ſich die Stabt, wie 
wir gejchen, ihre Freiheiten von dem jebesmaligen Kaiſer beftätigen 
und wurde auch als eine reichSunmittelbare Stadt von dem Kaiſer 
behandelt 9. Auch ſtand die Stadt lange Zeit noch unter dei 
Kaiferlichen Landvogt des Speiergaus. Die freiere Stellung der 
Stadt führte frühe ſchon zum Kampf mit dem Biſchof. Sie er- 


75) Donanbt, I, 66—59 u. 224—226. vergl. oben $. 496. 

76) Urk. von 1508 u. 1521 bei Morig, II, 114 u. 220. Rachtung von 
1519 $. 12 bei Schannat, II, 821. 

77) Wpologie der Stabt Wormbs, p. 20—35. Moritz, I, 109-117. 

78) Urk. von 1267 bei Lehmann, p. 547. quod cives Spirenses sunt 
imperio annexi —. YXau, I, 20. Not. 
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leichterte diefen Kampf, welcher daher bereits im Jahre 1294 mit 
bem Berlufte der oberjten Gewalt in der Stabt geendiget hat?®), 
Der Kampf mit dem Bilchof dauerte zwar nach wie vor fort. Der 
Kaiſer ſelbſt war aber ſeitdem wieder ber eigentliche Inhaber ber 
Öffentlichen Gewalt in der Stadt, wie dieſes auch im “Jahre 1480 
ganz offen von dem Stadtrath ausgefprochen worden ift („da doch 
„der Nath keinen andern Oberherrn als Kayf. Maj. hatten”) 8). Da 
jedoch die Stadt die wichtigften Rechte der Öffentlichen Gewalt, ins- 
befondere auch die Gerichtsbarkeit an fich gebracht und auch Feine 
Berufung mehr an die NReichsgerichte ftatt hatte, jo waren im 
Grunde genommen die Rechte der öffentlichen Gewalt an bie Etabt 
gefonmen, und ber. Stadtrath führte nun das Stabtregiment im 
Namen des Kaiſers („der Rath habe von Snaben Kay. Mai. 
„und an Dero ftatt das Negiment als Oberherr in ker 
„Stadt-Speyr, und gebe auff joldhe Weiß und in Krafft defien 
„Glaid, madte Gebott, VBerbott, Bündniß und Befrie 
„digung in ihrer Stabt, wie, mit wen, und wo fte wolten“) ®). 

Eben fo wurde auch in den übrigen Bifchofsitädten gekämpft. 
“ Und in Bajel, Mainz, Köln, Magdeburg u. a. m. hörten jene 
Kämpfe faſt gar nicht miehr auf. Meiftentheils ftanden die Kaiſer 
auf Seiten der gegen den Bilchof ober ben Abt ankämpfenden 
Städte. Sie unterftügten demnach ben Aufruhr gegen bie gefeb- 
lihe Gewalt. Sie erklärten jene Stäbte für reichSunmittelbare 
Städte, zogen fie zu den Reichstagen und begehrten und erhielten 
Neichsdienjte von ihnen. Daher find jene Stäbte meiftentheils 
wirflihe Neihsftädte, mehrere jogar freie Reichsftäbte geworben 
und dieſes ſodann bis auf unfere Tage geblieben. Nicht alle Bi- 
ichofsftädte und Abteiſtädte Fonnten jedoch ihre Reichsunmittelbar⸗ 
feit behaupten, Mainz, Trier, Erfurt, Würzburg, Bamberg, Fulda, 
Münfter und Osnabrüd mußten ſich ihrem Landesherrn wieder 
unterwerfen. Meiſtentheils war hiebei das Beſatzungsrecht ent⸗ 
ſcheidend. Konnten die Bürger das eigene Beſatzungsrecht in der 
Stadt gegen den Biſchof behaupten, fo blieben fie Reichoſtaͤdte. 
Konnten fie diefes aber nicht, Tonnten fich vielmehr die Biſchoͤfe 





79) Rau, I, 16—18. und oben $. 11. 


80) Lehmann, p. 851. 
81) Erklärung von 1480 bei Lehmann, p. 950 u. p. 254. 
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ſelbſt des Bejabungsrechtes wieder bemächtigen, wie biejes im Sahre 
1462 in Mainz gelungen ift, fo ſanken fodann die Städte wieder 
zu Landſtaͤdten herab. So bie eben erwähnten Biſchofsſtädte. Auch 
in ihnen bat zwar, 3. B. in Osnabrüd u. a. m., der zwifchen ber 
Reichsunmittelbarkeit und der Landeshoheit bin und ber fchwan- 
ende Zuſtand noch das ganze 16. Jahrhundert hindurch gedauert. 
Allein im 17. Jahrhundert, nach dem dvreißigjährigen Kriege, hat 
auch in ihnen bie Landesherrichaft geftegt ®?). Eben jo war e8 in 
Magdeburg Auch nach der furchtbaren Zerftörung der Stadt 
im breißigjährigen Kriege blieb nämlich Magdeburg noch eine reichs⸗ 
unmittelbare Stadt. Im Jahre 1638 hatte fie noch die Kaiferliche 
Beitätigung ihrer Freiheiten erhalten und ſodann ihr Stadtregiment 
geordnet und eine eigene Beſatzung erhalten. Auch der Weft- 
phältfche Frieden ſchien ihrer Neichsfreiheit günſtig zu fein. Sie 
fonnte daher die Iandesherrliche Huldigung fortwährend verweigern. 
Allein bereits im Jahre 1666 hat der Vergleich von Kllofter Bergen 
biejes Alles geändert. Die Stadt mußte ſich wieder der Landes: 
hoheit unterwerfen, dem Landesherrn die Erbhuldigung leiften und 
eine Iandesherrliche Beſatzung aufnehmen. Damit war aber bie 
Reihsunmittelbarkeit für immer dahin 92). 


4. Die dffentlihe Gewalt in ben Landfäbten. 
a. Im Allgemeinen. 
$. 505. 


Landftänte oder Territorialftädte nannte man alle 
jene Städte, welche, weil fle in einer Erbgraffchaft oder in einer 
erblichen Vogtei Tagen, in Feiner direften Verbindung mehr mit 
Kaiſer und Neich ftanden (F. 466). So lag 3. B. Bonn im alten 
Bonngau ($. 470) Mit der Grafihaft in jenem Gau war aber 
auch Bonn an das Erzftift Köln und dadurch außer alle direkte 
Verbindung mit dem Kaifer und Reich gefommen. Heidelberg lag 





82) Stüve, Geſch. der Stadtverfafjung von Osnabrüdk in Mittheilung. des 
biftor. Vereins zu Osnabrüd, VIII, 67—61. 

88) Weſtphäl. Frieden, art. XI, $. 7 u, 8. Vergleich von 1666 bei Rath: 
mann, IV. 2. p. 848—352 u. 382. 
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im Lobdengau und in der Grafſchaft auf dem Stahlbohel, und war 
mit jener Graffhaft an die Pfalzgrafen bei Rhein gekommen. 
Coesfeld aber und Müniter lagen in erblichen Vogteien und waren 
mit diefen an die Bilchöfe von Münfter gefommen ($. 466). Eben 
io lag Erfurt im 13. Jahrhundert in der erblihen Vogtei der 
Grafen von Gleichen, weldye damals auch in der Stadt die Vogtei 
hatten 4). Auch Erfurt ſtand demnach damals in Feiner direkten 
Verbindung mehr mit Kaifer und Rei, bis die Vogtei in dem 
Jahre 1283. von jenen Grafen an die Stadt verlauft worden 
war 2). Mit der Erblichkeit der Gaugrafichaft und der VBogtei war 
nämlich das Amt zu einer felbftändigen von dem Kaiſer und eich 
unabhängigen Herrichaft geworden. Die erblichen Inhaber ver 
öffentlichen Gewalt in ber Stadt waren demnach nun die Herren 
ber Stadt, 3. B. die Herzoge von Zäringen bie Herren der Stadt 
Freiburg (domini civitatis) ®), die Grafen von Gleichen die Herren 
der Stadt Erfurt (domini civitatis) %). Und fte waren dieſes ganz . 
in demſelben Sinne wie auch die Kaifer die Herren in den Neichs- 
ftäbten und die Landesherrn die Herren ihrer Territorien ®), und 
wie daher auch die Erzbiihöfe von Mainz) und die Landgrafen 
von Thüringen Herren (domini) von Erfurt gewefen find ?). Die 
in einer Erbgrafihaft oder in einem landesherrlichen Territorium 
liegenden Städte wurden deshalb auch landesherrliche Städte 
und, feitben bie Landesherrn auch noch die herzoglichen Rechte 
erworben hatten, fürftlihe Städte genannt. Zu ihnen gehörten 
indeffen nicht bloß die alten Grafſchaftsſtädte und die in einer erb- 


— — — 


1) Tittmann, Geſchichte Heinrichs des Erlauchten, I, 61 u. 62, 

2) Urt. von 1283 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 189. Auch von 
Falckenſtein, Hijl. von Erfurt, p. 85—87. nimmt, wiewohl aus einem 
anderen runde an, daß Erfurt damals feine Reichsſtadt war. 

3) Stiftungbbrief von 1120, $. 18, 19, 81, 82, 34 u. 35. 

4) Urk. von 1277 bei Mencken, I, 539. 

5) vergl. Meine Einleitung zur Geſch. ber Mark-, Hof⸗ zc. Verf. p. 122 
— 124. 

6) Urk. von 1256 bei Lünig, Reichsarchiv. P. spec. cont. 4, Abth. 2. 
p. 428, 

7) Addit. ad Lambert. annal. ad an. 1175 bei Pistorius, 1, 429. und 
Mencken, II, 479. vergl. Tilimann, I, 63 u. 67. 
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lihen Bogtei liegenden Städte, jondern auch noch die grund: 
herrlichen in einer Erbgrafichaft oder in einem landesherrlichen 
Territorium liegenden Städte. Denn, wie andere Grunbherrichaften, 
fo ftanden auch die grundherrlihen Städte unter der öffentlichen 
Gewalt. Sie ftanden demnach auch dann noch unter ihr, nachdem 
die Inhaber ber öffentlichen Gewalt ihr Amt erblich gemacht hatten. 
Waren nun die Inhaber der Öffentlichen Gewalt zu gleicher Zeit 
ſelbſt Grundherren ber Stadt, entweder der ganzen Stadt ober 
eines Theiles berfelben, jo blieben fte dieſes aud dann noch, nach: 
dem fie die Öffentliche Gewalt erblich an fich gebracht hatten. So 
waren in der Stadt Münjter bie Bifchdfe von Münfter die Grund: 
herren eines großen Thetles der Etabt, und fie blieben diefes auch, 
dann noch, nachdem fie die Schirmvogtei an fi} gebracht und mit 
ihr die Öffentliche Gewalt erworben hatten ($. 466). Eben biejes 
war in Wefel der Fall. Die Grafen von Eleve waren bafelbft 
Inhaber der öffentlihen Gewalt und Grundherren in einem großen 
Theile der Stadt. Und, als fie den Ort zur Stadt erhoben und 
mit einem freien Stadtrecht beſchenkt hatten, bebielten fie fich die 
grundherrlihden Nechte ausprüdlich vor®). In Schwaney waren 
die Bifchöfe von Paderborn und die Nitter von Herje mit einander 
die Grundherren. Sie wurben daher domini terrae genannt. Die 
Biichdfe waren aber zu gleicher Zeit auch Inhaber der Öffentlichen 
Gewalt?) In, Erfurt hatten die Grafen von Gleichen und auch 
bie Erzbiichöfe von Mainz Grundbeſitz, jogenannte Kameralgüter 10). 
Und e8 dürfte nicht leicht einen Landesherrn gegeben haben, ber 
nicht wenigftens in den größeren Städten feines Territoriums einen 
mehr oder weniger ausgedehnten Grunbbefi gehabt hätte Mit 
dem erblichen Komitat waren ja alle die ausgedehnten aus der alten 
Markenverfaſſung auf die Deutichen Könige übergegangenen Mark: 


8) Privilegien von 1277 u. 1811 bei Wigand, Archiv, IV, 898 ff. Pri⸗ 
vileg von 1811, eod. p. 899. salvo nobis jure nostro, si quid in 
bonis aut hominibus habeamus —. „behaldende unſs all unfe rechte, 
„jo wat wy bebben in den guede offte in ben Iueben-“ 

9) Urk. von 1844 bei Wigand, Ardir, I, 4. p. 99—102. 

10) Urk. von 1265 bei Yaldenflein, Erf Hifl. p. 106. — casas in illo 
camerae nostro loco — camerae nostrae locum —. vergl. Titte 
mann, Geſch. Heinrichs des Erl. p. 61. 

v. Maurer, Städteverfaffung. DIL. öl 
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(ändereien und marfgrundherrlihen Rechte auf bie Landesherrn 
übergegangen, wie im ganzen Territorium jo insbeſondere auch im 
den in dem Territorium Ilegenden Stäbten (8.458). Indeſſen find 
denn doch nicht alle Landſtädte grundherrliche oder gemifchte Städte 
gewefen. Sehr viele von ihnen, in welchen weber der Landesherr 
noch ein anderer Grundherr angejeffen war, blieben vielmehr in 
früheren und fpäteren Zeiten freie Lanbftäbte. Die Stäbtchen 
Alzei, Rockenhauſen u. a. m. waren urjprünglih Sallanı 
(terra salica) eines in jener Gegend begüterten Grafen. Jene 
Ortichaften fielen aber ſchon im 9. Jahrhundert an den König 
lichen Fiskus in Frankfurt '). Späterhin kamen fie mit anderen 
-NReichsländereien an die Pfalzgrafen bei Rhein. Das Städtchen 
Rockenhauſen insbejondere kam zuerjt an die Raugrafen und von 
diefen jodann an die Pfalzgrafen. Eine Grundherrſchaft kam jedoch 
daſelbſt nicht auf. Daher blieben die Bürger frei von grundherr⸗ 
lichen Beten und Steuern. Und die Bürgerichaft beftand aus edlen 
und uneblen Bürgern und Bauern („alleriey Iute fie fin edel over 
„vnedel burgere oder gebure*) 12). 


$. 506. 


Wie die Kalfer in den Reichsftäbten unb bie Biichöfe und 
Aebte in ihren Immunitätsſtädten ($. 468, 484 u. 485), jo ftellten 
nun auch bie Landesherrn in ihren landesherrlichen Stäbten grunb: 
herrliche Beamte an zur Erhebung ber ihnen gehörenden grund⸗ 
herrlichen Gefälle und zur Bejorgung der grundherrlichen Gerichte 
barkeit in der Stadt. Wie in den Bilchofsftädten fo führte ver 
grundherrliche Beamte auch in den lanbesherrlichen Städten öfters 
ben Titel Kämmerer, 3. 2. in Wien?!), m Prag ?), in Brünn ®) 


11) Urk. von 897 bei Schannat, II, 10—11. decimationem totius nostrae 
salicae terrae in his locis — quorum (nämlid comitis et A. 
suse conjugis) eadem praedia antes fuerant, donec legaliter in 
palatio Frankenfurt ad nostrum dominium fiscata sunt 

12) Urf. von 1407 in Acta acad. Palat. I, 54 u. 56. 

1) Urk. von 1204 bei von Hormayr, Wien, I, 1. Urfb. p. 48. 

2) Rößler, Einleitung, p. 90. 

8) Judenrecht von 1268 $. 4 bei Senckenberg, vision. p. 818. und die 
Judenrechte, 8. 120 bei Röfler, p. 869. 
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u. a. m., und er hatte auch in den Tanbesherrliden Stäbten Ge- 
richtsbarfeit über bie Juden ($. 300). Dieje landesherrlichen 
Kämmerer in den Städten ſcheinen ſehr verbreitet gewejen zu jein. 
Denn ſchon in dem Landfrieven von 1158 wurde ganz allgemein 
verordnet, daß, wenn ein Kaufmann die in der Stabt gekauften 
Waaren dem Heere zu theuer verkaufte, der Kämmerer ihm fein 
ganzes Waarenlager (omne forum suum) wegnehmen und ihn 
fcheeren und auf die Wange brennen laffen folle ). Es wird 
demnach vorausgelebt, daß ſich in jeder Stadt ein landbeöherrlicher 
Kämmerer befinde. In anderen Städten bejorgten die herrichaft- 
lichen Billtet und Schultheiße die Erhebung der grundherrlichen 
Gefälle und die grundherrliche Gerichtsbarkeit in der Stadt. In 
Erfurt 3. B. hatten die Erzbifchöfe von Mainz zwei Schultheiße, 
welche abwechjelnd auch Villici genannt wurden. Der Eine befand 
fi, in der Stadt felhft und der Andere in der Vorftadt im BruelS). 
Und außer der Gerichtsbarkeit hatten fie auch die Erhebung der 
berrichaftlichen Gefälle zu beforgen. Eben jo hatten die Erzbiſchöfe 
von Köln mehrere berrichaftliche Beamte auf ihren verſchiedenen 
Sronhöfen in Benn, 3. B. einen villicus curie auf dem Wichels- 
hofe®) und einen Meier (Meyger oder officiatus) auf dem Hofe 
Meerbaufen ?), welche die herrichaftlichen Gefälle erheben und bie 
Hofgerichte zu präfidiren hatten. Und diefe Hofgerichte dauerten 
längere Zeit auch dann noch fort, nachdem ber Ort im Jahre 1243 
zur Stabt erhoben worden war und einen eigenen lanbesherrlichen 
Stabtrichter erhalten hatte. 

Zu den landesherrlichen Stäbten gehörten enblich auch noch 
diejenigen Königs⸗ oder Reichsftäbte, welche von einem Landesherrn 
erworben und der Landeshoheit bleibend unterworfen worden find, 
wie dieſes 3. B. bei Katferslautern, Oppenheim und Nedargemünd 


4) Landfrieden von 1158 $. 17 bei Pertz, IV, 108. 

5) Urk. von 1125 bei Faldenftein, Thüring. Ehron. II, 484. — sculteto 
de Brularis — villico de Brularis — scultetus et alius scultetus. 
vergl. Faldenftein, Hit. von Erfurt, p. 1015. und ber Erfle wurde 
auch villicus civitatis genannt in Urk. von 1228 bei Guden, I, 499, 

6) Url. von 1211 bei Lacomblet, Archiv, II, 8085, 

7) Url. von 1825 und 1847 und Weisthum aus 14. sec. bei Lacomblet, 
Arch. II, 299, 809 u. 817. 
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in der Pfalz ($. 479), bei Boppard, Altenburg, Chemnitz, Zwickau, 
Donauwörth u. a. m., insbefondere auch bei Erfurt ver Fall war. 
Auch Erfurt war nämlich urfprünglich eine Königsitadt. Und auch 
die Verfaffungsgefchichte diefer Stadt ift Teineswegs jo verworren, 
wie diefes Tittmann glaubt, wie es aber wirklich der Fall wäre, 
wenn es bafelbft drei Inhaber der öffentlichen Gewalt neben einan- 
der, die Grafen von Gleichen, die Erzbiichöfe von Mainz und bie 
Landgrafen von Thüringen gegeben hätte, wie diefes Tittmann au: 
nimmt ®). Dem tft aber nicht jo. Die Verfafiung von Erfurt 
hat fih nämlich in ganz ähnlicher Weile, wie die Verfaſſung aller 
übrigen Bifchofsftäbte gebildet. Wie in anderen Bilchofsftäbten ber 
Biſchof fo erhielt auch in Erfurt der Erzbiihof von Mainz den 
Comitat. Und wie andere Bilchöfe jo gab auch er die Vogtei als 
ein erbliches Lehen hin. Denn die Vogtei der Grafen von Gleichen 
war ein erzbifchöfliches Lehen 9), Feine Reichsvogtei, wie biejes Titt- 
mann annimmt. Daher fiel die Vogtei, welche die Grafen an bie 
Stadt verfauft hatten, jpäterhin beim Erlöfchen des Grafengefchled: 
tes nicht an das Reich, vielmehr an die Erzbilchöfe von Mainz 
zurüd. Wie Augsburg, Konftanz u. a. m. unter der Reichsland: 
vogtet von Schwaben ($. 466), jo ftand nun auch Erfurt zwar 
nicht unter einer Reichslandvogtei, wohl aber, was im Effect das: 
jelbe war, unter der Landgraffchaft von Thüringen. Daber wurde 
Erfurt erft feit der Befreiung von der Landgrafichaft in ber That 
eine erzbiſchoͤflich Mainziſche Landftabt. 


Rechte der Kaiſer in den landesherrlichen Territorien und 
Städten. 


8. 507. 


Die Echließung der Xerritorien gegen Kaiſer und Reich ift 
nämlich nicht mit einem Schlage, vielmehr nur nach und nach er: 
folgt. Daher hatte der Kaiſer lange Zeit noch manche Rechte in 
den Territorien, welche er jelbjt ausübte oder durch Reichsland⸗ 
vögte oder Landgrafen ausüben ließ, und welche fich erſt fpäter feit 


8) Tittinann, p. 60—69. 
9%) Faldenftein, Hiſt. von Erfurt, p. 88. 
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dem völligen Schließen der Territorien verloren haben. Die meilten 
Iandesherrlichen Städte waren nämlich urjprünglich reihsunmittel- 
bare Königsftädte, fogenannte Grafſchafts- oder Comitatsſtädte. 
Und ein Reit jener ehemaligen Reichsunmittelbarfeit hat fich lange 
Zeit, wenigftens noch zur Zeit der Nechtsbücher, in dem Nechte 
bes Kalfers die Neichsgewalt in allen Städten bes Reiches aus- 
üben zu dürfen, jo oft er dahin Fam, erhalten. In Kaiſerslautern 
durften die Kaiſer noch in den zum Theile von Kaiſer Friedrich I 
angelegten Filchweiern (in den jogenannten Wagen oder Wogen), 
jo oft fie nach Lautern famen, fiſchen und dieſes jogar noch zu 
einer Zeit thun, als jene Ftichweier dem Neiche nicht mehr ges 
hörten). Auch in dem Schöffenbriefe für Görlig it neben denn 
Herrendienit auch noch vom Reichsdienſt die Rede?). Ohne Er: 
laubniß des Kaiſers und bes Neiches durfte urjprünglich fein Ort 
mit Mauern umgeben und dadurch zu einer Stadt erhoben werbeit. 
Erft im. Jahre 1231 erhielten dieſes echt auch bie Landesherrn 
($. 6 u. 30). Ueberhaupt Hatte nur allein der Kaiſer das Recht 
den Stäbten Treiheiten und Privilegien zu ertheilen (nullus prin- 
ceps aut dominus potest alicui opido conferre. vel concedere 
aliquas libertates, vel etiam privilegiare eosdem, absque manu 
et expresso consensu regis in cuius regno dominium ipsius do- 
mini situm extitit). Als diefes aber der Graf von Jülich dennoch 
ohne Zuftimmung bes Kaiſers getban hatte, jo wurben dieſe rei: 
heiten im Jahre 1310 von dem Fürjtengerichte zu Speier vernid)- 
tet 2). Das Städtchen Nocenhaufen in der Pfalz erhielt noch im 
Sahre 1332, auf ausprücdtiches Begehren des Naugrafen Heinrich, 
die Rechte und Freiheiten der Reichsſtadt Frankfurt von Kaiſer 
Ludwig dem Baier, und im Jahre 1407 wurden jene Freiheiten 
von Kaiſer Ruprecht nochmals bejtätiget und vermehrt®).- Auch 
das Recht Märkte ober neue Münzen oder Zölle zu errichten oder 
bie Zollfreibeit zu verleihen war urſprünglich ein Vorredht bes 
Kaiſers ($. 75, 76, 78 u. 79). MS daher der Graf von Jülich 


1) Weisthum bei Grimm, I, 778. vergl. $. 468. 

3) Schöffenbrief von 1804, 8. 188 bei T. u. St. p. 477. 
8) Pertz, IV, 500. 

4) Urf. von 1882 u. 1407 in Acta acad. Palat. I, 633 - 56. 
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feinen Iandesherrlichen Städten die Zollfreiheit ohne Zuftimmung 
des Kaiſers verliehen hatte, jo wurde fie im Jahre 1310 von dem 
Fürftengerichte zu Speier wieber aufgehoben, wiewohl dem Grafen 
bie Zoͤlle jelbjt bereit von dem Kaiſer verliehen worden waren ®). 
Auch die Reichszölle und Meichsftenern wurden eine Zeit lang noch 
von dem Kaifer und Reihe in den landesherrlihen Xerritorien 
erhoben, bis fie auf die Landesherrn jelbjt übertragen worden find. 
Sp erhielten die Erzbiichöfe von Köln die Reichszölle zu Ander⸗ 
nach, Bonn und Neuß erft im Jahre 1298%). In anderen Terri- 
torien wurden die Meichszölle und Muͤnzen theils früher theils 
jpäter auf die Landesherrn übertragen, 3. B. in Sadjen 7). Def: 
ters wurden fogar bie bereits fchon verliehenen Zölle wieder wiber: 
rufen, 3. B. in den Städten am Rhein ®), bis zuletzt alle Zölle 
und die übrigen fisfaliichen Einkünfte von dem Reich veränßert 
worden find. Diejes gilt insbejondere auch von den Reichsfteuern. 
Sie follten zuerft nicht mehr ohne Zuſtimmung des Landesherrn, 
3. B. in Magdeburg), und zulegt von dem Kaiſer gar.nicht mehr, 
vielmehr nur noch von dem Landesherrn felbft erhoben werden. 
Und fo find denn nach. und nach alle Rechte der Öffentlichen Ge⸗ 
walt auf die Landesherrn übergegangen und jodann die landes- 
herrlichen Zerritorien gegen ben Kaiſer und bas Weich gänzlich 
geſchloſſen worden. Die wenigen Rechte, welche aud) dann noch 
dem Katjer geblieben find, nannte man jeit dem weftphäliichen 
Frieden Kaiferlihe Reſervatrechte. 


b. Rechte Der äffentligen Gewalt. 
1) Bann= und Schirmgewalt. 
©. 508. 


Zu den auf die Landesheren übergegangenen Rechten der 
öffentlichen Gewalt gehörten insbeſondere das Gebot und Berbot 


5) Pertz, IV, 501. 

6) Urt. von 1298 bei Lacomblet, Il, 586. 
7) Zittmann, p. 194 ff. u. 204 ff. 

8) Constit. von 1801 bei Pertz, IV, 474. 
9) Urk. von 1216 bei Meibom, II, 877. 
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oder das Bannrecht und die damit verbundene Schirmgewalt, 
das jichere Geleit und die Öffentlihe Gerichtsbarkeit. 
Wie in den Reichsitädten dem Deutfchen König und in ben 
Bifchofs- und Abteiftädten dem Biſchof und Abte (F. 469 u. 488), 
jo gehörte in den Landjtädten das Recht zu gebieten und zu 
verbieten oder das Bannrecht dem Landeshern. Mit dem 
erblihen Komitat und mit der erblich gewordenen Vogtei ift näm- 
lich auch das Recht des Gebotes und des Berbotes (das Bann- 
recht) auf die Landesheren übergegangen. Dieſer Uebergang hat 
jedoch nicht immer auf einer Königlichen Verleihung beruht, wie 
dieſes bei den Bilchofsftädten der Kal war. Er ift vielmehr metiten- 
theils in aller Stille im Laufe der Zeit vor fih gegangen. Daher 
wird deflelben in den Urkunden nur ſehr ſelten erwähnt, oder 
wenigftens nur dann erwähnt, wenn dazu eine Veranlaflung ge: 
geben war. So mußten 3. B. im Jahre 1487, nach einem vergeb- 
lichen Verſuche der Stadt Fulda fich zu einer freien Reichsftadt zu 
erheben, der Bürgermeifter und Stadtrath einen feierlichen Eid 
leiften, „daß die Stabt Fulda weber eine freye noch reihe Stabt 
„\eye, Tondern ein Apt von Fulda ſeye ihr Herr mit habender 
„Obrigkeit, gebot und verbot, fegen und entjeben“ ’). 
Daß aber auch in allen anderen Landſtädten das Bannrecht auf 
bie Randesherrn übergegangen ift, leidet jedenfalls gar feinen Zwei— 
fel. Und auch diejes Bannrecht umfaßte den gefammten Königs: 
bann mit Einjchluß des Blutbanns Diefer wurde öfters ſogar 
noch in den Randftäbten Königsbann (bannum Regis) genannt, 
3. B. in Mebebad 2) und in Herfort ?). Mit dem Rechte zu ge: 
bieten und zu verbieten war allzeit auch das Recht Verorbnun- 
gen zu machen verbunden. Diejes Recht wurde von je her als 
ein wefentlicher Beftandtheil des Bannrechtes betrachtet. Die Erz 
bifchöfe von Köln bebienten fich bereits im 12. Jahrhundert dieſes 
Nechtes, um in Andernach eine neue Gerichtsordnung zu erlaflen 
und ein neues Schöffengericht einzuführen 3). Seit dein Steigen 
der Gewalt des Stadtraths ift zwar auch in ven Landſtädten jenes 


1) Thomas, Fuld. Pr. R. I, 114. 

2) Stabtreht von 1165 $. 2 bei Seibertz, II, 1. p. 78. 
8) Urk. von 1281 8. 4 bei Kindlinger, Hörigf. p. 264. 
38) Urf. von 1171 bei Büntber, I, 407 ff. 
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Recht mehr und mehr beichränkt, in Feiner Ianbesherrlichen Stabt 
aber ganz aufgehoben worden. Die von dem Stabtrath ober von 
den Zünjten gemachten Verordnungen mußten faft allenthalben 
dem Landesherrn zur Beftätigung vorgelegt werden. In vielen 
Städten machten die Landesherrn jene Verordnungen gemein: 
ſchaftlich mit dem Stabtrath, 3. B. die Gewerbsorbnungen. So 
machten die Herzoge von Batern im Jahre 1433 in München eine 
Wein: und Metſchenkordnung gemeinfchaftlich mit dem Stadt- 
vath %. Auch blieb die ſtädtiſche Verwaltung und das Zunftweien 
allenthalben in großer Abhängigkeit von der Landesherrichaft, je 
nach den Umftänden in einer Landſtadt mehr in der anderen we⸗ 
iger. Auch ſollte urſprünglich ohne landesherrliche Zuftimmung 
feine neue Steuer aufgelegt werben, 3. B. in Konſtanz noch im 
14. Sahrhundert ®). Diefes gilt insbeſondere von ber Anlegung 
neuer indirefter Steuern. So wie umgefehrt auch die Landesherrn 
ohne Zuftimmung der Städte Feine. neue Öffentliche Steuern ein: 
führen jollten ($. 428). Auch durfte ſich ohne Iandesherrliche Be: 
jtätigung feine SJunft bilden und feine Zunftordnung erjcheinen 
(8. 266, 275 u. 276). Darum ließen die Bader zu Berlin und 
Köln ihre im Jahre 1462 gemachten Willfüren im Sahre 1486 
von dem Markgrafen beftätigen %). In manchen Landftäbten war 
fogar zur Abhaltung einer Gemeindeverfammlung bie landesherr- 
liche Erlaubniß nothwendig, 3. B. in Salzwedel zur Haltung einer 
Bauerfprache oder einer anderen VBerfammlung oder Einigung ?). 
Anderwärts jollten fich jelbit die Zünfte ohne Erlanbniß der lan: 
besherrlichen Beamten nicht mehr verfammeln, 3. B. in Seligen- 
ftadt jeit dem 16. Jahrhundert ®). Seit dem 15. und 16. Jahr: 
hundert ſtieg nämlih auch in den Lanbftädten wieder die landes: 
berrlide Gewalt. Schon Markgraf Friedrich konnte im Jahre 1434 


4) Verordnung von 1488 in Mon. Boic. 85, II, p. 312—814. 

5) Urk. von 1857 bei Pistorius, III, 699. 

6) Beilätigungsbrief von 1486 bei Zimmermann, II, 246. 

7) Verhandlung von 1485 bei Zimmermann, II, 240. — „tein Bawer: 
„ſprake bollden, ouch fein ſunderlich Sammlung oder —— das 
„man heiſt ein deputacio haltenn folet* — 

8) Stadtordnung von 1527 bei Steiner, Seligenſiadt, p. 871. 
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feiner Landftadt Baireuth, ohne auf Widerjtand zu ſtoßen, eine 
Stadt: und Gerichtsordnung geben, nach welder der Stabtrath 
jährlich unter Mitwirfung des Iandesherrlichen Vogtes erneuert 
werden jollte®). Und der Erzbiſchof Albrecht von Mainz Tounte 
fogar, freilich exit im Sabre 1527 nach unterdrücktem Bauernkriege, 
bie Freiheiten feiner Landſtadt Seligenftabt ganz aufheben und 
ohne Mitwirfung des Stadtrathes eine neye Stabtorbnung er: 
lafjen 19). 

Ein weiteres Recht der öffentlichen Gewalt war die Schirm: 
gewalt. Und mit der übrigen öffentlihen Gewalt ift auch dieſe 
auf die Landesherrn übergegangen. In Brakel benubten die Bi⸗ 
ichöfe von Paderbarn, welche daſelbſt Lanbesheren waren, ihre 
Schirmgewalt, um fi in die Streitigkeiten ber Stabt mit ihrer 
Srundherrihaft und mit dem Stadtrath einzumifchen, und die 
Bürgerſchaft gegen jene zu ſchützen und zu unterjtügen (8. 168). 
In Salzwedel ſchützten die Markgrafen von Brandenburg den 
Rath gegen die Gemeinde, und umgekehrt auch die Gemeinde wie: 
der gegen ben Rath, wenn diefer im Unrecht war 11). Auch in 
Freiburg im Breisgau 12) und in den Bairiſchen Städten hatten 
die Landesheren und die landesherrlichen Beamten bie Bürger zu 
ſchützen und zu jchirmen, 3. B. in den Städten Rain, Landsberg 
u. a. m. 12). Um dieſer Schirmgewalt willen Iteßen viele Land» 
jtäbte ihre, hergebrachten Rechte und Freiheiten von ihren Landes: 
herrn beftätigen und bei jedem Negierungswechjel von dem neuen 
Landesherrn abermals bejtätigen, 3. B. die Bürger von Landsberg 
in Baiern 19), die Bürger von Berlin und Köln u. a. m. 18). 
Dieie ES chirmgewalt wurde nach und nach zu einer landesherr⸗ 
lihen Vogtei ausgebildet, welcher fobann auch die meiften Land⸗ 
ftädte unterworfen worden find. Eo wie nämlich in den reich$- 


9) Lang, Geſch. von Baireuth, 1, 56. 

10) Stabtordnung von 1527 bei Steiner, p. 868. 

11) Verhandlung von 1485 bei Bimmermann, II, 241. 

12) Urk. von 1298 u. 1368 bei Schreiber, I, 124 u. 542. 

18) Urf. von 1828, 1964, 13878 u. 1877 bei Lori, p. 46, 67, 72 u. 77. 

14) Urf. von 1864 u. 1377 bei 2ori, p. 66 u. 77. 

15) Urt. von 1298, 1837, 1388, 1863 u. 1878 bei Fidicin, I, 52, 54, 5b 
u. 63. vergl. noch oben $. 158. 
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unmittelbar gebliebenen Herrichaften die Reihsichirmgewalt zu einer 
Reichsvogtei ausgebildet worden iſt, und diejenigen Neichsftädte, 
welche der Reichsvogtei unterworfen waren, gemeine Reiche: 
ftädte genannt worden find, während jene Neichsftäbte, welche 
fih von der Reichsvogtei freigemacht oder viele felbft erworben 
hatten, freie Reichsftädte hießen (F. 462—464), fo bildete ſich 
auch in den landesherrlichen Xerritorten ein Unterſchied zwiſchen 
mittelbaren nnd unmittelbaren oder freien Landſtädten 
aus. Diejenigen Landftädte nämlich, welche fich der Ianbesherrlichen 
Vogtei unterwerfen mußten, ftanden nicht direft unter dem Landes- 
herrn. Cie wurden daher mittelbare Städte genannt. Und 
fie waren, wie die gemeinen Reichsſtädte, den vogtellichen Abgaben 
unterworfen. Jene Landſtädte dagegen, welche der landesherrlichen 
Vogtei nicht unterworfen waren, ftanden eben fo bireft unter dem 
Landesherrn, wie die freien Reichsftädte unter dem Kaiſer und 
Reich. Sie wurden daher ummittelbare oder freie Land: 
ftädte genannt. Wie die freien Reichsftäbte, fo waren auch fie 
feinen vogtellichen Abgaben unterworfen und als unmittelbare 
Städte erhielten fle ſpäterhin Zutritt zu den Landftänden, weil fie 
jonft nicht vertreten gewefen wären. Die unmittelbaren Landſtädte 
hatten demnach in ben lanbesherrlichen Territorien eine Ähnliche 
Stellung, wie die freien Reichsſtädte dem Kaiſer und Weich 
gegenüber. 

Mit der Schirmgewalt hing auch das Geleitwejen und 
der Schub der Landftraßen zufammen. Die Landesherrn er: 
hielten diejes Recht durch Königliche Verleihung 1%). Sie hatten 
e8 daher urfprünglich in allen ihren Landftäbten. So die Hetzoge 
von Häringen in Freiburg 17), die Aebte von Korvei in Hörter 1), 
die Herzoge von Baiern in Landsberg u. a. m. 9), die Markgrafen 
von Brandenburg in Franffurt an der Ober, in Stendal u. a. m., 


je ee — — — — — 


16) Constit. Frideriei II von 1282 bei Pertz, IV, 292. Conductum prin- 
cipum per terram eorum, quam de manu nostra tenent in feodo. 
17) Stiftungsbrief von 1120 $. 3 und Stadtrobel, $. 5’u. 7 bei Gaupp, 
. II, 19 u. 29. 
18) Sübhnebrief von 1882 bei Wigand, Geld. von Korvei, I, 884. 
19) Urk. von 1373 bei Lori, p. 72. 
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bis der Mißbrauch biefes Nechtes und die bamit zufammenhängen- 
ben Erprefiungen zur Befreiung von den damit verbundenen Ab- 
gaben, bin und wieder auch von dem Geleitrechte jelbft geführt 
haben (6. 87). 


2) Deffentlide Serihtsbarkfeit in den Landſtädten. 


$. 509. 


Auch die mit dem Bannrechte und mit der Schirmgewalt 
verbundene Öffentlihe Gerichtsbarkeit ift auf die Landes- 
berrn übergegangen. Und wie die Biichöfe und Aebte in den Bi- 
ſchofs- und Abteiftädten fo waren nun auch bie Randesherrn in 
ihren Landftädten die Gerichtsherren, von denen bie öffentliche 
Gerichtsbarkeit in der Stadt ausging. Da jedoch die Immunität 
von dem Gau⸗ und Landgerihte und das Necht der Bürger vor 
feinem auswärtigen Gerichte, vielmehr immer nur in der Etabt 
jelbft belangt zu werben, ein wejentliches Erforderniß eines jeben 
Stabt oder Weichbildrechtes (6. 471 u. 488), aljo auch bes Rech: 
tes der Landſtädte von Soeft!), von Freiburg 2), von Mebebadh 3), 
von Osnabrüd), von Siegburg), von Hagen®), von Mün- 
hen?) u. a. m. war, jo erhielten nun auch die Randftäbte ihr eige: 


nes Stadgericht, wentgjtens für die Eivilgerichtsbarfeit, öfters aber . . 


auch für den Blutbann, 3. B. Stabes), Coesfeld 9), Bochold 1), 


1) Stadtreht von 1120 $. 16. Urk. von 1371 bei Seiberg, 1, 1. 
p- 619. 

2) Stabtrobel $. 54. 

8) Stadtrecht von 1165 $. 2 u. 17. 

4) Urk. von 1171 bei Möfer, Osn. Geſch. II, 806. 

5) Urk. von 1182 bei Lacomblet, I, 342. 

6) Stadtrecht von 1296 $. 2 bei Seiberg, II, 1. p. 572. 

7) Url. von 1294 bei Bergmanıt, II, 10. Stadtrecht $. 402. 

8) Urf. von 1209 bei Pufendorf, Il, 155. — et judicio sint exceptae, 
et nulli de eis aliquid respondeant nisi soli advocato civitatis 
qui dicitur Wikvogt —. 

9) Urt. von 1197 bei Niefert, Münfter. Urtb. I, 2. p. 471—479. 

10) Urf. von 1206 bei Wigand, Archiv, II, 340. 
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Soeſt 11), Medebach 12), München, die ſchlefiſchen Städte ſeitdem 
ſie Deutſches Recht erhalten Hatten, u. a m. Auch Mannheim 
und Heidelberg, Necdargemünd, Kaiferslautern und andere Städte 
in ber Pfalz hatten ihr eigenes Stabtgericht mit ihrem eigenen 
Blutdann. Cie ftanden baher weder unter den Oberämtern noch 
unter den Zentgerichten, vielmehr unmittelbar unter ber Landes⸗ 
vegterung und unter dem landesherrlichen KHofgerichte 12), Denn 
mit der Erhebung eines Ortes zur Stadt oder mit der Ertheilung 
des Stadt: oder Weichbilbrechtes hörte die Gerichtsbarkeit des Gau-, 
Land⸗ oder Zentgerichtes auf. Es mußte deshalb zur Ausübung 
ber öffentlichen Gerichtsbarkeit in der Stadt ein eigenes Stabtgeridht 
errichtet werden. Daher mußten die erblichen Inhaber des Comi—⸗ 
tates oder der Vogtei öfters, wenn ein Ort Weichbildrecht erhielt, 
auf die ihnen zuftehende Hffentliche Gerichtsbarkeit in der Stadt, 
d. h. auf die Gerichtsbarkeit des Gau- oder Landgerichts in ber 
Stabt, verzichten, 3.8. in Bochold und in Coesfeld, und es wurde 
- fodann ein eigenes öffentliches Gericht in der Stabt errichtet 
($. 89 ff.). Die Stabtgerichte blieben nämlich” nach wie vor 
öffentlihe von den Landesheren abhängige Gerichte. Wenn 
daher die Gerichtsbarkeit der Gau- oder Landgerichte aufhörte, fo 
mußte ein eigenes Öffentliches Gericht für die Stadt errichtet werben. 
Defter8 behielten ſich nun die Lanvesheren, wenn ſie einen Ort 
zur Stadt erhoben und demfelben Stadt: oder Weichbildrecht er: 
theilten, die Hffentliche Gerichtsbarkeit in der Stadt ausdrücklich 
vor, 3. B. in Bonn !%), in Rüben 15), in Schwaney 1%) u. a. m. 
Allein auch dann, wenn ſich die Landesherrn die dffentliche Gewalt 
nicht ausdrücklich vorbehalten hatten, verftand fich dieſes von felbft. 
Denn dur die einer Stadt ertheilte Immunität von dem Land⸗ 
gerichte wurde bie lanvesherrliche Gerichtsbarkeit Teincswegs auf 
bie Stabt übertragen. Die Stadt blieb vielmehr nad wie vor 
eine landesherrliche Stadt, der Landesherr aljo auch Gerichtsherr 


11) Stadtrecht von 1120, $. 7, 14—17 u. 25. 

12) Stadtrecht von 1165 $. 2—4. 

13) Widder, I, 84, 124, 130, 148, 859 u. IV, 209. 
14) Urf. von 1248 bei Lacomblet, II, 148. 

15) Urk. von 1200 bet Wigand, Archiv, VI, 194. 
16) Urf. von 1844 bei Wigand, I, 4. p. 99. 
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in der Stadt. Die Landesherrn mußten daher zur Biſorgung der 
öffentlichen Gerichtsbarkeit in der Stadt eigene Stabtgerichte errich- 
ten, in vielen Städten der Mark Brandenburg!!!) u. a. m. Nur 
bie Fleineren Landftädte, in welchen die Marktfreiheit zu Teiner be- 
ſonderen Blüthe geführt hat, erhielten Fein eigenes Stadtgericht. 
Sie blieben vielmehr nach wie vor unter dem Iandesherrlichen Vogt: 
gericht 3. DB. in der Mark Brandenburg 18), oder unter dem Lanb- 
gerichte, 3. B. in Baiern fehr viele Landftäbte und felbft Die alte 
Stadt Vorftadt Au, welche erft feit einigen Jahren mit München 
vereiniget worden ift. Allein ſelbſt in dieſen Kleineren Landftäbten 
brauchten fih lange Zeit die Bürger vor feinem auswär- 
tigen Gerichte zu ftelen Daher mußte das Landgericht 
für die Bürger in der Stabt ſelbſt gehalten werben, wie 
in Speer ($. 90), fo auch in Höchſtett, wo ber Yanbes: 
herrliche Landuogt zwar den Vorſitz in dem Stabtgericht führte, 
die Etadträthe aber das Urtheil zu finden hatten 19). Eben fo 
war e8 in den jchlefiichen Städten. In ihnen pflegte die niebere 
oder die Civilgerichtsbarkeit an die Stadt, meiftentheils aber an die 
Gründer und Unternehmer der Stadt abgetreten, und nur ber 
Blutbann mit der hohen Gerichtsbarkeit dem Landesherrn und dem 
landesherrlichen Beamten vorbehalten zu werden. Allein auch bie- 
jes hohe Gericht mußte in der Stabt felbft gehalten werben (in 
ipsa civitate coram nostro judice) 2%). Selbjt bei Berufungen 
an das landesherrliche Hofgeriht brauchten die Bürger nicht außer: 
Halb ihrer Mauern vor Gericht zu erfcheinen. Das Hofgericht 
mußte vielmehr in der Stadt jelbjt gehalten und mit Schöffen aus 
der Stabt befeßt werben, 3. B. in Glogau 21), in Breslau 22), in 


17) Kühns, Geſchichte der Gerichtsverfaffung in der Marf Brandenburg, 

I, 198 ff., II, 192 ff. 
18) Kühne, I, 181 ff. 

19) Beichreibung der Dorfvechte von 1471 in Münchner gel. Anzeigen von 
1888, p. 140 f. -- „Stadtgeriht zu Höchſtett befißt der Herrichaft 
„Lanbvogt mit bem Gerichts Stab, und bie vom Rath zu Höchſtött 
‚find Urteilfpreher" —. | 

20) Urf. von 1250 bei X. u. St. p. 821. vrgl. oben $. 10. 

21) Weisthbum von 1802 $. 7 bei X. u. St. p. 445. „Wer Burger czu 
„Glogow ist und wirt geczogen aber ber czie ſich vor unjers Herren 
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Goldberg 22), in Yreiburg u. a. m. 2). Was aber bier von ben 
ſchleſiſchen Etädten bemerft worben ift, gilt offenbar von ganz 
Deutichland, indem in den fchlefifchen Städten kein beionberes 
Recht, vielmehr das damals allgemein geltende Deutſche Recht ein- 
geführt werden jollte und in der That auch eingeführt worden ift. 


S. 510. 


Wie in den meiften Neichsftäbten und in den Bilchofs- und 
Abteiftädten, jo findet man auch in vielen Lanbftäbten zwei 
öffentliche oder landesherrliche Beamte In Soeſt ftand 
ein landesherrlicher Vogt neben dem landesherrlichen Schultheiß. 
Der Vogt hatte wie in anderen getftlichen Territorien den Blut: 
bann !) und ber Echultheiß, offenbar der alte herrichaftliche Villi— 
cus oder Schultheiß des Fronhofes in Soeſt, welchem die niedere 
öffentliche Gerichtsbarkeit übertragen worben war ?), hatte bie Ei: 
vilgerichtsbarfeit zu bejorgen 2). Im Sahr 1278 brachte die Stadt 
bie Vogtei mit dem Blutbann fäuflih an fih 9%. Daher beforgte 
jeitdem der Stadtrath bie Kriminalgerichtsbarfeit in erfter und leg: 
ter Inſtanz. Die landesherrliche Regierung zu Cleve durfte zwar 
Kraft des dem Lanbesherru zuftehenden Oberauffichtsrechtes bie 
Alten injpiciren. ine Berufung an das Iandesherrlihe Hofgericht 


„Antlige, des Fürften, ader vor fynen Hoverichter, den Burger fal man 
„nicht czihen buzzen ber Stat Sloffe, funder in der Stat fal ber ant: 
„worten und der Stat fyeben Scheppfen fullen volgen und in dem Ge: 
„richte ſiczezen“ —. Urk. von 1828, eod. p. 208. Not. — coram 
nobis vel nostro judice, infra plancas ipsius Glogoviensis civitatis, 
debeat respondere et non extra civitatem ad respondendum trahi 
debet. 

22) Weistbum von 1802 pr. u. 8.7 bei X. u. St. p. 444 u. 445. 

28) Urk. von 1857 bei T. u. St. p. 876. 

24) Urk. von 1837 bei T. u. St. p. 546, vrgl. noch p. 208. 

1) Stabtredt von 1120 6. 7—16 u. 25. Schrae, art. 14 bei Emming- 
haus, p. 148 und bei Seibert, III, 890. 

2) Urk. von 1166 u. 1275 bei Kindlinger, M.®. II, 197, III, 1. p. 264 
u. 270. Urt. von 1178 bei Haeberlin, analect, med, aev. p. 506. 

3) Stadtrecht von 1120, $. 1, 16, 88 u. 84. 

4) Urk. von 1278 bei Kindlinger, III, 1. p. 217. 
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hatte aber nicht ſtatt)). Es blieb demnach nun nur noch ein 
landesherrlicher Beamter, der Schultheiß, in der Stadt ©). Er er- 
bielt fpäter den Titel Großrichter (grote Richter) und die ge: 
fammte @ivilgerichtsbarfeit in erſter Inſtanz. Und fein Gericht 
wurbe das Gericht der vier Bänfe genannt ). Zu feiner Pe: 
auffigtigung wurden ihm zwei Bürger, die fogenannten Groß: 
richtleute oder Erbrichter (Erffrihter oder Ervrichter) beige- 
geben, welche jedoch das Urtheil nicht mit zu finden und außer dent 
Gerichtsbeifige auch noch andere Functionen batten®). Die Be: 
rufung von dieſem Iandesherrlichen Gerichte erfter Anftanz ging an 
den Stadirath, von diefem aber ſodann weiter an das landesherr⸗ 
liche Hofgericht zu Eleve 9). Außer diefen beiden urſprünglich lan⸗ 
desherrlichen Gerichten wird indeſſen im alten Stabtreht und ſpä⸗ 
ter noch eines Probfteigerichtes, eines Freigerichtes und eines Go: 
gerichtes erwähnt. Allein der Probjt und fein Stellvertreter der 
Dffictal hatten Feine öffentliche vielmehr die getftliche Gerichtsbar- 
feit mit dem Sentgerichte und die Eivilgerichtsbarfeit über bie 
Geiſtlichen ſelbſt 1%. Und Hinfichtlich des Treigerichtes und des 
Gogerichtes hatte e8 folgende Bewandniß. Die Soeſter Börbe, in 
welcher auch die Stadt Soeſt lag, war urjprünglich eine Markıı), 
welche feit Karl dem Großen einer Gaugrafichaft unterworfen, 
biefe aber fpäter, wie in ganz Weftphalen, in eine Gografichaft 
und in eine Freigrafichaft aufgelößt worden if. Auch die Stabt 


5) Receß von 1688, art. 5 und Declaration von 1694, art. 11 bei Em- 
minghaus, II, 494 u. 499; vrgl. eod. L, 30, 31, 48 u. 49. 

6) Alte und neue Schrae, art. 4 u. 6 bei Emminghaus, II, 139, 140 
vu. 199. 

7) Schrae, art. 6 u. 13 bei Emminghaus, II, 140 u. 148, vrgl. eod. 
J. 26 ff. 

8) Schrae, art. 13 bei Emminghaus, II, 142, vrgl. noch I, 40 und U, 
25, 58, 887 u. 558. 

9) Vertrag von 1444, Receß von 1666, von 1686, art. 8, von 1688, 
art. 8, von 1697, art. 10 u. von 1718, art. 12 bei Emminghaus, II, 
25, 479, 491, 494, 525 u. 547. vrgl, eod. I, 28 ff. u. 48 ff. 

10) Stadtrecht von 1120, $. 2-6. Schrae, art. 4 u. 5 bei Emminghaus, 
II, 189 u. 199. 

11) Meine Einleitung zur Geld. der Mark-⸗, Dorf- ıc. Berfaffung, 

p. 66-68. 
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ftand urfpränglich unter diefen Gerichten. Eine Urkunde über den 
Beitand des Marichallamtes in Weftphalen aus dem 13. Sahrhun- 
dert erwähnt noch bes Nechtes des Freigrafen und bes Gografen 
bei dem in der Stabt zu haltenden Freiding und Goding ben Vorſitz 
zu führen 12). Seitdem jedoch der Ort zur Stadt erhoben und mit ° 
einem eigenen Stabtgericht begnabiget worden war, ſeitdem wurden 
beide Gerichte, das Gogericht 12) und das Freigericht auf das Land, 
das heißt auf das zur Stadt gehörige Gebiet befchränft ?*). Beide 
Gerichte waren landesherrlihe Gerichte. Daber hatte der Erz: 
bifchof von Köln in feiner Eigenjchaft als Herzog von Weftphalen 
den Gografen und ben Freigrafen zu ernennen. Und als Stell: 
vertreter des Herzogs wurde der Gograf felbft zumeilen Vice: 
herzog (vicedux gogravius) genannt 16). Späterhin wurben auch 
biefe Gerichte (daS Freigericht und das Gogericht) von der Stabt 
erworben 1%) und jodann beide Gerichte lange Zeit von dem von 
dem Stabtrath ernannten Freigrafen und Gografen an den alther- 
gebrachten Malftätten gehegt 17). Seitdem jedoch die zum Fronhofe 
in Soeſt gehörigen Villifationen mit den dazu gehörigen Bauer: 
ſchaften mit der Stabt vereiniget und von der Gerichtsbarkeit ber 
Treigerichte und Gogerichte befreit worden waren !®) und ſodann 


12) Bei Seiberg, II, 1. p. 625. quod dictum judicium vridinch quod 
consuevit ipse comes infra opidum presidere — quod vicedux 
gogravius, quia judicium gograviatus in opido Susatensi —. 

13) Etadtredt von 1120, $. 25. nisi prius fuerit proclamatum ad ju- 
diecium rurensis gogravii —. Schrae, art. 10 u. 15 bei Emming- 
haus, p. 142, 148 u. 208. — „jo mugben jey bey Ghogherichte hir 
„buten ber Stat hailden.“ Beſtand bes Marihallamts in Weftphalen 
bei Seiberg, II, 1 p. 619—620 u. 628. 

14) Urk. von 1278 bei Kinblinger, M. B. II, 1, p. 218 und Seibertz, 
DO, 1, p. 466. — judicia nostra que vrydinck appellantur quibus 
presidere solemus extra muros Susaciensis opidi —. 

15) Beftand bes Marichallamtes aus 18. sec. bei Seiberk, II, 1. p. 625, 
648 u. 644. 

16) Urk. bei Seibers, II, 1. p. 619. Not. Meine Einleitung zur Geld). 
ber Mark-, Dorf: ⁊c. Vrf. p. 68. 

17) Bertrag von 1444, 1481 u. 1522 bei Emminghaus, II, 24, 41, 52, 
54 u. 66. und Seiberg,-II, 1, p. 6286. 

18) Beſtand des Schultenamts zu Soefl von 1275—1388 bei Seiberk, II, 
1 p. 453 u. 456. und Kindlinger, III, 1, p. 268 u. 269. — liberi 
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bie gefammte Clvilgerichtsbarkeit mit dem Schultheifengerichte, dem 
fpäteren Gerichte der vier Bänke vereiniget, die Kriminalgerichtsbar- 
feit aber dem Stabtrath übertragen worden war, jeitbem hat ſich 
das Gogericht, ohne je abgeſchafft worden zu fein, verloren ober 
ift vielmehr mit dem Gerichte der vier Bänte vereiniget worden. 
Dem Freigerihte aber ift feitvem nur noch die Enticheibung 
ber Gränz⸗ und Wegeftreitigkeiten geblieben 10). Und zulett haben 
nur noch einige an ven alten Richtſtädten fichen gebliebene fteinerne 
Tiſche und ber fortwährend von jedem Rathsherren zu leiſtende 
Freiſchoͤffeneid an das frühere Dafein der reigerichte erinnert 2%. 

Wie in Soeft fo ftanten aud) in Medebach zwei landes⸗ 
herrliche Beamte, ein Vogt und ein Stabtrichter (judex oder vil- 
licus) neben einander. Der Vogt hatte den Blutbann. Cr ſaß 
baher unter Königsbann zu Gericht (sub Regis banno). Sein 
Gericht (colloquium advocati) follte dreimal im Jahre gehalten 
und das Urtheil von Schöffen gefunden werben (judicio scabino- 
rum). Der Stabtrichter, offenbar der alte mit der niedern äffent: 
lichen Gerichtsbarkeit beauftragte herrſchaftliche Villicus, hatte die 
Eivilgerihtsbarkeit zu beforgen, und die Meinen Dicbftähle und 
Trevel, jevod ohne Königsbann mit den Bürgern zu entfcheiden 
(villicus sine banno cum civibus judicare debet) 21), 

Auh in Herfort ftand neben bem landesherrlichen Vogt 
noch ein Stadtrichter (judex civitatis). Die Vogtei in der Stabt 
wie im ganzen Stifte gehörte in früheren Belten dem Erzbilchof 
von Köln und feit dem Jahr 1547 ven Herzogen von Juͤlich. 
Der von dem Landeshern ernannte Vogt wurbe öfters auch Go⸗ 
graf genannt. Er Hatte, wie die alten Gaugrafen außer dem 
Blutbann auch noch die Gerichtsbarkeit über das freie Eigen und 
über die perfönliche Freiheit 22). Das von ihm dreimal im Jahre 


ab omni iudicio libero et gograviatus, ita quod scultetus curtis 
iudicat in omnibus istis — vrgl. oben $. 63 u. 201. 

19) Receß von 1665, art. 10 u. von 1686, art. 6 bei Emminghaus, II, 
474 u. 484. 

20) Emminghaus, I, 56. Not. und 57. Not. Ged, SESTENUNG von 
Soeſt, p. 182. 

21) Stadtrecht von 1165, 5. 2—4, 19 u. 21 bei Seiberk, II, 1. p. 78. 

22) Ur. von 1251 $. 4 bei Kindlinger, Hörigk. p. 264. siquis aliquem 
civem repetendum duxerit tanquam proprium snwum, coram 

v, Maurer, Stäbteverfaflung II. 32 
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in der Stadt zu haltende Gericht wurde Vogtding (Voghetdyngh) 
genannt und unter Königsbann gehegt. Außerdem hatte der Go⸗ 
graf auch noch das alte Grafengericht auf dem Lande (auf dem 
Gau), das fogenannte Goding (gobingh) im Namen des Landes: 
heren zu hegen, bei welchem fämmtliche in dem Stifte Herjort ge: 
legenen Kirchipiele (Kerſpel) zu erjcheinen Hatten 22). Das von 
dem Stabtrichter präſidirte Geriht wurde Burggericht (bordy 
gherichte oder borchding) genannt. Es gehörte urjprünglich einem 
Nittergefchlechte, kam aber fpäterhin ebenfalls an ben Erzbilchof 
von Köln 29). Der Stadt: oder Burgrichter ſaß nicht unter Kö: 
nigsbann zu Gericht 2°), Er hatte, wie viele andere Burggrafen, 
über Bictualienläufe, über unrechtes Maß und Gewicht, und über 
andere Kleine Streithändel, damn über die in dem Burgbann ge 
legenen Weichbildgäter, überhaupt .über alle nicht zur Vogtei ge: 
hoͤrige Civilftreitigfeiten zu enticheiden 2). Dieſes Burggericht 
darf übrigens nicht mit dem Burgerichte verwechjelt werben, 
von welchem bereits bie Rede geweſen iſt ($. 455). 

Auch in Heidelberg und in vielen anderen alten Land⸗ 


nullo jus suum poterit prosequi et consequi, nisi coram ad- 
vocato a nohis constituto et sub banno, qui vulgariter 
beannus Regius appellatur —. Rechtsbuch von Derfort aus 14. 
sec. bei Wigand, Archiv, II, 1. p. 24. „De hogheste richtere to her⸗ 

. „vorbe bat iS be gogreve. wente be richtet to hande unbe to 
„balfe unbe dynghet under Koninghes banne vmme dry 
„ande vmme eghen bat to Hervorbe gheleghen is“ vrgl. noch p. 26. 
Schöffenbuh aus 14. sec. bei Meinders, de judic. centenariis, 
p. 269, 270 u. 274. 

23) Rechtebuch bei Wigand, p. 24 ff. u. 27. 

24) Rechtsbuch bei Wigand, p. 10 u, 81. 

25) Rechtsbuch, 1. c. p. 49. 

26) Rechtsbuch, 1. c. p. 10. „bat borch gherichte — richtet oner allerhande 
„ſpiſekop. vnde ouer allechande wanmate vnde vnrechte wagbe 
„ende vnrechte [hepeln. vnde pmme [helbwort. vmme ftote 
„unbe vmme ſleghe wat al folifes ghevelle. Se richtet of vmme 
„wicbelde got. dat bir ghelegen i8. bat fint hus gharden tyns de 
„in huſen eder in gharden ghelegen is“. und p. 49. „dat borchrichte 
„bar van fe mogben richten umme wichelde god.“ vrgl. Tirf. von 1281, 
$. 5 bei Kinblinger, Hör. p. 266. 
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jtäbten. fanden zwei landesherrliche Beamte neben und über ein- 
ander, in Heidelberg ein Vogt neben und über dem Schultheiß ??). 
Eben jo in den Städten der Mark Brandenburg und in Schlefien, 
über welche num noch Einiges bemerft werden foll. 


$. 511. 


In den Städten ver Marf Brandenburg kommen zweier: 
lei Gerichte vor, das oberſte und das niederfte Gericht (judicium 
supremum "und judicium infimum, zuweilen auch judicium altum 
et bassum oder superius et bassum !) und „hogest“ oder „fibest 
„perieht” genannt) 2). Das oberfte Gericht (judicium supremum), 
zu weldem auch der Blutbann gehört bat, war melftentheils in 
den Händen bes Lanbesheren und zwar nicht in feiner Eigenfchaft 
al8 Grundherrn, wie biefes Zimmermann glaubt ®), vielmehr als 
Inhaber der öffentlichen Gewalt, wie anberwärts auch. In vielen 
Städten war jeboch diefe oberfte Gerichtsbarkeit frühe fchon von 
ihm verjeßt oder verfauft worben *), dfters an einzelne Bürger, 
3. DB. in Frankfurt an ber Oder, in Stendal und Briten ®), ins: 
gemein aber an bie Stadt felbft oder an den Stabtrath, 3. B. in 
Berlin, Spandau, Arnswald, Friedeberg, Königsberg, Kriß u. a. 
m.%). Die Landesheren ließen die hohe Gerichtsbarkeit, fo lange 
fie noch in ihren Händen war, durch ihre Vögte oder Burggrafen 
ausüben ?), 3. B. In Brandenburg durch den Burggrafen (burg- 
gravius, comes burgi und comes in burgo, zuweilen aber auch 


27) Ark. von 1219, 1220, 1229 u. 1280 bei Guden, syl. p. 110, 114, 
170 u. 178. — scultetus in Heidelberg — advocatum in Heidel- 
berg —. 

1) Urkunden bei Zimmermann, I, 147 u. 148 Rot. 

2) Ark, von 1328 bei Fidicin, II, 28. 

8) Zimmermann, märkifche Städtenrf. I, 137 f. 

4) Landbuch der Mark Brandenburg, ed. Fibicin, p. 82. Judicium su- 
premum habet dominus in singulis suis civitatibus et in quibus- 
dam villis, nisi per vendicionem vel obligacionem in ali- 
quibus esset alienatum. 

5) Landbuch, p. 28, 29 u. 80. 

6) Landbuch, p. 29, 81 u. 82 

7) Aühns, Gedichte ber Gerichtöverfafjung in I, 92—1586. 
IL 7 ff. 

32 * 
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comes et castellanus in Brandenburc genannt) ®) und auch in 
Stendal urjprünglich duch einen Burggrafen %) und fpäter durch 
einen Ianbesherrlihen Vogt (advocatus noster) 1%), Zwar hält 
Zimmermann biefen Burggrafen für einen bloß militärifchen Beam: 
ten !1), wie e8 denn in der Mark Brandenburg wirflih Burggra⸗ 
fen gegeben hat, welche Feine Gerichtsbarkeit hatten, vielmehr bloße 
militärische Beamten waren 12). Da derjelbe jedoch Gerichtsbarkeit 
hatte, von welcher die Bürger von Stendal befreit worden find, jo 
muß er doch etwas mehr als ein militärifcher Beamter, vielmehr 
au in Stendal dafjelbe geweien jein, was bie Burggrafen von 
Magdeburg u. a. m. waren. Da indeflen die Burggrafen feine 
von den landesherrlihen Bögten verſchiedene Gewalt hatten, fo hat 
jich Ipäterhin der Titel Burggraf verloren, der Titel Vogt aber er: 
halten. 

Auch die niedere Gerichtsbarkeit (judicium infimum) gehörte 
urfprünglid dem Landesherrn al8 dem Inhaber der öffentlichen 
Gewalt. Aber auch fie wurde frühe fchon theils an einzelne Bür- 
ger, 3. B. in Lentzen, theil® an die Stadt felbjt, 3. 3. in Templin 
verpfändet 12), oder auch dem Schultheiß oder dem Erbauer ver 
Stadt, indgemein einem WRitterbürtigen, als Amtslehen (beneficiali 
jure) erblich verliehen, 3. B. in Stendal u. a. m. !%). Der Schul⸗ 
theiß wurde öfters auch praefectus ober praefectus civitatis ge- 


8) Url von 1187 u. 1197 bei Gerden, Stiftshiflorie, p. 881 u. 894. 

9) Urk. von 1215 bei Lenz, Brandb. Urk. I, 24. und bei Gerden, cod. 
Brandb. V, 74. ad petitionem civium Stendalensium et consulum 
gravamen, quod idem Stendalenses pro importunitate borg- 
gravii, quem habere consueverunt, penitus relaxavimus, sta- 
tuentes, ut in civitate deincepe placito et jure non tenean- 
tur stare borggreavii. 

10) Url. von 1282 bei Lenz, I, 109 Urt. von 1272 bei Gerden, vet. 
march. I, 18. 

11) Zimmermann, I, 41 u. 42. Not. 

12) Kübns, I, 101 u. II, 5 u. 6. 

18) Landbuch, p. BO u. 81. 

14) Sründungs Urkunde bei Bedmann, V, 1. 2. p. 150. Urk. von 1282 
bei Lenz, I, 109. civitati et burgensibus dedimus, ut habeant in- 
pheodatum judicem sive scultetum virum hereditarium 
— BVohlbrüd, Geſch. von Xebus, I, 186 ff. vrgl. oben $. 10. 
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nannt, 3. B. in Berlin und in Köln an ber Spree 15), Daher 
nannte man das Schultheißenamt auch eine Präfectur (praefectura 
vel judicium, — praefectura judicii oder judicium seu praefec- 
tura civitatis), 3. B. in Stendal 19) und. in Seehauſen !7). 

Seit dem 14. Sahrhundert, feitbem die Städte mehr und 
mehr nad Unabhängigkeit ftrebten, ſeitdem ftrebten fie auch nach 
dem Erwerbe der öffentlichen Gerichtsbarkeit, ver hohen eben ſowohl 
wie der niederen. Und jo erwarb denn die Stadt Seehauſen im 
Jahre 1335 die niedere Gerichtsbarkeit oder das Schulzengericht 
von den Markgrafen 18), Neuftabt Eberswalde in den Jahren 1326 
und 1373 die niedere Gerichtsbarkeit, und in den Jahren 1543 
und 1573 auch noch die hohe oder das Obergericht mit dem Blut: 
bann 9), Strausberg im Jahre 1418 die niedere Gerichtsbarkeit 
und im Jahre 1510 das Obergericht, Oberberg aber im Sabre 
1486 die niedere Gerichtsbarkeit 2%) und die Stadt Arneburg im 
Jahre 1352 die hohe Gerichtsbarkeit 21), Auch die Stadt Altbrans 
benburg bejaß bereitS im Sabre 1315 den Königsbann und im 
Sabre 1459 wurde ihr audy noch das Obergericht verpfändet 22). 
Die Stadt Müncheberg hatte bereits im Sahre 1388 das oberjte 
Gericht 2?) und im Sabre 1502 auch noch das Schulzenamt oder 
das unterfte Gericht erworben 24), welches bereit8 in ben Jahren 
1485 und 1501 an einen Bürger verfauft worden war 25). Die 
hohe und die niedere Gerichtsbarkeit hatte Berlin und Köln an der 
Spree ſchon vor dem Sabre 1328 2%), Prenzlau im Sahre 1324 


15) Urk. von 1819 bei Fidicin, II, 18. 

16) Urk. von 1828 bei Lenz, I, 109. ee Urf. bei Bedmann, V, 1. 
2. p. 180. 

17) Ur. von 1385 bei Bedmann, V, 1. 5. p. 82. 

18) Urk. von 1885 bei Beckmann, Beſchreibung der Mark, V. 1. 5. p. 82. 

19) Fiſchbach, Städtebefchreibung, I, 188, 184 u. 178. 

20) Fiſchbach, I, 398 u. 488. 

21) Urf. von 1852 bei Bedmann, V, 1. 9. p. 12. Die Befätigugs Urk. 
von 1441 bei Zimmermann, J. 146 Not. 20. 

22) Zimmermann, I, 140. Rot. 7 u. 8 —. 

28) Urk. von 1888 bei Berden, cod. Brandb. IV, 608. 

24) Zimmermann, I, 114. 

25) Urf. von 1485 u. 1501 bei Seren, IV, 614, 616 u. 619. 

26) Urk. von 1828 bei Fidicin, II, 28 
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und Wufterhaufen im Jahre 1325 erworben 27), Manche Städte 
hatten fidy auch die Gerichtsbarkeit angemaßt, z. B. Neubranden⸗ 
burg die hohe Gerichtsbarkeit 2%). Auch fuchten bie Stäbte zu ver- 
hindern, daß die niebere Gerichtsbarkeit nicht wieder mit der hohen 
in den Händen ber Landesherrn vereiniget wurbe. Sic ließen fid) 
baber von dem Markgrafen verjprehen, daB weder er ſelbſt noch 
fein Vogt das Schulzenamt kaufen oder fonft erwerben folle, 3. 3. 
Stendal 2%). Auf diefe Weife ift denn in den meiften Städten in 
ber Mark die niedere, und in fehr vielen auch die hohe Gerichts: 
barkeit in bie Hände ber Städte gekommen. Nur in einigen klei⸗ 
neren Städten ift die niebere Gerichtsbarkeit als Erblehen in ten 
Händen von Edelleuten und zwar bis in neuere Zeiten geblie- 
ben 2°). In faft alfen Städten haben fich aber bie Iandesherrlichen 
Vögte verloren 21). Daher wurde nun bie gefammte öffentliche 
Serihtsbarkeit in den Händen des Stadtrichters oder des Schul: 
theiß vereiniget. Nur noch der Ertrag ber Gerichtseinfünfte wurde 
nach wie vor mit dem hohen Richter oder dem Landesherrn in ber 
Art getbeilt, daB dem Landesherrn zwei Theile, dem Stabirichter 
aber nur ein Drittheil zufallen follte, was denn manche veranlaßt 
bat, den Unterfchteb zwilchen hoben und niederen Gerichten bloß 
auf diefe Vertheilung der Gerichtseinfünfte zu beziehen, worauf 
jebenfalls urfprünglich jener Unterjchieb nicht befchränkt war 22). 
Durch den Erwerb des Stabtrichteramte® von Seiten einer 
Stadt wurde übrigens die rechtliche Natur des Amtes keineswegs 
verändert. Da nämlih das Schulzenamt, mit welchen num auch 
bie hohe Gerichtsbarkeit vereiniget war, in den märkifchen Stäbten 
ein Erblehen gewejen und biefe. auch nach dem Erwerbe von 
Seiten der Stadt noch geblieben ift, fo wurbe nun der Magiftrat 
und der von ihm aufgeftellte Richter von dem Landesheren mit bem 
Amte belehnt und bei jedem Regierungswechjel die Lehnware er: 


27) Zimmermann, I, 147. 

28) Landbuch, p. 30. Judicium supremum usurpant- sibi con- 
sules. 

29) Urk. von 1282 bei Lenz, I, 109. 

80) Wohlbrück, Lebus, J, 190 u. 191. 

81) Simmermann, I, 148 u. 151. 

82) vrgl. Zimmermann, I, 187 £. u. 152. 
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hoben 32). Seit dem 15. Jahrhundert fingen aber die Markgrafen 
an die hohe Gerichtöbarkeit mit dem Blutbann in den Städten 
wieder an fich zu ziehen. Tranffurt an der Oder mußte in ben 
Sahren 1480 und 1499 darauf verzichten. In Stendal wurde das 
oberfte Gericht im Jahre 1488 bei Gelegenheit des Aufitandes 
wegen der Bierziefe zur Strafe eingezogen ?%). Und nad) der Po: 
ligeiordnung von 1540 wurde auch die Blutgerihtsbarfeit wo nicht 
in allen doch in vielen Städten wieder dem Landesherrn vorbehal: 
ten 3). Daß nach jener Polizeiordnung die Blutgerichtsbarkeit in 
allen Städten dem Meagiftrat gehört, den landesherrlichen Be: 
hörden aber eine bloße Oberauffiht zugeftanden habe, wie biejes 
Zimmermann meint, iſt offenbar unrichtig 2%). Die Worte: „Da 
„aber in den Städten die Gerichte Unfer”, bilden ben 
Gegenſatz gegen den vorhergehenden Abſatz, in weldhem von ben 
den Stäbten gehörenden Blutgerichten die Rede war. Sie find 
daher von jenen Städten zu verftehen, in welchen „bie Gerichte 
Unfer” d. h. dem Landesherrn gehörten. Es hat demnach nad 
ber Polizeiorbnung Städte gegeben, in welchen die Blutgerichtsbar: 
feit den Städten gehört hat, und wieder andere, in welchen fie 
dem Lanbesheren vorbehalten war. Auch der Neceß von 1550 
fteht dieſer Anftcht nicht entgegen. Denn dort ijt nicht von ber 
Blutgerichtsbarkeit, fondern von der Civilgerichtsbarkeit die Rebe. 


$. 512. 


Wie in den maärkiſchen Städten jo wurben auch in den 
ſchleſiſchen Städten zweierlei öffentliche Gerichte unterfchieben. 
Die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann hatte insgemein ber 
Iandesherrlihe Bogt (advocatus noster), die niedere oder die Civil- 
gerichtsbarfeit aber der Erbrichter (judex hereditarius), 3. B. in 
Görlitz. Und in beiden Gerichten hatten Schöffen aus der Stadt 
(scabini cives oder scabini civitatis) das Urtheil zu finden !). 


88) Zimmermann, I, 155 u. 156. 
84) Zimmermann, I, 149, 150 u. 156. 
85) Polizeiordnung von 1540, cap. 18 bei Mylius, V, 16. 
86) Zimmermann, II, 178. 
1) urk. von 1802 $. 7, von 1803 bei T. u. St. p. 448, 446 u. 447. 
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Wie in den märkiſchen Städten fo wurben nämli auch in ben 
fchlefiihen Städten dem Erbaner und Gründer der Stabt nad 
Deutihem Recht die niedere Gerichtsbarkeit als Amtslehen erblidy 
übertragen 2), ofters fogar die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blut⸗ 
bann, 3. B. in Treiwalde 2), in Löwenberg *), in Liegnig®) und 
in Schweibniß ©). Daher wurde ber Stabtrichter Insgemein Erb- 
richter ober judex haereditarius 7) oder auch Erbvogt (advocatus 
haereditarius) genannt ®), indem das Stahtgericht insgemein eine 
Erbvogtei (advocatia hereditaria ®), advocatia jure hereditario 
oder opidi advocacia) 1%) oder ein Erbgericht (judicium heredita- 
rium) genannt worden ift 1), 

Aber auch in den chemals grundherrlihen Städten ftanden 
zwei öffentliche Gerichte neben einander. So oft nämlidh eine 
grundherrliche Stadt zu einer freien Stabt erhoben wurbe, pflegte 
bie niebere Öffentliche Gerichtsbarkeit den ehemaligen Grundherren 
überlaffen und nur die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann dem 
Landesherrn NEN zu werden, 3. B. in Slogan !2) und in 
Steinau 13). 

Für die hohe Gerichtsbarkeit und den Blutbann ernannten 
nun bie Landesherrn in manchen Städten einen eigenen landes⸗ 
herrlichen Vogt. Aber auch in jenen Städten, in welchen fich Fein 
eigener Ianbesherrliher Stadtvogt befand, mußte die hohe Gericht: 
barkeit in der Stadt felbft ausgeübt werden ($. 509). Die Vogtei 
in den fehlefiichen Städten pflegte, wie wir gejehen, dem Erbauer 
der Stadt erblich übertragen zu werden. Daher findet man bie 


2) T. u. St. p. 182 u. 188. 

8) Urk. von 1295 bei T. u St. p. 497. 

4) Url. von 1217 bei T. u. Et. p. 277. 

5) Urk. von 1252 bei T. u, St. p. 824. 

6) Urk. von 1298, 8. 9 u. 18 und Handfefle von 1328, $. 7 u. 28 bei 
T. u. St. p. 421 u. 520. 

7) T. u. St. p. 868, 446 u. 528 $. 28. 

8) T. u. St. p. 422 $. 18, 424, 582 u. 590 $. 1. 

9) T. u. St. p. 582, 618 u. 628. 

10) T. u. St. p. 427 u. 564. 

11) T. u. St. p. 329 u. 868. 

12) Urf. von 1258 bei T. u. St. p. 832. 

18) Urk. von 1243 bei X. u. St. p. 808. 
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Erbvogtei meiftentheils in den Händen bürgerlicher Gefchlechter, 
3.2. in der Neuftabt Breslau 1%), und auch in der Altſtadt Breslau 
in den Händen der Gelchlechterfamilie Schartelzan 5). Seit dem 
14. Sahrhundert ftrebten indeffen auch die jchlejiichen Etädte nach 
bem Befibe der Erbvogtei in der Stadt. Und die meilten Städte, 
Breslau fchon in den Jahren 1324 und 1329 1°), haben fic auch) 
mit Zuftimmung ber Lanbesherrn an ſich gekauft 17) und die nun 
ihnen gehörige Erboogtei durch einen von dem Stadtrath ernannten 
Untervogt oder Richter ausüben laſſen 1°). 


$. 518, 


In vielen anderen Länbftäbten findet man aber auch nur 
einen einzigen landesherrlihen Beamten, entweder für die 
gefammte hohe und niebere Gerichtsbarkeit, oder für die niedere 
Gerichtsbarkeit allein, wie diejes auch in vielen Reichsſtädten und 
in nicht wenigen Biſchofs- und Abteiftäbten der Fall war ($. 474 
u. 495). Einen einzigen landesherrliden Beamten, 
welcher die Hohe und niedere Gerichtsbarkeit zu beforgen 
hatte, findet man in Freiburg im Breisgau und in Freiburg im 
Uehtlande, in Burgdorf, in Büren und in Meppen. Das alte 
Stabtreht von Freiburg im Breisgau nennt nur einen einzi- 
gen Stadtrichter, welcher bald Vogt bald Schultheiß genannt wird. 
Die Buͤrgerſchaft follte ihn wählen und dem Landesherrn zur Beſtäti⸗ 
gung präfentiren 1). Nach der Berfafiungsurfunde von 1293 hatte 
ihn aber der Landesherr wieder zu ernennen. Er follte jedoch das 
Amt einem Rathsherren Leihen („der herre fol ouch daſ ſchulthei⸗ 
„zentuom lihen eime der vierundzweinztgen”). Und erft dann, wenn 
e8 fein Rathsherr annehmen wollte, durfte er einem Anderen das 


14) Srünbagen, Breslau, p. 46. Urk. von 1290 bei T. u, Stenzel, p. 406. 

15) Urk. von 1292 u. 1806 bei T. u. Stenzel, p. 417 u. 479. Wernerus 
Schartelzan hereditarius advocatus in Wratislaviaee Grünbagen, 
p. 23, 25 u. 45. 

16) Grünhagen, p. 26, 45 u. 46. 

17) Urk. von 1862, 1887 u. 1892 bei T. u. ©t. p. 581, 604 u. 618. 

18) Urf. von 18558 bei 2. u. St. p. 628, vrgl. noch p. 244 u. 245. 
Grunhagen, p. 4. 

ı) Stiftungsbrief von 1120 8. 6. Stabtrobel, $. 10. 
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Amt übertragen. Auch durfte e8 der Landesherr, nachdem er es 
einem Rathsherren angeboten hatte, an den Meift Bietenden ver- 
kaufen („daz ſchultheizentuom verkoufen“). Wenn jedoch ber 
Schultheiß zu Gericht ſaß follten zwei Rathsherren an feiner. Ceite 
jigen („ber vierundzweinzigen füln ouch zwene allewegent fin an 
„dem gerichte bi dem ſchultheizen fwenne er richtet”) 2). Und fo 
ift e8 auch eine Zeit lang noch fpäterhin geblieben 2). Gegen Ende 
des 14. Jahrhunderts erhielt jedoch die Stadt wieder das Recht 
das Schultheigenamt mit einem Nathsherren zu bejeben *). Sp 
terhin wurbe indeſſen das Amt gegen die verbrieften Freiheiten ber 
Stadt von dem Landesheren mehrmals verjeßt und verpfändet, zu- 
erſt an mehrere Ritter, zulebt aber an die Stadt felbft, bei welcher 
es jodann auch geblieben ft). Auch in Freiburg im Uecht— 
lande bat e8 nur einen einzigen Stabtrichter gegeben, welcher balb 
Vogt bald Schultheiß genannt worben ift. Die Bürgerjchaft hatte 
ihn zu wählen und bem Landesherrn zur Beitätigung zu präfen: 
tiren %), Eben fo gab es in Coesfeld nur einen Stabtridhter 
für die hohe und niebere Gerichtsbarkeit. Er war ein landesherrs 
liher Beamter, welcher im Namen bes Lanbesherrn das Stabt- 
gericht hegte. In Eivilfachen waren die beiden Bürgermeifter feine 
Beifiber. In Kriminalfachen hatte aber der Bürgermeifter und 
Nath die Unterfuchung und Beftrafung und nur bei ber Verfün- 
dung des Urtheils in der lebten Sitzung ber Stadtrichter Den Bor: 
ET). Auh in Büren hatte der Stadtrichter den Blutbann ®). 
Eden fo in Meppen. Seitdem bie Stadt Immunität von bem 
Gogerichte erhalten hatte®), feitvem beftand das Stabtgericht aus einem 


- 2) Urk. von 1298 bei Schreiber, I, 1. p. 124. 

8) Berfajjung von 1368 bei Schreiber, I, 541. 

4) Urk. von 1888 u. 1888 bei Schreiber, Il, 85 u. 58. 

5) Urk. von 1409, 1429, 1459 u. 1460 bei Schreiber, II, 297284, 885 
u. 462—465. 

6) Handfeſte von 1249 $. 1, 2, 41 u. 144 bei Gaupp, II, 88 ff. 

7) Söfeland, p. 15, 59 u. 60. vrgl. oben $. 466. 

8) Stadtrecht aus 14. sec. bei Wiganb, u III, 8. p. 80. vrgl. oben 
S. 4585. 

9) Urk. von 1887 bei Diepenbrod, p. 660. 
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Ianbesherrlichen Richter mit Kornoten 1%). Späterhin kam bie Ge⸗ 
richtsbarkeit an die Stabt und an den Stabtrath. Nur bei fchwe: 
ren Verbrechen mußten die Alten zur Fällung des Straferkennt- 
niffes an bie Ianbesherrlihen Beamten eingeſchickt werben 11). In 
Braunfhweig findet man zwar mehrere Iandesherrliche Bögte 
neben einander, Einen in ber Altitabt, Neuftabt und in dem Ha- 
gen, und noch einen Anderen in ber Altewiec® und in dem Sad?) 
Da jedoch jeder von ihnen einem befonberen Stabttheil vorftand 
und bie gefammte Gerichtsbarkeit unter fich hatte, jo Hat es im 
Grunde genommen auch in Braunfchweig in jedem Stabttheil nur 
einen einzigen Bogt gegeben. Wenn der Vogt in einem Weichbilde 
zu Gericht ſaß mußten immer zwei Rathsherren, jogenannte Nichte 
herren, von bes Raths wegen an feiner Seite fiben. Schon im 
Laufe des 14, Jahrhunderts wurde aber die gefammte Vogtei in 
der Stadt theils durch Kauf theils. durch Verpfändung von ber 
Stadt erworben 12). Und der gemeine Stabtrath hatte ſeitdem bie 
beiden Vögte zu ernennen, von denen ber Eine in ver Altſtadt 
und ber Andere in dem Hagen feinen Sitz haben jollte 19). 

In anderen Landftäbten hatte der Stadtrichter nur bie 
niedere Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarkeit), und dann 
ſtand die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann unter dem landes: 
herrlichen Beamten der Herrſchaft oder des Territoriums, in wel: 
hen bie Stabt lag. So hatte der Stabtrichter (praefectus) in 
Halle nur die Einilgerichtebarkeit. Die hohe Gerichtsbarkeit mit 
bem Blutbann ſtand unter bem Burggraf von Magveburg, ber 
breimal im Jahr das hohe Gericht in der Stadt halten mußte !®). 
Der Stadtrichter wurde insgemein Schultheiß genannt. Er war 


— — 


10) Urk. von 1408, 1408, 1435, 1488 u. 1444 bei Diepenbrock, p. 668, 

666, 671, 678 u. 675. 
. 11) Diepenbrod, p. 148, 180, 190 u. 198. 

12) Altes Stadtrecht bei Leibnitz, III, 484 ff. und Urk. von 1240 in 
Orig. Guelf. IV, 188. vrgl. p. 107. 

18) Urk. von 1868 in Kronifen ber niederſächſ. Städte I. p. XXX. 

14) Ordinarius senatus Brunsv. von 1408, $. 10, 81—88 u. 46 bei 
Leibnitz, II, 452 ff. $avemann, I, 618. 

15) Schöffenbrief von 1235, 8. 2—9 bei T. u. St. p. 205. Urk. von 

. 1221 u, 1266 bei Dreybaupt, II, 461 u. 478. vrgl. oben $. 493. 
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ein Iandesherrlicher Beamter und erhielt fein Amt von dem Grz- 
bifhof von Magdeburg als Mannlehen verliehen %). Im Sabre 
1474 kam jedoch ein Vergleich zwifchen dem Erzbifchof und dem 
Stadtratb zu Stand, nach welchem das Schultheißenamt gegen 
Bezahlung von 200 Gulden der Stadt gehören und von dem Stadt⸗ 
rath befebt, der von dem Rath Ernannte aber von dem Erzbifchof 
in das Amt eingefebt und belehnt werben fjollte 1). Diefe Er- 
nennung und Präfentation des Ernannten zur Iandesherrlichen Be- 
lehnung und Beitätigung dauerte bis zum Sahre 1683. Seitdem 
nämlid das Erzitift ein weltliches Herzogthum geworden und an 
Kurbrandenburg gelommen war, ſeitdem wurde ber Schultheiß von 
dem Kurfürften ernannt. Die Form der Belehnung mit. dem Amte 
wurde zwar beibehalten, auch ein Lehenbrief ausgeftellt. Der neu 
ernannte Schultheiß mußte jedoch einen Nevers ausftellen und darin 
veriprechen, daß er auf erhaltenen Befehl jeber Zeit wieber abtreten 
werde. Das Schultheißengeriht wurde auf dem Berge vor dem 
Roland gehalten und wurde daher auch das Berggericht und 
der Schultheiß jelbft fett dem 17. Jahrhundert Bergrath ge 
nannt. Das Schultheißengericht hatte die Eivilgerichtsbartfeit in 
der Stadt und in den PVorftäbten. Die Schöffen dieſes berühmten 
Gerichtes hatten in früheren Zeiten wie die Schöffen in Magde— 
burg das Recht fich felbit zu ergänzen. Seit der Furbrandenburgi- 
ſchen Herrihaft wurden jedoch auch die Schöffen von dem Landes: 
herrn ernannt 19). Der Blutbann ftand urfprünglich, wie wir ge: 
ſehen, unter dem Burggrafen von Magdeburg. Späterhin kam 
berfelbe mit dem Burggrafthum an Kurjachfen und wurde von 
biefem, wahrjcheinlich im Jahre 1425, der Stadt und bem Stabt- 
rath überlaflen. Seit dem Erwerbe ver Kriminalgerichtsbarfeit ließ 
jle der Stadtrath durch einen von ihm ernannten Burggrafen aus: 
üben bis ins Sahr 1685. In dem Receß von 1685 verzichtete 
aber die Stadt auf das Burggrafthum, behielt jedoch die Kriminal- 
gerichtsbarkeit, welche ihr in jenem Receß neuerdings beftätiget 


16) Lehenbrief von 1456 bei Dreyhaupt, II, 470. 

17) Vertrag von 1474 bei Dreybaupt, II, 474 f. 

18) Dreyhaupt im Auszug, I, 61, 110, 116, 279 und Il, 428 u. 485— 
441. vgl. 539. 
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worben iſt. Bon der Gerichtäbarkeit des Stabtrathes wurde nur 
ausgenommen bie Aufhebung ber todten Körper, die Hegung bes 
bochnothpeinlichen SKHalögerichtes vor dem Roland und der Vollzug 
des von den Rath erlafienen Straferfeuntnifjes. Auf Neguifttion 
des Rathes jollte diefes von dem Schultheiß und den Schöffen be⸗ 
jorgt werden. Zu dem Ende Hatte eine feierliche Einweiſung des 
neu ernannten Echultheiß in die peinliche Gerichtsbank vor dem 
Noland ftatt 19. In Meiningen ftand ein Schutheiß an der 
Spike des Stadtgerichtes. Diejes hatte jedoch nur bie Eivilgerichts: 
barkeit zu bejorgen. Alles was an den. Hals oder an die Hand 
ging, alfo die hohe Gerichtöbarkeit mit dem Blutbann, gehörte an 
das Landgeriht. Der Schultheiß wurde von dem Stadtrath und 
der Gemeinde gewählt, ſodann aber von dem Landesherrn (dem 
Hochſtifte Würzburg) aufgenommen („von vnnjern guedigen 
„bern von Würtzpurgk auffgenomen”), das heißt beftätiget und 
in fein Amt eingelegt 2%). Eben jo ftand die hohe Gerichtsbarkeit 
in jenen Städten in der Markt und in Schlefien, welde 
feinen eigenen Stabtvogt für die hohe Gerichtsbarkeit erhalten 
hatten, unter dem landesherrlichen Vogte des Landes ($. 509 u. 
512). Dafſſelbe war.in Brakel der Fall. Daſelbſt gehörte die 
niebere Gerichtsbarkeit den Nittern von Brakel als erblihen In— 
habern ber niederen Vogtei. Ste hatten außer dem mehrmals im 
Sahre zu hegenden feierlihen Bogteigerichte (in judicio solempni, 
quod vulgariter dicitur Vogething) auch noch ein tägliches Ge: 
richt (cottidianum judicium) für die täglich vorfallenden Streitig- 
feiten 22). Die bobe Gerichtsbarkeit gehörte aber dem Stifte Ba: 
derborn, welches jedoch zu dem Ende feinen eigenen Beamten in 
der Stadt felbft hatte (6. 168). Auch bier in München hat es 
feit dem 12. Jahrhundert nnd in Landshut feit dem 13. uur 
einen Stabtrichter (judex in civitate oder judex civitatis) gege⸗ 


19) Dreybaupt im Auszug, I, 86, II, 860—862, 484, 437, 439 u. 447 f. 
Receß von 1685 bei Dreyhaupt, II, 489 ff. Urkunde über die Ein= 
weifung des Schuliheiß von 1450 u. 1584 bei Dreyhaupt, 11, 471— 
473 u. 475—478. 

20) Grimm, III, 598 u. 599 f. 

21) Urk. von 1259 u. 1309 bei Wigand, Ardiv, IV, 179 f. u. V, 157. 
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ben 22). Er war urfprünglich ein Tanbesherrliher Beamter. Be: 
reit8 im Jahre 1294 wurde indeflen in Münden die Civilgerichts⸗ 
barfeit an die Stadt abgetreten und dem Landesherrn nur noch der 
Blutbann vorbehalten 2). Die Stadt, d. h. der Rath und bie 
Gemeinde, hatte feitdem den Stadtrichter zu ernennen, der Herzog 
aber den von der Stadt Ernannten zu beftätigen und in fein Amt 
einzujegen 29). Die bobe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann blieb 
jedoch unter dem Herzog felbft und unter feinem Vicedom 2%). 
Cpäterhin pflegte aber auch noch der Blutbann dem Stabtrichter 
von dem Herzog verliehen zu werben 2%). 


$. 514. 


In Hörter endlich findet man fogar breit verſchiedene lan⸗ 
besherrlihe Beamte neben einander, einen Stadtgrafen, einen Bogt 
und einen Stabtrichter. Der Stadtgraf (comes civitatis Huxa- 
riensis !) oder comes villae Huxariae) 2), deſſen Amt eine Graf- 
ſchaft in der Stadt genannt worden iſt ?), war von dem Abt von 
Korvei mit feinem Amte belehnt. Er hatte e8 als Erblehen. Spä- 
ter wurde das Amt an bie Stadt verjegt und im Jahre 1499 an 
die Stadt verfauft %). Der Graf hatte die hohe Gerichtsbarkeit mit 
den Blutbann und er präfidirte auch in fpäteren Zeiten noch das 
peinlihe Halsgeriht, Er führte, wahrſcheinlich wegen ber Ber- 
leihung des Banns von dem Kaiſer, den Borfig im Namen des 


22) Mon. Boic. VI, 415 u. 478. Stadtrecht von Landshut von 1279, 
5. 7. 

28) Urk. von 1294 bei Bergmann, II, 10. „Swenn od wir bingelagzen 
„vnſer gericht, jo Haben wir jelb ober nicht ze richten, wan vber den 
totſlack.“ 

24) Urk. von 1294 u. 1347 bei Bergmann, II, 9 u. 68. Stadtrecht art. 
101, $. 8. bei Auer, p. 296. Alte Ordnung bei Lipowsfy, Urgeſch. 
von München, I, 161. Not. 

25) Urk. von 1294 u. 1347 bei Bergmann, II, 10 u. 63. 

26) Alte Ordnung bei Lipomwsfy,.I, 162. Not. 

1) Urk. von 1275 bei Scheibt, vom Abel, p. 28. 

2) Urf. von 1149 u. 1190 bei Treuer, Münchhauſen, IL, 8 u. 7. 

8) Urk. von 1326 bei Falke, p. 690. judicium in Huxaria quod vul- 
gari nomine eyn Gravscap appellatur —. 

4) Wigand, Geld. von Korvei, I, 810-812. 
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Kaiſers). Seitdem das Grafengeriht an die Stabt gelommen 
war, ſeitdem ward es ein ſtädtiſches Untergericht, welches 
nur.noch Über unbedeutende Vergehen zu richten hatte. Während 
demnach der Gerichtsgräve fortfuhr im peinlichen Halsgerichte nach 
alter Weiſe zu präfidiven, war er im Grunde genommen zu einem 
unbebeutenden Unterrichter oder Poltzetrichter herabgelunten . Die 
Idee des alten Grafengerichtes hatte ſich jogar in ber Art ver- 
Ioren, daß man feit dem 17. Jahrhundert daraus eine ganz eigene 
Art von Untergericht, ein fogenanntes Grasgericht oder einen 
Grasftab gemacht hat, indem man in den alten Urkunden Graf: 
cap ftatt Gravfcab geleien Bat. Selbſt Riccius glaubte nod) 
an die Eriftenz dieſes Grasgerichtes. Er hielt es für ein alther- 
gebrachtes abſon derliches Gericht ). Webrigens ift auch Wi: 
gand im Irrthum, wenn. er glaubt, daß ber Blutbann nicht der 
Stadt gehört habe. Mit der Grafſchaft hatte fie vielmehr auch 
den Blutbann erworben. Auch war das Halsgericht an die Stabt 
verfauft worden 9). Daher hatte der Stadtrath das Straferkennt⸗ 
niß zu finden 9). 

An der Seite des Stadtgrafen ſtand ein. Schirmvogt für 
die Güter der Kirche. Die Schirmvogtei über Hörter hatten an- 
fangs die Grafen von Pirmont und ſeit 1265 die Herzoge von 
Braunfchweig von dem Abte zu Leben. Auf’ diefe Weile wurden 
. die Herzoge von Braunſchweig die Schirmvögte von Hörter. Zur 
Verwaltung des Amtes ernannten fie einen Vogt, weldyer als 
Stellvertreter des Schirmvogtes auch zum peinlichen Halsgericht 
Zutritt hatte 20), 


5) Modus procedendi bes peinlichen Halsgerichts von 1605 bei Wigand, 
1, 818. Not. 

6) Statut von 1580 bei Wigand, L, 818. Not. 

7) Riccius, Entwurf von Stadtgeſetzen, p. 180. - 

8) Urk. von 1876 bei Wigand, benfwürbige Beitr. für Geſch. p. 147. 

9) Wigand, I, 813 u. 824. 

10) Wigand, I, 315 —817 u. 819. Urk. von 1265 bei Wigand, denk: 
würbige Beiträge für Geſch. p. 107 f. Aus mehreren Urkunden geht 
indeifen hervor, daß auch die Landgrafen von Heſſen Schirmherren von 
Hörter waren. vergl. Urk. von 1602 u. 1688 bei Wigand, Benkwurdige 
Belträge zur Geſch. p. 15, 16 u. 48, 
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Der dritte Beamte in der Stadt war der Stadtridhter 
oder Pfennigmeifter. Die Stadt Hatte nämlich feit dem 14. 
Jahrhundert einen eigenen Stadtrichter (judex). Wie die Stabt 
zu diefem Rechte gelangt ift, Liegt völlig im Dunkeln. Wahrfchein- 
lich hängt es mit dem Erwerbe der Grafihaft zufammen. Nach: 
dem ihr nämlich im 14. Jahrhundert das Amt des Stadtgrafen 
verfeht worden war, lich fie wahrfcheinlich dem Grafen felbft nur 
nod) den Blutbann und ernannte für die Civilgerichtsbarkeit einen 
eigenen Richter, oder vielmehr fie beauftragte den Stabtfämme: 
rer oder den Pfennigmeifter mit der Handhabung der Civil: 
gerichtsbarkeit 12). Auch diefer Pfennigmeifter hatte Zutritt zu dem 
peinlichen Halsgerichte. Der Gräve hatte ben Vorſitz. Ihm zur 
Rechten ſaß der Pfennigmeifter und diefem zur Rechten ber Braun: 
ſchweigiſche Vogt. Und das Halsgericht wurde im Namen ber drei 
Herrihaften, im Namen Braunfchweigs, des Stiftes Korvei unb 
der Stadt Hörter gehegt 12). 


$. 515. 


In vielen Landſtädten findet man demnach, wie in den meiften 
Bilchofs- und Abteiftädten, zwei öffentliche Beamte, in vielen an⸗ 
deren aber auch nur einen. Die Höheren Beamten nannte man 
auch in den Landſtädten insgemein Voͤgte, Stadigrafen oder Burg: 
grafen. Vögte nannte man fie z. B. in Soeft, Herfort, Heidel⸗ 
berg, Stendal und in vielen Städten in der Mark Brandenburg 
und in Schleſien. Stadtgrafen nannte man fie in Hörter und 
Burggrafen in Brandenburg, in Stendal u. a. m. Zumal in 
ben ſächſiſchen Stäbten findet man eine Menge Burggrafen. Cie 
hatten jedoch nicht alle ein Burggrafenamt, fondern nur den Titel 
eines Burggrafen, weil fie entweder bloße Militärbeamte waren 
oder aus einer burggräflihen Familie abftammien!). Zuweilen 


11) vrgl. Wiganb. I, 821. 

12) Modus procedendi von 1605 bei Wigand, I, 319 u. 825. und bei 
Wigand, denkwürdige Beitr. p. 169. Weine Geſch. der Warkenverf. 
p. 408. 

1) Tittmann, Gef. Heinrichs des Erlauchten, I, 88 u. 89—45. vergl. 
oben 8. 611. 
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werben bie höheren Stabtbeamten abwechfelnd Grafen und Voͤgte 
genannt, 3. B. in Anbernad) 2). Anderwärts nannte man fie auch 
Sografen, 3. B. in Herfort, oder Wicgrafen, 3. B. in Min: 
den abwechfelnd comes civitatis ?), wigravius, wiggravius, wich- 
gravius 4), Wychgravius oder Wickgravius civitatis ®), fobann 
MWilvögte, z. B. in Stade®), zuweilen auch Dinggrafen, 
3.2. in der Stadt Borken ?), vielleicht auh TZungrafen, fo viel 
als Stadtgrafen, 3. B. in Hörter®), denn von einem Gemeinde: 
vorfteher oder tunginus dürfte wohl bier Feine Rede fen). Alle 
dieje höheren Beamten find auch in den Landftädten an die Stelle 
der Gaugrafen getreten. Sie hatten daher biejelbe Gewalt, ben 
Blutbann und die Gerichtsbarkeit über das freie Eigen und über 
die perjönliche Freiheit, 3. B. in Herfort u. a. m. 

Die niederen dffentlihen Beamten führten auch in 
den Landſtädten, wie in den Biſchofs- und Wbteiftäbten, insgemein 
den Titel Schultheiß, 3. B. in Soeft, Heidelberg, Burgdorf, in 
den Städten der Mark Brandenburg u.a. m., dann Stadtrichter 
(judex civitatis) 3. B. in Hörter, Herfort, Meppen, Münden 
u.a. m., Stadtrichter oder Villicus 3. B. in Medebach, 
Burgrichter z. B. in Herfort, praefectus oder praefectus 
civitatis 3. B. in Halle, in Berlin und in Köln an der Spree, 
Präfectus oder Schultheiß z. B. in Arberg!o), Vogt oder 
Skhultheiß 3. B. in Freiburg im Breisgau und in Freiburg im 
Uechtlande, Erbvogt oder Erbrichter in den ſchleſiſchen Etädten, 


2) Urk. von 1171 bei Günther, I, 409. — legitimis jurisdictionibug 
que annuatim coram comite vel advocato veptilantur —. 
a capitosa comitum et advocatorum impetitione —. 

8) Urt. aus 12. sec. bei Würdtwein, subs. dipl. VI, 848, 

4) Urk. von 1802 u. 1812 bei Würdtwein, subs. dipl. X, 47 u. 59. 
Urk. von 1196 u. 1296 bei Falke, trad. Corb. p. 852 u. 858. 

5) Urk. von 1261 u. 1864 bei Treuer, Mündbaufen, II, 14 u. 38. 

6) Stabtreht von 1209 bei Pufendorf, Il, 156. 

7) Ur. von 1265 bei Xacomblet, II, 821. in judicio coram thin- 
gravio —. 

8) Chron. Hux. ad an 1168 bei Wigand, I, 328. thungravio seu 
villae praefectus. 

9) Meine Geſch. der Marfenverfafjung, p. 139. 

10) Handfefte von 1271 bei Walther, p. 26. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 33 
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Schultheiß oder Ammann (minister) 3. B. in Winterthur 1), 
oder auh Stadtkämmerer oder Pfennigmeifter z. 3. in 
Hörter. Wie in den Biſchofs- und Nbteiftäbten fo wurde nämlich 
auch in jenen Landſtädten, in welchen ber Landesherr einen herr- 
Ichaftlihen Beamten hatte, dieſem die niedere Öffentliche Gerichte: 
barkeit übertragen. Daher pflegte dieſer nach wie vor auch noch 
Villicus, Ammann, Bogt, Kämmerer oder Pfennigmeifter genannt 
zu werden. Auch, batten dieſe Schultheiße, Stabtrichter, Vögte, 
Ammanne und Pfennigmeilter diefelbe Amtsgewalt wie vordem die 
alten Centenare, alſo die Givilgerichtsbarfeit mit Ausnahme des 
Erkenntniſſes über freies Eigen und über perſönſiche Freiheit, und 
bie Strafgerichtsbarkeit ohne den Blutbann. 


$. 516. 


An jenen Städten, in welchen zwei Öffentliche Beamte neben 
und über einander geitanden haben, faßen öfters auch in den Land- 
ftädten beide Richter neben einander zu Gericht als redende 
und [hweigende Richter. So hatte in Görlitz der Schultheiß 
oder Erbrichter in den minder wichtigen Civilfachen den Vorſitz bei 
Gericht in Gegenwart des Vogtes (cum advocato nostro judex 
hereditarius noster, qui fuerit, in persona propria adesse debeat 
et judicio presidere). Wenn jedoch eine Beſchwerde gegen ben 
Erbrichter vorgebracht wurde, jo hatte der Vogt zu entjcheiden und 
der Erbrichter fih zu verantworten ’). Eben fo fak in Dürk— 
heim der Bogt als ſchweigender Richter neben dem redenden 
Schultheiß bis ein Gegenjtand feiner Kompetenz zur Verhandlung 
fam, in weldem Falle jodann der bisher jchweigende Vogt den 
Vorſitz übernahm und der Schultheiß num fchweigender Richter 
ward ?). Und in Hörter faßen beim peinlichen Halsgerichte fogar 
brei Beamte neben einander. Neben dem Gräve auch noch der 
Pfennigmeiſter und neben diejem der Vogt (6. 498 u. 514). 


11) Etadtreht von 1264 $. 2 u. 8 und von 1297 $.2 u. 8. bei | Gau, 
I, 185 u. 139. 

1) It. von 1803 bei T. u. Et. p. 446. 

2) Dürfheimer grünes Buch in meiner Geſch. der Markenverfaſſung, p. 401- 
Not. vergl. oben $. 498. 
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! Die Kompetenz der Öffentlichen Beamten war befhräntt auf 
die Angelegenheiten ber öffentlichen Gewalt. Denn in bie An- 
gelegenheiten der Stadtgemeinde durften fie fih eben fo 
wenig mifchen, als die Beamten der öffentlichen Gewalt fich in 
die Angelegenheiten der großen Marken miſchen durften 2), 3. 2. 
in Ens®), in Bien®), in Heimburg®) u. a. m. Daher hatten 
bie Beamten ber öffentlichen Gewalt Teinen Zutritt zu dem Stabt- 
rath, 3. B. in Dürkheim der Vogt 7), oder fie hatten wenigitens 
nur dann Zutritt, wenn fie zur Eiung eingeladen worben waren, 
wie biejes im alten Stadtrecht von München ausdruͤcklich beftimmt 
war 8). Und in jenen Städten, in weldhen in früheren Zeiten ein 
berrichaftlicher oder äffentlicher Beamter den Vorſitz im Stabtrath 
gehabt hat, juchte man ihn fpäterhin ganz aus dem Rath zu vers 
drängen ($. 160). Nur im Nothfalle, wenn es innere Bewegungen 
und Kämpfe unter den Bürgern nothwendig machten, griffen bie 
Landesherrn in die ftäptiichen Angelegenheiten ein, und auch dann 
meiftentheils nur als dazu aufgeforberte Schiedsrichter. So in 
Stendal die Markgrafen von Brandenburg bei den im Jahre 1285 
zwiichen der gemeinen Bürgerjchaft mit den alten Gejchlechtern ent: 
ftandenen Streitigkeiten). Wenn fi nun aber bie öffentliche 
Gewalt dennoch ohne Noth und unaufgefordert in die Angelegen: 
heiten der Stadtgemeinden milchte, oder wenn bie Inhaber ber 
Öffentlichen Gewalt in anderer Weile gegen bie Rechte und Trei- 
heiten der Stabt hanbelten, jo durften fich die Bürger ſodann von 
ihrem Landesherrn Tosfagen und einen anderen Landesherrn wählen, 
ein Recht welches auch ſchon die Märker in den alten großen 
Marten gehabt haben 1%), Diejes Recht hatten insbefonbere auch 


8) Meine Geſch. der Martenverfaifung, p. 400. 

4) Stadtrecht von 1212, 8. 25. 

5) Giadtredt von 1221, $. 56. 

6) Stadtredht aus 18. sec. $. 7 bei Senckenberg, vision. p. 281. 

7) Deine Geſch. der Markenverfaſſung, p. 805. 

8) Urt, von 1294 bei Bergmann, I. 9. „Swer od Stat Rihter ist, 
„der bat nicht ze ſchaffen bi ben Burgaern, ba fi figent bi ber Stat ge: 
„Ichaeft, vnd ob ir faeßzen, ez fi danne, daz fi in zu in biten ober 
„laden —. 

9) Urf. von 1285 bei Lenz, I, 128. und oben $. 156. 

10) Meine Geſch. der Marfenverfaffung, p. 154, 336 u. 390, 

E 33 * 
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die Städte Stendal, Tangermünde und Ofterburg in der Marf 
Brandenburg und zwar ſelbſt urkundlich. Sie durften ihren alten 
Herrn verlaflen und ſich einen anderen wählen, wenn die Mark: 
grafen ihr gegebenes Wort und ihre gegebene Zufage nicht halten 
wollten !!). Daſſelbe Recht hatte auch die Bürgerichaft von Köln. 
Und die Ritterfchaft in Baiern war nach den Fretheitsbriefen ſogar 
berechtiget, den Herzog zu bekämpfen 12). 


8. 517. 


Wie die Kaiſer in den Reichsſtädten und bie Biſchöfe und 
Aebte in den Biſchofs⸗- und Abteiftädten, jo waren auch die Lan: 
besheren in ihren Landftädten die Gerihtsherren. Sie durften 
daher jelbft zu Gericht figen, 3. B. in Soeſt die Erzbifchöfe von 
Köln !), in Freiburg im Uechtlande 2) und in Burgdorf die Her: 
zoge von Zäringen und nad ihrem Ausiterben die Grafen von 
Kyburg ?), in Slogan und in Breslau die Herzoge von Schlefien ®). 
Die Tandesherrlichen Beamten waren demnach bloße Stellver: 
treter des Lanbesherrn. Wenn daher der Landeshert bie erbliche 
Vogtei hatte, fo war ber von ihm ernannte Beamte fein Vice⸗ 
vogt (vice advocatus) 3. B. in Coesfeld ), und wenn ber Lan: 
besberr das Herzogthum inne hatte, jo war der von ihm ernannte 
Beamte jein Viceherzog (vicedux), 3. B. der Gograf in Soeit®). 


11) Urf. von 1282 bei Lenz, I, 109-110. quod si quicquam de omni- 
bus premissio infrigeremus, quod absit, ex tunc dieti burgenses 
habebunt liberum arbitrium, ut — libere se divertere po- 
terunt ad alium dominum, ad quem duzerint divertendum, 
donec talis injuria et violencia per nos fuerit ex integro re- 

. tractate. 

12) Meine Geſch. der Fronh. II, 516 und oben $. 508. 

1) Beftand des Marſchallamtes in Weftphalen aus 18. sec. bei Seibertz, 
II, 1. p. 624 u. 625. cum archiepiscopus vult presidere judicio, 
quod botdynk dicitur — et potuit infra opidum presidere ipse 
archiepiscopus —. 

23) Handfefte von 1249 5. 4 u. 5 bei Gaupp, II, 88. 

8) Handfefle von 1316 $. 12 u. 18 bei Gaupp, IL, 121. 

4) Urt. von 1802 $. 7 und von 1826 bei 7. u. St. p. 208 Not. u. 445. 

6) Urk. von 1197 bei Niefert, L, 2 p. 478. 

6) Befiand bes Marſchallamtes aus 18. sec. bei Seiberg, HM, 1, p. 628. 
quod vicedux gogravius —. 
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Meiftentheils führten jedoch diefe Stellvertreter den Titel Stabt- 
richter (judex), 3. B. in Brakel), in Prozelten 9), in München, 
in Hörter u- a. m., oder Stadtgraf (Gräve) in Hörter, Anber: 
nah und in Minden, ſodann Burggraf in Brandenburg und 
Stendal, oder Burgrichter und Gograf in Herfort, Wicgraf 
oder Wicvogt in Minden und Stade, ober, wie wir geſehen, 
Vogt, Schultheiß, Ammann oder Präfect. 


$. 518. 


Das Recht feinen Stellvertreter zu ernennen hatte 
urfprünglih jeder Landesherr. Wie die ſtädtiſchen Beamten 
($. 453), jo pflegten auch die landesherrlichen Beamten einen Be- 
ftallungsbrief zu erhalten, in weldyem ihre Rechte und Ver⸗ 
bindlichleiten aufgezählt waren, 3. B. die Bögte in Bremen jeit 
bem Jahre 1399 9). 

Der Gehalt diefer Beamten beftand meiſtentheils in einem 
Antheil an den Geldftrafen, in einem Antheil an dem Werthe der 
mit Beichlag belegten Gegenftände, dem fogenaunten Fürfang 
($. 562) und in anderen mit dem Amte verbundenen Gefällen, 
welche fie für ihre eigene Rechnung einnehmen durften und daher 
ihrem Gerichtsherrn nicht zu verrechnen brauchten. Defters erhiel- 
ten fie dazu noch ein Amts- oder Lehengut. Zuweilen auch noch 
ein Amtskleid aber fpäterhin erft einen firen Gehalt. Der bifchäf- 
liche Vogt in Bremen bezog ſehr beveutende Gebühren von ben 
Gerichten, von den Bürgern und von den Gewerbsleuten. Auch 
erhielt er, wie bie anderen laudesherrlichen Diener, jedes Jahr ein 
Amtsfleiv („Ock höret dem Vagede van ſynem gnädigen Seren alle 
„jahr fine Kledinge, glyck finen andern denern“) 2). Der biſchöf— 
liche Schultbeiß in Worms erhielt im 13. Jahrhundert jährliche 
Abgaben von den Bürgern, von den Amtleuten und Heimburgern, 
von den Wetneichern, Kornmeflern, Mebgern, Schuitern und Ju⸗ 
ben 2). Dazu kamen noch andere Nebenbezüge (das „Geldt jo in 





7) Urk. von 1289 bei Wigand, Archiv, IV, 8. 

8) Urk. von 1355 bei Guden, III, 886, 

1) Donandt, I, 182. Not. 

2) Bertrag von 1259 in Assertio lib. Brem. p. 744 fi. 
8) Annal. Worm. bei Böhmer, fontes, II, 212. 
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„die Buchs gefallen ist”) und ſeit dem Anfang des 16. Jahrhun⸗ 
berts auch noch ein firer Gehalt („ein fuber Wein und vier Gul⸗ 
den darzu“) ). In Straßburg fielen alle Geloftrafen zu einem 
Drittheil an den Vogt und zu zwei Drütbeilen an ben Schultheiß. 
Außerdem hatte der Bogt noch ein bedeutendes Lehen unb audh ber 
Schultheiß fein Amtsgut („fine Schuhebuſen“ oder „Schuhbuze”)®). 
Da die Einnahmen der lanbesherrlichen Beamten ſehr bebeutend 
zu fein pflegten, fo mußten öfters fie felbjt wieder eine Abgabe 
von Ihrem Amte entrichten, wie diejes auch viele Gemeinde- 
beamten in ben Dörfern und in ben Städten thun mußten *). So 
mußte der Schultheiß in Worms nach einem alten Herfommen 
eine jährliche Gilte an den Biſchof entrichten („di gült die er gibt 
„von feinem ampt, als es von alter herfomenen ist”), beſtehend in 
Naturallieferungen 7). Im Jahre 1526 wurde biefe Gilte, be 
ftehend in „zwo zinnen flefchen voll Weins und einem roten Seckel, 
„darin drithalb Pfund heller”, in eine jährliche Abgabe von drei 
Gulden verwandelt °). In Straßburg waren ber Schulthei umb 
bie Richter dem Bifchof fogar Herrfchaftliche (db. h. grundherrliche) 
Dienfte und Leiftungen ſchuldig 9). In Mainz follte ber landes⸗ 
herrlihe Kämmerer, ehe die Sibung begann, dem Schultheiß und 
den Richtern eine Suppe mit gefottenen Hühnern geben 1%). Und 
in Nürnberg Hatte der Echultheiß nad, jeder Nügefibung den ge 
ſchwornen Meiftern ein Geſchenk in Wein und in Geld zu machen 
und ihnen ein Efien zu geben („brey Eſſen, das ift jeglichem zwey 
„Ayr, ein eingemachtes, ein Bratens, und Keß darzu“) 11). 


4) Rachtung von 1519 8. 25 bei Schannat, II, 826. 

5) Stadtrecht, 6.40, 41 u. 100 bei Grandidier, II, 56. und oben 6. 490. 

6) Meine Geſch. ber Dorfurf. LI, 118. fi. u. oben $. 454. 

7) Vergleich von 1288 $. 4, bei Schannat Il, 145. Annal. Worm. bei 
Böhmer, font. U, 211 u. 312. ; 

8) Rachtung von 1526 bei Schannat, II, 400, 

9) Stadtrecht, c. 94, 95, 97—100 bei Grandidier, p. 80 ff. vrgl. oben 
6. 22. 

10) Grimm, I, 583 u. 584. 

11) Verzeihniß von 1885 bei Stromer, Geſch bes NReichsichultheifenamtes, 
p. 104 u. 108. 
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In vielen Städten wurde das Amt zu Lehen gegeben, 
verpfändet oder ſogar verkauft. Zu Lehen wurde gegeben 
das Schultheißenamt in Halle, in Stendal und in anderen 
Städten in ber Mark Brandenburg, dann die Bogtei in vielen 
fchleftihen Städten, und das Stadtgrafenamt in Hörter ehe 
es verpfändet worben tft. VBerpfändet wurde das Grafenamt 
in Hörter, ehe e8 an die Stadt verfauft worden ift, dann das 
Schultheißenamt fpäterhin in Freiburg im Breisgau und in 
mehreren Städten der Mark Brandenburg. Und verfauft wurde 
das Schultheißenamt fpäterhin in Halle, in den märktichen 
Städten und im 13. Jahrhundert auch in Freiburg im Breisgau. 
Auch die durch Belehnung oder Verpfändung oder durch Kauf erbs 
lich gewordenen Inhaber des Amtes waren nun Gerichtsherren 
geworden. Sie fonnten baher, wie jeder andere Gerichtsherr, ſelbſt 
zu Gericht fiten. Sie durften aber auch, wenn fie nicht felbft zu 
Gericht figen Tonnten oder wollten, einen Stellvertreter (einen Uns 
tervogt oder Unterjchultheiß oder einen NVtichter) ernennen. So dic 
Erbvögte in Neifie ), in Braunjchweig 2), in Münfterberg ®), in 
Steinan #), in Prenzlau 5) u. a. m. An vielen Landftäbten ift bie 
Gerichtsbarkeit von der Stadt jelbft erworben worden, entweder 
durch freiwillige Abtretung von Seiten des Landesherrn, 3. B. ur: 
ſprünglich in Freiburg im Breisgau, in reiburg im Uechtlande 
und hier in München, oder durch Verkauf oder Berpfändung, 3. 2. 
in Soeſt, Hörter, Coesfeld, Braunjchweig, Meppen, in ben meiften 
Städten in ber Mark Brandenburg und in Echlefien und feit dem 


— — — — — — 


1) Urk. von 1558 bei T. u. St. p. 628. „bie Erbvogtei vonn eez— 
„lichenn vom Adel, welche nit allewege zur Stelle habenn fein kon⸗ 
„nenn, gehaldenn unnd durch Subflituten oder Undervögte die 
„Serichte verwehſet worbenn jein’ —. 

2) Stadtrecht von 1227 in Orig. Guelf. IV, 107. „Swelich Voget einen 
„Richtern jet an fine ſtet“ —. Stabtredht von 1282 bei Leibnitz, 
II, 484. 

3) Im Jahr 1809 bei T. u. St., p. 182. Not. 

4) Url. von 1248 bei T. u. St. p. 8085. 

5) Zimmermann, 1, 71. Not. 6. 
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15. Jahrhundert auch in Halle und in Freiburg im Breisgau. 
Defters wurde die hohe Gerichtsbarkeit mit dem Blutbann von den 
Städten erworben und dann übte meiftentheil® der Stadtrath 
ſelbſt die Kriminalgerichtsbarkeit aus, 3. B. in Soeft, Hörter, Coes⸗ 
feld und in vielen märfiihen Städten. Noch häufiger wurde aber 
nur bie niedere Gerichtsbarkeit (die Eivilgerichtsbarfeit) von ben 
Landftädten erworben, 3. B. in den meilten Städten der Mart 
Brandenburg und in Schleften, in Meppen u. a. m. In jenen 
Städten, in weldyen nicht der Stadtrath felbft die Gerichtsbarkeit 
ausübte, ernannte der Stabtrath zu dem Ende einen Stabtrid: 
ter, 3. B. in Freiburg im Breisgau, in Freiburg im Uechtlande, 
in Bern, in München‘, in Hörter unt in vielen märkiichen und 
ſchlefiſchen Städten. Meiſtentheils blieb indeſſen auch in biejen 
Städten dem Landesherrn das Recht den von dem Stabtrath er-. 
nannten Beamten zu beitätigen und das Recht ihn in das Amt 
einzufeben oder das Recht der Amtsinveftitur, 3. B. in Münden, 
in Bern u. a. m., urfprünglih auch in den beiden Freiburg im 
Breisgau und im Uechtlande, bier in Münden auch noch das 
Recht der Belehnung mit dem Blutbann. Wenn das Amt, wie 
3. B. in den märkiſchen Städten, ein Erblehen war, jo blieb es 
diefes auch noch nad dem Erwerbe der Gerichtsbarkeit von der 
Stadt. Der von der Stadt ernannte Richter mußte daher von 
dem Lanbesheren mit dem Amte belehnt werben. 


3) Landbesherrlihe Dienfle und Steuern, 
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Wie die Biichöfe und Achte jo haben auch die übrigen Lan 
besherrn mit der öffentlichen Gewalt auch ein Recht auf bie 
döffentlihen nun Tanvesherrlicden Dienfte und Steuern er: 
halten. Denn auch auf fte ift ber alte Königsdienft übergegangen. 
Und wie die in den Bifchofs: und Abteiftädten wohnenden Bürger 
Yandesherrliche Unterthanen geworden waren, jo auch bie in einer 
Landftadt wohnenden Leute. Daher waren auch fie den landes- 
herrlichen Dienften und Steuern unterworfen, und zwar nicht bloß 
die Stadtbürger, ſondern auch die übrigen Bewohner ber Landſtadt, 
gleichviel, urſpruͤnglich wenigſtens, ob fie Freie oder Unfreie, Mini- 
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fterialen, Ritter oder Geiftlihe waren. Denn die Einen wie bie 
Anderen ftanden unter der öffentlichen Gewalt. Sie waren daher 
auch den in der Stabt zu leiltenden Iandesherrlichen Dienften und 
Steuern unterworfen. Sp war es in Soeft!). Eben jo ur- 
ſprünglich offenbar auch in allen anderen alten Landſtädten. Denn 
bie Landesherrn hatten in den Landſtädten dieſelben Rechte, welche 
bie Deutſchen Könige in den Reichsitäbten gehabt haben. Die 
landesherrlihen Dienjte und Leiltungen bejtanden daher in ber 
Pflicht den Landesherrn, wenn er in eine Lanbftabt fam, zu beherr: 
bergen und zu verpflegen, ihm gewifle Frondienſte und ben lan: 
besherrlichen Heerdienſt zu leiften, und in ber Pflicht ben Landes: 
deöherrn zu unterftügen und ihm in biefen Fällen Eteuern zu ent: 
richten. 

Die Pflicht der Stadtbürger den Landesherrn, wenn er in 
eine Landſtadt fam, würdig zu empfangen und ihn zu be: 
hberbergen bat ohne allen Zweifel urfprünglich allenthalben be⸗ 
ftanden. So frühe ſchon in Soeſt, wenn der Erzbiſchof von Köln 
dahin Fam, und auch in fpäteren Zeiten noch in Schleswig, in 
Kiel und in Apenrade, wenn die Herzoge von Holftein und Schles- 
wig fich dort einfanden. Eben fo in Hamburg, wenn die Könige 
von Dänemarf als Herzoge von Holftein dahin famen, und in 
Oldenburg u. a. m., jo oft ſich die Landesherrn daſelbſt aufhielten 2). 
An Morchingen in der Grafſchaft Salm mußten bie Bürger nicht 
bloß die Herrichaft felbit, jondern auch ihre Säfte beherbergen und 
die mitgebrachten Pferde mit allem Nöthigen verjehen 2). Bon 


1) Stadtredt von 1120, $. 53. ut omnes in opido nostro commoran- 
tes sive liberi sive ministeriales nobiscum starent et labores ad 
seruiendum domino nostro Archiepiscopo uel Imperatori nostro 
equali proportione subuenirent. In der alten Schrae von 1850 
8. 143 bei Seiberg, III, 2. p.. 401. ifi jedoch von feinen Minijterialen 
u. j. w. mehr bie Rede. Es heißt vielmehr: „Alle dey gheyne. bey 
„binnen ber ftat wonet. ghaft. vrowe. efte man. ſey fin vryg efte egben. 
„ben ſulen coft. arbeyt. deynft. vnde ſchot doyn van erme ghube. aljo 
„vnſe borghere doyt." *° 

2) Meine Geſch. der Fronh. ILL, 419—121. 

3) Etadtorbnung von 1345 bei Koenigsthal, I, 2, p. 6. „yeder burger 
„iſt ſchuldich ftallung in jeinem haus zu geben. Der Heridafft Geſt 
„zu beherbergen und zu legern. Auch Heu vnd ſtro um brei ſchwartz 
Tornus.“ 
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dieſer jehr Täftigen Pflicht den Landesherrn oder feine Leute zu be- 
herbergen und zu verpflegen haben ſich jeboch frühe ſchon manche 
Zandftäbte frei zu machen gewußt, 3.8. Freiburg im Uechtlande®), 
Wien®d) u. am. Auch die alten Spanndienfte und andere 
Frondienſte, welde in früheren Seiten dem König und dann aud 
ben Landesherrn geleiftet werden mußten, findet man nody längere 
Zeit in den Landſtädten, 3. B. noch im 15. Jahrhundert in den 
Städten der Mark Brandenburg die Pflicht Rüftwagen mit ben 
nöthigen Pferden und Dienern zu ftellen zum Transporte ber lan⸗ 
besherrlichen Familie von einem Orte zum anberen ©). Eben fo 
in Winterberg in der alten Graffhaft Spanheim die Pflicht der 
Stadtbürger zwei Mal im Sabre, zur Erndte- und Herbftzeit, ihrer 
Herrihaft Wagenpferte zu Stellen”). Auch in Morchingen mußte 
jeder Bürger einen Wagen mit 6 Pferten zu Raiſen und zu an⸗ 
deren Dienſten halten ®). Ansbejondere auch zum landesherrlichen 
Heerdienfte waren urfprünglid alle Stadtbürger verbunden. 
Denn der Kriegädienft gehörte zu dem auf die Randesherrn über: 
gegangenen Königspienft. Viele Landſtädte waren nun zu jeber 
Art von Kriegsdienft, d. h. zur Naife®), manche fogar zu lanbes: 
herrlichen Fehde verpflichtet, 3. B. die Bürger von Neuenburg 19), 


4) Handfeſte von 1249, $. 9 bei Gaupp, II, 84. 

5) Stadtrecht von 1296 $. 8 bei Senckenberg, vision, p 2885. 

6) Zimmermann, I, 825. Meine Gefch. ber Fronh. I, 417 ff. u. 446 ff. 

7) Stabtreht von 1881 bei Wald, VI, 261. „Aug fint ons biefelbin 
„Burger bie hure hant ſchuldig onfer Waginferte mit Namen zwa 
„Berte zu Gauwe wert, und zwa eine Mile omb Wynthirberg wan 
„wir wollin, bie Waginferte jullen fie ons varin halb zu erne und halb 
„zu Herbiſte.“ 

8) Stabtorbnung von 1845 bei Koenigsthal, I, 2. p. 6. 

9) Stabtreht von Winterberg von 1831 bei Wald, VI, 261. „Wer iz 
„auch daz wir reifin woldin von onfirn odir onfir runde und Mage 
„wegin fo fuln ons onfir borger belfin und nachfolgin gewapint —. 
„wer iz daz wir nit felber reysten fo fulbin fie onfern gemelbigin 
„Bobin nachfolgin.“ Die Bürger von Hörter nad) Urk. von 1965 bei 
Wigand, denkwürdige Beitr. für Geſch. p. 107. cives Huxarienses 
ad expeditiones nostras cum indiguerimus, tenebuntur —. vergl. 
noch Urk. von 1887, eod. p. 162. Meine Gef. der Fronh. III, 
451 ff. und oben $. 128. 

10) Treiheitsbrief von 1214 bei Walther, p. 18. 
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die Bürger von Schöned in der Eifel !!) u. a. m. Die meilten 
Lanbftäbte waren jeboch nur zur Vertheidigung der Stadt und 
entweber zu gar feinem auswärtigen Kriegspienft, 3. B. Berlin 
und Köln an der Spree, Stendal, u. a. m. (6. 129), oder boch 
nur zur Bertheibigung des Landes, das heißt zur Landwehr ver- 
pflichtet (ad nullam expeditionem, praeter eam, que fuerit ad 
defensionem tocius terre), 3. B. die Bürger von Steinau!?) und 
von Glogau in Schleflen und von vielen anderen Landſtädten 
mehr !2). Und auch diejes meiftentheild nur eine ganz kurze Zeit 
ober eine kurze Strede, fo daf die Bürger am Abend oder wenig- 
ſtens am anderen Tage wieder zu Haus fein konnten ($. 129). 
Die Bürger von Morchingen follten ihrer Herrſchaft zwei Tage 
und zwei Nächte lang auf eigene Koften zu Fuß und zu Rob zur 
Raiſe folgen. Der weitere Dienft ging aber auf Rechnung ber 
Herrſchaft 1%), Das Recht der Landesherrn den Heerbienit zu ver- 
langen bat demnach in allen Landſtädten, wenn auch in einer be- 
ſchränkten Weife beitanden. In der Wirklichkeit war es jedoch 
meiftentheil® anders. Denn nicht wenige Landftäbte folgten ihrem 
Landesheren nur dann noch in den Krieg und dffneten ihm nur 
dann noch ihre Stadtthore, wenn fie bittweile darum angegangen 
worden waren, oder wenn fie ihre Zuftimmung, zum Kriege gege: 
ben hatten, oder wenn fie fonft wollten und e8 ihrem eigenen In⸗ 
terefje entjprehend fanden (6. 129 u. 427). Auch die Pflicht zur 
Peberbergung und Berpflegung des auf dem Marſch befindlichen 
landesherrliheu Heeres und zur Stellung von Heerwagen und 
Pferten und zu anderen Kriegsfronen gehörte zu den Verbindlich: 
feiten ber Landſtädte. Allein auch von diefen jehr läftigen Ber: 
bindlichfeiten, insbejondere von der Verbindlichkeit der Beherbergung 
und Verpflegung bes landesherrlihen Heeres wurden viele Land: 
ftädte, 3.3. Berlin, Brandenburg, Rathenau, u. a. m. frühe ſchon 


‚befreit 18), 


11) ®rimm, II, 562. 

12) Url. von 1248 bei T. u. St. p. 806. 

„13) WE. von 1258 bei T. u. St. p. 881. vergl. oben $. 129 u. 180- 
Meine Geſch. der Fronh. II, 455 ff. u. 462 f. 

14) Stadtorbnung von 1845 bei Koenigsthal, I, 2. p. 6. 

15) Meine Geld. der Fronh. III, 506 ff., 509, 517 ff., 524 ff. und oben 
6. 128, 129 u. 890. 
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Mit der üffentlihen Gewalt find auch die öffentlihen 
Steuern und Abgaben und das Befteuerungsredt jelbft, 
jo weit es überhaupt in der öffentlichen Gewalt lag, auf bie Lan⸗ 
besheren übergegangen. Die urfprünglich an die öffentliche Gewalt 
zu entrichtenden Abgaben und Steuern hatten ſammt und fordere 
ihren Grund im alten Königsdienft und fie reichten nicht weiter 
als der Königsdienft ſelbſt gereicht Hat. Sie beftanden demnach 
einerfeitS in ben Meichsiteuern und Königszinfen und in den für 
den Reichsdienſt und für den landesherrlichen Hof» und anderen 
Dienjt nothwendigen landesherrlichen Abgaben, andererjeits in ben 
Kriegs: und Heerbannfteuern. Zu ihnen famen fpäterbin noch bie 
Schutz- und Schirmgelder, weldhe von jenen Städten entrichtet 
werden mußten, welche der landesherrlichen Vogtei unterworfen 
waren, und bie vertragsmäßigen oder von ben Lantftänden be 
willigten Steuern 19). 

Die hergebradhten Neichsfteuern und Königszinfe mußten 
anfangs auch noch von den Landſtädten entrichtet werden, 3. B. 
von Speft 17) u. a. m. Sie follten jedoch ohne Zuftimmung des 
Randesherrn nicht mehr erhoben werben, z. B. in Magdeburg nach 
einem von Kaifer Friedrich HI ausgeftellten Revers ꝛe). Nach und 
nach find fie jedoch allentbalben, in einer Stadt früher in der an⸗ 
deren fpäter, auf die Randesheren übergegangen, 3. B. in Soeft, 
Hamburg, Kiel, Magdeburg u. a. m. 19). 

An die auf die Landesherrn übergegangenen Neichöftenern 
reihten fich die für den Reichsdienſt und für ven lanbesherrlichen 
Hof: und anderen Dienft nothwendigen landesherrlihen Steuern 
an, welche audy von den Landſtadten entrichtet werben mußten, 


16) Meine Geh. der Fronh. III, 527 ff., 534-588, 549 fi. 

17) Stadtrecht von 1120 $ 58 bei Seiberg, Il, 1, p. 56. ut omnes in 
opido nostro commorantes — ad serviendum domino nostro 
Archiepiscopo vel Imperatori nostro. In ber fpäteren Schrae 
von 1850 $. 143. fehlen biefe Worte (vel Imperatori u. j. w.) weil 
die Reichsſteuer bereits auf die Erzbiſchöfe übergegangen war. 

18) Urf. von 1216 bei Meibom, II, 877. regales telliae, petitiones 
aut exactiones nulla unquam Occasione, praeter ejusdem Archi- 
episcopi et successorum ipsius eXerceant Assensum. 

19) Meine Geſch. der Fronh. Ill, 858 fi., 400 fi., 406 fi. 
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nämlich die Steuern, wenn ber Landesherr an den Kaiferlichen Hof 
reiste ober einen Nömerzug mitmachte, oder wenn der Lanbesherr 
feinen eigenen Hof bielt oder in den Angelegenheiten des Landes 
umbherreiste2%). Auch zur Kriegsfteuer oder Heerbannfteuer 
waren alle nicht roßbienftpflichtigen Stadtbürger verbunden, z. 8. 
in Neuenburg 21), in Hörter 22), in Winterberg in der alten Graf: 
Ihaft Spanheim u. a. m.??). Bei Heerfahrten des Landesherrn 
mit dem König ſei es über die Alpen oder fonfl wohin, und bei 
Reiſen des Landesherrn an den Hof des Königs, mußten in man- 
hen Städten auch bie Handwerker und Gewerbsleute, z. B. 
die Schuhmader, Schneider, Tuchkaufleute, Schmiede, Sattler, 
Schwertfeger, Kiefer u. a. m. eine beftimmte Anzahl von Hand: 
werks⸗ und Gewerbsartitel liefern, 3. B. in Freiburg im Breisgau 2%), 
in Freiburg im Uechtlande 28), in Straßburg ?%) u. a. m. . 
Man nannte die erwähnten Steuern auch in den Landftäbdten 
Bete, petitio 3.2. in Bonn ?”), in Neuß 2°), in Hörter ?) und 
in Lechenich 2%), precaria, 3. B. in den Städten der Mark Bran- 
denburg®!), und Bede 3. B. in Winterberg) 32), fodann Orbete, 
in den Städten der Marf Brandenburg orbeta 3?) und in Ealz- 


20) Meine Geſch. der Fronh. III, 418—419, 441 ff., 597 fi. 

21) Freibeitsbrief von 1214 bei Waltber. p. 18. 

22) Urk. von 1265 bei Wigand, Geſch. von Korvei, I, 386. und bei ®i- 
gand, denfwürdige Beitr. p. 107. — petitiones pro subsidio fa- 
eiendo. 

28) Stabtreht von 1881 bei Wald, VI, 261. Meine Geld. ver Fronh. 
III, 511 u. 528 f. uno oben $. 390. 

24) Stiftungsbrief von 1120 $. 11. In dem Stadtrodel und in ben ſpä— 
teren Stadtrechten war aber hievon nit mehr die Rebe. 

25) Handfefle von 1249 $. 8. 

26) Altes Stabtreht bei Grandidier, $. 108, 104, 108, 109, 110, 111, 
112 u. 118. 

37) Urt. von 1248 u. 1285 bei Lacomblet, IL, 148 u. 471. 

28) Url. von 1259 u. 1310 bei Lacomblet, II, 264, III, 64. 

29) Urt. von 1265 bei Wigand, Geld. von Korvei, I, 886. 

. 80) Freibeitsbrief von 1279 $. 87 bei Kinplinger, Sammlung, I, 116. 
Grimm, II, 785. 

81) Landbuch ber Mark, p. 29 u. 250. 

82) Stadtrecht von 1881 bei Walch, VI, 256. 

88) Landbuch, p. 28 - 82. 
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webel urbura ®), ferner Beihilfe (subsidium ober stipendium 
oder praesidium pecuniae) 3. B. in Freiburg im Uechtlande 38), 
in Burgdorf ®%) u. a. m., Steuer oder Bete (steura vel pre- 
caria) 3. B. in Wiener Neuftadt 37), Beifteuer ober Steuer 
oder exactio, au precaria exactoria, 3. B. in den 
Städten der Mark Brandenburg ?°) oder petitio exactoria, 
3. B. in Stenbal®®), ferner exaccio originalis, z. B. in 
Drofien in der Mark ), tallia, 3. B. im Magbeburg *!), in 
Aachen 42), in Wien 2) u. a. m., Geſchoß, Schoß, Schot oder 
collecta, 3. B. in Münfter ), in Hörter %#), in Salzwedel *%), 
‘in den Städten von Schlefien u. a. m. 47), consagitatio, 3. 2. 
in Stendal #2), Gewerf u. ſ. w. 

Alle dieje Beten und Steuern hafteten auf dem Grund und 
Boden, Sie waren baber eine Laft der Grundbefiger, z. B. in 
Hörter 3%), in den Städten der Mark Brandenburg u. a. m. 89), 

84) Urk. von 1282 bei Lenz, I, 98. 

85) Handfeſte von 1249 $. 8. 

86) Handfefle von 1816 $. 17. 

87) Stadtredht, c. 102 u. 104. 

38) Urt. von 1281 bei Gerden, vet, march. I, 16. petitionem sive pre- 
cariam exactoriam —. 

89) Url. von 1282 bei Lenz, I, 108. exactio sive petitio exactorie —. 

40) Landbuch p. 28. — pro orbeta, id est pro exaccione originali 
annustim —. 

41) Urf. von 1216 bei Meibom. II, 877. — tallise, petitiones aut ex- 

actiones —. | 

42) tallia vel precaria in Urf. von 1215 bei Quir, II, 94. 

48) reibeitsbriefe von 1237 u. 1278 bei Lambadyer, II, 12 u. 159. 

44) Urk. von 1184 bei Wilfens, p. 96. collecta quam Schot vocant. 

45) Urk. von 1887 bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 162. exactionibus 
que schot dicuntur. Urf. von 1847, eod. p. 168. exaciiones et 
collectas —. 

46) Urk. von 1278 bei Lenz, I, 78. 

47) T. u. St. p. 190. Urk. von 1320 bei Guden, ayl. p. 498. 

48) Urf. von 1290 u, 1298 bei ®erden, vet. march. I, 8, II, 4. a pre- 
caria sive a consagittacione —. 

49) arg. Urk. von 1337 u. 1847 bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 162 

u. 1683. 

50) Urk. von 1281 bei Gerden, vet march. I, 17 u. 18. Meine Geld. 
ber Yronb. II, 529 ff. 
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während die gemeinen Leute, welche feinen Grundbeſitz hatten, nur 
eine fleine Abgabe in Geld entrichteten 1). Daher mußten jene 
Beten und Steuern von jämmtlichen in der Stadt anſäßigen Grunb- 
befißern, auch von den Edelleuten (Miniftertalen, VBafallen u. |. w.) 
und von den Geiftlichen- entrichtet werden 22). Nur von der Heer- 
bannjteuer waren bie Edelleute frei, weil fie roßdienftpflichtig waren 
und den Roßdienſt in Perfon leiften mußten. Da jedoch die mei- 
ften alten Beten und Steuern aus ber Befreiung von dem Heer: 
bienfte hervorgegangen find, fo warb ihre Steuerfreiheit bald zur 
Regel, wiewohl nicht alle Steuern urſprünglich Heerbannfteuern 
waren #2), Und auch die Geiftlichen erhielten frühe ſchon die Be— 
freiung von ben Öffentlichen Eteuern, 3.2. in Hörter u. a. m. 59). 


Die Zeit der Entrihtung und bie Größe ber Steuer war 
urſprünglich nicht beitimmt. Ihre Beitimmung Bing vielmehr von 
dem jedesmaligen Bebürfniffe (necessitate compellente) 5%) und 
von der Gnade des Landesherrn ab. Und fo ift es auch in fpä- 
teren Zeiten noch in manchen Landſtädten, 3. B. in Gortzk in der 
Mark Brandenburg geblieben 6%. Meiſtentheils wurden aber jene 
Steuern durch das Herfommen oder auch vertragsmäßig in eine 
ftändige jährlich zu entrichtende Steuer verwandelt und bann auch 
auf eine beftimmte Summe firirt, 3. B. in faſt allen Städten ber 
Markt Brandenburg 57), in der Stadt Schongau in Baiern 5%), in 


51) Urf. von 1281 bei Serden, I, 18. Sed ali homines commu- 
nes — qui mansos non habuerunt dederunt sex denarios de 
talento. 

52) Stadtrecht von Spell, von 1120 $. 53. Urk. von 1279 bei Gerden, 
cod. dipl. Brand. II, 851. Urk. von 1302 bei Grasshof, p. 213. 

53) Meine Geſch. der Fronh. III, 515 fi. u. 528. und oben $. 898. 

54) Urk. von 1887 bei Wigand, benfwürdige Beitr. p. 162. und oben 
6. 895 u. 501. 

55) Urk. von 1279 bei Serden, cod. dipl. Brand. U, 851. — conveii- 
tionem talem fecimus, de precario quam necessitate com- 
pellente in bonis eorum feodalibus petivimus —. 

56) Landbuch, p. 29. Civitas non habet certam orbetem, sed secun- 
dum graciam dominorum dare consuevit. 

57) Landbuch, p. 28—32. 

58) Freiheiten von 1381 bei Lori, p. 49. 
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Rechenich, Freiburg u. a. m. 99%. Vertrags weiſe geſchah dieſes 
in faft allen märftichen Städten. Im Sabre 1281 haben fid die 
Markgrafen mit ben Landitänden dahin verglichen, daß bie alten 
Beten Iosgefauft und dafür eine jährliche ftändige Bete eingeführt 
werden jolle 9%). Und in den Jahren 1279 und 1282 wurde ın 
- Stendal 91) und im Sahre 1282 in Salzwedel vertragsmäßig mi 
dem Lanbesherrn die alte Bete erlaflen und dafür eine jährlide 
ftändige Steuer eingeführt 2). Diefe ftändige Steuer mußte in 
vielen Städten jedes Jahr an einem beftimmten Tage entrihte 
werden, 3. B. in Lehenih am St. Remigius Tage e2). Dahe 
nannte man bdiefe Steuer eine jährliche Abgabe (annua pensio)*). 
An Born pflegte fie im Herbit erhoben und daher Herbitbebe ge 
nannt zu werben 65) Eben jolche Herbitbeden mußten aud von 
den Städten Beverungen und Driburg entrichtet werden *0). Auch 
in Freiburg im Breiögau wurbe vertragsmäßig jedes Jahr eint 
Steuer entrichtet, die mit dem fteigenden Bedürfniſſe des Lande* 
herrn vermehrt worden ift. Bis zum Sahre 1282 beftand biet 
Steuer in einer jährlihen Abgabe von 100 Mark Silber, jeit bie 
fem Sahre aber in 200 Mark und, nach den Annalen von Kolmar, 
außerdem noch in der Erlegung einer weiteren Summe von 
20000 Mart 9), und feit dem Sabre 1300 in 300 Marl Ei: 


59) Freiheit von 1279 $. 87 bei Kindlinger, Samml. I, 115. Meint 
Geſch. der Fronh. III, 580. 

60) Urk. von 1281 bei Gerden, vet. march. I, 19. iste census sabst 
quens instabat nomine precarie perhenniter dandus d 
manso —. Hujuscemodi census erit sempiternus. 

61) Urt. von 1279 u. 1282 bei Lenz, I, 8%, 85 u. 108. Urk. von 12% 
bei Gerden, cod. dipl. Brand, II, 851. 

62) Urk. von 1282 bei Lenz, I, 98. 

63) Freiheit von 1279 $. 87. Grimm, II, 736. 

64) Urk. von 1858, 1865 u. 1856 bei Gerden, cod. Brand. VI, 476. 
"499 u. 522. 

65) Urk. von 1248 bei Lacomblet, II, 148. — semel in anno temport 
autumpnali — pro petitione nobis. 

66) Wigand, Provinzialrehte von Paderborn, Il, 218. 

67) Sühnebrief von 12823 und Berfaffungs:Urf. von 1298 bei Schreiber, A 
93 u. 124. Annal. Colmar. ad 1282 bei Boehmer, font. II, 18. 
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ber 8), In anderen Stäbten wurde jene Steuer zwei Mal im 
Sabre erhoben, 3. B. in den meilten Städten der Mark Branden- 
burg am Martini: und Walpurgis Tage 0%. Neue öffentliche 
Steuern durften indeflen nur mit Juftimmung der Bürger: 
ichaft von den Landesheren erhoben werden. Daher ließen fich die 
meisten Städte von ihrem Landesherrn verfprechen und zufichern, daß 
er außer den hergebrachten oder vertragsmäßig ftipulirten Beten ohne 
ihre Zuftimmung feine neuen Beten und Steuern erheben wolle, 
3. B. Wien, Wiener Neuftabt, München, Freiburg, Winterberg, 
Weſel u. a. m. 70). Meiftentheils wurden jedoch dieje Verſprechun⸗ 
gen und AZuficherungen nicht gehalten. Daher kam es fait allent- 
halben zu einem mehr ober weniger heftigen Kampf. Aus biefer 
Beranlaffıng entitand 3. B. im Stifte Hildesheim im Sahre 1485 
bie zwei volle Jahre dauernde Hildesheimer Fehde, in welche auch 
bie Herzoge von Braunſchweig verwickelt und dadurch Braunfchweig 
und andere Stäbte veranlaßt worden find ihm aljo zu fchreiben, 
„Wir Haben in Gnaden und alter Gewohnheit von Heren zu 
„Herrn bis auf biefe Zeit gehabt, daß wo wir nicht mitrathen, 
„alfo jollen wir aud niht mit thaten. So wir dann nun 
„in diefer Sache nicht mitgerathen haben, follen wir auch nicht 
„verpflichtet jeyn, zu thaten" 7), Zwar mußten fich viele Land⸗ 
jtädte der nen entitandenen landesherrlihen Vogtei unterwerfen 
und die Stadbtbürger wurden ſodann wie andere landesherrliche 
Bogtleute beftenert 72). Die meiſten Städte haben fich jedoch gegen 
diefe neuen Steuern gejeßt und auch ihren Widerfpruch mehr. oder 
weniger vollitändig durchgeſetzt. In vielen Etäbten wurden näm⸗ 
lich die Fälle feitgejeßt, in welchen neue Steuern erhoben werben 
durften, 3. 3. im alle der Ausftattung einer Prinzelfin (die jo: 


68) Sühnebrief von 1800 bei Schreiber, I, 1585. 

69) Landbud, p. 28-81. 

70) Privilegien von Weſel von 1277, c. 1. bei Wigand, Archiv, IV, 418. 
„Alſo dat wy geen ſchattinge in ver Stadt boen jullen off vm gheen 
„moyellicheit thegen oeren Wyll.“ vergl. eod. p. 408. und oben 
6. 428. 

71) Lezner, Daſſelſche Chron. II, c. 16, p. 82. Schuberth, Staats: und 
GSerihtöverf. von Bamberg, p. 86. Rehtmeier, Chron. p. 760. 

72) Meine Geſch. ber Fronh. IH, 587 f. u. 517 fi. 

v. Maurer, Stäbteverfafjung. IIL 34 
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genannte Träuleinfteuer oder Prinzeifinfteuer), 3. B. in den Marl 


* brandenburgtichen 73) und in den fchleflfchen Städten '*%), bann im 


Talle der Verforgung eines Prinzen, 3. B. in Stenbal ?s), fernr 
im Falle der Gefangenjchaft des Landesherrn zu deſſen Auslökm; 
(ad redemcionem), 3. B. in den Städten der Markt Branden 
burg ?*), in Schöne in der Eifel ?T) u. a. m., anderwärts in alla 
Notbfällen, insbejondere tm Falle ver Kriegsnoth, 3. B. in Hörter") 
In den meiften Städten aber, wenn fie nämlich in einem Ten: 
torium lagen, in weldem die Ritterfchaft, die Prälaten und dt 
Städte ih zu einem gemeinfamen Widerſtand vereiniget hatten, 
führten jene Kämpfe zur Bildung von Landſtänden, ohne dern 
Zuftimmung fodann Feine neue Steuer mehr erhoben werk 
durfte 79). 

‚Die Erhebung ber landesherrlichen Steuern in den Lan 
ſtaͤdten geſchah meiſtentheils von den ftäbttichen Behörden ($. 429) 
öfters aber auch von ben landesherrlichen Beamten in ber Statt 
Sp wurden bie Gülten und Beden in Winterberg in ber alten 
Srafihaft Epanheim von dem landesherrlichen Schultheiß er: 
hoben 89). 

Endlich muß noch bemerkt werden, daß auch die Tanbesher: 
lichen Steuern Öfters verpfändet worden find entweder einem 
anderen Landesherrn oder der Stadt felbfl. So wurbe bie Lan 
fteuer in der Stadt Hadamar im Jahre 1536 von den Landarafen 
von Heflen den Grafen von Naffau verpfändet !). Und in Er: 
walde, in Stendal, Salzwedel, Königsberg und in Schoͤnfließ m 


-78) Urt. von 1478 bei Gerden, cod. Brand, VIII, 516 ff. Lang, hiher. 
Entwidelung ber Steuerverfaffung, p. 188. Urk. von 1281 bei Gerd, 
vet. march. I, 26. 
-74) Tzſchoppe und Stenzel, p. 49. 
75) Urk. von 1282 bei Xenz, I, 109. 
76) Urf. von 1282 bei 2enz, I, 108.. Urk. von 1281 bei Gerden, ve 
march. I, 22—24. vergl. Meine Sei. ber Fronh. III, 541 fi. 
77) Grimm, II, 561-562. 
78) Sühnebrief von 1832 bei Wigand, Geſch. von Korvei, I, 886 
79) Deine Gef. der Fronh. ILL, 545 fi. 
80) Stadtrecht von 1881 bei Wald, VI, 256. 
81) von Ulmenftein, II, 20 u. 21. 





Andere fistalifche Rechte und Einkünfte. 531 


der Mark Brandenburg warb die Orbete dem Stabtrath verpfän- 
det 2), Auch wurde die lanbesherrliche Steuer dfterd von den 
Landesherrn felbft ihren Städten für eine kürzere oder längere Zeit 
oder auch für immer erlaffen und teren Erhebung der Stabt 
ſelbſt überlaffen, 3. B. den Städten Landsberg) und Rain von 
den Herzogen von Baiern 99). 


4) Andere fisfalifhe Rechte und Einfünfte 
G. 521. 


Mit den Nechten der öffentlichen Gewalt wurde auch das 
Münzreht und das Zollrecht auf die Landesherrn übertragen, 
und nicht bloß die bereits fchon beftehenden Münzen und Zölle, 
fondern auch das Recht neue Münzen und neue Zölle in ihren 
Landſtädten anlegen zu dürfen, 3.2. in München, Eichſtädt, Stabe 
n. a. m. ($. 76). ALS daher die Erzbifchöfe von Köln im Sahre 
1243 Bonn zur Stadt erhoben, vorbehiehten fie fich ausdrücklich 
die Erhebung des Zolles in der Stadt!) In Münden erhoben 
bie Serzoge im 15. Jahrhundert neben dem ftäbtiichen, aljo ber 
Stabt gehörigen Zoll, noch einen landesherrlichen Zol an ben 
Stabdtthoren ). Neue lanvesherrlihe Zölle jollten übrigens nur 
mit Zuftimmung der Etadtbürger oder des Stadtraths angelegt 
werden, 3. B. in Treiburg im Uechtlande 8), in Burgtorf ®), in 
Winterberg in der Grafihaft Spanheim ®) u. a. m. Und no 
im Sahre 1400 lichen fich die Städte der Mittelmart von dem 
Markgrafen von Brandenburg veriprehen, daß fie ohne ihre Zu- 
jtimmung mit feinen neuen Zöllen belaftet werden follten ). Ein 
Verſprechen, das, weil e8 nicht gehalten worden ift, befanntlich zu 


82) Landbuch, p. 28, 80 u. 81, 
88) Urk. von 1815 u. 1858 bei Lort, p. 54 u. 68. 
84) Urk. von 1800, 1859, 1408 u. 1416 bei Lori, p. 64, 93 u. 100. 
1) Urk. von 1248 bei Lacomblet, II, 148. 
2) Bairifhe Annalen von 1833, p. 826. 
8) Hanbfefte von 1249, $. 8. 
4) Handfeſte von 1816, $. 17 bei Saupp, IL, 84 u. 121. 
5) Stadtrecht von 1831 bei Walch, VI, 268. 
6) Urk. von 1400 bei Gerden, cod. Brand. VI, 588. 
24 * 
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Aufftänden geführt Hat (F. 79). Zur Erhebung der Tanbesherrlihn 
Zölle wurden meiftentheils eigene landesherrliche Zöllner 
in den Lanbjtädten angeftelt, z. B. in Freiburg im Breisgau) 


u.a m Mit dem Rechte neue Zölle anzulegen erhielten ir 


Landesherrn aud das Recht Zollfreiheiten zu ertheilen. Un 
fie benutzten dieſes Recht, um den Handel ihrer Lanbftäble a 
heben und freie Kaufleute zur Anfletelung in ihren Lanbftätten 
ober wenigftens zum Beſuche der Märkte und Mefien anzuzicher 
($. 79). Webrigens wurben öfters auch die landesherrlichen Zilı, 
die Gerichtsgefälle und das Münzrecht von den Lambitätte, 
zuweilen fogar von einzelnen Bürgern erworben. So wur 
unter Anderen der Zoll an dem Lechthore zu Landsberg ®) und du 


Muͤnzrecht in Schongau von den Herzogen von Balem jan 


Städten Übertragen). Der Stadt Göttingen wurbe bie Ri 
im Laufe des 14. Jahrhunderts mehrmals verpfändet und wirde 
fäuflich überlaffen '%. Der Stabt Braunſchweig wurde bas Min 
recht verpfändet 17), und die Etadtzölle, Vogteigelder und ante! 
fisfalifchen Einkünfte wurden öfters an einzelne Bürger veränßert”} 
Und die Markgrafen von Brandenburg verkauften ihren Straht 
zoll und den Floßzoll an die Etädte Brandenburg, Berlin u 
Köln 13), | | 

Auch das Recht Märkte anzulegen und das Recht Mt 
Gerichtsgefälle und die übrigen fiskaliſchen Einkünftt 
auf eigene Rechnung zu erheben ift, wie in den Bifchofefätten 
mit ber öffentlichen Gewalt auf die Landesherrn übergegange 
($. 75 und 502). Durch den Erwerb aller dieſer nutzbaren Reqht 
wurden daher die Landftädte eine wahre Finanzquelle und Mr 


7) Stabtrobel, $. 11 u. 12 bei Gaupp, II, 20. 


8) Urk. von 1815 bei Lori, p. 54. — „das Umbgelt ber Statt zu 
„Landfperg und den Wagenpfennig, den man nimbt an di# 
„Lehtor" —. 


9) Urk. ron 1881 bei Lori, p. 49. 

10) Havemann, I, 625. . 

11) Urf. von 1845, 1848, 1857 u. 1860 in Braunſchweig. Urfb. I, #1" 

12) Kronit der nieder. Städte, I, p. XXXIII. u. p. 56, 229 u. 27. 

18) Urf. von 1298 bei Fidicin, I, 58. Urt. von 1424 bei Zimmermatl 
I, 296. Rot. 121. ' 
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bunden mit ihrer Wehrkraft eine Hauptitüge für die Landesherrn 
und für die fi) mehr und mehr ausbildende Tandeshoheit ($. 18, 
128 u. 167). 


b) Suldigung. 
S. 522. 


Wie in den Bifchofsftäbten dem Biſchof und in den Abteiftädten 
dem Abte, jo mußte in den Landſtädten dem Landesherrn gehulbti: 
get, ihm die fogenannte Erbhuldigung (Erbhuldunge, Erbhuldinge 
oder Erfhuldhinghe) geleijtet werben, 3. B. in Berlin ?), in Salz: 
wedel 2) und in den übrigen Städten ber Mark dem Mark: 
grafen von Brandenburg ?), in Hörter dem Abte von Kor: 
vei %), in Freiburg im ‚Breisgau dem Erzherzog von Oeſter⸗ 
reich ®), in Bonn dem Erzbifhof von Köln 9), in Braunfchweig 
dem neuen Landesherrn 7), in Hildesheim dem Dompropft®), 
in München den Herzogen von Baiern ®), in Brakel dem Bifchof 
von Paderborn, in Soeſt dem Erzbiichof von Köln u.f.w. Wenn 
baher eine Stadt mehrere Herren hatte, jo mußte fie einem jeden 
huldigen. So in Brakel außer dem Grundherren (den Nittern 
von Brakel) auch noch dem Lantesherrn (dem Biſchof von Pader⸗ 
born) ($. 168 u. 459). In Vreden mußte dem Erzbiichof von 
Köln und dem Bilchof von Münjter gehuldiget werden, indem bie 
Stadt zur Hälfte dem Erzbiichof und zur anderen Hälfte dem Bi: 
Ihof gehört hat !%y. In Hörter außer dem Abte von Korvei (dem 
Landesherrn) auch noch dem Herzog von Braunfchweig, weil dieſer 
der Stadt Schirmvogt war !'). 


1) Urk. von 1415 u. 1440 bei Fidicin, I, 252. 

2) Ur. von 1352 bei 2en;, I, 803 fi. 

8) Urt. von 1321 bei Fidicin, UI, 21. 

4) Urk. von 1359 bei Wiganb, Geld. vou Korvei, I, 885. Urk aus 14. 
sec. bei Wigand, denkwürdige Beitr. p. 161. 

5) Verfaffungs Urkunde von 1868 bei Schreiber, I, 545. 

6) Urk. von 1850 bei Lacomblet, Archiv, II, 814. 

7) Havemann, I, 618. 

8) Havemann, I, 622. 

9) Urk. von 1395, 1899 u. 1408 in-Mon. Boic. 85, II, p. 193, 217 u. 
243. 

10) Urt. von 1252 bei-Riejert, I, 2, p. 502. 

11) Wigand, I, 817. 
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Indeſſen huldigten auch die Landſtädte ihrem Landes um 
Schirmherrn nur dann, wenn ihnen von dieſen die ftädtifchen Fre 
heiten und Privilegien zugefagt und beftätiget worden waren. & 
geſchah es in Soeft!2), in Bonn!®), in Berlin 19), in Salzwerel", 
in München während den Unruhen im Jahre 1398 1°), in Braur 
fchweig '"), in Brakel ($. 168) u. a. m. Die Art wie bie key 
brachten Freiheiten beftätiget zu werben pflegte war fehr verdr 
den. Meiftentheils mußte ein fchriftlicher Nevers von bem Lande 
herrn ausgeftellt und biefer ber Bürgerfchaft worgelejen werben, 
3.8. in Berlin !®). In Braunfchweig mußte ein fogenannter Hal 
brief ausgefertiget, und darin die Rechte und Freiheiten der Etat 
aufgezählt werben 10). AZuweilen erfolgte die DBeftätigung anf 
mittelft Handichlags (Hanttaftynge), 3. B. in ber Stabt Bodhel 
Dafelbft mußte der Biſchof von Münfter bei der Huldigung (Hab 
dynge) ven beiden Bürgermeiftern mittelft Handfchlags geloben di 
alten Gewohnheiten und Privilegien der Stabt halten zu wolm 
(„ind bie dede wedderom Hanttaftynge an handen ber Borger 
„meifteren, ind lavede de Stadt Bocholt tholden by veren rechten 
„privilegien und olden gewonten“)2%). In Rüneburg mußt 
der Herzog in den Jahren 1517 und 1611 die Hand auf die Bruß 
legen und den Satebrief Bernhards und Heinrichs beſchwoͤren ”) 
Wenn nun aber. ein Landesherr fein Verfprechen nicht hielt um 
dennoch gegen die Freiheiten und Privilegien einer Stadt handelt, 


12) Aude Schrae, c. 1 bei Geiberg, III, 388 und bei Emminghau, 
p- 188. 

18) Urk. von 1850 bei Lacomblet, Archiv, II, 314. 

14) Urf. von 1440 bei Fibicin, I. 258. 

15) Urk. von 1852 bei Lenz, I, 808 fi. Verhandlungen von 1485 bi 
Zimmermann, II, 242. 

16) Kabmair in oberbair. Archiv, VIII, 27. Nr. 80. 

17) Ordinarius senat. Brunsv. von 1408 $. 48 bei Leibnitz, II, #l. 

18) Urt. von 1440 bei Fidicin, I, 258. 

19) Ordinarius cit. 6. 48. Hulbebriefe von 1818, 1829, 1945, 10. 
1867 u. a. m. im Braunſchw. Urkb. I, 80, 82, 87 u. |. m 
brief von 1569 bei Rebtmeier, p. 1000—2. 

20) Urk. von 1528 bei Wigand, Archiv, III, 58, 

21) Havemann, II, 542 f. u. 551 f. 


Huldigung. 535 


jo durften ih ſodann die Bürger, wie in den alten großen Mar- 
fen 22), von ihm losſagen und ſich einen anderen Landesherrn 
wählen. Daher waren die Städte Etendal, Tangermünde und 
Diterburg in ber Mark Brandenburg *?) und aud Berlin und Köln 
berechtiget fich einen anderen Landesheren zu wählen, wenn die 
Markgrafen ihr gegebenes Berfprechen nicht hielten 24). Eben fo 
durften nach dem Satebriefe von 1392 die braunfchweig-lüneburgt- 
hen Städte im Falle der Mechtöverlegung einem fremden Landes- 
berrn huldigen 2°). Unb auch in Batern hatten die Stände, alfo 
auch die Städte, in einem folchen Falle das Recht Gewalt mit 
Gewalt zu vertreiben oder ſich an einen anderen Herrn zu 
halten 2%). Daſſelbe Recht hatten die Bürger von Soeft. Unb 
im Jahre 1444 machten fie auch von biefem Rechte Gebrauch. Als 
nämlich der Erzbifchof Dieterih von Moers die Privilegien der 
Stadt verlest und ungewohnte Abgaben erhoben hatte, alle güt- 
lichen Borftellungen aber fruchtlos geblieben waren, verweigerten 
die Bürger Treue und Gehorfam, wählten den Herzog von Eleve 
zu ihrem Schugherren und zu ihrem rechten Landes Erbherren. 
Es wurde über diefe Unterwerfung im Jahre 1444 ein merkwür⸗ 
diger Vertrag abgefaßt, nach welchem die hergebradhten Nechte und 
Treiheiten der Stabt beftätiget worden find. Und alle nachfolgen- 
den Randesherru mußten diefen Vertrag und die hergebrachte Ver⸗ 
faflung der Stadt beftätigen. So kam Soeſt an das Herzogthum 
Ceve und mit diefem fpäterhin an die Krone Preufen. Und auch 
die Könige von Preuſen beftätigten bei ihrem Regierungsantritt 
die hergebrachten Freiheiten von Eoeft, Friedrich der Große im 
Jahre 1741 und Friedrich Wilhelm III zulegt nody im Jahre 
1798 37), 


22) Meine Geſch. ber Marlenverfaffung, p. 154, 886 u. 890. 

28) Urt. von 1282 ber Lenz, I, 109 u. 110. vergl. oben $. 616, 

24) Urk. von 1348 bei Fidicin, III, 222 f. — „in fo fern er ihnen dieſes 
„Verſprechen nicht halten würbe, fi mit den übrigen Städten einen 
„anderen Landesheren zu wählen.“ 

25) Andreae, Ehron. von Hannover, p. 61. vergl. jedoch die Hulbigungs- 
ordnung von 1345 im Braunſchweig. Urkb. I, 88 ff. und Hänjelmann , 
in Kronif. ber nieberj. Städte, I, p. XZXXIV u. XXXV, 

26) Meine Geld. der Fronh. II, 546. 

27) Die Verträge von 1444, 1481 u. 1522 mit den fpäteren Reverfen und 
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Auch die Art der Huldigung war verſchieden in ben verſchie 
denen Landſtädten. Meiftentheils pflegte dem neuen Landesberr, 
wenn er zum erjten Mal in die Stadt fam, von bem Rath und 
der Bürgerfchaft gehuldiget zu werden. Der Lanbesherr mupt 
feierlich empfangen und ihm fodann, nachdem er vie Freiheiten un 
Privilegien der Stadt beftätiget hatte, gehuldiget und ihm öften 
auch noch ein Ehrengeſchenk gemacht werben. So war es uriprünz 
lih in Soeſt 28). Zu Coesfeld pflegte der neue Fürſtbiſchof, nach 
dem er in der Stadt Münfter die Huldigung empfangen, zu den 
Ende nach Coesfeld zu fommen. Er wurde daſelbſt feierlich rm: 
pfangen, nicht bloß von dem Stabtrath und der Bürgerſchaft, fox: 
dern auch noch von der gefammten Geiftlichkeit, und aud im 13. 
Sahrhundert ſchon von der Schuljugend. Die Huldigung jelht 
erfolgte auf dem Marktplatze, nachdem ber neue Lanbesher: die 
Freiheiten und Rechte der Stadt beftätiget hatte2%). Und in m 
Städten der Marl Brandenburg erichienen die Bürgerfchaften in 
ihrer kriegeriſchen Rüſtung als wenn es gegen den Feind 
ging, in mandyen märliichen Städten fogar noch im 17. Jahr: 
hundert 29). 


5. Die Städte erwerben bie öffentlide Gewalt. 
F. 523. 


Der freie Verkehr hat frühe ſchon, wie wir geſehen, zur JM: 
munität von den Gau: und Landgerichten und zur Errichtung 


Beitätigungs Urkunden bei Emminghaus, p. 21—98. unb bie Behäti: 

gungs⸗Arkunde von 1798 bei Ged, Beſchr. von Soeſt, p. 106, 48 u 
404. 

28) Aude Schrae, c. 1. „Go wanne eyn Erſſebiſſchop to Colne gie lom 
„vnde gefledighet ie. wan be darna eyrſt Fumet in be flat van Si. 
„fo fal man ene erlifen vntfan. vnde he fal der flat bekennen. ale dx 
„Recht. de de flat van allen finen vore varen behalben beuel. Alo he 
„dat heuet ghedan. fo fol eme de Rayt hulden. vnd gheuen eme 1 
„wilkome hundert marc alſo ghedanes gheildes. alſo to Sup ghenge 
„vnde gheue is. unde dar to twelf ame wines.“ 

29) Söteland, p. 48, 54, 55 u. 64. 

80) Zimmermann, I, 8285. 
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eigener Stadtgerichte geführt ($. 471). Durh die Ammunität 
allein wurde aber die öffentliche Gewalt noch nicht von den Stäbten 
erworben. Die neu errichteten Stabtgerichte waren vielmehr 
ihrem Grundcharafter nach fammt und ſonders öffentlihe Ge 
richte. Denn aud in jenen Städten, in welchen der Inhaber ber 
öffentlihen Gewalt einen grundherrlichen Beamten hatte und nun 
dieſem die öffentliche Gerichtsbarkeit ganz oder wenigitens theilmeile 
übertrug, waren bie neu errichteten Stabtgerichte, eben wegen biefer 
Nebertragung der Öffentlichen Gerichtsbarkeit, ihrer Welenheit nach 
öffentliche Gerichte. Und fie blieben dieſes auch fpäterhin noch bis 
bie Finanznoth und andere drängende Umftände die Kaiſer und bie 
Landesheren zur Veräußerung der öffentlichen Gerichtsbarkeit und 
der übrigen Rechte der öffentlihen Gewalt genöthiget haben. 

In den Königsftädten oder Reichsſtädten waren dem: 
nad fämmtlihe Stabtridhter, die Stadt: und Burggrafen und 
Stadtvögte eben ſowohl wie bie Neichsfchultheike uud Ammanne, 
Königlie von dem König ernannte Beamte Erſt die Ber: 
äußerung der Reichsämter und der übrigen Rechte der öffentlichen 
Gewalt an die Stäbte brachte die ffentliche Gewalt in die Hände 
jener Städte ſelbſt. Durch Verlauf over Verpfändung over Be: 
lehnung kamen nämlich zuletzt jämmtliche Reichsämter in die Hände 
der Reichsftäbte, durch Verlauf 3. B. in Nürnberg, Frankfurt, 
Magdeburg, Norkhaufen, Ehlingen, Kaufbeuern, vielleicht auch in 
Lübeck, Dortmund, Bern, Kempten, Weberlingen u. a. m., durch 
Berpfändung aber oder auch dur Einlößung der an andere 
verpfändeten NReihsämter, 3.38. in Ulm, Weberlingen, Lindau, Mems 
mingen, Nördlingen, Hailbronn, Landau, Regensburg u. a. m., 
endlich durch Belehnung 3. B. in Dortmund, Nürnberg u. a. m. 
($. 474, 477, 478 u. 479). Auf diefe Weife wurden denn jene 
Aemter patrimonial in den Händen der Meichsftäbte. Und wie 
andere Gerichtsherren, jo durften nun auch fie die richterlichen Be: 
amten ernennen ($. 477). Defters wurde nun einer der Schöffen, 
gewöhnlih der älteſte Schöffe, 3. B. in Frankfurt !), oder ein 
Mitglied des Rathes, z. B. in Nürnberg ?), oder ein bloßer Amts: 


1) 2eröner, I, 267. 
2) Stromer, Geſch. bes Reichsſchultheiſenamtes zu Nürnberg, p. 98 fi. 
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verwefer auf Fürzere oder längere Zeit mit ber Führung de⸗ 
Ecdhultheißenamtes beauftragt, 3. B. in Nürnberg). Meiftentbeile 
wurden jedoch auch tie richterlichen Aemter definitiv von ven Städten 
beſetzt. Und dann erbielten auch die richterliden Beamten Be 
ftalungsbriefe oder c8 mußten auch die richterlichen Beamten Dienlt: 
reverje ausftellen, in welchen ihre Rechte und Berbindfichleiten au: 
gezählt waren. Und es dienten fobann biefe Dienftreverje zu gie 
her Zeit als Beftallungsbriefe. Solche Dienftreverfe und Vt 
ſtallungsbriefe der Reichsſchultheiße findet man in Frankfurt 9), in 
Nürnberg u. a. m.9). Und der Amtsetd mußte nun dem Statt: 
rath oder der Gemeinde geleistet werben, 3. B. in Nürnberg '). 
Dem König blieb demnach nur nod das Recht der Beftätigun 
ber von den Stäbten getroffenen Wahl, oder eine Amtsinveftitu 
und die Belehnung mit dem Amte, 3. B. in Bern, in Ulm und in 
Nürnberg. In Regensburg und in ter Vorſtadt Stabtamhei 
hatten die Deutichen Könige auch diejes Necht nicht mehr. Dem 
bie Herzoge von Baiern hatten bafelbft den Bann zu verleihen 
($. 477—479). Allein nicht bloß die Reichsämter, auch bie übrigen 
in der öffentlichen Gewalt liegenden Rechte und bie Freiheit von 
dem Reichsdienſte wurden von den Reichsftäbten erworben ($. 4 
u. 481). Mit der öffentlichen Gewalt ging nun aber bie Lande: 
hoheit in den Reichsſtädten mehr oder weniger vollftändig auf jene 
Städte über, und es mußte daher nun auch diefem neuen Inhaber 
der öffentlichen Gewalt gehultiget werben, was an den fogenannten 
Schwörtagen zu gefchehen pflegte ($. 435). Die Abhängigkeit der 
Neichsftädte von dem Deutjchen König und von dem Reiche war 
demnach nicht mehr fehr groß. Denn es blieb dem König nicht 
weiter mehr übrig als eine Oberaufficht über die Stadt, welche 
durch Königlihe Kommiſſare ausgeübt zu werben pflegte, dam 
das Recht der Bannverleihfung und der Einjegung der von der 
Stadt ernannten Beamten in ihr Amt, fodann das Recht die Hin: 


8) Stromer, p. 97. 

4) Dienfireverd von 1876 bei Böhmer, p. 747. 

5) Beitallungsbriefr von 1458, 1497 u. 1561 bei Stromer, p. 98 u. 108 
—119. vergl. oben $. 458 u. 518. | 

6) Eine Eidesformel des Reichsſchultheiß bei Stromer, p. 107—108. 
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dige Reichsſteuer, wenn fie nicht veräußert oder erlaffen worden 
war, in den gemeinen Neichsftäbten zu erheben, ferner das Recht 
die nicht veräußerten Zölle und Münzen felbft zu erheben und zu 
nugen, endlich ein Recht auf die Huldigung (8. 463, 464, 480, 
481 u. 504). Die Deutſchen Könige machten zwar dfters ben, 
wiewohl vergeblihen Verſuch ihre alten in den Neichsftäbten ver- 
Ionen Rechte wieder zu erwerben. So verſuchten fie z. B. in 
Franffurt a. M. im 17. Sabrhundert das Recht den Reihe: 
Ihultheiß zu ernennen wieder dadurch an ſich zu bringen, daß fie 
zwar keinen Schultheiß, ftatt dieſes aber einen NReichsitatthalter 
ernannten. Der Verſuch ift jedoch mißlungen. Das Recht den 
Schultheiß zu ernennen blieb vielmehr nad) wie vor der Stabt 
ſelbſt 7). 

Die Reichsftänte befanden fich demnach in einer den Schweizer 
Kantonen und den anderen freien Landgemeinden in ber Schweiz 
ganz Ähnlichen Lage. Wie jene, jo find auch fie aus mehr oder 
weniger freien Markgemeinden hervorgegangen, und feit dem Er- 
werbe ber dffentlihen Gewalt zur veichunmittelbaren Freiheit 
emporgeitiegen. Dann find fie aber natürlicher Weile etwas ganz 
anderes, als fie urfprünglich waren, geworben ®). In einer den 
Königsftädten fehr ähnlichen Lage haben fid nun auch die meilten 
Biſchofsſtaͤdte und mehrere Abteiftädte befunden. Daher konnten 
auch fie ſich zu reichsunmittelbaren Städten erheben. 


S. 54. 


Die Biſchofsſtädte und die Abteiſtädte waren urfprüng- 
lich ebenfalls Koͤnigsſtädte. Erſt feitvem bie Biſchöfe und die Aebte 
die Rechte ber öffentlichen Gewalt in jenen Stäbten erworben hat- 
ten, wurben fie landesherrliche Städte. Die ſehr bedeutenden Rechte, 
welhe den Königen in den Biſchofs- und Abteiftäbten geblieben 
waren, machte es ihnen jedoch möglich fich ebenfalls zur reichs⸗ 
unmittelbaren Treiheit zu erheben ($.487—504). Wie die Reiche 
ftäbte fo juchten nämlich auch fie die Rechte ver öffentlichen Gewalt 


7) Römer:Büchner, Stabtverf. p. 121— 180. 
8) Meine Einleitung zur in ber Mark⸗, Dorf: xX. Berfaffung, p. 289, 
292, 802 ff. u. 822. 
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an fi zu bringen und ſich dadurch von den Biſchöfen und Aebten 


(ihren Landesheren) unabhängig zu machen. Wie die Deutihen 


Könige in den Reichsſtädten fo veräußerten nämlich auch die Bi: 
Ichöfe und die Aebte nach und nach faft alle ihre Rechte in 





ihren Städten, nicht bloß die grundherrlichen fondern auch de 


Öffentlichen Rechte. Und zuletzt kamen dieſe Rechte auch inda 
Biſchofs- und in vielen Abteiftädten an die Stadt felbit. © 
verkauften 3. B. die Biihöfe von Augsburg ihren Grundbeſiß in 
der Stadt an Augsburger Bürger oder fie gaben ihn denjelben a 
Lehen 2). Auch den fogenannten Nahbann, d. h. eine gewiik 
©ilte, welde die Meinwirthe und die Bierwirtbe dem Biſchof nt: | 


richten mußten, verkauften fie an bie Bürger2). Eben fo a 


Burgfrieben mit allem was dazu gehörte?) u. a. m. Dafidk 
thaten die Biichdfe von Bafel*) u. a. m. Allein nicht bloß dt 
grundherrlihen Rechte, ſondern auch die öffentlichen nun lander Ä 


herrlichen Rechte wurben veräußert und kamen zulegt in bie Hände 


der Stadt ſelbſt. Wie in den Neichsftäbten, fo wurden namlid 


auch in den Biſchofs- und Abteiftäbten die öffentlichen nun landet: 
herrlichen Aemter, in ihnen natürlich von den Bilchöfen und A: 
ten, veräußert theils direlt der Stabt für eine Reihe von Jahren 
oder für immer verpfändet oder verkauft, theils vie bereits an al: 
dere verpfändeten Aemter von der Stadt eingelößt. In berfelben 
Weife kamen die Iandesherrlichen Steuern, Zölle, Münzen, Marl: 
nugungen und anderen Gefälle an die Stadt. In Augsburg! 
wurde die Münzgerechtigkeit im Jahre 1277 auf vier Jahre der 
Stadt Fäuflich überlaffen®). Im Worms kaufte im Jahre 1 
der Stabtrath die alte Münze mit der Münzgerechtigkeit für IN 
Gulden e). An Köln wurden die Iandesherrlichen Rechte des Eu: 
bifhofs, nicht bloß die landesherrlihen Steuern und Abgabe, 
fondern auch die militäriichen Nechte, nach und nad) bef—ränfi 


— 


1) von Stetten, Geſch. der Geſchlechter, p. 17. 

2) Urk. von 1875 bei von Stetten, p. 17 u. 396. 
3) Urk. von 1448 bei Stetten, p. 17, 408 u. 404. 
4) Heusler, p. 833 ff. 

5) von Stetten, Geld. von Augsburg, I, 78. 

6) Zorn, Ehron. p. 196 u. 198. Not. 
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und großentheil8 von der Stabt felbft erworben )). Und wie in 
den Reichsſtädten fo mußten nun auch in den Bilchofs: und Abtei: 
ftäbten der Stabt felbft, das heißt der Bürgerjchaft oder dem Stadt⸗ 
rath, an den Echwörtagen gehuldiget werden (6. 435, 500-508). 
Den Bilchöfen und Aebten blieben demnach nur noch jehr wenige, 
meiftentheild ganz unbebentende und felbft nichts ſagende landes⸗ 
herrliche Nechte. In manchen Städten blieb ihnen nämlich bei ber 
Beſetzung der Aemter nur noch das Recht der Beftätigung, 3. 2. 
in Augsburg, ober das Necht der Amtsinveftitur, 3. B. in Speier, 
oder das Recht der Belehnung mit dem Amte, 3.8. in Magdeburg. 
Sodann ein Recht auf: die nicht veräußerten Steuern und Zölle 
und ein Recht auf die Hulbigung. Allein auch biefe wenigen Rechte 
haben ſich in ben meiften Biichofs- und Abteiſtädten Tpäterhin noch 
verloren, oder fie find wenigitens befiritten und als eine leere For: 
malität behandelt worden. So hat fih bei der Aemterbeſetzung 
in Augsburg das bifchöfliche Beitätigungsredht und das Recht ber 
Amtsinveftitur bereitS im 15. Sahrhundert verloren ®), und in 
Speier wurde das Necht der Amtsinveftitur zu einer leeren Forma⸗ 
lität ($. 491). Bon den bergebradhten landesherrlichen Steuern 
und Zöllen waren in Augsburg bereits im 17. Jahrhundert nur 
noch einige Zollgefälle dem Biſchof geblieben %). Und auch die bem 
Landesherrn geſchuldete Huldigung ift in vielen Biſchofs- und 
Abteiftäbten feit dem 15. und 16. Jahrhundert unterblieben oder 
fie wurbe wenigftens beftritten, ober, wie 3. B. in Köln, zu einer 
leeren Form 1%). In Worms wurde ber dem Biſchof geleiitete Eid 
für etwas anderes als für einen Untherthaneneid erklärt. Dazu 
famen nun noch bie dem Deutſchen König gebliebenen ſehr bedeu⸗ 
tenden Rechte in jemen Städten und bie Unterftügung jener Städte 
von dem König bei ihren fortwährenden Kämpfen mit ihren Lan: 
besheren. Daher fonnten ſich auch die meilten Btichofs- und Abtei- 
jtäbte wieder unabhängig von ihrem Landesheren machen und fi 
zu Reichsſtädten, mehrere fogar zu freien Reichsſtädten erheben 


7) Enten, Geſch. II, 418 -421. Bu 

8) Jäger, Augsburg, p. 90. vergl. oben 8. 492. 
9) Jäger, Augsburg, p. 128. 

10) Ennen, Geld. II, 421. 


549 zu Etimr erwerben 


($ 461 fi. u. 504). Eutſcheidend biebei wer meilienfkili wi 
Beiagungsreht. Wie jede andere Stadt fo hatien nämhd ud 
bie Biſchefs und Abteiſtädte mit ber Pflicht ühre Stadt feihR u 
vertheirigen das Recht eine eigene Beſatzung zu haben erwerk, 
unb das Recht jebe fremde Beiahzung felbft bie laudetheriche de 
ſatzung und ben Landesherrn ſelbſt, amszufchliehen. Dicjeriza 
Etätte num, welche das eigene Bejabungsrecht gegen den Pier‘ 
ihren Zanvesherrn, zu behaupten vermochten, wurben reich&unmitt 
bare Etäbte, und fie haben fi fobanıı water ben übrigen Re 
ſtädten verloren. In vielen Reichsſtädten, und zwar nicht bleß a 
den Bildhoisftärten, fonbern and, in einigen anberen Reicheſtäta 
haben ſich jedoch auch im fpäteren Zeiten noch Spuren von Im 
früheren Abhängigkeit von einem Lanbesherrn erhalten. So ;? 
in Aaden, wo tie Herzoge von Zülidh und zuletzt bie Kurfürkn 
von ber Pfalz Reichsvögte und Reichsſchultheiße waren, um U 
Weblar, wo die Landgrafen von Heſſen bis in bie lebten Jalla 
Neihevögte waren und als folde gewiſſe Gerechtſame hatte 
($. 473—478). Eben fo im Etraßburg, in Norbhaufen un U 
Köln, wo fi aud in fpäteren Zeiten noch die Grafen von fanu 
Lichtenberg Erbrögte zu Straßburg, die Grafen von Hohes 
Erboögte zu Norbhaufen und die Grafen von Beniheim Erbroͤgr 
zu Köln genannt und gefchrieben Kaben!!). Tann in Regensburz 
wo bie Herzoge von Baiern das Recht der Belchnung mit ben 
Dlutbann noch bis auf unfere Tage ausgeübt haben ($. 4) 
Und in Um, wo den Grafen von Wirtemberg als chemali 
Reichsvögten gewiſſe Rechte und einige Beftgungen and in ſpitt 
ven Zeiten noch geblieben finb (6. 472). ben ſolche hiſtoriſche 
Reminiscenzen waren bie Ammanngelder, welche in Epfingen, Rrul 
lingen, Kaufdeuren, Memmingen, Buhern, Weil, Donamärll 
u. a. m, aud) in fpäteren Zeiten nody an bie Kaiferliche Banbvogt 
und an das Reid, und in Nörblingen an bie Grafen von Pappen 
heim bezahlt werben mußten, nachdem jene‘ Städte Längft ſchon die 
Reicpsämter ſelbſt erworben Hatten '2). Ä 





11) — antiquit. Wetteraviae, p. 304. vergl. oben $. 478, 


12) an I, 100 u. 103. Freiheiten von Donauwörth von 1466, $* 
ei Lori, p. 188. und oben 6. 477. 
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$. 525. 


Auch die Grafſchaftsſtädte waren urfprünglih Königsſtädte. 
Erit ſeitdem die öffentliche Gewalt auf einen geijtlichen oder weltlt- 
hen Landesherrn erb: und eigenthümlich übergegangen war, wur: 
ben fie Landſtädte. ($. 466.) Eo wie nun die Neichsitäbte und 
die Biſchofsſtädte die Finanzuoth des Kaiſers und des Biſchofs in 
ihrem Intereſſe auszubeuten gewußt haben, jo haben auch die Land: 
ftäbte die finanziellen Verlegenheiten ihres Landesherrn dazu benußt, 
um ihm ein Recht nad) dem andern abzufaufen, oder pfand⸗ oder 
lehenweife von ihm zu erwerben, oder ihm auch in einer Fehde ab- 
zutrogen. Oefters erwarben nämlich auch die Landſtädte die Tan- 
besherrlichen Aemter in der Stadt, theil8 durch Kauf oder Ver⸗ 
pfänbung, die Stäbte Soeft, Hörter, Coesfeld, Meppen, viele Städte 
in der Mark Brandenburg und in Schlefien u. a. m., insbefondere 
auch Hannover und Helmjtebt !), theil8 durch freiwilligen Uebertrag 
von dem Landesherrn, z. B. Freiburg im Breisgau, Freiburg im 
Uechtlande, München und andere Städte in Baiern; theild auch, 
wiewohl jeltener, burch Belehnung. So wurde in der Stabt Naum⸗ 
burg bie Kriminalgerichtsbarfeit, welche bi8 zum Sabre 1679 von 
einem bifchöflichen Nichter verwaltet worden war, in diefem Sabre 
in Form eines Lehens auf den Stabtrath übertragen 2). In jenen 
Städten nun, in welchen die landesherrlichen Aemter von dem 
Stadtrathe ober von der Stadt jelbft erworben worden find, waren 
die Städte felbft bie Gerichtsherrn geworben. Daher hatten bie 
Stabträthe oder die Stadigemeinden felbft den Stadtrichter zu er- 
nennen. Und es blieb fobann dem Landesherrn nur noch das Recht 
ber Beitätigung des von der Bürgerichaft gewählten Beamten und 
bas Necht der Einweifung in bas Amt, ober die Amtsinveftitur, 
3. B. in Freiburg in Uechtlande und eine Zeit lang auch in Frei 
burg im Breisgau, in Meiningen, in München, in Braunfchweig, 
($. 513), in Winterthur ?), in YUarberg*) u. a. m. Aber auch in 


1) Savemann I, 628, 688 u. 687. Not. 

2) Lepfius, Fleine Schriften, I, 238, 

8) Stabtreht von 1264, $. 3 und von 1297 8. 8 bei Saupp, I, 185 
u. 189. 

4) Handfeſte von 1271 $. 1 bei Walther, Bern. Stadtr. p. 26. 
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vielen anderen Landftäbten, in welchen bie landesherrliche Geriät!: 
barfeit nicht auf die Stabt übergegangen war, follten die öffentl 
hen (die landesherrlichen) Memter in ber Stadt wenigftens gemein: 
ſchaftlich mit der Bürgerjchaft von ber Landesherrichaft bejeßt werden, 
3. B. in Wiche ®), in Burgdorf ®), in Innsbrud ”) u. a. m. 
Außer den landesherrlichen Aemtern wurben aber auch noch de 
übrigen in der öffentlichen Gewalt liegenden Rechte, — die lanbeöher: 
lichen Steuern und Zölle nebft ber Freiheit von den meiften landeshen 
lihen Hof- und Kriegsdienften, zumal freiheit von der Berpflegun; 
des Ianbesherrlichen Heeres und von den Kriegsfronen, von bie 
Landftädten erworben. Die meiften Landftäbte waren bdemnad 
ebenfo unabhängig von ihrem Lanbesheren, wie bie Reichsfidt 
vom Kaiſer und Neich. Denn auch den Randesherrn war hinfidt 
lich der öffentlichen Aemter in der Stabt nur noch das Recht M 
Beftätigung der von dem Stabtrath ober von der Bürgerſchaft er 
nannten Beamten ober die Amtsinveftitur und bie Belehnung ml 
dem Blutbann, dann das Recht auf die nicht erlaffenen Hof: ım 
anderen Dienfte, auf die nicht veräußerten Steuern, Zöle m 
Münzen und auf bie Huldigung geblieben; in manchen Stöbten 
fogar nichts weiter, als der Titel der Oberherrlichkeit und, ald en 
ſchwaches Zeichen berfelben, die Huldigung, z. B. in Höre‘ 
Nene Steuern und neue Zölle durften die Landesherrn nur M 
jenen Städten erheben, welche der Iandesherrlichen Vogtei unter 
worfen waren. Denn in den übrigen Landftädten war zu den 
Ende die Zuftimmung der Bürgerfchaft oder der Landſtaͤnde notl- 
wendig. Und wenn der Landesherr bie hergebrachten Freiheiten 
und Nechte nicht beftätigen wollte oder fie fogar verlegte, ſo burf 
ten auch die Landftäbte bie Huldigung verweigern und fi, wen 
fie wollten, einem anderen Landesherrn unterwerfen. ($. 508 und 
522.) Die Freiheit und Unabhängigkeit der Landſtädte war daher 
von jener ber Meichsftäbte nicht fehr verfchieden, der Werth der 
Reichunmittelbarfeit demnach noch nicht fo groß, als in Tpäterel 
Zeiten, ſeitdem bie fefter begründete Landeshoheit mehr und mehr 


5) Statut aus 15. sec. bei Walch, II, 55. 

6) Handfefte von 1816 $. 1—8. bei Gaupp II, 120. 
7) Stadtrecht von 1239, $. 3 bei Gaupp, II, 254. 
8) Wigand, Gef. von Korvei I, 8885. 
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anf bie Landſtädte drückte. Entſcheidend hiebei war auch bei ben 
Landſtädten das Befabungsreht. Mit der Pflicht die Stadt felbft 
zu vertheibigen hatten nämlich auch die Landſtädte das eigene Be: 
ſatzungsrecht erivorben. Auch fie buldeten daher fein fremdes Heer 
und feine fremde Burg mehr innerhalb der Stabtmauern, und aud) 
Teine fremde Burg in der Nähe der Stadt. Sogar. die landesherr⸗ 
liche Burg in der Stadt wurbe von ber Bürgerfchaft erworben oder 
zerjtört, und dem Landesherrn felbit nur noch unter gewifjen Be: 
dingungen der Zutritt geftattet. Die freien der lanbesherrlichen 
Bogtei nicht unterworfenen Landſtädte waren demnach eben fo 
frei und ebenfo unabhängig wie die freien Reichsſtädte. Dieſer 
Zuftand "der Dinge hatte bereits im 13. Jahrhundert begonnen. 
Sm 14. und 15. Sahrhundert Hatte die Freiheit der Landſtädte 
und mit diefer der Wohlftand und die Blüthe jener Städte ihre 
höchfte Höhe erreicht. Die Herrihaft in der Stabt (die Landesho⸗ 
heit) war faktiſch auf die Landftädte felbft Abergegangen. Die 
freien Lanpdftädte hatten demnach ihrem Landesheren gegenüber etwa 
dieſelbe Stellung, welche die Reichsftädte dem Kaiſer und dem Reiche 
gegenüber gehabt haben. Erſt feitvem das Beſatzungsrecht wieder 
auf die Landesherrn übergegangen war, und feit dem Steigen ber 
landesherrlichen Gewalt im 15. und im 16. Jahrhundert ward auch 
die Macht der Landſtädte wieder gebrochen, damit aber auch der 
Grund gelegt zum Untergang aller ftädtifchen Freiheit, und zur 
völligen Abhängigkeit der Landſtädte. Ehe jedoch hievon die Nede 
fein kann, muß zuvor noch von den Stabtgerichten und von den 
damit zufanımenhängenden Stadtrechte gehandelt werben. 


v. Maurer, Stäbteverfafjung. II. 35 


vol. Stadtgerichte. 


1. Sie waren öffentliche Gerichte. 
§. 526. 


Ursprünglich bat es in den Städten in der Regel nur har 
ſchaftliche Richter (einen ober mehrere Fronhofbeamte) und in ein: 
gen Städten einen Stabtmarfrichter gegeben, und nur ausnahm* 
weiſe auch noch einen dffentlichen Richter. Hinfichtlich der öffent: 
lichen Gewalt ftanden nämlich auch die Städte unter den Gar 
und Gentgerichten oder Landgerichten. Nun pflegten zwar biet 
öfters in den Städten ihren Sig zu Haben. Ihr Amtsbezirk war 
jedoch nur fehr felten auf die Stadtmark beſchränkt. Denn nur 
ganz große Städte Haben ausnahmsweiſe ſchon umter ber fränft 
ſchen Herrfchaft einen eigenen Grafen ober Centenarius ober Br 
carius erhalten, wie biefes z.B. von Köln, Mainz, Trier und 
Regensburg bekannt ift ($. 36 u. 89). Erft feit ber von dm 
Sau: und Landgerichten erhaltenen Immunität der Städte entſtand 
das Bebürfniß einen eigenen öffentlichen Stadtrichter zu hab 
($. 471). Die Bildung der eigenen öffentlichen Stabtgerichte mar 
jedoch fehr verfchieden in den freien, in den grumdherrlichen und in 
den gemifchten Städten. In den freien Städten, insbejonden 
auch in den freien Neichsftädten, waren bie Stadtrichter ſammi 
und ſonders, und in jenen freien Städten, in welchen zwei Beamit 
Einer für die hohe und ein Anderer für die niedere Gerichtöber 
keit neben einander ftanden, beide Beamte öffentliche Beanmte, 
3. ®. in Lübee, Wismar, Mählhaufen, Dortmund, Bern, dritt 
berg u. a. m. (8. 472 u. 474). In ben grundherrfictn 
insbefondere auch in den reichsgrundherrlichen Stadten aber, und 
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in allen jenen gemiſchten Stäbten, in welchen ſich ein Königs- 
hof oder ein bifchöflicher oder Yandesherrlicher Fronhof mit einem 
Löniglichen, bifchöflichen oder Iandesherrlichen Echultheiß, Amtmann, 
Ammann oder Burggraf befand, wurde meiftentheils dem herrichaft- 
lichen Beamten auch die öffentliche Gerichtsbarkeit ganz oder theil- 
weiſe übertragen, die hohe und bie niebere Gerichtsbarkeit 3. B. in 
Nürnberg, Goslar, Eßlingen, Kaufbeuren, Coesfeld, in Freiburg 
im Breisgau, in reiburg im Uechtlande u. a. m., nur allein die 
niedere Gerichtsbarkeit (die Civilgerichtsbarkeit) aber in Frankfurt, 
Aachen, Ulm, Köln, Mainz, Worms, Speier, Trier, Negensburg, 
Soeft, in den Städten der Marf Brandenburg und in Schlefien 
u. a. m. (8. 472—474, 489—502, 510 ff). Die Stabtgerichte 
find demnach in vielen Städten aus den öffentlichen Gerichten ber- 
vorgegangen, in den meiften Stäbten jedoch aus einer Vereinigung 
der öffentlichen Gerichtsbarkeit mit der grundherrliden. Nur in 
wenigen grundherrliden Städten wurde zur Ausübung der öffent: 
lichen Gerichtsbarkeit in der Stadt ein eigener Öffentlicher Beamter 
neben dem bereit8 vorhandenen grundherrlichen ernannt, wie diejes 
3. B. in Bonn gefchehen ift. Als der Erzbifchof Konrad jenen. Ort 
zu einer Stadt erhob behielt er fich nämlich die dffentliche Gerichts: 
barfeit in der Stabt ausprüdlih vor), und ernannte zu dem 
Ende einen eigenen Stabtrichter (judex noster?) oder Amptmann) ?). 
Sein grundherrlicher Beamter, der Meier (Meiger, der ebenfalls 
officiatus, db. h. Amtmann genannt wurde) blieb neben jenem öffent: 
Iihen Beamten 4), bis fpäterbin auch in Bonn bie grundherrliche 
Gerichtsbarkeit mit dem Stadtgericht vereiniget worben ift. " Aus 
der Öffentlichen theils Königlichen theils landesherrlichen Gerichts: 
barkeit find unter Anderen hervorgegangen die Stabtgerichte in 
Bremen, Lübel, Hamburg, Regensburg, Münden, Straßburg, 
Worms, Naumburg, Coesfeld, Münfter u. a. m.; aus einer Mi: 
ſchung ber öffentlichen mit der grundherrlichen Gerichtsbarkeit da⸗ 
gegen in Augsburg, Ulm, Frankfurt, Nürnberg, Züri, Bafel, 


1) Urk. von 1248 bei Lacomblet, Il, 148, 
2) Urk. von 1285 bei Lacomblet, II, 472. 
3) Weisthyum aus 14. sec. bei Laromblet, Archiv, II, 818. 
4) Urk. von 1825 und Weisthum aus 14. sec. bei Lacomblet, Archiv, II, 
809 u. 817. j 
35 * 
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Magdeburg, Soeſt, Breslau, Lucern u. a. m. Einige Beiſpiele 
werden binveichen, um diejes Alles Mar zu machen, wenn e& neh 
nicht Mar genug fein follte. 

Ulm war urfprünglid eine Königlidhe Villa mit einem Ra: 
latium oder Königshof. Zur Beforgung der Hofangelegenbeiten 
beftand dajelbft ein Königlihes Fronhofgericht mit einem Ammann 
oder Schultheiß an feiner Spike. Die öffentliche Gerichtsbarkeit 
wurde von dem Gaugrafen gehanbhabt, welcher jehr wahrſcheinlich 
in Ulm felbft feinen Sit battes). Späterhin erhielt auch bie 
Abtei Reihenau in der Stadt und in der Umgegend von Ulm 
Grundbeſitz. Es beitand demnach daſelbſt auch ein Elöfterlichee 
TSronhofgericht zur Beſorgung der Hofangelegenheiten des Abtes. 
Ein Kloſtervogt bejorgte aber die öffentliche Gerichtsbarkeit. Denn 
in dem Gebiete des Klofters Hatte der Gaugraf feine Gerichtsbar- 
feit®). Es beftanden daher in Ulm zwei gronhofgerichte und zwei 
Öffentliche Gerichte neben einander. Seit dem lintergang ber 
Sauperfafjung trat ein Reichsvogt an die Stelle des Gaugrafen. 
Und feitdem Ulm zu einer Stadt erhoben worden war und baber 
eineg eigenen Öffentlichen Stadtrichters bedurfte, ſeitdem wurbe dem 
herrjchaftlihen Ammann oder Schultheiß auch noch bie nicberi 
öffentliche Gerichtsbarfeit übertragen. Das Königlihe Fronhof— 
gericht warb demnach nun zu gleicher Zeit ein öffentlihes Stapt: 
gericht. Die Abtei Neihenau konnte ihre Vogtei in Ulm nidt 
behaupten. Die Vogtei hat fich bereits im 13. Jahrhundert wierer 
verloren, Daher jtanden ſodann auch die Hinterjaffen der Abtei 
Neihenau unter dem Reichsvogt von Ulm?). Und jeit der Ab: 
Ihaffung der Hörigkeit hat fi auch das reichenauifche Fronhofge⸗ 
richt noch verloren. Es blieben demnach nur noch das Gericht bes 
Bogtes und des Echultheiß, und ſeitdem die Vogtei nicht mehr be: 
jegt wurbe, nur noch ein einziges Stabtgericht übrig, deſſen einziger 
Borftand nun ber Schultheiß war ($. 472). 

In Bafel gehörte die Grunbherrfchaft in einem großen 
Theile der Altftabt, vielleicht in ber ganzen Altſtadt, dem Bifchor. 


5) vergl. Jäger, Um, p. 27, 28, 40 u. 62. 
6) vergl. Jäger, p. 36-38 u. 40. 
7) Jager, p. 109 u. 110. 
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Er ließ die grundherrliche Gerichtsbarkeit daſelbſt durch einen Villi⸗ 
cus bejorgen, welcher fpäter Schultheiß genannt worden ift. In 
den Vorjtädten St. Alban und Kleinbafel gehörte die Grunbherr: 
Ichaft dem Stifte St. Alban, welches die grundherrlichen Ange: 
legenheiten in ber Vorſtadt St. Alban durch einen Schultheiß, und 
in Kleinbafel durch einen Billicus beforgen ließ. Die öffentliche 
Gewalt in der ganzen Stabt, in ber Altitabt ſowohl wie in den 
Borjtädten, gehörte urſprünglich (feit dem 11. Sahrhundert) dem 
Bilchof, und er ließ den Blutbann durch feinen Vogt, den fpäteren 
Reichsvogt, in der Vorftadt St. Alban aber durch einen eigenen 
Beamten ausüben. Mit der niederen öffentlichen Gerichtsbarkeit 
(mit der Civilgerichtsbarkeit) beauftragte er aber in der Altitadt 
feinen herrſchaftlichen Schultheiß und in der Vorftadt St. Alban 
den herrichaftliden Echultheiß des Stiftes St. Alban. Denn der 
Biſchof hatte ſich dafelbjt bei der Stiftung jenes Klofters nur den 
Blutbann vorbehalten, und daher auch nur für diefen einen eigenen 
Beamten in jener Vorſtadt. In Kleinbafel ernannte der Biſchof 
zur Ausübung ber niederen öffentlichen Gerichtsbarkeit ehren eige— 
nen Schultheiß. Späterhin wurden dieſe Aemter, wie wir gejehen, 
mehrmals verpfändet. Sie famen aber bereits im 14. Jahrhundert 
jammt und fonders, die Vogtei ebenſowohl wie bie drei Echultheißen: 
ämter, an die Stadt. Und es wurden fodann zwei Schultheißen: 
gerichte für bie Stadt, ein Gericht diefleits und eines jenſeits des 
Rheins, errichtet, und beide Gerichte mit ftändigen Beifißern be: 
jeßt. Sie hatten jedoch nur die Givilgerichtsbarfeit. Denn ber 
eigentliche Strafrichter blieb nach wie vor, auch nachdem er ftäbti: 
her Beamter geworden war, der Vogt. Da jedoch die Strafge- 
rihtsbarfeit bereits feit dem 13. Sahrhundert an den Stabtratl) 
gefommen war, jo blieb dem Bogt nichts weiter mehr als der Vor: 
fig bei den Blutgerichten und der Vollzug bes von dem Stabtrath 
gefundenen Urtheild ®). Seine felbjtändige Gerichtsbarkeit wurde 
aber beſchränkt auf die geringeren Frevel und Vergehen 9. Und 
fo vegetirte denn ber Vogt fort bis ins 17. Jahrhundert. Denn 
erit im Jahre 1672 wurde die Stelle ganz abgefchafft und das 


8) Ur. von 1366 bei Ochs, II, BEN. 
9) Gerichtsordnung ous 14. sec. bei Ochs, II, 871. 
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an ſich zu bringen und fich dadurch von den Bilchöfen und Acbten 
(ihren Landesherrn) unabhängig zu machen. Wie die Deutichen 
Könige in den Reichsſtädten fo veräußerten nämlih auch die Bi- 
Ihöfe und die Aebte nach und nad faſt alle ihre Rechte in 
ihren Städten, nicht bloß die grundherrlichen fondern auch bie 
öffentlichen . Rechte. Und zuleßt kamen biefe Rechte auch in den 
Biſchofs⸗ und in vielen Abtetftäbten an bie Stadt felbf. So 
verkauften 3. B. die Biſchoͤſe von Augsburg ihren Grundbeſitz in 
der Stadt an Augsburger Bürger oder fie gaben ihn denjelben zu 
Lehen 1). Auch den fogenannten Nahbann, d. h. eine gewille 
Gilte, welde die Meinwirthe und die Bierwirtbe dem Bifchof ent⸗ 
richten mußten, verkauften ſie an bie Bürger 2). Eben fo den 
Burgfrieden mit allem was dazu gehörte?) u. a. m. Daſſelbe 
thaten die Bilchöfe von Bafel*) u. a. m. Allen nicht bloß bie 
grundherrlichen Rechte, jondern auch die öffentlichen nun landes⸗ 
herrlichen Rechte wurden veräußert und kamen zuletzt in die Hände 
der Stadt felbft. Wie in den Neichsitäbten, fo wurden nämlich 
auch in den Biſchofs- und Abteiftäbten die öffentlihen nun landes⸗ 
herrlihen Aemter, in ihnen natürlich von den Biſchoͤfen und Neb- 
ten, veräußert theils direkt der Stadt für eine Reihe von Jahren 
oder für immer verpfändet oder verkauft, theils vie bereits an an: 
dere verpfändeten Aemter von ber Stadt eingelöht. In derjelben 
Weiſe Tamen die Iandesherrlichen Steuern, Zölle, Münzen, Marl: 
nußungen und anderen Gefälle an die Stadt. In Augsburg 5.2. 
wurde die Münzgerechtigkeit im Sabre 1277 auf vier Sahre ber 
Stadt Fäuflih überlaſſen ). Im Worms kaufte im Sabre 1490 
der Stabtrath die alte Münze mit der Münggerechtigleit für 300 
Sulden®). In Köln wurden die landesherrlihen Nechte des Erz: 
bifchofs, nicht bloß die Tandesherrlihen Steuern und Abgaben, 
fondern auch die militärischen Nechte, nach und nach beichränft 


1) von Stetten, Geſch. der Geſchlechter, p. 17. 

2) Urk. von 1875 bei von Stetten, p. 17 u. 395. 
8) Urk. von 1448 bei Stetten, p. 17, 408 u. 404, 
4) Heusler, p. 888 fi. 

5) von Stetten, Gelb. von Augsburg, I, 78. 

6) Zorn, Chron. p. 196 u. 198. Not. 
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und großentheild® von der Stadt jelbft erworben ?). Und wie in 
ben Reichsſtädten fo mußten nun auch in ben Bifchofs: und Abtei: 
ftädten der Stabt felbit, das heißt der Bürgerjchaft oder dem Stadt: 
rath, an den Echwörtagen gehuldiget werben (6. 435, 500-503). 
Den Biſchöfen und Nebten blieben demnach nur noch fehr wenige, 
meiltentheild ganz unbedeutende und felbft nichts fagende landes⸗ 
berrliche Rechte. In manden Städten blieb ihnen nämlich bei ber 
Bejeßung der Aemter nur noch das Recht der Beftätigung, 3. B. 
in Augsburg, oder das Recht der Amtsinveftitur, 3. B. in Speier, 
oder das Recht der Belehnung mit dem Amte, 3.8. in Magdeburg. 
Sobann ein Recht auf: die nicht veräußerten Steuern und Zölle 
und ein Recht auf die Huldigung. Allein and) diefe wenigen Rechte 
haben ſich im den meiſten Biſchofs- und Abteiftädten ſpäterhin noch 
verloren, oder fie find wenigitens beftritten und als eine Icere For⸗ 
malität behandelt worden. So bat fich bei der Aemterbefeßung 
in Augsburg das biſchöfliche Beftätigungsrecht und das Recht ber 
Amtsinveftitur bereits im 15. Sahrhundert verloren ®), und in 
Speier wurde das Necht der Amtsinveftitur zu einer leeren Forma⸗ 
lität ($. 491). Bon den hergebracdhten Tanbesherrlihen Steuern 
und Zöllen waren in Augsburg bereits im 17. Jahrhundert nur 
no einige Zollgefälle dem Bifchof geblieben ®). Und auch die dem 
Landesherrn geſchuldete Huldigung ift in vielen Biſchofs- und 
Ateiftäbten feit dem 15. und 16. Jahrhundert unterblieben oder 
fie wurde wenigftens bejtritten, ober, wie 3. B. in Köln, zu einer 
leeren Form 1%). In Worms wurde ber dem Biſchof geleiitete Eid 
für etwas anderes als für einen Untherthaneneid erflärt. Dazu 
famen nun noch die dem Deutſchen König gebliebenen jehr bebeu- 
tenden Nechte in jenen Städten und die Unterftügung jener Stäbte 
von dem Koͤnig bei ihren fortwährenden Kämpfen mit ihren Lan: 
besherrn. Daher Tonnten fich auch bie meilten Biſchofs⸗ und Abtei- 
jtädte wieder unabhängig von ihrem Landesherrn machen und ich 
zu Neichsftäbten, mehrere fogar zu freien Reichsſtädten erheben 


7) Ennen, Gef. II, 418 -421. 

8) Jäger, Augeburg, p. 90. vergl. oben $. 492. 
9) Jäger, Augsburg, p. 128. 

10) Ennen, Sei. II, 421. 
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($. 461 ff. u. 504). Entſcheidend hiebei war meiftentheils das 
Beſatzungsrecht. Wie jede andere Stabt fo hatten nämlich auch 
die Bifchofs: und Abteiftäbte mit der Pflicht Ihre Stadt ſelbſt zu 
vertheidigen das Recht eine eigene Beſatzung zu haben erworben, 
und das Recht jede fremde Beſatzung, felbit die landesherrliche Be⸗ 

fagung und ben Lanbesheren felbit, auszufchliegen. Diejenigen 
Städte num, welche das eigene Bejahungsrecht gegen den Biſchof, 
ihren Landesherrn, zu behaupten vermochten, wurben reichSunmittel- 
bare Städte, und fie haben ſich fodann unter den übrigen Reichs— 
jtädten verloren. In vielen Neichsftäbten, und zwar nicht bloß in 
ben Biſchofsſtaͤdten, fondern auch in einigen anderen Reichsſtädten, 
haben ſich jedoch auch in fpäteren Zeiten noch Spuren von ihrer 
früheren Abhängigfeit von einem Landesherrn erhalten. So 3.82. 
in Aachen, wo bie Herzoge von Julich und zuleßt die Kurfürften 
von ber Pfalz Reichsvögte und Reichsſchultheiße waren, unb in 
Weblar, wo bie Landgrafen von Heſſen bi8 in bie legten Seiten 
Neichsvögte waren und als folhe gewiſſe Gerechtſame hatten 
($. 473—478). Eben jo in Straßburg, in Norbhaufen und in 
Köln, wo fih auch In fpäteren Zeiten noch die Grafen von Hanau 
Lichtenberg Erbudgte zu Straßburg, die Srafen von Hohenheim 
Erbvögte zu Nordhaufen und die Grafen von Bentheim Erboögte 
zu Köln genannt und gejchrieben baben!!). Dann in Regensburg, 
wo die Herzoge von Baiern das Necht der Belchnung mit bem 
Blutbann noch bis auf unfere Tage ausgeübt haben (6. 479). 
Und in Ulm, wo ben Grafen von Wirtemderg als ehemaligen 
Reichsvögten gewiſſe Nechte und einige Beflgungen auch in fpätes 
ven Zeiten noch geblieben find (6. 472). Eben foldhe hiſtoriſche 
Reminiscenzen waren die Ammanngelber, welche in Ehlingen, Reut: 
Iingen, Kaufbeuren, Memmingen, Buchorn, Weil, Donauwörth 
u. a. m., auch in fpäteren Zeiten noch an bie Kaiferlihe Landvogtei 
und an das Reich, und in Nördlingen an bie Grafen von Pappen⸗ 
beim bezahlt werben mußten, nachdem jene‘ Städte längſt Br bie 
Reichsämter ſelbſt erworben Hatten '2). 


11) Bernhard, antiquit. Wetteraviae, p. 804. vergl. oben $. 478, 489 
u. 490. 

12) Megelin, I, 100 u. 108. Freiheiten von Donauwörth von 1465, $. 4. 
bei Lori, p. 188. und oben $. 477. 
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S. 525. 


Auch die Grafſchaftsſtädte waren urſprünglich Königsſtädte. 
Erft ſeitdem die öffentliche Gewalt auf einen geiftlichen oder weltli⸗ 
hen Landesherrn erb: und eigenthümlich übergegangen war, wur: 
den fie Landſtädte. ($. 466.) So wie nun bie Neiheftäbte und 
die Bilchofsftäbte die Finanznoth des Kaiſers und des Bilchofs in 
ihrem Intereſſe auszubeuten gewußt haben, jo haben auch die Land⸗ 
jtäbte bie finanziellen Berlegenheiten ihres Landesherrn dazu benukt, 
um ihm ein Recht nach dem andern abzufaufen, oder pfand⸗ oder 
lehenweiſe von ihm zu erwerben, oder ihm auch in einer Fehde ab- 
zutrogen. Oefters erwarben nämlich aud) die Randftädte die Tan- 
desherrlichen Aeınter in der Stadt, tbeil8 durch Kauf ober Ver: 
pfändung, die Städte Soeft, Hörter, Coesfeld, Meppen, viele Stäbte 
in der Mark Brandenburg und in Schleflen u. a. m., insbefondere 
auch Hannover und Helmftebt ?), theils durch freiwilligen Webertrag 
von dem Landesherrn, 3. B. Freiburg im Breisgau, Freiburg im 
Uechtlande, Münden und andere Städte in Baiern; theils auch, 
wiewohl feltener, durch Belehnung. Sp wurde in ber Stadt Raum: 
burg die Kriminalgerichtsbarfeit, welche bis zum Jahre 1679 von 
einem bijchöflichen Nichter verwaltet worden war, in biefem Jahre 
in Form eines Lebens auf den Stadtrath Übertragen 2). In jenen 
Städten nun, in welchen die landesherrlichen Aemter von dem 
Stadtrathe oder von der Stabt felbft erworben worden find, waren 
bie Städte ſelbſt die Gerichtsherrn geworden. Daher hatten bie 
Stabträthe oder die Stabtgemeinden felbft den Stabtrichter zu er- 
nennen. Und es blieb fobann dem Landesheren nur noch das Recht 
ber Beitätigung bes von der Bürgerichaft gewählten Beamten und 
bas Necht der Einweilung in das Amt, oder die Amtsinveftitur, 
3 B. in Freiburg in Uechtlande und eine Zeit lang auch in Frei- 
burg im Breisgau, in Meiningen, in München, in Braunfchweig, 
($. 513), in Winterthur ®), in Aarberg) u. a. m. Aber auch in 


1) Havemann I, 628, 688 u. 687. Not. 

2) Lepfius, kleine Schriften, 1, 288, 

8) Stabtreht von 1264, 8. 3 und von 1297 $. 8 bei Gaupp, I, 185 
u. 189. 

4) Handfeſte von 1271 $. 1 bei Walther, Bern. Stabtr. p. 26. 
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vielen anderen Lanbftäbten, in welchen bie landesherrliche Gerichts: 
barkeit nicht auf die Stabt übergegangen war, follten bie öffentli- 
chen (die lanbesherrlihen) Nemter in der Stadt wenigftens gemein: 
Ihaftlich mit der Bürgerjchaft von der Landesherrichaft befeßt werben, 
3. B. in Wiche 9), in Burgdorf ®), in Innsbruck)) u. a. m. 

Außer den Iandesherrlichen Aemtern wurden aber auch noch die 
übrigen in der Öffentlichen Gewalt Tiegenden Rechte, — die landesherr⸗ 
lichen Steuern und Zölle nebft ber Freiheit von den meiften landesherr⸗ 
lihen Hof: und Kriegsdienften, zumal Freiheit von der Verpflegung 
bes Iandesherrlichen Heeres und von ben Kriegsfronen, von vielen 
Landſtädten erworben. Die melften Lanpftäbte waren demnach 
ebenfo unabhängig von. ihrem Landesherrn, wie die Neicheftäbte 
vom Kaiſer und Reich. Denn auch den Landesherrn war hinficht: 
lich der öffentlichen Aemter in der Stadt nur noch das Recht der 
Beftätigung ber von dem Stabtrath oder von der Bürgerjchaft er: 
nannten Beamten oder die Amtsinveititur und bie Belehnung mit 
dem Blutbann, dann das Recht auf die nicht erlaflenen Hof: und 
anberen Dienfte, auf die nicht veräußerten Steuern, Zölle und 
Münzen und auf bie Hulbigung geblieben; in manchen Städten 
jogar nichts weiter, als ber Titel der Oberherrlichleit und, als ein 
ſchwaches Zeichen berfelben, bie Huldigung, 3. B. in Hörter®). 
Nene Steuern und neue Zölle durften bie Landesherrn nur in 
jenen Stäbten erheben, welche ber landesherrlichen Vogtei unter: 
worfen waren. Denn in ben übrigen Landſtädten war zu bem 
Ende die Zuftimmung ber Bürgerfchaft oder der Lanpftände notl- 
wendig. Und wenn ber Lanbesherr bie hergebrachten Treiheiten 
und Rechte nicht beftätigen wollte oder fie ſogar verlegte, jo burf: 
ten auch die Lanbftäbte die Hulbigung verweigern und fi, wenn 
fie wollten, einem anderen Landesheren unterwerfen. ($. 508 und 
522.) Die Freiheit und Unabhängigfeit der Landftädte war baber 
von jener ber Neichsftäbte nicht jehr verfchieden, ber Werth ber 
Neichunmittelbarkeit demnach noch nicht fo groß, als in fpäteren 
Zeiten, feitvem bie fefter begründete Lanbeshoheit mehr unb mehr 


5) Statut aus 15. sec. bei Wald, III, 56. 

6) Handfeſte von 1816 8. 1—8. bei Gaupp II, 120. 
7) Stabtredt von 1239, $. 8 bei Gaupp, II, 254. 
8) Wigand, Geld. von Korvei I, 886. 
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anf die Landſtädte drückte. Entſcheidend biebei war auch bei den 
Landftädten das Beſatzungsrecht. Mit der Pflicht die Stadt felbit 
zu vertheidigen hatten nämlich auch die Landſtädte das eigene Be: 
fagungsredht erworben. Auch fie duldeten daher fein fremdes Heer 
und Feine fremde Burg mehr innerhalb der Stabtmauern, und auch 
feine fremde Burg in der Nähe der Stadt. Sogar. die lanbesherr: 
liche Burg in der Stadt wurde von ber Bürgerfchaft erworben ober 
zerftört, und dem Landesherrn felbft nur noch unter gewiflen Bes 
dingungen der Zutritt geftattet. Die freien der Iandesherrlichen 
Bogtei nicht unterworfenen Randftädte waren demnach eben fo 
frei und ebenſo unabhängig wie bie freien Neichsftäbte. Dieſer 
Zuftand * der Dinge hatte bereit im 13. Jahrhundert begonnen. 
Im 14. und 15. Jahrhundert hatte die Freiheit der Landſtädte 
und mit bdiefer der Wohlftand und die Blüthe jener Städte ihre 
höchfte Höhe erreicht. Die Herrſchaft in der Stadt (die Landesho⸗ 
heit) war faktiſch auf die Landſtädte felbft übergegangen. Die 
freien Landftädte hatten demnach ihrem Landesherrn gegenüber etwa 
diefelbe Stellung, welche die Reichsitädte dem Kaifer und dem Reiche 
gegenüber gehabt haben. Erſt ſeitdem das Beſatzungsrecht wieder 
auf die Landesherrn übergegangen war, und fett dem Steigen ber 
landesherrlichen Gewalt im 15. und im 16. Jahrhundert ward auch 
die Macht der Landſtädte wieder gebrochen, bamit aber auch ber 
Grund gelegt zum Untergang aller ftäbtifchen Freiheit, und zur 
völligen Abhängigkeit der Landſtädte. Ehe jedoch Hievon die Rede 
fein Tann, muß zuvor noch von den Stadtgerichten und von dem 
damit zufammenhängenden Stabtrechte gehandelt werden. 


v. Maurer, Stäbteverfafjung. I. 35 


VII. Stadtgerichte. 


1. Sie waren öffentlide Gerichte. 
$. 526. 


Urſprünglich bat es in den Städten in der Regel nur berr- 
ſchaftliche Nichter (einen oder mehrere Fronhofbeamte) und in eini- 
gen Städten einen Stabtmarfrichter gegeben, und nur ausnahme- 
weife auch noch einen öffentlichen Richter. Hinfihtlich ber öffent: 
lichen Gewalt ftanden nämlich auch die Städte unter den Gau⸗ 
und Centgerichten oder Landgerihten. Nun pflegten zwar biefe 
öfters in den Städten ihren Sit zu haben. Ihr Amtsbezirt war 
jedoch nur fehr felten auf die Stadtmark befchränft. Denn nur 
ganz große Städte haben ausnahmsweiſe ſchon unter der fränti- 
ihen Herrichaft einen eigenen Grafen oder Gentenarius oder Bi: 
carius erhalten, wie biejes 3.38. von Köln, Mainz, Trier und 
Regensburg befannt ift ($. 36 u. 89). Erft feit der von den 
Gau⸗ und Landgerichten erhaltenen Immunität der Stäbte entjtand 
bas Bedürfniß einen eigenen öffentlichen Stabtrichter zu haben 
($. 471). Die Bildung der eigenen öffentlichen Stadtgerichte war 
jedoch jehr verichieden in den freien, in den grundherrlichen und in 
den gemilchten Städten. In den freien Städten, insbefondere 
auch in den freien Neichsjtädten, waren die Stabtrihter jammt 
und ſonders, und in jenen freien Etädten, in welchen zwei Beamte, 
Einer für die hohe und ein Anderer für die niedere Gerichtsbars 
feit neben einander ftanden, beide Beamte öffentlihe Beanıte, 
3. 2. in Tübel, Wismar, Mühlhauſen, Dortmund, Bern, Trieb: 
berg u. a. m. (8. 472 u. 474). In den grundherrlichen, 
insbejondere auch in den reichsgrundherrlichen Städten aber, und 
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in allen jenen gemiſchten Städten, in welchen ſich ein Königs- 
hof oder ein bifchöflicher oder landesherrlicher Fronhof mit einem 
Königlichen, biſchöflichen oder landesherrlichen Schultheiß, Amtmann, 
Ammann oder Burggraf befand, wurde meiftentheils dem herrfchaft- 
lihen Beamten auch die öffentliche Gerichtsbarkeit ganz ober theil- 
weiſe übertragen, die Hohe und die niedere Gerichtsbarkeit 3. B. in 
Nürnberg, Goslar, Ehlingen, Kaufbeuren, Coesfeld, in Freiburg 
im Breisgau, in Freiburg im Uechtlande u. a. m., nur allein bie 
niedere Gerichtsbarkeit (die Civilgerichtsbarkeit) aber in Franffurt, 
Aachen, Ulm, Köln, Mainz, Worms, Speier, Trier, Negensburg, 
Speft, in den Städten der Marf Brandenburg und in Schlejien 
u. a. m. ($. 472—474, 489—502, 510 ff.). Die Stadtgerichte 
find demnach in vielen Städten aus den öffentlichen Gerichten her- 
vorgegangen, in ben meiften Städten jebody aus einer Vereinigung 
der öffentlichen Gerichtsbarkeit mit der grundherrliden. Nur in 
wenigen grundherrliden Städten wurde zur Ausübung ber öffent: 
lichen Gerichtsbarkeit in der Stabt ein eigener öffentlicher Beamter 
neben dem bereits vorhandenen grundbberrlichen ernannt, wie dieſes 
3. B. in Bonn geſchehen ift. Als der Erzbifchof Konrad jenen. Ort 
zu einer Stabt erhob behielt er fich nämlich die öffentliche Gerichts⸗ 
barfeit in der Stabt ausdrücklich vor !), und ernannte zu dem 
Ende einen eigenen Stabtrichter (judex noster ?) oder Amptmann) ?). 
Sein grundherrliher Bcamter, der Meier (Meiger, ber ebenfalls 
officiatus, d.h. Amtmann genannt wurde) blieb neben jenem öffent: 
fihen Beamten 4), bis fpäterhin auch in Boni die grundherrlidhe 
Gerichtsbarkeit mit dem Stabtgericht vereiniget worden ift. Aus 
ber öffentlihen theils Königlichen theils Tandesherrlichen Gerichts: 
barkeit find unter Anderen hervorgegangen die Stabtgerichte in 
Bremen, Lübel, Hamburg, Regensburg, Münden, Straßburg, 
Worms, Naumburg, Coesfeld, Münfter u. a. m.; aus einer Mi: 
hung der öffentlichen mit der grundherrlichen Gerichtsbarkeit da- 
gegen in Augsburg, Ulm, Frankfurt, Nürnberg, Züri, Bafel, 


1) Urt. von 1248 bei Lacoınblet, Il, 148, 
2) Urk. von 1285 bei Lacomblet, II, 472. 
8) Weisthum aus 14. sec. bei Lacomblet, Archiv, II, 318. 
4) Urk. von 1325 und Weisthum aus 14. sec. bei Lacomblet, Archiv, II, 
809 u. 817. 
35 * 
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Magdeburg, Soeft, Breslau, Lucern u. a. m. Einige Beifpiele 
werben hinveichen, um dieſes Alles Far zu machen, wenn es nod) 
nicht Mar genug fein follte, 

Ulm war urfprünglid eine Königliche Villa mit einem Pa: 
latium oder Königshof. Zur Beforgung der Hofangelegenbeiten 
beftand daſelbſt ein Königliches Zronhofgericht mit einem Ammann 
oder Schultheiß an feiner Spite. Die öffentlidhe Gerichtsbarkeit 
wurde von dem Gaugrafen gehandhabt, welcher jehr wahrſcheinlich 
in Ulm ſelbſt feinen Sit hattes). Cpäterhin erhielt auch bie 
Abtei Reihenau in der Stadt und in der Umgegend von Ulm 
Grundbeſitz. Es beitand demnach daſelbſt auch ein Flöfterliches 
Fronhofgericht zur Beſorgung der Hofangelegenheiten des Abtes. 
Ein Kloftervogt beſorgte aber die öffentliche Gerichtsbarkeit. Denn 
in dem Gebiete des Klofters Hatte der Gaugraf Feine Gerichtsbar: 
feit‘), Es beftanden daher in Ulm zwei Sronhofgerichte und zwei 
Öffentliche Gerichte neben einander. Seit dem lntergang ber 
Gauverfaſſung trat ein Reichsvogt an bie Stelle des Gaugrafen. 
Und feitdem Ulm zu einer Stabt erhoben worden war und baber 
eineg eigenen öffentlichen Stabtrichters bedurfte, ſeitdem wurbe bem 
berrichaftlihen Ammann oder Schultheiß audy noch die nicberi 
öffentliche Gerichtsbarkeit übertragen. Das Königlihe Fronhof— 
gericht ward demnach nun zu gleicher Zeit ein öffentliches Stadt: 
geriht. Die Abtei Reichenau konnte ihre Vogtei in Ulm nit 
behaupten. Die Vogtei hat fich bereitS im 13. Jahrhundert wieder 
verloren. Daher jtanden ſodann auch die Hinterfaffen der Abtei 
Reichenau unter dem Neichsvogt von Ulm?). Unb jeit ber Ab: 
Ihaffung der Hörigkeit hat fih auch das reichenauifche Fronhofge: 
richt noch verloren. E8 blieben demnach nur noch das Gericht des 
Bogtes und des Echultheiß, und feitdem die Vogtei nicht mehr be 
jeßt wurde, nur noch ein einziges Stabtgericht übrig, deſſen einziger 
Borftand nun ber Schultheiß war ($. 472). 

Sn Bafel gehörte die Grundherrſchaft in einem großen 
Theile der Altftadt, vielleicht in der ganzen Altftadt, dem Bifchof. 


5) vergl. Jäger, Alm, p. 27, 28, 40 u. 52. 
6) vergl. Jäger, p. 36-38 u. 40. 
7) Suger, p. 109 u. 110. 
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Er ließ die grundherrliche Gerichtsbarkeit dafelbjt durch einen Villi⸗ 
cus beforgen, welcher ſpäter Schultheiß genannt worden ift. In 
den Vorftäbten St. Alban und Kleinbajel gehörte bie Grundherr: 
Ihaft dem Stifte St. Alban, weldyes die grundherrlichen Ange- 
legenheiten in der Vorſtadt St. Alban durch einen Schultheiß, und 
in Kleinbaſel burdy einen Villicus beforgen lich. Die öffentliche 
Gewalt in der ganzen Stadt, in der Altjtabt ſowohl wie in den 
Vorftäbten, gehörte urjprünglich (feit dem 11. Sahrhundert) dem 
Biſchof, und er Tieß den Blutbann durch feinen Vogt, den fpäteren 
Reichsvogt, in der Vorftadt St. Alban aber durch einen eigenen 
Beamten ausüben. Mit der niederen öffentlichen Gerichtsbarkeit 
(mit der Eivilgerichtsbarkeit) beauftragte er aber in der Altſtadt 
feinen herrſchaftlichen Schultheiß und in der Vorſtadt St. Alban 
den herrſchaftlichen Echultheiß bes Stiftes St. Alban. Denn ber 
Biſchof hatte fich dafelbjt bei der Stiftung jenes Klofters nur den 
Blutbann vorbehalten, und daher auch nur für diefen einen eigenen 
Beamten in jener Vorftadt. In Kleinbafel ernannte der Biſchof 
zur Ausübung der niederen Öffentlichen Gerichtsbarkeit emen eige- 
nen Schultheiß. Späterhin wurden diefe Aemter, wie wir gejehen, 
mehrmals verpfändet. Eie kamen aber bereits im 14. Jahrhundert 
fammt und fonders, die Vogtei ebenfowohl wie die drei Schultheißen— 
ämter, an bie Stadt. Und es wurden fodann zwei Schultheißen- 
gerichte für die Stadt, ein Gericht dieſſeits und eines jenfeit® des 
Rheins, errichtet, und beide Gerichte mit ſtändigen Beiligern be⸗ 
ſetzt. Sie hatten jedoch nur die Eivilgerihtsbarkeit. Denn ber 
eigentliche Strafrichter blieb nach wie vor, auch nachdem er ftädti- 
Iher Beamter geworden war, der Vogt. Da jebody bie Strafge: 
richtsbarfeit bereits feit dem 13. Jahrhundert an den Stabtrath 
gefommen war, fo blieb dem Vogt nichts weiter mehr als ber Bor: 
fig bei den Blutgerichten und der Vollzug des von dem Stabtrath 
gefundenen Urtheil®). Seine felbftändige Gerichtsbarkeit wurde 
aber beichränft auf die geringeren revel und Vergehen ®). Und 
jo vegetirte denn der Vogt fort bis ins 17. Jahrhundert. Denn 
erit im Sahre 1672 wurde die Stelle ganz abgeichafft und das 


8) Urt. von 1866 bei Ochs, II, 355. 
9) Gerichtsordnung ous 14. sec. bei Ochs, II, 371. 
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Amt des Vogtes dem Schultheiß übertragen ($. 120, 200, 484 
u, 492). 

Auch die Stadtgerihte in Straßburg, Speier, Worms, Mainz, 
Franffurt, Nürnberg, Regensburg, Magdeburg, Bremen, Soeft, 
Münfter, München, Würzburg u. a. m. find, wie wir gejeben, 
entweder aus der öffentlichen Gerichtsbarkeit, oder aus der grund: 
herrlichen jedoch mit der Öffentlichen vereinigten Gerichtäbar: 
teit hervorgegangen. Das Lebtere ift insbefondere auch in 
Augsburg und in Lucern der Fall geweſen. In Augsburg 
ift das Stabtgeriht aus dem Burggrafengericht hervorgegangen, 
alfo aus einem ursprünglich herrfchaftlichen Gerichte, mit welchem 
jedoch die niebere öffentliche Gerichtsbarkeit verbunden worden war. 
Nachdem aber im 16. Jahrhundert dem Buragrafen felbft der Zu- 
tritt zu dem Stadtgerichte unterfagt worden war, wurde dem Stabt- 
gerichte ein eigener Oberrichter vorgefegt 19). In Lucern war 
der Ammann ober minister, der öfters auch Schultheiß und Meier 
genannt wird, urfprünglich der grunbherrliche Beamte in der Stadt, 
wie dieſes bereits Segeſſer jehr richtig bemerft hat!) Allein 
ipäterhin ift ihm auch noch ein Theil der öffentlichen Gerichtsbar: 
feit übertragen worden 12), fo daß Kopp mit vollem Rechte jagen 
Eonnte, daß der Ammann mit dem Meieramte auch noch eine 
höhere Stellung vereiniget habe 12), das heißt wohl, daß ihm zu 
der grundherrlichen auch noch ein Theil der öffentlichen Gerichte- 
barkeit übertragen worden fei. Denn die Urkunde von 1282 ſpricht 
feineswegs, wie Segefler behauptet, von einem einfachen Streite 
zwilchen freien Leuten mit Gotteshausleuten, bei welchen bie ftrei- 
tenden Theile freie Wahl zwifchen dem Landgerichte und dem herr: 
Ichaftlihen Hofgerichte gehabt haben. Sie fpricht vielmehr von dem 
Randfrieden. Die Angelegenheiten des Landfriedens haben aber 
niemals vor die grundherrlicdhen Hofgerichte gehört. Da nun ber 
Stabtammann nach jener Urfunde dennoch Tompetent fein follte, 


10) Jäger, Augsburg, p. 110. vergl. oben 8. 492. 

11) Segefler im Geſchichtsfreund, I, 279, und Rechtsgeſchichte von Lucern, 
I, 85 u. 86. 

12) Urf. von 1282 bei Kopp, Urkunden, p. 26. 

18) Kopp, Urkunden, p. 150. und Geſch. der eidgenofj. Bünde, U, 1, p. 
172 u. 183. Not. 1. 
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jo muß ihm nothmwendiger Weife außer der grundbherrlichen auch 
Öffentliche Gerichtsbarkeit zugeltanden haben. Auch hätte, cinen 
einfachen Streit zwilchen Freien und Hörigen angenommen, gar 
feine Alternative zwifchen einem grundherrlichen und öffentlichen 
Gerichte entjtehen Fünnen, indem befanntlich die Hörigen hinſichtlich 
des öffentlichen Nechtes wohl vor den öffentlichen Gerichten belangt 
werben Fonnten, in feinem Falle aber durften umgefehrt auch die 
freien Leute vor ein grundherrliches Gericht gezogen werden. Wie 
in vielen anderen Städten, fo ift vielmehr auch in Lucern das 
Stabtgeriht aus einer Milchung ver öffentlichen mit der grund: 
herrlichen Gerichtsbarkeit hervorgegangen. 

Die Stadtgerichte find demnach ſammt und ſonders entweder 
aus der öffentlichen Gerichtsbarkeit oder aus einer Vereinigung der 
öffentlichen mit der grundherrlichen Gerichtsbarkeit hervorgegangen. 
Sie waren im einen wie in dem anderen alle, eben wegen biejer 
Bereinigung der öffentlichen Gerichtsbarkeit mit der grundherrlichen, 
ihrer Wefenheit nach öffentlihe Gerichte, entweber Königliche 
ober lanbesherrlihe Gerichte ($. 509). Sie wurden daher wie 
andere öffentliche Gerichte unter Königsbann gehegt, 3. B. in 
- Magdeburg das Burggrafengericht ebenfowohl wie das Schultheißen- 
gericht 1%). Eben fo das Vogteigericht des Vogtes oder Gografen 
zu Herfort 1%). Und fie blieben auch dann noch wejentlich öffent: 
lihe Gerichte, ſeitdem die Neichsftäbte und viele Landſtädte bie 
öffentliche Gerichtsbarkeit Täuflich oder pfandweiſe an fich gebracht 
hatten. Denn wiewohl diejelben in den Händen der Stäbte patri: 
monial geworden find, fo wurden fie doch nicht pratrimonigler, 
als die Iandesherrlichen Gerichte auch, welche im Laufe der Zeit, 
wie diejes ein anderes Deal in einer Gefchichte der öffentlichen Ge: 
walt nachgewiejen werden fol, fammt und fonders ebenfalls herr: 
fchaftliche Gerichte geworden find. 


14) Magbeburg. Schöppen Chron. ad an. 1292 bei Haltaus, p. 107. — 
„jo man unter Tonigesban in des Greven und Schulteiffen Gerichte 
„gebe —. 

15) Altes Schöfjenbuch bei Meinders, de judic. centenar. p. 274. „Wan 
„de Gogreve wil fitten mit ben Schepenen echte Bogettinghb — bat 
„men ſehe, dat bier Kouniges:Bann if, unbe bat man bier mag 
„richten — unter Könniges Banne.“ vergl. oben $. 510. 


652 Alle in der Stadt angefejfenen Yeute 


2. Alle in der Stadt angejejjenen Leute fanden unter den 
Stadtgerichten. 


g. 527. 


Die Stadtgerichte waren, wie wir geſehen, öffentliche Gerichte. 
Daher ſtanden auch alle in der Stadt angeſeſſenen Leute unter 
ihnen, die Vollfreien ebenſowohl wie die freien und hörigen Hinter⸗ 
ſaſſen und die bloßen Schutzverwandten. Ein Grundſatz, welcher 
bereits ſchon im alten Stadtrecht von Straßburg u. a. m. klar und 
deutlich ausgeſprochen worden iſt ($. 122). Die Stadtgerichte find 
nämlich für die Stadt und Stadtmark an die Stelle der alten Gau: 
und Eentgerichte und der fpäteren Landgerichte getreten. Alle in 
ber Stabt und in ber Stadtmark angelefienen Leute, welche früher 
unter den Gau⸗, Cent: oder Landgerichten geftanven haben, ſtanden 
daher num unter den Stabtgerichten. Dies gilt von den vollfreten 
Leuten, den Edelleuten und Rittern ebenjowohl wie von den Mi: 
uifterialen, den freien und börigen Hinterfaflen und von allen 
ihußhörigen Leuten. Sie ftanden jedoch auch unter den Stabt- 
gerichten nicht weiter, als fie vorher unter den Gau-, Cent- und - 
Zandgerichten gejtanden hatten. Sie ftanden demnad nur binficht: 
lich der öffentlichen Gerichtsbarkeit und fo weit diefe reichte, unter 
ihnen, nicht aber hinfichtlich ihres befonderen Tienjt- oder Schutz⸗ 
verhältniffes oder binfichtlich ihres Hörigfeits- oder grundherrlichen 
Berbandes. Denn in diefer Beziehung hatten fie auch früher nicht 
unter den Gau⸗, Gent: und Landgerichten, vielmehr unter ihren 
Dienitmannen-, Fronhof⸗ und anderen befonderen nicht öffentlichen 
Gerichten geftanden. Daher ftanden unter der jo eben gemachten 
Beihränkung alle in der Stadt angefeffenen Leute, gleichviel von 
welchem Stande und von welder Nationalität fie waren, unter 
dem Stabtgerichte, 3. B. in Salzwedel '), in Glogau?) u. a. m. 


1) Urk. von 1247 bei Lenz, I, 48. unb bei Bedmann, Beſchr. der Marl 
Brandenburg, V. 1. 3. p. 96. — ut quicungue ad ipsam novam 
civitatem confluxzerint, rustici teutonici eive sclavi sub 
nobis seu sub quocunque manentes, coram judice civitatis 
astent judicio —. 

2) Weisthbum von 1802, $. 1. bei T. u. St. p. 44- 
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Eben jo in Straßburg 2), in Lüneburg ®), in Augsburg ?), in 
Ueberlingen 5) u. a. m. Dies gilt insbefondere auch von den 
volfreien Leuten, von den Edelleuten und Rittern, dann von ben 
Minifterialen und Dienjtmannen, von den freien und hörigen Zins: 
leuten, Bogtleuten und anderen Hinterfafien und Schußverwanbten, 
3. B. von den Juden. Inter dem Etadtgerichte ftanden daher dic 
Edelleute in Amberg hinſichtlich ihrer dinglihen Klagen®). Eben 
jo die Ritter und rittermäßigen Leute, die Lehenmanne und ihre 
Dienerfchaft, tie Brodeflen (Brotezzen) in Görlik Hinfichtlich ihrer 
in der Stabt begangenen Verbrechen 7). Die edelen und uncbelen 
Bürger in Meran Hinfichtlich der in der Stadt begangenen Ber: 
breden ®). Die Ritter und Ritters Söhne („Nitter adir Nitteres 
„Sune”), ihre Dienerfhaft (ir Gefinde), die Lanbleute und bie 
Juden in Breslau und Glogau wegen ihrer in der Stadt begange: 


3) Stadtrecht, c. 10 bei Grandidier, II, 46. „Der Schultheiße der rihte 
„umb biupftal, umb frevele, umb geltfhuld uber alle die burgere 
„birre Stete, und uber alle die bar in foment“ — vergl. 
cap. 39. 

4) Urk. von 1865 in Orig. Guelf. IV, praef. p. 32. 

5) Stadtrecht bei Freyberg, p. 84 u. 85. „Ez fol ein vogt — rihten 
„binz allen burgern — er fi pfaffe, dienfiman, ritter oder kneht“ —. 
Walch, IV, 281. 

58) Mone, XXII, 25. 

6) Urk. von 1294 bei Löwenthal, Geſch. von Amberg, II, 8. — „ſchuln 
„die Edile Leute bie in der flat gefeffen fint, vor dem ſtatrichter 
„das recht tuen ume gulte,” d. b. um ®rundrenten, aljo um ding: 
liche Klagen. 

7) Urk. von 1329 bei T. u. St. p. 529. „ob daz were, baz in ber Stat 

- „oder als verre der Stat Gerichte get, einen Nitter, oder ein vitterz 
„mezzig Man, oder feyner ihrer Lehenmanne, oder iver Brotezze ein 
„Unfug, oder ein Ungeriht tet, — fo fol er antwurten in der Stat 
„dor unferm Boyt und vor unferm Erberichter und jol der Geſworn 
„Urteyl leiden.” 

8) Stabtreht von Meran aus 14. sec. $. 21. bei Haupt, Zeitichrift, VE, 
429. „Swelher oud ber Tiute bie in der flat gejezzen fin, ez fin bur- 
„ger oder ander, den andern wundet, ba von fol dem geridhte gevallen 
„fünfzig pfunt. ſwer ouch ey fi, burger, edel ober unebel oder jwie er 
„gebeizen ist" —. 


554 Alle in der Stadt angeſeſſenen Leute 


nen Verbrechen und wegen Geldſchulden“). Die Vaſallen in Bautzen 
wegen ihrer in der Stadt begangenen Verbrechen 1%). Die Ritter 
und Knechte, die Dienftleute und Bauern in Magdeburg und 
Breslau wegen ihrer Verbrechen und Geldfchulden. Nur diejenigen 
Minifterialen und Dienftleute, welche felbft wieder Ritter zu Man- 
nen oder zu Dienftleuten hatten, waren ausgenemmen. Denn fie 
brauchten fih nur vor ihrem Dienftherrn und vor feinem Hofrichter 
zu jtellen 11). Auch über den freien Grundbefiß der Minifterialen 
wurde in Magdeburg im Stadtgericht verfügt und über die darüber 
entjtandenen Streitigkeiten daſelbſt entichteden 12). In Bremen 
Itanden die Dienftimannen wegen Geldſchulden und anderen mit 
ihrem Dienftverhältniffe nicht zufammenhängenden Klagen unter 
dem Stadt: oder Bogteigerichte 12). Denn nur die Angelegenheiten 
des Dienfimannenrechtes und der Dienfimanngüter gehörten vor 
den Dienftherrn und vor beffen Gerichtshof %). Auch in Augs- 
burg ftanden bie Ritter und Knechte, die Dienftmannen und bie 
Geiftlichen unter dem Stabt: oder Vogteigerichte 5). Und in Ha- 
genau follten die Ritter und die übrigen Bürger einem Laien nur 
in ber Stadt felbit vor dem Stabtgerihte zu Recht ftehen !®). 


9) Weisthum von 1802 $. 1 u. 4 bei T. u. St. p. 444. 

10) Urk. vou 1882 bei T. u. Gt. p. 39. 

11) T. u. St. p. 218. Weistbum von 1306 ‚u. 1869 bei Gaupp, bas 
Magdeburgiſche u. Halliſche Recht, p. 348 u. 350. 

12) Urf. aus 12. sec. bei Leudjeld, antiq. Praemonstr. Magdeb. p. 99 
u. 100. 

13) Url. von 1288 bei Caſſel, Sammlung, p. 124. Item ministeriales 
ecclesiae Brem. si super debitis a civibus Brem. fuerint conventi, 
stabunt juri coram advocato Bremensi. Neverfalien von 1246 bei 
Assertio lib. Brem. p. 84 ministeriales — secundum quod jus 
eorum requirit, de omni querela in praetorio respondebunt. Die 
Darfielung bei Donandt, I, 92. ift nicht ganz richtig. 

14) Statut von 1803, art. 5 bei Oelrichs, p. 24. 

15) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 85. „Swär aub in dem binge 
„vor bem vogte funden wirt, er fiphaffe, dienſtmann, ritter, oder kneht 
„ober gaft den mak man wol berlagen vor bem vogte. vnde fol im ber 
„vogt rihten * 

16) Stadtrecht von 1255 bei Schoepflin, I, 412. und bei Gaupp, I, 102. 
Neque milites neque cives civitatis extra civitatem ipsam ulli 
layco — debeant stare juri, sed in ipsa civitate duntaxat. 
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Daher ftanden auch die vollfreien und ritterbürtigen Gejchlechter 
und alle übrigen in der Stadt angefellenen Leute, gleichviel von 
weldhem Stande und von weldher Nationalität fie waren, unter 
dem Stadtrechte, 3.3. in Brieg und Neumarti I”) u. a. m. 
In Greiffenberg in Pommern erhielten 10 ritterbürtige Geſchlechter 
ihre Güter (e8 waren 30 mansi) nur unter der Bedingung, daß 
fie ih dem Stadtrechte fügten?%). Und in Freiburg u. a. m. 
mußten Fremde, wein fie ins Bürgerrecht aufgenommen wirden, 
versprechen, fi dem Stadtgerihte und Stadtrechte unterwerfen zu 
wollen 19), 


8. 528. 


Die vollfreien Leute, die Edelleute und Nitter und 
auch die Minifterialen und Dienftleute jtanden demnach 
unter den Stadtgerichten und unter dem Stadtrechte. Sie hatten 
daher Zutritt zu den Stabtgerichten und waren daſelbſt Urtheils- 
finder und Gerichtszeugen, 3. B. in Hagenau Minifterialen !), in 
Magdeburg Vollfreie und Miniftertalen?), in Bafel Ritter (milites) 
neben nicht ritterlihen Bürgern ?), in Münfter Ritter (milites) 
und andere Bürger®), in Boppard DMinifterialen 5) u. f. w. Sie 
ſtanden jedoch, wie bereits bemerkt worden ift, nur hinſichtlich der 
zur Öffentlihen Gerichtsbarkeit gehörigen Angelegenheiten unter 
ben Etabtgerihten. Denn binfichtlich ihrer befonderen Dienjtver- 


17) Url. von 1250 bei T. u. St. p. 819. Polonus vel cujuscunque 
ydiomatis homo liber domum ibi habens, jus theutonicum pe- 
eiatur —. 

18) Urk. von 1262 bei Dreger, cod. Pom. I, 457. contulimus decem 
militibus et famulis triginta mansos ita tamen quoadus ibidem 
manserint pareant juri civili. 

19) Urf. von 1821 u. 1826 bei Echreiber, I, 287 u. 259. 

1) Stadtrecht von 1255 bei Gaupp, I, 102. scultetus — juxta mini- 
sterialium scabinorum juratorum sentenciam —. 

. 2) Urk. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 100. -— in presentia nostra et 
quam plurium tam liberorum, quam ministerielium hominum —. 

8) Urk. von 1258 u. 1258 bei Ochs, I, 835 u. 837. vergl. oben $. 817. 

4) Urk. von 1294, 1801 u. 1827 bei Wilfens, p. 142, 144 u. 148. 

5) Urk. von 1291 bei Günther, II, 480 f. ministeriales dicent et sen- 
tentiabunt cum scabinis —. 
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hältniffe ftanden jte nicht unter den Stabtgerichten, vielmehr unter 
ihren Hof: und Dienftmannen Gerichten ($. 122 u. 527). So 
war es, wie wir gejehen, in Bremen. Eben fo in Augsburg ®) und 
in Straßburg. Denn die Vorſchrift des alten Stabtrehtes, daB 
die biſchöflichen Minifterialen und Amtleute und das bifchöflicdhe 
Hofgefinde („dez Biſchoves gefinde”) von dem Stadtgerichte aus- 
genommen fein jollten, ift offenbar nur von dem Dienftverhältnifie 
zu verftehen. Daher fchreibt jenes Stadtgericht jelbft vor, daß 
auch die Dienftleute unter dem Etabtgerichte ftehen jollten, wenn 
fte Handel trieben, indem die Handelsangelegenheiten allenthalben 
zur Zuftändigfeit der Stabtgerichte gehört haben’). Erſt feit dem 
Siege der Zünfte, feitvem bie Ritterfchaft auf dem Lande bie ritter- 
bürtigen Etabtbürger nicht mehr für ebenbürtig halten wollte, zogen 
ſich viele freie und Hörige Ritter aus den Städten und aus bem 
ftädtifchen Verbande zurüd. Und dann ftanden natürlich auch fie 
nicht mehr unter den Stabtgerichten, vielmehr wie die Nitterjchaft 
des ganzen Territoriums, unter den landesherrlichen Hofgerichten, 
oder wie in Stendal unter ven Landgerichten ®), oder in Schweib- 
nis unter dem Landvogt (advocatus provincialis) 9). Auch in 
Winterberg in der Grafihaft Spanheim braucten die Mannen, 
Burgmannen und lanbesherrlidhen Diener nur dann vor dem Stabt- 
gerichte zu Necht zu ftehen, wenn fie es freiwillig thun wollten. 
Sie waren demnad nicht dazu verbunden '%). Um jeboch die Ent: 
ſcheidung ihrer Streitigkeiten mit dem Stabtbürgern zu erleichtern, 
verorbneten die Markgrafen von Brandenburg, daß ihre Hofrichter 
und Landrichter von Zeit zu Zeit in die Städte fommen und der: 
gleichen Streitigkeiten in der Stadt felbft enticheiden follten. So 


6) Vergleidy von 1251 bei Freyberg, Stadtrecht, p. X u. XI. Stadtrecht 
$. 230 bei Wald, p. 231. bei Freyberg, p. 85. 

7) Stadtrecht, c. 10, 38 u. 39. bei Grandidier, II, 46 u. 57. Stabtr. 
von Augsburg bei Freyberg, p. 85. Wald, p. 231. und oben 8. 81, 
89 u. 141. 

8) Urk. von 1844 bei erden, vet. march. I, 82. — „einen lantrichter, 
„di en richten ſeal over ribbere und knappen, umme fculbe pbens 
„ninghe“ — vrgl. noch Urk. bei Ludewig, rel. Mpt. VII, 80 f. 

9) Urt. von 1285 bei T. u. St. p. 408. 

10) Stabtredt von 1381 bei Walch, VI, 258. 
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jollte der marfgräfliche Hofrichter alle 14 Tage nad) Stendal reiten 
und dafelbft wegen Geldſchulden über Ritter und Knechte richten. 
(Der „Houerichter — in die ftab Schall ryden, vnd fal richten over 
„ridder vnd knechte vmme fchulde”) 11). 


§. 529. 


Was von den Edelleuten Rittern und Miniſterialen gilt, gilt 
auch von den in der Stadt anſäßigen Geiſtlichen. Auch fie ſtan— 
den, jo weit fie überhaupt ber Öffentlichen Gewalt und der öffent: 
lichen Gerichtsbarkeit unterworfen waren, unter den Stabtgerichteit, 
3. B. in Magdeburg), in Augsburg?) u. a. m. In demfelben 
Berbältniffe jedoch, in welchem die Zuftändigfeit ver geiftlichen Ge- 
richte mehr und mehr ausgedehnt ward, in beinfelben Verhältniffe 
wurde auch die Zuftändigkeit der Stabtgerichte beichränft. Im An⸗ 
fang des 14. Jahrhunderts follten in Bremen nur noch die nicht geweih⸗ 
ten Geiftlichen beim Stadtgerichte ihr Recht geben und nehmen ?). 
Meiftentheils blieben jedoch nicht bloß ihr Grundbeſitz ſondern auch fie 
jelbft in dem Falle unter dem Stadtgerichte, wenn fie Handel trei- 
ben, aljo Kaufleute fein wollten (in causis pertinentibus ad mer- 
caturam, si volunt esse mercatores) *). Denn das Recht der freien 
Kaufleute oder die ftädtifche Nahrung war bie Secle des Etabt- 
vechtes. Daher gehörten auch alle darüber entitandenen Streitig- 
feiten vor das Stadtgeridht. (H 81, 88 und 89.) Zur Schlichtung 
ber geiftlihen Angelegenheiten wurden nun auch in den Städten 
geiftliche Gerichte eingeſetzt, theils Synodalgerichte 3. B. 
in Goslar ®), in Soeſt ®), in Worms, Mainz u. a, m., theils jo: 


11) Urk. von 1348 bei Ludewig, VII, 78 vrgl. noch Urk. von 1844 bei 
Gerden, vet. march. I, 82. 

1) Stadtrecht von 1188 bei T. u, Et. p. 269. cives quoque Magdebur- 
genses — et alii multi tam clerici quam laici. 

2) Bergleid von 1251 und Stadtreht von 1279 bei Freyberg, p. X u. 
XI und 85. vrgl. oben $. 527. 

. 9) Statut von 1808, art. 84 bei Oelrichs, p. 89. 

4) Stadireht von Straßburg, art. 38, bei Grandidier, II, 57.enrgl., oben 
8. 876. 

5) Göſchen, p. 373. 

6) Stadtrecht von 1120, $. 8. 
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genannte Officialgerichte, 3. 2. in Bafel, in Mainz u. a. m. 
Allein die Anmaßungen dieſer Gerichte führten zu fortwährenden 
Streitigkeiten mit dem Stadtratb, 3. B. in Bafel das ganze 15. 
Sahrhundert hindurch bis zur Reformation im Anfang des 16. Jahr: 
bnnnderts. Denn in Bafel wollte ſich das bifchöfliche Officialat nicht 
bloß konkurrirende Gerichtsbarfeit mit dem Stadtgerichte beilegen, 
ſondern fi ſogar als Berufungsinftanz geltend machen ?). Seit 
der Reformation traten in ben proteltanttfchen Städten Ehege- 
richte und Eonfiftorien an die Etelle der Officialgerichte, 3. B. 
in Bafel®), in Augsburg ?), in Worms 10), in Frankfurt !!), in 
Reutlingen 12), in Mübhlhaufen!?), in EBlingen !%), in Goslar 15), 
in Magdeburg 'e), in Kübel 17) u.a. m. Allein auch vor ber Re 
formation ſchon machten die Städte ihr Oberhoheitsrecht über bie 
Kirchen und Kldfter von Zeit zu Zeit geltend. Sie machten, wie 
wir gefehen, Verordnungen über die geiftlichen Angelegenheiten und 
reformirten fogar die Klöſter felbft. (F. 439.) Und wenn bie geift- 
lichen Gerichte nicht gegen fie einjchreiten wollten, fo durften und 
ſollten die weltlichen Stadtgerichte einfchreiten, z. B. in Goslar 19). 
Aus diefem Grunde ließ der Stadtrath von Augsburg mehrere geift- 
liche Herren, gegen welche der Biſchof nicht einfchreiten wollte, in 
einen Käfig feßen, diefen am Perlachthurm aufhängen und bie 
geiftlichen Herren darin verhungern. (6. 425.) 


7) Ochs, IV, 848, 844, 346, 359, 448, fi. u. V, 81-83. SHeusler, p. 
212—220. ö 

8) Ochs, V, 58 u. p. 700. Heusler, p. 220—23. 

9) von Stetten, Geſch. I, 845. f. 

10) Morig, I, 570. 

11) Jäger, Mag. II, 288. 

12) Jäger, V, 288. 

18) Altenburg, biftor. Beſchreibung von Mühlhauſen p. 296. 

14) Pfaff, p. 558. 

15) Bergleid von 1682, c. 4 bei Mofer, reichsſt. Hbb. I, 811. 

16) Rathmann, IV, 1. p. 101. 

17) Dreyer, Einleitung, p. 836 u. 342. 

18) Statut bei Göſchen, p. 65, Nr. 89—41 u. p. 373. 
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$. 530. 


Auch die freien und hörigen Hinterſaſſen und bie Schub: 
juden ftanden unter den Stadtgerichten. Sn Straßburg dic in 
der Stabt angefeflenen unter ber bifchöflichen Vogtei jtehenden Zins: 
leute (advocati, quorum subditi seu censuales infra civitatem 
' domos habuerint aut manserint — coram judicibus civitatis) !). 
Die Dienſtmannen ?), und die Hinterfaflen (Hövejeisen) der geift- 
lihen und offenbar auch der weltlichen Grundherren, wenn biele 
ihre Fronhöfe nicht ſelbſt bewohnten. („dainne fifelber nicht ſeßhaft 
„ſint“) 2). In Bafel die Hinterfaffen (Hinterfäfsen) der Bürger 
und der Bürgerfchaft-%. In Speier alle daſelbſt angejefjenen 
Leute („die jeishafft find in ihr eigen oder gelehnten Herbergen 
„oder Cammern“) 5). An Augsburg die Hinterfaffen der geiftli- 
hen und weltlichen Grundberren („bie in chor-Herren Hofe oder 
„in ber Dienftmanne oder in der gotefhufer Hofe ſitzend“) *). Da- 
ber follte der Stadtvogt die Hinterfaflen fogar gegen ihre Grund- 
und Lehensherrn mit der Bürger Hilfe [hüben und ſchirmen %). 
Und wenn bie Srundherrn fein Necht fprechen wollten, jo jollte 
jodann der Stabtvogt auch über die grundherrlichen Hinterjafjen 
richten. Diefe Beitimmung ift jedoch ein fpäterer Zufat. Denn 
in der Faſſung bei Freyberg findet fie ſich noch nicht). Ebenſo 
ftanden in Regensburg die Hinterfaffen der Stifter Obermünfter 
und Niedermünfter unter dem Schutze der öffentlichen Gewalt. Für 
bas freie Geleit und für die Handhabung des öffentlichen Friedens 
mußten fie jedoch an Weihnacht eine Abgabe an ben öffentlichen 


1) Urk. von 1129 u. 1219 bei Schoepflin, I, 207 u. 889.) 

2) Stadtredt von 1249, $. 19 bei Strobel, I, 656. „Ein ieglicher unfer 
„burger, er fie gotzhus Dienfiman ober nüt, fol zu rehte fan vor 
„dem meilter und vor dem rate." — 

8) Stadtrecht, c. 87 bei Grandidier, Il, 67. 

4) Rathsbeichluß von 1499 bei Ochs, IV, 539. 

5) Rathsordnung von 1328 $. 58 bei Lehmann, p. 287. . 

6) Stadtredt von 1276 bei Freyberg, p. 85. 

6a) Stadtrecht bei Freyberg, p. 113. und bei Walch $. 841. 
6b) Stadtrecht 8. 886 bei Walch, IV, 8285. 
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Richter, den Schultheiß, entrichten 6). Auch in Bremen flanden 
die Grundholden der geiftlihen und weltlichen Grundherren und 
der Stabtbürger unter dem Stabtgerichten (omnes homines do- 
mini archiepiscopi, capituli, ecclesiarum, nobilium et ministe- 
rialium — homines burgensium)“). &benfo in Breslau, Glo— 
gau und Magdeburg die Bauern®). In Nürnberg bie Erb: 
leute und Hinterfeflen der Bürger 9). 

Eben fo ftanden die Juden unter dem öffentlichen Gerichte 
in der Stadt, 3. B. in Epeier 19), in Franffurt 11), in Baſel 12), 
in Breslau und Slogau u. a m.12). Eben fo in den märfifchen 
Städten entweder unter- dem Vogt oder unter dem Schulze 24). 
Die Juden ftanden jedoch nur bei Streitigfeiten eines Juden mit 
einem Chriften, dann in Sachen des Blutbanns und der Schirm: 
gewalt unter den öffentlichen Gerichten in der Stadt, entweder un: 
ter dem Stabdtgerichte oder unter einem eigenen für fie errichteten 
Judengerichte ($. 300 und 486). Denn Streitigkeiten unter Juden 
durften im ihrer Synagoge von den Juden ſelbſt entichieden wer: 
den ($. 299). In Köln mußten eine Zeit lang ſogar die Ehriften, 
welche eine Forderung an einen Juden hatten, ihr Mecht bei dem 
Sudengerichte fuchen. 15), Und in Aſſenheim bei Friedberg follten 
bei Vergehen der Juden auch Juden als Wrtheilsfinder beigezogen 
werden 19). 


6c) Altes Stadtrecht bei Freyberg, V, 41. 

7) Reverfalien von 1246 in Assert. lib. Brem. p. 84. 

8) Weisthum von 13802 $. 1 bei 7, u. St. p. 444. Weisthum von 1306 
u. 1869 bei Gaupp, Magbeburg. Recht, p. 348 u. 850. 

9) Nürnberg. Reformation, I, 6. 

10) Ratbsordnung von 1328, 8. 53 bei Lehmann, p. 287. 

11) Urk. von 1838 bei Dlenfchlager, Erl. goldne Bulle, II, 91. 

12) Heusler, p. 262. 

13) Weistbum von 1802, $ 1, bei X. u. St. p. 444. 

14) Zimmermann, 1, 71. 

15) Urk von 1581, 1385 und 1341 bei able III, 209, 240 u. 2983. 
Mone, Beitihr. IX, 263—264. 

16) Ark. von 1872 bei Buri, Vorrechte der Bannforſte, II, 76 — nisi suis 
excessibus — secundum quod communis nostrorum castrensium 
judeorum et scabinorum in Assenheym sententia ipsis 
dabit. — 
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Aber auch die in einer Stadt anſäſſigen hörigen Hinterfaffen 
fanden nur jo weit unter ben Stabtgerichten als bie Hörigen über: 
haupt unter der öffentlichen Gewalt ftanden, alfo nur bei Streitig- 
feiten der Hinterjafjen ınit Fremden (db. h. nicht Hinterfaffen) 3.3. 
mit Gejchlechtern in Bafel1?) und Hinfichtlih des Koͤnigsbanns 
und bes Blutbanns '®). Und in jenen Städten, in welchen fie Im⸗ 
munität von der Öffentlichen Gewalt hatten ($. 121.), ſtanden fe 
auch Hinfichtlich der öffentlichen Gerichtsbarkeit nicht bireft unter 
ven Stabigerichten, zunächft vielmehr unter ihrer Herrichaft und 
unter den herrichaftlichen Gerichten, bei welchen fie demnach zuerft 
belangt werden mußten, 3. B in Bremen 1%), in Augsburg 2%), in 
Straßburg 2!) u. a. m. Auch in Magdeburg ftanden die Stiftshd- 
rigen zunächſt unter dem erzbiichöflichen Villicus 22). Eine Aus- 
nahme hievon trat nur dann ein, wenn bie Hinterfafjen, 3. B. in 
Augsburg und Straßburg, Handel oder ein. ftenerbares Gewerb 
trieben, indem dergleichen Angelegenheiten gar nicht vor die Herr: 
Ihaftsgerichte gehörten 22). In der Regel mußten demnach die hd- 
rigen Hinterfaflen in Civilftreitigleiten bei ihrem SHerrichaftsgerichte 
belangt werden, und erit wenn diejes dem Kläger nicht binnen 
einer gewiſſen Friſt, 3.2. in Bremen binnen Monatsfrift, zu feinem 
Rechte verhalf, durften fie vor das Stabtgericht 24), oder wie in 


17) Arnold, Gef. des Fig. in db. Städten, p. 162. 
18) Meine Geſch. der Fronh. IV, 397. fi. 

19) Reverfalien von 1246 bei Assertio, p. 84. 

20) Stadtredt von 1276 bei Freyberg, p. 84 -86. 
21) Arg. Stadtrecht, c. 37 u. 88. 

22) Urt, aus 12. sec. bei Leuckfeld, p. 110. 


28) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 85. — „ez wäre danne ale 


„verre. 0b kain ir gefinbe gefhäfte bant, davon fi ftiprent, 
„ven mag man wol in vogtes Dinge — fürgebieten.” Altes Stadt: 
recht von Straßburg, c. 88. 
24) NReverfalien von 1246 in Assertio p. 84. omnes homines Domini 
— non debent in praetorio (fo hieß das Stabtgeriht) conveniri 
super debitis, nisi prius coram suo Domino sint conventi, et tunc 
conquerenti faciat Dominus justitiam infra mensem, slioquin ex 
tune in praetorio poterunt conveniri. et e converso fiat de ho- 
minibus burgengium nostrorum, si aliquis contra eos aliquid ha- 
buerit quaestionis. 


v. Maurer, Stäbteveriajjung. ILL 36 
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Augsburg, vor den Stabtuogt gezogen werben. Eben fo durften 
auch in Strafſachen bie öffentlichen Gerichte, alſo auch die Stadt: 
gerichte, ven Fall der handhaften That ausgenommen, nicht birelt 
gegen die hörigen Hinterfaflen einjchreiten. Sie mußten fich viel: 
mehr auch beim Strafverfahren zuerft an ben Grundherrn oder an 
den Herrichaftsrichter wenden und von biefem die Vorladung bes 
Beſchuldigten und deſſen Stellung vor Gericht begehren, 3. B. in 
Breslau, Glogau und Görlik 2). Die Grunbherren mußten aber 
ſodann ihre Hinterjaffen, jo wie alle übrigen bei ihnen wohnenben 
Leute entweder vor Gericht ftellen, oder ſelbſt für fie haften und 
biefelben gehörig vertreten 20). 

Seit der Abſchaffung der Hörigfeit hat fich jeboch dieſes Alles 
geändert. Mit dem dadurch veränderten Schubverhältniffe kamen 
nun auch die Hinterjaflen iu ein direktes Verhältni zu den Stadt⸗ 
gerichten. Denn fie ftanden nun in allen Angelegenheiten ber öf- 
fentlichen Gerichtsbarkeit eben jo direkt unter ven Stabtgerichten, 
wie die vollfreien Stabtbürger, 3. B. in Speter 27), in Baſel 2), 
in Straßburg u. a. m. Und was von ben Hinterfaflen im Allge⸗ 
meinen bemerft worden ift, gilt insbefondere au) von den Hand⸗ 
werkern, welde insgemein Hinterfaffen der Stadtgemeinde oder 
eines Stabtbürgers, ober einer geiftlihen ober weltlichen Grund⸗ 
berrihaft waren. Daber ftanden feit dem 13. und 14. Sahrhun: 
dert in Baſel u. a.m. auch die Handwerker unter bem Schultheißen- 
gerichte, während fie früber unter den herrfchaftlichen Gerichten 
geftanden hatten 2%). Die VBermittelung ihrer Grundherrfchaft war 
nun zu ihrer VBorladung vor das Stabtgericht und zu ihrer Ver: 
tretung oder Stellung vor Geriht nicht mehr nothwendig. Die 
Tolge bdiefer Veränderung war, daß die grundherrlichen Gerichte 
nun ihre alte Bedeutung verloren und fodann in fajt allen Stäb- 
ten meiſtentheils ſchon im Laufe des 14. Jahrhunderts gänzlich 
verſchwanden oder doch zu bloßen Berwaltungsitellen zur Einnahme 


25) Weisthbum von 1802, $, 1 u. Url. von 1829 bei T. u. St. p. 444 
u. 529. 

26) Stadtrecht von Straßburg, c. 89. und oben $. 238, 

27) Rathsordnung von 1828 $. 58 bei Lehmann, p. 287. 

28) Rathsbeſchluß von 1499 bei Ochs, IV, 589. 

29) Heusler, p. 182-188. 
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und Verrechnung ber berrichaftlihen Gefälle herabſanken. ($. 39, 
66, 67, 121 und 122.) Am frübeften haben fich die grundherrli- 
hen Gerichte namentlich in jenen Stäbten verloren, in welchen ber 
Grundherr zu gleicher Zeit Inhaber der öffentlichen Gewalt gewor- 
den war. Da nämlich in biefen Städten bie öffentliche Gewalt 
bem grundherrlichen Beamten oder umgelehrt die grunbherrliche 
Gewalt dem dffentlihen Beamten der Stadt Übertragen zu werben 
pflegte, jo übte ſodann derjelbe Beamte die grundherrlihe und df- 
fentlihe Gerichtsbarkeit aus. Ein eigener grundberrlicher Beamter 
war demnach nun nicht mehr dort nöthig. 


8. Kompetenz her Stadtgerichte. 
$. 531. 


Die Kompetenz der Stadtgerichte war verſchieden in den ver: 
ſchiedenen Städten ebenfowohl wie in den verjchtebenen Zeiten. In 
jenen Städten, in welchen urfprünglich zwei öffentliche Be- 
amte für die hohe und niebere Öffentliche Gerichtsbarkeit neben 
und übereinander gejtanden haben, find die hohen Beamten (bie 
Stadtgrafen, Burggrafen oder Stadtvögte) an die Stelle der Gau- 
grafen getreten, oder es find auch die Gaugrafen, 3. B. in Regens⸗ 
burg, Würzburg und Mainz, felbft Burggrafen geworben. Die 
niederen Öffentlihen Beamten dagegen (die Schultheiße, 
Ammanne, VBögte u. a. m.) find an die Stelle der Centenare und 
Vikare getreten. Die Einen und die Andern hatten demnach biefelbe 
Gewalt, die Erften die Kompetenz ber Gaugrafen, die Letzteren aber 
die Zuftändigfeit der Gentenare und Vikare. Die hohe Gerichts: 
barkeit mit dem Blutbann hatten daher die Stadtgrafen zu Worms, 
zu Mainz u. a. m., die Burggrafen zu Köln, Magdeburg, Regens⸗ 
burg, Nürnberg und Würzburg und die Stabtvögte zu Ulm, Ba: 
jel, Straßburg, Speier, Augsburg, Zürich, Soeft, Goslar, in den 
märfifchen und fchlefiichen Städten u. a. m. Zur hohen Gerichts: 
barkeit gehörte auch der Vorſitz bei ven Kampfgerihten, 3. B. in 
Augsburg !) und in Freiberg dem Vogt ?) und in Köln dem Burg- 


1) Stabtredt von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 831. 
2) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, III, 226 u. 282. 
86 * 
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grafen. (8. 489.) Zur hoben Gerichtsbarkeit gehörte ferner das 
Verbrennen ber Keber, 3. B. in Worms dem Stabtgrafen ($-491.), 
dann das Erfenntniß über das freie Eigen und das Verfahren beim 
Vebertrag diefes freien Eigen oder die gerichtliche Auflaflung und 
Einweifung in den Beſitz des Grundſtücks. Diejes gehörte in man- 
chen Städten zur Zuftändigkeit des Burggrafen, 3. B. in Köln ®), 
in Magdeburg und in Regensburg, anderwärts aber, z. B. in 
Lübe, in Augsburg, in Bafel u. a. m. zur Zuftändigleit des Bog- 
tes, in Frankfurt und fpäterhin auch in Magdeburg zur Zuftänbdig- 
feit des Schultheiß und in Herfort zur Zuftänbdigfeit des Gografen. 
($. 474, 492 und 510). Die niedere Öffentlide Gerichts. 
barkeit, aljo die Givilgerichtsbarfeit mit der niederen Strafgewalt 
aber hatten die Schultheiße zu Ulm, Nürnberg, Epeier, Straßburg, 
Bafel, Züri, Frankfurt, Magdeburg, Goslar, Soeft, Würzburg 
u. a. m., dann ber Vogt zu Köln, der Burggraf zu Augsburg, 
der Schulze in den mäÄrkischen Städten, der Erbrichter oder Erbvogt 
in den fchlefiichen Städten, und der Kämmerer zu Mainz In 
manchen Städten Hatte der Schultheiß auch das Erkenntniß über 
Erb und Eigen erhalten und dann wurden auch die gerichtlichen 
Auflaffungen und die Einweifungen in den Befit des Erbes und 
Eigens vor ihm vorgenommen, 3. B. in Soeft ?), in Frankfurt und 
Weißenburg. ($. 472 und 494.) In den grundherrlichen Städten 
endlih und in den gemifchten Städten wurde auch bie grundherr⸗ 
lihe Gerichtsbarkeit über die Grundholden des Juhabers der öffent: 
lihen Gewalt von dem nieberen Öffentlichen Beamten verwaltet, 
3. B. in Aachen, Goslar, Frankfurt, Nürnberg, Soeft, Ulm unb 
Züri von dem Schultheiß, in Köln von dem Vogt, in Mainz von 
dem Kämmerer und in Augsburg von dem Burggrafen, bis feit 
der Abſchaffung der Hörigkeit die grundherrliche Gerichtsbarkeit jelbft 
verihwunden und ſodann nur noch bie Öffentliche Gerichtsbarkeit 
übrig geblieben ift. In jenen Städten dagegen, in welchen es 
nur einen einzigen öffentlihen Beamten in ber Stadt ge 
geben bat, hatte diefer entweder die gefammte öffentliche Gerichts: 


8) Glafen, Schreinspraris, p. 11 u. 55. Claſen, über die Inveſtitur, 9.19 
u. 28. vgl. oben $. 489. 
4) Stadirecht von 1120, 6. 83 u. 84. 
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barkeit oder auch nur bie niedere Gerichtsbarkeit zu beforgen. - Die 

hohe und die niebere Gerichtsbarkeit hatte 3. B. der Vogt in Bre—⸗ 
men, in Lübel, in Wismar und in Münfter, der Schultheiß in 
Bern, in Muhlhauſen, in Freiburg u. a. m., der Amtmann in 
Konftanz und der Stabtgraf zu Dortmund. ($. 474, 495 und 513.) 
Nur allein die niedere Öffentliche Gerichtsbarkeit Hatten aber bie 
Schultheiße zu Bamberg, Seligenftabt und Rheinau, und die Stabt- 
richter bier zu München ($. 496 und 513). An den grundherrli⸗ 
hen und gemilchten Städten hatte biefer Beamte auch die grund 
herrliche Gerichtsbarkeit über die Grundholden des Inhabers ber 
öffentlichen Gewalt zu beforgen, 3. B. in Eßlingen, Weberlingen, 
Kaufbeuern, Kaiferslautern u. a. m. ($.474.) Neben biejen öffent: 
lichen Beamten in den grumdherrlichen und gemifchten Städten be 
ftanden nun auch bie grundherrlichen Berichte der in ber Stadt 
anfäßigen geiftlihen und weltlichen Grundherren nach wie vor ber 
Errichtung der eigenen Stabtgerichte fort, bis das feit Aufhebung 
der Hörigkeit veränderte Schubverhältniß auch dort zum Untergang 
ber grundberrlichen Gerichte geführt und ſodann aller Unterjchied 
zwiſchen Bffentlichew und grundherrlicher Gerichtsbarkeit in den Stäb- 
ten aufgehört Hat. Die Zeit hat jedoch nicht bloß ben grundherr- 
lihen Gerichten den Untergang, fondern auch ber öffentlichen Ge: 
richtsbarkeit jelbft große Veränderungen gebracht. 


S. 532. 


In vielen Städten wurde nämlich die Gerichtsbarkeit ber 
höheren öffentlichen Beamten von dem Stabtrath untergraben. An: 
berwärts bat fie fich auch aus andern Gründen verloren. In 
einigen Städten wurde fie ſogar ausdrücklich abgeſchafft. Und es 
wurden ſodann entweber beide Aemter (die hohe und die niebere 
Gerihtsbarfeit) mit einander vereiniget oder eigene Stabtgerichte 
als Gerichte erfter Inſtanz eingeſetzt. In faſt allen Stäbten wurbe 
aber die gefammte Gerichtsbarkeit erfter AInftanz in einem einzigen 
Stabtgerihte In der Art vereiniget, daß entweber die gelammte 
Öffentliche (die hohe und niedere) Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz 
bem Stabtgerichte, 3. B. in Frankfurt, Magdeburg und Regens: 
burg, oder nur die niebere Öffentliche Gerichtsbarkeit, aljo bie ge- 
fammte Civilgerichtsbarkeit und die Strafgerichtsbarfeit mit Aus⸗ 
ſchluß des Blutbanns in erjter Anftanz dem Stadtgerichte übertra- 
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gen, der Blutbann felbit aber dem Stadtrath oder dem lanbesherrs 
lichen Obergerichte vorbehalten worden ift, wie biefes 3. 3. in Speter, 
Worms, Bafel, Straßburg, Augsburg, Soeſt, Münden u. a. m. 
ver Fall war. Einige Beifpiele werden biejes Alles Flar machen. 

In Frankfurt wurde das Amt bes Vogtes, wie wir geſehen, 
bereit8 im 13. Sahrhundert abgeſchafft und ſodann mit dem Schult- 
beißenamte vereiniget. In Nürnberg hörte felt dem 14. Jahr⸗ 
hundert die Amtsthätigfeit des burggräfligden Amtmanns auf und 
fein Amt ging ſodann auf den Reichsſchultheiß über. In Regens- 
burg haben die Herzoge von Balern, als erbliche Burggrafen, die 
gefammte öffentliche Gerichtsbarkeit dem Schultbeiß übertragen. In 
Würzburg ift das YBurggrafenamt, weil die Grafen von Henne: 
berg fi nicht mehr mit dem Amte belehnen laſſen wollten, im 
16. Sahrhundert erloſchen. Und c8 wurde ſodann auch bie Straf: 
gerichtsbarkeit mit dem Schultheißengerichte vereiniget, dem Stabt- 
gerichte aber der Name Stabt: Saal: und Brückengericht gegeben. 
In Ulm ift das Bogtelamt feit dem 14. Jahrhundert nicht mehr 
bejett und fodann mit dem Amte des Stadptammanns oder Schult- 
heiß vereiniget worden. In Magdeburg murbe, nachdem bie 
Stadt das Burggrafenamt und das Schultheißenamt an fich ges 
Tauft, dann aber dem Erzftifte überlafien batte, der Vorſitz bei dem 
Schöffenſtuhl und bei dem Kriminalgerichte dem Schultheiß über: 
tragen. In Bafel wurde das Amt des Vogtes vom Stabtrath 
untergraben und im 17. Jahrhundert ganz abgefchafft und mit dem 
Schultheißenamte vereiniget. Auch in Bremen wurbe das Amt 
des Vogtes vom Stabtrath untergraben, jo daß demjelben in Straf: 
ſachen fett dem 16. Jahrhundert nur noch der Schein einer Amts⸗ 
gewalt geblieben tft. Als erfte Inftanz in Civilſachen wurbe aber 
im 16. Jahrhundert das Niebergericht errichtet, worauf fobann das 
Bogteigericht im Laufe des 17. Jahrhunderts ganz eingegangen ifl. 
Wie in Bremen jo tft auch in Lübed im 16. Jahrhundert das 
Niebergeriht an die Stelle des Vogtdings getreten. In Straß- 
burg wurden die verjchlebenen Gerichte, nachdem die Stabt bie 
Bogtei, das Schultheißenamt und das Burggrafenamt erworben 
Hatte, zu einem einzigen Stabtgerichte, welches man ben Tleinen 
Senat oder den Meinen Rath genannt hat, vereiniget. In Worms 
wurbe das Amt des Stabtgrafen vom Stabtrath untergraben, jo 
daß dem Girafen zulegt nur noch der Vollzug des Straferfenntnifies 
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und in feiner Eigenſchaft ald erſter Beiſitzer des Stabtgerichtes das 
erite Votum geblieben if. Der Schultheiß warb ſodann ber ein: 
ige Vorftand des Stabtgerichtes. In Augsburg ift das Amt 
bes Vogtes von dem Stadtrath untergraben und dem DBogte zulett 
nur noch ausnahmsweiſe ber Zutritt zu ben peinlichen Gerichten 
im Stabtrath geftattet worden. Aus dem Burggrafengerichte aber 
ift dafelbft das Stabtgericht hervorgegangen. Auch in Soeft wurbe 
bie Bogtei von dem Stabtrath untergraben und die Kriminalge: 
richtsbarkeit in erfter und letzter Anftanz von dem Stadtrath aus- 
geübt, die gefammte Civilgerichtsbarkeit in erfter Anftanz aber bem 
Schultheiß übertragen, welcher ſodann Großrichter und das Stabt- 
gericht das Gericht der vier Bänke genannt worben tft. In Speter 
wurde frühe fchon das Amt des Vogtes und des Schultheiß von 
dem Stabtrath untergraben, die Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz 
jodann unter den Schultheiß und Kämmerer vertheilt, der Vogt 
aber zu einem bloßen Gehilfen des Schultheik und bes Kämmerers 
herabgebrüdt. In Mainz tft die Öffentliche Gerichtsbarkeit, nach⸗ 
dem die Stabtgrafichaft oder Burggrafihaft von dem Erzbiſchof 
erworben worden war, unter den Kämmerer und Gewaltboten 
(Waltboten) vertheilt worden. Der Kämmerer erhielt ven Vorſitz 
beim Stabtgerichte und der Schultheiß wurde fein erjter Beiſitzer. 
In Hörterift das Grafengericht zu einem ftäbtifchen Untergerichte, 
zu dem fogenannten Grasgerichte, herabgeſunken, und ber ftäbtijhe 
Pfennigmeifter erhielt als Stadtrichter den Vorſitz bei dem Stadt⸗ 
gericht. In Bamberg, Weißenburg und Zuͤrich iſt das Stabt- 
geriht ans dem Schultheißengericht und in Münfter aus dem 
Bogteigericht hervorgegangen. In Seligenſtadt endlich hat ber 
Vogt den Vorfik beim Stadtgericht erhalten, das Echultheißenamt 
aber ift zu einem ganz unbebeutenden, Amte, zu bem fogenannten 
Währungs- oder Fladengericht herabgefunfen. (8.472, 473,490—496, 
510, 514 und 526.) 

Der Mebertrag von Erb und Eigen und das Er- 
fenntniß darüber gehörte urfprüngli, wie wir gejehen, zur 
Zuftändigfeit der Stadt: und Burggrafen und ber Stabtuögte, wie 
in früheren Zeiten zur Kompetenz der Gaugrafen. Zwar hatte 
auch der Schultheiß in Soeſt, Frankfurt, Weißenburg und in 
Magdeburg frühe jchon biefelbe Kompetenz ($.493 u. 531). Allein 
ber im Schultheißengericht zu Magdeburg gemachte Webertrag 


568 Kompetenz ber Stabtgerichte. 


mußte im Burggrafengerichte beftätiget werden und baflelbe mußte 
wahrfcheinlich uripränglih auch in den Vogteigerichten zu Soeft, 
Frankfurt und Weißenburg geſchehen. Späterhin, ſeitdem es nur 
noch cin Stabtgerihht erfter Inftanz in der Stabt gegeben hat, 
mußten alle Uebergaben von Grund und Boden unb alle Berträge 
und Teftamente ohne weiter zwifchen Erb und Eigen und anderem 
Grundbeſitz zu unterjcheiden, vor dem Stabtgerichte gemacht werben, 
alfo in Bafel!) und in Züri vor dem Ehultheißengericht (6.494), 
in Breslau und Bauten aber vor dem Erbuogte 2). Nur in 
Speier hat fih noch der alte Unterjchied zwiſchen Erb und Eigen 
und anderem Grundbefig erhalten. Denn über Erb und Eigen 
follte dafelbft nur vor dem Kämmerer, über den übrigen Grund⸗ 
beig aber vor dem Schultheiß verfügt werben ($. 491). Und im 
Bafel jollte das Schultheißengericht, wenn der Teſtator Trank war, 
vor feinem Haufe gehalten werden ?). In vielen Etäbten murbe 
jedoch fpäterhin die gerichtliche Auflaflung und Einwelfung in ben 
Beſitz vor den Stabtrath gezogen, 3. B. in Speier *), in Xübed®), 
in Bremen ®) und in Magdeburg ($. 498). Der über bie gericht- 
lihe Einweiſung ausgefertigte Gerichtsbrief wurbe öfters Wehr: 
brief genannt, z. B. in Epeier )). Und für den gerichtlichen 
Uebertrag und die gerichtliche Einweifung mußte eine gewiſſe Taxe 
an das Gericht oder an den Stadtrath, zuweilen auch an beide 
entrichtet twerden, weldye in Bremen Triebewein (Brebewin) *), in 
Schwerin Weinfauf®), öfters auch Triedefchilling, Friedepfenning, 


1) Gerichtsordnung aus 14. sec. und Rathserfenntniß von 1386 u. 1890 
bei Quhs, II, 365, 378, 877 u. 381. 

2) T. u. St. p. 212. 

3) Rathserkenntniß von 1890 bei Ochse, II, 377. 

4) Lehmann, p. 289 u. 808 ff. 

5) Dreyer, Einleitung, p. 334. 

6) Assertio lib. Brem. p. 752. 

7) Lehmann, p. 298 u. 808 ff. 

8) Statut von 1438, art. 52 bei Oelrichs, p. 524 — „de gift ſynen 
„vredewin dem rade unbe bem bogede.* vergl. noch Statut von 1428, 
art. 42 bei Delrichs, p. 360. und Assertio, p. 752. 

9) Chr. Höviſchen, Schwerinifches Recht von 1593, bei Weftphalen, 1, 
2082 f. 
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Veſtgelt oder Verlatungsgelt u. ſ. w. genannt worden ift !%). In 
Weißenburg nannte man die Entrichtung biefes Weinfaufes für die 
gerichtliche Webergabe und Einweiſung in den Beſitz das gerichtliche 
Weinen oder Beweinen ober auch die gerichtliche Beweinung !'). 


S. 533, 


Die öffentlichen Beamten in den Städten waren Stellvertreter 
der Gerichtsherren, alfo die Reichsbeamten in den Reichsſtädten 
Stellvertreter des Deutſchen Königs und die öffentlichen Beamten 
in den Ianbesherrlichen Städten Stellvertreter der geiftlichen und 
weltlichen Landesherrn. Ste mußten daher, wenn der Gerichtsherr 
in die Stadt fam und ſelbſt zu Gericht fiten wollte, den Gerichte- 
ftuhl verlaffen. Und nicht ſelten haben zumal die Biichöfe, aber 
auch die übrigen geiftlichen und weltlichen Landesherrn jelbft den 
Vorſitz bei den Stadtgerichten geführt (6.476, 499 u. 517). Dies 
änderte ji nun, ſeitdem die Gerichtsänter von den Städten er: 
voorben und ſodann die Stabtgerichte in den Händen bes Stadt: 
raths und der Stadtgemeinde patrimonial geworben waren. “Die 
von dem Stabtrathe oder der Gemeinde ernannten Stabtrichter 
waren zwar ebenfalls Stellvertreter ihres Gerichtsheren ($. 523). 
Da jedoch ihr Gerichtsherr (der Stadtrath und die Stadtgemeinde) 
nicht ſelbſt zu Gericht fißen und nicht felbjt den Vorſitz führen 
fonnte, fo erhielten die Stabtrichter eine weit größere Selbſtändig⸗ 
feit und eine Unabhängigkeit von ihrem Gerichtsherren, welche man 
früher nicht Tanne, und welche fpäterhin auch auf die Iandesherr: 
lichen Gerichte zurüdigewirft hat, Die Stadtgerichte wurden näm⸗ 
lich unabhängig nicht bloß von dem Stabtrath und der Stabt- 
gemeinde, ihrem jebigen Gerichtsheren, fondern auch von dem 
Landesherrn, in defien Territorium die Stadt lag, indem diefer nun 
ihr Gerichtsherr gar nicht mehr war. Daher konnte bereits im Jahre 
1410 der Herzog Wilhelm von Baiern feinen Hofmaurermeifter, ber 
ih bier in München beim Weintrinfen etwas übernommen (— „Tich 


10) Eſtor, Rechtsgel. II, $.4166. Oelrichs, glossar ad statuta Bremenß,, 
p. 182. 
11) Meine Abhandl. über das gerichtliche Weinen und Beweinen. München, 
‚ 1846. p. 18—22. 
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„überweint — fi von Weins wegen vergeflen, und etwas thöricht 
„gegen euch (den Stabtrath) gehandelt”) hatte, nicht anders von 
ber Strafe befreien, als daß er ſich deshalb bittweile an ben Stabt- 
rath von München wendete. („Darum bitten wir euch mit ganzem 
„Ernſt und Fleiß, daß ihr von Unfer wegen feine Gabe (Gelb- 
„ſtrafe) von ihm begehrt“) 1). Die erften Anfänge einer Selb- 
ftändigleit und Unabhängigkeit der Gerichte finden fi 
demnach ebenfalls in den Städten. 


4. Rihterlihe Beamte, Urtbeilsfinder und Gerichtsumſtand. 
§. 534. 


An der Spike des Stadtgerichtes ftand bei allen und jeden 
Gerichten ein Richter, an der Spite des hoben Gerichtes der Stabt- 
graf, Burggraf oder Vogt, an der Spite des niederen Öffentlichen 
Serichtes der Schultheiß, Stadtammann oder Stabtridhter. Der 
Gerichtsvorſtand hatte bie Leitung des ganzen Verfahrens bis zum 
Bollzuge des geiprochenen Urtheiles. Er hatte aber auch nichts 
als die Leitung. Denn das Urtheil ſelbſt durfte er nicht finden. 
Auch durfte er, wie wir fehen werben, das bereit8 gefundene Ur⸗ 
theil nicht fchelten. Der Richter hatte vielmehr nur nach dem 
Recht zu fragen. Er war, wie man fagte, nur Frager bes Rech: 
fe8. So der Stadtvogt in Augsburg !), in Baſel ?), in Salz: 
wedel ?), in Freiberg %) u. a. m., der Stadtſchultheiß in Ba- 
jel 5), in Frankfurt a M.®), in Bamberg’), in Selz®) u. a. m, 


1) Schreiben von 1410 in Bairiſchen Annalen von 1838, p. 875. 

1) Urk. von 1325 bei von Stetten, Geſch. ber Geſchl. p. 3885. „barumb 
„ward gevraget vnnd ertailt vf den ayt.“ 

2) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 371. „er fol umb Friden 
‚und frevel und alle die Beſſerungen, jo davon vallent, fragen und 
„richten —. 

8) Urf. von 1247 bei Bedmann, V, 1. 8, p.96. quod aävocatus noster, 
quando judicio presidebit, secundum quod a consulibus 
ejusdem civitatis sententiatum fuerit, judicabit easdem sen- 
tentiag omnimodis persequendo —. 

4) Stadtrecht, c. 82 bei Schott, III, 258. und bei Wald, $. 177. 

5) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Os, II, 866. „der Schultheiß 
„ſol umb ein jeclich Sach des erften die Zehen fragen.” 
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und der Gerihtsporftand in Schweibnik Y). Auch der Bür- 
germetfter in Speier hielt, wenn er zu Gericht ſaß, nur bie 
Umfrage. Denn die Rathsherren hatten das Urtheil zu fällen 19). 
Selbft die Deutichen Könige und die Landesherrn waren, wenn fie 
jelbft zu Gericht ſaßen, bloße Frager des Rechtes. Denn fein 
vorfigender Nichter hatte etwas zu enticheiden. Die Enticheidung 
ftand vielmehr bei den Urtheilsfindern. Bon dem Erzbiſchof zu 
Köln fagt deshalb Hagen: „Der bufloff geind zo gerichte ſitzen 
„up den ſal —. Do dede ber bufjoff eins vrdels vragen, bat 
„\olde de van des apts hove jagen” 14). Daher durfte fein Richter, 
jelbft der König und der Lanbesherr nicht, allein zu Gericht 
fiten. Die Eabinetsjuftiz gehört erft einer fpäteren Zeit an. 
Eie ift ein fpäterer Mißbrauch, deſſen Entjtehung ſich wohl erklä⸗ 
ren, aber nicht vechtfertigen läßt. 


$. 535. 


Nah dem auch in den Städten geltenden altgermaniichen 
Rechte durfte nämlich kein Nichter allein ohne Urtheilsfinder 
zu Gericht fißen. Daher hatte der Burggraf von Magdeburg 
ebenjowohl!), als der Ianvesherrliche Vogt in Görliß ?), der Schult⸗ 
heiß von Magdeburg?) und in Winterberg %), der Schulte in 
Stenval 5), der Exrbrichter oder Erbvogt in Goͤrlitz e), Schweibnik 


6) Urk. von 1888 bei Böhmer, p. 525. „daz unfer ſchultheizze — als ez 
„von alter ber Komen ift ribten fol nah ber ſchepphen ur: 
taile —. 

7) Stabtredt, 8. 8 bei Zöpfl, p. 7. 

8) Stimm, I, 760, 8. 6. i 

9) Willfür von 1836 $. 2 "bei T. u. St. p: 540. „do vragete ge: 
„richte, wi ber baz folbe beifirn. do wart geteilit.“ 

10) Lehmann, p. 291, vergl. noch p 289 u. 290. 

11) Hagen, Reimchron. v. 1450, 1461 —1462. 

1) Schöffenweisthum aus 18. sec. 6. 7, 9 u. 10. bei T. u. St. p. 272. 
Urf. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 108 u. 107. 

2) Urk. von 1808 bei T. u. ©t. p. 447. 

8) Schöffenweisthum aus 18. sec 8. 7, 9 u. 10. Urk. aus 12. scc. bei 
Leudfeld, p. 64 u: 107. 

4) Stadtrecht von 1881 bei Wald, VI, 256. 

5) Urk von 1845 bei Gerden, vet. march. I, 98 . 

6) Urf. von 1803 bei T. u. St. p. 446. 
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und Ratibor 7), der Stabtrichter (judex) in Aachen ®) und jeder 
andere öffentliche Richter, wenn er im Stadtgericht zu Gericht ſaß, 
Schöffen oder andere Urtheilsfinder zur Seite. Die Gerichtsherren 
jelbft waren, wenn fle in erfter oder in letzter Inſtanz zu Gericht 
faßen, von biefer Regel nicht ausgenommen. Daher fprachen bie 
Schöffen von Köln das Urtheil, wenn der Erzbifchof in der erz 
bifchöflichen Pfalz zu Gericht ſaß ). In Breslau, in Glogau 
n. a. m. follten fieben Schöffen aus der Stabt das Urtheil finden, 
wenn eine Sache an den Landesherrn oder an feinen Stellvertreter, 
den SHofrichter, gezogen worden war 1%). Auch in Regensburg 
mußte der Herzog von Baiern, wenn er in ber Stadt zu Gericht 
jaß, Bürger aus der Stadt als Urtheilsfinder zur Seite haben 11), 

Die Urtheilsfinder felbft waren nun fehr verfchieden. Ber: 
ſchieden der Zeit nad) und verjchieben in den einzelnen Stäbten. 
In vielen Städten hatten nämlich die umberjtehenden Bürger (ber 
Gerichtsumſtand), in anderen die Schöffen oder andere ftändige 
Urtheilsfinder, oder auch bie Rathsherren das Urtheil zu ‚finden, 
die Rathsherren entweder allein oder als Gerihtsumftand gemein- 
Ihaftlich mit den umberftehenden Bürgern. 


$. 536. 


Urfprünglih hatte wohl das umberftehende Volk (der Ge: 
rihtsumftand) auch in den Städten, jedenfalls in jenen Städten, 
in welchen e8 noch Feine Schöffen gab, das Urtheil zu finden. Der 
freie Verkehr in den Städten bat jedoch frühe ſchon zu vermehrten 
Streitigkeiten und fodann zu häufigeren Gerichtsfigungen geführt, 


7) Schöffenbrief von 1298 $. 1, Hanbfefle von 1328 $. 2 bei T. u. St. 
p. 420 u. 519, 

8) Urk. von 1215 bei Quix, IL, 94. 

9) Schiedsiprudy von 1258, Nr. 18. lirtheil von 1264 bei Lacomblet, 
II, 245 u. 318. sed idem archiepiscopus vel successores sui in 
palacio suo Colonie presidere debeant, et ibi secundum quod sca- 
binorum sententia dietaverit judicare. Urtheil von 1230 bei Claſen, 
Schreinspraxis, p. 72 in f. 

10) Weisthum von 1802 $. 7 bei T. u. St. p. 445, vrgl. p. 208, Not. 2. 
und p. 209. Not. 5. 

11) Privilegium von 1280, $. 9 bei Gaupp, I, 169. 
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und daher ftänbige Artheilsfinder nothwendig gemacht. Darum 
findet man frühe ſchon in faft allen Städten Schöffen oder andere 
jtändige Urtheilsfinder. Nach wie vor hat e8 jedoch auch in den 
Städten einen Gerihtsumftiand gegeben. Denn einen folchen 
findet man allentbalben, wo altgermantiches Gerichtsverfahren ge- 
golten hat. Auch war diefer Gerihtsumftand in den Städten Fein 
müßiger Zuſchauer, wie bei unjeren heutigen öffentlichen Gerichten, 
jeldft dann nicht, wenn Schöffen zu Gericht faßen. In Magde— 
burg 3. B., wo e8 jedenfalls bereits feit dem 12. Jahrhundert 
Schöffen gegeben Bat, hatten die übrigen Bürger nad) wie vor 
Zutritt zu den Gerichtsfigungen. Sie wohnten den Sikungen bes 
Burggrafen öfters in großer Anzahl bei 1). Und fie waren auch 
nicht vom Urtheil Finden ganz ausgeichloflen. Denn ſie hatten das 
Recht das von den Schöffen gefundene Urtheil zu beftätigen oder 
zu wiberjprecdhen ober auch, wie wir jehen werden, das Recht bag 
Urtheil zu fchelten?). Auch durfte der Richter die außerhalb der 
Gerichtsbank ftehenden Leute um das Urtheil fragen, 3. B. in Frei⸗ 
berg ?). Und wenn in der Situng feine Echöffen anweſend wareıt, 
jo mußten ſogar die umberftehenden Bürger um das Urtheil und 
Necht gefragt werden t) Auch dienten die anmwejenden Bürger als 


1) Url. aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 105. in placito Burchardi urbani 
comitis coram frequentia totius populi —. 

2) Mehrere Urkunden aus 12. sec. bei Leudfeld, p. 108. in placito 
Burchardi urbani comitis, et in consensu scabinorum judicum 
universorumque buargensium — presentibus et assen- 
tientibus cunctis —. eod. p. 107. in placito schulteti Magde- 
burgensis et deinde in placito Burchardi Magdeburg. confirmata 
est, presentibus scabinis, judicibus et astantibus et collau- 
dantibus —. Hier muß ftatt Burchardi offenbar burggravii ge: 
Iefen, oder wenigflens wie in anderen Urkunden (eod. p. 95, 108 u. 
109) nach Burchardi beigefegt werben urbani comitis. Urk. aus 12. 
sec. eod. p. 95. — in placito Burchardi urbani comitis, publica 
cunctorum attestatione stabilitum est. 

8) Stadtrecht bei Schott; I, 256. „Wirbet ein man eines urteiles 
„geuragit, der vzenwendie den benken ift.“ 

4) Stadtrecht von 1188, $. 8 bei T. u. St. p. 268. ut si scabini 
judices presentes non sint, a burgravio vel a scultheto 
sentencia, a civibus requisita, justicie sortiatur effectum. 
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Serichtszeugen und wurden als ſolche in den Gerichtsbriefen auf: 
geführt und zwar nicht bloß die vollfreien Bürger, ſondern aud 
die Minifterlalen und Geiftliden. Denn auch fie hatten, wie wir 
gefehen, Zutritt zu dem Stadtgericht ®). 

Eben jo wie in Magdeburg war e8 aber auch in anderen 
Städten. In Bafel durfte der Schultheiß außer den zehen ftän- 
digen Lirtheilsfindern auch noch den Vogt und die Vorfprechen um 
das Urtbeil fragen‘). Und wenn einige Urtheilöfinder verhindert 
waren, jo jollten ſodann der Vogt und bie vier Fronboten oder 
Amtleute beigezogen werben ?). Auch in Bremen durfte der Vogt 
einen beliebigen Mann aus dem Umftande zum Urtheilsfinder auf⸗ 
rufen ®). In Lübeck erhielt fich der Gerichtsumftand fogar bis 
ins 18. Jahrhundert. Es pflegten zu dem Ende am Tage vor 
ber Sigung mehrere der wittigeften Bürger vor Gericht bejchieden 
oder, wie man es nannte, gebudet zu werben. Dieſer Gerichte: 
umſtand follte nun der ganzen Verhandlung beimohnen unb erft 
dann abtreten, wenn zur Findung des Urtheiles gefchritten wurde 
Das Urtheil felbft mußte von den ſechs rechtiprechenden Prokura⸗ 
toren gefunden, im Berhinderungsfalle Eines dieſer Profuratoren 
jedoch feine Stelle aus den Umbherftehenden Bürgern erfeßt oder 
ein anderer anweſender Profurator beigezogen werben. Die Er: 
Öffnung des gefundenen Urtheiles follte aber wieder in Gegenwart 
bes Gerichtsumftandes flatthaben %). Der Gerichtsumftand war 


5) Urt. aus 12. sec. bei Leudfelb, p. 100 u. 104. Stabireht von 1188 
bei X. u. St. p. 269. vrgl. oben $. 527-529. 

6) Gerihtsorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 366. Rechtsquellen, I, 65. 
„der ſchultheß fol — des erfien bie zeben fragen, und darnach den vogt 
„und bie fürſprechen“ —. vrgl. noch p. 372. 

7) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 869. Rechtsquellen, 1, 
68. „Und wenn bie fünf Urteilfprecher, die der Räten fint, hinuff zu 
„dem alten Rat berufit werbent, nochdeme föllent und mögent die 
„andern fünf Urteilfpreder, der Bogt und bie vier Ampt: 
„lute Urteil jprechen.” 

8) Orb. 25 u. 101 bei Oelrichs, p. 79 u. 126. 

9) Lübiſche Niebergerichtsorbnung von 1680, c. 1, $. 8 in f. und c. 2. 
6. 18. Niebergafigerichts Ordnung c. 9. Dreyer, Einleitung, p- 939. 
vrgl. oben $. 474. 
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demnach bis in die letzten Zeiten fein muͤßiger Zuſchauer bei der 
Berbandlung. Und in jenen Städten, in welchen es feine Schöffen 
und feine ftändigen Urtbeilsfinder gegeben, hatte der Gerichts: 
umftand aud das Urtheil zu finden. Sp war es in Regen: 
burg urſprunglich 1%), und auch jpäterhin noch bis zum Jahre 
1391, in welchem Jahre das Schultheißenamt erft ftändige Beiſitzer 
erhalten hat!!). Auch in Soeſt Hatten die Bürger das Urtheil 
zu finden?2). Eben fo in Medebach, Speier, Münden ($.385) 
und auch in Augsburg !?). 

Jeder um das Urtheil gefragte Bürger war zum Finden des 
Urtheiles verpflichtet. Wer fi weigerte wurde geftraft. In 
Treiberg wurbe jedoch ein Unterjchieb gemacht unter den Bür- 
gern die außerhalb den Gerichtsbänfen umherſtanden und die auf 
den Bänten jelbit ſaßen. Denn nur die Lebteren mußten bei 
Strafe das Urtheil finden, während ˖die Erjteren ſich ungeftraft 
entfernen durften, wenn fte das Urtheil nicht finden Tonnten oder 
nicht finden wollten. Indeſſen durften aud) die Lebteren fich zu⸗ 
vor mit den umberftehenden Bürgern berathen ober ſich anberwärts, 
insbefondere auch bei dem Stabtrath (bei ben 12 Gefchwornen) 
Raths erholen, und wenn fie fein Necht finden Tonnten, fi) von 
der Strafe befreien, wenn fie beſchworen, daß fie fein Recht finden 
fönnten. („Iweren daz be is nicht kunne vinden”) 1%). Auch in 
Bremen burfte der um das Urtheil gefragte Bürger, wenn er 
beihwor das Recht nicht zu kennen und e8 auch von den Timber: 
ſtehenden nicht erfahren zu Lönnen, einen Termin begehren, um fidh 
beim Stadtratb und bei anderen weijen Männern Raths zu er« 
holen 2%). Eben jo durfte in Verben der um das Urtheil Gefragte, 


10) Anamodi, lib. I. tradit. St, Emmeran., c. 27 bei Pez, thes. I, 8. 
p. 220. Actum hoc coram civibus urbis —. vrgl. oben 8. 86. 

11) Brivilegium von 1280, $. 9 u. 10. Gemeiner, II, 112, 115 u. 281. 

12) Stabtreht von 1120, $. 49. — sententiam a burgensibus 
editam —. 

18) Urk. 1825 bei Stetten, Geſch der Geſchlechter, p. 884 f. 

14) Stadtredt, c. 81 bei Schott, III, 256 u. 257. und bei Wal, $. 172 
u. 173. 

15) Reverſalen von 1246 in Assert. lib. Brem. p. 88. si is, a quo in- 
quiritur sententia, dubitat vel ignorat sententise qualitatem, 
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wenn er nicht wußte, was Recht war, fich beim euren. in Bre- 
men Raths erholen 19. 


§. 537. 


In den meilten Städten findet man jedoch frühe fchon 
Schöffen oder andere ftändige Urtheilsfinder. Man nannte 
fie insgemen Schöffen (scabini), öfters aber auch Dingleute, 
3. 8. in Goslar!), in den Borftäbten von Köln ?), in Hamburg 
u. a. m., ſodann Finder, wie noch in fpäteren Zeiten in Xübed ?), 
zuweilen audy senatores, 3. B. in Köln*) oder Ding War: 
ten®) oder verberbt Dingwortten, Dingmworden oder Dink— 
warden, 3. B. in Freiberg u. a. m.®). Auch die um das Urtbeil 
gefragten Schöffen durften fich, ehe fie ihr Urtheil abgaben, zuvor 
mit den umherſtehenden Bürgern berathen oder auch fih beim 
Stabtrath oder anderwärts Raths erholen, 3. B. in Prag”). Sie 
hatten übrigens nicht bloß das Urtheil zu finden, fondern auch 
noch über alle gerihtlihen Vorgänge Zeugniß abzulegen. Daher 
wurden fie auch öfters zu gerichtlichen Botjchaften verwendet und 


primo juret quod ipsum nesciat invenire, et quod nemo praesens 
sit, qui poseit vel velit eum docere, ut inveniat sententiam ante- 
dietam, et post suum juramentum petat inducias ad certum ter- 
minum, infra quem consilium consulum et aliorum discretorum 
valeat requirere —. 

16) Privilegium von 1259 bei Vogt, monum. ined. I, 256. Item si 
aliquis interrogatus ab advocato de aliqua sententia de qua forte 
non poterit ad plenum ab aliquo suorum civium expediri — 
debet habere recursum ad civitatem Bremensem. 

1) Stat. bei Göſchen, p. 58. „de (vogbet) fcal vragben enne Dingman 
san enem orbele" —. vrgl. noch p. 92 u. 972. 
2) Schreins Ark. bei Ennen, Gefch. I, 598. Not. coram sentionariis, 
qui dicuntur dinclude., 
8) Meiners, de judic. centenariis, p. 278. vrgl. oben 6. 474. 
4) Dichrere Urkunden bei Claſen, ber Tölnifche Senat, p. ke Claſen, 
Schreinspraxis, p. 46 u. 53. 
5) Urk. von 1445 bei Schöttgen et Kreysig, Il, 342. Haltaus, p. 238, 
6) Walch, III, 283 u. 248, u. VI, 17. 
7) rRechtsbuch $. 54 bei Nößler. 
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jelbft Boten genannt, 3. B. in freiberg ®), in Freiburg im Breis- 
gau, wo die Rathsherren zu gleicher Zeit Schöffen waren) u. a. m. 
Die Schöffen und anderen Urtheilsfinder mußten allenthalben in 
Srund und Boden angejeflene Bürger ($. 372) und vor dem Siege 
der Zünfte in den freien und gemifchten Städten auch noch jchöffen- 
-bar freie Leute, alſo Gejchlechter fein, 3. B. in Magdeburg %), in 
Schweidnig und wo ſonſt noch magdeburgiſches Recht galt 19), 
u. am. So war e8 insbefondere auch in Augsburg und in 


Bafel. Bis zum Siege ber Zünfte hatten im Schöffenftuhl zu _ . 


Augsburg nur die Geſchlechter Stk und Stimme, ſeitdem aber auch 
bie Junftgenofjen. Und bereits im Jahre 1374 faßen unter den 
27 Richtern oder Schöffen nur noch zwei aus den Gefchlechtern t!). 
Sn Bafel aber wurden vor dem Siege der Zünfte Ritter und 
Bürger als Urtheilsfinder beigezogen , ſeitdem aber nur noch zwei 
Achtbürger und ein Ritter. Denn die übrigen fieben Urtheilsfinder 
waren nun AZunftgenofien ($. 492), Das Schöffenamt befand 
ſich daher in den meiſten alten Städten im Befige weniger Fami⸗ 
lien, woher es fich erflärt, daß öfters die nächlten Verwandten, 
im Sabre 1312 in riedberg Vater und Sohn und zwei Brüder 
zu gleicher Zeit unter den Schöffen figen Tonnten 12), 

Die Schöffen und anderen ftändigen Urtheilsfinder wurden 
meiftentheils entweder. von der Stadtgemeinde, 3. B. in Soeſt 12), 
oder von dem Stabdtrath, 3. B. in Bafel '%), in Magdeburg 15), in 
Schweidnig 1%) u. a. m. gewählt, öfters nur auf ein Jahr, 3. 2. 


8) Wald, III, 177 u. 178. 
9) Freiburg. Stadtrodel, 6. 40. 
9a) Urk. von 1294 bei Rathmann, II, 492. „Scheppen tiefen von fcheppen- 
babren fryen Lüden“ —. Schöffenbrief von 1868 bei T. u. St. 
p- 588. 
10) Urf. von 1863 bei T. u. St. p. 588. 
11) Zangenmantel, p. 50. Säger, Augsburg, p. 57 
12) Urk. von 1812 bei Baur, Urkb. Arnsberg, p. 280. 
18) Stadirecht von 1120 $. 6. 
14) Ochs, II, 864. 
15) Url. von 1294 bei Rathmann, II, 492. 
16) Urk. von 1298 6. 1. und Handfeſte von 1828, $. 2 bei X. u. St. 
Pp. 420 u. 5619. 


v. Maurer, Städteverfaffung. II. 37 
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in Worms 17), in Schweidnitz u. a. m., meiftentheil® aber auf 
Lebenszeit, 3. B. in Magdeburg, Görlig und fpäterhin auch in 
Schwetonik !®), dann in Stendal 19, in Hainau 29), in Andernach 2!) 
u. a. m. Wenn nun Einer der auf Lebenszeit gewählten Schöffen 
ftarb, jo hatten öfters die Echöffen das Recht fich felbit zu ergän- 
zen, 3. B. in Magdeburg und da, wo magbdeburgifches Recht galt 
(8.493), dann in Andernach 22), in Schwäbiſch Hall 22), in Köln 2%) 
u. a. m. Die auf die eine oder die andere Weife erwählten Schoͤf⸗ 
fen wurden von dem oberften öffentlichen Beamten in der Stadt 
in ihr Amt eingefeßt oder inveftirt, 3. B. in Köln, in Magdeburg 
und in Halle von dem Burggrafen. In diefer Amtsinveltitur lag 
eine Beitätigung der Mahl. Daher burften die Unfähigen in Köln 
und offenbar auch in Magdeburg und Halle von dem Burggrafen 
zurückgewieſen werben 28). In vielen Städten wurde das Schöffen: 
amt mit dem Schöffenftuhl erblich ($. 113). Daher konnte fich 
in Köln eine Schöffenbruberfchaft bilden ($. .62). In den meiften 
Städten bat ſich jedoch die Erblichkeit des Echöffenamtes frühe 
ſchon wieder verloren. Denn fie hing offenbar mit den alten Ge- 
chlechtergenofjenschaften zufanmen und hat fich daher mit dieſen 
auch wieder verloren. Und es wurde ſodann insgemein das alte 
Wahlrecht wieder bergeftellt. 

Die Anzahl der Schöffen war fehr verfchieben in den 
verichiebenen Städten. Sehr häufig findet man fieben Schöffen, 


17) Alte Orbnung bei Schannat, II, 448. 

18) Urk. von 1304, $. 1, von 1868 und von 1389 bei T. u. St. p. 449, 
588 u. 608. 

19) Urf, von 1845 bei Gerden, vet. march. I, 94. 

20) Urk. von 1858 bei T. u. St. p. 570. 

21) Urk. von 1171 bei Günther, I, 408. 

22) Urt. von 1171 bei Günther, I, 409. 

23) Wahlordnung von 1840 bei Koenigsthal, I, 2. p. 6. 

24) Urk. von 1169 bei Zacomblet, I, 808. locare scabinos a scabinis 
electos. vrogl. oben $, 62. 

25) Urf. von 1169 bei Xacomblet, I, 808. burgravii — in sede scabi- 
natus locare scabinos a scabinis electoa et providere sibi debet 
diligenter — tales vero personas burgravius refutare debet et 
nullatenus in sede scabinatus locare. vrgl. oben $. 498. 





Urtheilsfinder und Gerichtsumftand. 579 


3. B. in Breslau, Slogau, Ratibor, Löwenberg u. a. m. 20), öfters 
aber auch zwölf, 3.2. in Magdeburg, wo Ihre Anzahl jeboch öfters 
gewedhjelt hat ($. 493.), anderwärts zehn, 3. B. in Bafel, wo 
dieſelben auch dann noch die Zehner genannt worden find, als 
ihre Anzahl erhöht worden war ($. 492.), in wieder anderen 
"Städten acht, 3.8. in Etendal 27), in Prenzlau fogar nur fünf ?®), 
in vielen Städten aber vierzehn Schöffen, 3. 3. in Franffurta M., 
von denen aber in früheren Zeiten immer nur drei anwejend zu 
jein brauchten 2%). Auch in Andernad vierzehn Schöffen, von 
denen jedoch immer nur fieben in der Sikung anwejend zu fein 
brauchten 29), 

In manden Städten waren die Rathsherren zu gleicher Zeit 
auch die Urtheilsfinder bei dem Stadtgerichte ($. 161.). Und fpä- 
terhin, ſeitdem die Städte die öffentliche Gerichtsbarkeit an fich ge- 
bracht hatten, wurde die frühere Ausnahme fogar zur Negel, indem 
ſeitdem wenigftens die peinlichen Urtheile im Stadtrat) von ben 
Nathsherren gefunden zu werden pflegten. Aber auch in früheren 
Zeiten waren jchon in manchen Städten die Nathsherren zu glei- 
her Zeit auch die Urtheilsfinder bei Gericht, und in jenen Stäbten, 
in welchen der Gerihtsumftand das Urtheil zu finden Hatte, findet 
man fie wenigftens unter der mitjtimmenden Bürgerihaft, 3.2. 
in Augsburg ®), in Speier 22) u. a. m. Auch in jenen Städten, 
in welchen Schöffen oder andere ftändige Urtheilsfinder ſtatt Des 
umberjtehenden Volles das Urtheil zu finden hatten, verlor ber 
Gerihtsumftand noch nicht alle Bedeutung. Denn nach wie 


26) Urk. von 1802, 1818 u. 1865 bei X. u. St. p. 445, 501 u. 589. 

237) Urt. von 1272 bei Gerfen, vet. march, I, 18. 

23) Zimmermann, I, 158. Not. 52. 

29) Statut von 1852 bei Sendenberg sel. jur. I, 2. — „Bas allezeit die 
„Iheffen dri zu dem minneften zu gerichte ſuln ſitzen“ —. Baculus 
judicii aus 14. sec. art. 1. bei Thomas, Oberhof. p. 222. „Das des 
„tinchsgerichte zu Frandfort als von alter herekomen if, beſaſt ſal 
„fin mit XIV fcheffen* —. vrgl. Meine Geſch. der Fronhöfe, IV, 122. 

80) Urf. von 1171 bei Günther, I, 408 u. 409. 

81) Urk. von 1325 bei Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 884. f. 

32) Urf. aus 18. u. 14. sec. bei Lehmann, p. 308-306. und oben 
$. 161. 
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vor war ihm das Recht des Gerichtszeugniſſes und des Urtheils⸗ 
jcheltens geblieben. Erſt ſeitdem Leine Zeugen aus bem Gerichts: 
umftande mehr in das Urtbeil aufgenommen zu werben pflegten, 
was in Bafel u. a. m. feit dem 15. Jahrhundert der Kal war 33), 
und ſeitdem das Urtheilfchelten außer Gebrauch gefommen und nur 
noch die Berufung der Parteien geblieben war, ſeitdem verlor auch 
der Gerichtsumſtand jelbit feine alte Bedeutung, und tft fodann mit 
ihm aber auch die Deffentlichteit jelbit, gänzlich verſchwunden. 


5. Schreiber, Vorſprechen, Boten und Henker. 


6. 538. 


Wie bei anderen Gerichten jo wurben offenbar auch bei den 
Stabtgerihten bie Schreibereien urfprünglich durch gewöhnliche 
Notare beforgt. Seitdem es indeſſen Stabtjchreiber gegeben hat, 
ſeitdem hat man fich ihrer vielleicht anch. bei Gericht bedient. Eigene 
bei den Stabtgerichten angeſtellte Schreiber findet man erit feit dem 
14. Sahrhundert, 3. B. in Speier des „Schultheißen gejchworen 
„Schrieber* ), in München einen „ſchreiber des richters” 2), in 
Freiberg einen Schreiber bei dem Vogtgerichte, der früher „der bur⸗ 
ger ſchriber“, Tpäterhin aber Gerichtsichreiber genannt worben tft ®), 
in Bafel u. a. m. einen „Schriber des Gerichtes,” welcher den 
Schultheiß, jo oft es nothwendig war, begleiten und Alles fchreiben 
mußte, was bei Gericht zu fchreiben war, und der auch bie Ge- 
rihtöbriefe zu ſiegeln hatte ). Wie die übrigen auf längere Zeit 
angejtellten ftäbtifchen Beamten, fo erhielten auch die Gerichtsfchreis 
ber Beftallungsbriefe, in welchen ihre Rechte und Verbind⸗ 
lichfeiten aufgezählt waren. Bon Luͤbeck kennt man folche Beital- 
Iungsbriefe oder Eontracte des Rathes mit dem Richtichriver, dem 


88) Heusler, p. 874 Not. 
1) Geritsordnung von 1827 8. 1 bei Lehmann, p. 298. 
2) Stadtrecht, art, 259 u. 270. 
8) vrgl. Etadtredht bei Schott, IIL, 264, mit Wald), III, 254. 
4) Serihtsordnung aus 14. sec. bei Odys, II, 865 u. 370. Dienflorduung 
$. 9, 24—27 in Nechisquellen, I, 64 u. 68. vrgl. Meine Gefw. bes 
altgermanifchen Gerichtsverfahrens, p. 144. 
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Ipäteren Actuar, von den Jahren 1522, 1526 und 1528. Der 
Richtſchriver hatte nach ihnen außer ber Auffiht über die Gerichts- 
protofolle auch noch die Nachtwachen zu vifitiren und beim Wein 
Schenken zu helfen. Und noch im Sabre 1806 ſah man ihn bei 
einer feierlichen Gelegenheit den mit Wein gefüllten filbernen Pokal 
umberreichen 8). ' 

Redner und Vorſprechen fommen feit den Alteften Zelten 
bei allen Stabtgerichten vor, und jede Partei, der Kläger und An- 
Mäger ebenjowohl wie der Bellagte und Angeflagte hatte das Recht 
einen ſolchen von dem Gerichte zu begehren, 3. B. in Soeft ®), in 
Augsburg ”), in Bafel®), in München 9), in Freiberg 1%), in Ber- 
Iin 4), in Frankfurt an der Oder 12), in Hörter 12) u. a. m. Nur 
in jehr wenigen Fällen wurde ein Vorſpreche nur mit Zuftimmung 
des Gegners zugelaflen, 3. B. in Freiberg 1%). Jeder Bürger, 
gleichviel ob er auf der Gerichtsbank ſaß oder außerhalb ben vier 
Bänfen, oder an der Schranne oder an dem Gerichtsring bei dem 
umberftehenden Volt ftand, mußte, wenn er dazu von dem Richter 
aufgerufen worden war, bei Strafe al8 Vorſpreche auftreten und 
feiner Partei das Wort reden, 3. B. in Magdeburg und Görlitz 15), 
in München 19%, in Salfeld IT) u. a. m. In Freiberg wurbe jedoch 
ein Unterſchied gemacht zwifchen denen, die in ben Bänken faßen 
und den außerhalb den Bänfen umberftehenden Leuten. Die Einen 
und bie Anderen Tonnten zwar als Vorſprechen begehrt und vom 
Richter gegeben werden. Allein nur die in den Bänken Sitzenden 


5) Hach, Lilb. Recht, p. 145. 

6) Stabtredht von 1120 $. 50. Schrae, c. 55. 

7) Url. von 1825 bei Stetten, Geſch. ber Geſchl. p. 384. 

8) Serihtsorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 872. 

9) Stadtrecht art. 5 bei Auer, p. 4. 

10) Stadtrecht, c. 81. bei Schott, I, 251 ff. 

11) $ibiein, I, 166. 

12) Zimmermann, I, 171. 

13) Zeugnig und Relation von 1605 u. 1650 bei Wigand, denkwürdige 
Beitr. p. 170, 171 u. 172. 

14) Stabtredht bei Schott, III, 251 u. 258. Walch, III, 289. -f. 

15) Schöffenbrief von 1804 $. 56 bei X. u. St. p. 461. 

16) Stadtreht bei Auer, p. 4, 105 u. 277. 

17) Stadtreht aus 13. sec. $. 174 bei Wald, 1, 57. 
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mußten dein Gebote des Richters gehorchen und den Parteien bei 
Strafe das Mort reden, während die außerhalb Stehenven fich 
ungejtraft entfernen burften 9). Urſpruͤnglich erhielten die Vor⸗ 
ſprechen Teinen Lohn, 3. B. in München 1%). Denn bas für einen 
Anderen das Wort Sprechen gehörte zu ben Bürgerpflichten. Erit 
Ipäterhin ward von den Stabträthen ein beftimmter Kohn angeord- 
net, 3. B. in Bafel 29), in München 21), in Regensburg 2?) u. a. m. 
Sehr zweckmäßig war auch in Bajel zur Abkürzung ber Verhandlun⸗ 
gen vorgejchrieben, daß jeder Fürfpreche nur ein Mal reden ſolle. (Jumb 
„daß deit me Sachen vor Gerichte möchtent ußgetragen werben, jo 
„ſol ein jeklich fürfpreche fins Teiles des Rede er thut ein yeklich 
„Stude nüt me denne eyneft 'ertzalen, und der andere fürfpreche 
„ou nüt me denne eyneft dazu antwurten” 28)... Auch bildeten 
die Vorſprechen urfprünglich Feinen eigenen Stand. Späterhin 
war man jedoch au in den Städten gendthiget bei jedem Gerichte 
eine beftimmte Anzahl von Vorſprechen anzustellen, 3.8. in Speier 
vier Yürfpredder bei dem Sammergerichte 2%) und in Lübeck beim 
Niedergerichte eine beftimmte Anzahl von Profuratoren, welche, wie 
wir gejehben, auch zum Rechtiprechen beigezogen werben Tonnten 
und follten 26). 

Gerihtsboten hat e8 von jeher auch in den Städten ge: 
geben, ſeitdem es überhaupt eigene Stadtgerichte gegeben hat. Sie 
wurben genannt preconos 3. B. in Soeft 2%), nuncii oder Bo: 
ten in Straßburg ?”), lietores in Freiburg 2%), Amtmänner 


18) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, III, 252—256. 

19) Stadtrecht, art. 278. 

20) Gerihtsorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 873, Basler Rechisquel- 
Ien, I, 72. 

31 Stadtrecht. art. 414—417. 

22) Alte Rathoordnung bei Freiberg, V, 61 u. 62. 

28) Gerichtsordnung bei Ochs, II, 872. Redytsquellen I, 71. 

24) Lehmann, p. 292. 

25) Meine Geh. bes altgerman. Gerichtöverfahrens, p. 128. unb oben 
8. 586. j 

26) Stabtreht von 1120 $. 11, 45 u. 57 ff. 

27) Altes Stadtrecht, $. 27 u. 36 bei Grandidier. 

28) Etadtrobel, c, 10. 
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oder Amtleute, ober precones civitatis und ammanni civitatis 
in Bajel 2%), in Münden und in anderen bairiichen Städten, 
Knechte in Speier?), Schergenoder Fgronbotenin München 2), 
Büttel oder Butel in Freiberg 22), Bodel in Goslar 22), Bot- 
tel in Orlamände 2), Fronen oder Bronen in Soeſt 25) und fehr 
häufig Fronboten. Sie hatten insgemein Feine eigene Gerichts- 
barkeit, vielmehr nur die Befehle des Vogtes, des Schultheiß und 
der Bürger zu vollziehen. Sie waren bie eigentlichen VBollzugs- 
beamten, 3. B. in Freiberg ?%) u. a. m. Daher jollten die Fron⸗ 
boten mit ihren Knechten hinter dem Gerihtstiich, an welchem das 
Gericht ſaß, ftehen 3%. Allenthalben Hatten fie die Borladungen 
zu machen und auf Geheiß des Nichters die Urtheile zu vollziehen. 
In Bafel jollten fie fich fchon vor dem Beginne der Sitzung ein- 
finden und die Parteien zurecht weiſen, damit nicht das Gericht 
„müſſe figen und fin warten müſſe ?%). Auch jollten fie 3. B. in 
Treiberg bei Gericht die Eide ftaben, die Parteien, Zeugen und 
Eideshelfer aufrufen und den Leuten Etillfchweigen gebieten 29). 
Eben jo in München #%). In manchen Städten hatten fie jedoch 
auch noch eine Gerichtsbarkeit, worüber nun noch Einiges bemerkt 
werben muß. 


29) Gerichtsordnung aus 14. scc, bei Ochs, II, 371 und 372, Heusler, 
p. 209. Grimm, 1, 819. 

80) Serihtsorbnung von 1827 6. 1 bei Lehmann, p. 293. 

81) Stabtredt, $. 8, 4, 24, 61, 244 u. 248. 

82) Stadir. c. 86, bei Schott, ILL, 266. 

38) Göſchen, p. 65. 

84) Stadtrecht aus 14. sec. bei Walch, II, 72. 

85) Schrae, art. 7 u. 40. 

86) Stadtrecht, c. 86 bei Schutt, IH, 265. „Die buteln haben ouch feine 
„gewalt an nichte den daz fi tun waz fi di burger heizen due ber 
„voit daz fullen fi tun und anders nicht.“ J 

87) Dreyer, Einleitung, p. 428. ei 

88) Ochs, II, 871. f. ä 

89) Stadtrecht, c. 86 bei Scott, III, 265. „Die butelu fjullen in dem 
Dinge fin — vnde jullen eibe flaben vide hi Inte ineifhen und fullen 
di Inte heizen fwigen. 

40) Stadtrecht, art. 248. Urk. von 1294 bei Bergmann, II, 12. 
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Die Fronboten waren jehr angefehene gerichtliche Beamte #1). 
Sn manden Städten, 3. B. in Bafel noch im 14. Jahrhundert, 
nahm man ſie ausfchließlih aus den Gefchlechtern oder Patrici- 
ern 32). Die Idee im Verhinderungsfalle bes Richters ſich an fie 
zu wenden lag demnach fehr nah. Schon nad dem Sachſenſpiegel 
war e8 erlaubt bei handhafter That in Abwejenheit des Richters 
feine Klage bei ihnen anzubringen #). Und auch in fpäteren Zei- 
ten noch war in Soeft der Frone ber gejeßliche Stellvertreter des 
Großrichters 44), in Goslar der Bodel der Stellvertreter des Vogtes 
und des Schultheiß *), und in den bairiſchen Städten der Buttel 
oder Amtmann, wenn der Vogt abweſend oder jonft verhindert 
war 1%). Seitdem nun die Burrichter, die Heimburger und die an⸗ 
deren alten Vorfteher der Stadtmarkgerichte in vielen Städten zu 
bloßen Gerichtsboten herabgefunfen waren, ihnen aber in einigen 
Städten auch noch eine Gerichtsbarkeit in ganz geringfügigen Sa- 
hen überlaflen worden war, feitbem übertrug man in anderen 
Städten dieſelbe Gerichtsbarkeit den Fronboten ſelbſt. Auf dieſe 
Weiſe find denn die Fronbotengerichte entitanden mit derjelben 
Kompetenz, welche die Burrichter in Soeft, in Köln u. a. m. ge- 
habt Haben. Denn auch die Fronbotengerichte hatten nur über 
ganz geringfügige Sachen zu erfennen, 3. B. in Lübeck bis zu ſechs 
Pfennigen #7), in Dortmund aber 48) und in Herfort bis zu 6 De- 
naren 49), in Nürnberg bis zu 6 Gulden 50) u. f. w. Dieſe Fron⸗ 


41) Meine Geſch. des altgerman. Gerichtsvrf. p. 140. 

42) Heusler, p. 209. 

48) Sächſ. Lr. I, 68 $. 2 u. 70 8. 8. 

44) Schrae, art. 7—11 u. 40. 

45) Göſchen, p. 65 u. 110. 

46) Stadtredht von Rain von 1882 bei Lori, p. 51. — „und möchten fie 
„Dez Vogtz nicht gehaben, fo fol der Püttel in ber Stat figen, und fol 

„dem Gaft richten als Gaſtetz Recht if.“ 

47) Altes Stadtveht bei Hach, I, 8.56 u. II, 5. 280. und bei Wefiphalen, 
III, 628 u. 667. 

48) Stadtredyt aus 18. sec. $. 7 bei Wigand, Geſch. von Korvei, II, 212. 
vıgl. oben $. 474. 

49) Url. von 1226 bei Kindlinger, Hörigfeit, p. 265. vrgl. ober F. 458. 

50) Nürnberg. Reformation tit. 1, c. 2. p. 1. 
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botengerichte find demnach in einigen Städten an die Stelle der 
alten Burgerichte getreten ). Sie wurben bie und da auch Un- 
tergerihhte genannt‘, z. B. in Soeft, in Nürnberg u. a. m. 
($. 455.) Und fie haben fidh auch feit dem 16. Sahrbundert noch, 
in manchen Städten fogar bis auf unfere Tage erhalten, 3. B. 
das Weibelgericht ober Wibbelgericht in Eleve ®2), und das Gericht 
bes Gerichtsbieners in Memmingen 22). Und das Untergeridht in 
Nürnberg hat wenigftens feinen alten Namen Fronbotengericht noch 
im 18. Jahrhundert geführt, wiewohl der Fronbot ſelbſt nicht mehr 
den Vorſitz gehabt hat >*). 

Seitdem die Städte die Kriminalgerichtsbarkeit erworben hat: 
ten, ſeitdem Hatten fie au Henker, Scharfrihter und Nadı- 
richter, zum Vollzuge der von dem Stabtgerichte oder Stabtrathe 
erlaffenen Straferfenntnifie. Sie fommen unter fehr verfchiedenen 
Denennungen vor. Sie wurden in Trier und Frankfurt Stoder, 
Studer oder Stider ($ 425.), tn Frankfurt °%), in Baiern u. 
a. m. Züchtiger 86), und in Görlig Tortoren genannt. Zwar 
hält Stenzel den tortor in Görlitz für eine von dem Henker ver: 
fchtedene Berjon und zwar für einen VBorftand der Marterfammer, der 
alfo die Tortur vorzunehmen und zu beiorgen gehabt habe. Allein 
nach der von ihm felbjt angeführten Rathsrechnung hatte der tor- 
tor alle Arten von peinlichen Strafen zu vollziehen, die Ohren 
abzufchneiden, die Leute zu brennen u. dergl. m. Der Tortor war 
demnach derjelbe Bollzugsbeamte, den man anderwärts tormente- 
rius, Peiniger u. |. w. meiftentheils aber Henker oder Nachrichter 
genannt hat 57). Der Nachrichter war im Grunde genommen bloßer 


51) Meine Geſchichte ber Hofverfaffung. IV, 475 u. 476. 

52) Urf. von 1588 bei Haltaus, p. 2095. 

53) Gerichtsordnung ber Reichsſtadt Memmingen, tit. 4 6.12. „Diejenige 
„Schuldſachen, fo im Werth unter einen Gulden betragen, zu Entfchei- 
„dung bes Gerichts Dieners beffen Erfänntnig ohne weitere Umſtände 
„vollenzogen werben fol.” 

54) Joh. ab Indagine, p. 817. 

55) Lerfner, II, 1. p. 680. 

" 56) Schmeller, 1V, 247. 

57) Görlitzer Ratherechnung von 1886 bei x. u. Et. p. 244, Rot. 2 
Tortori, bursicidas corrigenti et aures abscindenti et unam mu- 
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Stellvertreter oder Gehilfe desjenigen Beamten, welcher die Urtheile 
zu vollziehen hatte, alſo in Straßburg der Stellvertreter des Vogtes 
(vicarius advocati, — des Vogetes undertan — ber an bes Voge⸗ 
tes ſtat) 99%). Dieſer Stellvertreter des Vogtes zu Straßburg hatte 
jedoch nur die Strafen an Hals und Hand zu vollziehen, während 
ein anderer unter dem Schultheiß ftehender Beamte, der Stodiwart 
(cipparius), die Strafen an Haut und Haar zu vollziehen hatte s8e). 
Das Geſchäft des Nachrichters, das Nädern, Sieben, Brennen, 
Handabſchlagen u. f. w. nannte man in Bafel das Spiels"), ein 


- Ausdrud, der wie das Verſpielen und Gewinnen bei der 


Militärconfeription und felbft bei gewonnenen oder verlorenen 
Schlachten auf das große Spiel mit Menichenleben hindeutet 9). 


6. Gerichtsort. 
‘8. 539. 


Meiftentheils hatten die öffentlichen Gerichte, das heißt jedes 
einzelne hohe oder niebere öffentliche Gericht, nur eine einzige Mal⸗ 
ftatt in der Stadt. In den größeren aus mehreren Kirchfpielen 
und Vorſtädten beftehenden Stäbten hat es jeboch urſprünglich, 
wie es jcheint, mehrere Gerichtsorte gegeben. In Köln 3. 2. 
wurde das Burggrafengericht oder das Witzigding noch im 13. 
Sahrhundert außer in der Altitadt auch noch im Kirchſpiel St. 
Alban und In der Borftadt Niederich gehalten . In Mainz durfte 
der Kämmerer fein Gericht in der Stadt und im Burgbann halten 
wo er wollte. Der Schulthei mußte es aber an der gewöhnlichen 
Gerichtsftatt halten 2). In Bafel wurde das Schultheißengericht, 
wie wir fogleich fehen werden, an verjchiedenen Orten gehalten. 
Auch ſcheint der Stadtrichter zu Dortmund zuweilen feinen Gerichte: 


lierem signanti cum cantorio ein halbes Schod Gl. vıgl. Diefen- 
bach, glossar. German., v. tortor, p. 589. 
58) Stabtrecht, c. 19, 20, 22 u. 23 bei Grandidier, Il, 51. 
58a) Stadtrecht, c. 21 u. 24 bei Grandidier, p. 5l u. 52. 
59) Ochs, III, 170. 
60) vrgl. Schmeller, IIL, 561. . 
1) Claſen, Schreinspraris, p. 47 u. 54. 
2) Rechte eines Camerers bei Guden, II, p. 461. 
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ort gewechſelt zu haben, da ihm dieſes im 13. Jahrhundert ver⸗ 
boten worden ift?). Ueberhaupt find in früheren Zeiten die Ge: 
richte beweglicher gewejen als dieſes heut zu Tage der Fall iſt. 
- Denn die Gerichte pflegten, freilich nur ausnahmsweiſe, dahin ver: 
legt zu werben, wo man fie gerade notbwendig hatte, z. B. in 
Baſel vor das Haus des Teftators, wenn bdiejer Trank war ($. 532). 
Eben jo jollte in Soeft ein Nothgeriht am Kranfenbett gehegt 
werben, wenn eine ber Parteien jo frank war, daß fie nicht vor 
Gericht kommen konnte ). Sin Orlamünde mußten bie Gerichts: 
bänfe vor die Hausthüre gefeht und dafelbit. das Gericht gehegt 
werden, wenn in einem Bürgerhaufe ein Verbrechen begangen 
worden war oder wenn ein Verbrecher darin Zuflucht gefunden 
hatte, indem der Thäter ohne Urtheil nicht aus dem Haufe geholt 
werden burfte®). Und in Diepholz follte das Gericht, wenn der 
Beklagte nicht vor Gericht erjchienen war, vor die Thüre des Be⸗ 
Hagten gelegt („dat Nichte Iegghen vor fine Döre“) und dem Klä- 
ger zu feinem Recht verholfen werden %. Meiftentheils hatte jedoch 
jedes Stadtgericht nur eine einzige regelmäßige Malftatt und zwar 
urfprüngli nach germaniicher Weife unter freiem Himmel, 
‚ 3 B. im Städtchen Geſeke in Weftphalen unter einer Linde”). 
Auch in der Vorftadt St. Alban in Baſel ſaß der Schultheiß des 
Probites von St. Alban unter der Linde vor dem Kirchhof zu 
Gericht und nur bei ſchlechten Wetter im Kreuzgang ber 
Kirche) Auf einer Anhöhe wurde gehalten, 3. B. das eigel- 
jteiner Gericht zu Köln auf einem Bühel des Eigelfteins®) und 
das Schöffengericht das heißt das Schultheißengericht zu Halle auf 
bem Berge vor dem Roland 1%). Andere Stadtgerichte hatten 


8) Stadtrecht aus 18. sec. $.5 bei Wigand, Geſch. von Korvei. II, 211. 

4) Ordnung des Gerichts vor den vier Bänfen, tit. 18, bei Emminghaus, 
p. 414 |. 

5) Stadtreht aus 14. sec. 8. 4 bei Wald, II. 71. und oben $. 119. 

6) Stadtrecht von 1818 bei Pufendorf, I, 189. 

7) Behand des Marjchallamtes um 1298 bei Seibert, II, 1. p. 618. opi- 
dani ibidem convenientes sub quadam tylia. 

8) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 108. 

9) Grimm, U, 744. — „up den budgil up Eygelſteyne.“ 

10) Urtheile aus 17. sec. bei Wald, VI, 823, 841 u. 842. — „pin Berge 
„vohr den Robelande zue Halle.“ 
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ort gewechſelt zu Haben, da ihm dieſes im 13. Jahrhundert ver: 
boten worden ift?). Ueberhaupt find in früheren Zeiten bie Ge: 
richte beweglicher gewejen als biefes heut zu Tage der Fall ill. 
- Denn die Gerichte pflegten, freilich nur ausnahmsweiſe, dahin ver: 
legt zu werden, wo man fie gerade nothwendig hatte, z. B. in 
Bafel vor das Haus des Teftators, wenn diefer frank war ($. 532). 
Eben jo follte in Soeft ein Nothgeriht am Krankenbett gehegt 
werben, wenn eine ber Parteien fo frank war, daß fie nicht vor 
Gericht kommen konnte ). In Orlamünde mußten die Gerichts⸗ 
bänke vor die Hausthüre geſetzt und daſelbſt. das Gericht gehegt 
werden, wenn in einem Bürgerhauſe ein Verbrechen begangen 
worden war oder wenn ein Verbrecher darin Zuflucht gefunden 
hatte, indem ber Thäter ohne Urtheil nicht aus dem Haufe geholt 
werden burfted). Und in Diepholz follte das Gericht, wenn ber 
Bellagte nicht vor Gericht erfchienen war, vor die Thüre des Be⸗ 
Hagten gelegt („dat Nichte legghen vor fine Döre“) und dem Klä- 
ger zu feinem Recht verholfen werden %. Meiftentheils hatte jedoch 
jedes Stabtgericht nur eine einzige regelmäßige Malftatt und zwar 
urjprünglid nach germaniicher Weile unter freiem Himmel, 
3 B. im Städtchen Geſeke in Weftphalen unter einer Linde”). 
Auch in der Borftadt St. Alban in Bafel ſaß der Schultheiß des 
Probftes von St. Alban unter der Linde vor dem Kirchhof zu 
Gert und nur bei fchlehtem Wetter im Kreuzgang ber 
Eier. Auf einer Anhöhe wurde gehalten, z. ®. das eigel- 
‚lleiner Gericht zu Köln auf einem Bühel des Gigelfteins®) und 
abas Schöffengericht das heißt das Schultheißengericht zu Halle auf 
Abe Berge nor beim Noland 1%). Andere Stadtgerichte hatten 





9) and, Geſch. von Korvei. II, 211. 
4 . eu, tit. 13, bei Emminghaus, 
I 
* 7 
1. und oben $. 119. 


'&, II, 1. p. 618. opi- 


Ic.” 


j J 2. — „vfn Berge 
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ihre Malſtatt an einem Brunnen, oder an einer Brücke, oder 
vor einer Kirche oder Kapelle. So ſaß der Schultheiß in der 
Altſtadt zu Baſel bei ſchönem Wetter unter freiem Himmel vor 
. dem Richthanfe oder vor einer Kapelle, vor einem Brunnen, ober 
auch vor einem Privathaufe, und nur bei fchlechtem Wetter im 
Richthauſe (domus judicii) felbft. Daher erhielt die Brüde in ber 
Nähe jenes Brunnens den Namen Richtbrüde 11). Der erzbiichöf: 
liche Burggraf von Magdeburg hielt feine Sitzungen drei Deal im 
Sahre vor der erzbifhädflihen Pfalz in Magdeburg 12). 
Bor einer Kirche. oder auch in der Kirche ſelbſt ſaß das Stadt: 
gericht, 3. B. in Freiburg auf dem Münfterhor 13). In Erfurt 
follte ver Schultheiß im Bruel „in der Kirchen S.-Severi öffent: 
„lich figen, und einen Tiſch vor fih haben“ 4%), An ver Brüde 
das Gericht zu Tangermünde 1%), zu Salzwedel 10), zu Berlin 1?) 
und das Brüdengericht zu Würzburg (8.494). An einer Staffel 
oder Treppe das Staffelgericht zu Weißenburg 1%). Und fehr hau: 
fig auf dem Marktplatze, 3. 3. in Straßburg auf dem Markte 
bet St. Martin 19), in Kübel auf dem Markte unter dem blauen 
Himmel ?0) und in Bremen an dem Markte vor dem Rathhauſe?!). 
Auch in Reutlingen wurde das Blutgeriht bis ins Jahr 1495 auf 

dem Marftplate gehalten. Denn erft in biefem jahre erhielt bie 


11) Baſel im 14. Jahrhundert, p. 46 u. 65. Urt. von 1253 bei Ochs, I, 
834. vrgl. oben $. 492. 

12) Urk. von 1221 bei Dreyhaupt, II, 461. — ante palatium nostrum 
consueverunt burggravii praesidere in loco, qui vulgo Palenze 
nominatur. | 

13) Urt. von 1356 bei Schreiber, I, 448. — „in bem Münfter zuo Fri: 
„burg vf dem Tor rihtet vmb eigen und vmb erbe.” 

14) Bibrabüchlein von 1882 bei Faldenftein, Hiftor. von Erfurt, p. 201. 

15) Zimmermann, I, 166, Not. 78. 

16) Urk. von 1278 bei Lenz, I, 67. 

17) Urk. von 1365 bei Fibicin, II, 58. 

18) Ungedrudtes Mundatrecht — „beß Staffelgerihts — an der Staffel 
„unter dem Himmel“ —. vrgl. oben $. 494. 

19) Stadtredt, c 185. bei Grandidier. vrgl. oben $. 490. 

20) Reimar Kod bei Dreyer, Einleitung, p. 354. — „uppe bat Marlet 
„under ben blaven Himmel.“ vrgl oben 8. 474. 

21) Assertio lib. Brem. p. 751 f. 
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Stadt von dem Kaiſer das Privifegium bei verjchlofjenen Thüren 
über Blut richten zu dürfen 22). 

Bis ins 13. und 14. Jahrhundert, bie und da jogar bis ins 
15., wurden demnach auch in den Städten bie Gerichte unter freiem 
Himmel, und nur bei fchlechtem Wetter in bedeckten Näumen, ent- 
weber in einem Haufe oder in einer Kirche, gehalten. Ceit. diefer 
Zeit fing man aber an die Gerichte regelmäßig in bedeckten Räu- 
- men zu halten, entweder an der alten Dingitätte in einer dajelbit 
errichteten Laube, 3.3. in Salzwedel 22), in Hannover, Göttingen, 
Goslar, Mülhaufen, Orlamünde und Hagenau 24), ober in einem 
bafelbft errichteten Dinghaufe, 3. B. das eigelfteiner Gericht zu 
Köln 25), oder zwiſchen den Rathhaus Pfeilern gegen den 
Markt, 3. B. in Bremen 29%), oder in anderen dffentlihen Hal: 
len, 3. B. in Hagenau ?7), oder aud in dem meiltentheils am 
Markte ftehenden Kaufbaufe, 3. B. in Schweibnig 28) oder im 
Rathhauſe, 3.3. in Berlin 29%, in Herfort u. a. m. 3%), meiſten⸗ 
theil8 aber in einem eigenen Richthaufe oder Dinghauſe, 3.2. 
in Augsburg ?!), in Speier 32), in Worms 22), in München 3%), in 


22) Sayler, I, 180. 

28) Urf. von 1278 bei Lenz, I, 67. qui judicio presidebit hic veniet 
ante lobium juxta locum, qui Crute Brucke dicitur. 

24) Weine Geſch der altgerman. Gerichtsverf. p. 164. 

25) Stimm, II, 744 u. 745. „Dat dinkhuy s is geleyghen up den buch— 
„gil up Eygelſteyne — in deme bindhove up Eygeljleyn.“ 

26) Assertio, p. 751—52. — „an ber Gaffen zwijchen dep Rahthauſes 
„Pfeilern gegen dem Mardt geſeſſen“ —. 

27) Urt. von 1444 bei Schoepflin, II, 881. vrgl. Meine Geſch. der alt= 
germ. Gerichtöverf. p. 164. 

.28) Url. von 1386 $. 1 bei T. u. St. p. 540. 

29) Url, von 1865 bei Fibicin, II, 58. — „up ben Rathhuſe bi ber nyen 
„brugghen twiſchen beyden ſteden“ —. 

80) Altes Schöffenbuch bei Meinders, de jud. centenar. p. 274. vergl. 
noch Haltaus, p. 107. 

81) Urk. von 1825 bei Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 384. Stadtrecht von 
1276 bei Freyberg, p. 885. 

82) Lehmann, p. 291 u. 292. 

‚33) Radtung von 1519 $. 29 bei Schannat, II, 397. vrgl. p. 448. 

84) Stadtrecht, art. 286. 
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Baſel, Köln, Hannover u. a. m. ($. 187, 188 u. 492), ober in 
dem pretorium oder teatrum 3. B. in Soeft, Gefefe u. a, m. 28), 
in den Reichsftäbten öfters auch im Neichspalafte, z. 3. in 
Goslar der Vogt ($. 473), und in den Biichofsftäbten in der bi- 
höflihen Pfalz oder im Biſchofshofe, 3.28. in Straßburg 
der VBurggraf und der Vogt 3%), in Worms der Kämmerer 37), in 
Augsburg der Vogt 3) und in Köln der Vogt?%) und auch der 
Erzbiſchof, wenn er felbft zu Gericht ſaß 4%. Zuweilen wurden 
indefien bie öffentlichen Gerichte auch in den Städten in Privat: 
häufern gehalten, 3. B. da8 Vogteigericht in Erfurt 9). 


8. 540. 


Die Einrichtung des Sigungsortes war auch in den 
Städten urjprünglih, jo lange die Situngen noch unter freiem 
Himmel gehalten zu werben pflegten, jehr einfach. Es ftanben da⸗ 
ſebſt meiftenthell8 nur einige Bänfe, Schrannen oder Stühle, auf 
welchen die vorfißenden Nichter und die Echöffen und bie übrigen 
Urtheilsfinder fapen. Diefe Bänke und Stühle waren anfangs be- 
weglihd. Daher konnte man fie von einem Gerichtsort an den 
anderen tragen, 3. B. in Orlamünde ). Späterhin wurden fie an 
ber ftändigen Malftatt befeitiget, und zwar jo geftellt und befeftiget, 
daß fie für das Gericht einen gefchloflenen Raum bildeten, in 
welchen ohne Erlaubniß des Nichters niemand hineintreten burite, 


85) Seibert, Rechtsgeſch. von Weftfalen, III, 668. Not. 
86) Stadtrecht, c. 42 u. 45 bei Grandidier. vrgl. oben 8. 490. 
87) Annales Worm. bei Boehmer, fontes, II, 210. 

88) Stadirecht bei Freyberg, p. 85. 

89) Urk. von 1169 bei Lacoınblet, I, 802. 

40) Urk. von 1280 bei Clafen, Schreinspraris, p. 72. Acta sant hec in 
palatio D. nostri archiepiscopi. Urf. von 1264 bei Lacomblet, I,. 
818. 

41) Bibra Beichreibung ber Gerechtigfeit von 1832 bei Yaldenftein, Erfurt, 
p. 194. „in Boigts-Gerichte, welches öffentlich gehalten worden, 
„in krummen Haufe" —. 

1) Stadtrecht aus 14. scc. $. 4 bei Wald, IT, 71. — „fo magf ber 
„richter nachfolgen vor bie thür dajelbift ſal her dann bende ſetzin vnd 
„eyn gerichte beſtellin“ —. 
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3. B. in Salfed 2. Wenn der Gerichisort mit vier Bänken oder 
mit Schrannen eingefchloflen war, jo nannte man fobann den Ge: 
rihtsort, und von dem Ort auch das Gericht felbft das Gericht 
der vier Bänke, 3. B. in Soeſt, in Bremen u. a. m., oder bie 
Schranne z. B. in Münden ?), in Freifing 2) und in Regens- 
burg ®). Auf diefen Bänfen, Schrannen und Stühlen ſaßen nun 
die Richter, die Schöffen und die übrigen Urtheilsfinder. Sie 
ſaßen demnah in den vier Bänken, 3 B. in Soeft®), in 
Bremen ?), in Freiberg ®), in Goͤrlitz, Schweibnig 9) u. a. m., oder 
innerhalb oder zwiſchen den Schrannen, 3. B. in Bam: 
berg 19). Und von den Gerichts:Bänkfen und Stühlen nannte man 
das Gericht felbft eine Gerichtsbank, einen Gerichtsſtuhl 
oder einen Schäöffenftuhl, z. B. in Magdeburg, Schweibnit 
n. a. m. 11). Um diefe Bänke, Schrannen und Gerichtsftühle 
berum ſtand nun das Übrige Volt (der Gerichtsumftand), und 
bildete demnach einen Ring oder einen Kreis um das Gericht 
herum, 3. B. in Freiberg 12), in Münden !?) u. a. m. Daher 


2) Stabtredt aus "18. sec. $. 120. bei Wald, I, 42. „Wer da oud 
‚„irete in daz gefiule vor deme gebeiten dinge ane loube bez rich: 
„te? —. 

8) Stadtrecht, art. 4 u. 237. 

4) Ruprecht von Sreifing, II, 96. 

5) Stadtrecht bei Freyberg, V, 80 fj., 54 u. 56. 

6) Schrae, art. 18. 

7) Statut von 1803, c. 14, 81, 88, 44 u. 117 bei Delrichs, p. 78, 81, 
82, 94 u. 185. 

8) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, IH, 2658 —256. 

9) Urf. von 1308 u. 1886 bei T. u. St. p. 446, 447 u. 540. — in 
banccis — in quatuor banceis civitatis — bie vier Benke —. 

10) Centgerichts Ordnung bei Schuberth, über. bie Staats: und Gerichts: 
verfaffung von Bamberg, p. 251 u. 252. und bei Zöpfl, p. 184. 

11) Urk. von 1363 bei T. u. St., p. 588. 

12) Stadtrecht, c. 31 bei Schott, III, 253 - 256. — „ber man uzenwendie 
„ben benten fit —. Brenget ein man einen vorjpredden mit im zu 
„dinge vor di benke — Wirdet ein man eines urtheiles gevragit 
„ber vzenwenbic ben benten if! — 

18) Stadtrecht, art. 5. — „ſwelicher an bem ring oder an ber ſchranmen 
„fat oder der hinder, aljo daz man im gerueflen mag’ —. vergl. 
Meine Geſch. des altgerm. Gerichtsverf. p. 168 u. 169. 


592 Gerichtszeit. 


wurde der Gerichtsort auch in den Städten ein Ring, Gerichts— 
ring, Kreis und, von dem in dem Kreis aufgeworfenen Ge: 
rihtshligel, 3. B. in Köln, Magdeburg u. a. m. ein Warf ge 
nannt 19), 

Bor dem Gericht ftand gewöhnlich ein Tiſch, auf weldyem 
das Richtſchwert oder der Gerichtsſtab lag und auf weldyem die 
Heiligen ftanden, auf welche die Eide gefchworen zu werden pfleg⸗ 
ten, £ 2. in Lübed 15), in Herfort 10), in Bremen u. co. m. Die 
Heiligen befanden fich in Lübed in einer Kleinen Kirche 17) und in 
Bremen in einem Meinen hölzernen Häuschen 9). Daher wurden 
bafelbjt die Heine Kirche und das Häuschen auf den Tiſch vor ben 
Richter hingeſtellt. Zuweilen wurde auch noch eine Fahne, bei 
Blutgerichten eine Blutfahne ausgeſteckt 19). 


7. Gerichtszeit. 
§. 541. 


Urfprünglihd wurden auch in ben Städten gebotene und 
ungebotene Gerichte gehalten, ungebotene jedoch in der Regel 


14) Urt. von 1169 bei LZacomblet, I, 802. — in eirculo quod Warf 
dieitur. Magdeburg. Schöffendrief von 1261, $. 70 und von 1304 
8. 187 bei T. u: ©t. p. 361 u. 477. — „ber Eleger fol aller erſt 
„in den Warf komen.“ vrgl. Sächſ. Lr. I, 68 8. 4. Stadtrecht von 
Sreiberg, c. 27 bei Schott, III, 232. „Di voyte fullen alreft kumen 
„in den creiz.” Ruprecht von Freifing, II, 100 u. 112. — „binder 
„dem ring“ —. Stadtredt von München, art. 5, 284 u. 505. Stadt: 
veht von Regensburg bei Freyberg, V, 81. vrgl. Meine Geld. des 
altgerm. Gerichtsverf. p. 166. 

15) Reimar Kod bei Dreyer, Kinleitung, p. 854. — „de Richte Herren 
„amt ben Nichte Schriver fitten vnde fi bebben eine Tafel geded t 
„und eine Kerke darup ſtaende.“ 

16) Altes Schöpffen Bud bei Meinders, de judie. centenar. p. 274. — 
„ſchollen enen Diſch vor en fetten, bedecket mit einer Dwellen. Te 
„Hilgen ſchollen fie barop fetten, unde en Schwerbt darby leggen, 
„bat men jebe, dat bier Königes Bann if.“ 

17) Dreyer, Einleitung, p. 354 u. 859. 

18) Assertatio, p. 752 u. 761 f. 

19) Dreyer, Einleitung, p. 358. 
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nur bei jenen Gerichten, welche an die Stelle der Gaugerichte ge⸗ 
treten waren. Denn Karl der Große hatte die ungebotenen Ges 
richte nur für die Gaugerichte eingeführt ). Daher findet man in 
ber Negel nur bei den Stabtgrafen: oder Burggrafengerichten und 
bei ben Bogteigerichten ungebotene Dinge. Man nannte biefe Ge- 
richte auch in den Städten insgemein ungebotene Dinge, echte 
Dinge, placita legitima, placita legalia, ober auch 
placita generalia civitatis 3. B. in Franffurt 2), Echt- 
dinge, Ettinge oder Ettinf z. B. in Greifswald und Stral- 
jund ?), zuweilen auch Botdinge, 3 B. in Magdeburg, Breslau, 
Goͤrlitz u. a. m.®) und Volldinge, 3. B. in Selz®) und Wei- 
Benburg . Sie follten meiſtentheils drei Mal im Jahre gehalten 
werben von den Burggrafen in Köln ?), in Regensburg ®) und in 
Magdeburg, dann von dem Vogte in Soef 9), in Aachen 1%), ia 
Um), in Se 22), in Erfurt 12), in Augsburg, in Lübed, in 
Bremen, in Herfort u. a. m. ($. 472, 473, 474, 492, 493 u. 510), 
zwei Mal im Jahre von dem Vogte in Seligenftabt ($. 496), 
und einmal im Sabre von dem Bogt im Greifswald 1%) und von 
den Bögten in Braunichweig in allen fünf Weichbilden, aus denen 
bie Stadt beftand !8). Erit ſeitdem das Amt der Stabt: oder Burg⸗ 
grafen ober des Vogtes in ben Städten gefunten oder verſchwunden 


1) Meine Geſch. des aligerm. Gerichtsverf. p. 76 u. 156. 
2) Urk. von 1219 bei Boehmer, Urkb. L, 26. 
8) Dähnert, v. Ettint, p. 109. 
4) Schöffendrief von 1261 6. 7 unb sa 1804 $. 8 bei T. u. St. p. 852 
u. 450. 
5) Grimm, L 760 $. 4, 5, 7 u. 86. 
6) Mundatrecht in Meiner Abbanbl. über das gerichtliche Weinen p. 16 
u. 17. 
7) Slafen, Schreinspr. p. 54. 
8) Privilegium von 1280 $. 10. 
9) Stadtrecht von 1120, $. 7. 
10) Noppius, p. 121. ° 
11) Urf. von 1255 bei Senckenberg, sel, jur. II, 264. 
12) Srimm, I, 760, $. 5, 6 u. 36. 
18) Bibra, Beichreibung ber Geredhtigleit von 1382 Bei Faldenftein, p. 207. 
14) Tähnert, p. 100. 
15) Ordinarius senat. Brunsv. von 1408 6. 120 bei Leibnitz, III, 475. 
v. Maurer, Gtäbteverfaffung IIL 38 
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und ſodann der Schultheiß oder ein anderer Beamter an deſſen 
Stelle getreten war, hielten auch dieſe Beamten ungebotene Dinge, 
und zwar insgemein drei Mal im Jahre. So ber Schultheiß 19) 
und Später der Kämmerer in Mainz drei Ungebotenbinge 
($. 485 u. 489), der Schultheiß in Weißenburg drei Volldinge !?), 
der Schultheiß in Goslar, wenn er unter Koͤnigsbann zu Gericht 
ſaß, drei echte Dinge 18) und der Stadtrichter in Freiſing drei ellich 
Tabing nach alter Gewohnheit1%). Nur in Magdeburg hielt auch 
der Schuliheiß 2%) und in Köln der Vogt, welcher früher aud 
Schultheiß genannt wurde, drei echte Dinge oder placita legalia 
neben dem Burggrafen 2!) und in Selz ber SAUNDB drei Boll 
dinge neben dem Vogt 22). . 

Späterhin haben ſich jedoch die ungebotenen Dinge in den 
Städten gänzlich verloren oder fie wurden wenigftens in jenen 
Städten, in denen fie fich noch erhalten haben, zuleßt zu einer 
leeren Formalität. In Bremen wurden die Ehtedingstage 
noch im Anfang des 17. Jahrhunderts, jedoch mehr zur Unter: 
haltung der fchauluftigen Jugend, als zur Vornahme ernfter Ge⸗ 
ſchäfte, welche fie nicht mehr zu beforgen hatten, gehalten. Und 
bald nachher verſchwand auch noch diejes zur Antiquität gewordene 
Schauſpiel 2). In Lübed wurde das Echtding noch im 18. 
Sahrhunbert gehalten. Es war jedoch nur noch eine fat von 
niemand mehr veritandene leere Formalität ohne alle Bedeutung 2%). 
Und in Stralfund nennt man heute noch den Tag, an welchem 
die erledigten Rathsſtellen wieder bejeßt werben, den Etting, 
wiewohl Tängft fchon Feine ungebotenen Gerichte mehr weder an 


16) Urf. von 1316, 1832 u. 1848 bei Guden, II, 453, 457 u. 458. 

17) ——— in Meiner Abhandl. über das gerichtliche Weinen, p. 16 
u. 17. 

18) Goſchen, p. 78. 

19) Stadtrecht $. 203 bei Freyberg, V, 218. 

20) Schöffenbriefe von 1261 $. 9 und von 1804 $. 6 bei T. u. St. 
p. 353 u. 450. 

21) Clafen, Schreinspr. p. 54. 

22) Stimm, I, 760 8. 5, 6 u. 7. 

28) Assertio lib. Brem. p. 751 u. 752. vrgl. oben $. 49. 

24) Dreyer, Einleitung, p. 854 ff. vrgl. oben $. 474. 
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dieſem Tage noch an einem anderen gehalten werben 2). Der in 
den Stüdten entitandene größere Verkehr drängte nämlich allent- 
halben zu neuen Einrichtungen, indem. die alten für die neuen 
Berhältniffe nicht mehr genügten. Die gebotenen Dinge wurden 
vermehrt und geregelt. Und fie haben fodann die dem neuen Leben 
nicht mehr zufagenden ungebotenen Dinge nach und nach verbrängt 
und erjebt. Denn die neuen Stabigerichte waren ihren Grund⸗ 
harakter nad ſammt und ſonders gebotene Gerichte 2e). 

Der in den Städten entjtandene Verkehr machte nämlich frühe 
Ihon für die Zwilchenzeit von einem echten Ding zu bem anderen 
außerordentlich berufene, aljo gebotene Gerichte nothwendig zur 
Entſcheidung der in dem täglichen Verkehr entitandenen Streitig- 
keiten. Es wurde zu dem Ende in vielen Städten angeordnet, 
ba 14 Tage nach jedem ungebotenen ober echten Ding ein foge- 
nanntes Afterding gehalten werben folle zur Erledigung ber 
bet dem echten Ding unentjchieben gebliebenen Streitigkeiten. Die- 
jes Afterding follte in Magdeburg, Breslau und Görlig 2°), in 
Frankfurt u.a. m. von dem Echultheiß gehalten werben ?®). Außer: 
dem follte ver Echultheiß in Magdeburg u. a. m. noch in Geld: 
jchulden jeben Tag zu Gericht figen und zur Erleichterung bes Ger 
Ihäftsgangs auch noch anderwärts als au der gewöhnlichen Ding: 
ftatt zu Gericht fißen und auch andere Bürger um das Urtheil 
fragen dürfen, wenn feine Echdffen anwejend waren 2%), In Ba: 
jel wurde zur Entfcheidung der Schuldfacdhen unter 5 Pfund und 
der Tleineren Frevel ein jogenanntes Nachgericht, beſtehend aus 
dem Schultheiß, Vogt und. drei von den Zehn, angeordnet, weldyes 
zwei Mal in der Woche zu Gericht fiten jollte 30). In Straßburg 
durfte ber Schultheiß zu feiner Erleichterung für die Entſcheidung 
von @iviljtreitigleiten zwei Nichter ernennen, weldhe zwar in der 


25) Fabricius, Verfafjung von Stralfund, p. 26. 

26) Meine Geſch. des altgerman. Gerichts Verf. p. 155. 

27) Schöffenbriefe von 1861 $. 8 u. 9 und von 1804 $.5 u. 6 bei T. u. 
St. p. 353 u. 450. | 

28) Weisthum aus 15. sec. bei Koenigsthal, I, 2 p. 17. 

29) Weisihümer von 1188, $. 8, von 1261, $. 12, von 1295 $. 8 und 
von 1304 $. 7 u. 44. bei X. u. St. p. 268, 853, 428, 450 u. 459 

80) Ordnung bed Nachgerichts von 1483 in Rechtsquellen, I, 115 fi. 

35 * 
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Regel auf dem Markt bei Sanct Martin ihre Sitzungen halten 
ſollten, in dringenden Fällen aber die Parteien auch in ihre Woh⸗ 
nung vorladen durften?1). In Augsburg ſollte der Burggraf jeden 
Tag zu Gericht ſitzen (urbis praefectus cottidie in judicio sedere 
debet) 22). In Brakel follte außer dem feierlichen ungebotenen 
Bogteigerichte (judicium sollempne, quod vulgariter dicitur Vo- 
gething) auch noch für die tagtäglich vorfallenden Streitigkeiten 
ein tägliches Gericht (cottidianum judicium) gehalten werben 32). 
In Regensburg follte wenigitens Einer der beiden Kämmerer jeben 
Tag zu Gericht fißen ®*). 

Aus einem Ähnlichen Grunde wurden zur Enticheidung der 
geringfügigen Sachen in vielen Städten bie alten Burgerichte bei- 
behalten oder Tronbotengerichte eingeführt, welche die täglich vor: 
falfenden kleineren Streitigkeiten entſcheiden jollten 2). Man nannte 
die im Nothfalle außerordentlich berufenen Gerichte Rothgerichte, 
Notgedinge oder das Notredht, 3. B. in Berlin u. a. m. 29). 
Ein ſolches Notrecht jollte in Hamburg und Breslau bet allen bem 
Berberben ausgejeßten treitigen Gegenfländen gehalten werben ?7). 
In Soeft follte, wenn ein Kranker nicht vor Gericht erfcheinen 
fonnte, an dem Krankenbette ein Nothgericht gehalten werben 39). 
In Hagen in Weltphalen wurde felbjt über eine Kundfchaft ein 
Noythgericht gehalten). Beim Nothredht follte auf der Stelle 
zu Recht erkannt und ein Pfand ober eine andere Verficherung 
gegeben werben, 3. B. in Bamberg 2%). In Magdeburg, Breslau 
und Goͤrlitz follte das in einem Nothrechte erlaffene Urtheil auch 


81) Stadtrecht, c.8 u. 14—16 bei Grandidier, II, 49. vrgl. oben 6. 490. 

82) Stadtreht von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 881. 

88) Url. von 1259 bei Wigand, Ardiv, IV, 179 f. 

84) Stadtrecht bei Freyberg, V, 75 f. 

85) Url. von 12381 Nr. 8. bei Kindlinger, Hörigfeil, p. 265. Alias de 
causis quotidianis, que geruntur coram bedello civitatis —. 

86) Hegungsformel bes Nodtgebings in Berlin’bei Fibicin, I, 85—87. 

87) Haltaus, p. 1427. 

88) Orbnung bes Berichts vor ben vier Bänken, tit. 13 bei Emminghaus, 
p. 414 u. 416. 

89) Urk. von 1542 bei Steinen, I, 1701 u. 1708. 

40) Stadtrecht $. 160. 
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noch an demſelben Tage vollzogen werben 21). Zumal die Ent- 
ſcheidung der Streitigfeiten mit Fremden, mit fogenannten Gäften 
(hospites) jollte in jeder Weife beichleuniget werben, z. B. in 
Magdeburg und Goͤrlitz bereits feit dem 12. Jahrhundert #2). Da⸗ 
ber wurden die Gaftgerichte felbft zuweilen Notgedinge genannt, 
3. 2. in Goͤrlitz 93), 

Um nämli den Berfehr mit den Fremden zu erleichtern 
durften diefe ohne Noth nicht aufgehalten . werden. („baz recht tft 
„darumb gejeczt baz ein gaſt feiner tagwaid nicht verfaumt werd”) *). 
Daher follte in München und in anderen bairiſchen Städten bie 
Entſcheidung noch an demfelben Tage erfolgen, fonft durfte ber 
Fremde ohne weiters weiter reifen. („wolt er bann des tags von 
„im nicht recht nemen, fo mag ber gaft wol gen, varn, reiten, ſwo 
„er bin vil, im ſelbſt än fchaden”) %). Eben fo in Ulm *%) und 
in Wiener Neuftadt 7). In Yreifing follte einem Fremden zu jeder 
Tageszeit Recht gefprochen werden #%), in Kaffel von einer Sonne 
zur anderen und in Freiberg fo oft es nothwenbig war 49). In 
Treiberg wurde bereit8 im 13. Jahrhundert im Intereſſe der Frem⸗ 
den und der Einheimifchen verordnet, daß das Stadtgericht jede 
Woche an drei verjchiedenen Tagen (am Montag, Mittwoch und 
Treitag), im Nothfalle ſogar jeden Tag, alfo auch noch am Dienftag, 
Donnerstag und Sonnabend, und, wenn e8 die Bürger begehrten, 
früh oder jpät an jevem Tage Sikung halten ſolle. („wenne iz bi 
„burgere heizen oder wollen iz fi fpete oder vru fo muz daz ge- 
„ſchen“) 6%). Da es inbeflen in reiberg Feine Schöffen gab, jo 


41) Schöffenbriefe von 1261, $. 24 und von 1304, $. 64 bei T. u. St. 
p. 854 u. 462. 

42) Weisthümer von 1188, 8.8 und von 1804, $. 7. bei T. u. St. p. 268 
u. 450. 

483) Haltaus, p. 1424. 

44) Rechtsbuch Kaifer Ludwigs, c. 69. 

45) Stadtreht von Münden, art. 15. vrgl. no art. 60. und Rechtsb. 
Kaiſer Ludwigs, c. 297, 

46) Stabtredht von 1296 $. 10 bei Jäger, Ulm, p. 781. 

47) Stadtrecht, c. 45 bei Würth, p. 74. 

48) Ruprecht von reif, II, 69. 

49) Haltaus, p. 587 u. 588. 

50) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, II, 251. 
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waren brei Sikungen in ber Woche den Bürgern zu viel. Es 
wurde ihnen daber, auf ihr Begehren, bereits im Jahre 1344 wieder 
geitattet,, jede Woche nur eine regelmäßige Situng zu halten ®). 
Seitdem jedoch ftändige Beiſitzer bei den Stabtgerichten ange: 
jtellt zu werden pflegten, feitvem wurden auch regelmäßige Sitzungen 
in jeder Woche angeordnet, je nach dem örtlihen Bebärfniffe an 
jedem Tage oder doch an einigen beftimmten Tagen in der Woche. 
Dann war aber bei den ungebotenen Gerichten nicht8 mehr zu 
verhandeln. Dieje kamen daher nach und nach außer Gebraud,, 
oder fie vegetirten wenigftens nur als Ruinen einer längft unter: 
gegangenen Seit, noch eine Zeit J in Lũbeck ſogar bis auf un⸗ 
ſere Tage fort. 


8. Gerichtsverfahren. 
a. im Allgemeinen. 
8. 542. 


Urſprünglich hat binfichtlich des gerichtlichen Verfahrens auch 
in den Städten Tein Unterſchied zwilchen dem Verfahren in Civil⸗ 
jachen und in Straffachen beſtanden. Wenigftens "war der Unter 
fchied nicht fjchr groß und nicht weientlih. Erit in den Städten 
hat der größere Verkehr zur weiteren Ausbildung des Verfahrens 
in Civilfachen und zuleßt zu einem eigenen Civilprozeß geführt. 
Eo lange jedoch noch altgermaniiches Verfahren gegolten bat, fo 
lange ift ſich auch das Civil- und Strafverfahren fehr ähnlich ge- 
blieben. Das Verfahren begann, wenigftens bei ben ungebotenen 
echten Dingen, mit der Hegung bes Gerichtes. Darauf wurde zum 
Aufruf der vorgeladenen Parteien gefchritten. Oder. bie Parteien 
traten auch unaufgefordert vor Gericht auf. Sie konnten allein 
oder auch in Begleitung ihrer Freunde und Verwandten vor 
Gericht erjcheinen. Denn dieſe follten ihnen, wenn fie e8 begehrten, 
auch bei Gericht beiftehen und Helfen. So bie Freunde des Klägers 
in Regensburg). Eben fo die Freunde des Beklagten in Bre- 


57) Verorbnung von 1344 bei Schott, III, 88. f. 
1) Friedensgerichtobuch bei Freyberg, V, 78. — „ vnd fullen jım fein 
„freunt vor gericht rechtens helfjen" —. 
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men?) Selbſt zum gerichtlichen Zweikampf durften die Tämpfen- 
ben Parteien ihre Freunde und Verwandten mitbringen, 3. B. in 
Freiberg 2). Die Anzahl. der mitzubringenden Freunde wurde je: 
doch ſpäterhin beſchränkt. In Bremen durften die Parteien jeit 
bem 15. Jahrhundert nur noch felbit zehend, alfo mit neun Freun- 
ben vor dem Stadtrath erfcheinen ?), in Lübeck nur noch mit ſechs 
Freunden, in Stolpe mit vier (alfo ſelbſt fünft) und in Hanno 
ber nur noch mit drei Freunden, alfo jelbft viert ®), und in ee 
mit vier Mann ®). 

Bor Gericht begehrten und erhielten die Parteien vor Allem 
einen Vorſprechen. Es war zwar jede Partei berechtiget ihr 
Wort ſelbſt zu ſprechen. Allein, wenn jemand ſtrandelte oder in 
ber Rebe ſtecken blieb und dann erjt einen Borfprechen begehrte, jo 
erhielt er ihn nur noch in dem Falle, wenn es der Gegner geftat- 
tete, 3. B. in Freiberg 7). Es erheiſchte daher die Vorficht gleich 
anfangs einen foldhen zu begehren. Und dann durfte er auch nicht 
von dem Michter verweigert werben. Selbſt die in handhafter 
That ergriffenen und vor Gericht gebrachten Verbrecher erhielten, 


2) Urf. von 1546 in Assertio lib. Brem. p. 714. — „auch feiner 
‚Treundfchafft etlichen, die jhme in folchen rechtlichen Sachen von nd» 
tben’ — 


8) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, III, 232. „Her richter be bitet uch ouch 
„durch got daz ir im irlonbit daz fine vrundidin mit im muzen ber: 
„ingehn —. daz ſal im der richter irlouben zu rechte. Go ſal he geen 
„in ben creiz mit finen vrunden wor ben richter bin“ —. 

4) Kundige Rule von 1489, 1450 u. 1756 $. 2 bei Oelrichs, p. 648, 
717 u. 749. 

5) Lübifche Verordnung von 1418. Hannov. Statut von 1809. Statut 
von Stolpe, art. 6. Dreyer, Einleitung p. 334 u. 145. 

6) Eidbrief von 1841 $. 142 in Quellen, I, 34. 

7) Stabtredht c. 81 bei Schott, II, 251—52. „unbe wenne fi der rich⸗ 
„ter ſetzet an daz gerichte alje he Dingen wil jo mac ein iflih man 
„wol fin jelbis wort fprechen ane buze der iz fan vnd iz tun wil. — 
„Iſt aber daz ein man fin wort felbe fpridhit und beginnet ſtrandelen 
„daran aljo daz be eines uorjpredhen wol beborfte und bittet benen 
„eines mannes ber fin wort jpreche. des mac nicht gefin zu rechte, — 
„fin widerjache wolle is im denne yunnen und gan is im ber fo mac 
is im ber richter nicht gewern” —. Ueber das Wort Stranbeln vrgl. 
Schmeller, III, 686. 
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wenn fie e8 begehrten, einen Vorſprechen, 3. B. in Wagbeburg, 
Breslau) u.a.m., insbefondere auch in Bamberg. Nach der alten 
Eentgerichtsorbnung erhielt dafelbft zuerft der Ankläger und dam 
auch der Angellagte einen VBorfprechen, der ſodann das Wort für 
den armen Mann fpradh, und ihn fo gut als möglich vertheibigte. 
Sa fogar bei dem gerichtlichen Zweikampf wurbe bas übe 
bie Vorfrage zu führende Verfahren von Vorſprechen geführt, z.v. 
in Freiberg. Zuerſt trat daſelbſt vor dem Vogte der den Kamp 
Begehrende (der Borberer) mit einem Vorſprechen auf und Be 
durch diefen feine Tämpfliche Anfprache vortragen. Und der Ge 
forderte Tieß ihm fodann ebenfalls durch einen Vorfprechen antwer: 
ten. („Ru ber uorderer vnd fin uorfpreche jal alfo teidingen. — 
„Der widerſache und fin uorfpreche mac teidingen alſo“ —)'9. 
Auch der Michter felbft, wenn er von Amtswegen als Ankläger anf: 
trat, pflegte fich eines Vorfprechen zu bebienen, 3. B. der Vagt in 
Treiberg 11). 

Die Verhandlung jelbft war äffentlih und mündlich 
Daher nannte man die Gerichtsflgung felbft öfters ein coll« 
quium 2), eine Sprache oder Morgenſprache. Die Se 
richtsſprache und die Eidesleiftung insbejondere war voller Form: 
lichkeiten. Wer dabei ftrandelte oder ftrampelte, die Hand zu früh 
oder zu fpät zum Schwur aufhob, einen Finger ftatt zweier aufhob, 


8) Schöffenbrief von 1261 $. 74 bei X. u. St. p. 862. „Swar ein Man 
„bes anderen Wort ſprechen fol, bar ber mit Urteilen zu gedwngen wirt 
„in einer hanthaften Tat, ber ſpreche alſus:“ vrgl. Sächſ. Weichbild, 
„art. 41. 

9) Eent. Gerichtsordnung $. 1. ff. u. $. 88 fi. bei Zoepfl, p. 129 u. 131 
und bei Schuberth, p. 247 u. 249. „Her Richter derlaubt dem clager 
„ein vorfprehenn. — Man fol im (dem Verhafteten) einen vorfpre: 
„Ken berlauben. — „Her Richter wollt ir des armen mans wort der 
„boren. Er heißt mich (dem Vorſprechen des Angeklagten) „reden bad 
„Tpricht er hab fich vergeffen unnd fey vnſchulldiglich zu ben ſachen Tom: 
„men vnnd bit gnabe” u. f. w. 

10) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, III, 226—228. 

11) Stadtrecht, c. 80 bei Schott, III, 247—249. — „ fo muz ber rigte 
„ufften und fal einen anderen richter fetten vnd neme einen norſprechen 
„der fal teibingen alfo" —. 

12) Stadtrecht von Medebach von 1165 $. 21 bei Geiberk, I. I, p. 75. 
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ein alt hergebrachtes Wort nicht richtig ausſprach, oder fonft eine 
Wanſprache führte, der wurde geitraft oder verlor ſogar fein Recht 
ſelbſt 19). Diefen Nechtsnachtheil pflegte man in vielen Städten 
bie Bare, Gefar oder Gefährbe. zu nennen und als einecap- 
tio, cavillatio, juricapium u. f. w. zu bezeichnen, 3. 2. in 
Magdeburg 4), in Goslar 15), in Münden 1), in Hildesheim 17), 
in Stade 10), in Bamberg 19), in Memmingen 2%), in Soeft, Ham⸗ 
burg, Lübed, Frankfurt u.a.m. 2’). Die Abſchaffung dieſes Rechts: 
nachtheiles wurbe jedoch frühe ſchon begehrt und auch theilweife 
und felbft ganz von ben Landesherrn bewilliget. 

Auch die Berathung der Urtheilsfinder und bie Urtheils: 
findung jelbft war ganz glei bei dem Eivilverfahren wie bei 
bem Strafverfahren. Beides geſchah auch bei den Stabtgerichten 
in altgermanifchen Formen 22), Es ift baher unrichtig, wenn En: 
nen glaubt, der Vorfitzende habe einen aus den Schöffen beftimmt, 
ber fich mit der Ausarbeitung des Urtheils und mit dem Bortrag 
in der Sigung zu befaflen gehabt habe?2). Ein folches Verfahren 
paßt wohl für das fpätere fchriftliche Verfahren, al aber für das 
altgermanifche mündliche. 

Wenn Schöffen zu Gericht faßen, fo durften ſie, ehe ſie das 
Urtheil fanden, bei Seite treten, um ſich zu berathen und die Sache 
zu überlegen und zu bedenken 23). Man nannte daher das Bera⸗ 
thungszimmer bie Dank⸗ (Denk) ftube. Und bie Abtreienden 


18) Bobmann, IL 659 u. 660. Rechtsbuch Kaifer Ludwigs $. 19. Stadt: 
rechte von München art. 6. und von Yreifing von 1859 $. 18. Rup⸗ 
recht von Freifing, II, 76. Stadtrecht von Brünn, $. 202. 

14) Stadtrecht von 1188 $. 1 bei X. u. St. p. 267. 

15) Privileg von 1219 bei Göfchen p. 118. 

16) Urk. von 1230 bei Würdtwein, nova sube. IX, 72. 

17) Stabdtrecht von 1249 $. B9—41 bei Scheid, orig. Gulf. IV, 245. 

18) Stadtrecht von 1209 u. 1259 bei Pufendorf, II, 152 u. 187. 

19) Stabtrecht, $ 274. 

20) Stadtrecht von 1896 bei Freyberg, V, 280 f. 

21) Tzſchoppe und Stengel, p. 267 Not. Werfebe, nieberländifche Kolonien, 
J, 166. Thomas, Oberhof zu Frankfurt, p. 89. | 

22) Meine Geld. bes altgerman. Gerichtsverf. p. 280. 

28) Ennen, Geſch., I, 584. 

24) Basler Gerihtsorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 869. „wenne ouch 
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Schöffen durften ſogar, wenn ſie es für nöthig hielten, die Für 
ſprechen der Parteien mit ſich in die Dankſtube nehmen *). Auch 
im Regensburg durfte der um das Urtheil Gefragte ſich zuvor mil 
ben Umherſtehenden bei ber Schranne oder hinter ber Schranne 
berathen 2%. Eben fo durfte fich in Freiberg der um das Urtheil 
gefragte Schöffe („der in den benken fitet”) mit ven umherftehenden 
Bürgern berathen. Wenn biefe ihn. aber nicht beratben Tonnten 
oder wollten, jo mußte er dieſes und daß er felbit das Recht nicht 
wiſſe beſchwören, fonft wurbe er geftraft 27). 

Nach beendigter Verhandlung fonnten die Parteien bie Ant 
fertigung eines Gerichtsbriefes begehren. In Straffachen 
pflegte diefes jedoch nnr fehr felten und auch diefes meiftentheil 
nur bei Achterflärungen und bei Vergleichen zu gejchehen. Daher 
find die Achtbriefe, die Söhnebriefe und die Urphebebriefe faft die 
einzigen Urkunden diefer Art, welche wir kennen. 

Eine bedeutende Verjchtedenheit zwiichen dem Eivil- und Shaf- 
verfahren zeigte fich zumal bei dem Beweisverfahren. Und ba bie 
ſes auch in anderer Beziehung noch ſehr eigenthümlich war, fe 
werde ich von ihm erft fpäter im Zuſammenhang handeln. Hi 
muß jedoch noch bemerkt werben, daß auch die Stabtgerichte öfters, 
insbejondere die ungebotenen Gerichte, mit einem Trintgelage 
enbigten, wie biefes auch bet ben Märkerdingen und bei anderen 
altgermanifchen Gerichten ber Brauch war 2%). Bei dem Boll 
dinge in Orlamünde pflegte noch im 14. Jahrhundert ein Zap Wein 
oder ein Faß Bier leer getrunfen zu werden. Und wer bei dieſer 
Gelegenheit Zank oder Streit anfing mußte, wie bei den Märker⸗ 


— — 


„bie Zehen uß dem Gerichte trettend ſich umb ein Sache ze beden⸗ 
„Lende*. 

25) Ode, II, 869. 

26) Stadtrecht bei Freyberg, V, 57. — „wellen fi fich geſprächen, ſy Wi 
„hen ſich bie pey der ſchrann ober wellen. fie fidh hinder der ſchranu 
„geiprächen, ir ſchikht ewer Diener zu in by ſy in guter Hut halten, 
„ob fy ze lang fprächen wolten, man pring ſy herwider zu be 
„Ihranı“ —. 

27) Stadtrecht aus 18. sec. c. 31 bei Schott, III, 256 u. 267. 

28) Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 276 u. 277. und Meine Gejch. 
des altgerman. Gerichts⸗Verf. p. 300 u. 801. 
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gerichten, zur Strafe das Faß wieder füllen lafjen?%). Und in 
Mainz begann jedes ungeboden Ding des Kämmerers mit einem 
Efjen. (mit einer Supp und verfottenen Hünern baruf 39). 


b. Gisilnerfaßren. 
6. 543. 


Ueber das Eivilverfahren finden ſich bereits in vielen alten 
Stadtrechten mehr oder weniger vollftändige Vorſchriften, z. B. im 
Stadtrechte von Straßburg !), von Soeft, von Augsburg, von 
Brünn u. a. m., und in den magdeburgifchen Schöffenbriefen. In 
mehreren alten Städten findet man feit dem 14. Jahrhundert ſchon 
eigene Gerihtsorbnungen, 3.8. in Speier ?), in Baſel ?), in Frank⸗ 
furt 9) u. a. m. In einigen Stadtrechten findet man fogar weit: 
läuftige Verhandlungen und Formeln über die Art und Weile wie 
verhandelt werben follte, die ein jehr Hares Bild über die Verbands 
Iungsweife jelbjt geben, 3. B. in dem Stadtrechte von Freiberg aus 
bem 13. Jahrhundert 6). Es iſt hier natürlich nicht der Ort fi 
weitläuftig hierüber zu verbreiten. Auch Tann ich in diefer Bezie⸗ 
bung um jo Fürzer fein, ba ich bereits vor länger als 40 Jahren 
in meiner Preisichrift umftändlich über das altgermanifche Gerichts: 
verfahren gehandelt habe. 

Eine vorläufige Inſtruktion der Sache vor ber münd⸗ 
lichen Verhandlung findet fih nirgends. Der erſte Fortſchritt in 
diefer Beziehung war die in den Gerihisorbnungen von Speier 
und Frankfurt befindliche Borfchrift, daß die Klage auf Begehren 
bes Klägers von dem Gerichtsfchreiber niebergefchrieben und ſodann 
dem Beklagten mitgetheilt werden ſolle. Meijtentheils gejchah aber 


29) Stadtrecht aus 14. sec. $. 17 bei Wald, II, 76. 
80) Stimm, I, 533 u. 584. 
‚ 1) Stabtredt, c. 26—80 bei Grandidier, II, 52. ff. 
3) Gerichtsordnung (des Schultheipen Gerichts Taffel) von «1827 bei Leh⸗ 
mann, p. 292 u. 298. vrgl. oben $. 491. 
8) Gerihisorbnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 864-874. 
4) Gerichtsordnung von 1876 bei Koenigsthal, I, 2. p. 9. ff. 
5) vrgl. z. B. c. 12—18 u. 81. ff. bei Schott, IL, 192 fi. u. 251 ff. 
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auch tiefes nit. Der Schulbner mußte vielmehr, wenn er zufäl 
liger Weiſe bei Gericht anwejend war, auf der Stelle antwerten. 
Nur dann, wenn er nicht anweiend war, mußte er vorgeladen 
werden. Tie Ladung geſchah urfprünglich mündlich von bem-jron: 
koten, je nad) der Verfchiedenheit und Wichtigkeit ver Sache, mit 
oder ohne Zeugen. Und auch vor Gericht warb die gejchehene % 
dung wieder mündlich mit oder ohne Zeugen bezeugt. Merheir: 
dige Vorſchriften über die Porlabung findten ſich im alten Statt: 
recht von Eoeft*). Die Bürger mußten meiftentheils, wenigſtens 
wenn von Grundbeſitz die Rebe war, in ihrem Haufe oder Het 
und zwar brei Wal vorgeladen werten, che gegen fie weiter ver: 
fahren werden durfte. Bloße Beifaflen oder Inſaſſen und Fremde 
durften vorgeladen werten, wo man fie fand. Auch war bei ihnen 
nur eine einmalige Vorladung nöthig. 

Waren beide Theile vor Gericht erfchienen, jo begann bie Ver 
handlung damit, daß jeber Theil ſich einen Borfprechen von dem 
Richter erbat, wenn er feinen Borfprechen nicht gleich mitgebradt 
hatte. Die Verhandlung felbft hatte fodann mündlich ftatt. Wenn 
fie nicht in einer Sitzung beendiget werden Tonnte, fo durfte fie 
auch 3. B. um Zeugen oder andere Beweiſe beizubringen, vertagt 
werden. Lieber das gefundene Urtheil Tonnten die Parteien einen 
Gerichtsbrief begehren.. Wenn Tein Gerichtsbrief vorhanden wat, 
mußte der Richter mit Schöffen oder mit anderen Dingleufen das 
Urtheil bezeugen. 

Seitdem e8 Gericht Sbücher oder Stadtbüch er gab, fe: 
dem wurde das bei Gericht Verhandelte in dieſe Bücher, und zwar 
urfpränglich ganz kurz, niedergeſchrieben. Solche Berichts: und 
Stadtbücher findet man bereits feit dem 13. und 14. Jahrhundert 
in allen bebeutenderen Stäbten. Und fie reichen in manden Stüb- 
ten wahrfcheinfich noch weiter hinauf. In Hamburg beginnen die 
jetzt noch vorhandenen Erbebüder, in welde alle Grundſtüde 
(Erbe) eingetragen werden mußten, im Zahre 12747). Sie mül 
fen aber fchon früher beftanden haben. Denn das Stadtrecht von 
1270®) erwähnt des Eintrags des Erbes in das „Stadt ernt 


6) Stadrecht von 1120, $. 54 u. 57-60. 
7) Schlüter, von benen Erben in Hamburg, p. 661. f. 
8) I, art. 6 bei Lappenberg, p. 4. 
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bock“ als einer damals bereits ſchon beſtehenden Einrichtung. Jene 
Bücher werden abwechſelnd Erbebuch, Stadtbuch und Stabt- 
erbebuch genannt. Und jebes der fünf Kirchſpiele, aus denen 
Hamburg beftand, bejaß fein eigenes Erbebuh 9). In Köln be- 
Hinnen die Schreinsbücher im Jahre 1220 9%). Und die Schöf— 
fenbücder haben bajelbft bereitS im Jahre 1258 beitanden !1). 
In Augsburg beginnt das Stadtbuch im Jahre 128412). Allein 
auch dort hat e8 ſchon früber beitanden, indem bereits das Stabi: 
recht von 1276 eines Stadtbuchs erwähnt 13). In Bamberg be 
ginnt das Gerichtsbuch, welches zuweilen auch Stadtbuch 
genannt wird, im Jahre 1306 1%). Das für Böhmens Rechtsge⸗ 
fchichte jo wichtige Stadtbuch von Prag wurde im Jahre 1310 
angelegt 15). Das Stadtreht von Münden aus dem 14. Jahr: 
hundert Tennt bereits ein Gerichtsbuch 1%). Und die Gerichts: 
ordnung von Speier von 1327 Tennt fogenannte Gerichtstafeln, 
in welche der Gerichtschreiber die nöthigen Einträge machen 
mußte 7). In mandyen Städten wurden biefe @erichtsbücher Frie⸗ 
debücher genanut. ($. 388.) 

Diejenigen Barteien, welche zwar erfchienen waren, aber das 
Gericht zu früh und ohne richterlihe Erlaubniß wieder verlaflen 
hatten, wurden geftraft, gleichviel ob fie der Kläger oder der Be⸗ 
klagte waren, 3. B. in Bafel!). Hatte bloß der Kläger ohne jeine 
Klage vorzubringen das Gericht wieder verlaflen, jo wurde der 
Beklagte von jeder weiteren Anfprache freigefprochen, 3.8. in Augs⸗ 
burg >). Eben fo warb ber Bellagte Haglos gefprochen, wenn ber 


9) Schlüter, p. 660. ff. 

10) Claſen, Schreinspraris, p. 28. 

11) Schiebsfpruh von 1258 Nr. 11 bei Lacomblet, IL, 249. 'et si talia 
quandoque inseribuntur libris eorum (scil. scabinorum) — 

12) von GStetien, Geld. ber Geſchl. p. 869. 

18) Stadtrecht bei Freyberg, p. 115. 

14) Zoepfl, I, 81 und II, 141. ff. 

15) Rößler, Einleitung, p. 80 ff. 

16) Stadtrecht, $. 81 u. 82. Url. von 1406 in Mon. Boic. 19 p. 81. — 
„als daz im gerichtz Puch gejeriben fit” —. ‘ 

17) Lehmann, p. 292 u. 298. 

18) Ode, II, 867. 

19) Gerichtobrief von 1825 bei Stetten, Geſch. der Geſchl. p. 884. f. 
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Kläger gar nicht erfchienen war, 3. B. in Speier. War dagegen 
ber Klaͤger erjchlenen, der Bellagte aber nicht, jo mußte jobann die 
Vorladung drei Mal, unter Beitimmung ſtets Türzerer Friſten, 
(3. B. von 14, 8 und 3 Tagen oder über Zwerchnacht) 2°) wiee: 
holt werben, ehe weiter gegen den Beflagten eingefchritten werten 
durfte. Und in jeder der drei Sigungen mußte der Kläger bi 
‚ans Ende ber Sitzung auf den Beflagten warten. Auch follte der 
nicht erichtenene Bellagte wegen feines Ausbleibens jedesmal wi 
einer Geldbuße belegt werben. 


S. 544. 


Außer dem gewöhnlichen Verfahren gab es auch noch ein dr 
hleuntgtes Verfahren, ober vielmehr mehrere Arten von 
befchleunigtem Verfahren, welche mehr oder weniger gli 
mit dem Vollzuge begannen ober doch mit dem Bollzugsverfahten 
zufammen hingen. Die Einen hatten deu Zwed den ungehorfamn 
Schuloner zur Beantwortung ber Klage oder auch zur ſchleunigen 
Bezahlung feiner Schuld felbft zu nöthigen. Die Anderen follten 
den fpäteren Vollzug einſtweilen fichern und ihn möglich machen 
oder wenigftens erleichtern. Wieder Andere hatten den Boll 
ber gefprochenen Urtheile felbft zum Gegenſtand. Es gehören da 
bin die gerichtliche und aufergerichtlihe Pfandung, bann bie bet: 
fchiedenen Arten der Beichlagnahmen der beweglichen Habe und 
des Erbes mit und ohne Einweifung in den Beſitz, und bie de 
ſchraͤnkung der Freiheit des Schuldners durch das ſogenannte Jr 
nefigen oder durch die Verhaftung des Schuldners ſelbſt. Es if 
bier natürlich nicht der Ort in diefe fehwierige Materie tiefer ein 
zugehen. Einige Bemerkungen dürften aber dennoch auch hier al 
ihrer Stelle fein. 

Das Pfandungreht over das Recht der eigenmäctigen 
Pfandnahme, worüber wir eine vortrefflide Abhandlung von 
Wilda befiken!), findet fich auch in den alten Stäbten. Am ale 


20) Emerich bei Schminde, II, 789. — „ober bie Detwers nacht, dab iR 
„ober bie andern nacht.“ Stadtrecht von Frankfurt von 1297 8. 17 
bei Thomas, p. 218. — ultra noctem, quod twernacht dicitar. 

1) Zeitjchrift für Deutfches Net, I, 172. ff., vrgl. aber aud Meibom, 
das Deutſche Pfandrecht, p. 190. fi. 


| 
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ausgedehnteſten beſtand dieſes Recht hier in München. Nach dem 
hieſigen alten Stadtrechte hatten es die Gutsbeſitzer wegen eines 
ihrem Grund und Boden oder den Früchten zugefügten Schadens 
($. 66, 68, 70 u. 392.), die Hausbeſitzer wegen des rückſtaͤndigen 
Hauszinſes ($. 292.), die. Grundherren wegen rüdftändiger Gefälle 
($. 100.) und die Wirthe wegen einer gefchuldeten Zeche. ($. 110.) 
Und fpäterhin erhielten e8 auch noch die Ewiggeldgläubiger wegen 
rückſtaͤndiger Zinfen 2) und die Schulmeifter wegen des rückſtändi— 
gen Schulgeldes 2). In Augsburg hatten jenes Necht die Haus: 
und Gutsbefiter wegen des rädftändigen Zinfes und die Wirtbe 
wegen ihrer rüditändigen Zehen 4). In Goslar Hatte es ftatt 
wegen rüditändigen Zinjes und wegen Echadens am Grund und 
Boden 5). Eben jo in Frankenberg 9) und in Freiberg wegen rück⸗ 
ftänbdigen Zinſes )). Das eigenmächtige Pfänden ohne Zuziehung 
bes MNichters ober des Fronboten war nur in ben in jeder Stadt 
bergebrachten Fällen erlaubt, außerdem aber verboten), Und 
päterhin hat ſich das Necht der eigenmächtigen Pfandnahme felbft 
in ben meiften Städten wieder verloren. 

Die gerihtlihe Auspfändung ber beweglidhen 
Habe, insgemein die Pfandnahme (Näma), das Pfänden, 
oder auch ein Befümmern oder Kronen genannt, hatte flatt, 
wenn ber Schuldner nach breimaliger Vorladung vor Gericht nicht 
erfchten, oder nach dreimaliger Aufforderung feine Schuld ober die 
verwirfte Buße nicht bezahlte. Das von dem Richter ober Fron- 
boten genommene Pfand wurde als Fauſtpfand dem Gläubiger über: 
geben, der bafjelbe, nachdem er es dem Schuldner zur Einlößung 
angeboten hatte, zum Verkaufe aufbieten und unter Einhal- 
tung der in ber Stadt hergebrachten Termine verkaufen und fi 
aus dem Erlöße bezahlt machen durfte. So war e8 in Sul 


2) Grundbuchsordnung von 1572, art. 12 $. 4 bei Auer, p. 249. 

3) Stadtrechtſätze $. 80 bei Auer, p. 286. 

4) Stabtreht von 1276 bei Freyberg, p. 182 u. 137, bei Walch $. 388, 
400 u. 401. 

5) Goſchen, p. 408—-418. 

6) Emerich bei Schminde, II, 747, 751 u. 752. 

7) Stadtrecht aus 18. sec. bei Schott, III, 160. 

8) Stadtrecht von Münden $. 57. 


608 Eivilverfabren. 


feld %), in Augsburg 1%), in Mündhen 1), in Freifing !2), in Rem 
mingen 12), in Wiener Neuftabt 1%), in Goslar !5), im Franke: 
berg u. a. m. 19), 


S. 545. 


Bon der Pfandnahme verfchieden war die Beſchlagnahne 
ber beweglihen Habe. Sie war fireng genommen boppelie 
Art. Sie beftand entweder in einem Ergreifen unb Feituchne 
ber Habe felbft oder in einer bloßen Beichränftung ber Dispeftionk 
befugniß des Schuldners. Tas Ergreifen oder Feftnchme 
ber Habe konnte von dem Richter und, wenn dieſer nicht zu 
Hand war, von dem Gläubiger felbft vorgenommen werben. Ei 
batte zumal bet flüchtigen oder der Flucht verbächtigen Schuldnen 
und bei Fremden ftatt. Man nannte dieſes Feſtnehmen das Gut 
arrestiren (arrestare res ipsorum) 3. B. in Köln '), das Gut 
angreifen 3. B. in Münden?) und in Sreifing ?), das Gut 
aufhalten 3. B. in Goslart), in Bremen ®), in Amberg*) m 
in Brünn 7), das But befümmern ober beſetzen z. in Hiße* 
heim ®), das Gut feften (veften) 3. B. in Regensburg ®), ſich der 


9) Stadtrecht aus 18. soc. $. 89 bei Waldy, I, BB. 
10) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 180 u. 181, bei Wald, $. 37 
u. 880. 

11) — $. 197. 

12) Stadtrecht $. 178 u. 174. 

18) Stadtrecht 6. 1. 

14) Stadtrecht aus 13. sec., c. 52. 

15) ©dichen, p. 406, 418 u. 419. 

16) Emerich bei Schminde, IL, 788-740. su Albrecht, Gewere, p 130 
fi. und Wilda in Seitfchrift, I, 179. ff. 

1) Schiedeſpruch von 1258 Nr. 46 bei Lacomblet, II, 247. 

9) Stadireht, z. 14.' 

8) Stadtrecht, $. 214. 

4) @dichen, p. 426. 

5) Statut $. 75 bei Pufendorf, II, 96. 

6) Gerichtödrief bei Schenkl, II, 46. 

7) Stadtrecht, $. 280. 

8) Stadtrecht S. 17 u. 18 bei Pufendorf, IV, 288. 

9) Stadtrecht bei Freyberg, V, 74. 
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Habe unterwinden 3. B. in Bamberg 10). Die bloße Bes 
ſchränkung des Dispoſitionsrechtes des Schuldners nannte 
man insgemein das Verbot oder das Verbieten der Habe, 3.2. 
in Augsburg 14), in München 12), in Freifing 12), in Memmin: 
gen), in Bamberg 1), in Brünn!) und in Frankenberg IT), 
oder auch das Nienerlegen des Gutes zB. in München 19), 
das Beſetzen des Gutes z. B. in Goslar 19), in Bremen 2%) unb 
in Werben 2!) und das Kümmern oder Bekümmern ber Habe . 
3. B. in Bremen 22), in Werben 2°) und in Frankenberg 2%), ober 
auch das Anefangen, welhes mit Anfajlen, Belieben und Ber: 
bieten gleichbedeutend war, 3. B. in Speier 25). Dieſes Verbieten, 
Niederlegen oder Beſetzen war nun von dem Aufbalten oder Ar: 
restiren dadurch verjchieten, daB das Gut im Befibe des bisherigen 
Inhabers gelafien und diefem nur anbefohlen wurde dafür zu forgen, 
daß das Gut nit von dem Orte, wo e8 fich bisher befunden, 
entfernt werde, während die arrestirte Habe dem Gläubiger oder 
einem Dritten übergeben, ober auch dem Schuldner ſelbſt oder 
bem bisherigen Inhaber der Habe gelaflen werben konnte. Beide 
Arten von Beihlagnahmen waren von der Pfändung wejentlich 
dadurch verjchieden, daß bei ihnen der Gläubiger Fein Pfandrecht 


10) Stadtrecht $. 264, 

11) Stadtrecht von 1276 bei Freiberg, p. 1988. und bei Walch, 8. 404 
u. 405. 

12) Stabtredht, $. 17 u. 60. 

13) Stabtredt, $. 210 u. 228. 

14) Stabtredt, c. XU u. XIII. 

15) Stadtrecht, 8. 261 u. 268. fi. 

16) Stabtredt, $. 280. 

17) Emeri bei Schminde, II, 718. 

18) Stabtredt, $. 85 u. BO. 

19) Göſchen, IL, 420. 

20) Statut $. 76 u. 77 bei Pufendorf, II, 96. 

21) Stadtredt, $. 82 bei Pufendorf, I, 105. 

22) Statut $. 75. 

28) Stadtrecht, $. 82—84. 

24) Emerich bei Schminde, II, 715. j 

25) Gerichtsordnung von 1827 $. 4 beiLehmanı, p. 293. „Wii ein jeglich 
„Gut, bas man verbütet oder anevanget —“. 

v. Maurer, Städteverfajlung. III 39 
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au ter in Beihlız genommenen Sache ſelbſt daum nicht erhielt, 
wenu ihm tie arrestirte Habe eingehäntiget werben war. Erft 
wenn ter Schultner in einer gewiiien yrin nicht bezahlt hatte, 
pflegte die mit Beichlag belegte Habe den Glãnbiger übergeben zu 
werten und er durfte fie jetann wie bei der Flündung nıd X: 
lauf der für tas An- mund Aufbieten bergebradten Art u 
unter Einhaltung ter im ter Stadt bergebrachten over geſetzlichen 
Zriften verlanfen und jih aus dem Erlöne bezahlt machen 29). 


S. 546. 


Auch die Beihlagnabme der Smmobilien war ren 
zwei wejentlich verfchietener Art, indem mit der Einen die Einwei⸗ 
fung des Gläubigers in den Beſitz es mit Peichlag befegten Gute: 
verbunden war, mit der Anderen aber nit, fo daß demnad der 
Schuldner im Befite des Gutes blieb. Das letzte Berfabren hatte 
in Goslar ftatt bei ver Kündigung in die Overhöre. Wem 
nämlich der ſäumige Schuloner daſelbſt mehrmals vorgelaben wer: 
den aber nicht erichienen war, jo wurde bie Wohnung bes Bellar 
ten von Seiten des Gerichtes mit einem Kreuze bezeichnet (befreu: 
zigt oder gefronet) umb der Deflagte öffentlih als Ungehorſamer 
(Overhorig) ausgerufen oder, wie man fagte, in die Overhore 
gefündigt Tie Folge dieſes Fronens ober biefer Bekrenzigung 
war, daß unn ber Bellagte das Recht über das mit Beſchlag be 
legte Gut zu verfügen verlor und daß er allenthalben von dem 
Kläger eigenmädtig oder mit Hilfe des Gerichte aufgehalten, 
das heißt arretirt und vor Gericht gebradht werden durfte. Cine 
Ausnahme machten nur die vier Wände feiner befreuzten Wohnung. 
Tenn die Wohnung eines freien Mannes war feine Freiheit und 
feine fefte Burg. ($. 119.) Der overborige Beflagte war denmach 
an fein Haus gebannt. Er hatte Hausarrefi. Denn, wenn er 
jeine Wohnung verlies, jo konnte er aufgehalten und mit ihm wie 
bei jedem anderen Perjonalarreft verfahren werden. Man nannte 
daher das Verhältniß des in tie Overhore gefündigten Beflagten 
ein Innefigen (innefitten). Und diejer Zuſtand dauerte jo lang 


26) vrgi. hierüber Albrecht, p. 137. fi. Amberger Gerichtsbrief aus 14. sec. 
bei Schenkl, IL 46. und die eitirien Stadtrechte. 
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fort, bis der Beflagte freiwillig vor Gericht erfchienen war und 
ſich und fein Gut ausgezogen, das heißt fich gegen bie An- 
Iprache des Klägers gerechtfertigt oder den Kläger befriebiget hatte. 
Wenn, er dieſes aber nicht binnen Jahr und Tag that, fo wurde 
fodann fein Sut vertbeilt, d. h. alles Recht an dem Gut ab- 
erfaynt ’). in ähnliches Verfahren wie in Goslar hatte nach 
dem fächliichen Weichbild (art. 54), dann in Hildesheim 2), in 
Hameln?) und in Braunfchweig ftatt 4). Nach magbeburgifchem 
echte nannte man die Kündigung in die Overhore ein ihn „zu 
„Mitebanne* Thun). 

Eine eigene Art des Beironens kommt in Augsburg vor. 
Dort hatte nämlich der Zollner bei rückſtändigen Burgzinſen das 
Recht dem zinspflichtigen Schuldner Thor und Thür nieder: 
zulegen. Und bei Strafe durfte fobann ber Zinspflichtige das 
Thor und bie Thüre erit dann wieder einhängen, wenn er den 
Zöllner zufrieden geftellt hatte‘). Kine Einweifung des Gläubt- 
gers in den Belib hatte demnach auch in diefem Falle nicht ftatt. 


S. 547. 


"Weit verbreiteter als biefe Kündigung in die Overhore und 
bie Nicderlegung des Chores und der Thüre war jedoch die mit 
ber Beichlagnahne des Gutes verbundene Einmweifung des Klä- 
gers in den Beſitz des Gutes. Auch diefer Einweilung in 
den Befit mußte allzeit eine mehrmalige Vorladung des Beflagten . 
und in vielen Städten auch noch cine fürmliche Beichlagnahme 
vorhergehen. Man nannte auch diefe Beichlagnahme ein Fronen, 
Trönen oder in Öefrönde Kegen, 3.2. in freiburg im Breis- 


1) Albrecht, p. 89—57 u. 150 fi. Göſchen, p. 462—471. 

2) Stadtrecht, 8. 16, 22 u. 54 bei Pufendorf, IV, 288 u. 292. 

8) Urf. von 1885 bei Pufendorf, II, 272. 

4) Stadtrecht bei Scheid, orig. Guelf. IV, 108. unb bei Rehtmeier. p. 466. 

5) Schöffenbriefe von 1261 $. 25 unb von 1304 $. 64 bei T. u. Gt. 
p. 355 u. 462. 

6) Stadtrecht bei Wald $. 22 und bei Freyberg, p. 20—21. — „Io hat 
„ber Zolner des gewalt, daz er Tor ober Tver niderlegen jol an bem 
„aigen. vnde fol die jener wiber anbenfen, vnz er dem Zolner fin reht 
„davon git.* 

39 * 
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gau !), in Erfurt ?), in Magdeburg u. a. m.®), anderwärts ein in 
Frongewalt Ziehen?) oder ein Ziehen in des Richters 
Gewalt (potestati judicis attrahere) 3.8. in Wiener Neuftadt®), 
oder auch ein Beſetzen, 3. B. in Goslar), eme Befebung 
(befettinge) oder ein Befümmern 3.38, in Hamburg”), ein Ber: 
bieten oder Arrestiren z. B. in Münden‘), im Freiſing 9), 
im Bamberg 1%), in Frankenberg) u. a. m. Durch dieſes Be 
ſetzen, Fronen, Verbieten oder Arrestiren wurde dem Bellagten das 
Recht über das Gut zu verfügen entzogen. Ein Redht auf Ber: 
haftung des Schulduers hatte ber Kläger aber nit. Der Be 
Magte brauchte darum aud nicht inne zu figen. Ob nun aud 
biefe Beichlagnahme mit einer Belrenzigung des Haufes verbunden 
war oder nicht kann ich mit Beſtimmtheit nicht angeben. Im füp: 
lichen Deutichland kennt man die Aufſteckung eines Kreuzes über: 
haupt nicht. Außer dem Schwabenfpiegel findet ſich dafelbft auch 
nicht eine Spur. Die betreffende Stelle des Schwabenjpiegels ift 
aber offenbar aus dem Sachſenſpiegel entlehnt 12). Aber auch im 
nördlichen Deutſchland hatte in diefem Falle, wie e8 mir fcheint, 
feine Aufſieckung eines Kreuzes ftatt. Denn alle die mir wenig: 
ſtens bekannten Stellen, welche von einer Kreuzaufſteckung reden, 
ſetzen ein Innenſitzen voraus, die Stadtrechte von Goslar, Hilde: 
beim, Braunfchweig und Hameln eben ſowohl wie das jächfifche 
Weichbild. Und auch der Eachjenjpiegel feßt bei der Belreuzigung 
ein Bertheilen bes Rechtes an dem Gute, aljo ein Sune: 


1) Stadtredt von 1275 u. 1293 bei Schreiber, I, 85 u. 137. 

2) Rathsordnung von 1347 bei Wald, II, 41. 

8) Schöffenbrief von 1295 $. 5 und von 1304 9.46 bei T. u. St. p. 428 
u. 459. 

4) Defler. Landrecht, c, 12 bei Senckenberg, vision. p. 222. 

5) Stadtrecht, c. Bl. 

6) Göſchen, p. 421. 

7) — von 1270, IX, 10 

8) Stadtrecht, $. 14. 

9) Ruprecht von Freiſ., II, 79. p. 828 u. 829. Not. 

10) Stabirecht, $. 257 bis 260. 

11) Emerich bei Schmincke. II, 7185. 

12) Schwäb, tr. W. e. 175. vrgl. mit Sächſ. Lr. IL, 41, ©. 1. 
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ſitzen des Beklagten und Teine Befiteinweilung des Klägers vor: 
aus 12), 

Wenn nun biefe Beichlagnahme des Gutes einige Zeit ohne 
allen Erfolg fortgedauert Hatte, fo wurde der Kläger in den Befit 
des mit Beſchlag belegten Gutes eingejett, oder ihm das Gut an- 
geweldiget. Und dann trat daffelbe Verfahren ein wie bei bem 
Pfandrechte. Der Gläubiger durfte das Gut, nachdem er cs in 
ben hergebrachten Friſten Ans und aufgeboten hatte, verfau- 
fen und fih aus dem Erlöße bezahlt machen 19. Sehr ausführ: 
lich Handelt hievon das Stabtret von Freiburg. Auch dort 
mußte der Schuldner vor Allem drei Dial vorgeladen werben. 
Wenn er num auf die breimalige Vorladung ausgeblieben war, fo 
follte ihn der Schultheiß mit zwei Vierundzwanzigern (Rathsherren) 
in jeiner Wohnung auspfänden und, wenn er Fein pfandbares 
Gut fand, das Haus mit Beichlag belegen („frönen”) und nachdem 
es ſechs Wochen mit Beichlag belegt war („in gefrönde ligen”) den 
Kläger in ben Beſitz des Haufes einweilen („ze angülte geben“) 
und ihm fodann in der darauf folgenden Gerichtsſitzung das Recht 
das Haus zu verkaufen ertheilt werden. Bis zun Verkaufe des 
Haufes hatte jedoch der Bellagte das Recht fi vor Gericht zu 
ftellen oder den Kläger zu befriedigen und ſodann wieder in dem 
Befit feines Haufes zu gelangen 18). Sehr interefjant iſt auch das 
Stadtrecht von Winterthur. Wenn der Beklagte daſelbſt auf die 
dreimalige Vorladung nicht erfchienen war, jo hatte ber Kläger die 
Wahl, ob er den Beklagten zu Gaft nehmen oder in den Beſitz des 
Gutes eingewiejen werden wollte Wenn der Bellagte zu Gaſt 
gegeben wurde, jo war berjelbe in der Gewalt des Klägers und 
diefer konnte über fein Vermögen verfügen. Wenn aber ber Klä— 
ger in den Beſitz des Gutes eingewiejen worben war, fo erhielt er 
fodann nach drei Monaten das Recht das Gut zu verkaufen 19). 


18) Sächſ. Lr. I, 41. — „man verbelt yme fin recht bar an.“ 

14) Albrecht, p. 150 ff. Stabtredt von Minden, $. 44. und von Frei: 
fing, $. 176. und von Wiener Neufladt, c. 51. Die citirten Schöffen: 
briefe von Magdeburg. 

15) Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84, 85 u. 137. 

16) Stadtregt von 1297, 8. 5, 9 u. 10. Im $. 5 heißt es — „Eumet 
„er denne nüt für, fo git der ribter bem cleger ben man an ben er 
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S. 548. 


Endlich hatten die Gläubiger in gewiflen Fällen auch noch 
das Recht ihren Schuldner zu verbaften, um ihn entweder 
zu nöthigen vor Gericht zu erjcheinen oder ihn ſelbſt vor Gericht 
zu bringen, 3. B. in Augsburg !), in Salfeld 2), nach ſächſiſchen 
Weichbild (art. 27), in Brünn ®) u. a. m., oder um ihn zur Pri 
vathaft zu bringen und ihn darin bis zur Bezahlung jene 

Schuld zu behalten. Das Recht feinen Schuldner, wenn fen 
Nichter zur Hand war, eigen mächtig verhaften zu bürfen, um 
ihn vor Gericht zu bringen, batte jeboch in der Pegel nur ki 
fremden Schulbnern *), bei Bürgern aber nur dann ftatt, wenn fi 
flüchtig oder der Flucht verbächtig waren, 3. B. in Augsburg’) 
München %), Freifing?), Brünn ®), Goslar"), Braunfchweig !) 
Zeller), Schwelm!) u.a. m Man nannte biefes Verhaften 
Arrestiren (arröter) oder bejeßen, 3. 3. in Köln occupare 
vel arrestare!?) und in Goslar befetten *), ſodann de 


„claget, ob ber cleger wil ze gaste, oder er gat ime ze huſe und ze 
„bofe, und wirt der cleger gewifet uffe ſinũ aigen, bü marctes weh! 
„baint, bü fol er behalten drige manot und darnach verfofen nad de 
„fat reht.“ 

1) Stadtrecht bei Freyberg, p. 118. — „vf haben onde benoeten vnze AR 
„die rihter“ — bei Waldh, 8. 842. 

2) Stadtrecht $. 48 bei Walch, I, 26. 

8) Stadtrecht 8. 280. 

4) Stadtrecht von Salfeld $. 48 bei Wald) und von Zelle $. 14 bei Pu 
fendorf, II, 15. Schiedsſpruch von 1258 Nr. 16 u. 46. Lacombli, 
II, 245 u. 247. vrgl. oben $. 887. 

5) Stadtrecht bei Freyberg, p. 118. bei Walch 6. 342. 

6) Stadtredt $. 14. 

7) Stabtreht $. 214. 

8) Stadtrecht $. 280. 

9) Göoſchen, p. 110. 

10) Stadtrecht bei Scheid, orig. Guelf. IV, 108. 

11) Stadtrecht $. 27 bei Pafendorf, II, 17. 

12) ®rimm, III, 80. 

13) Sciebsfpru von 1258 Nr. 16 u. 46 bei Lacomblet, u, 245 u.4l. 

14) Göſchen, p. 110 u. 420. 
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Leib angreifen z. B. in München 16) und in Freiſing ), ben 
Mann fangen oder anfallen (,fachen noch anuallen) z. B. in Mem⸗ 
mingen) und in Schwelm, ferner kummern oder bekummern 
3. 2. in Köln!s), in Echwelm 1%), in Frankenberg u. a. m. 20), 
überwinden 3. B. in Bamberg 2!) oder ven Mann aufbal- 
ten (upholden, fo viel als arrestiren oder arröter) 3. B. in Sal- 
feld 22), in Braunfchweig 2?), in Zelle?%), in Goslar 28), tn 
Brünn 2°) u. a. m. Zur Brivathaft wurde aber der Schuldner 
erſt dann dem Gläubiger überantwortet, wenn der Schuloner Fein 
Pfand geben und auch feine Bürgen ſtellen konnte, und jelbit fein 
Bermögen befaß, 3. B. in Augsburg 27), in München 2°), Frei⸗ 
burg ?%), Magdeburg 30%), Braunfchweig 21), Lüneburg ??), Goslar 
u. a. m. 3). Auch in Frankfurt a. M. hat diejes echt der Pri- 
vathaft beitanden, und es durfte bafelbft jeder Gläubiger zum Boll- 
zuge ber Schulohaft in feinem eigenen Haufe ein Gefängniß ein- 
richten. Die Gläubiger durften aber auch, wenn fie fein eigenes 
Gefängniß einrichten wollten, ein anderes Privatgefängniß zu dem 


15) Stadtrecht 8. 14. 

16) Stadtrecht $. 214. 

17) Stadtrecht, XXIX, 3 und XXX. 

18) Stat. und Concord. c. 55. — „fein leib noch guit befummeren" —. 
vrgl. noch c. 54, 56 u. 57. 

19) Stimm, 11,80. — „ben andern kummern offte fangen laten” —. 

20) Emerih bei Schminde, II, 715. 

231) Stadtrecht $. 264. 

22) Stadtrecht aus 13. sec. $. 7 u. Bl. 

28) Stabtrecht bei Scheid, IV, 108. 

24) Stadtrecht $. 14 u. 27. 

25) Göſchen, p. 424—426. 

26) Stadtredt, $. 280. 

27) Stadtrecht bei Freyberg, p. 139. und bei Bald, $. 412. 

28) Stadtrecht $. 29. 

29) Stadtrecht von 1293 bei Schreiber, I, 128. 

80) Schäffenbrief von 1804 $. 98 bei T. u. St. p. 468. 

81) Scheid, IV, 108. i 

82) Stadtrecht, c. 58. 

88) Göſchen, p. 405 fi. u. 424—426. vrgl. Er Meine Geh. des alt- 
german, Gerichtsverfahrens, p. 216 u. 247. 
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Ente mielhen. Und man findet in der That mehrere Privatgefäng- 
niſſe in Frankfurt, welche als Echuldgefängniffe und außerdem aud 
noch als Irrenanſtalten benutzt worden find ), Eine Art von 
Privathaft war übrigens auch das vorhin erwähnte zu Gaſt 
Sehen in Rinterthur. 

Aus tem altgermaniichen Verfahren bei dieſem Arrestiren 
oder Aufbalten bat fich unfer heutiger Arreſtprozeß beim Real 
arreit ebenjowehl wie beim Perfoualarreit, und aus der gemilderten 
Privathaft unfer heutiger Wechſelprozeß, und zwar der Ein 
wie der Andere zuerit in den Städten gebilbet. 


c. Gireiserfaßren. 
$. 549. 


Tas altgermaniihe Strafverfahren hing mit dem öffentlichen 
Frieden, das Strafverfahren in den Städten alfo mit bem Stadt: 
frieden zufammen. Neben tem Stabtfrieden konnte aber das Recht 
der Selbfthilfe, der Fehde und der Privatradhe nicht 
mehr beftehen. Jene Rechte wurden daher mehr und mehr in ben 
Städten beſchränkt und zulegt ganz abgeſchafft. Beſchränkt 
wurden jene Rechte jehr frühe ſchon auf gewille Falle, und ihre 
Ausübung wurde an gewifle Formen gebunden, 3. B. bei der 
eigenmäcdtigen Pfanbung, bei dem Todichlag aus Nothwehr, beim 
gerichtlichen Zweikampf u. a. m. Ganz abgefhafft wurden 
aber jene Rechte zuerit nur unter den Bürgern. So das Redt 
der Fehde unter den Bürgern in Straßburg !), in Burgdorf 2), 
in Prag?) u. a. m. Und das Recht der Privatrade in Straf- 
burg), in Bajel®), in Eplingen ®) u. a. m. Die Bürger jollten 
vielmehr, wenn fie ſich nicht vergleichen konnten, ihr Recht bei Ge 


84) Kriegf, Bürgerzwiile, p. 458— 467. 

1) Stadtredt von 1270 $. 84 u. 85 bei Strobel, I, 326 u. 327. 

2) Handfefle von 1816 $. 171. 

8) Statut von 1342 bei Rößler, Einleitung, p. 79. Not. 

4) Stadtrecht aus dem Anfang bes 13. sec. 8. 26 bei Strobel, I, 833. 
5) Einigung von 1854 bei Ochs, II, 86. 

6) Einigung von 1376 bei Biaff, p. 101. 
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richt fuchen, 3. 3. in Prag”) u. a. m. Und nur dann, wenn ein 
Bürger ſich des Rechtsweges nicht bedienen Tonnte, oder wenn ber 
Gegner ſich bei dem Stadtgericht nicht einlaffen wollte, ober wenn 
man ſich an die Gerichte gewendet, von diefen aber fein Recht er: 
halten hatte, wenn alfo das Necht verweigert worben war ®), nur 
dann follte das Necht der Fehde und der GSelbithilfe und der Pri⸗ 
vatrache auch unter den Bürgern erlaubt fein. Im eriten alle 
mußte jedoch das Bürgerrecht von den Bürgern aufgegeben werben 
($. 94, 110 u. 432). Und auch tim letten Falle war bie Fehde 
erit dann erlaubt, wenn zuvor bei Gericht geflagt, das Recht aber 
von dem Bellagten oder von bem Gerichte ſelbſt verweigert worden 
war. Daher wurde im Sabre 1471 in Leipzig die Fehde ber 
Schufterfnechte gegen die Univerfität vom Landesherrn nicht zuge 
lafjen, weil die Schuſterknechte, ehe fie geflagt, einen Fehdebrief 
gegen die Umniverfität erlaffen Hatten®). Seit der Errichtung eines 
allgemeinen Landfriedens hörte jedoch auch noch diefes Recht auf, 
fintemal e8 ſeitdem feinen Ort mehr gegeben Bat, an welchem ein 
jolhes Recht noch ungeftraft ausgeübt werben konnte. Da in—⸗ 
deſſen der Stabtfrieden uriprünglich auf die Bürger und auf den 
Burgfrieden bejchränft war, fo dauerte anfangs das Mecht ber 
Fehde und der Privatrache gegen die Fremden nad) wie vor, aber 
auch diejed nur unter gewiſſen Beichränfungen fort, ganz uneinge: 
ſchränkt nämlich nur außerhalb des Burgfriedens, innerhalb des 
Burgfriedens aber nur dann, wenn ber Fremde fein Necht nicht 
beim Stadtgericht nehmen wollte, oder wenn fein Richter zur Hand 
oder das Necht von ihm verweigert worden war ($. 94 u. 110). 
Daher follte die Fehde und Privatrache in biefem Falle auch gegen 


7) Statut von 1842 bei Röfler, Einleitung, p. 79. Rot. 

8) Sächſ. Weichbild, art. 88. „jſts auch, daß ein mann ein ſtadt vhedet, 
„oder auff fie raubet ober brennet (onbellagter fach vor jren Herrn) 
„da fie dody Feind Rechtens geweigert bat.” 

9) Urk. von 1471 bei Zarnde, die Deutfchen Untverfitäten im Mittelalter, 

1,210. — „dorumb fie ſich vor vnſs, vnſern Amptleutin — ny be: 
„clagt, junder ſolch vehde vſs eigen gwalt gein den vnſern furgenomen 
„haben. Das wir nicht dulden.“ Auch bei den Angelſachſen mußte 
man zuerſt um ſein Recht bitten, ehe man Rache that. Ine's Geſ. 
9 
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Fremde erft dann erlaubt fein, wenn zuvor beim Stabtgerichte ober 
beim Stabtrathe geflagt worden war, 3. B. in Straßburg !%) und 
in Kolmar !!), oder wenn ber Fremde zuvor wenigftens gewarnt 
worden war, 3. B. in Lucern 12). Und in Flensburg und Apen⸗ 
rade follte wenigftens nur noch der nächte Blutsfreund (de Houel- 
fafe — verus exactor causae — ber VBormann) zur Fehde ode 
Blutrache gegen einen Fremden berechtiget, jedem Anderen aba 
auch gegen Fremde die Selbithilfe verboten fein 22). Seit dem all 
gemeinen Landfrieven hatten aber auch bie Fremden allenthalden 
Trieben. Es fiel daher feitvem auch bei ihnen das Recht der Fehde 
und der Privatradje ganz weg. Und es trat nun an die Stell 
* Privatrache das Recht und die Pflicht der gerichtlichen An 
klage. 

Spuren des alten Rechts haben ſich jedoch auch in den 
Städten noch lange Zeit erhalten, wie dieſes aus den Anordnungen 
und Verordnungen des 14. und 15. Sahrhunderts hervorgeht. So 
war es 3. B. noch im 14. Jahrhundert in Regensburg nothiwendig 
zu verorbnen, daß, wenn ein in feinen Amtsverrich tungen be 
leidigter Bürgermeifter gegen den Thäter eingefchritten fei, feint 
Feindſchaft und Feine Privatrache gegen ihn zuläffig fein folle'). 
Eben dahin gehört in Augsburg bie Verorbnung, daß bei einer 
erlaubten Nothwehr die Feindſchaft der Freunde des Getödlt 
ten ausgejchloffen fein ſolle 1%). Auch in Freifing galt bei erlanb: 
ten Todtſchlägen noch im 14. und 15. Jahrhundert der Grumbiah, 
daß die Nichter und Bürger die Verwandten bes Erfchlagenen zu! 
Freundfhaft nöthigen und den Todtfchläger felbit gegen 
ſie ſchütz en follten. („fo fol ſy der richter vnd dj purger noͤttenn 
„das ſy fründt fein. — darnach fullnn jn dj vichter vnnd by bur⸗ 
„ger fridun von enes frändten ben er erflagenn hat“) 10). In den 


10) Stadireht aus dem Anfang bes 18. sec. $. 36 und von 1249 $. u 
bei Strobel, I, 327 u. 552. 

11) Stadtrecht von 1298 $. 12. 

12) Stadtrecht von 1252 im Gefchichtsfreund, I, 184 u. 1885. 

13) Stadtrecht von Flensburg, art. 68. und von Apenrade, art 73. im 
Corpus stat. Slesvic' II, 203 u. 887. und Westphalen, IV, 194. 

14) Gemeiner, I, 518. 

15) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg, p. 783 

16) Ruprecht von Freiſing, U, 13 u. 18. 
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Städten der Marl Brandenburg follte bei ftattgehabter Nothwehr 
dem Thäter fogar noch im 16. Jahrhundert mit Zuftimmung 
der Verwandten des Entleibten ficgeres Geleit gegeben - 
werben, um e8 ihm möglich zu machen mit Sicherheit vor Gericht 
ericheinen zu können 17). Und in Amberg mußte bei ftattgehabten 
Hinrichtungen dem Ankläger noch im 14. und 15. Sahrhundert ein 
Gerichtsbrief ausgeftellt werben, um ihn gegen bie Rache der 
Freunde nnd Verwandten des Hingerichteten fiher zu ftellen '®). 
Ein Recht auf die Privatrade beftand jeboch meines Wiſſens feit 
dem 15. Jahrhundert in feiner Stadt mehr. An die Stelle der 
Fehde und der Privatradhe war vielmehr allenthalben das _ 
und. bie Pflicht der gerichtlichen Anklage getreten. 


Anklage. 
S. 550. 


Ein Verfahren von Amtswegen bat es urſprünglich auch in 
den Städten nicht gegeben. Das Strafverfahren war vielmehr 
allenthalben ein Antlageverfahbren. Denn ohne Anklage, und 
zwar ohne eine Privatanflage, jollte fein Strafverfahren eintreten, 
3. B. in Speier!) u. a. m. Nach manchen Stabtrechten und bei 
manchen Verbrechen war fogar eine beftimmte Frift zur Stellung 
der Anklage vorgefchrieben. In Straßburg mußte die Klage binnen 
Jahr und Tag vorgebradht werden?), in Speier fogar nod) in 
dem Monat der That, höchftens zwei Monate hernach 2). Und 
eine genothzüchtigte Frau, welche nicht auf der Stelle unmittelbar 
nad) der That ein lautes Gefchrei erhoben hatte, und mit fliegen- 
den Haaren und zerrifienem Gewand Hagend vor Gericht aufge: 
treten war, wurbe fpäterhin nicht mehr gehört. Zur Stellung einer 
Anklage waren aber nicht bloß die Verletzten und Beichädigten 
jelbft, ſondern auch ihre Verwandten berechtiget, beziehungsweile 


17) Poligelorbnung von 1540, c. 18 bei Mylius, V, 16. 

18) Gerichtsbrief bei Schentl, Sammlung ber Freiheiten ber Stadt Amberg, 
II, 87. Ä 

1) Strafordnung von 1828 $. 61 bei Lehmann, p. 288. 

2) Stadtrecht aus Anfairg bes 18. sec. $. 28 bei Strobel, I, 323 

8) Straforbnung von 1828 $. 62 bei Lehmann, p. 288. 
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fogar verpflichtet. Wenn daher der Verletzte geftorben oder fon 
außer Stand war ben Thäter zu verfolgen, jo follte ihm ein Bor 
mund gejeßt und er durch biefen vertreten und gerächt werben 
($. 110). Denn die gerichtliche Verfolgung war nur an bie Stell 
ber Privatrache getreten. Alle diejenigen, welche früher zu bier 
berechtiget und verpflichtet waren, waren baber nun auch zur Ar 
Mage berechtiget und jogar verpflichtet. Die gerichtliche Race wır 
gewiflermaßen an die Etelle der außergerichtlichen Mache (der Pr 
vatrache) getreten. Die zur Anklage Berechtigten follten jebeh 
nicht zur Stellung einer Anklage genöthiget werden, wie die 
in den Stadtrechten ausdrücklich vorgefchrieben war, 3. B. in dm 
Stadtrechte von Freiburg ), Hamburg), Kolmar *), Münden‘) 
Treifing 9), Rain 9), Bamberg 10), Lübeck 11) u. a. m. Wenn dakt 
in einem einzelnen Falle kein Privatankläger vor Gericht aufgetreten 
war, fo follte auch Fein Strafverfahren und keine Beſtrafung fat 
haben. Deshalb erkannte im Jahre 1354 der Stadtrath von Speitr 
auf gefchehene Anfrage mit vollem Recht, „daß die Richter, N 
„niemandt bie Getadt geklagt, des nicht zu richten Haben, und bab 
„fein Srevel.oder Penn da verwuͤrckt fi,” und daß der Beſchuldigie 
„umbe di Getabte ane Anſprach fin ſolle“ 2), Ja fogar noch in 
17. Zahrhundert wurde in Bafel ein Tobtfchläger von Gericht wit 
verurtheilt, vielmehr bloß aus der Stadt verwiejen auf den Raly: 
Ichlag der Dreizehen, „allvieweil des Entleibten Verwandt 
„haft nichts zu Klagen begehrt, als achtet man für unnötbig, Dem 
„Thäter den Prozeß im Hofe allhier zu machen“ !?). Und im 
Sabre 1632 wurde ebenbafelbft, nachdem der Vater des Ent 
leibten erklärt hatte, nicht lagen zu wollen, wenn ihm ber Th⸗ 


4) Stadtrobel, $. 37. 

5) Stadtrecht von 1270, X, 3. und von 1292, M. 8. 
6) Stadtredht von 1298, $. 4. 

7) Stadtredt $. 1. 

8) Stadtrecht $. 1. 

9) Stadtrecht von 1382 bei Lori, p. 50—Bl. 

10) Stadtrecht $. 207. 

11) Noch im Stadtrecht von 1680, V, tit. 8, c. 2. 
12) Urtbeil von 1854 bei Lehmann, p. 290. 

18) Urk. von 1685 hei Ochs, VL, 774. 
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ter 400 Pfund zahle, der Streit von dem Stadtrath vermittelt. 
Der Thäter blieb daher unbeſtraft. Und der Vater des Eutleibten 
mußte mit SO Pfund zufrieden fein 19). 


$. 551. 


In den meilten Städten genügte jeboh das Syſtem ber 
Privatanklage nicht mehr. Der vermehrte Verkehr mit Fremden 
und unter den Bürgern felbft drängte zur firengeren Handhabung 
des Stabtfriedens, und führte daher ganz Natur gemäß zu einem 
Berfahbren von Amtswegen und fpäter zu dem Inqui— 
fitionsverfahren ſelbſt. In vielen Städten wurde es beim 
Mord und Todſchlag und bei anderen Friedbrüchen ben Stabt- 
richtern gejtattet bei der Anklage mit den Verlebten und mit 
ihren Verwandten zu konkurriren, 3. B. in Freifing ), in 
Wien ?), in Bamberg ?), in Straßburg %, in Speier®), in Mainz) 
u. a. m. Eben fo in München und in anderen bairifchen Städten 
wenigftens dann, wenn armefXeute verlegt worden waren, welche 
ſich fürchteten felbft eine Anklage zu ftellen 7). In Hamburg durfte 
der Bogt, aber nur mit Zuftimmung ber Nichtherren, feit dem 
Ende des 15. Jahrhunderts gegen Chebrecher und bei anderen 
Sittenverlegungen, und feit dem 16. Jahrhundert auch noch bei 
anderen Verbrechen von Amtswegen einichreiten ). Die Stabt- 
richter follten insbefondere auch dann von Amtswegen auftreten, 
wenn die Verletzten feine Freunde und Verwandten in ber Stabt 





14) Ochs, VI, 778. 

1) Ruprecht von Freifing, II, 14. — „fo jullen in der totnn frouen fründt 
„anfprehen ober ber vichtter.“ vrgl. noch II, 17 u. 19. Stadt: 
recht von Freiſing, $. 1. 

2) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 148. 

8) Stabtredt $. 162 u. 163. 

4) Stadtrecht aus Anfang bed 13. sec. $. 85 bei Strobel, I, 827. 

5) Strafordnung von 1828 $. 61 bei Lehmann, p. 288. 

6) Friedensbuch $. 1 bei Mone, Zeitjchrift, VII, 9. 

7) Stabtredt von Münden, $. 1. Rechtsbuch Kaifer Ludwigs $. 1. 

8) Stadtredt von 1497, M. 18 u. 19. Receß von 1529, art. 20. und 
von 1608, art. 9. Ordnung des Miedergerihts von 1560, ], * 
Stabireht von 1608, I, 8. 8. 
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hatten oder wenn biefe nicht. Hagen Tonnten ober nicht Mayen 
wollten. In Regensburg follte jogar der Richter noch vor da 
Verwandten und Freunden des Verletzten auftreten, alfo ihrer An: 
Mage zuvorkommen 9). Und allenthalben follten die Stabtrihte 
danı auftreten, wenn ein Fremder getöbet oder verwundet worden 
war, welcher feinen Freund in der Stadt hatte, ber bie Anllax 
übernchmen Tonnte ober wollte, 3. B. in Freifing !9), in Ban 
berg !!), in Lüneburg u. a. m. 12). Sogar zum gerichtlichen wi: 
fanıpf mußte in Freiberg der Vogt von Amtswegen auftreten, wen 
ein Fremder verwundet oder getübet worden war, („wirbet ein ma 
„irſlagen der ellende tft und nimandes bat — der voit fol in ver: 
„dern“ —), oder wenn ein in der Stadt wohnenber Mann u: 
wundet oder getödet worden war, der entweder Feine Verwandte 
in der Stadt hatte, ober deſſen Verwandten und Freunde ihn nid 
anflagen konnten oder wollten. („wirbet ein man wunt ber nö 
„vordern hat und body zu der ftat gehort oder ioch geboren iſt zu 
„ber ftat oder vrunt hat wizzeliche di im nicht vorberen wollen ned 
„en mugen der richter muz in vorderen“) 13). In Megenöbur 
durfte Fein Friedbruch verheimlicht werden. Daher follte der Ber 
legte lagen oder, wenn er es unterlaffen hatte, bie Strafe fe 
zahlen 9). Allenthalden waren aber die Stadtbürger, auf 
wenn fie mit dem Getödeten oder Beichädigten nicht verwantt 
waren, zur Anklage berechtiget ($. 385) und, wenn fie 3. ® 

in Frankfurt einen Friedbruch 15) und in Speier eine Zufamuten: 


9) Friebbuch bei Freyberg, V, 78 ff. — „in fol der Richter vor feinen 
„veinten für das recht pringen.“ 

10) Ruprecht von $reifing, II, 1, p. 237. Not. „Wär aber das ein ellende 
„fraw oder ein man den todfal. der niemant bier der ben cha 
„gen wolt den der den fchaden getan bat. ben fol der rigit! 
„anfpregden® — vrgl. nod II, 19. 

11) Stadtreht $. 168. 

12) Lüneburg. Stadtrecht, c. 95. Haltaus, p. 810 -811. 

13) Stabireht aus 18. sec. c. 80 bei Scyott, III, 246 fi. 

14) Rathsordnung von 1881 bei Freyberg, V, 111. „Siver ber etwedere 
„nicht tuen wil, der puzze für ienen, ob er in niht wit ſchuldich oder 
„unſchuldich machen." Gemeiner, I, 550. 

15) Stabdifrieden von 1818 bei Boehmer, Urfb. I, 144. 
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rottung wahrgenommen hatten, zur Anzeige und zur Rüge fogar 
verplichtet '%. In Bamberg durfte fogar im 14. Jahrhundert 
Ihon zur Tortur gefchritten werden, wenn fchäbliche Leute zu er: 
forſchen waren. („vmb rugfal von anderr Sheblicher lewt wegen”) 17). 
Dies waren aber bereitS die VBorboten des Inquiſitionsver— 
fahrens. Da jedoch das Anklageverfahren noch lange Zeit neben 
dem Berfahren von Amtswegen fortbeitanvden bat, jo mußte, wenn 
der Verletzte und feine Verwandt- oder Freundichaft nicht felbit 
Hagen Tonnte oder wollte, entweder der Stabtrath von Amts: 
wegen Hagen und zu dem Ende einen Anfläger ftellen, 3. DB. in 
Memmingen !°), in Nürnberg !), in Bremen 2%), in Freiſing 2°), 
München, wo die beiden Bürgermeifter mit der Anklage beauftragt 
waren 22) und in den Däniihen Städten 22). Oder der Stadt: 
richter felbft mußte die Anklage übernehmen und daher, fo vft ein 
folder Fall vorkam, den Nichterftuhl verlaffen und einem anderen 
Richter den Borfig überlaffen, 3. B. dem Vogt in Sreiberg2®), in 
Lüneburg 25) und in Bremen ?%), oder dem Schultheiß oder jeinem 


16) Vertrag von 1376 bei Mone, Zeitjchrift, VIT, 9, Not. vergl. oben 
§. 433. 

17) Sladtrecht 6. 186. 

18) Stadtreht von 1396, art 2 — „warn ain Flager der von ainer ge: 
„mainer flat klager ifl“ —. 

19) Halsgerihtsorbnung von 1536 bei Wil, hiſtoriſch diplomatifches Ma- 
gazin, I, 271, 272 u. 274. 

20) Halsgerihts Formel in Assertio lib. Brem. p. 698— 700. 

21) Ruprecht von Freiſing, II, 24, p. 264. Not. und bei Weftenrieder, I, 
6. 58. 

22) Urf. von 1400 in Mon. Boic. 85, IL, p. 224. Urk. von 1575 bei Li⸗ 
powsty, Geſch. des bairiſchen Kriminalrechts, p. 178. 

23) Petrus a Höyelsinus, Regis Christiani V leges Danicae, lib. VII, 
c. 6, $. 8, p. 478. 

24) Stabtreht aus 13. sec. c. 30 bei Schott, III, 247 fi. „So ſal der 
„tichter ufiten vnde fal einen anderen vichter fetcen vnd ſal klagen, aljo 
„fin vorſpreche“ —. 

25) Stadtrecht, c. 185 bei Dreyer, Nebenft. p. 408. „So unje Vageth 
„yemandt bejchuldigen will umme eine grote Safe, he ſchall upfiahn 
„van dem Nichte und einen andern Nichter ihn fine Rede fetten” —. 

26) Reverjalien von 1246 in Assertio lib. Brem. p. 86. 
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gau !), in Erfurt ?), in Magdeburg u. a. m.?), anderwärts ein in 
Trongewalt Ziehen?) oder ein Ziehen in bed Richters 
Gewalt (potestati judicis attrahere) 3.8. in Wiener Neuftadt®), 
oder auch ein Befeben, 3. 3. in Goslar®), eine Befeßung 
(befettinge) oder ein Bekümmern 3.8. in Hamburg ?), ein Ber: 
bieten oder Arrestiren 3. B. in Münden), in Freifing ®), 
in Bamberg !%), in Frankenberg !) u. a. m. Durch biefes Be 
ſetzen, Fronen, Verbieten oder Arrestiren wurbe dem Beflagten das 
Recht fiber das Gut zu verfügen entzogen. Ein Recht anf Ber: 
baftung des Schuldners hatte der Kläger aber nit. Der Be 
klagte braudte darum auch nicht inne zu figen. Ob nun aud 
diefe Beichlagnahme mit einer Bekreuzigung des Haufes verbunden 
war oder nicht kann ich mit Beftinnmtheit nicht angeben. Im füp: 
lihen Deutichland kennt man die Aufſteckung eines Kreuzes über: 
haupt nicht. Außer dem Schwabenfpiegel findet fich dafelbft auch 
nicht eine Spur. Die betreffende Stelle des Schwabenfpiegels ift 
aber offenbar aus den Sachfenfpiegel entlehnt 12). Aber auch im 
nördlichen Deutichland Hatte in diefem Falle, wie es mir fcheint, 
feine Auffledung eines Krenzes ftatt. Denn alle bie mir wenig: 
jtens befannten Stellen, welche von einer Kreuzaufitedung reden, 
jeben ein Innenfigen voraus, die Stadtrechte von Goslar, Hildes: 
beim, Braunfchweig und Hameln chen fowohl wie das ſächſiſche 
Weichbild. Und auch der Sachſenſpiegel feßt bei der Belreuzigung 
ein Bertheilen des Rechtes an dem Gute, alfo ein Sune 


1) Stadtrecht von 1275 u. 1293 bei Schreiber, I, 85 u. 137. 

2) Rathsordnung von 1347 bei Walch, II, 41. 

8) Schöffenbrief von 1295 $. 5 und von 1304 8.46 bei T. u. ©t. p. 428 
u. 4569. 

4) Defler. Landrecht, o. 12 bei Senckenberg, vision. p. 222. 

5) Stadtrecht, c. 51. 

6) Göſchen, p. 421. 

7) Stadtredt von 1270, IX, 10 

8) Stadtrecht, $. 14. 

9) Ruprecht von Freif., II, 79. p. 828 u. 829. Not. 

10) Stadtrecht, $. 257 bis 260. 

11) Emerich bei Schminde. II, 715. 

12) Schwäb, Er. W. c, 175. vrgl. mit Sächſ. Lr. IL 41, ©. 1. 
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ſitzen des Beklagten und keine Beſitzeinweiſung des Klägers vor- 
aus 12). 

Wenn nun dieſe Beſchlagnahme des Gutes einige Zeit ohne 
allen Erfolg fortgedauert hatte, fo wurde der Kläger in ben Beſitz 
des mit Befchlag belegten Gutes eingefeßt, oder ihm das Gut an: 
gewelbiget. Und dann trat dafjelbe Verfahren ein wie bei dem 
Pfandrechte. Der Gläubiger durfte das Gut, nachdem er cs in 
ben hergebrachten Friften An= und aufgeboten hatte, verfau- 
fen und fich aus dem Erlöße bezahlt machen 19. Sehr ausführ: 
lih Handelt hievon das Stadtredht von Freiburg Auch dort 
mußte der Schulbner vor Allen drei Mal vorgeladen werden. 
Wenn er nun auf die dreimalige Vorladung ausgeblieben war, jo 
follte ihn der Schulthei mit zwei Vierundzwanzigern (Nathsherren) 
in feiner Wohnung auspfänden und, wenn er fein pfandbares 
Gut fand, das Haus mit Beichlag belegen („frönen”) und nachdem 
es fechs Wochen mit Beichlag belegt war („in gefrönde ligen“) den 
Kläger in den Befib des Hauſes einweifen („ze angülte geben”) 
und ihm fodann in der darauf folgenden Gerihtsfigung das Necht 
bas Haus zu verkaufen ertheilt werben. Bis zum Verkaufe bes 
Haufes hatte jedoch der Beklagte das Recht fich vor Gericht zu 
ftellen oder den Kläger zu befriedigen und ſodann wieder in den 
Beſitz feines Haufes zu gelangen 15). Sehr interefjant iſt auch das 
Stadtreht von Winterthur. Wenn der Beklagte dafelbjt auf die 
breimalige Vorladung nicht erfchienen war, jo hatte ver Kläger bie 
Wahl, ob er den Beklagten zu Saft nehmen ober in den Befit bes 
Gutes eingewiefen werben wollte. Wenn der Bellagte zu Gaſt 
gegeben wurbe, jo war berjelbe in der Gewalt des Klägers und 
biefer Tonnte über fein Vermögen verfügen. Wenn aber der Klä— 
ger in den Beſitz des Gutes eingewiejen worden war, fo erhielt er 
ſodann nach drei Monaten das Recht das Gut zu verlaufen 19). 


18) Sächſ. Lr. II, 41. — „man verbelt yme fin recht dar an.“ 

14) Albrecht, p. 150 ff. Stadtreht von München, $. 44. und von reis 
fing, $. 176. und von Wiener Neuftadt, c. 51. Die citirten Schöffen: 
Briefe von Magdeburg. 

15) Stabtreht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84, 85 u. 137. 

16) Stadtrecht von 1297, $. 5, 9 u. 10. Im $. 5 heißt es — „Tumet 
„er denne nüt für, jo git ber rihter dem cleger ben man an ben er 
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an der in Beichlag genommenen Sache felbft dann nicht erhielt, 
wenn ihm die arrestirte Habe eingehändiget worden war. Erſt 
wenn der Schuldner in einer gewiflen Friſt nicht bezahlt Hatte, 
pflegte die mit Beichlag belegte Habe dem Gläubiger übergeben zu 
. werben und er durfte fie ſodann wie bei der Pfändung nach Ab: 
lauf der für das An: und Aufbieten hergebrachten Friſt um 
unter Einhaltung der in der Stabt hergebrachten oder gejeßlichen 
Triften verlaufen und fih aus dem Erläße bezahlt machen 29. 


$. 546. 


Auch die Befhlagnahme der Immobilien war von 
zwei wefentlich verfchiedener Art, indem mit ver Einen die Einwei— 
fung des Gläubigers in den Befit des mit Bejchlag belegten Gutes 
verbunden war, mit der Anderen aber nicht, fo daß demnach der 
Schuldner im Beflge des Gutes blieb. Das leßte Verfahren hatte 
in Goslar ftatt bei der Kündigung in die Overhöre. Wenn 
nämlich der ſäumige Schuldner dafelbft mehrmals vorgeladen wor: 
den aber nicht erichieneit war, jo wurde die Wohnung des Beklay- 
ten von Eeiten des Gerichtes mit einem Kreuze bezeichnet (bekreu⸗ 
zigt oder gefronet) und der Beklagte äffentlih al8 Ungehorfamer 
(Overborig) ausgerufen oder, wie man fagte, in bie Overhore 
gefündigt, Die Folge diefes Fronens oder dieſer Befreuzigung 
war, daß nun der Bellagte das Necht über das mit Beichlag be: 
legte Gut zu verfügen verlor und daß er allenthalden von dem 
Kläger eigenmäcdtig oder mit Hilfe des Gerichte aufgehalten, 
das heißt arretirt -und vor Gericht gebracht werden durfte. Kine 
Ausnahme machten nur die vier Wände feiner befreuzten Wohnung. 
Denn bie Mohnung eines freien Mannes war feine Freiheit und 
feine feſte Burg. ($. 119.) Der overborige Beklagte war bemnad) 
an fein Haus gebannt. Er hatte Hausarrefi. Denn, wenn er 
feine Wohnung verlies, fo konnte er aufgehalten und mit ihm wie 
bei jedem anderen PBerfonalarreft verfahren werden. Man nannte 
daher das Verhältniß des in die Overhore gekündigten Beflagten 
ein Inneſitzen (innefitten). Und diefer Zuftand dauerte jo lang 


26) vrgl. hierüber Albrecht, p.187. fi. Amberger Gerichtsbrief aus 14. sec. 
bei Schenft, IL, 46. und die eitirten Stabtrechte. 
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fort, bis der Bellagte freiwillig vor Gericht erfchlenen war und 
ſich und fein Gut ausgezogen, das heißt ſich gegen bie An- 
ſprache des Klägers gerechtfertigt oder den Kläger befriediget hatte. 
Wenn, er dieſes aber nicht binnen Jahr und Tag that, jo wurbe 
jodann fein Gut vertheilt, d. h. alles Recht an dem Gut ab- 
erkannt ). in ähnliches Berfahren wie in Goslar hatte nad) 
dem ſächſiſchen Weichbild (art. 54), dann in Hildesheim 2), in 
Hameln ?) und in Braunjchweig ftatt%). Nach magdeburgiſchem 
Nechte nannte man die Kündigung in die Overhore ein ihn „zu 
„Mitebanne* Thun). 

Eine eigene Art des Befronens kommt in Augsburg vor. 
Dort hatte nämlich der Zolluer bei rüdjtändigen Burgzinfen das 
Recht dem zinspflichtigen Schuloner Thor und Thür nieder: 
zulegen. Und bei Strafe durfte ſodann ber Zinspflichtige das 
Thor und die Thüre erit dann wieder einhängen, wenn er ben 
Zöllner zufrieden gejtellt hatte ). Kine Einweifung des Gläubi- 
gers in den Beſitz hatte demnach auch in diefem Falle nicht ftatt. 


S. 547. 


Weit verbreiteter als dieſe Kündigung in die Overhore und 
die Nieberlegung des Thores und ber Thüre war jedoch bie mit 
der Beichlagnahıne des Gutes verbundene Einweiſung des Klä- 
gers in den Beſitz des Gutes. Auch diefer Einweiſung in 
den Beſitz mußte allzeit eine mehrmalige Vorladung des Beflagten . 
und in vielen Städten auch noch cine fürmlihe Beſchlagnahme 
porhergehen. Man nannte auch biefe Bejchlagnahme ein Kronen, 
Trönen oder in Gefrönde Legen, 3.8. in freiburg im Dreis- 


1) Albrecht, p. 89—57 u. 150 ff. Göſchen, p. 462—471. 

2) Stadtrecht, 8. 16, 22 u. 54 bei Pufendorf, IV, 288 u. 292. 

8) Urf. von 1885 bei Pufendorf, II, 272. 

4) Stadtrecht bei Scheid, orig. Guelf. IV, 108. und bei Rehtmeier. p. 466. 

5) Schöffenbriefe von 1261 $. 25 und von 1804 $. 64 bei T. u. St. 
p. 355 u. 462. 

6) Stadtrecht bei Walch $. 22 und bei Freyberg, p. 20—21. — „Io hat 
„ber Zolner des gewalt, daz er Tor oder Tver niderlegen fol an bem 
„aigen. vnde fol die iener wider anhenken, vnz cr bem Zolner fin reht 
„davon git.“ 

39 * 
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gau !), in Erfurt 2), in Magdeburg u. a. m. ?), anderwärts ein in 
Srongewalt Ziehen?) ober ein Ziehen in bes Richters 
Gewalt (potestati judieis attrahere) 3. 8. in Wiener Neuftadt®), 
oder auch ein Beſetzen, 3. B. in Goslar®), eine Beſetzung 
(befettinge) oder ein Bekümmern 3.8. in Hamburg ?), ein Ber: 
bieten oder Arrestiren 3.3 in Münden), in Freifing 9), 
in Bamberg 10), in Frankenberg 1!) u. a. m. Durch biejes Be: 
feßen, Fronen, Verbieten oder Arvestiren wurbe dem Beflagten das 
Hecht fiber das Gut zu verfügen entzogen. Ein Recht auf Ber 
baftung des Schuldners hatte der Kläger aber nit. Der Be 
klagte brauchte darum auch nicht inne zu figen. Ob nun aud 
biefe Beichlagnahme mit einer Befreuzigung bes Haufes verbunden 
war oder nicht kann ich mit Beſtimmtheit nicht angeben. Im für: 
lichen Deutfchland kennt man die Aufiteddung eines Kreuzes über: 
haupt nicht. Außer dem Echwabenfpiegel findet fih daſelbſt aud 
nicht eine Spur. Die betreffende Stelle des Schwabenipiegels ift 
aber offenbar aus dem Sachjenfpiegel entlehnt 12), Aber auch im 
nördlichen Deutjchland Hatte in diefem Falle, wie es mir jcheint, 
feine Auffledung eines Krenzes ftatt. Denn alle die mir wenig: 
jtens befannten Stellen, welche von einer Kreuzaufſteckung veben, 
feben ein Innenſitzen voraus, die Stadtrechte von Goslar, Hildes: 
heim, Braunfchweig und Hameln eben fowohl wie das jächfifche 
Weichbild. Und audy der Sachſenſpiegel ſetzt bei der Belreuzigung 
ein Vertheilen bes Rechtes an dem Gute, alfo ein SIune 


1) Stadiredt von 1275 u. 1293 bei Schreiber, I, 85 u. 187. 

2) Rathsordnung von 1347 bei Walch, II, 41. 

3) Schöffenbrief von 1295 $. 5 und von 1304 8.46 bei T. u. ©t. p. 428 
u. 459. 

4) Defler. Landrecht, c. 12 bei Senckenberg, vision. p. 222. 

5) Stadtrecht, c. 51. 

6) Söfchen, p. 421. 

7) Stadtredt von 1270, IX, 10 

8) Stadtrecht, $. 14. 

9) Ruprecht von Freiſ., II, 79. p. 328 u. 829. Not. 

10) Stadtrecht, S. 257 bis 260. 

11) Emerich bei Schminde. II, 715. 

12) Schwäb. Lr. W. c. 175. vıgl. mit Sädjf. Lr. IL, 41, 8. 1. 
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ſitzen des Beklagten und feine Beſitzeinweiſung des Klägers vor— 
aus 12), 

Wenn nun diefe Beſchlagnahme bes Gutes einige Zeit ohne 
allen Erfolg fortgedauert hatte, fo wurde der Kläger in den Beſitz 
des mit Beichlag belegten Gutes eingefeßt, ober ihm das Gut an: 
geweldiget. Und dann trat dafjelbe Verfahren ein wie bei dem 
Pfandrechte. Ter Gläubiger durfte das Gut, nachdem er es in 
ben hergebrachten Frilten An- und aufgeboten hatte, verfau- 
fen und fih aus dem Erlöße bezahlt machen 1%). Sehr ausführ: 
lih Handelt hievon das Stabtredht von Freiburg. Auch dort 
mußte der Schuldner vor Allem drei Mal vorgeladen werben. 
Wenn er num auf bie dreimalige Vorladung ausgeblieben war, jo 
follte ihn der Schulthei mit zwei Vierundzwanzigern (Rathsherren) 
in feiner Wohnung auspfänden und, wenn er Fein pfanbbares 
Gut fand, das Haus mit Beichlag belegen („Frönen”) und nachdem 
es ſechs Wochen mit Beichlag belegt war („in gefrönde Ligen“) ben 
Kläger in den Beſitz des Haufes einweilen („ze angülte geben“) 
und ihm fodann in der darauf folgenden Gerichtsjigung das Necht 
das Haus zu verkaufen ertheilt werben. Bis zum Verkaufe bes 
Haufes hatte jedoch ber Bellagte das Necht ſich vor Gericht zu 
ftellen oder den Kläger zu befriedigen und ſodann wieder in ben 
Beſitz feines Haufes zu gelangen 15). Sehr intereffant ift auch das 
Stadtrecht von Winterthur. Wenn ber Beklagte dafelbjt auf bie 
dreimalige Vorladung nicht erfchienen war, fo hatte ber Kläger die 
Wahl, ob er den Beklagten zu Saft nehmen oder in den Beſitz bes 
Gutes eingewiefen werden wollte Wenn ber Bellagte zu Gaft 
gegeben wurde, jo war berjelbe in ber Gewalt des Klägers und 
biejer konnte über fein Vermögen verfügen. Wenn aber der Stlä- 
ger in ben Beſitz des Gutes eingewiefen worden war, jo erhielt er 
ſodann nach drei Monaten das Recht das Gut zu verkaufen 19). 


18) Sächſ. Lr. I, 41. — „man verbelt yme fin recht dar an.“ 

14) Albredt, p. 150 ff. Stabtreht von Münden, $. 44. und von Frei⸗ 
fing, $. 176. und von Wiener Neuftadt, c. 51. Die citirten Schöffen: 
Briefe von Magdeburg. 

15) Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84, 85 u. 187. 

16) Stadtrecht von 1297, $. 5, 9 u. 10. Im $. 5 beißt es — „Tumet 
„er denne nüt für, fo git ber rihter bem cleger ben man an ben er 
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S. 548. 


Endlich Hatten die Gläubiger in gewillen Fällen auch noch 
das Recht ihren Schuldner zu verhaften, um ihn entweber 
zu nöthigen vor Gericht zu ericheinen ober ihn ſelbſt vor Geridt 
zu bringen, 3. B. in Augsburg !), in Salfelb ?), nach fachfifchem 
Weichbild (art. 27), in Brünn ?) u. a. m., oder um ihn zur Bris 
vathaft zu bringen und ihn darin bis zur Bezahlung feiner 
Schuld zu behalten. Das Recht feinen Schuldner, wenn fein 
Richter zur Hand war, eigen mächtig verhaften zu dürfen, um 
ihn vor Geriht zu bringen, batte jevoch in der Regel nur bei 
fremden Schuldnern %), bei Bürgern aber nur dann flatt, wenn fie 
flüchtig oder der Flucht verdächtig waren, 3. B. in Augsburg ®), 
Münden ®), Freifing”), Brünn ®), Goslar"), Braunſchweig 19), 
Zeller), Schwelm 12) u. a. m. Man nannte biefes Verbaften 
Arrestiren (arröter) oder befeten, z. B. in Köln occupare 
vel arrestare!?) und in Goslar bejetten !%), ſodann den 


„Claget, ob ber cleger wil ze gaste, oder er gat ime ze huſe unb ze 
„bofe, und wirt ber cleger gewijet uffe finü aigen, bü marctes rebt 
„baint, dü fol er behalten drige manot und darnach verfofen nad) ber 
„fat reht.“ 

1) Stadtrecht bei Yreyberg, p. 118. — „vi haben ende benoeten vnze an 
„die rihter“ — bei Wald, 8. 842. 

2) Stadtreht 8. 48 bei Walch, I, 26. 

8) Stabtreht $. 280. 

4) Stadtredt von Salfeld $. 48 bei Wald und von Zelle $. 14 bei Pu- 
fendorf, Il, 15. Schiedsſpruch von 1258 Nr. 16 u. 46. Lacomblet, 
Il, 245 u. 247. vrgl. oben $. 887. 

5) Stadtrecht bei Freyberg, p. 118, bei Wald $. 342. 

6) Stadtrecht $. 14. 

7) Stadtredt 8. 214. 

8) Stadtrecht G. 280. 

9) Göſchen, p. 110. 

10) Stabtrecht bei Scheid, orig. Guelf. IV, 108. 

11) Stadtrecht $. 27 bei Pufendorf, II, 17. 

12) Grimm, III, 80. 

18) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 16 u. 46 bei Lacomblet, u, 245 u. 247. 

14) Böden, p. 110 u. 420. 
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Leib angreifen z. B. in München 16) und in Freiſing ne), den 
Mann fangen oder anfallen (,fachen noch anuallen) 3. 8. in Diem: 
mingen IT) und In Schwelm, ferner fummern oder befummern 
3. 2. in Koͤln 18), in Echwelm 19), in Frankenberg u. a. m. 20), 
überwinden 3. B. in Bamberg 2?!) oder den Mann aufhal: 
ten (upholden, jo viel als arrestiren oder arröter) 3. B. in Sal- 
feld 22), in Braunfchweig 22), in SZelle2%), in Goslar 25), in 
Brünn 2°) u. a. m. Zur Privathaft wurde aber ver Schuldner 
erft dann dem Gläubiger überantwortet, wenn der Schuldner fein 
Pfand geben und aud feine Bürgen ftellen Tonnte, und felbit Eein 
Vermögen befaß, 3. B. in Augsburg 27), in München 2%), Frei⸗ 
burg 20), Magdeburg 20%), Braunfchweig ?1), Lüneburg 22), Goslar 
u. a. m. 22). Auch in Frankfurt a. M. Hat diefes Recht der Pri- 
vathaft beftanden, und e8 durfte dafelbft jeder Gläubiger zum Voll⸗ 
zuge ber Schulohaft in feinem eigenen Haufe ein Gefängniß ein- 
richten. Die Gläubiger durften aber auch, wenn fie fein eigenes 
Gefängniß einrichten wollten, ein anderes Privatgefängnig zu dem 


15) Stadtrecht 6. 14. 

16) Stadtredht $. 214. 

17) Stadtrecht, XZXIX, 3 und XXX. 

18) Stat. und Concord. ec. 55. — „fein leib noch gutt befummeren“ —. 
vrgl. noch c. 54, 56 u. 57. 

19) Grimm, 111,30. — „den andern Eummern offte fangen laten“ —. 

20) Emerich bei Schminde, II, 715. 

21) Stadtrecht $. 264. 

22) Stadtrecht aus 13. sec. $. 7 u. 51. 

28) Stadtrecht bei Scheid, IV, 108. 

24) Stadtrecht $. 14 u. 27. 

25) Göſchen, p. 424—426. 

26) Stadtrecht, $. 280. 

27) Stadtrecht bei Freyberg, p. 139. und bei Bald, 6, 412. 

28) Stabtreht 8. 29. 

29) Stabtredyt von 1298 bei Schreiber, I, 128. 

380) Schöffenbrief von 1304 8. 98 bei T. u. St. p. 468. 

81) Scheid, IV, 108. 

82) Stadtrecht, c. 58. 

83) Göſchen, p. 405 ff. u. 424—426. vgl. 2 Meine Geſch. des alt: 
german. Gerichtsverfahrens, p. 2416 u. 247. 
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Ende miethen. Und man findet in der That mehrere Privatgefäng: 
niſſe in Frankfurt, welche als Schuldgefängniffe und außerdem aud 
noch als Srrenanftalten benugt worden find ?)y. Kine Art von 
Privathaft war übrigens auch das vorhin erwähnte zu Gaſt 
Geben in Winterthur. 

Aus dem altgermanifchen Verfahren bei biefem Arrestiren 
oder Aufdalten hat jich unfer heutiger Arreſtprozeß beim Real: 
arreſt ebenfowohl wie beim Perfonalarreft, und aus der gemilderten 
Brivathaft unfer heutiger Wechſelprozeß, und zwar ber Eime 
wie der Andere zuerft in den Städten gebildet. 


c. Strafverfahren. 


$. 549. 


Das altgermanische Strafverfahren hing mit dem öffentlichen 
Trieden, das Strafverfahren in den Städten aljo mit dem Stabt: 
frieden zufammen. Neben dem Etadtfrieden Tonnte aber das Recht 
ber Selbfthilfe, der Fehde und der Privatrade nidt 
mehr befiehen. Jene Nechte wurden daher mehr und mehr in den 
Städten bejchränft und zuleßt ganz abgeſchafft. Beſchränkt 
wurden jene Rechte fehr frühe ſchon auf gewille Fälle, und ihre 
Ausübung wurde an gewille Formen gebunden, 3. B- bei der 
eigenmächtigen Pfandung, bei dem Todſchlag aus Nothwehr, beim 
gerichtlichen Zweikampf u. am. Ganz abgefhafft wurben 
aher jene Rechte zuerſt nur unter den Bürgern. So das Recht 
ber Fehde unter den Bürgern in Straßburg !), in Burgborf 2), 
in Prag?) u. a. m. Und das Recht der Privatrache in Straß- 
burg H, in Bafel®), in Ehlingen®) u. a. m. Die Bürger follten 
vielmehr, wenn ſie jich nicht vergleichen Tonnten, ihr Recht bei Ge 


84) Kriegk, Bürgerzwijle, p. 468— 467. 

1) Stadtrecht von 1270 6. 84 u. 85 bei Strobel, 1, 326 u. 327. 

2) Handfefte von 1816 $. 171. 

3) Statut von 1342 bei Nößler, Einleitung, p. 79. Not. 

4) Stadtrecht aus dem Anfang bes 18. sec. $. 26 bei Strobel, I, 323. 
5) Einigung von 1854 bei Ochs, II, 86. 

6) Einigung von 1376 bei Pfaff, p. 101. 
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richt fuchen, 3. 3. in Brag”?) u. a m. Und wur dann, wenn ein 
Bürger fi des Nechtsweges nicht bedienen Tonnte, oder wenn ber 
Gegner ſich bei dem Stadtgericht nicht einlaffen wollte, oder wenn 
man fich an die Gerichte gewendet, von diefen aber Fein Recht er- 
halten hatte, wenn aljo das Recht verweigert worden war ®), nur 
dann follte das Recht der Fehde und der GSelbithilfe und der Pri- 
vatrache auch unter den Bürgern erlaubt fein. Im eriten alle 
mußte jedoch das Bürgerrecht von ben Bürgern aufgegeben werben 
($. 94, 110 u. 432). Und auch im legten Falle war die Fehde 
erit dann erlaubt, wenn zuvor bei Gericht geflagt, das Recht aber 
von dem Beklagten over von dem Gerichte jelbft verweigert worden 
war. Daher wurde im Sabre 1471 in Leipzig bie Fehde ber 
Schufterfnechte gegen die Univerfität vom Landesheren nicht zuges 
lafien, weil die Schufterfnechte, ehe fie geklagt, einen Fehdebrief 
gegen die Univerfität erlaffen hatten®). Seit der Errichtung eines 
allgemeinen Landfrievens hörte jedoch auch noch diefes Recht auf, 
fintemal es feitvem keinen Ort mehr gegeben Bat, an welchem ein 
ſolches Recht noch ungeftraft ausgeübt werden konnte. Da in— 
deſſen der Stadtfrieden urſprünglich auf die Vürger und auf ben 
Burgfrieden befchräntt war, jo dauerte anfangs das Recht ber 
Fehde und der Privatrache gegen die Fremden nach wie vor, aber 
auch diejed nur unter gewiflen Beichränkungen fort, ganz uneinge: 
ſchränkt nämlich nur außerhalb des Burgfriedens, innerhalb des 
Burgfriedens aber nur daun, wenn der Fremde jein Recht nicht 
beim Stabtgericht nehmen wollte, oder wen fein Richter zur Hand 
oder das Recht von ihm verweigert worden war ($. 94 u. 110). 
Daher follte die Fehde und Privatrache in diefem Falle auch gegen 


7) Statut von 1842 bei Rößler, Einleitung, p. 79. Rot. 

8) Sächſ. Weichbild, art. 88. „its auch, bag ein mann ein flabt vhedet, 
„ober auff fie raubet ober brennet Conbellagter fach vor jren Herrn) 
„ba fie doch keins Rechtens geweigert bat.” 

9) Urk. von 1471 bei Zarnde, die Deutſchen Univerſitäten im Deittelalter, 
I, 210. — „bdorumb fie fi vor ons, onfern Amptleutin — ny be: 
„elagt, ſunder ſolch vehde vj8 eigen gwalt gein ben vnſern furgenomen 
„haben. Das wir nicht dulden.” Auch bei ben Angeljachien mußte 
man zuerft um fein Recht bitten, ehe man Rache that. Ine's Gef. 
ce. 9. 
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Fremde erft dann erlaubt fein, wenn zuvor beim Stadtgerichte oder 
beim Stabtrathe geflagt worden war, 3. 3. in Straßburg !0) und 
in Kolmar !!), ober wenn der Frembe zuvor wenigitens gewarnt 
worden war, 3. B. in Rucern 12). Und in Zlensburg und Apen- 
rade follte wenigftensg nur noch ber nächſte Blutsfreund (de Honet- 
ſake — verus exactor causae — ber Vormann) zur Fehde oder 
Blutrahe gegen einen Fremden berechtiget, jedem Anderen aber 
auch gegen Fremde die Selbfthilfe verboten fein 12). Seit dem all: 
gemeinen Landfrieven hatten aber audy die Fremden allenthalben 
Frieden. Es fiel daher feitdem auch bei ihnen das Necht der Fehde 
und der Privatrache ganz weg. Und es trat nun an bie Stelle 
ber Privatrache das Recht und bie Pflicht der gerihtliden An- 
Plage. 

Spuren bes alten Rechts haben fich jevoh auch in ten 
Städten noch lange Zeit erhalten, wie biefes aus den Anorbnungen 
und Verordnungen des 14. und 15. Jahrhunderts hervorgeht. So 
war es 3. B. noch im 14. Jahrhundert in Regensburg nothwenbig 
zu verordnen, daß, wenn ein in feinen Amtsverrichtungen be 
leidigter Bürgermeifter gegen den Thäter eingefchritten fei, keine 
Feindfchaft und Feine Privatrache gegen ihn zuläffig fein ſolle 19). 
Eben dahin gehört in Augsburg die Verordnung, daß bei eimer 
erlaubten Nothwehr die Feindihaft ber Freunde des Getöbte- 
ten ausgeſchloſſen fein folle 15). Auch in Freifing galt bei erlaub- 
ten Todtichlägen noch im 14. und 15. Zahrhundert der Grundfag, 
daß die Nichter und Bürger die Verwandten des Erjchlagenen zur 
Treundfhaft nöthigen und den Todtſchläger jelbft gegen 
ſie ſchützen follten. („So fol ſy der richter und dj purger nöttenn 
„das ſy fründt fein. — darnach ſullnn jn dj vichter unnd dy bur⸗ 
„ger frionn von enes fründten den er erflagenn hat*)'!%). In den 


10) Stadtreht aus bem Anfang des 18. sec. $. 86 und von 1249 $. 11 
bei Strobel, I, 327 u. 552. 

11) Stabdtredt von 1293 $. 12. 

12) Stadtreht von 1252 im Gefchichtsfreund, I, 184 u. 185. 

13) Stadtrecht von Flensburg, art. 68. unb von Apenrabe, art 73. im 
Corpus stat. Slesvic' II, 208 u. 887. und Westphalen, IV, 1924. 

14) Gemeiner, I, 518. 

15) Stadireht von 1276 bei Freyberg, p. 78 

16) Ruprecht von Freifing, II, 13 u. 15. 
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Städten der Mark Brandenburg follte bei ftattgehabter Nothwehr 
dem Thäter fogar noch im 16. Jahrhundert mit Zuftimmung 
der Berwandten des Entleiblen ficderes Geleit gegeben - 
werben, um es ihm möglich zu machen mit Sicherheit vor Gericht 
ericheinen zu können 1’). Und in Amberg mußte bei flattgehabten 
Hinrihtungen dem Ankläger noch im 14. und 15. Jahrhundert ein 
Gerichtsbrief ausgeftellt werden, um ihn gegen bie Mache der 
Treunde und Verwandten des Hingerichteten ficher zu ftellen 9). 
Ein Recht auf bie Privatrache beſtand jedoch meines Wiſſens ſeit 
dem 15. Jahrhundert in keiner Stadt mehr. An die Stelle der 
Fehde und der Privatrache war vielmehr allenthalben das —— 
und die Pflicht der gerichtlichen Anklage getreten. 


Anklage. 
§. 550. 


Ein Verfahren von Amtswegen hat es urſprünglich auch in 
den Städten nicht gegeben. Das Strafverfahren war vielmehr 
allenthalben ein Anklageverfahren. Denn ohne Anklage, und 
zwar ohne eine Privatanklage, ſollte kein Strafverfahren eintreten, 
3. 2. in Speier!) u. a. m. Nach manchen Stabtredhten und bei 
manchen Verbrechen war fogar eine beftimmte Frift zur Stellung 
ber Anklage vorgefchrieben. In Straßburg mußte die Klage binnen 
Jahr und Tag vorgebracht werben ?2), in Speier fogar noch in 
dem Monat der That, höchftens zwei Monate hernad) 2). Und 
eine genothzüchtigte Frau, welche nicht auf der Stelle unmittelbar 
nach ber That ein lautes Gefchrei erhoben hatte, und mit fliegen- 
den Haaren und zerriflenem Gewand klagend vor Gericht aufge: 
treten war, wurde fpäterhin nicht mehr gehört. Zur Stellung einer 
Anklage waren aber nicht Bloß die Verlebten und Beichädigten 
jelbft, ſondern auch ihre Verwandten berechtiget, beziehungsweife 


17) Polizelorbnung von 1540, c. 18 bei Mylius, V, 16. 

18) Gerichtsbrief bei Schenk, Sammlung ber Freiheiten ber Stadt Amberg, 
IL, 87. 

1) Strafordnung von 1328 $. 61 bei Lehmann, p. 288. 

2) Stadtrecht aus Anfang bes 18. sec. 8. 28 bei Strobel, I, 828 

8) Straforbnung von 1828 8. 62 bei Lehmann, p. 288. 
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jogar verpflichtet. Wenn daher der Verleßte geftorben oder font 
außer Stand war ben Thäter zu verfolgen, fo follte ihm ein Bor 
mund gelegt und er durch dieſen vertreten und gerächt werben 
($. 110). Denn die gerichtliche Verfolgung war nur an bie Etelk 
der Privatrache getreten. Alle diejenigen, welche früher zu bier 
berechtiget und verpflichtet waren, waren daher nun auch zur In 
Mage berechtiget und fogar verpflichtet. Die gerichtliche Rache war 
gewiffermaßen an bie Etelle der außergerichtlichen Mache (der Pri 
vatrache) getreten. Die zur Anklage Berechtigten follten jered 
nicht zur Stellung einer Anklage genöthiget werben, wie bieel 
in den Stadtrechten ausbrüdlich vorgeichrieben war, z. B. m dem 
Stadtrechte von Freiburg 4), Hamburgs), Kolmar %), Münden?) 
Freifing ®), Rain), Bamberg 10), Lübeck 11) u. a. m. Wenn bahe 
in einem einzelnen alle Kein Privatankläger vor Gericht aufgetreten 
war, fo follte auch Fein Strafverfahren und feine Beftrafung Ratt 
haben. Deshalb erkannte im Jahre 1354 der Stabtrath von Speier 
auf geichehene Anfrage mit vollem Recht, „daß die Richter, N 
„niemanbt die Getabt geflagt, des nicht zu richten haben, und dab 
„kein Srevel.oder Penn da verwürckt fi,” und daß ber Aefchulbiglt 
„umbe di Getabte ane Anfprach fin folle* 2), Ja fogar noch im 
17. Jahrhundert wurde in Bafel ein Todtfchläger vom Gericht mh! 
verurtheilt, vielmehr bloß aus der Stadt verwieſen auf den Raly 
Schlag der Dreizehen, „allbieweil bes Entleibten Verwandt 
Haft nichts zu Hagen begehrt, als achtet man für unnöthig, dem 
„Thäter den Prozeß im Hofe allhier zu machen“ 12). Und m 
Jahre 1632 wurde ebenbafelbft, nachdem der Bater des Ent 
leibten erklärt hatte, nicht Hagen zu wollen, wenn ihm ber 2% 


4) Stadtrobel, $. 87. 

5) Stadtrecht von 1270, X, 8. und von 1292, M. 8. 
6) Stadtredt von 1299, $. 4. 

7) Stadtredt ©. 1. 

8) Stadtrecht 6. 1. 

9) Stadtrecht von 1382 bei Lori, p. 50—51. 

10) Stadtrecht $. 207. 

11) Noch im Stabtreht von 1680, V, tit. 8, c. 2. 
12) Urtheil von 1354 bei Lehmann, p. 290. 

18) Urk. von 1685 bei Ochs, VL, 774. 


| 
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ter 400 Pfund zahle, der Streit von dem Stabtrath vermittelt, 
Der Thäter blieb daher unbeftraft. Und der Water des Entleibten 
mußte mit 80 Pfund zufrieden fein 19). 


$. 551. 


In den meilten Städten genügte jeboh das Suiten ber 
Privatanflage nicht mehr. Der vermehrte Verkehr mit Fremden 
und unter den Bürgern ſelbſt drängte zur ftrengeren Handhabung 
des Stabtfriedens, und führte baher. ganz Natur gemäß zu einem 
Berfahren von Amtswegen und fpäterr zu dem Inqui— 
fttionsverfahren felbft. In vielen Städten wurde es beim 
Mord und Todſchlag und bei auderen Friedbrüchen den Stadt: 
richtern geftattet bei ber Anklage mit den Verletzten und mit 
ihren Berwandten zu Fonfurriren, 3. B. in Treifing '), in 
Wien 2), in Bamberg ?), in Straßburg 9, in Speier®), in Mainz) 
u. a. m. Eben fo in Münden und in anderen bairifchen Städten 
wenigſtens dann, wenn arme Leute verlegt worden waren, welche 
fih fürchteten felbft eine Anklage zu ftellen?). In Hamburg durfte 
ber Vogt, aber nur mit Zuftimmung der Nichtherren, feit bem 
Ende des 15. Jahrhunderts gegen Ehebrecher und bei anderen 
Sittenverleßungen, und feit dem 16. Jahrhundert auch noch bet 
anderen Verbrechen von Amtswegen einichreiten 9). Die Stabt- 
richter follten insbefondere auch danıı von Amtswegen auftreten, 
wenn bie Verletzten eine Freunde und Verwandten in der Stabt 





14) Ods, VI, 778. 

1) Ruprecht von Freifing, II, 14. — „fo fullen in der totnn frouen fründt 
„anfprehen ober ber richtter.“ vrgl. nod II, 17 u. 19. Stadt⸗ 
recht von Freiſing, $. 1. 

2) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 148. 

8) Stabtredht $. 162 u. 163. 

4) Stadtrecht aus Anfang bes 13. sec. $. 35 bei Strobel, 1, 827. 

5) Strafordnung von 1328 $. 61 bei Lehmann, p. 288. 

6) Friedensbuch $. 1 bei Mone, Zeitfchrift, VII, 9. 

7) Stadtreht von Münden, $. 1. Rechtsbuch Kaiſer Ludwigs $. 1. 

8) Stadireht von 1497, M. 18 u. 19. Receß von 1529, art. 20. und 
von 1608, art. 9. Ordnung des Miedergerihts von 1560, 1, 4. 
Stabtredt von 1608, I, 8. 8. 
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hatten oder wenn bieje nicht klagen Fonnten ober nicht Magen 
wollten. In Regensburg follte fogar der Richter noch vor den 
Berwandten und Freunden des Verletzten auftreten, alfo ihrer An: 
Mage zuvorkommen 9. Und allenthalben jollten die Stadtrichter 
danıı auftreten, wenn ein Fremder getöbet oder verwundet worden 
war, welcher Leinen Freund in der Stadt hatte, der die Anklage 
übernehmen fonnte ober wollte, 3. B. in Freiling 1%), in Bam- 
berg !), in Lüneburg u. a. m. 12). Sogar zum gerichtlichen Zwei: 
fampf mußte in reiberg der Bogt von Amtswegen auftreten, wenn 
ein Fremder verwundet oder getöbet worden war, („wirbet ein man 
„irſlagen der ellende ift und nimandes hat — ber voit fol in ver: 
„dern“ —), oder wenn ein in der Stadt wohnenvder Mann ver: 
wunbet oder getöbet worden war, der entweder Teine Verwandten 
in der Stadt hatte, oder deflen Verwandten und Freunde ihn nidt 
anklagen konnten oder wollten. („wirbet ein man wunt ber md 
„vordern hat vnd boch zu ber ftat gehort oder ioch geboren ift zu 
„der ftat oder vrunt hat wizzeliche di in nicht vorderen wollen noch 
„en mugen der richter muz in vorderen“) 12). In Regensburg 
durfte Fein Friedbruch verheimlicht werben. Daher follte der Ber: 
legte flagen oder, wenn er e8 unterlaſſen hatte, bie Strafe felbit 
zahlen *9). Allenthalben waren aber die Stadtbürger, auf 
wenn fie mit dem Getödeten ober Beichädigten nicht vermantt 
waren, zur Anklage berechtiget ($. 385) und, wenn fie z. 9. 
in Frankfurt einen Friedbruch 18) und in Speier eine Zuſammen⸗ 


9) Friedbuch bei Freyberg, V, 78 fi. — „in fol der Richter vor feinen 
„veinten für das recht pringen.“ 

10) Ruprecht von S$reifing, II, 1, p. 337. Rot. „Wär aber bas ein ellende 
„raw oder ein man ben todfal. der niemant biet ber den cla 
„gen wolt den der ben fchaden getan bat. ben fol der riäie! 
„anſprechen“ — vrgl. noch I, 19. 

11) Stadtrecht $. 168. 

12) Lüneburg. Stadtrecht, c. 95. Haltaus, p. 810-811. 

13) Stadtrecht aus 18. sec. c. 80 bei Schott, III, 246 fi. 

14) Rathsordnung von 1881 bei Freyberg, V, 111. „Swer ber etwebers 
„nicht tuen wil, der puzze für ienen, ob er im niht wil ſchuldich od 
„unfchuldich machen.“ Gemeiner, I, 550. 

15) Stadifrieden von 1318 bei Boehmer, Urkb. I, 144. 
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rottung wahrgenommen hatten, zur Anzeige und zur Rüge fogar 
verplidhtet'%). In Bamberg durfte fogar im 14. Jahrhundert 
Ihon zur Tortur gejchritten werben, wenn Tchädliche Leute zu er- 
forihen waren. („vmb rugfal von anderr ſchedlicher lewt wegen”) 17). 
Ties waren aber bereitS die Vorboten de8 Inquiſitionsver— 
fahrens. Da jedoch das Anflageverfahren noch lange Zeit neben 
dem Verfahren von Amtswegen fortbeftanden hat, jo mußte, wenn 
ver Berleßte und feine Verwandt- oder Freundſchaft nicht ſelbſt 
Hagen konnte oder wollte, entweber der Stadtrath von Amts- 
wegen Flagen und zu dem Ende einen Anfläger ſtellen, 3. B. in 
Memmingen !®), in Nürnberg !9), in Bremen 2%), in Freifing 2°), 
München, wo die beiden Bürgermeifter mit der Anklage beauftragt 
waren 22) und in ben Dänifchen Stäbten 22). Ober ber Stadt: 
richter felbft mußte die Anklage übernehmen und daher, fo vft ein 
folder Fall vorfam, den Nichterftuhl verlaffen und einem anderen 
Richter den Vorſitz überlaſſen, 3. B. dem Vogt in Freiberg2®), in 
Lüneburg 25) und in Bremen 2%), oder dem Schultheiß oder feinem 


16) Vertrag von 1376 bei Mone, Zeitihrift, VII, 9. Rot. vergl. oben 
$. 433. 

17) Stadtredht 6. 186. 

18) Stadtrecht von 1896, art 2 — „wan ain lager ber von ainer ge: 
„mainer flat klager ill" —. 

19) Halsgerichtsordnung von 1536 bei Will, biflorifch diplomalifches Ma- 
gazin, I, 271, 272 u. 274. 

20) Halsgerihts Formel in Assertio lib. Brem. p. 698 - 700. 

21) Ruprecht von Zreifing, II, 24, p. 264. Not. und bei Weftenrieder, I, 
§. 58. 

22) Urf. von 1400 in Mon. Boic. 85, Il, p. 234. Urk. von 1575 bei Li⸗ 
powsky, Geſch. des bairiſchen Kriminalrechts, p. 178. 

28) Petrus a Höyelsinus, Regis Christisni V leges Danicae, lib. VII, 
c. 6, $. 3, p. 478. 

24) Stabtreht aus 13. sec. c. 30 bei Schott, III, 247 fi. „So fal ber 
„richter ufften vnde fal einen anderen richter fetcen vnd jal klagen, aljo 
„fin vorſpreche“ —. 

25) Stadtrecht, c. 135 bei Dreyer, Nebenft. p. 408. „So unfe Bageth 
„yemandt beſchuldigen will umme eine grote Sale, he ſchall upflahn 
„van dem Nichte und einen andern Nichter ihn fine Rede fetten” —. 

26) NReverjalien von 1246 in Assertio lib. Brem. p. 85. 
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Stellvertreter in Nürnberg 27), dem Schultheiß in Frankfurt ®) 
u. a. m. In vielen Städten, zumal in den Lanbftäbten, hatten 
die Iandesherrlichen Amtleute und Pfleger die Anklage von Amt 
wegen zu beforgen?%). Beim Stabtgericht In Nürnberg unterhielten 
die Markgrafen von Brandenburg. fogar einen eigenen gemeinen 
Anfläger (aljo einen Staatsanwalt), der alle Friedbrecher wer: 
folgen follte 3%). In anderen Städten wurde von dem Stadtrath 
ſelbſt ein beftimmter Beamter ein für alle Mal mit der Anflag 
von Amtswegen beauftragt. In Münden hatten bis zum Jahr 
1575 vie beiden Bürgermeifter die „mißthädigen Perfonen‘ 
zu verfolgen und anzuflagen 21). Anberwärts wurbe ein Yinan- 
beamter oder ein fogenannter Fiskal mit der Anklage von Amt: 
wegen beauftragt. Dies war 3. B. in Bafel der Fall. Dafelit 
waren die Ladenherren die öffentlichen Anfläger beim Blut: 
gerichte bis ins 17. Jahrhundert. Und fie Liegen die Anlagen 
durch den Oberknecht vorbringen. Man übertrug dieſen Finanz 
beamten, welche die damals ſehr häufigen Geloftrafen zu erheben 
hatten, das Recht ber öffentlichen Anklage, wie anderwaͤrts den 
Fisfulen 22), Nah und nad ward jeboch die öffentliche Anklag: 
jelbft eine leere Formalität. Daher wurde fie ſodann, wie ander 
wärts auch, durch einen untergeordneten Diener beforgt, z. B. in 
Speier durch einen Heimburger 22), in Bremen burch einen Raths⸗ 
diener 34), in Münden durch einen geſchwornen Diener 3%) und in 
Bafel, wie wir gefehen, durch den Oberfnecht 26). 

Für diefe Anklagen Haben fich frühe ſchon gewifle Formeln 


27) Urk. von 1828 u. 1870 in Histor. dipl, Norimb. II, 254 u. 79. 
28) Urkunde bei Thomas, Oberhof, p. 484 f. 
29) Meine Geſch. bes altgerman. Geridytsverfahrens, p. 151 u. 152 
30) Vollmacht von 1825 bei Wil, Magazin für das Vaterland, 1, 278 
bis 281. 
31) Urkunden von 1575 bei Lipowsky, Geſch. des bair. Kriminalrechte, 
p 178 u. 179. 
82) Ochs, VI, 875, 797 u. 799. vrgl. oben 6. 429. 
BB) Lehmann, p. 291. 
84) Halfgerichtsformel in Assertio lib. Brem. p. 698700. 
85) Urt. von 1575 bei Lipowely, p. 178 u. 179, 
‚ 86) Urt. von 1468 bei. Hensler, p. 206. Ocho, VI, 786 ff. 
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gebildet, welche ſodann in die Weisthümer und Stadtrechte überge- 
gangen find. Solche beutiche Anklageformeln findet man bereits 
fett dem 12. Jahrhundert in Köln in einem Weisthum von 1169 87), 
und feit dem 13. Jahrhundert in vielen Stabtrechlen, 3. B. in 
Freiberg 2°) n. a. m. Sie geben ein mehr ober weniger Tlares 
Bild von dem damaligen Verfahren in Straffachen. 


Flucht des Thäters. 
$. 552. 


Gegen bie Blutrache und gegen die gerichtliche Anklage jchüßte 
nur allein die Flucht und die Sühne. 

Nach dem norbiihen Recht durfte der Thäter, wenn er nicht 
auf friſcher That ergriffens worden war, fliehen. Die Flucht wurde 
ſogar begünftiget. Denn bie Volksrechte pflegten bis zum Unter: 
gang der Sonne, oder bis zum anderen Tag, oder ſogar bis zu 
einem Monat eine Zrift zur Flucht zu geftatten. Die Folgen ber 
Flucht waren jedoch ſehr verjchteben je nach ber ftrengeren ober 
milderen Trieblofigfeit. Nach der urfprünglichen und firengeren 
Friedloſigkeit durfte nämlich der Thäter nicht ins Ausland fliehen. 
Er mußte demnach zu den Thieren des Waldes fliehen und durfte 
daſelbſt wie jedes andere veißende Thier verfolgt und getödet wer- 
ben. Man nannte baber diefe Flucht einen Walogang und den 
Flüchtigen einen Waldgänger, oder auch einen Wolf (Wargus) 
oder einen Wolfshauptträger. Nach ber fpäteren und milde 
ren Frieblofigkeit durfte aber ber Thäter Ins Ausland fliehen und 
er war bafelbft eben jo ficher, als wenn er Fein Friedloſer wäre. 
Die Flut ins Ausland war daher eine Art Landesverweilung 
entweder für immer oder für drei Jahre. Und fie hat auch frühe 
Ihon die Natur einer Berbannung, entweber einer ewigen ober 
einer dreijährigen Verbannung angenommen !). Spuren befielben 
Berfahrens finden fi nun auch in Deutjchland, nicht bloß in ben 


37) Weisthbum von 1169 bei Lacomblet, I, 802. 

88) Stadtrecht aus 18. sec., c. 19. ff. bei Schott, III, 208. ff. 
1) Wilde, p. 284 u. 298. ff. 

v. Maurer, Städteverfafjung. II. 40 


626 Flucht des Thäters. 


alten Marken und Fronhöfen 2), fondern auch in ben alten Etär: 
ten. In mehreren jüddeutihen Städten war nämlich die Flucht 
noch im 13. Zahrhundert in gewiſſen Fällen erlaubt, z. B. bei ber 
Nothwehr, in Wien jogar bei der Notbzucht®) und in Neuenburz 
bei der Vindikation böriger Leute?). Und ber Thäter hatte zu 
dem Ende noch die alte Friſt von einem Tag und einer Nacht, 3 
B. in Wien), in Wiener Neuftadt 9), in Heimburg 7) und n 
Neuenburg. Der Flüchtige follte zwar vorgeladen und, wenn er 
nach dreimaliger VBorladung nicht erjchienen war, in die Acht gethan 
werden. Die Flut war ihm aber dennoch von fehr großem Nutzen 
Denn er Fonnte fi während biefer Zeit mit feinem Verfolger ver: 
gleichen und, wenn er fich fpäter freiwillig vor Gericht ftellte, fi. 
wie wir jehen werden, leichter von dem Verbachte reinigen. ($. 566). 
In einigen Städten findet man aber auch noch Spuren von eine 
Flucht ins Ausland. Beſonders merkwürdig find in biefer Bezit⸗ 
hung bie alten Stadtrechte von Straßburg. Nach dem Stadtrechte 
von 1249, welches im Jahre 1270 ins Deutjche überfeßt worden 
ift, follte der Thäter in gewiflen Fällen binnen drei Tagen di 
Stadt verlaffen und fodann über eine Meile entfernt von der Stadt 
einen Monat lang bleiben, ehe er wieder in die Etabt zurüdffehren 
durfte 9). In anderen Fällen follte ver Thäter die Stadt räumen 
und über eine Meile von der Etadt entfernt ein Fahr lang ober 


2) Meine Geſch. der Marfenverfaffung, p. 123. Deine Sei. der Fronh. 
und Hofverfafjung, IV, 245. 

3) Stabireht von 1221, $. 25. — si post inducias datas fufiendi de- 
prehensus fuerit —. 

4) Treiheitsbrief von 1214 bei Walther, p. 21—22. 

5) Stadtrecht von 1221 $. 2. bei Gaupp, 1I, 239. Si non probaverit, 
habeat licentiam fugiendi, quocumque velit, per diem et 
noctem sequentem —. Es ift von Nothwehr die Rebe. 

6) Stadtrecht aus 13. sec. $. 1. bei Würth, p. 56. — sed per diem 
illum et noctem sequentem, quocungque velit, habeat licen- 
tiam fugiendi —. Sprit ebenfalls von Notbwehr. 

7) Stadtrecht aus 13. sec. $.2 bei Senckenberg, vision p. 269. — „hab 
„Vrlaub zu fliehen wo er bin welle den tag vnd bie andere nadt.” 
Handelt von Nothiwehr. 

8) Stadtrecht von 1249 und 1270 8. 18 bei Mone, Anzeiger, VI, 25 
und 27. 








Sühne unb Bergleid. 627 


ſechs Wochen oder einen Monat bleiben und erft nach Ablauf jener 
Friſt, und nachdem er gehörig gebeflert und gebüßt hatte, wieder 
in die Stadt zurückkehren ). Aehnliche Beitimmungen finden ſich 
in dem Stadtrechte aus dem Anfang des 13. Jahrhunderte 10), 
Die Flucht aus der Stadt hatte jedoch in Straßburg bereits bie 
Natur einer Verbannung angenommen. Daher follte, wenn ber 
Thäter die Stadt verlaffen hatte, um dem Gerichte zu ent: 
weichen, dieſe Entfernung nicht in jene Friſt eingerechnet oder 
wenigften® nur dann eingerechnet werden, wenn er geſchworen hatte, 
dem Bürgermeifter gehorfam zu fein. Und der Bürgermeifter follte 
ihm biejen Eid außerhalb des Burgbanns abnehmen 1!). Eine An- 
beutung an die Flucht bis zur Entrichtung ber Beflerung (satis- 
. Sactio) findet ih auch im Stadtreht von Hagenau vom Jahre 
1164 ($. 16.) und in anderen Stabtrechten. In dem Städtchen 
Sim hatte der Thäter fogar noch im 14. Sahrbundert bie Wahl, 
ob er die Stadt räumen oder auf dem Thor fißen wolle 12). Bon 
der Flucht des Miffethäters in eine Freiung oder in eine andere 
Immunität ift bereits die Mede geweſen. ($. 119 u. 120.) 


Sühne und Vergleich. 
6. 558. 


Auch die Sühne und ber Bergleich fchüßte gegen bie 
Blutrache und gegen die gerichtliche Verfolgung. Bei einem ftatt- 


9) Stadtrecht von 1249 u. 1270 $. 5, 6, 7, 8, 9, 10,12 u. 15 bei Done, 
VI, 24 u. 27. — exibunt civitatem per unum miliare, unum 
annum nullatenus intrantes civitaten, quousque lese civitati et 
judicio satisfecerint. — vitabunt civitatem per unum annum 
usque ad satisfactionem lesi — manebit extra civitatem per 
mensem unum usque ad condiguam satisfaciionem. — rument 
bie flat ein jar, bis gebezzert wirt bem rate, ber flete vnd dem verfer: 
ten. vrgl. das alte Stabtredyt bei Strobel, I, 548. fi. 

10) bei Strobel, I, 821. ff., $. 17—386. 
11) Stadtredt $. 82 bei Strobel, 1, 326. 
12) Stadtrecht von 1850 bei Waldy, VI, 17. — „ber jal rumen addir fits 
„gen uf eyn thor verten tage.“ 
40 * 
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gehabten Mord oder Todfchlag oder bei einem anderen Friebrud, 
bei weldyem die Privatrache zuläßig war, hatten die Verwandte 
bes Getödeten oder Verlegten und ber Verletzte felbft urjprünglis 
die Wahl zwifchen der Privatradhe und der Sühne und Ipäte, 
ſeitdem das Recht der Privatrache abgejchafft worden war, vie Wal 
zwifchen der Sühne und der Verfolgung ihres Rechtes vor Geridt 
Diefer Grundfaß findet fich bereits in allen Stabtrechten bes 13 
und 14. Sahrhunderts. Und auch im 15. Jahrhundert nod, a 
manchen Städten fogar noch länger, wurde nach biefen Grundick 
gehandelt 2). Wenn jedoch der Ankläger die freiwillig angeboten 
billige Buße („buzze div redelich vnde gefuge wäre”) nicht anne 
men wollte, jo follte in Augsburg die Buße von dem Stadtrall 
beftimmt und fodann von dem Gerichte der Ankläger zur Annahm 
ber Buße genötbiget und der Zingeflagte gegen ihn gefchäßt un 
gefchirmt werden ?2). Eben fo in Frankfurt ?). In Freifing jolten 
bie Richter und bie Bürger ben Angellagten gegen die Ankläge 
(die Freunde bes Verlegten) ſchützen („jullen jn dj richter vnnd dy 
„burger friven von enes fründten den er erflagenn hat“) und beie 
Theile nöthigen wieder gute Freunde zu fein („fo fol ſy der richter 
„vnd dj purger nöttenn das fy fründt fein".)*. In vielen Shit 
ten wurde der Anfläger, ber die ihm angebotene Buße nicht anne) 
men wollte, außerdem auch noch geftraft, 3.8. in Wien ®), in 
Wiener Neuftadbt ), in Helmburg T), in Nördlingen ®9) u. a m. 


1) Zwei ſehr merkwürdige Morbfühnen von 1285 u. 1288 bei Haut 
Zeitfchrift, VI, 21—25. vrgl. über Hannover die Zeitſchrift bes hike 
riſchen Vereins für Niederſachſen Jahrgang 1858, p. 269275. 

2) Stadtreht von 1276 bei Freyberg, p. 70. „Wolte aber ber clager be 
„buzze niht nämen div redelich vnde gefuge wäre. fo fol iener für dit 
„ratgäben gen. vnde fuln die ratgäben viere von in gäben. vnde ſwelhe 
„buzze die viere jchepfen bie fol iener nämen. vnde fol in niht fürbaj 
„noeten. Wolte er des den burgern wiber fin. fo fol der vogt vnde 
„die burger ienen noeten. daz er bie buzze neme. unbe fuln diſen di 
„wile ſchärmen.“ bei Walch $. 170. 

8) Stadtfriede von 1818 bei Böhmer p. 448. 

4) Ruprecht von Freifing, II, 18 u. 185. 

6) Stadtrecht von 1121, $. 22 u. 24. Stadtrecht von 1278 bei Lamb: 
der, II, 151. f. 

6) Stadtrecht, c. 61. 
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Nah fächſiſchem Recht verlor jedoch der Kläger nur feine 
Buße ?). 

Die geſetzlich oder vertragsmäßig feſtgeſetzte Vergleichsfumme 
wurde au in den Stäbten compositio oder compositio 
amicabilis genannt, 3. B. in Köln !0), in Soeſt 11), in Ens 12), 
in Wetzlar u. a. m. 12), öfters auch Wergelt, 3. 2. in Goslar, 
Halle, Magdeburg, Frantenhaufen u. a. m. 14), feltener jedoch im 
füdlichen Deutfchland. Denn außer in Augsburg !°), habe ich die 
Benennung Wergelt in Teiner fübbeutfchen Stadt, und auch in 
Augsburg in fpäteren Zeiten nicht mehr gefunden. Die gewöhn- 
liche Benennung in ſüddeutſchen Städten war Buße, 3. B. in 
Augsburg 1%), emendatio oder emenda 3.8. in Straßburg 17), 
in Wiener Neuftadt 18) u. a. m., dann satisfactio, 3. 3. in 
Freiburg 19), in Wien 20), in Wiener Neuftadt 2), in Straßburg 22), 
Söhnung 3. 3. in Nördlingen 22) oder Bejjerung, 3. B. in 
Straßburg ?*), in Heimburg 2%), in Nördlingen 2e). Sich mit dem 


7) Stadtrecht, c. 7 bei Senckenberg, vision. p. 275. 

8) Stabtreht von 1318, $. 3 bei Senckenberg, vision. p. 355. 

9) Sächſ. Lr. I, 6 8. 1. 

10) Urk. von 1169 bei Lacomblet, J. 802. 

11) Stadtrecht von 1120 8. 26. 

12) Stadtrecht von 1212 $. 21. 

18) Urk. von 1285 u. 1288 bei Haupt, Zeitjchrift VI, 21 u. 24, 

14) Goͤſchen, p. 85. Schöffenbriefe von 1285, $. 17, 18, 19 u. Bl., von 
1261, $. 37 u. 72 u. von 1304, $. 19, 27, 90 u. 112 bei &. u. St. 
p. 296, 862, 467 u. 472. Frankenhauſer Stadtrecht von 1558, art. 
12 bei Walch, IL, 886. Haltaus, p. 2081. 

15) Stadtrecht von 1156 in Mon. Boic. 29, p. 829. 

16) Stadtrecht bei Freyberg, p. 79. 

17) Stabtredht von 1249, $. 8, 16 u. 18 bei Mone, Anzeiger, VI, 24. 

18) Stadtrecht, c. 11. | 

19) Stiftungsbrief von 1120, $. 14 u. 17. 

20) Stabtredt von 1221, $. 22 u. 24. 

21) Stabtredht, c. 61. | 

23) Stabtredht von 1249, 8. 6, 7, 9 u. 15 bei Mone, Anzeiger, VI, 24. 

23) Stabtredit von 1818, $. 67. 

24) Stabtreht von 1270 8. 18 bei Mone, Anzeiger, VI, 28. 

25) Stadtrecht, c. 7 bei Senckenberg, vision. p. 275. 

26) Stadtrecht von 1318, $. 2 u. 8. bei Senckenberg, vision. p. 855. 
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Anfläger vergleichen, verjöhnen oder fühnen 27) wurde baber aud 
satisfacere oder Beſſern?s), ober fih vertragen gemanıt, 
z. B. in Ulm 29), öfters auch den Kläger ftillen oder ihm ent 
gelten, 3. B. in. Augsburg 29). 

Die Vergleihsfumme war auch in den Städten meilten: 
theils gefelich oder durch das Herkommen firirt. Daher iſt öfter 
von einem ganzen und halben Wergelt?t), von einer ganzen umt 
halben Buße, von einer ganzen und halben Beſſerung u. |. w. die 
Rede. Defters war indeflen die Vergleihsfumme nicht fu 
und dann follte die Buße und die Beſſerung in jedem einzelnes 
Falle feftgefegt werben, entwerer nach freiem Uebereinkommen ven 
den Parteien ſelbſt, oder nach billigem Ermeilen von dem Statt: 
gerichte oder von dem Stabtrath, 3. B. in Augsburg 22), in Rörk 
lingen 22), in Helmburg®), u. a. m. Daher war es in Bald, 
wie wir gejehen, möglich, daß ver Vater des Entleibten, ter 40) 
Pfund begehrt hatte, fi mit 80 Pfund begnügen mußte. 

Eine verſöhnte oder verglichene Angelegenheit durfte nict 
mehr vor Gericht gebracht, auch von dem Richter felbft nicht mehr 
dahin gebracht werden, 3. B. in Bern 25), in Altvorf ?%), in Fre: 


27) Schrae von Soeft, art. 131. — „mit ber juncvrowen Bronden fünen.‘ 
Schöffenbriefe von 1261 8. 84 u. 37 und von 1804, $. 27 bei X. u. 
St. p. 355 u. 455. Stadtrecht von Freiburg von 1275 bei Schreiber, 
I, 76. 

28) Stadtrecht von Straßburg $. 5. ff. bei Mone, Frankfurter Stabtfriede 
von 1818 bei Böhmer p. 448. 

29) Rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 525. — „vnd fi barzu mil 
„ber, bie er alfo geſchwecht, vertragen, gütlich ald rechtlich,“ 

80) Stadtreht von 1276 bei Freyberg, p. 50, 57 u. 70. — „er engelie 
„bem clager nah rehte — vnde fuln beide den clager geftillen alſo 
„daz er iht mehr clage.“ 

81) Schöffendriefe von 1285, $. 17—19 und von 1804, $. 112 bei T. u. 
Et. p. 297 u. 472. ° 

82) Stabtrecht bei Yreyberg, p. 70. 

88) Stadtrecht von 1818, $. 8. 

84) Stabtreht aus 18 sec., c. 7 bei Senckenberg, p. 275. 

35) Handfefle von 1218, 8.84. Si autem a vicinis suis, antequam causa 
ad judicium venerit, fuerint reconciliati, non tenentur judici 
super hoc respondere —. 

36) Srimm, 1, 17 $ 61. — „vnd ist, das nadıpuren, gefellen oder ander 
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ſing I), in Köln ?®) u. a. m. Die Berlegten nnd ihre Freunde 
und Verwandten hatten zwar die Wahl zwiſchen der Anklage und 
der Sühne. Wenn fie aber gewählt und ſich verfühnt hatten, jo fiel 
jodann, wie früher das Recht der Blutrache, jo nun auch das Recht 
‚der Anflage ganz weg. Aus demfelben Grunde durften ſich auch 
die Parteien nicht mehr vergleichen, wentgitens ohne Zuſtimmung 
des Richters nicht mehr vergleichen, wenn fte bie Sache vor Gericht 
gebracht und daſelbſt eine Anklage geftellt Hatten. Der Nichter war 
in einem ſolchen Falle berechtiget, die Parteien zur Fortſetzung ber 
Anklage zu nöthigen oder die Anklage ſelbſt zu übernehmen, 
3. B. in Freiburg 29%), in Ens 20), in Wien #1), in Heimburg #2), 
in Bern 42), in Kolmar 9), in Bremen #5) u. a. m. Denn der 
Richter hatte in diefem alle ein Recht auf eine Buße ober auf 
eine Beflerung erhalten, und biejes Recht durfte ihm ohne feine 
Zuftimmung nicht wieber entzogen werben, 3. B. in Bafel „umb 
„daß den Näten ihr Beflerunge nüt engange” 4%), in Lübed 47), 
in München 47°), in Wiener Neuftadt 49), in Wien, Heimburg u. 
a.m. Mannannteeine foldheohne Zuftimmung des Richters zu Stand 
gebrachte Sühne einen heimlihen Vergleich (compositio oc- 
culta oder reconciliatio occulta) #9), eine heimliche Sühne 


„biderlüt das in früntihaft bringent vnd fie verrichtent, jo bat im 
ein herr nüt nachzefragen.“ 

87) Ruprecht von Kreifing, I, 191. bei Weſtenrieder, g. 28, p. 30. vrgl. 
Schwäb. Lr. W. c. 288. 

38) Schiedeſpruch von 1258 Nr. 15 bei Lacomblet, II, 245 u. 249. 

89) Stadtrobel, $. 37. 

40) Stabtredt von 1212, $. 21. 

41) Stadtrecht von 1221, $. 81. 

42) Stabiredt, c. 7. bei Senckenberg, p. 276. 

43) Hanbfefie von 1218, $. 84. 

44) Stabtreht von 1298 S. 4. 

45) Reverfalien von 1246 in Assertio lib. Brem. p. 85. 

46) Gerichtsordnung aus 14. sec. bei Ochs, II, 371. 

47) Sad, I, $. 75, U, 8. 70 u. III, 8. 19. 

478) Stadtrecht, $. 129. 

48) Stadtrecht, c. 11. 

49) Stadtrodel von Freiburg, e. 87. Gerichtsorbnung von Bajel bei Ochs, 
IL, 871. = 
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(baimlichey ſyenung) 89), oder eine Haljüne®), oder Halefone®?) 
bas heißt eine heimliche Sühne von hal, helen oder verhehlen ®?). 
Mit Zuftimmung des Richters durfte man fih aber auch vor Ge 
richt noch, nachdem die Anlage bereits erhoben war, vergleichen. 
Denn die gerichtlichen Vergleiche waren natürlich eben fo zuläflig 
und giltig als die außergerichllichen *%). Daher heißt es öfters in 
den Stabtrechten und in den Gerichts: und Rathsordnungen, bie 
Parteien follten ſich gütlich oder rechtlich vertragen ober ver- 
gleichen 66). Und in Lübeck verglichen ſich im 14. Jahrhundert bie 
Verwandten des Erfchlagenen zuerft außergerichtlih mit dem Thäter 
und befannten jodann vor Gericht oder vor dem Stabtrath bas 
Wergelt empfangen zu haben 6%). Eben fo pflegten die Miſſethaͤter, 
welche in eine Freiung geflohen waren, fich von ihrem Aſyle aus, 
je nach den Umftänden mit oder auch ohne die Zuftimmung bes 
Nichters, mit den Verlesten und mit ihren Verwandten und Freun⸗ 
den zu vergleichen, 3. B. in Minden 57). Ueber ben zu Stand ge 
fommenen Vergleich wurbe öfters eine von Zeugen unterjchriebene 
Urkunde ausgefertiget, welche man Sühnebrief nannte 28). 

Das Recht der Parteien ſich zu vergleichen ift in mandhen 
Städten, z. B. in Bafel, bis zum breißigjährigen Kriege geblieben. 
Daher wurde daſelbſt noch im Jahre 1639 ein Fremder, ber eimen 


50) Stadtrecht von Heimburg, c. 7 bei Senckenberg, p. 276. Siadtrecht 
von Freiburg von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 76-u. 126. 

51) Stabtreht von Wien von 1221 $. 8l. occultam cum eo faciens 
compositionem que dicitur halsune. Stadtrecht von Ens von 1212 
6. 21. occultam faciens compositionem que in vulgari dieitur 
helsune. Stadtrecht von Kolmar von 1298, $. 4. — Die balfüne. 

52) in Sglau u. a. m. Tomaſcheck, Deutſches Recht in Defterreih im 18. 
Jahrh. p. 157. Not. 

58) Schmeller, II, 170. 

54) Schöffenbriefe von 1261, $. 34—87 und von 1804 6.27 bei T. u. St. 
p. 855 u. 466. 

55) Ulmer rothes Buch bei Jäger, Magazin, III, 528. 

56) Urk. von 1852 u. 1866 bei Pauli, Lüb. Zuftäinde im 14. Jahrhundert, 
p. 127, 219 u, 220. 

57) Privilegium von 1246 bei Scheid, orig. Guelf. IV, 202, 

58) Stabirecht von Nördlingen, 6. 67. 
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Bäder in der Stadt verwundet hatte, ohne beftraft zu werben aus- 
geliefert, nachdem er fih „mit dem Verwundeten abgefunden und 
ven Balbierer und Thurmhüter befriediget“ Hatte 59%), Dem 
Stadtrath war jeboch damals jchon, auch wenn ein Vergleich unter 
den Parteien zu Stand gekommen war, das Recht ber Verfolgung 
von Amtswegen vorbehalten. Daher erfannte der Rath im Jahre 
1635, „man möge wohl leiden, daß er fih mit des Entleibten 
„Freundſchaft vergleiche, doch an des Raths Gerechtſame 
„unpräjubicirlih und unabbrüchig, und daß der Ruf vor ſich 
„gehe" ©9). 

Schon zur fräntiihen Zeit konnten Miſſethäter nad) dem 
Recht der Kirche (secundum canonicam institutionem) den von 
ihnen begangenen Todfchlag durch Wallfahrten fühnen. Auf 
ihrer Pilgerfahrt durften fie freies Quartier, euer, Brod und 
Wafler in Anſpruch nehmen (ut lege peregrinorum — mansio- 
nem illi et focum et panem et aquam largiri.) Und bie Anwei— 
fung auf diefe Verpflegung nannte man tractaturia in peregrina- 
tione 9). Im Sabre 1288 wurde bie Abjendtung eines Pilgers 
über das Meer zum heiligen Kreuß vertragsmäßig zur Sühne eines 
Mordes beitimmt 2). 

Seit dem 14. und 15. Jahrhundert ift aber öfters ſogar an 
bie Stelle der Geldbuße eine geiftliche Strafe *?) oder auch bie Ver: 
pflichtung zu einer Wallfahrt, zur Errichtung eines Kreubes u. |. 
w. getreten. In diefem Sinne kommen z. B. in Amberg *) und 
anderwärts mehr in Altbaiern Wallfehrten nah Nom und nad 
Aachen, fogenannte Romfarten und Achfarten vor ®), in Hör: 
ter eine Aachenfahrt und eine Hetligenblutfahrt (Alenvart und eyne 
hilgenbloidesvart) *%), in Ulm drei Wallfahrten, eine nach Einfiedeln, 


— — — — — — — — 


69) Ochs, VI, 777. 

60) Ochs, VI, 774—75. 

61) Salzburg Formelbuch, c. 20 vrgl. c. 55 u. 56 in Quellen für Bair. 
Geſch. VII, 81. app. Marculf. c. 10. 

62) Urk. von 1288 bei Haupt, Zeitfchrift, VI, 28. 

68) Ruprecht von Freifing, II, 15 u. 17. 

64) Urk. aus 14. sec. bei Schenfi, Sammlung ber Freiheiten, u. |. w. 
H, 44. 

65) Urf. von 1478 im Oberbairifchen Archiv, XVII, 212. 

66) Urk. von 1498 bei Wigand, benfwürbige Beiträge für Geſch. p. 156. 
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— Andreas Zumeen, V. e 4 De sacramento iuratorie cautionis et 
amenio equalitatis. And bei Westphalen, IV, 2048 
“t Urrbebebrieie bei Schenfl, Sammlung ber Freiheiten, II, 4, 5, 7. 
27, 57, 48, 51, 52, &. 61, 67. 
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den Einem, der die Urphebe gebrochen, zwei Finger an ber rechten 
Hand abgehauen 7%), 

Das Recht der Barteien fih mit den Miffethätern zu 
vergleichen hat fi, in vielen Stäbten bis ins 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert erhalten. In Speier wurde dieſes Necht (das Recht „ſich 
„mit des Entleibten Wittiben in der Güte zu vertragen und ab: 
zufinden”) noch im 16. Jahrhundert begünftiget. Und erjt wenn 
fein Vergleich zu Etand kam fchritt dafelbft das Strafgericht, d. h. 
der Stadtrath, gegen den Thäter ein 75), In Baſel wurde noch 
im Jahre 1548 eine Nothzucht, nachdem die Frau um ihre Unfchuld 
zu beweilen fi in den Rhein geftürzt hatte, mit Zuſtimmung 
bes Ehemanns verglichen 7%. In den Städten der Mark Branden- 
burg war die Sühne noch nach ber Polizeiordnung von 1540, c. 13. 
zuläßig. -Und in Zelle haben fi die Parteien nody im Sahre 
1600 über einen Todſchlag verglichen 77). Erſt feitvem das Berfah: 
ren von Amtswegen zur Negel geworden war, famen dieje Ver: 
gleiche, da fie nun die Strafgerichte vom Einfchreiten nicht mehr 
abhielten, außer Gebrauch, oder fie wurden auch ausprüdlich ver: 
boten. Das Lebte geſchah in Dänemark, indem Ehriftian V alle 
vor dem Straferfeuntniffe mit den Freunden und Verwandten des 
Ermordeten eingegangenen Vergleiche verbot und verorbnete, daß 
wenn auch ein ſolcher Vergleich vorliegen follte, die Stabträthe den- 
noch einjchreiten follten 78). 


Richterliche Buße und Loskauf der Strafe. 
S. 554. 


Von biefer gefeglichen und vertragsmäßigen Vergleichsſumme 
(compositio) verjchieden war nun die an ben Richter, fpäter an 


74) Ochs, V, 178, 179, 867 u. 879. 

75) Lehmann, p. 290. 

76) Ochs, VI, 489. 

77) Urt. von 1600 Bei von Billow und Hagemann, Erörterungen, IL, 260. 
„Hent. Siefen hat Helmde Meinecken Sone vendtleibet, gleidt erlanget, 
„mit ber Freundſchafft fi vertragen, giebt zu Straff 20 fl.“ 

75) Höyelsinus, leg. Dan. lib. VI, c. 6 $. 20, p. 488. 
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ben Zandesherrn zu entrichtende Buße, welche öfters ebenfalls 
eine Bejjerung genannt worden ift, z. B. in Frankfurt !). Rad: 
dem nämlich der Friede unter den Parteien bergeftellt und die Par: 
teien unter fih wieder verfühnt waren, mußte auch der öffentliche 
Frieden, den der Miſſethäter durch feine That verloren hatte, wieder 
bergeftellt und der Thäter mit der öffentlidhen Gewalt verföhnt 
werden. Diejes geſchah mittelft Erlegung der richterlichen Duke, 
3. B. in Flensburg 2), in Apenrabe 2), in Frankfurt u. a. m. Dice 
Buße durfte indeffen der Richter erft dann nehmen, wenn der 
Verletzte befriediget, ihm alfo die gejchlich oder vertragsmäßig be: 
ſtimmte Vergleichsſumme entrichtet worden war, z. B. in Aust 
burg ®), in Frankfurt 5) u. a m. Denn vorher, ehe ber Berlehte 
befriediget war, erhielt‘ ver Miffethäter keinen Frieden. Der Richter 
durfte daher auch das für ben wieberhergeftellten Trieben zu ent: 
rihtende Friedgeld (fretum) noch nicht annehmen. Durch die Er 
legung dieſes Friedgeldes wurde nun der öffentliche Frieden erfauft 
und dadurch der Mifjethäter mit der öffentlichen Gewalt wie 
verföhnt. Darum wurde das Friedgeld zuweilen auch ein Frie 
denstauf (fredkiöb, frithkaup) u. ſ. w. ®) oder auch ein Söne: 
geld oder ein Wergelt genannt, 3. B. in Flensburg 7), in Aper⸗ 
rade ®) u. a. m. Seitdem jedoch das Verfahren von -Amtöwegen 


1) Stadtfriede von 1818 bei Böhmer, p. 448. 

2) Stadtrecht, c. 66 im Corpus constit* Slesvic. II, 202. „Sleit an 
„Borger enen anderen Borger bot in ber Stat, und mert vrebelot 
„fwaren vom VII Santmans, fa feal be Böten deme Ranbeöheren 4 
„Mark —“ 

8) Stadtrecht, c. 71 im Corpus const. cit. II, 885 - 86. Si quis ind 
vitate hominem interfecerit et super hoc pace privatus faenit 
per octo veridicos satisfaciat domino terrae in 40 marcas. — 
vrgl. noch c. 72, p. 886. 

4) Stadtrecht von 1276 bei Freyberg p. 70. „vnde fol auch ber vol 
„feine buzze nämen. e. daz ber clager geftillet wärbe.” bei Wald, 
8. 170. 

5) Stadtfriede von 1818 bei Böhmer, p. 448. 

6) Schildener, Buta Lagh, p. 9. 

7) Stadtrecht, c. 66 im Corpus Coest. II, 208. Stabtredt, c. 72 M 
Westphalen, IV, 1928. 

8) Stadtrecht, c. 71 im Corpus constit. Il, 886. 
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zur Regel geworden war, feitbem wurde auch die Erhebung der 
richterlichen Buße unabhängig von der den Parteien zu entrichten- 
den Bergleihsjumme. Die richterliche Buße konnte daher nun von 
dem Richter erhoben werben, gleichviel ob der Verletzte befriediget 
war oder nicht. Diefe Buße verlor jedoch ſeitdem ihren urfprüng- 
lichen Charakter. Sie hörte auf ein Friedgeld, ein Friedenskauf 
und ein Sönegeld zu fein und wurde vielmehr eine wahre Strafe. 
In manchen Städten trat frühe ſchon außer ber vichterlichen Buße 
auch noch eine Strafe ein, 3. B. in Frankfurt eine Verbannung 
auf ZJahresfrift 9). 

Wie die Parteien, fo durften fich übrigens auch die Nichter 
und die Inhaber der öffentlichen Gewalt, alfo in fpäteren Zeiten 
die Landesheren mit dem Miffethäter vergleichen, denn felbit bie 
Leibes- und Xebensftrafen durften mit Geld gelößt wer: 
ben. In Mainz durfte der erzbiichöfliche Waltbot, wenn der Be: 
ftohlne fi mit dem Dieb verjöhnt hatte, den Dieb entweder bän- 
gen oder fich mit ihm um eine gewiffe Summe vergleichen (din⸗ 
gen) 10). Eben fo durfte der Waltbot daſelbſt ven bet einer Chriftin 
gefundenen Juden entweder ftrafen oder fich mit ihm um eine Gelb- 
jumme vergleihen. („Auch wan ein waltpode einen juden bei einer 
„Sriftenfraumwen oder maide funde, — do fal man dem juden fein 
„Ding abeſniden und ein aug usftechen, und fie mit ruden us ja- 
„gen, oder fie mogen umb eine ſumme darumb dingen!!). 
Daſſelbe Recht Hatten das Stabigeriht In Hannover 12), der Vogt 
in Augsburg 12) und der Richter in Ißni !*), in Köln 15), in Eich: 


9) Stabtfrieve von 1818 bei Böhmer p. 448. 

10) Grimm, I, 582. „ob e8 bes klegers will if, jo muß ine ber waltpod 
„tun benfen. Sünet ſich ber bieb mit dem Fleger, daß dem Fleger genug 
„geichiet uud dem waltpoden danfet, fo mag er in wol toben, ob er 
„will, oder mit ime barumb bingen das er lebendig bleibe.“ 

11) Srimm, I, 588. 

12) Brief und Ratbefprud von 1486 bei Grupen, observ. rer. et anti- 
quit. p. 65. „alfo hefft be fin Tif ghelöfet myt gude — de ge: 
„loſet hedde Hub unbe har vor gerichte.* — 

18) Stadtrecht bei Freyberg, p. 75. und bei Wald, $. 198. 

14) Urf. von 1865 bei Jäger, Magazin, IIT, 229. f. — „fo ift dem Ge: 
„richt fin Hand gefallen abzeichlagen, es fye dann, daß er bie Hand 
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ftätt 10), in Wiener Neuftabt 17), in Freiſing 17a), in Schleswig u. 
a. m.19). Aus diefeom Recht die Leibes- und Rebensftrafen zu lößen 
iſt fpäterhin, nachdem das Necht von dem Richter an den Landes⸗ 
herrn übergegangen ober vielmehr von biefem vorbehalten worden 
war, das landesherrlihe Begnadigungsredht hervorgegangen. 
Nach den Rechtsbüchern follten jedoch diejenigen, welche das ihnen 
mit Necht aberfannte Xeben, oder die Hand löfeten, rechtlos fein 19). 


Derfahren bei handhafter hat. 
6. 555. 


Das Strafverfahren war verfchieden, je nachdem bei hand 
hafter That oder bei übernächtiger That prozebirt ward. Auch trat 
bei der übernäcdhtigen That wieder eine Verfchiebenheit ein, je nad}: 
bem gegen einen bis dahin unbefcholtenen Dann oder gegen einen 
jogenannten ſchädlichen Mann eingeichritten werden folltee Ein 
eigenthümliches Verfahren trat endlich auch noch bei dem Inzicht⸗ 
prozeß ein. Es muß daher von jedem einzeln gehandelt werben. 

Handhbafte That war vorhanden, wenn ber Friebbrecher 


„von mir löſe mit zehen Pfund Pfenning, das mag er wolthuen, von 
„uns, und nicht von dem gericht." Die Losfaufsfumme follte demnach 
in Ißni an den Landesheren, und nicht mehr an das Gericht entrichtet 
werben, 

15) Sciebsiprud von 1258 Nr. 15 bei Lacomblet, II, 245 u. 249. dici- 
mus, quod sufficere debeat, si cum judice et actore compo- 
natur. 

16) Grimm, III, 629. — „und leib und gut verlür mit recht, unb unſers 
„berren wär, ber mag fich ledig und los machen mit X pfunb lands 
uf gnad.” Auch bier fiel demnach bie Losfaufsfumme an ben Landes: 
berrn. 

17) Stabtredt, c. 57 u. 98. 

178) Ruprecht von Freiſing, I, 68, 185, 188, II, 59, 65 u. 99. 

18) Stabtredt, c. 3 u. 4 in Corpus constit. II, 4. — „verbridt jeinen 
„Kopf und verlieret all fein Gut, ober er vertrage ſich mit dem Her: 
„zoge und dem Rathe nad ihrer Gnade * — „den joll man bie Hand 
„abbauen oder abſchneiden, oder er mag es nad) Gnaben (mit Gelb) 
„beſſern.“ vrgl. Meine Geſch. ber Markenverfaffung, p. 371 u. 372. 

19) Sädj. Lr. I, 65 $. 2. Schwäb. Lr. W. c. Bl. und Laßb. c. 100. 
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auf der. That ſelbſt vder auf der Flucht ergriffen worden war ). 
Man nannte daher das Ergreifen auf hanbhafter That ein Ergrei- 
fen auf friſcher That?), in verfher Dat?) mit farſcher 
Daht 9, in recenti®), in ipsa :actione malefici, i. e. 
hanthaft deprehensus®), in ipsaactione, i.e. ander hant- 
haft?), in ipso actu cum gladio cruento deprehensus, oder 
„begriffen an der ftat mit blutigem ſwert“8), „beholden up der 
„Stebde”®), in opere et manufacto deprehensus !°), in ve- 
ritate facti deprehensus !!), „in der woren Tat gefunden“ 
— in facto deprehensus 12), manifesta actione deprehen- 
sus 12), „begrepen bi flapender det“ 1%), „ander warm Handt 
Getat* 15), begreift man in an der hannttat ober an ber 
bantgetat!®), deoppe der jhinbaren Daet begrepen worde IT), 
si palam in furto deprehendatur !®). 

ALS handhafte That wurde ed au betrachtet, wenn 


1) Sädjf. Lr. II, 385. Schwäb. Lr. W. c. 264. 
2) Sächſ. Weichbild, art. 88. Magdeburg. Schöffenbrief von 1304, $. 8 
bei T. u St. p. 451. Kölner Schöffenweisthyum von 1875 bei Grimm, 
II, 747. 
8) Goslar. Stabtrecht bei Göſchen, p. 42. 
4) Apenraber, Stadtrecht, art. 72 in Corpus constit. Slesv. II, 886. 
5) Stadtrecht von Dortmund $. 9. 
6) Stadtrecht von Wiener Neuſtadt, c. 4. 
7) Stadtreht von Wien von 1221, $. 4 und von 1278 bei Lambacher, 
II, 148. 
8) Stadtrecht von Brünn bei Rößler, p. 348. 
9) Stadtrecht von Lüneburg, c. 8 bei Dreyer, p. 868. Bei Kraut habe 
habe ich dieſe Stelle nicht gefunden. 
10) Stadtrecht von Ens, von 1212 8 4. 
11) Stadtrecht von Eger von 1279 $. 6. 
12) Stabtreht von Leobſchütz von 1270 $. 17 bei T. u. St. p. 875. 
18) Hal. Schöffenbrief von 1235 $. 18 bei T. u. St. p. 296. 
14) Stadtrecht von Goslar bei Göſchen, p. 86. Bremer Statut von 1808 
bei Oelrichs, p. 96. — „bi fclapender bhet. — 
15) Stadtrecht von Rain von 1882 bei Lori, p. Bl. 
16) Ruprecht von Freifing, II, 85. Stabtreht von München, $. 249. 
17) Gerhardi et Nicolai leges bei Dreyer, vrm. Abhl. II, 1011. 
18) Urf. von 1014 und 1056 bei Schannat, II, 41 u. 57. 
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ber Thäter zwar nicht auf frifcher That, wohl aber im Beſtze einet 
fihtbaren Zeichens der That, d. 5. eines von dem Verbrechen kr: 
rührenden Gegenftandes oder Werfgeuges, verhaftet worden, oder 
wenn eine Spur der That vorhanden und biefe vor Gericht gebradt 
worden war. Es wurde demnach als handhafte That betradtet 
wenn ber Dieb oder Räuber mit dem geſtohlnen oder geraubten 
Gegenftande oder im Befite dieſes Gegenftandes 19), oder ber Mir: 
ber oder Todſchläger mit dem blutigen Schwert oder mit de 
fonftigen Waffe verhaftet und vor Gericht gebracht worden war?”). 
oder wenn der Leichnam des Erſchlagenen 21), oder die Hand, ot 
eine Locke von den Haaren ober das Gewand des Ermorbeten ver 
Gericht gebracht worden war 22). Dafjelbe war der all bei eine 
Verwundung, wenn ber Verwunbete felbft bet Gericht erſchit 
nen war und feine Wunde vorgezeigt hatte 23); bei einer Brand 
ftiftung, wenn ein Brand vor Gericht gebracht worden war’); 
bei einer Noth zucht, wenn die genothzüchtigte Frau mit zerriie 
nem Gewand und mit fliegenden Haaren vor Gericht gekommen, 
oder das mit Blut beflefte Gewand der Frau vor Gericht gebracht 
worden war 25) u. |. w. In allen dieſen Fällen, im denen dem 
Gericht ein ſichtbares Zeichen gleichfam als Ueberführungsitid 
vorgelegt werden Fonnte, durfte gegen den fpäter ergriffenen Thäte 
eben fo verfahren werben, als wenn er in handhafter That verbal: 
tet und vor Gericht ‘gebracht worden wäre. Denn das vor Gericht 


19) Magdeburg. Schöffenurtheil, Gap. 4. dist. 1. bei Zobel, p. 501. Edit: 
fenbrief von 1804 8. 82 bei T. u. St. p. 465. Sächſ. Lr. II, 35% 
64. Sächſ. Weichbild, art. 114. Schwäb. Lr. W. c. 264. 

20) Stadtrecht von Wien von 1278 bei Lambacher, II, 148. — „an M 
„Hantthafft aut sanguinolento gladio, cultello.” Magdeburg. Eh 
fenbrief von 1804 $.18. beiT. u. St. p.453. Sächſ. Weichbild, art. 114 

21) Sächſ. Er. II, 64 5. 8. Stabtreht von Memmingen, c. 4 u. 5. 

22) Stabtreht von Memmingen, c 8. — „mag aber ber lager bed ermuf 
„ten haurs ain lot gehaben oder fins gewands” —. 

28) Schöffenbriefe von 1261, $. 64 u. v. 1804, $. 187 bei T. u. Et. p. 
860 u. 476. Sächſ Lr. I, 68. Sächſ. Weichbild, art. 88. 

24) Stabtreht von Memmingen, c. 8. — „ift ez aber vmb brand, hal 
„benn ber lager ber bränd ain“ —. Stadtrecht von Bamberg, $. 14 

25) Stadtreht von Bamberg, $. 145. 
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gebrachte Leib⸗ ober Leichzeichen hatte diefelbe Kraft, als wenn ber. 
Zeichnam felbft vor Gericht gebracht worden wäre 2%). Die Ge- 
richtsordnung von Bafel von 1639 ſchreibt daher vor, daß der „Ge⸗ 
„richtsknecht das Wahrzeichen anftatt der Todtenbahr in 
„Recht ſtellen“ jolle 27). Die That wurde alsdann als handhafte 
That betrachtet. (tamquam si injuria recens existeret) 2°). Man 
nannte daher dieſes fichtbare Zeichen jelbft Hanphaft?29) oder 
Hantſchafft 20), oder Handgetat 3), handhaftige That 22), 
farſche That), factum manuale et manifestum ®%), 
oder auch bloß That), wahre That (waren tat3%) oder wa⸗ 
rentat) 27), ſcheinbare That (Ichinbare Tat oder handhafte Dat, 
de bar fchinbare is) 3%), blicken de That (bliginde Dait 2%) „fryfche 


26) Elbinger Urf. von 1288 bei Wölfy, monumenta historiae Warmiensis 


(Ermland, I, 169. „aljo daz ein Lichezeichen bracht wart, baz diefelbe 


„eraft hatte vor gerichte als ob der tote man fegenwertig were.“ 

27) Ochs, VL 787. 

28) Stadtreht von Magbeburg von 1188 $. 5 bei T. u. St. p. 268. 

29) Stabtreht von Wiener Neufladt, c. 1. cum evidenti intersigno 
quod in vulgari dicitur hanthaft. Stadtrecht von Bamberg, $. 140 
u. 144—147. 

30) Rupredt von Zreifing, II, 100. Stadtrecht von Regensburg bei Frey: 
berg, V, 80. 

31) Schwäb. Lr. W. c. 82. „Swen man mit ber bantgetat begrifet* —. 

32) Magdeburg Schöffenbrief von 1304 $. 17 bei T. u. St. p 458. „Daz 
„mit ber banthaftigen Tat vor gerichte — „bie Bewifunge heizet hand⸗ 
„baftege Tat“ — vrgl 9. 18 u. 116. 

33) Stadtreht von Apenrade, art. 72. in Corpus constit. Slesvic. II, 
886. — „gegrepen mit ber farſcher Dabt“ —. 

84) Stabtreht von Minden von 1246 in Orig. Guelf, IV, 202. 

85) Magdeburg Echöffenbrief von 1804 $. 18 bei T. u. St. p. 458. — 
„Da man einen Dan mit der Tat, mit Dube oder mit Roube be: 
„greift. — 

86) Stabtreht von Brünn $. 217. 

37) Stadtrecht von Prag bei Rößler, p. 26. 

88) Herforter Schöffenbuch um 1350 bei Meinders, p. 292. — „hefft ge- 
„bracht gefangen und gebunden in bat Gerichte mit ber Ihinbaren 
„Dait — und p. 291, 298 u. 294. — „iit in der handhafftegen Daet 
„begrepen, de noch ſchinbahr if, und hefit eine mit dem Schine 

v Maurer, Städteveriafjlung. ILL 41 
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„blychende daet“ 4%) oder „eyne blijchrnde Dait ind offene won⸗ 
„den“ Mt), Schein das heißt Augenfchein #2), blidende Schein 
(blihen ſchyn) 42), blickende Schyn, blychende Schyn u. |. w. *), 
leibliche Schein), Schuld, rechte Schuld oder wahre 
Schul), Schub 1), rehte Schub oder waare Schub), 
Wahrzeichen oder Worzeichen 9), oder leiblihes Wahr: 
zeichen (liflik warteten), beftehend meiltentheils in der Hand bes 


„gebracht in bat Gerichte” — Magdeburg. Schöffenbrief von 1304, 
8. 18 u. 116. Sädf. Er. IE, 64 $. 8. Sächſ. Weichbild, art. 86. 

89) Kölner Urf. von 1169 bei Racomblet, I, 802. Haltaus, p. 172. 

40) Ennen, Geſch. I, 569. Not. 

41) Quellen zur Geld. von Köln, I, 185 u. 186. 

43) Herforter Schöffenbuch bei Meinders, de jud. cent. p. 291. u. 298. 
— „be baet betügen mit den Shine — Sint he ene beift gebracht 
„gefangen unde gebunden in bat gerichte mit beme Shine — und 
„hefft eine mit dem Schine gebradt in dat geridhte —. De Fleger 
„Iholle ene vortügen (id est overtügen) mit bem Shine unb mit 
„jeven Hanben“ —. Haltaus, p. 1607 u. 1608. 

48) Kölner Schöfjenweistbum bei Grimm, II, 747. 

44) Haltaus, p. 172 u. 178. 

45) Haltaus, p. 1607. 

46) Lindauer Urf. von 1821 u. 1832 bei Heider p. 651, 662 u. 658. — 
„bey dem dui ware Schulde funden werde — vmb Schuld bie bey ihm 
„funben wärt — mit rechter Schuld für ihr Gericht bracht würd" —. 

47) Schub nannte man zumal ben vor Gericht gebrachten geflohlnen oder 
geraubten Gegenftand. Ruprecht von Freifing, Il, 88, p. 272. nad 
bem Mpt. von 1828 — „fol in bes raubs vbergommen mit dem 
„Hub. bat man bes ſchubs nicht man fol vber in Zeugen mit 
„fiben mannen.” Stabtredht von Augsburg bei Freyberg, p. 57 u. 59. 
„Swer den andern vf ber ſtrazze beraubet. wirt er an ber Hantgetat 
„begriefen. jo bedarf man keins andern geziuges wan bes [Hubes — 
„onde mag er des ſchubes niht gehaben. jo fol er in felbe fibende 
„vberziugen“ — vrgl. das Stadtrecht bei Wald $. 114 u. 120. Stabi: 
recht von Memmingen, c. 2 u. 8. — „wär denn ber [hub ze gagen 
„vor gericht — ift aber ber [hub nit ze gagen“ — vrgl. noch Gtabt: 
teht von München $. 249 a. E. Schwäb. £r. W. c. 89. 

48) Lindauiſche Urk. von 1821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 6853. 

49) Basler Urk. von 1468 bei Heusler, p. 205. Gerichtsorbnung bei Ochs, 
VI, 784 ff. 
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Srmorbeten ®%), oder in dem blutigen Schwert oder Mefjer St), ſo⸗ 
dann Reibzeihen®?), Leichzeichen (Lichezeichen) oder auch bloß 
fihtbares Zeihen®?) Defters nannte man aber auch biejes 
fichtbare Zeichen, wenn von einem Diebitahl oder Naub, von einer 
Faͤlſchung, von einer Brandftiftung oder von einem Todſchlag die 
Rede war, felbft einen Diebftahl ober NRaub®t), eine Fälſch⸗ 
nngs®), einen Brandee), oder einen Todfchlag®?), wiewohl 
nur der geftohlne ober geraubte Gegenftand, der Leichnam des Ge: 
töbeten, die verfälfchte Urkunde oder ein Stüd von bem angebrann- 
ten Holze als das fichtbare Zeichen gemeint war. 


S. 556. 


Um nun bei einem Mord oder Todfchlag den Beweis ber 
bandbhaften That zu erleichtern und ihn, wenn ber Thäter 
nicht auf der Stelle verhaftet und vor Gericht gebracht werben 
fonnte, für das Spätere Verfahren zu fihern, war meilten: 
theils vorgefchrieben, daß der Leichnam bes Ermorbeten vor Gericht 
gebracht und ohne Erlaubniß bes Nichters nicht beerdiget werben 
jolle 1); daß das Gericht, wenn ber Ermordete nicht vor Gericht 


50) Rugian. Laubebraud, tit. 19 u. 22, 

51) Ruprecht von Freifing, II, 14. 

52) Schöffenbrief von Brünn, $. 867. — pro homicidio querimonia 
signum occisionis vulgariter dietum Leibzeichen coram judicio —. 

53) Stadtreht von Wiener Neuflabt, c. 1. 

54) Stadtreht von Ulm von 1296 $. 35 bei Jäger, Um, p. 784. si sine 
furto fuerit deprehensus fur. — Stabtredt von Memmingen von 
1396, c. 2. „wenn aber der fhub vnd dbiubftal nit ze gagen if" — 
Stadtrecht von Freiberg, c. 19 bei Schott, III, 206. 

55) Stadtrecht von Freiberg, c. 7 bei Schott, III, 188. „den valjch in 
„bie hant binden” —. 

56) Stadtreht von Memmingen, c.8. — „bat benn der Hager der bränd 
„ain® —. 

57) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 74. — „daz ber tobilac da 
„äegagen war.“ bei Wald $. 186. „daß ber tod ba endgagen 
„Hat" — 

1) Etadtreht von Memmingen, c. 4. Stadtr. von Lüneburg, c. 56 u. 
9%. Stadtr. von Erfurt von 1806, $. 30 bei Wald, I, 112. Blut: 
gerichtöformel in Assertio Brem. p. 701 u. 708. . 

41 * 
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gebracht werben konnte, die Todenjchau vornehmen und ſich zu bem 
Ende zum Leihnam begeben und ihm ein Wahrzeichen abnehmen 
ſolle 2), daß die Hand des Ermordeten nicht vor flattgehabter Sühne 
beerdiget werden ſolle); daß dem Ermorbeten, wenn er vor Ge: 
vicht gebracht worden, die Hand oder ein anderes Wahr: oder Leib: 
zeichen noch vor Gericht abgenommen und biejes Leibzeichen ſodann 
bei Gericht bewahrt, wenigftens nicht ohne Erlaubniß des Richters 
beerdiget werben folle, um e8 dem Thäter, nachdem er verhaftet 
worden, vor Gericht vorzeigen zu koͤnnen %. Und man nannte 
bie Befihtigung des Leichnams, eine Art von Leichenſchau, das 
Fahrrecht, und die Ablößung der Hand eine -Handlößung, 
eine Lößung des Keibzeihens, die Hand abridhten, die 
Hand aflaten ober afleden, ober au die Hand halen. Zu: 
weilen begnügte man fi auch mit einer wächfernen Hanb und 
bewahrte biefe ſodann bei Geriht®). In Bafel follte noch im 
17. Sahrhundert ein folhes Wahrzeichen, beitehend in einer 
Haarlode oder in einem Stüd von der blutigen Wunde oder von 
dem Hemb des Entleibten, von dem Gerichte genommen, in ein 
Heines Kijtchen („in ein neues Schinvellädlein”) gelegt und ſodann 
beit Gericht verwahrt werden ®). Auch nach der bamberger Hals: 
gerichts Ordnung ſollte noch ein folhes Leibzeichen genommen 
und bei Gericht verwahrt werben ?). Erft die peinlihe Halsge⸗ 
richts Ordnung Karls V erwähnt diejes Leibzeichens nicht mehr, 
verlangt vielmehr jtatt deſſen die Aufnahme eines Befichtigungs 
Protokolls 8). Aus demfelben Grunde nun, um den Beweis ber 
bandhaften That zu erleichtern und die handhafte That zu bezeich- 
nen, jollte dem Dieb und Räuber der geftohlne und geraubte Ge: 
genftand, dem Todjchläger und Mörder das blutige Schwert, dem 


2) Basler Gerichtsordn. bei Ochs, VI, 782 ff. 

3) Hannöverjihe Urk. von 1480 in Zeitfchrift des hiſtoriſchen Vereins für 
Niederſachſen. Jahrgang, 1868, p. 275. 

4) Basler Serichtsordn. bei Ochs, VI, 784. 

5) Stadtreht von Lüneburg, c. 90. Rugian. Landsbrauch, tit. 19 u. 22. 
Dreyer, Einleit. Lübiſch. Verordn. p. 416 u. 417. 

6) Verordnung von 1689 bei Ochs, VI, 7847885. 

7) Bamberg. Ordn. art. 229, 230 u. 282. 

8) Peinlihe Halsger. Drbn. art. 149. 
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Falſchmünzer dic falſche Münze, dem Fäljcher die gefälichte Ur: 
funde, dem Brandſtifter ein Stüd von dem Brand, dem Noth: 
züchtiger das mit Blut befleckte Frauenkleid, dem Landzwinger feine 
Handhaft an ben Hals, an die Hand oder auf den Rücken 
gebunden, und er fo vor Gericht gebracht und, wenn biejes 
nicht mögli war, wenigitens von den Schöffen befichtiget und 
beſchaut und fodann dem Gericht darüber Bericht erftattet werben). 

Endlih wurde e8 auch noch als eine handhafte That 
betrachtet, wenn zwar ber Thäter nicht verhaftet, ihm auch fein 
Zeichen der That abgenommen unb audy feine Handgetat bei ihm 
gefunden worden war, wenn er nur auf ber Stelle, auf der 
handhaften That, befhrien und das Gerüfte von den Leuten 
gehört 1%), und daß das Gerüfte erhoben jpäter nachgewielen wor: 
den war 11). Durch die Erhebung des Gerüftes wurde nämlich 
bie That offerffundig. Jeder, der das Nothgefchrei gehört hatte, 
mußte herbeieilen und dem Thäter nacheilen, um ihn wo möglich 
zu verhaften, und fpäter bei’ Gericht über das was er gejehen und 
gehört hatte Zeugniß abzulegen. Tie Erhebung des Gerüftes hatte 
demnach einen doppelten Zweck. Es follte durch das erhobene Ge: 
Schrei das Verbrechen konſtatirt und offenkundig gemacht und außer: 
bem baburch auch noch die Verhaftung des Verbrecher und der 
Zeugenbeweis möglich gemacht oder doch erleichtert werden. Wenn 
daher auch auf das erhobene Gefchrei niemand herbeigeeilt und der 
Verbrecher auch nicht verhaftet worden war, fo reichte es, wenn das 
Geſchrei von den Leuten gehört worden war, und dieſes nachge- 
wiejen werden konnte, dennoch bin, das Verbrechen zu fonjtatiren 


9) Stadtrecht von Ulm von 1296, $. 85 u. 86 bei Jäger, Ulm, p. 784. 
von Freiberg, c. 7 u. 19 bei Schott, III, 188 u. 206. von Lüneburg, 
c. 55. von Bamberg, $. 141—147, 152 u. 154. Ruprecht von rei: 
fing, IL 50. Bamberger Centgerichts Drbnung bei Zoepfl, p. 130-- 
185. Diele Beifpiele bei Dreyer, Nebenftunben p. 124—126. 

10) Sächſ. Lr. III, 9. $. 5. 

11) Stadtrecht von Magdeburg von 1188 $. 5 bei T. u. St. p. 268. — 
aut si aufugerit, si postmodum ille, qui lesus est, reum invene- 
rit, et injuriam suam testibus idoneis se proclamasse probare 

“ potuerit, tamquam si injuria recens existeret ei satisfaciat. Sächſ. 
gr. II, 9. $. 6. 
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und offenfundig zu machen, und deshalb die That zu einer band: 
haften That zu machen. (tamquam si injuria recens existeret, 
wie es in dem alten Stadtrecht von Magdeburg beißt). 


$. 557. 


Das Berfahren bei handhafter That brachte dem An: 
Höger jehr große Bortheile Daher erflärt ſich die Sorgfalt, 
mit welcher die Weberführungsftüde (die Hand des Erichlagenen, 
eine Haarlode von ihm, das blutige Echwert oder Gewand u. f. w.) 
bei Gericht bewahrt und die Fälle ver bandhaften That und was 
Alles als ſolche betrachtet werben folle in den Stadtrechten beitimmt 
zu werben pflegten. Jede hanbhafte That febte eine gewifle Offen- 
funbigleit voraus. Daher follte die Anklage mit Gerüfte erhoben 
werben. Es follte das auf frifcher That außergerichtlich erhobene 
Geſchrei bei Gericht wiederholt werben. Es follte aber auch dann - 
mit Gerüfte geflagt werben, wenn aufßergerichtlich fein Geſchrei 
erhoben worden war, wenn nur die That als eine handhafte That 
betrachtet werden konnte. Es follte auch in diefem Falle, 3. 2. 
wenn man ein Weberführungsftüd, einen Schub oder ein anderes 
ſichtbares Zeichen in Händen hatte, mit Gerüfte geflagt werben. 
Denn biejes war bie Form der Anklage bei handhafter That !). 
Und man nannte auch das gerichtliche Gefchrei, mit welchem bie 
Anklage begann, wie das außergerichtliche Gefchrei, ein Gerüfte, 
Gerüchte ober aud Beruefft?), dann ein Zetergefchrei, 
Waffengefhrei, Waffenruf, Waffengerüchte oder auch 
Waffnat Ja, Waffennat Ja oder Waffnach jo, Morden 
jo u. |. w.?), Waffenheiz y, tho Jodute 5), tu NModute®) 


1) Sächſ. Lr. II, 64, $. 1-4. Magdeburg. Schöffenbrief von 1804, 
$. 18 u. 114—116 bei T. u. St. p. 458 u. 472. Sächſ. Weichbilb, 
art. 36. 

2) Ruprecht von Freifing, II, 86. 

8) Bamberger Centgerichts Orbnung bei Schuberth, p. 248. und bei Zoepfl, 
p- 130, 183 u. 135. Bamberger Halsgeridhts Drdn. art. 238. 

4) Stabtreht von Salfeld, art. 1. bei Wald, I, 18. Regensburger 
Friedensgerichtsbuch bei Freyberg, V, 67. 

5) Bremiſche Blutgerihtsformel in Assertio, p. 701. 

6) 3. 8. in Berlin. Fidicin, I, 155. 
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oder Tojodnte?), ein Benufft oder Binufft 8), oder auch bloß 
bas Gefhrei?), oder ven Schret!0), den Ruf, Ruef oder das 
Gerueff, zu gleicher Zeit in ber Bedeutung eines fchlechten Rufs 
oder eines Gerüchtes, in welches das gerichtliche Gejchrei und Ge- 
räfte brachte 12). 

Die Klage mit Gerüfte brachte große Vortheile. Daher durfte 
nur in ben gejehlich beftimmten Fällen, nur bei hanbhafter That, 
mit Gerüfte geflagt werben. Wer es in einem anderen Falle that, 
wurde geftraft 12). Mit Gerüfte jollte indeſſen in allen Fällen ber 
bandhaften That, jogar beim gerichtlichen Zweikampf geflagt werben. 
Da nämlich der gerichtliche Zweikampf nur bei einer fampfwürbigen 
That zuläßig war, jo hatte, ehe der Zweikampf geftattet wurde, 
ein Borverfahbren über dieſe Borfrage flat. Und aud 
diefes Borverfahren follte mit Gerüfte begonnen und in den For⸗ 
men des Verfahrens bei handhafter That burchgeführt werben, 
wenn bie fampfwärbige That felbit eine handhafte war 12). 

- Bei der handhaften That trat nun ein fehr ſchleuniges 
Derfahren ein. Wenn ber Thäter in handbhafter That oder auf 
ber Flucht verhaftet und vor Gericht gebracht worden war, fo 
mußte, wenn es ber Anfläger oder die Bürger verlangten, unver- 
züglich zur gerichtlichen Verhandlung geichritten werben, 3. B. in 
Freiberg 1%), in Magdeburg, Goͤrlitz u. a. m.18), Und wenn ber 


7) 3. 2. in Lübed. Hach, p. 145. Rot. 
8) Lindauer Urk. von 1821 u. 1382 bei Heider, p. 651 u. 652. 
9) Bamberger Gentgerichtsorbn. bei Zoepfl, p. 129 fi. 

10) Hageformel von Witzenhauſen bei Kopp, II, 288. 

11) Bairiſche Gerihtsorbnung von 1520, tit. 7, art. 7u. 9. „buch einen 
„offenbarn leymat (d. h. Leimuth) vnd gemain gerueff vnd gejchray.” 
orgl. Schmeller, III, 68. 

12) Sächſ. Lr. II, 64, $. 5. Haltaus, p. 2154—-BB. 

18) Sädf. Tr. I, 68, $. 3. Sächſ. Weichbild, art, 85. Magdeburg. Schöf- 
fendrief von 1261 F. 65 und von 1804 8. 187 bei T. u. St. p. 860 
n. 476. Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, IIL, 227. 

14) Stabtrecht, c. 19 bei Schott, III, 206. — „ift abir daz bi burger 
„wollen fi mugen heizen richten zu hant ober uber twere nacht 
„oder wenne fie wollen.“ 

15) Schöffenbrief von 1261 $. 11 u. 58. und von 1804 $.8, 9 u. 13 bei 
T. u. St. p. 858 u. 481.. 
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Richter, der Burggraf oder Schultheiß in Magdeburg u. a. m. 
nicht anweſend war, jo durften bie Bürger zur Aburtheilung der 
handhaften That einen anderen Richter wählen 10), oder die An: 
Mage wurde einftweilen vor den Fronboten gebradt 7). Wenn 
übrigens der Anfläger Feine jo große Eile hatte, jo mußte die Ber: 
handlung jedenfalls in der nächſten Gerichtsfigung vorgenommen 
und der Thäter einftweilen in gerichtliche Haft und das Ueber: 
führungsftüd in Verwahrung genommen werben, 3. B. in Frei⸗ 
berg 8). 

Der Hauptvortheil bei dem Verfahren bei hanphafter That 
beitand aber in dem für den Ankläger weit günftigeren Beweis- 
verfahren. 

Wenn nämlid) der Richter bei der handhaften That zu- 
gegen war, jo war ein weiterer Beweis ber Anklage gar nicht 
mehr nöthig 19). Denn was der Richter mit eigenen Augen ge 
jehen batte, bedurfte Feines weiteren Beweiſes 2%. Etwas Aehn- 
liches trat aber aud bei dem Verfahren bei hanbhafter That ein. 
Denn durch den Kläger wurde die That, wie Plant jehr richtig 
bemerft hat, gewillermaßen in das Gericht gebracht. Der Kläger 
verfolgt den Thäter mit Gefchrei, wodurch er alle Gerichtsumfaflen 
fammt dem Richter herzulabet, er fängt ihn, er führt ihn mit dem 
wiederholten Gerüft in die Gerichtsverfammlung ein. Die That 
jelbft wurde daburch gewiflermaßen bis in das Gericht verlängert, 
jo daß die Verfammlung fie unmittelbar vor Augen hatte. Nur 


16) Magbeb. Schöffenbrief von 1261 $. 8 u. 10 und von 1804 6. 4 u. 6. 
Sächſ. Lr. 1,55 $. 2 u. 57. 

17) Sädf. Lr. 1,70 8. 8. 

18) Stadtrecht, c. 19 bei Schott, III, 206. „So jal im ber ridhter be- 
„ſcheiden in baz neifte dinc. „und ſal ben Diep heizen behalden und 
„ſal di bube antwerten eime gemeinem manne.“ 

19) Stadtrecht von Salfeld aus 18. sec. art. 1. bei Walch, I, 18. 

20) Stadtreht von Ylm von 1850 bei Wald, VI, 17. „Was ein ra: 
„tiiman geſehen vnde gebort habit do ſal nymant porfiehen mit 
„ſyme rechte." Stadtrecht von Freiberg, c. 5. bei Schott, IH, 178. 
„da barf man nicht Feiner ander bewilunge zu. wen iz ber ridter 
„gehort hat vnd bi zwene erhafte man.“ Albredt, de probatio- 
nid. 1, 8. 12. Plant, in Zeitichrift, X, 224 jf. 
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rückſichtlich des Anfangs derjelben, bei welchem noch nicht Alle 
zugegen waren, beburfte es noch einer ausdrücklichen Verficherung 
durch einen der zugegen war. Und diefe wurde beſchafft durch 
ven Eid des Klägers mit oder ohne Eidhelfer oder Zeugen 21). 
Darum wurde aud) der Angeklagte, wie wir fehen werten, nicht 
zum Neinigungseid und in ver Regel auch nicht zum Zeugenbeweis 
zugelafjen. Denn gegen einen gleihjam richterlichen Augenſchein 
hatte kein Gegenbeweis ftatt. 

Das Bemweisverfahren, welches bei der hanbhaften That ein- 
trat, war jedoch verfchieden, je nachdem der Thäter in ber band: 
haften -That mit oder ohne Weberführungsftüce verhaftet und mit 
Geſchrei vor Gericht gebracht worden, oder erſt fpäter verhaftet 
worden, aber ein Weberführungsjtüd, ein Schub oder ein anderes 
fichtbares Zeichen vorhanden war, oder bie That zwar auf ber Stelle 
beichrieben, der Thäter jelbft aber nicht verhaftet worden unb aud) 
fein Weberführungsftüd vorhanden war. 


§. 558. 


Wenn der Thäter mit den Meberführungsftüden in 
bandhafter That verhaftet und mit Gerüfte vor Gericht 
gebracht worden war, fo war in manchen Etäbten ein weiterer 
Beweis gar nicht mehr nothwendig, war fogar der Eid des 
Klägers nicht mehr nothwendig. So in Augsburg, wenn ein 
Dieb oder Räuber mit den geftohlnen oder geraubten Gegenjtänden, 
d. 5. mit dem Schub in handhafter That ergriffen und gefangen 
vor Gericht gebradgt worden war. Der Beweis wurde in dieſem 
Falle mit dem Schub geführt. Eines weiteren Beweiſes bedurfte 
e8 demnach nicht. Nur follte ver Kläger außerdem noch bejchwö- 
ren, daß die Sache geftohlen worden fei ). Eben jo In Augsburg 


21) Plan, in Zeitſchr. X, 225. 

1) Stadtrecht bei Freyberg, p. 57 u. 59. vrgl. bei Walch $. 114 u. 120. 
„Swer den andern vf der ſtrazze beraubet. wirt er an ber Hantgetat 
„begriefen. fumt er gebunden vnde gevangen für jo bedarf man keins 
‚andern geziuges warn des ſchubes. damit er in beraubet bat. 
„— Swär bem andern ftilt fin gut tages oder nahtes ſwelcher Hande 
„daz iſt. wirrt ben baran begriefen. dev bedarf fains geziuges 
„wer. wan des jhubes. vnde fol auch vf dem ſchube bereden. daz 
„er ez im verftoln babe.“ 
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dann, wenn ein Mörder an ber Handgetat ergriffen werben war). 
Auch in Freifing Fonnte der Näuber mit dem Schub überführt 
werden). Eben jo in Bamberg, wenn ein Dieb, Räuber ober 
Mörder in handhafter That und mit ben geftohlnen ober geranbten 
Segenftänden, und beim Morb mit dem Leichnam des Ermorbeten 
und mit Geſchrei vor Gericht gebracht worden war *). Desgleichen 
in Goslar, wenn ber Friedbrecher alsbald verhaftet worben und 
vor Gericht gebracht worden war und ber Anfläger Spuren der 
Verwundung an fih trug®). Eben fo in Mainz, wenn fi} der 
Dieb noch im Beſitze der geftohlnen Gegenftände befand 9%. In 
anderen Städten Tonnte der auf handhafter That im Beſitze ber 
geftohlnen oder geraubten Gegenftände ergriffene Dieb oder Räuber 
ohne alle Eibhelfer und Zeugen burd ben Eib des Ans 
flägers allein (sola manu) überführt werben, 3. B. in Ulm?). 
Der Ankläger mußte demnach zwar felbft die Wahrheit feiner An- 
Hage beſchwoͤren. Sein Eid reichte aber auch Bin, um den Ange- 
Hagten zu überführen. 

m den meiften Städten reichte jedoch der Eid des Anklägers 
allein noch nicht Kin. Die Anklage mußte vielmehr außer von 
dem Anfläger noch von einer mehr oder weniger großen 
Anzahl von Zeugen oder Eibhelfern bejchworen werben. 
Diefes mußte allenthalben in dem Falle geſchehen, wenn der Thä- 
ter, wenn auch auf handhafter That aber ohne Weberführungsitüde 
(ohne Schub oder ohne Hanbhaft) verhaftet worden war, und in 
den meiften Städten felbft jchon dann, wenn der Thäter mit Ueber: 
führungsftücen auf friicher That verhaftet worden war, Meiſten⸗ 
theils mußte der Ankläger den Angellagten überſiebnen, d. h. 
ſelbſtſiebend oder auch mit fieben Zeugen ober Eidhelfern 
überweifen beim Diebftahl und Maub, beim Todſchlag und Mord, 


2) Stadtrecht bei Freyberg, p. 52—58. bei Wald $. 109. 

3) Ruprecht von Freifing, II, 88, p. 272. Not. Mpt. von 1828. „man 
„fol in bes Raubs vberhommen mit bem jchub.“ 

4) Centgerichtsordn. bei Zoepfl, p. 129 fi. bei Schuberth, p. 247 ff. 

5) Stabtreht bei Göſchen, p. 50. — „of men de vredebrafe beivife mit 
„wunden oder mit wartfcare.“ vrgl. noch p. 41. 

6) Grimm, I, 582, . 

7) Stadtrecht von 1296 $. 85 u. 36 bei Jäger, Ulm, p. 734. 
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bei ſchweren Berwundungen, bei Nothzucht, Branbftiftung und bei 
anderen ſchweren Berbrechen, z. B. in Augsburg beim Diebftahl 
und Raub und bei Nothzuht ®), in Münden bei Nothzucht 9), 
in Freifing beim Raub, Todjchlag und bei ber Nothzucht 19), in 
Ulm beim Diebftahl und Raub 12), in Regensburg beim Mein- 
eid, Todſchlag und bei der Nothzucht 12), in Rüneburg beim Dieb- 
ſtahl 13), in Ens bei Nothzucht 13), m Wien beim Todſchlag, 
falſchen Zeugniß und bei der Nothzucht 1°), in Brünn bei Notb- 
zucht 19), in Magdeburg beim Todſchlag und Mord, dann bei 
Ichwerer Verwundung, Nothzucht und Heimſuchung 7), in Mem— 
mingen beim Diebſtahl, Raub, Mord und bei der Brandſtif⸗ 
tung 12), in Lindau bei allen ſchädlichen Leuten )), in Brag 
beim Diebftahl und Raub 29), in Wiener Neuftadt beim Dieb- 
ftahl, Raub, Mord und bei jedem anderen ſchweren Verbrechen 2!) 
und in Herfort bet jedem fchweren Verbrechen 22). 


8) Etabtrecht bei Freyberg, p. 54, 57 u. 59. — „unbe mag er des ſchu⸗ 
„bes nicht gebaben fo jol er in felbe fibende vberziugen“ —. vrgl. 
das Stadtrecht bei Walch, $. 112, 114 u. 120. 

9) Stadtrecht, $. 189. 

10) Ruprecht von Freifing, II, 18, 88, 5l und p. 272. Not. Mpt. von 
1328 — „hat man des ſchubs nicht man fol vber in zeugen mit fiben 
„mannen, bat er der nicht man fol in überzeugen mit brein.” 

11) Stadtredt von 1296 $. 35 u. 36 bei Jäger, Ulm, p. 784 Sed ei 
sine furto faerit deprehensns fur cum septem viris est — convi- 
ciendus. 

12) Stadtrecht bei Freyberg, V, 57, 59, 67 u. 75. 

18) Stadtrecht, c. 55. 

14) Stadtrecht von 1212 $. 12. 

15) Stadtrecht von 1221, $. 4, 25 u. 87. Nach dem Stadtrecht von 1278 
bei Lambacher, p. 146. reichten zwei Zeugen bin. 

16) Stadtrecht $. 21. bei Rößler, p. 349. | 

17) Shöffenbriefe von 1261 $. 11 u. 58, von 1295 $. 11, und von 1804 
$. 8, 9, 18, 17 u. 50 bei T. u. St. p.858, 429 u. 451. vrgl. Sächſ. 
&r. I, 66, 8. 1. 

18) Stadtrecht, c. 2 u. 8. — „wenn aber ber ſchub vnd diubſtal mit ze 
„gagen ifl, fo a ber klager ſechs erber man zuo jm haben, bie jm 

„bez helffent“ — 
19) Urf. von 1821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 652. 
20) Rechtsbuch $. 188 bei Nößler, p. 158. 
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Anderwärts reichten aber auch weniger Jeugen und 
Eidhelfer ſchon bin, zumal bei geringeren Verbrechen, oder wenn 
Meberführungsftüde vorhanden waren, oder auch bei beſonders ge: 
fährlihen Verbrechen, um den oft fehr jchwierigen Beweis zu er: 
leihtern. Nah dem Schwabenjpiegel follte der Anfläger bei 
todeswürdigen Verbrechen („net ez im an den lip“) jelbftjiebend 
ben Beweis führen („man fol in felbe jibenve erziugen“) und bei 
geringeren Verbrechen jelbft dritt ). In Augsburg durfte 
berjenige, der zwar den Mord oder Raub nicht felbft begangen, 
wohl aber den Leib oder das Gut eines anderen zu dem Enbe ver: 
rathen hatte, felbft dritt, alfo mit dem Eide des Klägers und 
mit zwei Zeugen überführt werben 2%), In München und m 
Treifing wurden Diebe und Räuber, wenn bie geitohlnen und 
geraubten Gegenftände bei ihnen gefunden worden waren, und 
Brandſtifter, wenn man einen Brand bei ihnen gefunden Hatte, 
felbft dritt überwunden 25). Und beim Raub reichten in Frei- 
fing drei Zeugen außerdem au dann hin, wenn man bie fieben 
nit haben konnte 2%. Am Heimburg wurbe der „an ber Hand⸗ 
„haft mit plutigem mezzer oder fwerte begriffene” Todſchläger mit 
zwei erbaren Mannen überwiejen 27). Wenn in Sreiburg der 
Dieb mit ben gejtohlnen Gegenjtänden in handhafter That ver: 
haftet worden war, jo reichte der auf die Heiligen geſchworne Eid 
des Antlägers zur Verurtbeilung hin, wenn der Ankläger (ber 
Forderer) ein in ber Stadt angefeilener Bürger war. Wenn ba- 
gegen der Forberer ein Fremder (ein Ausmann) war, jo mußte 
er mit ſechs Eidhelfern, alſo felbft jiebend den Beweis führen 29). 


21) Stadtrecht, c. 4. aut alio maleficio, quod personam ejus tangere 
vel honorem vocatur. 

22) Schöffenbuch bei Meinders, de jud. cent. p. 298. 

23) Schwäb. Lr. W. c. 82. 

24) Stabtredht bei Freyberg, p. 53 u. 54. und bei Wald, $. 110. 

25) Mündyner Stadtredt, $. 75 u. 97. Ruprecht von Freifing, II, 36 
u. 50. 

26) Ruprecht von Freiſing, p. 272—78. Mpt. von 1328. „bat man bes 
„ſchubs nit man fol ober in zeugen mit jiben mannen. bat er 
„der nicht man fol in vberzeugen mit drein.“ 

27) Stabtredht, c. 3 bei Senckenberg, vision. p. 270. 

28) Stabtredyt aus 18. sec. c. 19 bei Schott, III. 208 u. 209. 
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Eben dieſes war daſelbſt beim Raub der Fall. Und wenn der 
Raub auf offener Straße („uf der vrien ſtraze“) ſtatt gehabt hatte, 
ſo durfte der Räuber noch nach Ablauf eines ganzen Jahres wie 
bei handhafter That verhaftet und überwieſen werben 29%). Eben jo 
durfte in Leobſchütz der Ankläger einen mit den geftohlnen Ge— 
genftänden verhafteten Dieb oder Näuber mit drei Diannen über: 
führen, wenn er (der Ankläger) ein Inländer war, wenn er aber 
ein Fremder war, nur mit ſieben Mannen 3%). Bei der Noth- 
zucht reichten, wenn ber Thäter in handhafter That gefangen und 
vor Gericht gebracht worden war, in manchen Städten, 3. B. in 
Wiener Neuftadt 21), in Helmburg 22) und fpäterhin auch in 
Wien 3?) zwei Zeugen hin und in Prag in gewiflen Fällen 
fogar ein einziger Zeuge. Wenn nämlich in Prag die Nothzucht 
auf dem Felde ftattgehabt hatte, fo reichte das Zeugniß des Hirten 
oder eines anderen Mannes bin, bei einer Nothzucht in der Stadt 
dagegen waren zwei Zeugen nothwendig 3%). 

Die bisher angeführten Fälle jegen ſammt und fonders eine 
hbandhafte That voraus. Da nun bei jeber handhaften That 
ein außergerichtliches Gerüfte erhoben werben jollte, und auch er- 
hoben zu werben pflegte, jo wurden die zum Beweiſe der Anklage 
nothwendigen Zeugen und Eibhelfer insgemein aus den auf das 
Gerüft berbeigeeilten Leuten, bie das Gejchrei gehört hatten, ge- 
nommen 3). Und man nannte daher diefe Leute ſelbſt Schrei- 
feute oder Schreimanne 2%), ober Jodute Leute, von dem 
Jodute Schreien bei einer gerichtlichen Anklage 27). 


29) Stadtrecht von Freiberg, c. 20 bei Schott, III, 210—218. 

80) Stadtrecht von 1270, $. 48—45 bei T. u. St. p. 879. 

81) Stadtredt, c. 57. 

82) Stadtrecht, c. 7. bei Senckenberg, p. 275. 

38) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 152. 

84) Rechtsbuch 8. 86 u. 88 bei Rößler. 

35) Stadtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 54. — „vberziugen mit 
„mannen — die daz gefchrai gehöret haben.“ Friedgerichtsbuch von 
Regensburg bei Freyberg, V, 67. — „ſelb fibent bie ben wafjenheiz 
„gehort haben.” Ruprecht von Freifing, U, 5l. — „vnd hört ſy 
„yemand jchreyenn. mit dem mag ſy by notnufft wol erzeugen.” 

86) Halliſche und — Schöffenbrieſe von 1285, $. 10, von 1261 
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Die Anzahl der Zeugen und der Eidhelfer war dem 
nach verſchieden in den verjchiebenen Städten und jelbft verſchieden 
in einer und derjelben Stabt je nach ber Gefährlichkeit und Schwer 
des Verbrechens und nach der Schwierigleit des herbeizufchaffenten 
Beweiſes. Auch warb allenthalben Nücficht darauf genommen, ct 
Meberführungsftüde vorhanden waren oder nicht. Denn wenn dem 
Gericht durch das Beibringen des Ermordeten oder bes blutigen 
Meſſers oder des gejtohlnen oder geraubten Gegenftandes u. brol.m. 
die handhafte That felbft augenfcheinlich gemacht, die That jet 
gewiſſermaßen vor Gericht gebracht werden konnte, jo beburfte 6 
natürlicher Weife nur weniger Zeugen und Eidhelfer oder jehf 
gar Feiner. 

Auch ward zur Erleichterung des Beweiſes bei manchen Ber: 
brechen ein Unterfchied gemacht, ob fie bei Tag ober bei Rad 
begangen worden, alfo offenkundig waren oder nicht, z. B. bei, der 
Nothwehr 38), bei Verwundungen und Todſchlägen 2%), bei Heim: 
fuchungen 4%) u. a. m. Aus demfelben Grunde wurden öfters auf 
Franen als Mitſchwoͤrer zugelaflen, z. B. bei der Nothzucht “) 
bei der Nothwehr 2), bei der Heimſuchung 2), beim Mord *) 
u. a. m. Konute aber der Ankläger gar keine Zeugen finden, ſo 
wurbe e8 in manchen Städten ihm felbft geftattet bie vorge 
ſchriebenen Eide fammt und fonders allein zu fchwören, 4? 


$.11 nu. 58 unb von 1804 8.8 u.9 bei X. u. St. p. 2%, 385, 
858 u. 451. Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, II, BET 
Stadtrecht von Braunfchweig von 1283 bei Rebtmeier, p. 467. 

87) Codex juris Lubecens. bei Dreyer, vım. AbhL I, 472. — wape 
screinge to iodiete ludt. Offenbar Jodute Leute. 

88) Stabtreht von Ens von 1212, 8. 9. 

39) Stadtreht von Wien von 1221 $. 16. Stadtrecht von Mündhen 
8. 248. Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261 $. 27 und von 190 

. 8.19 bei T. u. St. p. 855 u. 451. 

40) Stadtrecht von Memmingen, c. 28. vrgl. Ofenbrüggen, Hausftieden, 
p. 76. 

41) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 54. von Münden, $- I. 
Bremer Statut von 1308 bei Oelrichs, p. 38. 

42) Ruprecht von Freifing, IL, 7. 

43) Stadtreht von Memmingen, c. 28. 

44) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 52. 
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in Münden beim Diebftahl und Raub alle drei Eibe, den ſoge⸗ 
nannten ein Drei Eid 4), oder es wurden fogar Schein: 
zeugen zugelaflen, 3. 3. in Bafel bei der Heimſuchung. Wen 
nämlich der Heimgefuchte Tein Hausgefinde, alſo Teine Zeugen, 
hatte, jo durfte er daſelbſt feinen Hund oder feine Kate oder feinen 
Haushbahn als Eideshelfer mit vor Gericht bringen **). 


$. 559. 


Der andere Fall der handhaften That war ber, 
wenn der Thäter zwar nicht in handhafter That felbft, 
wohl aber fpäter mit einem Weberführungsftüd verhaftet 
worden, oder ein Schub oder ein anderes fihtbares Zeichen 
ber That zu feiner Ueberführung vorhanden war. Streng genom: 
men war zwar in einem folchen Kalle die That übernächtig ge- 
worden. Es follte aber dennoch auch in biefem Falle wie bei der 
handhaften That verfahren, die That alfo als eine handhafte 
That betrachtet werden. Klar unb deutlich geht biefes aus dem 
Stadtrecht von Wiener Neuftadt hervor. Dafelbft follten, wenn 
der Thäter eniflohen war, zwei Zeugen zu deſſen Weberführung 
binreichen, wenn ein fichtbares Zeichen (ein Handhaft) gegen ihn 
vorlag, außerdem aber 7 Zeugen nothwendig fein!) In Ulm 
reichte ſogar ber alleinige Eid bes Anflägers hin, wenn ber Dieb 
oder Näuber mit dem geſtohlnen oder geraubten Gegenfland ver: 
haftet worden war, außerdem waren aber fieben Beugen nothwen⸗ 
big 2). In Memmingen durfte ber Dieb, Räuber, Mörder und 


45) Stadtrecht $. 75 u. 79. — „bat er der zwaier nicht, fo fol er ain 
„drey gib fwern.” Etwas Nebnliches findet ſich bei ben Angeljachien. 
Der Kläger durfte in manden Fällen in 5 Kirchen ſchwören, und der 
Bellagte fih durch einen Eid in 12 Kirchen reinigen. Aelfred, Sei. 
c..88. Weber einen Eib in 9 Kirchen vrgl. Fleta, II, 68, $. 12. vrgl. 
fpäter 8. 561. 

46) Basler Lanbesorbnung von 1611, art. 68. Ochs, IL, 186. Oſen⸗ 
Brüggen, Halsfrieben, p. 19. 

1) Stadtrecht, c. 1. et quidem duobus testibus idoneis cum evi- 
denti intersigno, quod in vulgari dieitur hanthaft, vel 
cum septem testibus idoneis praeter hanthaft juramentorum 2: 
positionibus devincatur —. 

2) Stadtrecht von 1296, $. 85 u. 86 bei Jäger, p. 784. Dieſe Sielle 
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Branbftifter felbftdritt von dem Kläger überführt werben, wer 
beim Diebftahl oder Raub der geftohlne oder geraubte Gegenftant 
(der Schub), beim Mord eine Lode oder das Gewand des Ermr: 
deten oder der Ermorbete jelbft und bei der Branbftiftung ein Brant 
dem Gericht vorgelegt werden fonnte. Außerdem mußten die Th: 
ter überjiebnet werden ). Auch in Augsburg durfte de 
Todſchlaͤger ſelbſidritt überführt werben, wenn der Getödete zugege 
war 2). Eben jo reichten in Negensburg beim Mord und Mi 
der Branpftiftung zwei Eiohelfer hin, wenn man ben Brand om 
die Handhaft vor Gericht bringen Eonntes) und in Prag km 
Mord zwei Schöffen oder zwei andere Biedermänner, wenn de 
Mörder mit der Warentat ergriffen und vor Gericht gebracht wer 
den war). Auch die übernächtige Heimfuchung durfte noch al 
bandhafte That behandelt werden, wenn Spuren der Gemalt 
that entweder an dem Leibe des Heimgefuchten ober an deſſer 
Wohnung vorhanden waren, die That felbft alfo eine ſcheinban 
war, 3.8. in Magdeburg, in Breslau u. a. m.?), in Augsburg’) 
in Bamberg ®), in Freiberg 10) u. a. m. 


könnte jedoch aud von bem Falle der Verhaftung in hanbpaiter Ih 
verſtanden werden. Sie ift in diefer Beziehung nicht ganz flar. 

3) Stadtredt, c. 2, 8, 4, 6 u. 8. cap. 8. fagt: — „wär benn det ſqub 
„ze gagen vor gericht — fo bedarff der klager nit mer denn zwar 
„erber manne zuo jm —, ifl aber der fhub nit ze gagen, 10 auch 
„der klager ſechs erber man zuo jm haben —, jſt ez aber vmb Bram 
„hatt denn der klager der bränd ain, fo bedarff er ouch mit mer dem 
„zwayer erber man zu jm, bat er aber dez nit, fo muoſſ er ouch je? 
„han —, wär ez aber vmb mort, may aber der lager des ermürln 
„haurs ain lok gehaben oder find gewands, jo bebarfj er oud mit m 
„denn zwayer man zuo jm, bat er dez nit, fo muoff er feche Haben‘ —- 


4) Etabtredht bei Freyberg, p. 74. — „wirt er der waren ſchulde fe 
„wärt felbe britte. unbe daz ber totjlac da zegagen flat.“ bei Wald 
6. 186 u. 187. 


6) Stadtrecht bei Freyberg, V, 80. 

6) Stadtrecht c. 84 bei Rößler, p. 285. 

7) Schöffenbrief von 1261 $. 40 bei T. u. St. p. 356. „Mad malt en 
„Heimfuche bewiejen mit Wunden unde mit gewundeteme Gegimmen, 
„bat ein Man des ben Richtere unde die Schreileute zu Geziuge“ — 
vrgl. Dfenbrüggen, p. 76 u. 77.. 

8) Stadtrecht bei Freyberg, p. 72. „Swär dem andern iagt mil gm 
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Um nun beim Mord und Todfchlag das Verfahren bei hanb- 
hafter That möglich zu machen und den Beweis der Anklage zu 
erleichtern, war meiftentheils, wie wir geſehen, vorgejchrieben, daß 
ber Leihnam des Getödeten oder ein Leibzeichen von ihm, ehe der: 
jelbe beerbiget ward, vor Gericht gebracht und auf biefe Weiſe bie 
That ſcheinbar gemacht werben follte ($. 556). In manden 
Städten war vorgejchrieben, daß der Leichnam drei, in anderen 
Städten fogar fünf Tage unbeerbiget liegen bleiben ſolle, um noch 
gegen den Thäter, wenn man ihn während biefer Zeit entbeden 
oder habhaft werben jollte, wie in hanbhafter That verfahren zu 
tönnen, 3. B. in Treiling 11), in Memmingen 12) u. a. m. Wurde 
nun der Thäter während diefer Zeit ausfindig gemacht, fo wurbe 
gegen ihn, wenn er entweder vorgeladen und erjchienen, oder ver- 
haftet und vorgeführt worden war, verfahren wie bei banphafter 
That. Er durfte demnach felbftpritt von dem Ankläger überwiefen 
und ſodann der Leichnam beerdiget werben, jedoch, wie bereits be⸗ 
merft worden ift, nur dann, wenn entweder ber Leichnam des Er- 
morbeten jelbjt vor Gericht gebracht 12), oder wenn wenigſtens eine 
Harlocke oder das Gewand des Ermorbeten dem Gericht vorgelegt 
worden war !4). Wenn dagegen ber Thäter unentdeckt geblieben, 
wohl aber Verdacht gegen Einen oder gegen Mehrere vorhanden 
war, fo hatte jodanı ber Inzichtprozeß flatt, von welchem 
jpäter noch gehandelt werden fol. Um jedoch den Unterfchied des 
Verfahrens in Anwejenheit des Leichnams ober eines Leibzeichens, 
ober in deſſen Abweſenheit, alfo das Verfahren bei hanphafter 
That vecht Mar zu machen, muß bereits bier fchon von dem mit 


„enter Hant in eins mannes Hus jwes baz ift fleht er nah im in baz 

„biftal. oder in die tyr. oder in day briffchufel. oder in daz vbertur. 

„mat man day binz im bringen jelb dritte” —. bei Walch $. 184. 
9) Stadtrecht $. 194 — 196. 


10) Stadtredt $. 142—144 bei Wald. 
11) Rupredt von freifing, I, 4 u. 112. 
12) Stadtrecht, c. 5. 

18) Stabtreht von Memmingen, c. 4 u. 8. 


14) Stadtrecht von Memmingen, c. 8 u. 8. Stabtr. von Bamberg, $. 152 
u. 154. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. LIL 42 
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dem Inzichtprozeß zufammenhängenden Bahrgericht gehantet 
werden. 


Bahrgericht oder Barredıt. 
6. 560. 


Wenn nämlich gegen jemand, gegen Einen ober gegen md 
rere Leute, Verdacht aber nicht binreichender Beweis vorhanden wu, 
um fie überfiebnen ober felbft dritt überweifen zu können, fo folle 
dennoch gegen biefelben eingefchritten werben. Man nannte fie ie 
Bezichtigten („welhy umb todſchlag bezigen wurdent — de 
„bezigen werdent") 1), die Beſchuldigten („Swer eins totik: 
„ges gezigen wirt“) 2), oder bie In zichter, indem Jnzichte 
gegen fie beitanden ?). Die Bezichtigten oder die Inzichter Tonuie 
zwar freiwillig vor Gericht erfcheinen, um ſich von ber Bezichtigum 
zu reinigen, fie fonnten aber auch zu dem Ende vorgeladen werk 
Wenn fie nun entweder freiwillig oder auf Vorladung vor Gert 
erfchienen waren, fo trat ein ganz verfchiedenes Verfahren ein, f 
nachdem ber Leichnam zugegen oder ein Leibzeichen vorhanden wa 
oder nicht. Wenn nämlich ber Leichnam oder ein Leibzeichen nit 
mehr vorhanden oder wenigftens nicht vor Gericht gebracht wordt 
war, fo kounte der Inzichter den Reinigungseid mit ober auch ohne 
Eidhelfer fchwören, 3. B. in Memmingen mit. zwei Gibheffen 9. 
War dagegen der Leichnam oder ein Leibzeichen noch vorhanden 


1) Stadtret von Memmingen, c. 5. 

2) Statut von Dinfelsbühl aus 14. sec. $. 6 bei Haupt, Zeiiſcht. VIL 
95. Stadtr. von Nördlingen von 1318 $. 4 bei Senckenberg, ris 
p. 856. 

8) Brandenburgiſche Gerichtsorbnung und Reformation des Burggra 
thumbe zu Nürnberg von 1589 (Mpt.). „Bon Suzichtern. So ti 
„Inzichter für das Kayſerlich Landgericht einer Bezichtigung OT 
„Leumbds begangener mißhandlung halben fein Unſchuld, Roth oder 
„Segenwehr auszuführen kommen wol” —. vrgl. über bas Ber 
Schmeller, IV, 241 u. 242. 

4) Stadtreht, c.6. — „ba diu baur (d. h. die Bahre oder Todtenbahtt) 
„nit ze gagen ift, das er oder fy an dem ſelben Todfchlag vnſchuldig 
„ſien mit Räten vnd mit getäten, vnd mag jr jeglicher zwen erbet 
„vnverſprochen man zuo jm gehaben, die bez nach jm ſweyrent“ — 
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und vor Gericht gebracht worden, jo hatte ſodann das Bahrge- 
richt ftatt. Auch diefes beftand zwar feinem Grundgedanten nad) 
in der Leiftung eines Neinigungseives. Der Reinigungseid mußte 
jedoch in dieſem alle auf den Leichnam oder auf das Leibzeichen 
felbft und unter anderen den Eid noch erjchwerenden Umftänden 
geleiftet werden. Man nannte daher diejes Verfahren en Richten 
auf den Toden oder ein Todengericht®). Insgemein nannte 
man es aber ein Bahrgericht oder Bahrrecht, weil der Leid: 
nam, auf welchen der Eid gefchworen werben follte, auf einer Bahre 
vor Geriht gebracht zu werden pflegte. Die Anzichter ober bie 
Bezichtigten follten nämlich, während der Ermordete noch unbe: 
graben war, vorgeladen werben, und zwar drei Mal an drei ver: 
fchiedenen Tagen vorgeladen und an jedem Gerichtstage ber Leich- 
nam auf einer Bahre vor Gericht gebracht werden. („jo muoff 
„man bie toten dry tag ze gericht tragen, ob die bezigene bez eriten 
„oder bez andern gerich& da für nit richten went”). Wenn nun 
bie Bezichtigten auf bie Borladung nicht erfchienen waren, fo wur: 
den fie des Todſchlags oder des Mordes jchuldig betrachtet und 
verurtheilt ). Waren ſie aber erichienen, jo hatte ſodann das 
Bahrgericht ftatt, worüber uns in den Stadtrechten von ‘Memmin- 
gen und von Freiſing, ſehr ins Einzelne gehende Beichreibungen 
erhalten find. Die erfchienenen Bezichtigten erhielten nämlich an 
beiden Orten, wie bei jedem Inzichtprozeß, ficheres Geleit vor 
Gericht. 

Das Gericht jelbft begann in Memmingen mit ber .Er- 
nennung von drei Männern, welche die Wunde zu befchauen hatten 
und zu dem Ende beeibiget wurden. Dann mußten die Beinzich: 
tigten an die Bahre, auf welcher der Leichnam lag, treten und mit 
aufgehobenen Fingern ſchwören, daß fie an dem Todfchlag unfchul: 
dig feten. („jo jullen denn bie oder der bie ba richten wend, an bas 
„gericht gan vnd fullen zuo der baur ftän, dar vff der tod Lichnam 
„iſt, vnd fullent darob ſweyren gelert ayb zuo got und allen haili- 
„gen mit vffgebotten vingern, des ſy an dem todſchlag vnſchuldig 
„ſigen“ —). Erflärten nun die drei Wundebejchauer, daß bie 


5) Ruprecht von Freiſing, II, 4, 110 u. 112. 
6) Etadiredyt von Memmingen, c. 5. 
42 * 
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dem Inzichtprozeß zufammenhängenden Bahrgericht gehandelt 
werden. 


Bahrgericht oder Barredıt. 
$. 560. 


Wenn nämlich gegen jemand, gegen Einen oder gegen meh: 
rere Leute, Verdacht aber nicht hinreichender Beweis vorhanden war, 
um fie überfiebnen oder felbft dritt überweifen zu koönnen, fo jollte 
dennoch gegen biefelben eingefchritten werden. Man nannte fie bie 
Bezihhtigten („welhy umb todſchlag bezigen wurdent — bie 
„bezigen werdent“) 1), die Beſch uldigten („Swer eins totila- 
„ges gezigen wirt“) 2), oder die In zichter, indem Jnzichten 
gegen fie beftanden ?). Die Bezichtigten ober bie Inzichter Tonnten 
zwar freiwillig vor Gericht erfcheinen, um fih von ber Bezichtigung 
zu reinigen, fie fonnten aber auch zu dem Ende vorgeladen werben. 
Wenn fie nun entweder freiwillig oder auf Vorladung vor Gericht 
erihienen waren, fo trat ein ganz verfchiedenes Verfahren ein, je 
nachdem der Leichnam zugegen ober ein Leibzeichen vorhanden war 
oder nicht. Wenn nämlich der Leichnam oder ein Leibzeichen nicht 
mehr vorhanden oder wenigftens nicht vor Gericht gebracht worben 
war, jo konnte der Inzichter den Reinigungseid mit oder auch obne 
Eidhelfer Ichwören, 3. 3. in Memmingen mit. zwei Eibhelfern 9). 
Bar dagegen der Leichnam oder ein Leibzeichen noch vorhanden 


1) Stadtredt von Memmingen, c. Bd. 

2) Statut von Dinfelsbühl aus 14. sec. $. 6 bei Haupt, Zeitfehr. VIE, 
95. Stadtr. von Nördlingen von 1318 $. 4° bei Senckenberg, vis. 
p. 856. 

8) Brandenburgiſche Gerichtsorbnung und Reformation des Burggrafi: 
thumbs zu Nürnberg von 1589 (Mpt.). „Bon Inzichtern. So ein 
„Suzichter für das Kayferlih Landgeriht einer Bezichtigung ober 
„Leumbds begangener mißbandlung halben fein Unſchuld, Roth oder 
„Segenwehr auszuführen kommen woll” —. vrgl. über das Wort 
Schmeller, IV, 241 u. 242. 

4) Stadtredt, c.6. — „ba diu baur (d. h. die Bahre ober Todtenbahre) 
„nit ze gagen ift, das eroder fy an dem felben Todſchlag vnſchuldig 
„fien mit Näten vnd mil getäten, vnd mag.jr jeglicher zwen erber 
„vnverſprochen man zuo jm gehaben, die dez nad jm fweyrent" —. 
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und vor Gericht gebracht worden, jo hatte ſodann das Bahrge- 
richt ftatt. Auch dieſes beftand zwar feinem Grundgedanken nach 
in der Reiftung eines Reinigungseives. Der Reinigungseid mußte 
jedoch in diefem Falle auf den Leichnam ober auf das Leibzeichen 
ſelbſt und unter anderen den Eid noch erjchwerenden Umftänden 
geleiftet werden. Man nannte daher dieſes Verfahren ein Nichten 
auf den Toden oder ein Todengericht®). Insgemein nannte 
man es aber ein Bahrgericht oder Babrrecht, weil der Leich— 
nam, auf welchen der Eid geſchworen werben follte, auf einer Bahre 
vor Gericht gebracht zu werden pflegte. Die Inzichter oder bie 
Bezichtigten follten nämlich, während der Ermordete noch unbe- 
graben war, vorgeladen werben, und zwar brei Mal an brei ver: 
ichiedenen Tagen vorgelaben und an jedem Gerichtstage der Leich- 
nam auf einer Bahre vor Gericht gebracht werben. („jo muoſſ 
„man die toten dry tag ze gericht tragen, ob die bezigene bez eriten 
„oder dez andern gerich& da für nit richten went”). Wenn nun 
die Bezichtigten auf die Vorladung nicht erfchienen waren, jo wur: 
den fie bes Todſchlags oder des Mordes ſchuldig betrachtet und 
verurtheilt ). Waren fie aber erichienen, jo hatte ſodann bas 
Bahrgericht ftatt, worüber uns in den Stabtreihten von Memmin- 
gen und von Freifing, ſehr ins Einzelne gehende Beichreibungen 
erhalten find. Die erfchienenen Bezichtigten erhielten nämlih an 
beiden Orten, wie bei jedem Inzichtprozeß, ficheres Geleit vor 
Gericht. 

Das Gericht felbft begann in Memmingen mit der Er— 
nennung von brei Männern, welche die Wunde zu beſchauen hatten 
und zu dem Ende beeibiget wurden. Dann mußten die Beinzich: 
tigten an die Bahre, auf welcher der Leichnam lag, treten und mit 
aufgehobenen Fingern jchwören, daß ſie an dem Todſchlag unfchul- 
dig feten. („jo jullen denn die oder der die ba richten wend, an bas 
„gericht gan vnd fullen zuo der baur ftän, dar vff der tod lichnam 
„iſt, vnd fullent darob ſweyren gelert ayd zuo got vnd allen haili— 
„gen mit vffgebotten vingern, des ſy an dem todſchlag vnſchuldig 
„figen“ —). Erflärten nun die drei Wundebeichauer, daß die 


5) Ruprecht von Freifing, II, 4, 110 u. 112. 
6) Stadiredit von Memmingen, c. 5. 
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Wunden fi während ber Leiltung biefes Neinigungseibes nicht ver- 
ändert haben, („agent ſy uff je ayd, das fich die wundan nit kunt⸗ 
„lich verändert hand“), jo waren die Beinzichtigten des Todſchlags 
ledig und los. Crllärten aber die Wundebeihhauer, daß die Wun- 
ben ſich verändert haben („das fich die wunden kuntlich verändert 
„hand“), jo waren fie bes Todſchlags ſchuldig und wurden noch 
an der Bahre felbjt hingerichtet. („und fol man denn zuo jn rich⸗ 
„ten baut gen baur als vor tft gefchrieben“.) 7). Aus biefem ſchleu⸗ 
nigen Bollzuge der Tobesftrafe erklärt ſich auch ber öfters, 3. B. 
auch in Bafel vorkommende Ausprud, Bar gegen Bar®), oder 
wie in Memmingen, Baur gegen Baur. Es wurde nämlich, 
wie in Freifing noch im 16. Jahrhundert 9), wahrſcheinlich auch 
anderwärts eine leere Bahre neben bie bereits vor Gericht ſte⸗ 
hende Xodenbahre, auf welcher ver Leichnam lag, geftellt und auf 
dieſe nach der Hinrichtung der DVerurtheilte gelegt, alfo ganz buch⸗ 
ftäblih Bahre gegen Bahre geſtellt. 

An Freifing follte der Leichnam des Erfchlagenen fünf Zage 
lang unbegraben liegen gelaflen und gewartet werden, ob ein Ans 
fläger auftrete oder nicht. Trat nun ein Ankläger auf, fo mußten 
bie bes Todſchlags Geziehenen einen Neinigungseid auf den Leich: 
nam in ber gleich nachher anzugebenden Weife fhwören. Trat 
bagegen während jener Frift Fein Ankläger auf, jo follte ſodann ber 
Leichnam begraben werden und ber Inzichter des Todengerichts 
ledig fein. Waren jedoch bie Freunde und Verwandten bes Er- 
Ichlagenen zur Zeit des Todſchlags abweſend, jo follte auch dann 
noch, wenn fie binnen Monatsfrift zurücfehrten und bie Reinigung 
begehrten, ein Todengericht Statt haben. Der Erjchlagene mußte 
jodann ausgegraben und vor Gericht gebracht (auf den Ring ge 
tragen) werden. Dort jollten ihm nun die Wunden ausgewafchen 
und getrocdnet und dieſe ſodann von einem Arzt oder in deſſen 


7) Stadtrecht von Memmingen von 1896, c. 5. 

8) Ochs, III, 185. 

9) Procep des Barrechtes von 1584 in Bairiihen Annalen vom Mai 1885, 
p. 231. „Bolgendes am Sambftag zu Morgens folle auf offenem 
„Markht ain Pin aufgemacht, vnd ber Entleibt Eörpl in der Par ober 
„Tuben barauf geftelt, gleichsfal noh ain lere Bar bartzue ge 
„jest werben.“ 
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Ermangelung von zwei Sachverſtändigen befichtiget werben. („unnd 
„ſol dye wundenn laflenn trucken vnnd fol dabey habenn ainen 
„artzt, vnnd ſunſt zwen weilman dye dy wundenn cerfennen kun⸗ 
nen“). Der Beinzichtigte mußte hierauf drei Mal auf die Bahre 
knien, um die Bahre herumgehen, den Leichnam küſſen, und ihn 
beim Namen rufen und ſchwören, daß er an dem Todſchlag unſchul⸗ 
big ſei. („vnd der das gerichtt tuet der fol dreyftund auf fein parn 
„nyen vmb dy par gen vnnd fol den tobten Füffen. vnnd fol in 
„nennen ond fol dy wort fpredynn. ich zeug es an gott ben herren 
„vnnd an dich das ich an deinem tod vnſchuldig pin.”) satten 
th nun die Wunden nicht verändert („haben ſich dy wundenn 
„nicht verkert“), jo war der Beinzichtigte frei und ledig ſowohl von 
ben Freunden bes Erichlagenen als von bem Gerichte. („jo iſt er 
„ledig von den fründienn onnd von bem gericht”), das heißt er 
war weder den Freunden des Erfchlagenen noch dem Gericht eine 
Buße ſchuldig. Wurden aber die Wunden blutig ober bluttriefend 
(„Habenn ſy ſich aber verchert das ſy pluetig find — daz ſy tro⸗ 
rich ſint“), jo war ſodann ber Beinzichtigte bes Todſchlags über- 
wiejen und wurde alsbald hingerichtet. Kehrten jeboch bie Freunde 
des Erſchlagenen erft nach einem Monat zurüd, jo jollte in dieſem 
Falle der Leichnam nicht mehr ausgegraben und fein Todengericht 
mehr gehalten werden. Dem des Todſchlags Bezichtigten blieb da⸗ 
ber nun, um ſich zu reinigen, nur noch die Feuer- oder Waflerprobe 
übrig, wenn er ſich ihr unterziehen wollte Denn auch zu ihr 
durfte er nicht mehr genöthiget werben 10). 

Diejer ganz eigenthümlichen Weife den Neinigungseid zu lei⸗ 
ften gedenfen zum erſten Malim 13. Sahrhundert unfere Dichter!!), 
Die Sitte ſelbſt fcheint jedoch, wie diefes bereit8 Jakob Grimm 
bemerft hat, weit Alter zu fein und auf altem Vollsglauben zu be: 
ruhen. Späterhin findet man fie über ganz Deutichland verbreitet. 
Man nannte das dabei eingehaltene. Verfahren, wie wir gejehen, 
ein Richten auf den Toben oder ein Tobengericht, insge— 
mein aber ein Bahrgericht oder ein Barrecht, zuweilen auch, 


10) Ruprecht von Freiſing, II, 4, 110 u. 112. Das Stadtrecht von Frei⸗ 
fing von 1859 erwähnt bes Bahrrechtes nicht mehr. 
11) Niebelunge, Rot. 984—986. wein, 18651364. 
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biejes aber offenbar erſt in |päteren Zeiten, ein Gotteöreht!?) 
und jehr häufig ein Gehen zum Schein oder ein Scheinge 
ben. Denn unter dem Gehen zum Schein, d. b. zum Augenſchein, 
wurbe zwar nicht ausjchlieglich aber toch meiftentheild das Gehen 
zum Erichlagenen oder zur toden Hand und das Nichten auf den 
Toden oder auf die Hand des Erichlagenen verftanden, z. B. in 
Herfort, Luͤbeck, Habeln u. a. m. 12) 

Tas dabei beobachtete Verfahren war jedoch nicht allenthal- 
ben ganz gleich. In Nürnberg mußten die Inzichter an die 
Bahre hintreten und ihre Finger auf die Hand des Entleibten legen, 
ober die Hand des Entleibten in ihre Hand nehmen, ober auch ihre 
Hand auf die Bruft des Leichnams legen, und dabei Gott anrufen, 
daß, wenn fie an dem Tode ſchuldig feien, „Gott ein Zeichen an 
ihm thun folle 1).“ An Hadeln follte der Inzichter nadt drei 
Mal zum Schein, d. h. zu der bei Gericht aufbewahrten Hand dei 
Erſchlagenen gehen, feine Finger auf ven Schein (auf die tode Hand) 
legen und fnieend den Reinigungseid ſchwoͤren 15). In Weſtpha— 
len u. a. m. glaubte man, daß ber Beinzichtigte ſchuldig fei, wenu 
ber Mund oder die Wunde des Erjchlagenen während ber Eides⸗ 
leiftung blutigen Schaum auswerfe oder wenn die Wunde wieder 
anfange zu bluten 1%), Eben fo war au in Freifing und Mens 
mingen, wie wir gejehen, das Verfahren nicht ganz gleich. 

Abgeichafft wurde diefes Verfahren am erften, meines Wiſ⸗ 
jens, in Nördlingen und in Dinkelsbühl Denn ſchon nad 
dem Stadtrecht von Nördlingen von 1318 follte fi) ver Angelfagte 
daſelbſt mit feinen zwei Fingern ohne das Bahrgericht reinigen 7). 


123) Hadelnſch. Protokoll von 1866 bei Pufendorf, II, 22 u. 28. 

18) Herforter Schöffenbudy bei Meinders, de jud. cent p. 291 — 24 
Hadelnſches Protofoll von 1586 bei Pufendorf, II, 22. Dreyer, Ein⸗ 
leitung, p. 418. vrgl oben $. 558. 

14) Chronik zu den Jahren 1576 und 1599 bei Siebenfees, Materialien, 
II, 898 —596. 

15) Protofoll von 1566 bei Pufendorf, Il, 22 u. 28. 

16) Roſenmeyer bei Wigand, Archiv, III, 282 ff. 

17) Stabtredt $. 4 bei Senckenberg, vision. p. 856. — „und fol jih jin 
„entilahen mit finen zwain vingern und fol vf der par niht 
rihten.“ 





Bahrgericht oder Barrecht. 663 


Eben fo nad) dem Etadtrecht von Dinfelsbühl aus dem 14. Jahr: 
hundert mit feinen zwei- auf die Wunde gelegten Fingern ohne 
Bahrrecht 1%). Auch in Freifing gehörte das Todengericht ſchon 
feit dem 14. Sahrhundert zu den verbotenen Gerichten, zu benen 
niemand mehr genöthiget werben jollte, denen man fich jeboch frei- 
willig unterwerfen durfte. Denn dieſe Vorichrift findet fich ſchon 
bei Ruprecht von Freifing in der Handſchrift von 132819). Das 
Bahrrecht blieb jedoch dafelbft nach wie vor das ganze 16. Jahr⸗ 
hundert hindurch im Gebrauch 2%). Auch in Bern, Hadeln, Lübeck, 
Nürnberg und in anderen Theilen von Batern und in Weftphalen 
wurbe noch das ganze 16. Jahrhundert hindurch gebahrrechtet, 
und in Flensburg und Mecklenburg jogar noch im 17. 21). Seit 
dem 16. Sahrhundert war jeboch die alte Grundidee eines Reini: 
gungsverfahrens jchon vergeflen. Das Bahrrecht murde jeitbem 
vielmehr, wie bie Tortur, zur Erforfhung des unbelannten Thäters 
und zur Erprefiung eines Eingeftändniffes gebraucht. So in Frei⸗ 
fing, in Nürnberg, in Kübel, in Flensburg u. a. m. 22). In 
Leipzig wurde im Jahre 1592 der eines Kindesmordes bejchuldigten 
Tochter eines dortigen Bürgers der Leichnam bes Kindes vor ber 
Beerdigung „fürgetragen und fie hat uf Befehl des Vicerichters 
„ihre zween Finger auf deflelben Herzgrub gelegt und nachfolgende 
„Wort gefagt, mein liebes Kind habe ich zu deinem Tode Urjache 
„gegeben, fo giebe deſſen ein Zeichen von dir.” Obwol fie nun 
die Finger eine gute halbe Viertelſtunde in ber Kindes Herzgrüb⸗ 
lein Liegen Iaffen „it aber doch gar keine Anzeigung geichehn.“ 
Damit war jedoch die Unterſuchung noch nicht beendiget 22). Die 


18) Statut, 6. 6, p. 95. „unde fol ſich entjlahen, mit finen zwein vin- 
„gern uf ber wunben jwern unbe fol uf der bare niht rihten.“ 
19) Ruprecht, II, 110 u. 112. 
230) Viele Beilpiele bis ans Ende bes 16. Jahrhunderts in ben Bairi- 
hen Annalen vom April und Mai 1835, p. 222 ji. u. 281 ff. 
21) Grimm, R. A. p. 981. Dreyer, Einleitung p. 418 fi. Wigand, Ar: 
div, III, 282. 

23) vrgl. die angeführten Bairifchen Annalen, Siebenkees und Dreyer, dann 
noh Schottelius, von unterſchiedlichen Rechten in Teutſchland, p. 
70 ff. u. 86 fi. und Geriden, Schottelius illustratus p. 16 fi. 

28) von Weber, aus vier Jahrhunderten Mittheilungen, II, 458 u. 454. 
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Heſſiſche Landesordnung von 1639 ſchrieb noch vor, „ba auch ein 
„Thäter ungewiß, doch gewilje Perfonen des Todſchlages halber 
„berüchtigt und verbächtig wären, foll man berjelben fich bemächtigen, 
„Ne zu dem Entleidten führen und denjelben gewöhnlichermaſ— 
fen anrühren laffen“ 29). In mehreren Kriminal-Atten, welde 
im 17. Sahrhundert der Aurtftenfafultät in Tübingen 2%), umd aus 
Pommern der Suriftenfafultät in Frankfurt an der Ober eingejen- 
det worden find 26), wird noch erzählt, daß der Leichnam beim Er- 
Icheinen des Thäters geblutet und deſſen Mund geichäumt Habe 
Ja fogar noch im 18. Jahrhundert wurde biefes Bluten tes Leid- 
nams als eine Anzeige betrachtet, um zur Tortur zu fchreiten. Unb 
bie Schriftfteller jener Zeit begnügten fi bloß damit, bei Anwen 
dung jenes Mittels Vorficht zu empfehlen, böchftens in aller Be 
Icheidenheit davor zu warnen 27). Auch in Altbaiern wurde dad 
Bahrrecht erſt im Jahre 1751 durch das Kriminalgeſetzbuch (IL c 
4. 8. 8.) abgeſchafft. 


Bertheidigung des Angeklagten. 
S. 561. 


Das bisher befchriebene Verfahren bei handhafter That wurde, 
wir bereit8 bemerkt worden ift, als eine Art von richterlidem Au: 
genjchein betrachtet, jowohl in dem Falle, wenn der Thäter in ber 
handhaften That felbjt verhaftet und mit Gerüfte vor Gericht ge 
bracht worden ift, als in dem anderen alle, wenn ber Thäter 
zwar nicht auf der That verhaftet worden, wohl aber ein fichtba- 
re8 Zeichen von der That, ein Schub oder Echein oder ein anderes 
Meberführungsftüd, vorhanden war. Es hatte demnach fein Ge: 
genbeweis jtatt, weder ein Reinigungseib noch ein Zeugenbeweis 
($. 557.). Daß der Angeflagte in diefem Falle nicht zum Reini- 


24) Heſſen Darmft. Landesordnung von 1689, tit. 2. 

25) Besold, thesaurus pract. p. 88. 

26) Stryck, tr. de jure sensuum dissert., VII, de tactu. Majer, Geſch. 
der Orbalien, p. 114—118. 

27) Kayfer, Anweifung zum Snquifitions: und Achtproceß Altenburg, 1710, 
p. 146. Kross, ad C. ©. C. Hanov. 1744, p. 109. 
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gungseib zugelaflen werben folle, jagen unzählige Stabtrecdhte. 
Denn diefes war allgemein geltendes Recht, z. B. in Magdeburg }), 
in Minden ?2), in Goslar 2), in Prag 9, in Ens 5), in Brünn ®) 
u. a. m. Uber auch der Gegenbeweis mit Zeugen war meilten- 
theils ausgejchloffen, 3. B. in Augsburg?) n. a. m. Sogar zur 
Teuerprobe wurbe der Ahgeflagte in manchen Fällen nicht mehr 
zugelaflen. Wenn nämlich bei einer Nothzucht die genothzüchtigte 
Frau ben Beweis der Anklage mit fieben Zeugen geführt hatte, 
burfte fich der Angeklagte jogar mit ber Feuerprobe nicht mehr 
reinigen, 3. B. in Ens®), in Wien 9)’ und in Brünn !9). 

Die Angeflagten waren aber body nicht ganz ſchutzlos. Sie 
erbielten auch bei dem Verfahren bei hanphafter That, wenn fie e8 
begehrten, einen Vorfprechen zu ihrer Vertheidigung. ($. 542.) Sie 
durften, wenn fie nicht auf ber That felbft wohl aber fpäter im 
Befite eines Weberführungsftüds oder unter anderen verbächtigen 
Umftänden verhaftet worden waren, mit zwei Zeugen ihr alibi be- 
weifen 1). Auch bezog fich jene Regel, daß kein Gegenbeweis zu- 
läſſig fein folle, nur auf den Kal, daß der Beweis von dem An- 
Fäger in ber vorgejchriebenen Weiſe geführt werben konnte. Wenn 
daher der Ankläger Teine Zeugen und auch feine Eibhelfer finden 
fonnte, jo wurbe fodann auch im Falle der handhaften That ber 


1) Schöffenbriefe von 1261, $. 11, von 1295, $. 11 und von 1804, $. 8, 
9 u. 50 bei T. u. St p. 853, 429 u. 451. 
2) Stabtredt von 1246 in Orig. Guelf. IV, 202. 
8) Stadtrecht bei Göſchen, p. 31, 32 u. 34. „Were he aver in hanıhafe 
„tigher Dat upgheholben, fo ne mad be fic alſo nicht untſculdighen. 
4) Stadtrecht, $. 86 u. 88. 
5) Stadtredht, von 1212, 8. 12. 
6) Stabtredht, S. 217. 
7) Stadtrecht bei Freyberg, p. 52—53. Vnde wirt aber er begriffen an 
„der Hantgetat. der daz mort da hat getan. ſo ſol man vber ihn rih⸗ 
„ten als reht iſt mit dem rade. vnde gehoret dapber chein gezivk 
„noch dechein dinch anders me.“ Stadtrecht bei Walch $. 109. 
8) Stadtrecht von 1212 8. 12. 
9) Stadtrecht von 1221 $. 25. 
10) Stadtrecht, c. 21 bei Rößler, p. 849. 
11) Rupredt von Freifing, II, 50. Stadtrecht von Wien von 1221, $ 18. 
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Angeflagte zum Reinigungseid mit oder ohne Eibhelfer und 
ohne Zweifel au zum Zeugenbeweis zugelafen. Zum Rei: 
nigungseid wurbe baher ber Angeflagte zugelaffen, wenn feine 
Serüftszeugen vorhanden waren 12). Eben fo dann, wenn es über: 
überhaupt an Eidhelfern oter an Zeugen fehlte, 3. B. in Magie 
burg 13), in Straßburg 14) und in Eoeft 15). Diefes war insbe 
jondere auch beim Reinigungseid auf die Todenbahre der Fall. 
Denn jedes Bahrgericht feßte die Anweſenheit des Leichnams dei 
Ermordeten oder eines Leibzeichens, alfo ein Verfahren bei hand⸗ 
hafter That voraus. Und es hatte immer nur dann ftatt, wenn 
e8 dem Anfläger an dem nöthigen Beweife für feine Anklage fehlte. 
Zumal aber bei der Nothzucht kam es öfters zum Neinigungeeid, 
wenn ber Thäter nicht auf der That verhaftet worden war und 
niemand das Nothgefchrei gehört hatte. Denn die klagende Frau 
hatte in einem folchen Falle nur die Wahl, den Angellagten en! 
weder zum Neinigungseib zuzulaflen, oder ihn kämpflich zu begrü: 
Ben und zum gerichtlichen Zweifampf zu fordern, 3. B. in Auge 
burg !%), in München 17), in Freifing !®), in Wien 10), in Wiener 
Neuftadt 20), in Heimburg ?) u. a. m. Auch in Prag wurde ber 
Angellagte, wenn bie genothzüchtigte Frau Feine Zeugen hatte, zum 
Reinigungseid zugelaffen und zwar felbft dritt in dem Falk, 
wenn bie Klägerin noch mit zerriffenen und blutigem Gewand vor 
Gericht erfchienen war, und in jedem anderen alle zum Reini: 
gungseid ohne Eiveshelfer 22), Nach einer anderen Stelle im Pra— 
ger Nechtsbuch follte fich der Angeflagte in diefem Falle jelbit 


12) Schöffenbriefe von 1235, $. 10 und von 1270 $. 19 bei T. u. Et. P 
296 u. 375. Göſchen, das Sächſiſche Landrecht, Ueberficht, p. 38. 

13) Magdeburg. Schöffenbrief, c. 4 $. 8 bei Zobel, p. 501. 

14) Stadtrecht, e 67 bei Grandidier, II, 70. 

15) Stadtreht von 1120, $. 19. Schrae, art. 18 u. 19. 

16) Stabtredht bei Freyberg, p. 55. und bei Wald, $. 112. 

17) Stadtrecht, $. 188. 

18) Rupredt, II, 81. 

19) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 152. 

20) Stadtrecht, c. 57. 

21) Stadtredyt, c. 7 bei Senckenberg, p. 275. 

22) Prager Rechtéebuch, S. 86 u. 88. 
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neun reinigen, und wenn er feine Eibhelfer (feine Eidgenoſſen) 
finden fonnte, alle neun Eide allein Ihwören?) Wenn 
namlich der Angeklagte Feine Freunde und Feine Verwandte ober 
nicht in genügender Anzahl in der Nähe hatte und daher entweder 
gar Feine Eidhelfer oder nicht in gehöriger Anzahl finden Tonnte, 
fo durfte er an mehreren Orten, wenn er jenen Mangel burdh 
einen Boreid beſchworen hatte, feinen Haupteid jo oft wiederholen 
als ihm an der nothwendigen Anzahl die Eidhelfer fehlten. So 
war es in Lübeet beim Tobfchlag ?*) und in Bamberg beim Mort 
und bei der Nothwehr 2). Selbſt in Eivilfachen war dieſes in 
manchen Städten erlaubt, wenn ber Beklagte ein Frember war. 
So durfte der Beflagte in Flensburg, wenn er ein Fremder war, 
nachdem er beichworen Feine Eideshelfer zu haben, feinen Haupteid 
zwölf Mal wiederholen 2%. Den gerichtlichen Zweikampf durfte 
indefjen auch die genotbzüchtigte Frau begehren. Denn biejer war, 
wie wir fehen werben, bei kampfwürdigen Verbrechen, allzeit zu: 
läflig. (F. 577.) Auch durfte ſich der Angeklagte mit der Feuer⸗ 


23) Rechtsbuch, 8. 88, Abi. 3. „Inhat abir ſy der geclagten ſache fein ge: 
„zeuguß, jo gericht er ir jelb IX, bat er der eytgenozen nicht, die im 
„von den noten belfen, jo jol er alleine jweren IX ayde —, gerichtet 
„er als recht if, er fol fein ledig von ir und von dem richter“ —. 

24 Hach, I. $. 54. Habebit autem ad expurgandum se viros Äl.com- 
probatos se ipso XIlo existente. Si vero parentum vel amicorum 
carentiam habuerit. in quotcumqgue ei defieit. tot iuramenta iura- 
bit. Jurare autem hoc debet quod parentes non habeat nec amicos 
qui ei astare possint. 

235) Stadtrecht, $. 157 u. 158. „Wer er aber als wohl niht gefreunt zwi⸗ 
„ſchen den vir welden. daz er der jechfer zu im nicht gehaben moht by 
„im zu dem felben rehten helfen wolten bez ſcholt er einen voreyt ſwe⸗ 
„ten. vnd ſcholt dy andern denn mit jein eins hant tun. Al; man: 
„gen er aber gehaben mag. by fchol er in dem voreyt benennen. Vnd 
„al® manig get im jelber wiber abe.” 

26) Stadtrecht bei Westphalen, IV, 1944. „dat be mit tween utgeftrede- 
„den Fingern to Gott und finen Hilligen ſchweren ſchall, bat he neen 
„Fründ up veer Miel Weges hebbe, be ehm finen Eed könen fterfen 
„helpen. Darna ſchall he ſchweren —, und fchall avermahl ſchweren, 
„und jo lange und vafen bet he iwelff mal na en ander geſchwaren 
befit” — vrgl. no $. 558 u. 562. 
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und Wafjerprobe reinigen, 3. B. in Freifing 27), in Ens?2%), im 
Wien 2%) und in. Brünn 2%). Endlich durfte der Angeflagte aud, 
wenn er wegen Diebitahl oder Raub angellagt und nicht auf hand— 
bafter That mit den geftohlnen oder geraubten Gegenftänden ver: 
haftet worden war (denn in diefen Falle fonnte die Angabe eimet 
Gewährsmanns nicht von der Anklage befreien ®!), — er durfte 
feinen Gewährsmann nennen 22). Und e8 trat ſodann das Ber: 
fahren wie bei der Vindikation geftohlner oder geraubter Gegen: 
ftände ein. 


Bindiration geflohlner oder geraubter Gegenſtände. 
§. 562. 


Bei der Vindication gejtohlner oder geraubter Gegenftänk 
trat ein dem Strafverfahren bei handhafter That fehr ähnliche 
Berfahren ein. Das Bindicationsverfahren bei Mobillen war offen 
bar dem Strafverfahren nachgebilvet. So wie denn überhaupt ur: 
Iprünglich Fein Unterfchied zwiſchen Strafverfahren und Civilprozeß 
beitanden hat. Die Binbication von Mobilten fette nämlich allzeit 
einen Diebjtahl oder Raub oder ein anderes Verbrechen und zwar 
eine übernächtige That voraus !). Denn bei der Bindication an- 
derer Mobilien trat der Srundjaß ein, Hand muß Hand wahren 
ober en fait de meubles la possession vauttitre. (6. 388.) Und 


27) Ruprecht von reifing, II, 110 u. 112, 

28) Stadtrecht von 1212 $. 12. 

29) Stabtredht von 1221 $. 18 u. 25. 

80) Stabtredt, $. 21. 

31) Magdeb. Schöffenbrief von 1804, $. 97 bei T. u. ©t. p.468. ,Ewer 
„jo mit der banthaftegen Tat gevangen wirt, mit Dube oder mit Roube, 
des en mac ber biecheinen Geweren cien.“ 

32) Magdeburg. Schöffenurtbeil, car. 4. dist. 1. bei Zobel, p. 501. — 
„die bandhafftige that ift, wenn einer vngerichts in ber friſchen that 
„der ftadt gefangen wird, oder wenn man raub oder Dieberey im einä 
„mannes were findet, da er felbfr den fchlüffel zutregt, vnd jolder 
„bab fein geweren hat“ —. vrgl. Schöffenbrief von 1304, $. 82 
u. 97. 

1) Sädjf. Lr. II, 86, $. 1. Schwäb. Lr. W. c.265. Diſtinct. IV, c. 42, 
8. 1 bei Ortloff, p. 256. Stadtrecht von Bamberg, $. 110 u. 130. 
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wenn ber Thäter in hanbhafter That mit den geitohlnen Gegen- 
ftänden verhaftet worden, die That alfo nicht übernächtig war, fo 
ift nach dem vorhin Bemerkten ebenfalls von einer Vindication feine 
Rede geweien, indem fi der Inhaber eines gejtohlnen oder ge- 
raubten Gegenftandes in biefem Kalle nicht durch die Angabe eines 
Gewährsmannes von der Anklage befreien konnte. ($. 561.) Da 
jedoch das Innehaben einer Handhaft oder eines Schubs gleichfalls 
als handhafte That betrachtet zu werben pflegte ($. 555.), jo trat 
auch bei der Bindication von ‚geftohlnen Gegenftänden ein ähnliches 
Verfahren ein wie bei dem Strafverfahren bei hanbhafter That. 
Streng genommen jollte die Klage jogar mit Gerüfte angeltellt ?) 
und der unterliegende Kläger, wie bei einer Auflage, in Buße und 
Wette verurtheilt werben, wie Ruprecht von Freiſing jagt, „das tft 
„darumb Das der man wol auff jehe ee das er fein guet anfall für 
„dewb oder für raub?). Auch enbigte die gehörig burchgeführte 
Bindication melftentheils mit der Verurtheilung des Diebes oder 
des Räubers. Nichts defto weniger war doch bie Vinbication ber 
geftohlnen Gegenftände von einer gegen deren Inhaber angeftellten 
Anklage wegen Diebftahls wejentlich dadurch verjchieden, daß ber 
Inhaber eines geftohluen Gegenſtandes fich von der Strafe befreien 
fonnte, wenn er entweder nachwieß, daß die Sache ihm jelbft ge- 
höre, oder daß er fie auf einem öffentlihden Markt gelauft habe, 
ben Käufer ſelbſt aber nicht Tenne, oder wenn er feinen Gewährs⸗ 
mann nannte. Auch lag an und für fi in der Binbication noch 
feine Anklage wegen Diebftahls oder Naubs, indem dieſe Klage 
auch gegen den Befiger in gutem Glauben, der die Sache jelbit von 
einem anderen getauft hatte, ja ſogar gegen den Dieb oder Räuber 
jelbft angeftellt werben Fonnte, indem der Vindicant, auch wenn er 
den Dieb oder Räuber kannte, berechtiget war, jtatt ihn ſelbſt an- 
zuflagen, denfelben dem Richter heimlich zu nennen 9). 


2) Difinkt. IV. c. 42, $. 8 bei Ortloff, p. 256. „Wer icht anefangen 
„wel, der fal is thun mit gerüffte“. — vrgl. Sächſ. Lr. II, 86 8. 2. 
Schwäb. Lr. W. c. 265. 

8) Ruprecht, p. 273. Not. Sächſ. Lr. II, 86 $. 5. Schwäb. Lr. .c. und 
faſt alle Stadtrechte. 

4) Stadtrecht von Münden, $. 71. Ruprecht von Freiſing, p- 272. 
Not, 
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Das Verfahren begann mit einer Beſchlagnahme des geſtohl 
nen oder geraubten Gegenſtands 5). Man nannte dieſe Beichlag: 
nahme, welche gerichtlich aber auch außergerichtlich und eigenmäd: 
tiger Weife vorgenommen werben konnte, ein Anfaffen, em 
Aufhalten oder ein Anfangen®), fodann ein Feſtnehmen 
(veiten) 7), ein Anfallen ®), ein Fangen, Berfangen oder An 
faben (d.h. Anfafien) 9), ein Angreifen'‘), ein Kummern"), 
fih der Habe oder der Sahe unterwindben !2), ſich zu der Sache 
ziehen !?), oder auch ein Bindiciren (vendicare vel repetere, 
was in den Deutichen Terten des Freiburger Stabtrechtes mit ge: 
anwarten und geanwarton überſetzt worden iſt) 15). Um 


in — —— 


5) L. Ripuar. 383. c 1. Si quis rem suam cognoverit, mittat manım 
super eam —. 

6) Stadtreht von reiberg, c. 9 bei Schott, III, 188. „Welch man ein 
„pfert anvangen wil —. Das pfert ſal be ufhalden mit bes tich 
„ters bote. mac be des richteris boten nicht gehaben jo halde hei; 
„ſelbe uf alfo lange biz be kumit —.“ vrgl. no c. 10 u. 11 eod. 
p. 191. Goslar. Stadtrecht bei Göſchen, p. 98. Diſtinet. IV. c. 42 
6.2 ff. > 

7) Rupredt von Freifing, p. 272. Not. bei Weflenrieder, p. 73 u. 74. 

8, Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg p 60. „Swa ein man fin reu- 
„bigez oder fin biubigez vihe vindet — baz fol er anvallen mit bes 
„rihters boten. Mag er bes rihters boten niht gebaben. fo fol er ez 
„lelbe anvallen vnzan ben rihtern.“ bei Wald 8.121. Ruprecht von 
Freifing, p. 273. — „fein guet anfall fürDewb" —. Gtabtredht ven 
Memmingen, c. 1. 

9) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg p.60 u. 62. — verfahben — 
wider vaben — vide verfangen — an vahet ein ros —. bei 
Wal, $. 121 u. 124. Ruprecht von Freifing, p. 273 u. 279. — 
„das fol er veruaben — verfanngen" — Stadtrecht von Re: 
gensburg bei Freyberg, V, 46. Stadtrecht von Brünn, $. 208. 

10) Stadtrecht von Freiberg, c. 9 u. 11. bei Schott, III, 189 u. 191. Stadi⸗ 
recht von Kolmar von 1298, $. 28. 

11) Srimm, I, 588. 

12) Stadtrecht von Freiberg, c. 9. bei Schott, III, 190. Stadtrecht von 
Bamberg, $. 110. 

18) Stadtrecht von Freiberg, c. 10 bei Schott, III, 191. 

14) Freiburger Stiftungsbrief von 1120 $. 28. Stadtrodel, $. 58 m. 59. 
Stadtrechte von 1275 u, 1298 bei Schreiber, I, 78 u. 128. 
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von dem Anfafien oder Angreifen wurbe bie Klage jelbft Anfang, 
Anfengung, Anfall, Angriff u. ſ. w. genannt. 

Für bie gerichtliche Beichlagnahme (Fang) mußte der Kläger 
(der Vindicant) dem Richter eine nach dem Werthe ber mit Be⸗ 
Ichlag belegten Sache zu berechnende Gebühr entrichten, welche man 
für Fang !d), oder Fürfang (fürang!®), vurvanc!T), fürfangf!®) 
oder furfankch) 19) genannt hat. 

Die außergerichtliche Beichlagnahme oder das aufergerichtliche 
Anfafien der geftohlnen oder geraubten Sache mußte bei Gericht 
wiederholt werden. Es war biejes offenbar ebenfalls wieber eine 
Nahahmung des Verfahrens bei hanthafter That. So wie dort 
ber Leichnam ober das Leibzeichen oder bie fonftige Hanbhaft vor 
Sericht gebracht und barauf ber vorgefchriebene Eid geleiftet werden 
mußte, jo mußte auch bei der Vindication der zu vindicirende Ge: 
genftand vor Gericht gebracht und auf diefen Gegenftaub der Eid 
geleiftet werden. Es follte dadurch der Thatbeftand ganz vollftän: 
dig wie er war vor Gericht gebracht werben, wie biefes auch in 
anderen Fällen, 3. 3. bei der gerichtlichen Auflaflung durch die 
ſymboliſche Tradition des vor Gericht gebrachten Baumzweiges oder 
der Erdſcholle zu gefchehen oder wenigitens angebeutet zu werden 
pflegte. 

Die Art und Weife wie ber zu vindicirende Gegenftand 
vor Geriht angefaßt und darauf der Eib geleiftel werden mußte, 
war in ben meiften Städten ganz genau vorgefchrieben. Meiſten⸗ 
theils follte der Kläger feinen linfen Fuß auf den vechten Fuß bes 
zu vindichrenden Pferdes ſetzen und ſodann mit feiner linfen Hand 
das rechte Ohr des Pferdes angreifen, und in biefer Stellung mit 
der rechten Hand jchwören. Bei der Vindication von Kühen und 
anderem Rindvieh follte der Bindicant das Vieh mit dem Seil in 


.15) Stadtrecht von Augsburg bei Frepberg, p. 61. — „maz ber für vand 
ft —. 

16) Augsburger Stabtr. bei Freyberg, p. 62. Stadtrecht von Memmingen 
ec. 1. u. von Münden $. 71 u. 75. 

17) Gtabtr. von Freiberg, c. 9 u. 10 bei Schott. 

18) Ruprecht von Freiſing, p. 272 u. 274. Not. 

19) Stadtr. von Regensburg bei Freyberg, p. V. 46. und von Wiener 
Neuſtadt, c. 94. 
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die linfe Hand nehmen und in biefer Stellung mit der rechten Hand 
ven Eid leiften. Bei Gewändern aber und bei Kleinodien und bei 
anderem jogenanntem Plunber jollte der Kläger die zu vinbicirende 
Sache in den linfen Arm nehmen und mit der rechten Hand fchwö- 
ren 29), 

Der Kläger mußte meiſtentheils ſelbſt dritt jchwören, daß 
die zu vindicirende Sache ihm gehöre, ihm aber geftohlen ober ge 
raubt worden oder ihm ohne feinen Willen in anderer Weiſe ab: 
handen gefommen fei 2%. Wenn e8 an Eibhelfern fehlte, jo burfte 
ber Kläger alle drei Eide allein alfo in München den ein drei 
Eid ſchwören 2), In manden Etäbten mußte diefer Eid ſelbſt 
fiebenb gejchworen .werden, 3. DB. in Treiberg, wenn ber Kläger 
ein Fremder (Uzmann) war 23). In anderen Städten reichte aber 
auch der Eid bes Klägers allein ſchon bin, 3. B. in Magte: 


20) Stabtredt von Freiberg, c. 9, 10 u. 11. bei Scott, III, 189, 191 u. 
192. — „be fal grifen mit finer linfen hant bem pferde ubir ben hals 
„an fin ore vnd fal treten mit fime Iinfen vuze uf pferdis rechten vuz. 
„vnd fal ſweren, mit ber rechten hant. — daz he di ku fulle nemen mit 
„deme feile in bi linfe hant und julle ſweren mit der rechten hant aljo.“ 
— „be fulle iz (— „daz gewant oder baz Eleinote ober waz iz iſt wart 
„mir abegefioln mit anderme mime gute —) nemen an -ben linfen 
„arm zu vechte vnd julle ſweren mit ber rechten bant alſo.“ Gtabı- 
recht von Augsburg bei Wald $. 121. und bei Freyberg, p. 60. — 
„alfo daz man im grifen fol an daz zefive ore (zeſwe oder zeſme heißt 
„rechte. vrgl. Schmeller, 1V, 288.) unde fol zen Heiligen bereben unbe 
„zwen mit im baz ez im diuplichen verftoln fi oder gerauber.” Statt: 
veht von Memmingen, c. 1. — „ift aber ez gwanb ober ander blun: 
„der, day fol man jn dez gericht legen vnd darvmb ſweren felb dritt“ 
—. vergl noch Magdeburg. Schöffenbriefe von 1295, $. 6. u. 7. und 
von 1304, $. 47 T. u. St. p. 429 u. 459. Diftinct. IV, c. 42 $.25. 
Stimm, I, 538. Ein ähnliches Berfahren hatte bereits zur fränfifchen 
Zeit ftatt nach L. Ripuar, tit. 88, c. 1. u. tit. 72, c. 8 u. 9. 

21) Stadtrecht von Freiberg, c. 9 u. 10 bei Schott. von Münden $. 71 
u. 75. von Memmingen c. 1. Augsburg, 1. ‚c. von Goslar bei 
Göſchen, p. 98. Freiburger Stiftungsbrief von 1120, $. 29. und 
Stadtrobel $. 58. Stabtr. von Kolmar, $. 23. Ruprecht von Frei: 
fing, p. 272. Not. Distinet. IV, c. 42, $. 8. 

29) Stabtredt, $. 71 u. 75. vrgl. oben $. 558 u. 561. 

28) Stadtrecht, c. 9 u. 10. 
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burg 2%), in Bamberg 25), in Kolmar 29), in Freifing bann, wenn ber 
Kläger ein angejeflener Mann war 27) und in Freiberg bei der Vin⸗ 
Dication von Gewändern und von anderem Kleinod 29). - Und viele 
Anſicht ift auch in dic Bamberger (art. 268.) und in bie peinliche 

Halsgerihtsordnung übergegangen. (art. 207 u. 208.). 

Wenn das bei jemand gefundene geftohlne oder geraubte Gut 
verſteckt 2%), oder der Inhaber des Gutes dingflüchtig war 20), fo 
follte derjelbe ohne weiters als Dieb betrachtet und als folcher be: 
handelt werben. Wenn dagegen das geftohlne Gut ganz offen ba 
lag und der Inhaber anweſend war, fo hatte ſodann ber Bellagte 
drei verfchiedene Wege zu feiner Vertheidigung. Er Tonnte erftlich 
nachweifen, baß das Gut ihm felbit gehöre, oder zweitens, daß er 
e8 auf einem öffentlichen Markt gelauft habe. Cr Tonnte aber 
drittens auch feinen Gewährsmann nennen, welder fodann ihn 
vertreten und für ihn antworten mußte. 

Wenn der Beklagte felbft dritt nachwies, daß er das 
vinbicirte Zeug („it laken“) ſelbſt gewirkt, oder das vindicirte Vieh 
jelbft gezogen habe, jo hatte er nach dem Sachjenfpiegel jein befjes 
res Recht gegen den Kläger nachgewiefen und behauptet 21). Nach 
bem Schwabenſpiegel war jedoch auch ber Kläger wieder berechtiget 
mit jieben Zeugen fein befjeres Recht gegen den Bellagten zu 
zu beweifen 22). In Augsburg follte zuerft ber Kläger mit jeinem 


24) —— von 1295 8. 6 bei T. u. St. p- 429. 

235) Stabtredht, $. 110. 

26) Stadtrecht, $. 28, 

27) Rupredt von Yreifing, p. 272. Rot. 

28) Stadtredt, c. 11. 

29) Magdeb. Schöffenbrief von 1304 $. 82 bei T. u. St. p. 465. — 
burg. Schöffenurtheil, c. 4. dist. 1. bei Zobel, p. 501. 

80) Sächſ. Lr. II, 86, $. 2. Schwäb. Lr. W. c. 265. Ruprecht von Frei: 
fing, p. 274. Rot. 

31) Säachſ. Lr. II, 86, $. 8. 

82) Schwäb. Lr. W. c. 265. — „er habe ez gezogen in finem flalle. Der 
„behabet ez mit bezerme vechte, der ez in der gewer bat, danne jener 
„der ez da an ſprichet. Der fol ez jelbe dritte erziugen warhafter liute. 
„Bermizet aber er fich Hin wider fiben geziuge, jo bat er jenen geziuc 
„verleit.” Wenn man die verjchiebenen. Ausgaben bes Sachjenipiegels, 
3. 3. von Sendenberg c 268., von Laßberg, $. 817. u. a. m., mit je⸗ 

48 


v. Maurer, Stäbteverfaffung ILL 
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alleinigen Eid fein Recht an dem vinbicirten Gegenftand bemei 
fen, dann aber ber Bellagte jelbft dritt, dann wieder der Kläger 
ſelbſt ſiebend, endlich ber Bellagte mit 70 Mannen (nach einem 
anderen Text felbft britt, felbft fiebend, ſelbſt 20 oder 21, und mit 
70 Mannen) jein beſſeres Recht nachweiſen dürfen 7?) Ju Frei 
fing jollte der Kläger ſelbſt britt den Beweis, dann aber der Be 
klagte mit 7, der Kläger mit 20 und ber Bellagte mit 72 Mannen 
den Gegenbewets führen 29). Und in Brünn ging der Gegenbeweis 
fogar noch über die 72 Mannen hinaus 25). 

Wenn der Beflagte behauptete das geftohlne oder geraubte 
Gut auf offenem Marfte von einem ihm unbelannten Wanne 
gefauft zu haben und diejes mit feinem alleinigen Eid, anberwärts 
jeldft dritt nachweilen fonnte, jo verlor er zwar das Gut, wurk 
aber nicht geftraft, 3. B. in Freiburg ?e), Kolmar 27), Auge 
burg 2%), Freifing 9), Regensburg *%), Amberg 4), Magde⸗ 
burg #2). 


ner Stelle vergleicht, fo ift der Sinn jener nit ganz klaren Stele 
offenbar der, daß zuerſt der Beffagte feibfi britt zu beweifen babe, dann 
aber ber Kläger mit 7 Zeugen ben Gegenbeweis führen dürfe. Labr. 
cap. 161. $. 11 — 14. bat demnach biefe Stelle nicht richtig ver- 
ftanden. 

Stadtrecht bei Walch, 8. 124. bei Freyberg, p. 62. „IR daz ein man 

„an vahet ein vos oder cin rint. oder ander vihe. den jol man pragen 

„penne er daz verlur. jwelhe Zit er danne nennet daz fol er beretene 

„jelbe dritt, daz brichet im iener wol jelbe ſihend wil er ez tun. Wit 

„ey aber iener danne imz hinwider brächen baz tut er ‘wol felb fibende 

(muß offenbar 20 ober 21 beißen.) „Wil ez im banne iener hinwider 

„brächen daz muz er tun mit fibenzit mannen baz ift rebt.“ 

84) Ruprecht von Freiſing, p 278. Not. „vnd mag ber clager pringen 
„ſelbdritt Das es zu ber tzeit geweſen jey. das es im raublich vnd deub: 
„lich genomen iſt. vnd bat auch bie des vichs mueter —. ber aut: 
„wurter mug dann mit fiben prinngn das es fein ſey. fo muels der 
„lager zwaingig haben vber di fiben. mag aber ber antwurtier zwen 
„vnd ſibentzig haben bamit er es bewär das es ſeyn aigen guet fen ie 
„bat er e8 bebabt.“ 

85) Stadtrecht, $. 208 bei Rößler, p. 897. 

86) Stiftungsurfunde von 1120, $. 28. Stabtrobel, $. 59. 

87) Stadtrecht, 8. 28. 


83 


—⸗ 
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Kannte aber der Berlagte ben Verkäufer, fo durfte 
er fih dadurch, daß er ihn nannte, von allen weiteren Anfprüchen 
des Klägers befreien. Er mußte jeboch feinen Gewährsmann 
(Seweren) wirklich ftellen. Denn wenn er feinen Gewährs- 
mann bloß nannte, ihn aber nicht finden konnte, fo wurbe er ben: 
noch als Dieb behandelt und beftraft, 3.8. in Freiburg 42), in Kol- 
mar #) u. a. m. Nur dann, wenn er ihn wirflich ftellte, wurde 
er frei. Denn fein Gewährsmann mußte nun für ihn antworten. 
(„Die gewere mut antwerben an finer ftat vor it gut 4). Und ber 
„gewer fol für in antwörten“) 4%. Man nannte daher das Nen⸗ 
nen feines Sewährsmannes feinen Schub nehmen ober bie 
Sache auf einen jhieben #7). Auch der Beklagte durfte wieder 
feinen Gewährsmann nennen oder feinen Echub nennen *%). Und 
man nannte diefen Schub einen Widerſchub unb denjenigen, ber 
den Echub führte, eeinen Schieber 9%). Aber auch der von dem 
Bellagten genannte Gewährsmann durfte wieder feinen Geweren 
nennen und dieſer den Seinen und fo fort, bis man zuleßt auf 


88) Stadtrecht bei Freyberg, p. 62 u. bei Wald, $. 1283. 

39) Ruprecht von Freifing, p. 272. Not. 

40) Stabtrecht bei Freyberg, V, 46. 

41) Gerichtöbrief aus 14. sec. bei Schenkl, II, 58. 

42) Schöffenbrief von 1261, $. 44, von 1295, $. 5 und von 1304 $. 47 
bei T. u. St. p. 357, 429 u. 460. 

48) Stiftungsbrief von 1120, $. 28. Stadtrodel, 5.59. Stadtr. von 1276 
u. 1298. bei Schreiber, I, 78 u. 128. 

44) Stabtredt, $. 23. 

45) Sädf. Lr. II, 86 $. 5. 

46) Schwäb. fr. W. c. 265. 

47) Ruprecht von Freiſing, p 281. Not. und bei Weftenrieder, S. 100, p. 
74. „wil er e8 aufieman ſchieben. baz mus er tun mit den leu⸗ 
„ten. — Hat er auer des guts feinen ſchub. und mag ed gejchie- 
„ben aufim —. vnd fol ienen haizzen veiten. do er es auf ſchie⸗ 
ben wil.“ Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 60. „Darnach 
„ſol erez uf ienen fchieben. in bes gewalt erez funden hat.“ Land: 
frieden von 1281, 8. 17 bei Pertz, IV, 428. 

48) Ruprecht von Freifing, p- 274. — „der antwurtter fpricht er habe bas 
guet kaufft er hab feinen ſchub. 

49) Rupredt von Freifing, p. 274. 

43 ® 
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denjenigen Fam, ber entiveber ben Diebftahl oder den Raub began- 
.gen, oder das geftohlne Zeug gewirkt oder das geraubte Vieh ſelbſt 
gezogen hatte °%). Der Kläger mußte ven Widerſchub, wenn es 
begehrt wurde, wegen des aus bem Verfahren entjtehenden Scha- 
dens verbürgen, und ein Schieber dem anderen Bürgichaft 
ftellen. („und fol der clager den widerſchub verporgen ob fein der 
„antwurtter begert. — bleibt aber er bei dem ſchub fo jol er dem 
„Iihteber den ſchub vorporgen”) 51). 

Am Ausführlichfien handeln über biefen Rüdgriff auf ben 
Geweren die Stadtrechte von Augsburg und von Freifing. In 
Augsburg follte der Gewährsmann, auf weldhen bas geſtohlne 
Gut gejhoben ‚worden war, biejes mit denfelben Formalitäten vor 
Gericht anfafjen, mit welchen es ber Kläger angefaßt hatte. Dean 
nannte daher biejes Anfafjen oder Anfahen des Gewährsmanns 
ein Wiederanfalfen ober Wiederfaben. („Darnad fol er 
„eg ufienen ſchieben in bes gewalt er ez funden hat. der fol 
„ez danne wider vahen auch mit gelerten worten. Diu wort 
„prächent alſo. Ich widervahe daz ros oder daz rint ober daz 
„vihe“) 9), In Freiſing wurde nicht die geſtohlne Sache ſelbſt, 
ſondern nur ein Wahrzeichen von ihr für jenen Rückgriff (für den 
Wiederſchub) verwendet. („und fol im der richter den ſchopf 
„Oder den zagel antwurten oder des guets ein tail obesann- 
„ders guet ift. ond fol ber clager den widerſchub verporgen“) 32). 
Dafjelbe jcheint auch in Bamberg der Fall geweſen zu jein, wo 
das Wahrzeihen die Warheit oder die wahre That genannt 
worden iſt 5%). 

Aus diefem Allem ergibt fih nun das Verfahren von felbft. 


50) Sächſ. Lr. II, 86 $. 5 u.6. Schwäb. Lr. W. c. 265. Stabtreht von 
Bamberg, $. 112. 

51) Ruprecht von Freifing, p. 274. 

52) Stadtredht bei Freyberg, p. 60. und bei Wald, St 121. 

.58) Rupredt von Freifing, p. 274. 

54) Stadtreht von Bamberg, $. 112. — „dem clager ber by babe ange: 
„uanget bat [hol dy warbeit bin heim erteilt werden dy habe zu 
„vertreten“. — vrgl. oben $. 555. Zoepfel, p. 208. bat biefe Stelle 
offenbar nicht richtig verflanben. ; 
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Der Kläger (der Vindicant) hielt fi) an benjenigen, bei welchem er 
fein geftohlne® oder geraubtes Gut fand. Er mußte das mit Be 
ſchlag belegte Gut auch bei Gericht wieder anfafien oder angreifen 
und allein ober jelbit dritt beſchwören, daß das Gut ihm gehöre 
und ihm geftohlen oder geraubt worden ſei. Entwich nun ber Be: 
klagte, fo jollte der Inhaber des Schub3 oder ber Schieber („der 
„den ſchub da fuert”) den Schub, d. 5. das Wahrzeichen an ben 
Aſenbaum in ber Stube 35) oder an ben Thürnagel binden und 
ſodann den Entwichenen mit breit Eiben berechten oder überführen. 
Der Schieber war ſodann frei und Tebig, und ber Entwichene durfte 
nun als Dieb oder Räuber. behandelt und Heftraft werben 5°). 
Blieb aber der Beklagte bei dem Schub anmefend, jo konnte er fich 
von der Anfprache befreien, wenn er feinen Geweren nannte, dem 
Schieber Buͤrgſchaft ftellte, und felbft die gerichtliche Befigergreifung 
(das Anfaflen) vornahm und feinen rechtmäßigen Erwerb beichwor. 
Und fo fonnte denn Einer die geftohlne Sache ober den Schub 
auf den Anderen fchieben, bi8 man zulegt auf benjenigen Fam, ber 
entweder das Zeug gewirkt und das Vieh ſelbſt gezogen hatte, ober 
ber feinen Gewährsmann mehr nennen Tonnte. Im erſten Falle 
hatte fodann der Kläger feinen Prozeß verloren. Er mußte daher 
ben burch feine Klage entitandenen Schaden erfegen und wurbe 
bazu noch geſtraft. Im letzten Falle dagegen wurde berjenige, ber 
feinen Gewährsmann mehr nennen, die Sache alfo nicht weiter 
auf einen Anderen fchieben Konnte, als Dieb behandelt. Er wurbe 
daher als Dieb geitraft und mußte den entftandenen Schaben er= 
ſetzen. („bleibt aber er bei dem ſchub fo fol er dem fchieber den 
„hub verporgen als vor mer verfchriben iſt. bei wen der fchub 
„zum lebiten pleibt der fol dem andern ben ſchaden ablegen ale 
„vorgeichriben ift. er verleust auch die vorgenannte pues gein. bem 
„richter“) 87). | 


- 55) vrgl. Schmeller, I, 115. 
56) Ruprecht von Freifing, p. 274. 
57) Ruprecht von Freifing, p. 274. Stadtrecht von Augsburg bei Frey⸗ 
berg, p. 61. „Mag er banne — fins ſchubes niht gehaben jo fol er 
„dem man fin vihe wider gäben ane ſchaden. vnde fol er im allen finen 
„Ihaden abelegen ſwaz er fin ſchaden bat genomen. vnde fol dem N 
„tere buzzen nach genaben.“ 
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Berfahren bei handhafter Nothzuchl und Nothwehr. 
$. 563. 


Der dritte Fall der handhaften That war der, wenn 
die That zwar auf ber Stelle beſchrien, der Thäter ſelbſt aber nicht 
in handhafter That verhaftet worden und auch Fein Ueberführungs⸗ 
ftüc vorhanden war. Die Erhebung des Nothgefchreies 
machte nämlich die That offenkundig und hatte demnach die Folge, 
daß gegen den fpäter ergriffenen Thäter eben fo verfahren werben 
durfte, als wenn er in der handhaften That jelbft verhaftet und 
vor Gericht gebradht worben wäre. Die That wurde auch in biefem 
Falle als eine handhafte That betrachtet (tamquam si injuria re- 
cens existeret), 3. B. in Magbeburg beim Raub ebenjowohl wie 
beim Todſchlag und bei einer Verwundung ?), und in Goldberg bei 
einer Verwundung 2). Ganz beſonders wichtig und folgenreich 
war jedoch dieſer Grundſatz bei ber Nothzucht und bei ber 
Nothwehr. 

Da nämlich die genothzüchtigte Frau nur bei handhafter 
That klagen durfte, fpäter nicht mehr gehört wurbe*), fo war es 
wichtig für fie, daß es ein Mittel gab, die Zeit ber hanbhaften 
That zu verlängern. Und biejes Mittel war bie Erhebung bes 
Gerüftes. Denn wenn bas Gerüfte auf der Stelle erhoben wors 
den war unb die Erhebung bes Nothgeichreies bewiejen werben 
fonnte, fo durfte die Genothzüchtigte in manchen Städten noch 
binnen drei Tagen Hagen *), anderwärts fogar noch binnen vier- 


1) Stadtrecht von 1188, 6. 5 bei X. u. St. p. 268 — aut si aufuge- 
rit, si postmodum ille, qui lesus est, reum invenerit, et injuriam 
suam testibus idoneis se proclamasse probare potuerit, tamquam 
si injuria recens existeret ei satisfaciat. 

2) Magdeburg. Schöffenbricf 6. 8 bei Gaupp, Magdeburg. R. p. 221. 

3) Magbeb. Schöffenbrief von 1804 8.114 bei T. u. ©t. p. 472. Stabt: 
veht von Prag 8. 88 bei Rößler. Grimm, III, 892—98. „woe eine 
„genotzucht wurd, jo fol fie lauff mit gejtraubtem bare vnnd nafjer 
„maugen, iven ſchleyer au der band drag, allermeniglicy wer ir bege- 
„gent vmb hilf anſchreyen ober ben tbeter; ſchweygt fie aber bite 
„mal, joll fie hinfuro auch ſtyll ſchweygen.“ 

4) Rupredt von Freifing, II, 51. Stadtrecht von Ofen, $. 284. 
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zehen Zagen®). Und erft nach Ablauf diefer Zeit wurbe bie That 
übernächtig und bie Genothzüchtigte daher nicht mehr gehört, bis 
unter König Adolf im Jahre 1293 im Königlichen Hofgerichte ber 
Ausſpruch erfolgte, daß die Klage auch nad 50 und 60 Jahren 
noch zulaͤſſig fein und diefem Königlichen Spruch auch fein Stadt⸗ 
recht entgegen ſtehen jolle®). Wenn nun bie genothzüchtigte Frau 
binnen jener Friſt eine Anklage erhob, fo hatte fie diefelben Nechte 
wie bei der hanbhaften That ſelbſt. Wenn fle daher ſelbſt fiebend, 
anderwärts jogar nur mit zwei Jeugen die Anklage beweijen konnte, 
jo ſchloß fie den Angeklagten mit dem Reinigungseid aus, z. B. in 
Wien und Ens?), in Brünn u. a. m.) Um jedoch die Mechte 
ber handhaften That zu erhalten, mußte die genothzüchtigte Frau, 
wenn fie nicht gleich in handhafter frifcher That vor Gericht ge- 
laufen war, vielmehr erſt im Laufe jener Frift ihre Klage vorge- 
bracht batte, wenigſtens mit zwei Zeugen beweijen, daß fie auf 
ber Stelle das Gejchrei erhoben babe. Denn nur in Diefem alle 
verlor der Angellagte das echt den Reinigungseid zu ſchwören 
und wurde nur nody zur Feuerprobe zugelafien, 3. B. in Ens, 
Wien, Brünn u. a. m.9). Anberwärts mußte fich der Angellagte 


5) Stadtrecht von Wien von 1221, 8. 25 und von 1278 bei Lambacher, 
II, 152. Stadtrecht von Heimburg 6. 7 bei Senckenberg, p. 275. 
und von Brünn 6. 21 bei Rößler, p. 849. 

6) Urk. won 1298 bei Pertz, IV, 460. Et quod nulla constitutio mu- 
nieipalis, vel civiam ordinacio, in casu superius expresso regali 
sententie poterit aliquale preiudicium generare. 

7) Stabtreht von Wien von 1221 $. 25. Si autem illa infra 14 dies 
quando hoc fecit ei, testimonio VII credilium virorum illam con- 
vicerit, nulla sibi oonceditur expurgatio. Diejelben Worte im 
Stadtrecht von Ens von 1212, $. 12. 

8) Stadtrecht von Brünn, ec. 21. — „ist aber daz enen vrau ober iung: 
‚vrau mit fiben erfam mannen in den 18 tagen enen uber wint, fo 
„let man im chain entretufje nicht." und im lateiniſchen Text: nulla 
sibi conceditur expurgatio. vrgl. noch oben $. 558 u. 561. und 
Hall. Schäffenbrief von 1235 8.10 bei T. u. St. p. 296. und Bremer 
Stat. von 1808 bei Oelrichs, p. 88. 

9) Stadtrecht von Ens $. 12. — et illa testimonio duorum se pro- 
clamasse probaverit, ille judicio ferri igniti se expurget. ben 
fo Stabtreht von Wien von 1221, 6. 25. Siabir. von Brünn, $. 21. 
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in diefem alle jelbft fiebend reinigen, während außerdem, wenn 
der Nothichrei gar nicht erhoben worden war, fein alleiniger Eid 
ohne Eibhelfer hinreichte, 3. B. in Goslar dann, wenn der An- 
geflagte am feinen Rechten volllommen war !%). Die Plagende 
Frau mußte demnach in dem gegebenen Yale einen boppelten Be: 
weis führen, zuerit den Beweis des erhobenen Gerüftes und dann 
auch noch ben Beweis der Schuld des Angellagten, wie dieſes auch 
bei anderen Anlagen gejchehen mußte, wenn die handhafte That 
ftreitig oder ungewiß war 11). Wenn nun aber der Beweis bes 
erhobenen Gerüftes nicht geführt werden fonnte, fo wurde ſodann 
bie That als eine übernächtige behandelt und daher der Ange 
klagte, wie bei anderen übernächtigen Verbrechen, zum Reinigungs: 
eid mit oder ohne Eidhelfer zugelaflen 12). 

Ehen jo wichtig wie bei ber Nothzucht war die Erhebung 


des Gerüfftes auch bei der Nothbwehr Denn auch bie Notb 


wehr mußte, urfprünglich gewiß allentbalben, auf der Stelle, auf 
noch friiher handhafter That, geltend gemacht werben. Nach dem 
alten ripuariichen Volksrechte jollte ber gerechtfertigte Todichläger 
ben Erſchlagenen je. nach den Umftänden 40 oder 14 Tage lang 


— „und daz biefelbe vrau oder iuncorau inner 14 tagen mit cjain 
„erfam mannen daz peweren mad, daz fi gefhrieren bat, fo fol 
„fi einer unfchuldigen mit dem veurigen eiſen.“ vrgl. noch Magdeb. 
Schöffenweisthbum aus 13. sec. $. 11 bei T. u. St. p. 272. 

10) Stadtrecht bei Göſchen, p. 42. — „tumt be en wech, jo mot be fic 
„jelve jevede untſeülghen. Ne kündeghet men de not nidti 
„alfe bir vore befereven is, fo untjeuldiget be fih mit ſines enes 
„bant, of be vullomen id an fineme rechte.” 

11) In dieſer Weiſe ift offenbar zu beichränten, was über biejen boppelten 
Beweid von Otto Göoſchen, das Sächfiſche Landrecht, Ueberſicht, 
p. 38. und von Dienbrüggen, Hausfrieden, p. 78 u. 74 gefagt 
worden if. Daher erflärt es ſich aud, warum in ben Quellen jo 
felten von diefem doppelten Beweiſe bie Rebe if. Denn in der. Regel 
war wohl die handhafte That gar nicht flreitig. 

12) Stadtrecht. von Wien von 1278 bei Lambadyer, Il, 152. Stabtr. von 
Heimburg, c. 7 bei Senckenberg, p. 275. Magdeburg. und Halliſche 
Schöffenbriefe aus 18. sec. $. 11, von 1286 8. 10 und von 1804, 
6. 18. und Stabtredt von Leobihüh von 1270 $. 19 bei T. u. St. 
p. 272, 296, 875 u. 452. 
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öffentlih ausftellen und bewachen, um zu warten ob ihn ein 
. Freund oder Berwandter des Erfchlagenen deshalb anklagen werde 12). 
Und in ähnlicher Weife wurde in Hannover noch im 15. Sahr: 
hundert verfahren. Als im Jahre 1430 daſelbſt ein Bürger bei 
einem Streite im Weinfeller einen anderen Buͤrger erichlagen hatte, 
betheuerte berjelbe öffentlich unmittelbar nach der That, daß er fie 
in gerechter Nothwehr verübt habe, jeßte fich neben den Erjchlage- 
nen, nahm ihm fein Meffer ab und erklärte den Leichnam nicht 
eher verlaflen zu wollen, bis die Verwandten des Erjchlagenen fich 
erflärt haben, .ob te ihm gerichtlich verfolgen oder ſich mit ihm 
verfühnen wollten. Auch mußte ſich der Sohn des Thäters vor 
bie Kellerthär ftellen, um dem herbeiftrömenden Volke zu erklären, 
daß bie That in gerechter Notbwehr verübt worden ſei !%). In 
Augsburg follte der gerechtfertigte Todfchläger unmittelbar nach 
ber That mit dem noch blutigen Schwert in der Hand zu bem 
Richter eilen und einen NRechtstag begehren, an welchem er bie 
Nothwehr, wenn bei der That niemand zugegen war, mit feinem allei- 
nigen Eid, und, wenn Leute zugegen waren, felbft britt beweiſen 
mußte, „mit den bie bie notwer geſähen hant” 15). Auch nach 
magdeburgiſchem Recht mußte dem Richter auf der Stelle bie 
Anzeige gemacht und ihm das Schwert übergeben werben 1%. In 
Bamberg follte die Nothwehr ſelbſt dritt bewielen und, wenn ber 
Thäter felbft verwundet worben war, auch bie erhaltene Wunde bei 
Seriht gezeigt werben 7). Auh in Memmingen !2) und in 
Freifing reichten zum Beweiſe der Notbwehr zwei Eidhelfer Hin, 
unter denen ich fogar Frauen befinden durften 1%). In Wien 
und in Heimburg mußte die Nothwehr mit 20 von dem Richter 
benannten erbaren Leuten bewiejen werden 20). Ob ber geredt: 


13) L. Ripuar. tit. 77. vrgl. noch Chlodov. Reg. capit c. 9. bei Pertz,- 
IV, 4 unb L. Sal. tit. 73 ed. Merfel. Wilde, Strafredht, p. 159. 

14) Urk. von 1480 in Zeitichrift des Hiftor. Vereins für Niederſachſen. 
Jahrgang 1858, p. 270 fi. 

15) Stadtrecht bei Freyberg p. 51 u. 69. und bei Wald, 6. 102 u. 167. 

16) Schöffenbuch von Brünn, Nr. 869 bei NRößler, p. 168. 

17) Stadtrecht, $. 158. 

18) Stadtrecht, c. 6. 

19) Ruprecht von Freifing, UI, 7. 

.20) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 8. — cum denominalis i. cum 
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fertigte Todſchläger eine Auswahl aus den zwanzig Genannten 
treffen durfte, iſt einigermaßen zweifelhaft, indem faft alle Stellen, 
welche von einer folchen Auswahl reden 24), nicht von ber Nothwehr 
ſprechen. Da jedoch in einer anderen Stelle bes Stabtrechtes von 
Heimburg und von Wien, welche gleichfalls von der Nothwehr han⸗ 
belt, von einer ſolchen Auswahl die Rede ift 22), fo ift e8 doch wahr⸗ 
Iheinlih, daß auch im Kalle der Nothwehr jene Auswahl ftatt ge 
habt hat, womit auch das Oeſterreichiſche Landrecht uͤbereinſtimmt, 
indem es dieſe Auswahl eine Landesgewohnheit nennt 22). 
Wie bei der Nothwehr, fo follten nach einem alten weit ver: 
breiteten Herfommen **) auch dann verfahren werden, wenn ein 
Dieb oder Näuber 28), ein Ehebrecher 20) oder ein anderer fchäb- 
licher Mann, der ſich nicht verhaften laſſen wollte, in gerechtfertig- 
ter Weife erichlagen worden war 27). Der gerechifertigte Tod⸗ 
Ichläger ſollte nämlich aud in diefem Falle das Gerüfte erheben 2°), 


ÄX personis honestis quas judex accusato denominabit. Stadtr. 
von Heimburg, c. 8 bei Senckenberg, p. 270. „Aber notwer vmb 
„den wunten fol bewärt werden mit ben genanten. daz if mit ben 
„zwaingigen erbern mann bie im ber richter bem geſchuldigten er- 
„nenn.“ 

21) Wiener Stadtredyt von 1221 $. 18 und von 1278 bei Lambader, II, 
148. und Stabtreht von Heimburg, c. 6 bei Senckenberg, p. 278. 

22) Heimburger Stadtrecht, c. 5 bei Senckenberg, p. 272. — „baz et 
„daz getan hab fich felb ze friften vnd befhermen des bereb fi mit 
„vier andern aus den zwaintlen bie von bem richter genant werben.” 
Unb mit diefer Stelle flimmt das Wiener Stabtreht von 1221 $. 15 


überein. 
23) Oeſterreich. Landrecht aus 18. sec. $. 5 bei Senckenberg, vision. 
p- 217. « 
24) decret. Tassilonis, II, c. 4& — sed tamen ea genera trium ho- 


mieidiorum debito signo vicinis suis, et his qui adsistunt, insig- 
net. Wilda, p. 159 u. 160. 

25) Sächſ. Er. I, 64. Magdeb. Schöffenbrief von 1261, $. 70 bei X. u. 
St. p. 862. 

26) Ruprecht von Freiſing, II, 15. Stabtreht von Memmingen, c. 8. 
a. €. 

27) Ruprecht von Freifing, II, 18, 21, 22 u. 24. Soeſter Schrae, $. 22 
bei Seiberg und bei Emminghaus. 

28) Ruprecht von Freiſing, IL 15. Soeſter Schrae, $. 22. a. ©. 
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mit den blutigen Waffen zu bem Richter eilen und ihm die gerecht- 
fertigte That anzeigen 2%), den Erichlagenen felbjt vor Gericht brin- 
gen 2°) und ihn dafelbft überfiebnen oder felbft dritt oder auch mit 
zwei Zeugen überweilen. Denn ber Erichlagene, der durch feine 
Handlungsweile den Todjchläger zur Nothwehr gendthiget oder doch 
bie gerechifertigte That veranlaft hatte, war in biefem Falle jelbft 
der Angellagte, der aljo von dem Todſchläger überſiebnet, oder ſelbſt 
dritt oder auch mit zwei Zeugen überwiefen werden mußte ®1), für 
weldyen aber auch feine Freunde und Verwandten eintreten, ben 
Gegenbeweis führen 2?) und fogar den gerichtlichen Zweikampf zu 
jeiner Bertheidigung eingehen durften 22). Diefes war, wie es mir 
jheint, die alte Form der Vertheidigung eines geredhtfertigten Tod: - 
ſchlags. In der Ueberführung des Getödeten lag zu gleicher Zeit 
bie Mechtfertigung der eigenen gewaltiamen That. Epäterhin, zu⸗ 
mal jeit dem Emporkommen bes Verfahrens von Amtöwegen, hat 
fich jedoch dieje alte Form ber Vertheidigung verloren. Schon ber 
Schwabenfpiegel kennt nicht mehr jene Form. Man jchritt viel- 
mehr gegen den Todſchläger ein und bdiefer hatte ſodann zu feiner 
Vertheidigung die gerechtfertigte That zu beweifen. 
N 


Berfahren bei übernädtiger &hat. 
8. 564. 


Wenn ber Anfläger den Beichuldigten nicht auf friicher hand⸗ 
hafter That verhaftet und vor Gericht gebracht, vielmehr erſt am 
Tage nach dem Verbrechen oder noch fpäter bie Anklage erhoben 
hatte, jo war bie That übernächtig (ubirnechtic!), overnach—⸗ 
tig 2), over twere®), vernachtet 2), vornachtet®), tagwendig)®). Und 


29) Rupredt, II, 15. 

80) Rupredt, II, 18.. 

31) Sächſ. Lr. I, 64. Schöffenbrief von 1261 $. 70 cit. — „Euß jal 
„man ouch vorwinden einen Toben —. Mach aber ber den Toten mit 
„fleven Mannen vorziugen” —. 

32) Ruprecht von Yreifing, II, 22. 

38) Sächſ. Lr. 1, 64. Scöffenbrief von 1261 $. 70. 

1) Stadtret von Erfurt von 1806 8. 80 bei Walch, I, 112, 
2) Richifleig Landr. c. 80 $. 1. 
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e8 trat fodann, wenn fein Veberführungsftäd vorhanden und auch 
bas Gerüfte nicht erhoben worden war, ein anderes Verfahren, als 
bei der bandhaften That ein. Der Beichuldigte mußte nämlich in 
biefem Falle vorgeladen werden. Und je nachdem er auf bie Bor: 
ladung freiwillig oder gezwungen oder gar nicht erichienen war, 
trat fodann ein von dem Berfahren bei banbhafter That ganz 
verſchiedenes Verfahren ein. 


Wenn der Beichuldigte nicht verhaftet und nit vor Gericht 
gebracht worden, auch nicht freiwillig erichienen war, mußte er na- 
türlicher Wetfe porgeladen werben. Und biejes mußte bei ber über- 
nächtigen That immer geichehen, z. B. beim Mord und Tobichlag”), 
bei Verwundungen ®), beim Raub und Diebftahl ®), bei der Notb- 
zucht 19) und bei allen anderen Verbrechen. 


Wenn nun auf bie verfchtedenen Vorladungen, beren indge 
mein drei, öfters auch vier nothwendig waren, ber Angellagte 
nit erſchienen war, fo wurde er. in manchen Stäblen als 
ſchuldig betrachtet und verurtheilt, 3.8. in Augsburg beim Morb 1), 
in München bei Nothzucht 12), und in Murten bei jebem Ber- 


8) Bremiſch. Statut bei Oelrichs, p. 88. 

4) Magdeburg. Schöffenbriefe von 1295 $. 11 unb von 1809, 5. 12 u.13 
bei T. u. St. p. 480 u. 482. 

5) Magdeburg. Schhöffenbriefe von 1261, $.13 u. 58 und von 1804 $. 12 
bei T. u. St. p. 853 u. 452. Richtſteig Landr. c. 88 $. 1. 

6) Hegeformel von Witzenhauſen bei Kopp, Heff. ®r. II, 288, 

7) Stabtredt von Erfurt, $. 80. 

8) Magdeburg... Schöffenbrief von 1304 6. 81. 

9) Stadtrecht von Freiberg, c. 21. bei Schott, III, 218. von Augsburg 
bei Wal 6. 113, 114 u. 120. und bei Freyberg, p. 57 u. 59 f. 
Friedgerichtebuh von Regensburg bei Freyberg, V, 78. 

10) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 54 u. 55. unb bei Wald 
6. 112. Stadtrecht von Münden, $. 188. 

11) Stabtreht bei Wal $. 109. unb bei Freyberg, p. 52. — „bem jol 
„man bdriftunt furgebieten als reht if. Vnde kumt er banne niht für. 
„jo ift er des morbes jchuldic.” 

12) Stadtrecht, 8. 188. — „waer auch, ob man in für das recht forbert, 
„und er Hin für nicht chömen wolt, fo fol er ber notnuft ſchuldich 
„fein.“ 
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brechen (forefactum) 13). Meiftentheild wurde er aber in bie Ver: 
feftung®), ober in die Acht gethan 16) oder verzalt!%), um 
ihn dadurch zu nötbigen vor Gericht zu erjcheinen. Denn die 
Acht, Verfeitung oder Verzalung tft von je her als ein Mittel den 
Vorgeladenen zum Erfcheinen vor Gericht zu zwingen betrachtet 
worden 17). Die VBerfeftung war bei dem Strafverfahren dafjelbe 
was bei dem Civilverfahren die Overhöre war ($. 546). Sie war 
demnach gleichfalls eine Bannung in bie Wohnung oder an einen 
anderen beftimmten Ort, aljo eime Art von Hausarreft. Sie 
war daher von der eigentlichen Acht durchaus verſchieden 1%). Im 
füdlichen Deutfchland Habe ich jedoch den Ausdruck Verfeften in 
biefer Bedeutung nirgends gefunden. Es ſcheint auch dafür, wie 
im Schwabenfpiegel 9), das Wort Verachten und Acht gebraucht 
worben zu fein. Zwar findet man auch im fühlichen Deutichland 
das Wort feften oder veften?). Es pflegte indeflen mehr in 
ber Bedeutung von Teilnehmen ober Verhaften gebraucht zu wer- 
ben. Der Sache nad war jedoch auch im ſüdlichen Deutichland 
das Bannen in jene Wohnung befannt. Dahin zielt unter An- 
derem das Sperren der Wohnung eines vor Gericht nicht 
erichtenenen Verbrechers — eines bloßen Fadens in Mur 
ten u. a. m. 2"), 


18) Stadtrodel $. 20 bei Gaupp, II, 155. — et si tunc non comparue- 
rit habetur pro convicto. 

14) Magdeburg. Schöffendriefe von 1261 $. 18 unb von 1804 $. 12 bei 

T. u. St. p. 858 u. 452. 

15) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 50, 55, 57, 60 u. 74. und 
bei Walch, $. 101, 112, 114, 120, 186 u. 187. 

16) Etadircht von Freiberg, c. 21 bei Schott, III, 214. Haltaus, p. 1916. 

17) Meine Geſchichte des altgerman. Gerichtsverfahrens, p. 55. 

18) vrgl. Oſenbrüggen, Hausfrieden, p. 26—28. 

19) Schwäb. Lr. W. c. 88. 

20) Rupredht von Freifing, p. 272. Not. Lanöfriede von 1281, $. 2u. 8. 
bei Pertz, IV, 427. 

21) Stadtrodel von Murten, $. 20. — protenditur ei flum ante ho- 
stium domus suae. si intus fuerit qui forefactum fecit, non exi- 
bit. si extra, non intrabit. vrgl. noch Yreibeitsbrief non Murten 
von 1877 $. 24 bei Gaupp, II, 155 u. 165. Weber ben Gebrauch 
von Faden zum Feſthalten der Gefangenen vrgl. Jakob Grimm, R. A. 
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§. 565. 


Wenn der Angeflagte auf die verſchiedenen Vorladungen 
zwar nicht erfchienen, ſpäterhin aber verhaftet und gebunden vor 
Gericht gebradyt worden war, fo wurde auch in diefem alle, wie 
bei einer handhaften That gegen ihn verfahren. Der Ankläger 
durfte ſelbſt dritt oder felbftfiebend den Angeklagten überweilen. In 
Augsburg reichten beim Mord drei Zeugen die e8 gejehen hatten 
hin, um ihn des Mordes zu überführen !), beim Raub mußte aber 
der Thäter felbftfiebend von dem Anfläger überwiejen werben ?). 
Zum Neinigungseid wurde aber der Angellagte weber in dem 
einen noch in dem anderen Falle zugelafien. Eben dieje® war bei 
einer behaupteten Nothwehr der Fall. Wenn der Thäter ſtatt mit 
dem blutigen Schwert zum Richter zu eilen geflohen und auf ber 
Flucht verhaftet und gebunden vor Gericht gebracht worden war. 
Zwar hatte der Thäter das Hecht mit feinen zwei Fingern zu be⸗ 
ihwören, daß er auf dem Wege zum Richter geweien ſei. Der 
Ankläger war jedoch berechtiget felbft fiebend zu beweilen, daß dem 
nicht fo fei und daß derſelbe des Todſchlags ſchuldig ſei?). Auch 
in Regensburg follte der gefangen vor Gericht gebrachte Dieb von 
dem Anfläger mit fieben Zeugen überwunden und ber Angellagte 
erft dann zum Neinigungseid mit Eidhelfern zugelaffen werben, 
wenn der Ankläger die Steben nicht hatte. („da man nicht fiben 
„bat, die in ober windent”) 9). In den erwähnten Fällen hatte 
noch Feine Aechtung oder Verfeftung ftatt gehabt: Um jo mehr 
war demnach der Reintgungseid dann ausgefchloffen, wenn der 
Thäter geächtet oder verfeftet und in der Acht oder Verfeftung ver: 
haftet und gebunden vor Gericht gebracht worden war. Nach 
magbeburgijcheın und ſachſiſchem Nechte hatte der Anfläger in bie: 


p- 182, 183 u. 810. und Wilhelm Grimm, ber Rofengarte, p. VIII 
u. LXXVIII. 

1) Stadtredht bei Freyberg, p. 52 u. 59. und bei Wald $. 109 u. 120. 

2) Stadtreht von Augsburg bei Wald $. 114 inf. 

8) Augsburger Stadtrecht bei Freyberg, p. Bl. „Daz rebt iſt alfo. daz 
„er berebe mit finen zwain vingern baz er of ber verte wäre gen dem 
„vogte. man bezuige in banne felbe fibende baz des niht enji. vnde 
„daz er auch ſchuldic ji an dem totjlage.* Stadtrecht bei Wald, $. 102. 

4) Stadtrecht bei Freyberg. V, 88. 








Reinigungseib. 687 


ſem alle zuerſt die Berfeftung mit dem Richter und den Ding: 
pflichtigen und auch die That felbft noch, wie bet der handhaften 
That, jelbitfiebend zu bezeugen 5). Anderwärts brauchte bloß bie 
Berfeftung nachgewiefen zu werden. Denn der in der Verfeftung 
Ergriffene ward jodann als überwieſen betrachtet und alsbald ge- 
richtet). So war es insbefondere auch in Freiberg und in Augs— 
burg. In Freiberg durfte der Anfläger den verzalten Mann, wo 
er ihn anfichtig wurde, verhaften und ohne Gejchrei vor Gericht 
bringen. Bei Gericht brauchte aber nur der gegen ihn erlaflene 
Berzalungsbrief (der Burgerbrief) vorgelefen zu werben, worauf 
jodann das Erfenntniß vollzogen ward 7). Eben jo bedurfte es in 
Augsburg, wenn der Geächtete verhaftet worven war, nur ber 
Vorlage des Achtbriefes. Und wenn fich fein Achtbrief vorfand, 
fo follte die Acht jelbitfiebend mit denen, die es geſehen und ge- 
hört hatten, nachgewiefen werben ®). 


Reinigungseid. 
§. 566. 


Wenn nun aber der Angeflagte auf die geichehene VBorladung 
freiwillig, alfo nicht gefangen und gebunden, vor Gericht 
erichtenen und, wie dieſes meiftentheil8 der Fall war, die. That ge: 
leugnet hatte, fo wurde er jodann zum Reinigungseid mit oder 
ohne Eidheifer zugelaffen. Der Angeklagte war in diefem alle, 
wie fait alle Stadtrechte fagen, dem Neinigungseid näher, als ber 
Anfläger dem Anklageeid, 3. B. in Sachſen und insbejondere in 
Magdeburg '), in Halle?), in Soslar?), in Hamburg ?), in 


6) Magbeb. Schöffenbrief von 1804 $. 102, bei T. u. St. p. 469. vrgl. 

Sächſ. Lr. I, 66 5. 2, 68 $. 5, II, 88 8. 2 u. 8. 

6) Stadtrecht von Goslar bei Göſchen, p. 59. Sihiefiiches Landrecht, LIT, 
c. 9 5.9 u. 10 bei Böhme, p. 102. 

7) Stadtrecht, c. 21 u 22 bei Schott, III, 214—216. — „fo darf man 
„nicht me tun wen daz man den brief leſen ſal.“ 

8) Stadtrecht bei Freyberg, p. 74—75. und bei Walch 8.187. vrgl. noch 
Albrecht, Gewere, p. 52. | 

1) Schöffenbriefe von 1261 $. 18 u. 27 und von 1804 $. 10, 12, 18 u. 
55. Sächſ. Weichbild, art. 88. 
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Lübeck 5), in Minden), in Ulzen 7), in Augsburg 9), in Mün- 
hen), in Kreiburg 1%), in Straßburg 21), in Dortmund 12), in 
Hagenau 12), in Wiener Neuftabt 9), in Negensburg !5), in Am- 
berg 1%), in Eger 17) u. a. m. Und daſſelbe galt auch dann, wenn 
der Angellagte. verfeitet oder geächtet worden war. Denn wenn 
ein Verfefteter oder Geächteter freiwillig vor Gericht erjchienen war, 
fo hatte auch er die Nechte eines noch nicht verurtheilten Mannes, 
alfo auch das Recht ſich mit oder ohne Eidhelfer zu reinigen, 3. B. 
in Freiburg 1%), in Magdeburg 19), in Bremen 20), in Goslar u. 
a. m.2!). Da diefer NReinigungseid den Beweis der Unfchuld zum 
Zweck hatte, jo nannte man ihn öfters au den Unfchuldseid 
oder auch die Unſchuld jelbft 22). 

Der Grund warum in dieſem Falle der Angellagte dem Reis 
nigungseid oder Unfchuldgeid näher war als der Ankläger zum 
Beweiſe ver Anklage, wird insgemein, felbjt von Plank 22), nicht 


2) Ecyöffenbrief von 1285 S. 12 u. 15 bei T. u. St. p. 296. 

8) Stadtrecht bei Göſchen, p. 81 u. 32. 

4) Stadtredt von 1270, VI, 12 bei La,penberg, p. 31. 

6) Sad, 1, $. 54, II, $. 91, II, $ 172. 

6) Stadtregt von 1246 in Orig. Guelf. IV, 202. 

7) Stadtrecht bei Pufendorf, I, 241. 

8) Stabtuedht bei Freyberg, p. 52, 58, 55, 57 u. 59. und bei Bald, 
$. 109, 112, 114 u. 120. . 

9) Stadtrecht, $. 188. 

10) Stadtreht von 1275, u. 1298 bei Schreiber, I, 84 u. 186. 

11) Stabdtredt, c. 65 bei. Grandidier, II, 70, 

12) Stadtrecht, $. 9 bei Wiganb. 

18) Stadtrecht von 1164 $. 18. 

14) Stadtredt, c. 4. 

15) Stadtrecht bei Freyberg, V, 78 u. 88. 

16) ©erichtebrief aus 14. sec. bei Schentel, II, 54 u. 56. 

17) Stabdtredt von 1279, $. 6, Il u. 18. 

18) Stabtrecht von 1275 u. 1298 bei ee I, 88 u. 1386. 

19) Schöffenbrief von 1304 $. 10. 

20) Statut ron 1808 bei Delrichs, p. 38. 

21) Goslar. Stadtrecht bei Göſchen, p. 62. vrgl. noch Albrecht, de BEN 
1, $. 28. 

22) Soefler Schrae, art. 21. Magdeburg. Schöffendriefe von 1261 $. 39 
u. 40 und von 1804 $. 66. Göſchen, ſächſ. Landrecht, p. 88. 

28) in ber Zeitfchrift für Deutſch. R. X, 298 ff. 
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richtig verftanden. Der Grund diefer Bevorzugung des Reinigungs- 
eides Tiegt nämlich in der bet einer übernächtigen That in der Re: 
gel mangelnden Offenkundigkeit der That. Wenn nämlich Tein 
Serüfte erhoben und der Angeklagte nicht in handhafter That ver- 
folgt oder das erhobene Gerüfte von niemand gehört worden war, 
jo waren feine Schreileute, in der Regel aljo auch feine Zeugen 
vorhanden und, wenn auch keine Ueberführungsitüde vorhanden 
waren, fo fehlte es an jedem Anhaltspunffe zur Zuläſſigkeit des 
Anklageeives. Es ftand in einem ſolchen Falle vielmehr der weder 
durch das Gerüfte oder durch irgend ein Wahrzeichen unterftüßte 
Eid des Anflägers (mit oder ohne Eidhelfer) dem Eid des Ange- 
klagten (mit oder ohne Eidhelfer) gegenüber. Und in einem ſolchen 
Falle mußte natürlicher Weiſe der Eid des Angeklagten, wenn er 
ein bis dahin unbefcholtener Mann, ein Biedermann (biberve 
Man 24), unveriprodhen Man 25), unberopen Man) 2%), oder ein 
angefefjener Mann war 27), den Vorzug vor dem Eide bes An- 
Mägers haben. Waren dagegen Zeugen, weldye die That gejehen 
hatten, oder andere Beweiſe vorhanden, ſo hatte ſodann auch bei 
ber übernächtigen That der Beweis des Anklägers wieder den Vor: 
zug vor dem Neinigungseib des Angeflagten. Denn jene Regel, 
daß der Angelldgte dem Reinigungseid näher fei als der Ankläger 
dem Anklageeid, bezog ſich einzig und allein auf den Eid, wenn 
der Eid des Angeflagten dem durch nichts "weiter unterftüten 
Eid des Anklägers gegenüberftand. Sämmtlihe mir befannte 
Stadtrechte ftimmen hierüber überein. Ste ſetzen fammt und fon: 
ders bei jener Regel voraus, daß die That von niemand gejeben 
oder daß das Gerüfte (der Waffenheiz) von niemand gehört worden 
und kein anderer Beweis vorhanden fei. In den magdeburgiichen 
Schöffendriefen wird ausdrüdlih als Grund jener Bevorzugung 
des Reinigungsetdes angegeben, weil niemand bie That ge: 


- 24) Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261 $. 27 und von 1804 $. 10 
u. 56. " 


25) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 53 u. 58. 
26) Stadtrecht von Hamburg von 1270, VI, 12 bei Lappenberg, p. 31. 


27) Stadtrecht von Augsburg bei Walch 5. 118. 
v. Maurer, Stäbteverfaffung. IIL 44, 


⸗ 
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ſehen hHabe?%). Eben fo wird in Augsburg bei der Nothzudht?®), 
und in Regensburg beim Diebitahl vorausgefeht, bak die That 
von niemand gelehen?), bei der Nothzucht aber der Waffen⸗ 
heiz von niemand gehört worden 21) und fein anderer Beweis vor: 
handen fei. Daher war nach magbeburgifchem Recht der Reini: 
gungseid auch bei einer übernächtigen That ausgejchloflen, wenn 
anderer Beweis vorhanden war 32). Aber auch anderwärt® wurde 
ber Reinigungseid allzeit erft dann zugelaflen, wenn der Anfläger 
ben Beweis der Anflage nicht führen Tonnte, 3.8. in Freiburg bei 
fhweren Verwundungen 22), in Soeft bei Verwunbungen und Tod⸗ 
chlägen 3%), in Medebach bei jchweren Verwundungen 3%), im 


28) Schöffentriefe von 1261 $. 27 und von 1804 $. 10 bei T. u. St. 
p. 451. „Geshiet ein Not oder ein echt Strit Rachtes ober Tages, 
„mwolbe man einen biberben Man bar zu befeegen, ber iz nar im zu 
„entgende jelbe fibenbe, dan iz jener uffe en gegugen muge, wenne en 
„an ber Stat nieman en ſach.“ 

29) Stadtrecht bei Freyberg, p. 55. „ft aber daz die notnumpht nie: 
‚man gehoret no gefähen hat. fumt diu frowe ce clage. fo fol 
„man ben manne, ben fi ber notnumpbte zihet dri flunt fürgebieten 
„als reht ift. kumt er danne für jo ift reht day er berede mit fin eines 
„Hant daz er vnſchuldic fi." Stabtr. bei Wald $. 112. 

80) Stadtrecht von Negendburg bei Freyberg, V, 88. 

81) Stadtrecht von Regensburg bei Freyberg, V, 67. — „onb wil bie 
(d. h. die klagende Frau) pringen felb fibent, die ben waffenheiz gehort 
„baben, fo gehort chain laugen darüber (db h. ber Reinigungseid wird 
nicht zugelaffen), man richt es bin zu bem leib. Man aber fie der 
„liben nicht gebaben, bie ven Waffenbeiz gehort baten, fo 
„ſol er das pringen mit ſiben“ —, d. 5. dann fol ber Angeklagte jelbit 
fiebend fi) von der Anklage losſchwören.“ 

32) Schöffenbrief von 1804 $. 17 bei T. u. St. p. 458. „Allechanbe Un: 
„gerichte unbe Clage, dar Bewilunge an ifl, bar en mac niemant vor 
„geimeren; en ift dar abir niechein Bewiſunge an, fo mac tz ber Man 
baz unfchultic werben mit Rechte“ —. 

83) Stadtrecht von 1275 u. 1293 bei Echreiber, I, 84 u. 136. „Sf aber 
„daz er kumt vnd lougent, und mit dem eibe fin vnſchulde bieten wil, 
„der Tleger muoz ime abenemen bü bant, ober er wirt ſchuldig ba, ey 
„Fi benne alf offenlih getan, bag erez wol begügen muge.“ 

34) Stadtreht von 1120, $. 18 u. 19. Si quis vero de homicidio — 
convinci nequiverit, tactis reliquiis. duodecims manu se expur- 
gabit. Schrae, art. 16 u. 18. 

85) Stadtrecht von 1165 $. 6. 


v 
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Lüneburg bei Beichuldigungen jeder Art 2), in München beim Tod: 
Ihlag und bei der Heimſuchung 37), in Ens bei der Nothzucht 9°), 
in Zeobjhüß bei Verwundungen 39), in Brag beim Mord #). Wenn 
daher der Antläger feine Anklage mit Zeugen beweifen Fonnte, jo 
wurde der Angeflagte entweder gar nicht zum Reinigungseid zu⸗ 
gelaffen, ober der Zeugenbeweis hatte wenigftens den Vorzug vor 
dem Neinigungseid, 3. B. in Dinkelsbühl und Nördlingen *°). 
Der Anfläger hatte demnach auch bei einer übernächtigen 
That die Wahl, ob er den Angeklagten zum Reinigungseid zula]- 
jen oder felbft den Beweis der Anklage, etwa mit Zeugen, welche 
bie That gejehen, führen wollte, 3.8. in Soeſt 22), in Augsburg 2), 
in Regensburg u. a. m. In Regensburg durfte nämlich der An 
geflagte wohl bei geringeren Diebſtählen unter !/, Pfund Heller 


86) Stadtrecht, a. c. 59 bei Dreyer und bei Kraut. 

37) Stabtredt, $. 249. „Emwen man überzeugen mag mit fiben zeugen, 
„bie ez warz wizzent, daz er fchuldich if, des berebung unb feiner 
„beiffer entihuldigung fol man nicht nemen nach dem lanbtfribbrief“ 
— vrgl. no $. 18 u. 247. 

88) Stabtreht von 1212, $. 12. Si autem illa testimonio septem cre- 
dibilium virorum illum convicerit, nulla sibi concedetur expur- 
gatio. 

89) Stadtrecht von 1270 $. 11 u. 16 bei T. u. St. p. 374. Si autem 
fuerit aliquis ibi vulneratus, licet actor non possit probare, reus 
se tamen expurgabit jure vulnerum supradicto. 

40) Stadtrecht, $. 84 bei Mößler, p. 25. 

41) Statut von Dinkelsbühl aus 14. sec. $. 6 bei Haupt, Zeitichrift, VII, 
95. „unde fol fi entflahen, mit finen zwein vingern uf ber wunden 
„Iwern, unde fol uf ber bare niht ribten, ey fi banne daz man in 
„Überziugen müge mit erbaeren lüten zwein ober mer, ba mite man 
„mit reht fulle erziugen. Diefelben fjullen fwern mit eidez daz fie ez 
„haben gefehen unbe gehört haben bay er tele.“ Faft biefelbe Worte 
im Stadtrecht von Nörblingen von 1818 $. 4 bei Senckenberg, vis. 
p. 856, 

42) Stadtrecht von 1120 $ 55. Quicumque autem hominum se per 
inramentum expurgare tenebitur. in arbitrio stebit actoris utrum 
iuramentum accipere velit an non. Schrae, art. 21.- 

48) Stadtrecht bei Frenberg, p- 54. „bes Taugen fol man nemen mit fi 
„eines Hant. ob der clager wil. ober der clager jol in oberziugen mit 
„mannen ober mit wiben fwebers er banne bay gebaben mag, bie vnye⸗ 

44 * 
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den Neinigungseid ohne Eidhelfer ſchwören. Bei größeren Dieb- 
ftählen dagegen follte zuerft der Ankläger den Werth des geftohlnen 
Gutes befhwöären, dann aber hing es von dem Ankläger ab, ober 
den Angeflagten zum Reinigungseid ſelbſt fiebend zulaffen, oder 
ihn felbft ficbend überweifen wollte Im lebten Falle war jedoch 
ber Angellagte berechtiget zu begehren, daß die Umberftehenden auf: 
gefordert werden zu jeinen Gunſten die Hände zu erheben. Und 
wenn ſodann mehr als die jech8 die mit dem Anfläger geſchworen 
die Hänbe erhoben, jo war er von ber Anklage frei 4). 


Boreid oder juramentum calumniae. 
S. 567. | 


Mer eines Verbrechens angellagt worden war, ber war bei 
einer übernächtigen That zur Leiftung des Neinigungseibes nicht 
bloß berechtiget, fondern fogar verpflichtet. Der Angellagte 
mußte nämlih die ihm zur Laft gelegte That entweber geſtehen 
oder leugnen („jehen oder laugen”)!), und im lebten Falle, wenn 
e8 der Anfläger begehrte, den Reinigungseid ſchwören. Er konnte 
dazu felbft dann genöthiget werden, wenn der Ankläger ohne allen 
Beweis war. Nur zum Reinigungseid auf die Todenbahr (zu dem 
Bahrrecht oder Todengericht) jollte ein des Todſchlags Befchuldigter 
in Sreifing ſeit dem 14. Sahrhundert nicht mehr genöthiget wers 
den 2). Auch durfte in Wien ?) und in Heimburg der Reinigungs: 
eid in dem Falle abgelehnt werden, wenn der Angeklagte mit Zeu— 
gen nachweilen Tonnte, daß er ſich zur Zeit der That an einem 
anderen Ort befunden habe). Daß ein ſolches ganz uneinge- 


„ſprochen fint, die daz geichrai gehoret haben." Stadtr. bei Wald, 
6. 112. 

44) Stadirecht bei Freyberg, V, 47. — „und ber gerecht wil werden, ber 
pit im urtail laffeı werden ob mer bentt mit im aufbiellten, baue by 
ichs“. Fer — 

1) Stadtrecht von Bamberg, 8. 206. 

2) Ruprecht von Freiſing, IL, 110 u. 112. vrgl. oben $. 560. 

3) Stadtrecht von 1221 $. 18 und von 1278 bei Lambacher, II, 150. 
4) Stadtrecht von Heimburg, c. 6 bei Senckenberg, p. 278. 
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ſchränktes Recht der Privatanklage mißbraucht werden Tonnte, auch 
wohl öfters wirklich mißbraucht worden ‘tft, bedarf wohl Teines 
weiteren Beweiſes. Und der Mißbrauch diejes Rechtes ſcheint frühe 
Ihon zur Abhilfe geführt zu haben. Um nämlich die Angeklagten 
gegen leichtſinnige Anklagen ficher zu ftellen wurde beftimmt, daß 
derjenige, ber einen Unſchuldigen anflage, geftraft werben folle, 
3 B. in Köln). Da jedoch nur derjenige, der den Beweis feiner 
Anklage übernommen und begonnen hatte, babei aber fachfällig war, 
geitraft werden follte®), fo war durch bie angebrohte Strafe allein 
der Angeflagte noch nicht hinreichend gefihert. Denn wenn ber 
Anfläger den Beweis feiner Anklage nicht ſelbſt übernommen, den 
Angellagten vielmehr zum Reinigungseib zugelaflen und biejer ihn 
geihworen hatte, jo wurde fodann der Ankläger nicht geftraft, wie- 
wohl er auch in dieſem Falle unterlegen, alſo jachfällig war ?). 
-Der Antläger hatte nämlich, wie wir gejehen, auch bei einer über: 
nächtigen That die Wahl, ob er felbit ven Beweis führen oder den 
Angeflagten zum Reinigungseid zulafien wollte Und wenn er 
feines Beweijes nicht ganz fiher war, fo lag es, um beim Unter- 
liegen der Strafe zu entgehen, in feinem eigenen Intereſſe, den Geg- 
ner zum Reinigungseid zuzulaffen und ihn ſogar dazu zu nöthigen. 

Um nun ben Angellagten gegen einen foldhen Mißbrauch zu 
Ichüßen führte man frühe ſchon den Voreid des Anklägers ein. 
In Deutichland wird zwar erſt jeit dem 13. Jahrhundert biefes 
Boreides Erwähnung gethan. Da er jedoch nad dem angel- 
ſächſiſchen Rechte ſchon gebräuchlich und bereits jehr häufig), und 
auch in Deutichland im 13. Sahrhundert offenbar nichts Neues 
mehr war, indem feiner in Köln bereits unter den Belchwerbepunc- 


5) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 14 bei Lacomblet II, 245 u. 249. — et 
si innocentem nominaverit, graviter puniri debet. 

6) Sädf. Lr. I, 58 S. 1 und 69. Schwäb. fr. W. c. 64. Kaiſerrecht, 
1, 3. Stadtrecht von Wiener Neuftadt, c. 42. und von Augsburg bei 
Freyberg, p 51 u. 59. „VBahet er im aber vnde mag in niht vber: 
„ziugen felbft fibende als reht ifl. jo muz er an fine flat fan, gen dem 
„Clager unbe gen dem rihter.* Dann no p. 128 u. 129. 

7) Stadtrecht von Wiener Neuftabt, c. 42. 

8) Reinhold Schmid, die Gejete der Angelfachfen 2. ed. p. 578 u. 8579. 
Marquardien, über Haft und Bürgichaft bei den Angelfachlen, p. 185. 
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ten des Erzbiſchofs Konrad, wenn auch nicht dem Namen doch ber 
Sache nach, erwähnt wird 9), fo jcheint jener Voreid auch In Deutſch⸗ 
land auf altem Vollsrecht zu beruhen. Der Ankläger follte näm- 
lich, ehe er den Angellagten zum Reinigungseib mit oder ohne 
Eidhelfer nöthigen konnte, zuvor, in der Regel mit einem Eid⸗ 
helfer (jelbander) oder auch jelbft dritt, ausnahmöweije indefjen auch 
ganz allein, ſchwören, baß er bie Anflage nicht aus Leiden: 
ſchaft oder Muthwille, aus Neid oder aus Feindſchaft geitellt habe, 
3. B. in Regensburg 2%), in Nürnberg "1), in Eng 12), in Wien 12), 
in Eger !*), in Heimburg !5), in Brünn!Y), in Kin u « m. 
Diefer Voreid wurde öfters auch juramentum calumniae 





9) Schiebsiprud von 1258, Nr. 14 bei Lacomblet, II, 245. Quod qui- 
camque — querimoniam detulerit, ipse eommonitus & judicibus 
iurare debet, quod non nominabit aliquem inno- 
centem. — 

10) Friedgerichtsbuch bei Freyberg, V, 66. „Darczu fol jn der clager ſelb 
„dritte pringen mit feinem vor aide, dad er jn nicht an mut wil" — 
p- 67. „der jwer aud) jelbander, bas er nicht an mutwill" —. p- 71. 
„Darczu fol jn der chlager jelbander pringen mit feinem vor ait, 
„das er jun nicht an mulwil® —. vrgl. noch p. 68, 70 u. 72, und 
Rathsordnung von 1331 u. 1390, eod. p. 63 u. 111. „und ber an- 
„‚chlager fol beftäten mit feinem aid, daz er es weder durch neyd noch 
„has noch umb bheinerlay veintfhaft nicht tu.“ 

11) Stabtreht aus 14 sec. bei Siebenfees, Beitr. zum T. St. V, 212. 
— „da man für geribten vnd ſweren mus jelbe fibent. ſo fol ber. der 
„anfpriet vor behaben mit feinem aide daz er mit ins niht mut- 
„wille: vnd in durch käine rachſal noch vientfchaft an — vnd daz 
„er wene daz er zu der ſache reht habe.“ 

12) Stadtrecht von 1212 $ 19. — eundem cum juramento quod in vul- 
gari dieitur voreit ad hoc deducet quod sibi respandere tene- 
bitur. — 

13) Stadtrecht von 1221 $. 15—17. und von 1278 bei Lambacher, IE, 150. 

14) Stabtredt von 1279, c. 7 bei Gaupp, I, 191. 

15) Stabtredt, c 6 u. 7 bei Senckenberg, p. 273 u. 276. 


16) Stadtrecht $. 8 u. 18 bei Rößler, p. 342 u. 347. „ber fol e felbs 
„ander ſweren vor gericht, daz er weder durich neit, noch durch veint- 
ihaft tue? —. 
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genannt 17). Die Folge des von dem Ankläger geleifteten Voreides 
war, wie biejes bie erwähnten Stadtrechte alle jagen, daB nun der 
Angeklagte zum Reinigungseid gendthiget war. Wenn er daher 
diefen Eid nicht leiften wollte ober, weil er feine Eibhelfer fand, 
nicht Teiften Tonnte, jo wurde derjelbe als jachfällig beftraft 19). 
Konnte dagegen der Ankläger felbft den Voreid nicht leiften, fo ſollte 
er nad) dem Stadtrechte von Brünn feine Anklage wieder zurück 
nehmen. ?%). Und dann war ber Berbächtige nicht genöthiget ben 
Meinigungseib zu leilten. Es Bing vielmehr von feinem freien Wil- 
len ab, ob er fih durch jenen Eid von allem Berbadht reinigen 
wollte ever nit. Der Ankläger brauchte demnach diefen Voreid 
nur in dem Falle zu ſchwören, wenn er den Angeklagten zum Rei: 
nigungseid nöthigen wollte Der Voreid fiel daher in allen 
jenen Fällen von felbft weg, in welchen ver Anlläger felbft ven 
Beweis führen mußte, von einem Reinigungseid alfo keine Rede 
jeim konnte, 3. B. bei einer handhaften That, wie biejes klar und 
bemilih ans dem Stabtreht von Eger (c. 6 und 7.) hervorgeht, 
auch ſchon aus ber Natur des Anklageverfahrens felbit folgt. Nur 
dann, wenn bei ber hanbhaften That niemand zugegen war und 
wenn auch Fein Gerüfte gefchrien und der Thäter nicht verfolgt 
worden und auch Fein Meberführungsftüd vorhanden war, nur in 
biefem Falle mußte der Voreid auch bei handhafter That geleiftet 
werben 2%). Denn in diefem Falle follte ja, wie wir gefehen, wie 
bei übernächtiger That verfahren werden. Diejer Voreid (der Sa: 
Iumnieneid) war demnach von dem anderen Eide, den der Anfläger 
vor den Eidhelfern zum Beweiſe feiner Anklage zu ſchwören hatte, 
weſentlich verfchteven. Denn bdiejer andere Voreid war, wiewohl 





17) Die citirten Stadtrechte von Wien und von Brünn im lateinifchen Text, 
c. 13 bei Nößler, p. 347. 

18) Stadtrechte von End von 1212 $. 19., von Wien von 1221 $. 15 u. 
29., von Brünn, c. 8. bei Rößler, p. 348., von Regensburg bei Frey⸗ 
berg, V, 67,, von Nürnberg u. a. m., insbejondere auch die Stadtrechte 
von Schleswich, art. 28, von Flensburg, art. 116 und von Apenrade, 
art, 116 im Corpus Constit. Slesvic. U, 18, 219 u. 408. 

19) Etadtredht, c. 8 bei Rößler, p. 342. 

20) Stadtreht von Wien von 1221 $. 16, unb von Heimburg, c. 6 bei 
Senckenberg, p. 278. | 
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er ebenfalls vor einem anderen Eid (vor dem Eide der Eidhelfer) 
geichworen werben mußte, ein Haupteib des Anflägers, indem 
der Unfläger ſelbſt beſchwören mußte, daß der von ihm Angeflagte 
der Thäter fei, die Eidhelfer aber diefen Haupteid nur verftärfen 
und unterftüßen. follten. Auch war jener Kalumnieneib noch von 
einem anderen Voreid verfchleden, ben ber Angellagte, 3. 8. 
in Bamberg 21), in Apenrabe 22), in Hadersleben 22), in Kübed u. 
a. m. ($. 561.) ſchwören mußte, wenn er feine Freunde in ber 
Nähe hatte, alfo aus diefem Grunde Feine Eidhelfer finden Tonnte. 
Denn auch diefer Voreid war ja nichts weniger als ein Kalum⸗ 
nieneid. Der Kalumnienetd beim Strafverfahren bat fich Ipäterhin 
gleichzeitig mit den Privatanklagen in ganz Deutichland verloren. 

Diefer Kalumnieneid kam übrigens nicht bloß beim Etraf- 
verfahren, er kam auch bei Eivilftreitigkeiten vor, 3. B. in 
Regensburg 2%) u. a. m. Und dieſen Kalumnieneid, der allge 
meine Eid gegen Gefährde (juramentum calumniae gene- 
rale) bat fich auch jpäterhin noch erhalten. Er ging vermengt und 
vermifcht mit dem römischen Recht ins Tanonifche Recht und in bie 
Reichsgeſetzgebung über 2%), und fam erft in neueren Zeiten außer 
Gebrauch. 


Berfahren gegen beſcholtene Ceute. 
§. 568. 


Das bisher beſchriebene Verfahren bei übernächtiger That 
jeßte unbefcholtene Biederleute oder angeſeſſene Leute voraus. ($. 566.) 
Denn beſcholtene Keute, fogenannte ſchädliche Leute), 
böße Leute ?2), ungerate Leute, die weder Haus noch Hof hat- 


21) Stadtrecht, $. 157 u. 158. 

22) Skrae von 1885, $. 14 im Corpus stat. Slesv. II, 419. 

28) Stadtrecht, $. 23 im Corpus const. Slesv. II, 461. 

24) Stadtrecht bei Freyberg, V. 76. „Wer ben andern beclagt vmb melde 
„ſchulde das feye, der ſwer das er in nicht an mutwille —. 

25) De juramento calumniae im lib. II, cap. 7. X und im Hib, II, tik. 
4 in 6to. Reichsabſchied von 1600, $. 48. 

1) Stadtrecht von Münden 8. 81 u. 82. 

2) Stadtrecht von Augsburg bei Wald, 8. 174. 
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ten 2), over mifjethätige (misdedighe) Leute *) wurben nicht zum 
Neinigungseib zugelafjen. Sie wurden demnach, auch wenn fie 
nicht in handhafter That ergriffen, auch Fein Gerüfte erhoben wor: 
ben und fein Ueberführungsjtüd vorhanden war, behandelt ald wenn 
fte in handhafter That ergriffen worden wären. Jeder Bürger 
burfte fie daher verhaften, mit Gerüfte vor Gericht bringen und 
fie daſelbſt ſelbſtſiebend überweifen, 3.8. in Goslars), in Lindau ®), 
in Münden ?), in Bamberg ®), in Tirol u. a. m.°). Ihre Un: 
ſchuld aber durften Ichädliche Leute nur mit Zeugen, die es gejchen 
und gehört hatten 10), oder mit der Feuers ober Waflerprobe be⸗ 
weiſen. 


Inzichtprozeßß. 
6. 569. 


Wenn jemand eines Verbrechens vertächtig oder geziehen, aber 
nicht verhaftet und auch nicht vorgeladen worden war, fo fonnte 
er jich dennoch von allem Verdachte reinigen, wenn er fich freiwil- 
lig bei Gericht ftellte und felbft die Verhandlung der Sache be- 
gehrte. Er war in biefem alle berechtiget vom Gericht ficheres 
GSeleit 2), Schuß gegen die Verwandten des Getödeten oder Ver—⸗ 
lebten 2) und die Feſtſetzung einer Gerichtsfigung zu begehren, in 


8) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 52. und bei Wald, $. 106. 

4) Stabtreht von Goslar bei Göſchen, p. 86. 

5) Stabtredht bei Göſchen, p. 86 u. 510. 

6) Urk. von 1821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 652 f. 

7) Stadtredt, 8. 81. 

8) Rathsordnung bei Zoepfl, II, 148. 

9) Urf. von 1349 bei Heider, p. 654. Xandfrieben von 1281 $. 10 bei 
Pertz, IV, 427. . 

10) Stabtredt von Augsburg bei Walch, S. 174. 

1) Stadtregt von München 8. 247. Ruprecht von Freifing, 11, 6. Stadtr. 
von Memmingen, c. 32. Bremifhe Blutgerichtsformel in Assertio, 
p. 708. 

2) Ruprecht von Freifing, II, 6. Not. Mpt. von 1486 — „man jol aber 
„des mann freunt an dem ber todflag geſchehen ift pittn vmb ein frieb. 
„das fie das gericht hörn. verziebent fie bei friebe. jo mag ber richter 
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welcher alle diejenigen, die ihn anklagen oder des Verbrechens zeihen 
wollten, auftreten mußten, um bier ihre Anklage zu begruͤnden ?). 
In der Regel wurben zu dem Ende drei *), zuweilen auch nur zwei 
Siäungen anberaumt ®). Wenn nun in einer der dazu anberaum- 
ten Sißungen ein Ankläger auftrat, jo wurde jodann zur Verhand⸗ 
Iung der Sache geichritten und babei wie. bei jeder anderen contra⸗ 
biftorischen Verhandlung verfahren und entichieden %. Waren jedoch 
die Parteien ausgeblieben, jo wurde, wenn der Verdächtige (ber 
Inzichter) erichienen, der Anktläger aber ausgeblieben war, der Ju⸗ 
zichter je nach den Umftänden entweder zum Reinigungseid zuge 
Iaffen, oder auch ohne Eidesleiftung von allem Verdacht frei und 
ledig geiprodhen. („ledig gejagt mit Volge und Frag, Vrtheil und 
Recht”) 7). Se Insbefondere aud bei tem Bahrgerichte. ($. 560.) 
Ueber die Freifprehung wurde eine Reinigungs-Urkunde oder 
ein fogenannter Ledigungsbrief ausgefertiget ®). Wenn bage- 
gen der Inzichter jelbit ausgeblieben oder aus der Sitzung entivi- 
„ hen war, fo wurde er ſodann, aud wenn kein Anfläger erichienen 
und gegen ihn aufgetreten war, der Inzicht fehuldig betrachtet und 


„vnd bie burger fie wol nötten das fie frid mueſſen geben.“ Bei We- 
ftenrieder I, $. 16. Stabtreht von Münden 8. 247 und von Mein: 
mingen, c. 82 $. 2. 

3) Stadtrecht von Münden, $. 67 u. 247. und Stabtredht von 1294 bei 
Bergmann, II, 11. 

4) Stadtrecht yon Münden, & 67. und von Memmingen, c. 5. vrgl. 
oben $. 560. 

5) Amberger Reinigungsurfunbe bei Schenkl, U, 51. 

6) Stabtreht non Münden, $. 67 u. 247. 

7) Amberger Reinigungsurfunde aus 14. sec. bei Schenkl, HI, 12 u. 18. 
und Reinigungsurf. aus 14. sec. eod. p. bl. „Ertags vor Gt. Ma⸗ 
„thiae. Erſcheint Fr. Segenſchmid Burger zu Amberg bes 2ten Mal 
„ungenöbt und ungezwungen vor bem Stadtrichter wegen In⸗ 
„zwicht von Falſch fi zu reinigen baun das erſtemal da war be 
„ruft, als vet ift, ob jemand kämme auf 14 Tag der das Recht 
„darum von ihn nehmen wollte — ba auf heute niemand Tamm, fo 
„fagt Folge, Frage, Recht und Urtheil, daß Segenſchmied an bexielben 
„Inzicht unſchuldig if.” vrgl. Meine Geſchichte des altgerman. Gerichte: 
verfahrens, p. 210 u. 211. 

8) Amberger Urk aus 14. sec, bei Schenkl, II, 18. 
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verurtbeilt 9%. Das Inzicht- oder Reinigungsverfahren machte es 
daber jedem, der unfchuldiger Weiſe in Verdacht geratben ober auch 
abſich lich verdächtiget worben war, möglich ſich von allem Verdacht 
zu reinigen und über die Neinigung eine gerichtliche Urkunde zu 
erhalten, welche ihn gegen jede weitere Anjchuldigung ficher jtellte. 
Das Inzichtverfahren gewährte aber außerdem auch noch den gro⸗ 
Ben Bortheil, daß der Inzichter ſich mit wenigen Eidhelfern ober 
auch ohne Eidhelfer mit feinem alleinigen Eid oder mit feinen zwei 
Tingern reinigen durfte, während bei dem gewöhnlichen Verfahren 
bei übernächtiger That eine größere Anzahl von Eidhelfern noth: 
wendig war. Co hurfte ſich 3. B. in Wiener Neuftabt ber In: 
zichter, wenn er fich freiwillig vor Gericht ftellte, mit feinem allei- 
nigen Eid ohne Eivhelfer reinigen, während in ber Regel vier 
Eidhelfer nothwendig waren 1%). Auch in München reichten beim 
Inzichtprozeß zwei Eibhelfer hin 11). In Amberg jollte der Reini- 
gungseid bald mit Eibhelfern bald aber auch ohne Eidhelfer ge: 
ihworen werben 2). Auch in Augsburg reichte in dieſem Falle 
der Reinigungseid ohne Eidhelfer bin. Es war jedoch dem Inzich⸗ 
ter auch geitattet, fich freiwillig ſelbſt dritt zu reinigen, wenn er 
diefes um feine Unfchuld ganz unbezweifelt nachzuweiſen, feiner 
Ehre wegen für nothwendig oder für zweckmäßig hielt 17). Eben 
jo war es auch in Freiſing dem Inzichter erlaubt, wenn er wollte, 
ih auch noch ber Teuer - und Waflerprobe zu unterwerfen 19). 
Nothwendig war biefes aber nicht. Cr konnte demnach auch nicht 
dazu genöthiget werben, oder, wie has alte Stadtrecht von Aug: 
burg fagt: „ez en iſt aber doch niht reht.“ Diejes Inzichtverfah⸗ 


9) Stadtrecht von Münden, 5. 67. 

10) Stadtrecht, c. 4. vrgl. noch c. 5. 

11) Stadtrecht, $. 247. Stabtreht von 1294 bei Bergmann, II, 11. i 

- 12) Biele Reinigungs:Urkunden aus 14. sec, bei Schenkl, IE, 12, 18, 17, 

32, 40, 51, 62 u. 67. | 

13) Stadtrecht bei Freyberg, p. 49-—50. — „unde fol bereden zen Heiligen 
„mit finen zwain vingern day er ber inzicht vnſchuldie fi. wil aber er 
„durch fin felbes ere erziugen ſelb dritte daz er der inziht vnſchuldic 
„fi. daz fol man wol von imnemen. ez en ift aber doch niht reht.“ 
Stabtr. bei Wald, $. 97. 

14) Ruprecht von Freifing, II, 112. 


700 Zeugen. 


ren fcheint fehr beliebt gewefen zu ſein. Es hat ſich daher nod 
das ganze 16. Jahrhundert hindurch Bis ins 17. erhalten. Bie 
Landgerichtsordnung für Ansbah und Balreuth enthält noch wei- 
läuftige Borjhriften darüber. Eben fo die Bamberger Landgeriäitk 
orbnung von 1503 im tit. 14. von Entnemung eines Leumundt 
Und nach der öfters erwähnten Blutgerichtsformel von Bremen 
war fie auch dort noch lange Zeit im Gebraudh. 

Ich habe mich über das altgermaniiche Strafverfahren in en 
Städten etwas weiter verbreitet, wiewohl auch damit dieſe Mater 
noch bei weitem nicht erjchöpft tft, um einer richtigeren Anfidt, 
zumal über das Beweisverfahren, Eingang zu verfchaffen. Ich hätte 
mich jehr gern eben fo weit über das Eivilverfahren verbreitet. &* 
würde mich biefes jedoch zu weit von meinem eigentlichen Ziele mi: 
fernt haben und dennoch auch diefen Gegenftand zu erfchöpfen nicht 
möglich gewejen fein. Auch ift diefes weniger nothwendig geweſen 
ba dem Civilverfahren diefelben Ideen zu Grund liegen wie dem 
Strafverfahren und das Eine offenbar dem Anderen nachgebilde 
worben ift, mie ich dieſes an einem Beifpiele gezeigt habe. ($. 562.) 
Che ich jedoch das Beweisverfahren verlaffe, muß noch, wenn auf 
nur überfichtlich, von den in den alten Städten gebräuchlichen Br 
weismitteln gehandelt werben. 


d. Beweismittel. 
1) Beugen. 
$. 570. . 


Die Hauptbeweismittel, deren man ſich auch in ben alten 
Städten bedient hat, waren Zeugen, Eid der Parteien mit 
und ohne Eidhelfer, Gottesurtheile und der geridtliät 
Zweilampf. Zu dem Zeugenbeweis gehörte auch ber Bewei 
durch Augenfchein und dur Urkunden. Denn fpäterhin er 
iſt diefer zu größerer Selbſtändigkeit gelangt }). 

Die Zeugen follten bei Gericht ausfagen, was fie geſehen 


‚1) Ueber bie hierher gehörige Literatur vrgl. Konrad Maurer in ber hit 
ſchen Ueberſchau, V, 180 ff. und Ofendrüggen, der Hausfrieden, p- 7) 
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und gehört hatten, und was fie aus eigener Erfahrung wußten. 
Sie follten Alles was fie wußten, die ganze Wahrheit, aber nichts 
als die Wahrheit bei Gericht ausfagen. Daher follten fie verite- 
tem probare vel testificari, ein testimonium veritatis ablegen, 
wie es im lübifchen Recht 2), ober ein judicium veritatis abgeben 2), 
oder veritatem dicere, wie es anberwärts heißt. Nach dem Stabt- 
recht von München jollten fie jagen, was fie „für war wizzen 9. 
Nach dem Stadtrecht von Nördlingen und Dinkelsbühl follten fie 
Ihwören, „daz fl cz gejehen und gehoret haben” 6). Allenthalben 
jollten fie jedoch lediglich die Thatfache ausfprechen, Tein Ur: 
theil über bie Xhatfrage fällen. Denn ſie waren Teine Richter, 
alfo auch Feine Nichter der That. Da fie indeſſen nicht bloß über 
das was fie felbft geſehen, alſo aus eigener Wiſſenſchaft erfahren 
hatten, ausjagen jollten, ſondern auch noch über das was fie nur 
von Hörenjagen oder aus eigener längerer Erfahrung wußten, fo 
hatte doch ihr Zeugniß einige wenn auch nur jehr entfernte Aehn⸗ 
lichkeit mit einem richterlihen Spruch über die That. Daher wur: 
den fie zuweilen auch als Nichter der That betrachtet und ſelbſt fo 
genannt, wiewohl biefelben, wie bemerft, eigentlich keine Richter 
waren. So. wurden in Eger bie fieben zur Reinigung von einem 
Verbrechen beigezogenen Zeugen ein judicium septem virorum ges 
nannt 9). In Kreiling follten die Zeugen dijudicare 7). Auch 
beißt c8 im Friedgerichtsbuch von Regensburg u. a. m. öfters „mit 
„VI wirten gerichten — mit VI würten nit geridten —. 
„So fol er es pringen vnd richten felb ftbent feiner genofjen” — 
u. bergl. m.®), Allein diejes Richten bedeutet nichts Anderes als 
ein Veberwinden oder Ueberführen. Daher heißt e8 denn 


2) Hach, J, $. 67, II, $. 109. 

8) Nrf. von 788 bei Baluzius, II, 1895. Non habeo nullum judicium 
veritatis nec nulla testimonia. 

4) Stadtrecht, $. 247 u. 249. 

5) Stadtrecht von Nördlingen .c. 4. bei Senckenberg, p. 856. Statut 
von Dinkelsbühl aus 14. sec. $. 6 bei Haupt, Beitfchr. VII, 95. 

6) Stadtrecht von 1279, $. 6 u. 7 bei Gaupp, I, 191. 

7) Urt. bei Meichelbeck, I, 2. p. 95. testes, qui praesentes fuerunt 

et hanc causam dijudicaverunt. 
8) Freyberg, V, 70, 71, 72 u. 78. 


x 
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auch von ben Eidhelfern, fie ſollten „im fein unſchuld helffent 
gerihten®)." Wiewohl auch die Eidhelfer Feine Richter der That 
waren. Die Zeugen waren indeſſen nicht bloß von den Richten, 
te waren auch von unjern heutigen Zeugen wejentlich baburd ver: 
ſchieden, daß fie nicht bloß ein aus eigener Wiffenfchaft erlangte: 
Privatzeugniß, jondern auch ein öffentlihes Zeugniß abgeben 
mußten. Ste follten nämlich gleihfam als Stellvertreter der Et: 
meinde die Notorietät in ihrem Streife, in ihrer Nachbarfchaft oter 
in ihrer Verwandtichaft, in der Gilde oder Gemeinde conftafiren 
und die anßergerichtlich gewonnene Notorietät, wie bei dem Berfal: 
ren bet handhafter That, bis in das Gericht verlängern und zu 
feiner Kenntniß bringen. ($. 557 u. 558.) Klar und beutfich geit 
dieſes aus den Stabtrechten von Münden und von Megensbur 
hervor. Denn die Zeugen bes Anklägers, „bie ez warz wizzent, 
„daz er ſchuldich iſt,“ follten in München fchwören, „baz fe wol 
„vernommen haben an ben fteten, ba bie leut zu atnander dümenl, 
„daz er bem land als fchebleich ſey, daz man durch vecht bem land 
„Über In richten fol” ?%),” And in Negensburg follten fie fchwören, 
„daz In daz wars wiſſent iſt, daz der Bernger in ber leweten!!) 
„herchomen fey, daz er dem land, ber ſtraß und der Stat ein ſſched⸗ 
- „lich man ſey“ 12). Diefes öffentliche Zeugniß hatte demnach großt 
Achnlichkeit mit dem Glaubenseid der Etdhelfer. Daher 
tonnte ber Glaubenseid um fo leichter fpäter in einen Zeugenet 
übergehen und fodann die Eibhelfer ſelbſt, wie wir fehen werben, 
wahre Zeugen werben. Der urfpränglich in fehr enge Schranken 
eingeengte Zeugenbeweis wurbe übrigens in den Etädten, als dem 
freien Verkehr mehr zufagend, begünſtiget. Es Bat demnach auch 
ber freie Verkehr nicht wenig’ dazu beigetragen, die Eidhelfer nad 
und nach zu verbrängen. 
Die Zeugen wurben metftentheils von dem Kläger und An 
kläger zum Beweiſe ihrer lage und Anklage beigebracht, 3. 2. 


9) Stadtrecht von Münden, 8. 248. 

10) Stabtredit, $. 249. 

11) Das beißt in ber Leunten, Leumden, Leumut ober in einem üblen Rul 
Schmeller, II, 465 u. 466. 

12) Etadtrecht bei Freyberg, V, 59. vrgl. Konrad Maurer, in der fl. 
Veberihau, V, 188—195. 
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in Freiberg '3), in Mebebach 19), in Ens 15), in Wien te), in Re⸗ 
gensburg IT), in Freiſing 18), in Nördlingen 19), in Dinkelsbühl 20), 
in Goslar ?!) u. a. m. In Frankfurt follte der Kläger gleich bei 
ber Anftellung der Klage die Zeugen nennen. 22). Manche Ver: 
brechen, wie ber Meineid, pflegten immer mit Zeugen bewieſen zu 
werben, 3. B. in Freiburg im Breisgau 22), in Kolmar 2%), in Re: 
gensburg 25), in Wien 2%). Auch bie beigezogenen Schreileute waren 
meiftentheils Zeugen, feine Eidhelfer. Weberhaupt waren bie Mits 
ſchwörer des Anflägers meiſtentheils Zeugen, Eidhelfer aber, wie 
wir jehen werben, nicht ausgefchloffen. ($. 573.) Allein nicht bloß 
ber Kläger und Ankläger, auch der Beklagte konnte fi z. 3. 
bei Belipfireitigfeiten, bes Zeugenbeweijes hedienen 2%). Eben fo 
ber Angellagte, um fih von der Anklage zu reinigen 2%) oder 
um fein alibi zu beweifen 27). Bei einer Konkurrenz bes Zeugen- 
beweifes mit dem Reinigungseid hatte frühe fchon der Zeugenbe⸗ 
weis den Vorrang, 3. B. in Soeſt 2°), in München 2%), in Frei- 
fing 2%), in Wien 2!), in Ens 22) u. a. m., und fpäterr auch in 


18) Stadtrecht, c. 7, 8, u. 21 bei. Schott, III, 182, 186 u. 214. 

14) Stadtrecht von 1165, $. 6. 

15) Stadtrecht von 1212, $. 1, 9, 11 u. 12. u 

16) Stadtrecht von 1221, $. 4. 

17) Stadtrecht bei Freyberg, V, 59. 

18) Rupredt, II, 6. r 

19) Stadtredht, c. 4 bei Senckenberg, p. 856. 

20) Statut aus 14. sec. $. 6. 

21) Göſchen, p. 495. 

22) Stadtrecht von 9297 8. 6 in Weiteravia, p. 253. 

28) Stiftungsbrief von 1120 $. 42. 

24) Stadtrecht von 1298 $. 29. 

235) Stadtrecht bei Freyberg, V, 68. 

26) Stabtreht von 1221 $. 87. 

263) Ruprecht von Sreifing, II, 94. Stadtrecht von Freifing, 8.189 u 151. 
Privileg von Nürnberg von 1219 $. 5. 

26b) Stadireht von Ens von 1212 $. 9. 

- 27) Stadtrecht von Wien von 1221 $. 18. Ruprecht von Sreifing, II, 50. 
28) Stadireht von 1120 $. 42. R 
29) Stadtrecht, 247 u. 249. 

80) Ruprecht von Freiſing, II, 50. 
81) Stadtret von 1221, $. 18. 
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ten des Erzbiſchofs Konrad, wenn auch nicht dem Namen boch ber 
Sache nach, erwähnt wird 9), fo ſcheint jener Voreid auch in Deutich- 
land auf altem Volksrecht zu beruben. Der Ankläger follte näm⸗ 
ih, ehe er den Angeklagten zum Reinigungseid mit oder ohne 
Eidhelfer nöthigen fonnte, zuvor, in der Regel mit einem Eib- 
helfer (felbander) oder auch felbft dritt, ausnahmsweije indeflen auch 
ganz allein, ſchwören, daß er die Anflage nicht aus Leiden⸗ 
Ichaft oder Muthwille, aus Neid oder aus Feindſchaft geftellt habe, 
3. B. in Regensburg 19), in Nürnberg "!), in Eng 12), in Wien 12), 
in Eger !%), in Heimburg !%), In Brünn!Y), in Kin u. «m. 
Diefer Voreid wurde öfters auch juramentum calumniae 


9) Schiebsiprud von 1258, Nr. 14 bei Lacomblet, II, 245. Quod qui- 
camque — querimoniam detulerit, ipse eommonitus a judicibas 
iurare debet, quod non nominabit aliquem imneo- 
centem. — 

10) Friedgerichtsbuch bei Freyberg, V, 66. „Darczu jol in der clager ſelb 
„britte pringen mit feinem vor aide, das er jn nit an mut wile — 
p. 67. „ber jwer auch jelbander, das er nicht au mutwil“ —. p. 71. 
„Darczu fol jn ber chlager felbander pringen mit feinem vor aid, 
„das er jn nicht an mulwil® —. vrgl. noch p. 68, 70 u. 72, und 
Rathsordnung von 1331 u. 1890, eod. p. 63 u. 111. „und ber an- 
„Hlager jol beftäten mit jeinem aid, daz er es weder durch neyb nod 
„has noch und dheinerlay veintfchaft nicht tu.“ 

11) Stabireht aus 14 sec. bei Siebenfees, Beilr. zum T. St. V, 212. 
— „da man für geribten vnd ſweren muz jelbe fibent. jo fol ber. ber 
„anſprichet vor bebaben mit feinem aide da; er mit ins wiht maut- 
„wille: und in dur käine rachſal noch vientichaft an — vnd daz 
„er wene daz er zu der ſache reht habe.“ 

12) Stadtrecht von 1212 $. 19. — eundem cum juramento quod in vul- 
gari dieitur voreit ad hoc deducet quod sibi respandere tene- 
bitur. — 

18) Stadtrecht von 1221 $. 15—17. und von 1278 bei Lambacher, IE, 150. 

14) Stabtreht von 1279, c. 7 bei Gaupp, I, 191. 

15) Stadtrecht, c 6 u. 7 bei Senckenberg, p. 273 u. 276. 


16) Stadtrecht $. 3 u. 18 bei Rößler, p. 842 u. 347. „ver fhol e jelks 
„ander ſweren vor gericht, daz er weder durich neit, noch durch vernt⸗ 
ihaft tue! —. 
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genannt 7). Die Folge des von dem Anfläger geleifteten Voreides 
war, wie biejes bie erwähnten Stabtrechte alle jagen, daß nun ber 
Angeflagte zum Neinigungseib gendöthiget war. Wenn er baher 
biefen Eid nicht leiſten wollte ober, weil er keine Eibhelfer fand, 
nicht leiften konnte, jo wurde derſelbe als jachfällig beftraft 2°). 
Konnte dagegen der Ankläger jelbft den Boreid nicht leiften, jo follte 
er nad) dem Stadtrechte von Brünn jeine Anlage wieder zurück⸗ 
nehmen. 9%). Und dann war ber Verdächtige nicht genöthiget ben. 
Meinigungseid zu leiften. Es hing vielmehr von feinem freien Wil⸗ 
len ab, ob er ih durch jenen Eib von allem Verdacht reinigen 
wollte oder nicht. Der Ankläger brauchte demnach dieſen Voreid 
nur in dem Falle zu fchwören, wenn er ben Angellagten zum Rei- 
nigumgseid näthigen wollte Der Voreid fiel baher in allen 
jenen Fällen von jelbft weg, in welchen ver Ankläger jelbft den 
Beweis führen mußte, von einem Reinigungseid alfo feine Rede 
fein konnte, 3. ®. bei einer handhaften That, wie dieſes Mar und 
bemtlih aus dem Stadtrecht von Eger (c. 6 und 7.) hervorgeht, 
auch ſchon aus ber Natur bed Anklageverfahrens felbit folgt. Nur 
dann, wenn bei ber hanbhaften That niemand zugegen war unb 
wenn auch Fein Gerüfte gefchrien und der Thäter nicht verfolgt 
worden und auch Fein Meberführungsftüd vorhanden war, nur in 
dieſem Falle mußte der Voreid auch bei handhafter That geleiftet 
werben 20). Tenn in biefem Falle jollte ja, wie wir gefehen, wie 
bei übernächtiger That verfahren werden. Diejer Voreid (der Sta: 
Iumnieneid) war demnach von dem anderen Eide, den der Ankläger 
vor den Eidhelfern zum Beweiſe feiner Anklage zu jchwören hatte, 
wejentlich verfchteden. Denn biefer andere Voreib war, wiewohl 





17) Die citirten Stadtrechte von Wien und von Brünn im lateinifchen Tert, 
c. 13 bei Rößler, p. 347. 

18) Stadtrechte von Ens von 1212 $. 19., von Wien von 1221 $. 15 u. 
29., von Brünn, c. 8. bei Rößler, p. 343., von Regensburg bei Frey⸗ 
berg, V, 67., von Nürnberg u. a. m., insbejondere auch die Stadtrechte 
von Schleswidy, art. 23, von Flensburg, art. 116 und von Apenrade, 
art, 116 im Corpus Constit. Slesvic. IL, 18, 219 u. 408. 

19) Etadtrecht, c. 8 bei Rößler, p. 842. 

20) Stadtreht von Wien von 1221 $. 16, und von Heimburg, c. 6 bei 
Senckenberg, p. 278. 
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er ebenfalls vor einem anderen Eid (vor dem Eide der Kibhelfer) 
geſchworen werben mußte, ein Haupteid des Anflägers, inbem 
der Ankläger ſelbſt beſchwören mußte, daß der von ihm Angeklagte 
der Thäter ſei, die Eibhelfer aber diefen Haupteid nur verftärfen 
und unterftüßen. follten. Auch war jener Kalumnieneid noch von 
einem anderen Voreid verjchieden, den ber Angeflagte, . 2. 
in Bamberg 2), in Apenrade 22), in Habersieben 2°), in Kübel u 
a. m. (6. 561.) jchwören mußte, wenn er feine Freunde in der 
Nähe hatte, alfo aus dieſem Grunde feine Eidhelfer finden konnte. 
Denn auch dieſer Voreid war ja nichts weniger als ein Kalum- 
nieneid. Der Kalumnieneid beim Strafverfahren bat fich ſpäterhin 
gleichzeitig mit den Privatanflagen in ganz Deutichland verloren 

Diefer Kalumnieneid Tam übrigens nicht bloß beim Eitraf- 
verfahren, er kam auch bei Eivilftreitigleiten vor, z. B. in 
Negensburg 2%) u. a. m. Und diefen Kalumnieneid, der allge 
meine Eid gegen Gefährde (juramentum calumniae gene- 
rale) hat ſich auch jpäterhin noch erhalten. Er ging vermengt um 
vermifcht mit dem römiichen Recht ins kanoniſche Recht und im bie 
Reichsgeſetzgebung über 26), und fam erſt in neueren Zeiten außer 
Gebrauch. 


Berfahren gegen beſcholtene Ceute. 
F. 568. 


Das bisher beſchriebene Verfahren bei übernächtiger That 
ſetzte unbeſcholtene Biederleute oder angeſeſſene Leute voraus. (F. 566.) 
Denn beſcholtene Leute, ſogenannte ſchädliche Leute!), 
böße Leute ?), ungerate Leute, die weder Haus noch Hof hat: 


21) Stadtrecht, $. 157 u. 188. 
22) Skrae von 1885, $. 14 im Corpus stat. Slesv. II, 419. 
28) Stadtrecht, 6. 28 im Corpus const. Slesv. II, 461. 
24) Stadtrecht bei Freyberg, V, 76. „Wer ben andern beclagt vmb welche 
„ſchulde das feye, der ſwer das er in nicht an mutwille —. 
25) De juramento calumniae im lib. II, cap. 7. X und im Jib. II, ti. 
4 in 6to. Reichsabſchied ron 1600, $. 48. 
1) Stabtregt von Münden 8. 81 u. 82. 
2) Stadtrecht von Augsburg bei Wald), $. 174. 
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ten 2), oder miſſethätige (misdedighe) Leute 4) wurden nicht zum 
Neinigungseid zugelaffen. Sie wurden bemnady), auch wenn fie 
nicht in handhafter That ergriffen, auch Fein Gerüfte erhoben wor: 
den und fein Meberführungsftüd vorhanden war, behandelt als wenn 
fie in handhafter That ergriffen worben wären. Seber Bürger 
durfte fie daher verhaften, mit Gerüfte vor Gericht bringen und 
fie dafelbft felbftfiebend überweifen, 3.8. in Goslars), in Lindau ®), 
in Münden ), in Bamberg®), in Tirol u. a. m.9). Ihre Un: 
ſchuld aber durften fchädliche Leute nur mit Zeugen, die es geichen 
und gehört hatten 1%), oder mit der Teuer» oder Waflerprobe be= 
weiſen. 


Inzichtprozeß. 
§. 569. 


Wenn jemand eines Verbrechens verdächtig oder geziehen, aber 
nicht verhaftet und auch nicht vorgeladen worden war, ſo konnte 
er ſich dennoch von allem Verdachte reinigen, wenn er ſich freiwil⸗ 
lig bei Gericht ftellte und jelbft die Verhandlung der Sache be: 
gehrte. Er war in biefem Falle berechtiget vom Gericht ficheres 
GSeleit 2), Schuß gegen die Verwandten bes Getödeten oder Ver⸗ 
legten 2) und bie Feſtſetzung einer Gerichtsfikung zu begehren, in 


3) Stadtrecht von Augöburg bei Freyberg, p. 52. und bei Wald, $. 106. 
4) Stabtredt von Goslar bei Göſchen, p. 36. 
5) Stabtredt bei Göſchen, p. 386 u. 510. 
6) Urf, von 1821 u. 1882 bei Heider, p. 651 u. 652 f. 
7) Stadtrecht, $. 81. 
8) Rathsordnung bei Zoepfl, II, 148. 
9) Urt. von 1849 bei Heider;, p. 654. andfrieden von 1281 6. 10 bei 
Pertz, IV, 427. s 
10) Stadtrecht von Augsburg bei Wald, $. 174. 
1) Stadtrecht von München $. 247. Ruprecht von Freifing, II, 6. Stadtr. 
von Memmingen, c. 32. Bremijhe Blutgericätsformel in Assertio, 
p. 708. 
2) Ruprecht von Freifing, II, 6. Not. Mpt. von 1486 — „man ſol aber 
„bes manns freunt an bem ber todjlag gejchehen ift pittn vmb ein fried. 
„das fie das gericht Körn. verziehent fie den friede. jo mag ber richter 
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welcher alle diejenigen, die ihn anklagen ober des Verbrechens zethen 
wollten, auftreten mußten, um bier ihre Auflage zu begründen ®). 
In der Regel wurden zu dem Ende drei ®), zuweilen auch nur zwei 
Sigungen anberaumt5). Wenn nun in einer der bazu anberaum- 
ten Sigungen ein Anfläger auftrat, jo wurde fodann zur Verband: 
lung der Sache geichritten und dabei wie. bei jeder anderen contra⸗ 
diktoriſchen Verhandlung verfahren und entichieden %). Waren jedoch 
bie Parteien ausgeblieben, jo wurde, wenn der Verdächtige (ber 
Inzichter) erjchienen, der Ankläger aber ausgeblieben war, der In— 
zichter je nach ben Umftänden entweder zum Reinigungseib zuge- 
lafien, oder auch ohne Eibesleiftung von allem Verdacht frei uns 
ledig gefprochen. („ledig gejagt mit Volge und Frag, Vrtheil und 
Recht“) 7. So insbejondere auch bei tem Bahrgerichte. ($. 560.) 
Ueber die Freifprehung wurbe eine Reinigungs-Urkunde ober 
ein fogenannter Ledigungsbrief ausgefertiget ®). Wenn bage- 
gen ber Inzichter felbit ausgeblieben oder aus der Eikung entwi- 
. hen war, jo wurde er fodann, auch wenn Tein Antläger erfchienen 
und gegen ihn aufgetreten war, ber Inzicht ſchuldig betrachtet und 


„vnd bie burger fie wol nötten das fie frib mueljen geben.” Bei We 
fterieder I, $. 16. Stadtreht von Münden 8. 247 unb von Mem- 
mingen, c. 82 $. 2. 

3) Stabtredt von Münden, $. 67 u. 247. unb Stabtrecht von 1294 bei 
Bergmann, II, 11. 

4) Stadtrecht yon Münden, & 67. und von Memmingen, c. 5. vrgl. 
oben 8. 560. 

5) Amberger Reinigungsurfunde bei Schenkl, IL, 51. 

6) Stadtreht non Münden, $. 67 u. 247. 

7) Umberger Reinigungsurfunbe aus 14. sec. bei Schenkl, II, 12 u. 18. 
und Reinigungsurf. aus 14. sec. eod. p. 5i. „Ertags vor Gt. Ba- 
„tbine. Erſcheint Fr. Eegenfhmid Burger zu Amberg bes 2ten Mal 
„ungenöht und ungezwungen vor bem Stadtrichter wegen In⸗ 
„zwicht von Falſch fih zu reinigen baun das erfiemal ba war be- 
‚rufft, als vet if, ob jemanb kämme auf 14 Tag der das Net 
„darum von ihn nehmen wollte — da auf heute niemand kamm, jo 
„jagt Folge, Frage, Recht und Urtheil, daß Segenſchmied an bexjelben 
„Inzicht unfchuldig if." vrgl. Meine Gefchichte des altgerman. Gerichte: 
verfabrene, p. 210 u. 211. 

8) Amberger Urt. aus 14, sec. bei Schenkl, II, 18. 
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verurtheilt ꝰ). Das Inzicht⸗ oder Reinigungsverfahren machte es 
daher jedem, der unſchuldiger Weiſe in Verdacht gerathen oder auch 
abſich lich verdaäͤchtiget worden war, möglich fi) von allem Verdacht 
zu reinigen und über die Reinigung eine gerichtliche Urkunde zu 
erhalten, welche ihn gegen jede weitere Anſchuldigung ſicher ſtellte. 
Das Inzichtverfahren gewährte aber außerdem auch noch den gro⸗ 
Ben Vortheil, daß der Inzichter ſich mit wenigen Eidhelfern oder 
auch ohne Eidhelfer mit jeinem alleinigen Eid oder mit feinen zwei 
Fingern reinigen burfte, während bei bem gewöhnlichen Verfahren 
bei übernächtiger That eine größere Anzahl von Eidhelfern noth: 
wendig war. So durfte fich z. B. in Wiener Reuftabt der An: 
zichter, wenn er ſich freiwillig vor Gericht ftellte, mit feinem allei- 
nigen Eid ohne Eidhelfer reinigen, während in ber Regel vier 
Eidhelfer nothwentig waren 1%). Auch in München reichten beim 
Inzichtprozeß zwei Eibhelfer hin 11). In Amberg follte der Reini- 
gungseidb bald mit Eidhelfern bald aber auch ohne Eidhelfer ge: 
ihworen werben 22). Auch in Augsburg veichte in dieſem Falle 
der Reinigungseid ohne Eidbelfer hin. Es war jedoch dem Inzich⸗ 
ter auch geitattet, fich freiwillig ſelbſt britt zu reinigen, wenn er 
dieſes um feine Unfchuld ganz umnbezweifelt nachzuweiſen, feiner 
Ehre wegen für nothwendig oder für zweckmäßig hielt 12). ben 
jo war e8 auch in Freifing dem Snzichter erlaubt, wenn er wollte, 
ih auch noch der Feuer - und Wafferprobe zu unterwerfen !9). 
Nothwendig war dieſes aber nicht. Er Tonnte demnach auch nicht 
dazu genöthiget werben, oder, wie has alte Stadtrecht von Augs⸗ 
burg fagt: „ez en iſt aber doch niht reht.“ Diejes Anzichtverfab: 


9) Stadtreht won München, 6. 67. 

10) Stadtrecht, c. 4. vrgl. noch c. 6. 

11) Stadtredt, 8. 247. Stadtrecht von 1294 bei Bergmann, II, 11. \ 

12) Viele Reinigungs-Urkunben aus 14. sec. bei Schenk, II, 12, 18, 17, 
32, 40, 51, 62 u. 67. 

18) Stadtrecht bei Freyberg, p. 49—50. — „vnde fol bereben zen Heiligen 
„mit finen zwain vingern daz er ber inzicht vnſchuldic fi. wil aber er 
„burch fin ſelbes ere erziugen felb dritte daz er ber inziht vnſchuldic 
„fi. daz fol man wol von imnemen. ez en ift aber doch niht reht.“ 
Stadtr. bei Wald, 8. 97. 

14) Ruprecht von Freifing, II, 112. 
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ren fcheint ſehr belicht gewejen zu fein. Es hat fidh daher nod) 
das ganze 16. Sahrhundert hindurch bis ins 17. erhalten. Die 
Landgerichtsorbnung für Ansbach und Baireuth enthält noch weit: 
läuftige Vorfhriften darüber. Eben fo bie Bamberger Landgerichts: 
ordnung von 1503 im tit. 14. von Entnemung eines Leumunds. 
Und nach der öfters erwähnten Blutgerichtsformel von Bremen 
war fie auch dort noch lange Zeit im Gebraud). 

Ich habe mich Über das altgermanifche Strafverfahren in ben 
Städten etwas weiter verbreitet, wiewohl auch damit diefe Materie 
noch bei weitem nicht erjchöpft tft, um einer richtigeren Anficht, 
zumal über das Beweisverfahren, Eingang zu verjchaffen. Sch hätte 
mich jehr gern eben fo weit über bas Eivilverfahren verbreitet. Es 
würde mich dieſes jedoch zu weit von meinem eigentlichen Ziele ent 
fernt haben und dennoch auch diefen Gegenftand zu erſchöpfen nicht 
möglich gewefen fein. Auch ift dieſes weniger nothwenbig gewefen, 
da dem @ivilverfahren biefelben Ideen zu Grund liegen wie dem 
Strafverfahren und das Eine offenbar dem Anderen nachgebildet 
worben ift, wie ich diefesan einem Beilpiele gezeigt habe. (6. 562.) 
Ehe ich jedoch das Beweisverfahren verlaffe, muß noch, wenn aud 
nur überjichtlic,, von den in den alten Städten gebräudlichen Be: 
weismitteln gehandelt werben. 


d. Beweismittel. 
1) Zeugen. 
8. 570. . 


Die Hauptbeweismittel, deren man ſich auch in den alten 
Städten bebient hat, waren Zeugen, Eid der Parteien mit 
und ohne Eidhelfer, Gottesurtheile und ber gerichtliche 
Zweilampf. Zu dem Zeugenbeweis gehörte auch ber Beweis 
durch Augenfchein und durch Urkunden. Denn jpäterhin erft 
iſt diefer zu größerer Selbſtändigkeit gelangt ). 

Die Zeugen follten bei Gericht ausjagen, was fie gefehen 


‚„2) Ueber die hierher gehörige Literatur vrgl. Konrad Maurer in der Eriti: 
ichen Weberfhau, V, 180 ff. und Dfenbrüggen, der Hausfrieden, p. 71. 
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und gehört hatten, und was ſie aus eigener Erfahrung mußten. 
Sie fjollten Alles was fie wußten, die ganze Wahrheit, aber nichts 
als die Wahrheit bet Gericht ausfagen. Daher follten fie verita- 
tem probare vel testificari, cin testimonium veritatis ablegen, 
wie e8 im lübifchen Recht 2), ober ein judicium veritatis abgeben), 
oder veritatem dicere, wie es anberwärts heißt. Nach dem Stadt: 
recht von München jollten fle fagen, was fie „für war wizzen ®). 
Nach dem Stadtrecht von Nördlingen und Dinkelsbühl follten fie 
Ihwören, „daz fi ez gefehen und gehoret haben“ 6). Allentbalben 
jollten fie jedoch Tediglih die Thatſache ausfprechen, kein Ur: 
theil über die Xhatfrage fällen. Denn fie waren feine Richter, 
alſo auch Feine Nichter der That. Da fie indeflen nicht bloß über 
das was fie jelbft geſehen, aljo aus eigener Wiſſenſchaft erfahren 
hatten, ausjagen follten, jondern auch noch über das was fie nur 
von Hörenfagen ober aus eigener längerer Erfahrung wußten, To 
hatte doch ihr Zeugniß einige wenn auch nur jehr entfernte Aehn- 
lichkeit mit einem richterlihen Spruch über die That. Daher wur: 
den fie zuweilen auch als Nichter der That betrachtet und jelbit fo 
genannt, wicwohl bdiejelben, wie bemerft, eigentlich Teine Richter 
waren. Eo, wurden in Eger die fteben zur Reinigung von einem 
Berbrechen beigezogenen Zeugen ein judicium septem virorum ge= 
nannt 9). In Freifing jollten die Zeugen dijudicare ). Auch 
heißt es im Friedgerichtsbuch von Regensburg u. a. m. öfters „mit 
„vi wirten gerihten — mit VI wirten nit gerihten —. 
„So fol er es pringen vnd richten jelb fibent jeiner genofjen” — 
u. dergl. m.®), Allein dieſes Nichten bebeutet nichts Anderes als 
ein Veberwinden oder Ueberführen. Daher heißt es denn 


2) Sad, I, $. 67, II, $. 109. 

8) Nrf. von 788 bei Baluzius, II, 1895. Non habeo nullum judicium 
veritatis nec nulla testimonia. 

4) Stadtrecht, $. 247 u. 249. 

5) Stadireht von Nördlingen .c. 4. bei Senckenberg, p. 356. Statut 
von Dinkelsbühl aus 14. sec. $. 6 bei Haupt, Zeitſchr. VII, 95. 

6) Stadtrecht von 1279, $. 6 u. 7 bei Gaupp, I, 191. 

7) Urt. bei Meichelbeck, I, 2. p. 95. testes, qui praesentes fuerunt 
et hunc causam dijudicaverunt. 

8) Freyberg, V, 70, 71, 72 u. 78. 


x 
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auch von den Eidhelfern, fie follten „im fein unfchulb helffent 
gerichten®).” Wiewohl auch bie Eibhelfer Teine Richter der That 
waren. Die Zeugen maren inbefjen nicht bloß von den Richtern. 
ſte waren auch von unjern heutigen Zeugen wefentlich dadurch ver: 
fchieden , daß fte nicht bloß ein aus eigener Wiffenichaft erlangtes 
Privatzeugniß, fontern auch ein Öffentliches Zeugniß abgeben 
mußten. Ete follten nämlich gleihfam als Stellvertreter ber Ge: 
meinde die Notortetät in ihrem Kreiſe, in ihrer Nachbarfchaft ober 
in ihrer Verwanbtichaft, in der Gilde ober Gemeinde conftatiren 
und die außergerichtlich gewonnene Notorietät, wie bei dem Verfah— 
ren bei handhafter That, bis in das Gericht verlängern und zu 
feiner Kenntniß bringen. (6. 557 u. 558.) Klar und beutfich gebt 
diefes aus den Stabtrechten von München und von Regensburg 
hervor. Denn die Zeugen bes Anklägers, „bie ez warz wizzent, 
„daz er ſchuldich iſt,“ follten in München fchwören, „baz fte wol 
„vernommen haben an den fteten, ba die leut zu ainander döment, 
„daz er dem land als fchebleich jey, daz man durch recht bem land 
„Uber in richten fol” 20). Und in Regensburg follten fie ſchwören, 
„daz in daz wars willentift, taz der Bernger in ber leweten!!) 
„berchomen fey, daz er dem land, ber ſtraß vnd der Stat ein ſſched⸗ 
- „Üch man fen" 12). Diefes öffentliche Zeugniß hatte demnach große 
Aehnlichkeit mit dem Glaubenseid der Eidhelfer. Daher 
konnte der Glaubensetd um fo leichter fpäter in einen Zeugeneib 
übergehen und ſodann die Eidhelfer felhft, wie wir jehen werben, 
wahre Zeugen werden. Der urfprünglich in fehr enge Schranken 
eingeengte Zeugenbeweis wurde übrigens in den Etäbten, als dem 
freien Verkehr mehr zufagend, begünſtiget. Es hat demnach aud 
ver freie Verkehr nicht wenig dazu beigetragen, bie Eidhelfer nach 
und nach zu verbrängen. 
Die Zeugen wurden meiftentheils von dem Kläger und Ans» 
Fläger zum Beweife threr Klage und Anklage beigebradit, 3. 2. 


9) Stabtreht von Münden, $. 248. 

10) Stabtrecht, $. 249. 

11) Das heißt in ber Leunten, Leumden, Leumut ober in einem üblen Ruf. 
Schmeller, II, 465 u. 466. 

12) Etadtrecht bei Freyberg, V, 59. vrgl. Konrad Maurer, in ber fit. 
Ueberſchau, V, 188—195. 
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‚in Freiberg 13), in Medebach 1%), in Ens 15), in Wien !*), in Re⸗ 
gensburg 17), in Freifing 18), in Nörblingen 19), in Dinfelsbühl 20), 
in Goslar ?!) u. a. m. In Frankfurt follte der Kläger gleich bei 
ber Anftelung der Klage bie Zeugen nennen. 22). Manche Ber: 
brechen, wie der Meineid, pflegten immer mit Zeugen bewiefen zu 
werben, 3. B. in Freiburg im Breisgau 22), in Kolmar 24), in Re 
genzburg ?%), in Wien 2%). Auch die beigezogenen Schreileute waren 
meiſtentheils Zeugen, keine Eidhelfer. Weberhaupt waren die Mit: 
ſchwoͤrer des Anflägers meiſtentheils Zeugen, Eidhelfer aber, wie 
wir jehen werben, nicht ausgeichlojien. ($. 573.) Allein nicht ei 
ber Kläger und Ankläger, auch ber Bellagte konnte fich 5. B 

bei Befigftreitigfeiten, bes Zeugenbeweiſes hedienen 2%). Eben fo 
der Angeklagte, um fi von ber Anklage zu reinigen 2%,) oder 
um fein alibi zu beweilen 27). Bei einer Konkurrenz des Zeugen- 
beweiles mit dem Reinigungseid hatte frühe fchon ber Zeugenbe⸗ 
weis den Vorrang, 3. B. in Soeft 2), in München 2%), in Frei⸗ 
fing 2%), in Wien 21), in Ens 22) u. a. m., und ſpäter auch in 


18) Stadtrecht, c. 7, 8, u. 21 bei Schott, III, 182, 186 u. 214. 

14) Stadtrecht von 1165, $. 6. 

15) Stadtredt von 1212, $. 1, 9, 11 u. 12. 

16) Stadtrecht von 1221, $. 4. 

17) Stadtrecht bei Freyberg, V, 59. 

18) Rupredt, II, 6. 

19) Stabtredht, d. 4 bei Senckenberg, p. 858. 

20) Statut aus 14. sec. $. 6. 

21) Göſchen, p. 4985. 

22) Stabtredht von 1297 8. 6 in Wetteravia, p. 253. 

28) Stiftungsbrief von 1120 $. 42, 

24) Stadtrecht von 1298 $. 29. 

235) Stadtrecht bei Freyberg, V, 68. 

26) Stadtrecht von 1221 $. 37. 

268) Ruprecht von Freifing, II, 94. Stadtrecht von Freifing, 8.189 u 151. 
Privileg von Nürnberg von 1219 $. 5. 

26b) Stabtreht von Ens von 1212 $. 9. 

2) Stadtreht von Wien von 1221 $. 18. Ruprecht von Freifing, II, 50. 
28) Stadireht von 1120 $. 42. £ 
29) Stadtrecht, 247 u. 249. 

80) Ruprecht von Freiſing, II, 50. 
81) Stadtrecht von 1221, $. 18. 
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Magdeburg 22). Auch ift es eine merkwürdige Erſcheinung, daß 
bereits in ben älteften Stabtredhten, auf welche das fremde Red 
noch keinen Einfluß geübt hatte, der Grundſatz ausgefprochen war, 
daß zwei Zeugen zu einem volljtänbigen Beweiſe binreidyen 
ſollten, 3. B. in den Stabtrechten von Freiburg ?*), von Kolmar *) 
von Dortmund 2%), von Ens 3), von Wien 3%), von Wiener Neu: 
ſtadt 3%), von Freiberg 4%), von Freifing 1) u. a m. Selbſt u 
den nordiichen Städten, in welchen öfters noch Zeugen neben ben 
Eidhelfern vortommen, wurden meiftentheils zwei Zeugen neben 
dem Zwölferetd erfordert 12), wie auch in bem Oefterreichiichen 
Landrechte aus dem 13. Jahrhundert zwei Zeugen neben ben 
ſechs Eidhelfern 12). Defters wurben jedoch, je nach der Schwere 
bed Verbrechens oder nach der MWichtigfeit des Streitgegenftants 
oder nach der Schwierigkeit des Beweiſes, fogar jieben Zeugen 
erfordert, 3. B. beim Meineid 49), bei dem Todſchlag und der Roth: 
zucht #5), bei Befibftreitigfeiten *%), bei Diebjtahl und Raub *). 


82) Stadtredit von 1212, $. 12. 

388) Magdeburg. Echöffen:Urtheile III, c. 1, $. 6 u. 7. bei Bobel, p. 49. 

84) Stiftungsbrief von 1120 $. 16., Stabtrobel $.89. Stadtredht von 1275 
bei Schreiber, I, 79. 

85) Stadtrecht von 1298, 6. 6. 

86) Stabtredi aus 18. sec. $. 10 u. 12. 

87) Stadtrecht von 1212 ©. 9. 

88) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 148. 

39) Stadtredt, c. 1. 

40) Stadtrecht aus 18. sec. c. 8 u. 21 bei Schott, III, 186 u. 214. 

41) Stadtrecht von 1859, 8. 151. Ruprecht von Freifing, IT, 50. 

42) Andreas Sunejen, I, 1. Stadtrecht von Apenrade, $. 17 unb von 
Flensburg $. 12 u. 82 im Corpus stat. Slesvicens. II, 181, 189 u. 
862. Stadtr. von Flensburg bei Westphalen, IV, 1904 u. 1910. 
vrgl. Kolderup Roſenvinge Däniſch. Rechtsgeſch. $. 75. Not. d. 

48) Landrecht, c. 8 bei Senckenberg, vision. p. 219. 

44) Freiburger Stiftungsbrief von 1120 $. 42. Stadtrecht von Wien von 
1221 $. 87. von Kolmar von 1298 $. 29. von Regensburg bei Frey: 
berg, V, 68. 

45) Stadtrecht von Ens von 1211, 8. 1, 9 u. 12, 

46) Stabtreht von Freifing von 1859 $. 189. Rupredt von Freijing, 
I, 94. 
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Auch fiegte immer biejenige Partei, weldhe die meiften Zeugen bei: 
bringen fonnte. So konnte in Wien, wo die Heimfuchung jelbft 
dritt vom Anfläger bewiefen werben jollte, der Angeflagte fich 
telbft fünf reinigen 4%). Und in Freiſing flegte allzeit derjenige, 
ber die meiften unb erbarften Zeugen für fich hatte 0). 


6. 571. 


Meiftentheils durften die Parteien ihre Zeugen felbft wählen 
und fie nehmen, wo fte diefelben fanden. Oefters war aber auch 
ihre Wahl befhränkt, beſchränkt theils auf die vom Richter oder 
von den Parteien Genanıten, theils auf gewiſſe Gejchäftslente oder 
auf gewifle Kigenichaften der zu nehmenden Zeugen. Eine folche 
Auswahl aus 20 von dem Richter Ernannten (denominati) 
hatte ftatt in Wien und Heimburg bei der Nothwehr !) und bet 
den zur Nachtzeit oder unter anderen erjchwerenden Umſtänden vor: 
gefallenen Berwundungen und Todſchlägen 2). Es ift jedoch nicht 
ganz klar, ob die denominati in dem gegebenen Falle Zeugen oder 
vielmehr Eidhelfer waren. Und es fcheint fogar, daß fic bloße 
Eidhelfer gewejen find. Bei Beſitzſtreitigkeiten hatte in Freiſing ber 
Beflagte 21 Leute zu nennen, aus weldhen ber Kläger, nad: 
dem fie vom Fronboten aufgerufen worden, ſieben nehmen und 
mit ihnen den Grund feiner Klage beſchwoͤren jollte. Diele Steben 
waren aber wahre Zeugen und feine Eibhelfer. Denn fie follten 
Ihmwören, „daz jn daz wars willen jey” 2). Bel Berfäufen follten 


47) Stadtrecht von Ulm von 1296, $. 85 u. 86 bei Jäger, Ulm, p. 784. 
Ruprecht von Freifing, p. 272— 78, Rot. 

48) Stadtrecht von 1221, $ 29. 

49) Rupreht von Freifing, I, 185. „vnd bat jr ainer mer Zeugen vnnd 
„erber. ber behabt das guet gar.“ 

1) Stabtreht von Wien von 1221 $. 15. und von Heimburg, c. 5. vrgl. 
oben $. 568. 

3) Stadtrecht von Wien von 1221, 8 18 und von 1278 bei Lambacher, 
II, 148. Stadtrecht von Heimburg, c. 6. bei Senckenberg, p. 278. 

8) Stadtrecht von Freifing von 1859, c. 189. — „mag dann ber ba ge: 
„ſprochen wirt ain vnd zwainczigk genennen — vnd bie fol er fron= 
„poten nennen vnd der fol jn dann biefelben fur pringen ynd daraus 
„fol er fiben nemen vnd fol er dann ain fbern, daz daz gut jein aigen 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. III. 
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die Zeugen aus den Weinkaufsleuten oder Litfaufleuten, 
d. h. aus den Leuten genommen werden, welche den Weinfauf over 
Litfauf mitgetrunfen batten, 3. B. in Freiberg ), in Brünn®), in 
Schleswich *), in Flensburg), in Magdeburg ®) u. a. m. Bei 
manchen ehelichen Streitigkeiten wurben bloß fold;e Reute als Zen: 
gen zugelaſſen, weldye der Hochzeit beigewohnt hatten. Sie wurden 
baher Heirathsleute, homines nuptiales oder Ringleute 
genannt, 3. B. in Brünn®). Bei gewiflen Berfäufen waren Un: 
tertäufler die Zeugen, 3. B. in Brünn 9%. Oefters mußten 
die Zeugen aus ber Verwandtſchaft ober aus der Nachbar: 
Schaft genommen werden, wenn die Verwandten ober Nachbar 
am Beiten Auskunft geben Tonnten, aus der Verwandtſchaft 
bei dem Beweiſe der Freiheit 1!) u. a. m.; aus der Nacdbar- 
haft, 3. 2. bei Befigftreitigfeiten 12), beim Hausfriedensbruch 128), 
wegen der Beherbergung von geächteten Leuten '?) u. drei. m. 
Auch das gerihtlihe Zeugniß hing urfprünglich in fo 
fern von der freien Wahl der Parteien ab, als die Parteien felbft 


„gut ſey, — vnd fullen auch dieſelben fbern, daz jn baz ware willen 
„ſey“ —. Ruprecht von Freifing, U, 94. — „man fol jn XXI nen: 
„nen zu vnnd bar aus fol er fiben zeugen nemenn” —. 

4) Stabtret, c. 12 bei Schott, UI, 192. — „ber muz haben fine li- 
„touflute di ben licoufegetrunten haben? —. 

5) Schöffenbuch, Nr. 57 bei Rößler, p. 80. duos probos viros, quos 
emtionis et venditionis equi praedicti mercipotum, quod vulga- 
riter litkup, leichauf dicitur, piberant —. 

6) Stadtrecht, c. 67 ih Corpus stat. Slesv. II, 29. „drinket fe of in 
„eyn Teken ber Kopenjcup eynen Wynfop — ſo beſcherme he fid myt 
„ben Wynkopes Lüden.“ 

7) Stadtrecht, c. 88 im Corpus stat. II, 191. 

8) Schöffenweisthum aus 18. sec. $. 16 bei T. u. ©t. p. 273. 

9) Schöffenbuch, Nr. 202 u. 682 bei Rößler, p. 99 u. 815. 

10) Schöffenbuch, Nr. 707 bei Nößler, p. 322, 

11) Stadtrobel von Freiburg, $. 51. Stadtrecht von Augsburg bei Frey: 
berg, p. 43. Sächſ. Meihbild, art. 4 Diele Beijpiele oben $. 100. 

12) Rupredt von Freifing, I, 1886. 

128) Etabtredht von Leobjhüg von 1270, $. 14 bei T. u, St. p. 375. 

18) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 23 und von 1278 bei Lambacker, 

II, 151. von Heimburg, c. 7. bei Senckenberg, p. 274. 
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zu dem Ende die Zeugen aufzurufen pflegten, und die Parteien, 
wenn fein Gerichtsbrief vorhanden 2%), oder der Berichtsbrief ver- 
loren gegangen war, Jelbft dritt oder jelbit fiebend mit Dingleuten, 
die es gefehen und gehört, den Inhalt beffelben nachweiien muß: 
ten15). Erſt jpäter hat das Dingzeugniß eine beftimmte Korm und 
GSeftalt angenommen. Und es wurde fodann von dem Richter 
ſelbſt mit Dingleuten oder mit Schöffen erbradyt. Auch wurde das 
gerihtlihe Zeugniß felbft mehr und mehr dadurch erleich- 
tert und erweitert, daß zur Beftchtigung bes ftreitigen Gegen- 
ftandes oder ber That jelbjt von dem Gerichte Boten gefendet und 
zum Zwed bes Zeugnißgebens gewiſſe Perſonen beftimmt 
worden find, und ihr Zengniß ſodann dem gerichtlihen Zeug: 
niß ſelbſt gleichgeftellt worden if. So pflegten Boten an 
Drt und Stelle gefendet zu werden zur Befldhtigung ber Wun- 
ben 16) oder zur Befichtigung der falfchen Münzen !7) u. drgl. m. 
In Baiern u. a.ın. nannte man bie Befichtigung und die Beaugen- 
ſcheinigung eines ftreitigen Gegenftandes durch Jachverftändige Zeugen 
eine Kundſchaft !%). Defters wurde die Befichtigung und der 
Augenschein auch im Namen des Gerichtes von einigen Naths- 
herren ?9), oder von den Schöffen oder anderen Urtheilsfindern 
vorgenommen 20), oder e8 wurden zu dem Ende Aerzte oder andere 
Sachverſtändige beigezogen ($. 560). 


14) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 108. — „der muz die er: 
„ziugen felbe britte mit den dindhleuten bie bes tages vor gerichte wa⸗ 
„ven" —. bei Wald 6. 825. 

15) Stabtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 74—75. und bei Wald, 
6. 187. 

16) Stadirecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 228. Stabtrecht von 
Regensburg bei Freyberg, V, 71. 

17) Stabtreht von Freiberg, c. 7 bei Schott, IIL 182—184. 

18) Stabtreht von München, $. 148. Bairiſche Gerichtsorbuung von 1520, 
tit. 7, art. 7. — „beweyſung durch kundtſchafft vnnd beſichtigung 
„bes augenſcheins“ —. vrgl. Schmeller, II, 311. Haltaus, p. 
1148 ff. 

19) Freiburger Stadtrobel, $. 75. Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schrei: 
ber, I, 88, 84 u. 186. 

20) Bamberg. Centgerichtsordnung bei Zoepfl, p. 130, 188 u. 185. Blut 


gerichtsformel von Bremen in Assertio lib. p. 708 
45% 
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Zum Zweck der Erleichterung des gerichtliden 
BZeugnifjes wurde das Zeugniß einiger Rathsherren 
oder Schöffen dem Gerichtszeugniß ſelbſt gleihgefteiltt 
und gleiche Kraft beigelegt, 3. B. dem Zeugniß zweier Rathsherren 
in Goslar 22), in Hamburg 22), in Köln, wo die Rathsherren and 
officiales hießen 22), in dem Städtchen Neuß, wo die Rathsherren 
abwechfelnd consules, officiati oder Amtleute genannt werben 
find 20), u. a. m., dann dem Zeugniß zweier Geſchwornen (Swarne) 
in Bremen 26). Zuwellen wurde jogar das Zeugniß tes Bürger 
meiſters, oder des Oberftzunftmeilters, oder eines Nathäherren oder 
eined Zunftmeifters dem Zeugniffe zweier Biedermänner gleichge 
ftellt, 3. B. in Bafel 2%). Aus demjelben Grunde, zur Erleichterung 
des gerichtlichen Zeugniffes, wurte geitattet, daß wichtigere Rechte: 
geihäfte, welche früher vor dem gejammten Gerichte oder vor ber 
verjammelten Gemeinde vorgenommen werben mußten, vor einigen 
Nathsherren oder Schöffen oder Kirchjpielleuten vorgenommen 
werben durften, 3. B. in Goslar 27), in Lübel 2%) u. a. m. Um 
in Straßburg, wo es feine Gerichtsfchöffen gegeben bat (F. 333) 
wurden zu dem Ende Zunftichöffen beigezogen. Und das Zeugniß 
zweier folcher Schöffen galt jo viel als das Zeugniß zweier Raths 
herren („vor dirre zwein (vor zwei Schöffen) oder vor zwein bez 
„rates“) 29). 

Auch wurde in vielen Städten eine gewijfe Anzahl an: 
gefehener, glaubwürdiger und verftändiger Männer 
ernannt, aus denen vorzugsweile die Bürgen genommen, und vor 


21) Stadtrecht bei Göſchen, p. 97. 3. 21 u. 22. 

22) Stadtrecht von 1270, VI, 9 bei Lappeuberg, p. 29. 

28) Urk. von 1178 bei Lacomblet, I, 826. Echiebefprud Nr. 82, eod. II, 
246 u. 251. vrgl. $. 56 oben. 

24) Urk. von 1259 u. 1810 bei Lacomblet, II, 268, u. III, 68. 

25) Statut, I, 55 ff, II, 4, 7, 25, 26 u. 89 bei Pufendorf, II, 52 u. 
71 ff. 

26) Einungbrief in Rechtsquellen, I, 28. 

27) Göſchen, p. 97. 28 ff. 

28) Hach, I, 50 u. 51, II, 44, 45, 46 u. 108, II, 7, 101, 108 u. 174. 

29) Stabtreht von 1270, 6. 88-41 bei Strobel, I, 828—8239. Heusler, 

— — Bf Geſch. von Bafel, p. 474—475. 
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denen die wichtigeren Rechtsgeichäfte abgeichlofien werben follten, 
und von benen zwei zu einem vollftändigen Beweis hinreichten. 
Solche Bertrauensmänrier waren in Wien und Wiener Neuftabt 
bie Hundert glaubwäürdigen Männer, welde man aud bie 
Genannten (denominati testes) zu nennen pflegte ?%), in Ulm 
bie 24 Genannten ?'), in Heimburg bie Zwanziger ??), ander: 
wärts die Genannten (denominati), 3. B. in Regensburg 33), 
in Prag ?*), in Bamberg 35) u. a, m. 

Auch wurden feit dem 13. Jahrhundrrt in den meiften Etäb- 
ten Gerichtsbücher und Stadtbücher angelegt und in dieſe 
die wichtigeren Verhandlungen und Nechtögefchäfte eingetragen 
($. 545). Dadurch gelangte denn ber Urkundenbeweis zu 
immer größerer Selbftänbigfeit. Der freie Verkehr in den Städten, 
indem er zum bäufigeren Gebrauche von Handſchriften und von 
anderen Urkunden nöthigte, trug felbft zur Verbreitung und zur 
Ausbildung des Urkundenbeweifes bei. Daher erichienen nun allent- 
halben Verordnungen über die öffentlichen Urkunden und über bie 
fi) mehrenden Privaturfunden, über die fogenannten Handfeften, 
3. B. in Augsburg 2%), in Freiſing 27), in München ?%), in Goslar 
u. a. m.2) Und allenthalben erhielt nım der Urkumbenbeweis 





80) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 40. unb von 1278 bei Lambader, 
II, 154 u. 155. und von Wiener Neuflabt, c. 78. 

81) Jäger, Ulm, p. 297 u. 298. 

82) Stadtrecht, c. 7. bei Senckenberg, p. 278. 

88) Privileg. von 1280, 8. 2. vrgl. oben $. 820. 

84) Stadtrecht, c. 41 u. 129. bei Rößler, p. 28 u. 86. 

85) Stadtrecht, $. 244 u. 370. und Berorbnung von 1806 bei Zoepfl, II, 
141. Ohne allen Grund und allen Nachweiß hält Zoepfl (I, 66— 67 
u. 78) bie Benannten in Bamberg für Geſchlechter, aus benen 
ber Stabtrath gewählt worben jei, und bie geſchwoörnen Genann: 
ten für Rathoherren ober Rathsverwandte. Auch bie große Anzahl 
der Genannten (e8 werben gegen Hundert mit Namen genannt) ber 
weißt nichts für jene Anfidt. Denn aud in Wien und Wiener Neu: 
ſtadt kommen 100 Genannte vor. 

86) Stadtrecht bei Sreyberg, p. 114. uub bei Wald, 8. 849 u. 850. 

87) Ruprecht von Freifing, II, 52 u. 58. 

88) Stadtrecht, 8. 94 u. 96. | 

89) Goſchen, p. 488 ff. vrgl. noch Katferrecht, II, 27. 
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den Borzug und den Borrang vor dem Zeugenbeweis, 3 D. im 
Hamburg *%), in München #1), in Freiſing 22), in Regensburg #9), 
in Bamberg ), in Augsburg u. a, m. In Augsburg berubte jene 
Beftimmung, wie wahrſcheinlich auch in den übrigen fo eben ge: 
nannten Städten, auf einer fpäteren Verordnung. Denn in ber 
älteren Faſſung des Stadtrechtes bei Freyberg findet man fie no 
nicht 46). Und fo wurde denn der Urkundenbeweis erjt ſpäterhin 
unabhängig von dem Zeugenbeweis und zu einem jelbftänbdigen 
Beweismittel, 


2) Eid der Parteien mit und ohne Eidbheljer oder Zeugen. 
Aleiniger Eid der Parteien. 
6. 572. 


Der Eid der Parteien mit und ohne Eibhelfer oder Zeugen 
war ein jehr wichtiges und weit verbreitetes Beweismittel. 

Der Eid ohne Eidhelfer und ohne Zeugen fommt in 
Civilſachen und in Straffachen ſehr häufig vor, meiftentheils jedoch 
nur bei vorbereitenden Handlungen, bei bloßen Nebenpunften, bei 
minder wichtigen Angelegenheiten oder wenn e8 an anderem Be 
weile fehlte !). Der alleinige Eid der Parteien reichte in Ei: 
vilfahen bin, 3. B. bei Vorladungen, um fi) wegen nicht Er: 
ſcheinens zu entſchuldigen?), bei Pfändungen von Mobilien, zum 
Beweiſe fat aller Incidentpunkte), zum Beweife von fonfligen 
Einreben, 3. B. daß eine Friſt geftattet worden fei*), daß der Ein- 


40) Stadtrecht, VII, 3 bei Lappenberg, p. 39. 
41) Stabiredt, $. 106. 
42) Stabtreht von 1859, $. 137 u. 162. 
48) Stadtrecht bei Freyberg, V, 48. 
44) Etadiredht, $. 15. vrgl. Zoepfl, p. 231 u. 282. 
45) Stadtrecht bei Wald, 8. 851. . 
1) vrgl. Plank in der Zeitichrift, X, 218 fi. 
2) Stadtreht von Soefl von 1120, $. 60 Rathoordnung von Regent: 
burg von 1859 bei Freyberg, V, 1852. 
8) Stadtrecht von München, 6. 197. von Augsburg bei Freyberg, p. 181. 
bei Wald, $. 977. 
4) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 129. und bei Wald, 5.872. 
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nehmer einer Gilte fein Dienftbote fei 5), daß der eingeflagte Lohn 
bereits verdient fei®) u. drgl. m. Aber auch einen Haupteid 
burfte die Eivilpartei öfters allein ſchwören, wenn auf die Heraus⸗ 
gabe eines Pfandes gegen den Inhaber des Pfandobjectes geklagt 
ward ?), wenn jemand der bloß Bürge war als Selbſtſchuldner be⸗ 
langt morden war ®), wenn jemand bie eingeflagte Schulbforderung 
oder Gilte Teugnete?), wenn eine Wittwe wegen einer von ihrem 
verstorbenen Ehemann contrahirten Schuld angefprochen wurde 10), 
wenn bei 'ungetheilter Gemeinſchaft ein Gefellichafter dem Anderen 
leugnete 1!) u. ſ. w. Insbeſondere durfte auch ein von einem 
Fremden in Anſpruch genommener Bürger mit feinem alleinigen 
Eid (sola manu) feine Freiheit beweifen, 3. B. in Lübed 12). Auch 
hatte der Kläger bie Wahl, ob er ven Beflagten den alleinigen Eid 
ſchwören laflen ober ſelbſt dritt ihn überführen wollte:?). Wie in 
Straffacdhen der Ankläger, jo hatte demnach auch in Civilſachen der 
Kläger das Recht ten Beweis jeiner Klage felbft zu übernehmen. 
Es kam daher zum alleinigen Hauptelde des Beflagten erft dann, 


5) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 180. und bei Walch, 


6. 877. 

6) Stadtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 193. und bei Walch, 
6. 886. | 

7) Stabtreht von Augsburg bei Freyberg, p. 182. unb bei Walch, 
8. 882. 


8) Stadtrecht von Nördlingen, c. 15. bei Senckenberg, vision. p. 358. 

9) Stadtrecht von Augsburg bei Freyberg, p. 128 u. 180. und bei Walch, 
6. 872 u. 877. 

10) Stadireht von Augsburg bei Freyberg, p. 129. und bei Wald, 
8. 878. 

11) Stabtrecht bei Freyberg, p. 188 u. 139. und bei Wald), $. 408. 

12) Privileg von 1188 in Lüb. Urkb. I, 11. Si quisquam extraneorum 
superveniens aliquem civium de sua libertate pulsaverit, civis 
uicinior est ad obtinendum suam libertstem sola manu, quam 
extraneus ad ipsum convincendum. 

13) Stadtreht von Augsburg bei Yreyberg, p. 128. „Swa aber ein bur: 
„ger bem andern laugente der gülte barumbe er in anſprichet ba ſol 
„er finen eit vmbe nemen. oder er fol in beziugen felbe dritte mit vn⸗ 
„verſprochen luten“ —. vrgl. noch p. 129, 130, 132 u. 188. und 
bei Walch 5. 872, 878, 377, 888 u. 886. 
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wenn ber Kläger den Beweis feiner Klage nicht ſelbſt führen konnte 
oder wollte. - 

Allein nit bloß in Eivilfachen, jelbft in Straffagen 
reichte öfters der alleinige Eid der Parteien hin. Zuweilen reiht 


der alleinige Eid des Anklägers zum Beweiſe der Anklage 


bin ($. 558). Zumal aber-der Reinigungseib durfte ſeht 
häufig allein ohne Mitfchwörer von dem Angellagten gehe: 
ven werden, bei geringeren Vergehen faſt allentbalben, ;. 8. in 
Lübeck 14), in Goslar ’%), in Regensburg !°), in Wien !?), in Bir 
ner Neuftabt 18), in Heimburg ?%), in Straßburg 20%) u. a. m, aber 
auch beim Topjchlag, bei der Nothzucht und bei anderen ſchweren 
Verbrechen dann, wenn fein Beweis gegen ihn vorlag ober wen 
er fich bei übernächtigen Verbrechen freiwillig bei Gericht geftelt 
hatte, 3. B. in Nördlingen 21), in Wien 22), in Wiener Neuftabt”), 
in Heimburg 2%), in Augsburg 25) u. a. m. Auch der beim Bahr: 
recht zu leiftende Eid war, wie wir gefehen, cin Reinigungs 
ohne Eidhelfer. Und bei Beleidigungen und Käfterungen durfte 
der Thäter, alfo der Angeklagte felbft, mit feinem alleinigen Eid 
jogar die Strafe beitimmen, wenn er befchwor, daß die Belcibigung 
nicht mehr wert) fei. (jurans eum non validius offendisse — 
„ſwer, daz er in nicht mer gelaftert hab, denn daz gut wert jey" —), 
3. B. in Wiener Neuftadt 2). 


14) Sad, III, 388. 

15) Privileg von 1219 bei Göfchen, p. 115. 

16) Stadtredht bei Freyberg, V, 68. 

17) Stadtredt von 1221, $. 28. 

18) Stadtrecht, c. 58. 

19) Stadtredt, c. 7. bei Senckenberg, p. 274. 

20) Stadtrecht, c. 85 u. 52. bei Grandidier, II, 56. 

231) Stadtrecht von 1818, $. 4 bei Senckenberg, p. 856. 

22) Stadireht von 1278 bei Qambacher, II, 152. 

28) Stadtredt, c. 67. 

24) Stadtrecht, c. 7 bei Senckenberg, p. 275. 

25) Stadirecht bei Freyberg, p. 54 u. 55. und bei Walch, 5. 112. dig! 
no oben $. 566. 

26) Stadtrecht, c. 32 bei Würth, p. 70. 
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Eid mit Eidhelfern. 
§. 573. 


Die Eidhelfer oder Eidgenoſſen (eytgenozen), wie jie jehr be- 
zeichnend manchmal genannt werden !), waren fein eigenes felbftän- 
diges Beismittel, wie bie Zeugen. Der Eidhelfereid ſetzte vielmehr 
allzeit einen Hauptetd voraus. Er follte den Haupteid der Partei 
veritärfen und unterftüßen 2), und- wurde baher immer nur 
bei wichtigeren Angelegenheiten, in denen man dem alleinigen Eid 
der Partei nicht recht traute, begehrt. Die Eibhelfer waren dem: 
na bloße Helfer und fie wurden auch Helfer genannt ?). Sie 
jollten ihrer Partei zur Erlangung ihres Nechtes und ihrer Un- 
ſchuld helfen ®) und fie zu dem Ende mit ihrem Eid ſchirmen, 
bejdirmeu, wehren, defendere®) Die Eibhelfer follten 
fein Zeugniß über ihr Wiffen abgeben, wie die Zeugen, ſondern 
über das, was fie glaubten, einen Slaubenseid jchwören. 
Nah dem Stadtrecht von München jollten fle jchwören, „daz fie 
„an zweifel veftifleih gelauben, daz fein aid ſey rain und 
„nicht main,“ und „die daz veftigleihen gelauben, daz er un- 


1) Rechtsbuch von Prag, 8. 88 bei Rößler, p. 126. 

3) Capit. Childeberti von 598, c. 5 bei Pertz, III, 8. de electis aliis 
tres dabit, qui sacramenta firment. c. 13 X. de purgst can. 
(V, 84.) tenertur iuramento firmare —. Stadtrecht von Flens⸗ 
burg bei Westphalen, IV, 1944. — „ſchweren ſchall, bat he neen 
„fründ up veer Miel Weges bebbe, ve ehm jinen Eed Tönen fer: 
„ten helpen.“ 

3) Stadtreht von Münden, $. 249. Das Wort Eibhelfer habe ich 
aber in feinem Stadtrecht und auch in feiner Urkunde gefunden. 


4) Stadtreht von Bamberg, $. 157 u. 159. — „by im zu bem felben 
„rehten helfen wolten" —. Stadtrecht von Münden, $. 248. und 
Auer, p. 271 5.6. — „bie im fein unſchuld helffent gerichten“ —. 


Stabtreht von Augsburg bei Wald, $- 185. 

5) Stadtreht von Schleswidh. art. 28, von Flensburg, art. 116 und von 
Apenrade, art. 116 im Corpus stat. Slesvic. II, 18, 219 u. 403. — 
„be 5 jchölen ehm wehren mit ehren Eyde. Oft ein ebder 2 van 
„dilfen nit wehren willen“ —. Si unus vel duo ipsorum de- 
fendere noluerint —. 
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„ſchuldig ſey an der getat” ®). Diefer Glaubenseid ftüßte ſich jedoch 
nicht auf ein völlig vages Glauben und Meinen der Eibhelfer über 
die Moralität des Hauptichwörers, fondern ganz vorzüglid auf 
auf ihre eigene Kenntniß der objektiven Wahrheit der Thatiace, 
welche dem Haupteide zu Grunde lag, alfo auf Alles was fie in 
biefer und jener Beziehung ſelbſt gejeben und gehört Hatten. Klar 
und deutlih geht diefes aus einer Vergleihung des Stadtrechtet 
von München mit dem Freiheitsbriefe von 1294, aus welchem bit 
erwähnte Beitimmung in "das Stadtrecht übergegangen ift, hervor. 
Denn in dem Freiheitsbriefe heißt e8 von den Eibhelfern, „Lie das 
„geliehen ond gehöret Haben, daz er vnſchuldig fi an ber tat,” 
während jene Stelle im fpäteren Stadtrecht alfo lautet, „vie dar 
„vefttgleichen gelauben, daz er unſchuldig ſey an der getat“ "). 
Der Glaubenseid hatte demnach große Aehnlichkeit mit dem öffent: 
lichen Zeugniß, welches die Zeugen abzulegen hatten. Aud die 
Zeugen waren nämlich, wenn die Parteien mit ihnen zu ſchwören 
hatten, in einem gewiflen Sinn, wie wir gefehen, felbft Eidhelfer, 
und wurden auch Mitihwörer ober conjuratores genannt. Eben 
jo find aber auch die Eidhelfer in einem. gewiflen Einn Zeugen 
geweſen, und öfters auch Gezeugen (Getüd)*) und testes genannt 
worden). Daher konnten die Eibhelfer um jo leichter in wirkliche 
Zeugen übergehen, bis zuleßt mit dem Aufkommen des neuen Pro 
zefles das öffentliche Zeugnik der altgermaniſchen Zeugen und ber 
Glaubenseid der Eidhelfer durch das moderne Privatzeugniß 
verdrängt und erſetzt worden tft. 





6) Stadtrecht von Münden $. 247 u. 248. und Auer p. 271 5. 6. Kay 
c. 18 X, de purgat. can. (V, 84.) id solum tenentur inramento 
firmare, quod veritatem credunt eum dicere —. 

7) Freiheitsbrief von 1294 bei Bergmann, I. 11. Stadtrecht, $. 247. 
vrgl. Konrad Maurer, in frit. Weberfhau, V, 197—218. 

8) Sächſ. Lr. II, 88, 8. 8 u. 4. „Dar na fal fveren fin getüd, dal 
„fin eid fi reine unbe vnmeine.“ 

9, Schöffenbuch von Brünn, Nr. 446 bei Rößler, p. 202. testes jurare 
tenerentur, quod juramentum C. mundum esset vel salvum vel 
justum et verum. c. 13 X, de purgat. can. (V, 34). De testi- 
bus, qui — tenentur iuramento firmare, quod veritatem cre- 
dunt —. 
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Der Slaubenseid der Elohelfer ſetzte, wie bemerkt, allzeit einen 
Haupteid vorans, was bei dem Zeugeneid nicht immer der Fall 
war. Wenn daher der Haupteid ausgejchloffen war, fo waren es 
auch die Eidhelfer. Da nun der Reinigungseid in ter Regel erjt 
dann zugelaflen wurde, wenn fein anderer Beweis, insbeſondere 
fein Zeugenbeweis vorhanden war, jo kam e8 auch zum Kibhelfer: 
eid erft dann, wenn e8 an anderem Beweis fehlte!%). Der Glau- 
benseid der Eibhelfer war demnach ein bloßer Bertrauenseib 
für denjenigen, ber den Haupteid zu leiſten hatte, und eine Bürzg- 
ſchaft für die Reinheit des Haupteides. Daher jollten die Eid⸗ 
helfer erſt nach dem Hauptichwörer, und zwar bloß ſchwoͤren, daß 
der Haupteid rein und nicht mein oder unmein fei!). 


Eidhelfer waren übrigens in Civilſachen ebenfomohl wie in 
Straffachen zuläffig. Bet der Vindication von geftohlnen ober ge: 
raubten Gegenftänden mußte der Bindicant insgemeln mit zwei 
oder ſechs Eidhelfern, alſo felbft dritt oder ſelbſt fiebend beſchwoͤren, 
daß das Gut, ehe e8 geitohlen worden, fein geweſen ſei und ihm 
auch jest noch gehöre, oder daß ihm das Gut geftohlen worden 
fei, z. B. In Memmingen 12), in Freiberg 12), in Goslar u.a. m. 19). 
Und wenn der Binbicant Feine Eidhelfer finden konnte, fo follte 
er ſelbſt alle Eide allein fchwören, 3. B. in München alle drei 


10) Rechtsbuch von Prag, 6. 88. „Inhat abir ſy der geclagten ſache Fein 
„gezeugnufl, jo gericht er ir feib IX" —. vrgl. oben $. 566. 

11) Stadtrecht von Freiberg, c. 9, 10, 19 u. 20 bei Schott, III, 190, 191, 
209 u. 218. — „jo muzen benne bi fehle nachſweren mit einander 
„aljo. den eit ben heinrich gejworn bat ber ifl reine vnd on meine‘ —. 
„den eit ben ber cunrat uor gefworn bat ber ift reine vnd vnmeine 
„daz in got fo helfe und alle heiligen.” Urk. von 1882 u. 1349 bei 
Heider, p. 658 u, 654. — „Darnach fond ſechs glaubhaft Mann, 
„die zegegen vor Gericht jeynd, ſchweren, daß der Aid rain vnd nit 
„main.” vrgl. noch Stadtrecht von Augsburg bei Wald, $. 186. 

13) Stadtrecht, e. 1 bei Freyberg, V, 250. „wil benn ber flägel beheben 
„mit finem aid, daz jm daz jelb quot entwert fie diupplid) ober roͤpp⸗ 
„lid, wider rechtz vnd mag er zwen erber onverfprohen man zuo jm 
„gebaben, die gelert ayd ſwerent, da; der ayb rain fie vnd mit main.“ 

18) Stadtredt, c. 9 u..10 bei Schott, III, 190 u 191, 

14) Stabtregt bei Göſchen, p. 98. Diftinct. IV, c. 42 8. 3. 
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Eide, den fogenannten ein Drei Eid !%). Aber and in Shrek 
ſachen wurde öfters ber Eid des Anflägers und noch öfter ber Rei: 
nigungselb des Angeflagten durch Eidhelfer verftärft umb unte: 
fügt. In Augsburg mußte der Ankläger bei Leibes und Leben 
ftrafen mit 6 Eidhelfern, alſo felbft flebend feine Anklage bewer 
ſen 106). Eben fo follte mit 6 Eibhelfern, alſo ſelbſt flebend, de 
wiefen werben die Anklage eines miflethätigen Mannes in Linda 
und in Tirol 1%) und in Goslar 17), dann die Anklage eines ver: 
fefteten Mannes, 3. B. in Magbeburg 1%) und die Anklage weg 
Diebftahl und Raub in Freiberg dann, wenn ber Ankläger eiı 
Fremder war 20). Mit zwei Eibhelfern, alſo felbft dritt mut 
aber der Ankläger feine Anklage beweifen in Regensburg bein 
Mord, Brand, Raub und Diebftahl ꝛe). Eben fo in Memmin 
gen 2!) beim Mord und Diebftahl und in Nördlingen bei bem de 
weife der Nothwehr 22). Noch häufiger kommen aber Gibheller 
beim Reinigungseid vor. So mußte der Angeklagte jelbi 
dritt ſchwoͤren in Münden bei Leibes: und Lebensftrafen **) un 
in Memmingen beim Todſchlag **), felbft viert im Münden Ki 
Todſchlaͤgen zur Nachizeit 25), ſelbſt fünf beim Raub, Todſchlag 
Mord u. a. m. in Brünn 20) und in Wiener Neuftabt ?), felbi 
jtebend beim Mord in Bamberg 2%), und in Brünn bei ber Sein 


14a) Stadtrecht, $. 71 u. 75. vrgl. oben $. 562. 

15) Stadtrecht bei Walch, 6. 185. — „daß er in überfibenden muß ſo jel 
„er ſchweren — unb follen benn bie Sechs bie ihm da heiffen wein! 
„nad im fchweren daß der aib rein fey und nit mein” —. 

16) Urt. von 1882 u. 1849 bei Heider, p. 658 u. 654. 

17) Stadtrecht bei Göſchen, p. 86. 

18) Schöffendrief von 1804, $ 102 bei X. u. St. p. 469. 

19) Stadtrecht, c. 19 u. 20 bei Schott, III, 209, 2123 u. 218. 

20) Stadtrecht bei Freyberg, V, 80 u. 81. 

21) Stadtrecht, c. 2 u. 8. 

232) Stadtrecht, c. 7 bei Senckenberg, p. 856. 

28) Stabtredht, 8. 247. . 

24) Stabiredht, c. 6. 

235) Stadtrecht, $. 248. 

3) Schöffenbud, Nr. 446 bei Rößler, p. 209. 

27) Stadtrecht, c. 8. 

28) Stabtrecht, $. 167. 
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fuchung und bei dem falfchen Zeugniß 2%), und felbft neun bei 
ber Nothzucht in Prag 30). 

Die Anzahl der Eidhelfer war demnach ſehr verichieden in 
ben verichtedenen Städten und nach Verjchiebenheit ver Fälle. Sie 
richtete fich meiftentheils nach dem Werthe und nach der Wichtig. 
keit des Streitgegenflandes und nach der Schwere der in Ausficht 
ftehenden Strafe ober auch nad der Schwierigkeit des Beweiſes. 
Sp durfte fih in Regensburg ber eines Friedbruchs Angeflagte 
mit ſeinem alleinigen Eid reinigen (sola manu expurgabit), wenn 
zur Zeit bes Friedbruchs Tein befonbers beſchworner Friede beſtand. 
Wenn dagegen ein folcher Friede beftand, jo mußte er ſodann, weil 
die Handlung fo viel ftrafbarer war, den Reinigungsetb felbft britt 
(tertia manu) jchwören 21), Chen fo Fonnte fi daſelbſt der 
Angeklagte bei geringen Diebftählen mit feinem alleinigen Eid ohne 
Eidhelfer reinigen, bei größeren Diebftählen aber nur feldft fie- 
bend 22), Auch fcheint es, daß in früheren Zeiten mehr Eidhelfer 
nothwendig waren, als in fpäteren Zeiten, und daß insbejonbere 
ber Zwölfereid auch in den Deutſchen Städten jehr verbreitet 
gewefen ift, wie in den nordiſchen Städten noch in fpäteren Zeiten. 
Man findet diefen Zwölfereid 3. B. noch in den alten Stadtrechten 
von Soeft 22), von Mebebadh %), von Dortmund ?s), von Lübed 2) 
u. a. m., insbefondere auch in Hamburg 37), während man fpäter- 
bin, wenige Fälle ausgenommen, nicht leicht mehr als ſechs Eib- 
helfer, alfo den fiebener Eid finden dürfte. Auch kann nachgewielen 
werben, daß die Anzahl der Eiphelfer in manchen Stäbten von 
Zeit zu Zeit herabgejeht worden tft, bis zuletzt die Eidhelfer fich 


29) Stadtrecht, 8. 8 u. 86 bei Rößler, p. 842 u. 862. 

80) Rechtobuch, 8. 88. 

81) Privileg von 1207 bei Gemeiner, Urſprung von Regensburg, p. 69. 
Privileg von 1219 5. 2. 

82) Ratbsordnung von 1890 bei Freyberg, V, 68. 

88) Stadtrecht von 1120, $. 19. Schrae, art. 18 u. 19. 

84) Stadtrecht von 1165, $. 6. 

35) Stadtrecht $. 9 bei Wiganb. 

86) Sad, I, S. 54. 

87) Die Hamburger mußten nechi im Jahre 1264 ben Zwolfmanneneid in 
Norwegen ſchwören. Urkde. bei Lappenberg, Hamb. Urkb. I, 557, 
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gänzlich verloren haben. So jollte 3. B. in Soeft der Ankläge 
den Angellagten nad dem alten Stadtrechte jelbftftebend übe: 
führen, während nach der fpäteren Schrae zwei Biederleute bin: 
reichten 29). Und wie bei ben Zeugen fo fiegte auch bei den Eidhelfer 
immer die Mehrzahl auf der einen Seite über die Minderzahl au 
Seiten der anderen Partei, z. B. bei der Vindication geftehlner 
oder geraubter Gegenftände ($. 562), bei der behaupteten Rothwehr 
($. 564) u. a. m. Sp durfte in Augsburg ber Angellagte mit 
der Mebrheit der -Umberftehenden den Ankläger mit feinen ſecht 
Eidhelfern überbieten ($. 566). Und in Wien, wo die Heimjuchunz 
jelbander vom Ankläger bewiejen werden follte, konnte der Ange 
klagte fich felbft fünf reinigen 29). 


Wie ihre Zeugen fo durften die Parteien * ihre Eid 
helfer meiſtentheils ſelbſt wählen und fie nehmen, wo fie bie 
jelben fanden. Oefters mußten fie diefelben aber auch aus be 
ftimmten Streifen nehmen, aus ihrer Freundichaft oder Berwantt: 
Schaft 20), aus ihrer Zunft oder Gilde 41), aus der Nachbarichaft ®) 
oder zum Theil aus der Nachbarichaft und zum Theil aus de 
Gilde (5 Nachbarn und 6 Gildebrüber) 42) ,. oder auch theilmweile 
aus den Schöffen 29) oder aus den Rathsherren 25), oder fie wur: 
ben ihnen auch von bem Richter oder von dem Fronboten genannt. 
So hatte in Wien der Richter 20 Perfonen zu nennen, aus wel: 
chen der Angellagte vier auswählen und fi ſodann felbft fünf 


— — — — — — 


88) Stadtrecht von 1120, 8. 19. vgl. mit Schrae, art. 18 u. 19. 
89) Stadtrecht von 1221, $. 29. 


40) Stabtredt von Bamberg, $. 157 u. 188. Stadtreht von Flensburg 
art. 8, von Apenrade, art. 9 und von Habdersleben, art. 28 im Cor- 
pus stat. Slesv. II, 179, 860 u. 461. 


41) Stadtrecht von Schleswich art. 8, von Flensburg, art. 69, 78, 115, 
116, 119 u. 121. und von Mpenrade, art. 74 u. 79. 


42) Stadtrecht von Schleswich art. 28, von Flensburg art. 58 u. 60 und 
von Apenrade art, 68. 


48) Stabtreht von Flensburg art. 110 und von Apenrabe art. 116. 
44) Stabtredt von Brünn, c. 2, 4, 8 u. 10 bei Rößler, p 342 fi. 
45) Stadtrecht von Nörblingen, c. 6 u. 14 bei Senckenberg, p. 856. 
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reinigen durfte e). Eben jo in Heimburg 2). In Münden follte 
der Fronbot 21 Perjonen mit lauter Stimme aufrufen, aus wel- 
chen der Angeklagte drei auszuwählen und mit ihnen jelbft viert 
den Reinigungseid zu fehwören hatte 4%). Mean nannte die auf 
dieſe Weiſe ernannten Eidhelfer die Genannten oder denomi” 
nati. Auch zum Voreid (juramentum calumniae) pflegten bie 
Eidhelfer in diefer Weile ernannt zu werden, wenn ber Verwun— 
. bete fo Schwach war, daß er nicht vor Gericht erfcheinen Eonnte. 
In diefem Falle jollte nämlich der Richter zwei Perfonen zu ihm 
Ichiefen, aus weldyen er jodann Einen auszuwählen und mit ihm 
felbander den Voreid zu leiften hatte #9). 

In dieſer Auswahl aus den von dem Nichter oder Yron- 
dot Ernannten lag eine Verwerfung der Uebrigen. Auch hatten 
die Parteien das Recht die von der Gegenpartei gewählten Etphelfer 
zu verwerfen, fie wie bei den Geſchwornen Gerichten zu refu- 
firen. Und der Beweisführer war ſodann berechtiget für ben 
Verworfenen einen Anderen zu ftellen 60%) Es wirb zwar biejes 
Verwerfungsrechtes nur jelten Erwähnung gethan. Nichts defto 
weniger ſcheint dafjelbe jehr verbreitet gewejen zu fein. Denn das 
Necht Eidhelfer zu fein war allenthalben an gewifle Eigenichaften 
gebunden. Es muß demnach auch ein Mittel gegeben haben, die: 
jenigen zu entfernen, weldye jene Eigenfchaften nicht hatten. Ein 
von dem DBerwerfungsrecht verjchtedener Fall war der, wenn Einer 
oder der Andere der von ven Parteien gewählten Eibhelfer den 
Eidhelfereid verweigerte. Denn in diefem alle durfte der Beweis: 
führer nur dann einen Anderen wählen, wenn er beichwor, daß 


46) Stadtrecht von Wien von 1221, $. 8, 15 u. 18. und von 1278 bei 
Lambacher, II, 148. 

47) Stabtredt, c. 8 u. 6 bei Senckenberg, p. 270 u. 273. vrgl. oben 
8. 571. 

48) Freibeitsbrief von 1294 bei Bergmann, IL, 12. Stabtredt, $. 248. 

49) Stadtreht von Wien von 1221 $. 16. von Heimburg, c. 6 bei 

‚ Senckenberg, p. 273. von Brünn, c. 14. bei Rößler, p. 347. 

50) Stabtreht von Bamberg, $. 157 u. 158. — „vnd wurd im ber jehfer 
„einer ober mer verworfen jo mag er ye einen andern an bez felben 
„Rat fielen.” vrgl. noch Sächſ. Er. IL, 22. $. 4. und Meine Geld. 
bes altgerman, Gerichtsverfahrens, p. 109. 
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ber fich Weigernde nicht um der Wahrheit willen, fondern au 
Feindſchaft und Haß ihn mit feinem Eid nicht befchirmen und nit 
wehren wollte St). 


Eid mit Beugen. 
§. 574. 


Außer den Zeugen als einem eigenen jelbftändigen Berat: 
mittel kommen dfter8 auch Zeugen als Mitſchwörer bei 
Leiſtung eines Parteieides vor, und zwar in Eivilfachen ebenſowohl 
wie in Straffachen. In Civilſachen kommen ſolche mitjchwörent 
Zeugen vor in Augsburg bei der Auspfändung bes Schul: 
ners 1), bei der Zurückfordernng von anvertrautem Gut”), M 
Klagen der Gefellfchafter gegen einander?) u. drgl. m. Eben ſe 
bei Geld- und anderen Forderungen in München 9, in Treifing‘) 
u. f. w. Aber auh in. Straffahen waren die Mitſchwoͤrer 
öfters wahre Zeugen und feine Eidhelfer. Die Mitſchwoͤrer des 
Anklägers waren fogar fehr häufig Zeugen, z. B. in Nür: 
lingen ®), in Augsburg bet Friebbrüchen und bei der Nothwehr') 


51) Stadtrecht von Schleswich, art. 23. von Flensburg, art. 60 u. 116. 
und von Apenrabe, art. 116. vrgl. oben $. 578. Not. 5. 

1) Stadtrecht bei Freyberg, p. 131. — „oder jelbe dritte vnferworjenet 
„lute mit den bie ez gehoert habent vnde geſähen.“ bei Wald $. 377. 

3) Stadtrecht bei Freyberg, p. 103. — „ber uzman felbe dritte mit pur 
„gärn, bie ez warz wizzen, unbe auch babi wären, ba er im fin gui 
„enphalh.“ bei Walch, $. 297. 

3) Stadtrecht bei Freyberg, p. 189. — „Iwes darnach einer dem andern 
„laugent. daz beziuget einer Binz dem andern wol felbe dritte. mit den 
„die es gehört hant vnde geſehen.“ bei Wald), $. 408. 

4) Stadtredt, 8. 8, 11, 12, 96 u. 99. 

5) Stadtrecht von 1859, $. 151, 155, 157, 166, 178, 180, 186 u. 2ll. 

6) Stadtrecht, c. 4 Bei Senckenberg, p. 856. „biejelben fuln ez helien 
„mit flarken aiben. daz fl ez geliehen und gehoret haben daz er ez habe 
„getan.“ 

7) Stadtrecht bei Freyberg, p. 51, 69 u. 74. — „maf ber baz bringe 
„jelbe dritte mit ben bie die notwer gefähen hant —. mac man in 
„bes beziugen felbe dritte mit dem tie ez gehoeret vnde gejähen de 
„beit“ —. bei Wald, $. 102, 167 u. 186. 
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is? Herford beim Mord und Todfchlag, bein Verrath und bei jevem 
anderen Ungeriht®). Auch die zum Beweiſe ber Anklage beige: 
zogenen Schreileute waren meiftentheild wirfliche Zeugen, benn fie 
jollten bezeugen, was fie gefehen und gehört hatten (6.558 u. 570). 
In den nordiichen Städten famen jogar neben dem Zwölfereid noch 
zwei Zeugen vor, aljo neben dem Parteieneid und 11 Eidhelfern 
auch noch zwei Zeugen. Im übrigen Deutichland habe ich jeboch 
dieſes außer in dem alten Defterreichifchen Lanbrechte nirgends ges 
funden ($. 570). 

In den meilten Deutichen Städten wurde ber Eid der 
Parteien als Haupteid mit und ohne Eidhelfer frühe ſchon 
beſchränkt ober auch gänzlich verdrängt. Schon nad dem 
Kaiſerrecht follte der Beweis in der Regel mit Zeugen geführt 
und der Eid ber Parteien nur noch dann zugelaflen werben, 
wenn e8 an Zeugen fehlte. („bat aber der, der bezugen fal, dreier 
„manne nit, jo mag er felber ber dritte fin”). In fämmtlichen 
Stabtrechten wurde aber der Zeugenbeweis mehr und mehr begün- 
ftiget. Daber findet man frühe fchon den Zeugenbeweis als ein 
Velbftändige8 Beweismittel ohne einen Eid der Parteien und dem⸗ 
nach auch ohne Eidhelfer ($. 570 u. 571). Auch behielt der Zeu⸗ 
genbeweis den Vorzug vor dem Reinigungseid und vor jebem an: 
deren Beweismittel ($. 566). Die Folge diefer Begünftigung war, 
daß bie Eibhelfer mehr und mehr in ven Hintergrund getreten und 
zuleßt von den Zeugen verdrängt und erjegt worden find. 

Mit den Eibhelfern bat ſich aber auch ber alte Haupteid 
ber Barteien verloren, oder er hat wenigftens eine andere Be⸗ 
beutung erhalten. In Straffachen war nämlich neben dem 
Zeugenbeweis ein Eid des Anklägers nicht weiter mehr nöthig, 
feit dem Untergang des Anklageverfahrens ſogar nicht mehr mög- 

„ lid. Der Eid des Verletzten (des früheren Anklägers) nahm viel- 


8) Schöffenbuch um 1860 bei Meinders, de jud. cent. p. 298 u. 294. 
„De Kleger ſcholle ene vortügen mit bem Schine unb mit feven Han⸗ 
„ben. De Kleger jhall ſchweren, batt de fulve N. N. be be Taet hefft 
„gedaen, de dar noch ſchinbar iß. — Darna follen ſchweren jelje, dat 
‚en dat witilich und kundig fye, dat be N. be baet hefft gedaen, be 
„bier noch ſchinbahr iß“ vrgl. noch oben $. 570. 

9) Kaiferrecht, I, 20. 

v. Maurer, Stäbteverfafjung. IIL 46 
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mehr num die Natur eines Zeugeneides an. In einigen Etättn 
wurde er auch durch einen Amtseid erjegt, 3. DB. in Brünn und 
Prag durch den Eid eines Schöffen, jo daß demnach ſtatt ie 
Anflägers ein Schöffe mit 6 anderen erbaren Leuten den Ange 
Hagten zu überfiebnen hatte1%). Aber auch ber Reinigungseit 
bes Angeklagten konnte fich neben dem Zeugenbeweis, und feitten 
man die Eingeftänbniffe mittelft der Zortur zu erpreſſen pflegte, iz 
die Länge nicht mehr halten, wiewohl ber Neinigungseid ohne Ai: 
belfer bei zweifelhaftem Beweis noch lange Zeit zugelaffen worte 
ft. In Civilſachen dagegen nahm nun ber alte Haupteid te 
Parteien die Natur eines vom Richter aufgelcgten Eides an, em: 
weber eines Erfüllungseides ober eines Reinigungseibes, 
im einen wie in dem anderen Fall jevoch ohne Eidhelfer. 


Formalitäten bei der Eidesleiflung. 
$. 575. 


Die Eide wurden meiftentheils auf die Heiligen gefchworen 
und zu dem Ende wurden bieje ſelbſt vor Gericht gebradht (F. 5401. 
Defter8 wurben aber bie Eide auch auf ein Kreuß gefchworen (in 
cruc6 jurare — in cruce demonstrare — crucem tangens ı. 
ſ. w.) 1). In vielen Städten follten die Eibe auf das vor Geridt 
gebrachte corpus delicti oder auf ven Angeflagten felbft gefchworen 
werden. Und man pflegte im lesten Falle die Heiligen auf das 
Haupt des Angellagten zu ſetzen und darauf fodann zu fdhmwören, 
3: ®. in Goslar („fo jwere be ſakwolde uppen hilleghen uppe des 
„beklagheden mannes hövede“) 2). Beim Bahrrecht wurde auf ben 
Leichnam oder auf das Leibzeichen ($. 560). Auch bei der Bin: 
dication geitohlner ober geraubter Gegenftände mußte ber Gegen 
ftand berührt und in dieſer Stellung ber Eid geleiftet werben 


10) Stabtregt von Brünn, c. 8 bei Rößler, p. 848. probare poterit 
cum VI idoneis et honestis personis et uno jurato. (@emeinde 
beihluß von Prag von 1831 bei Rößler, p. 25. 

1) Schöffenbud von Brünn, Nr. 101, 429 u. 721 bei Nößler, p. 54, 200 
u. 829, 
2) Stadtrecht bei Göſchen, p. 86. 
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(S. 562). In Tirol follte der Ankläger feine zwei Finger auf den 
Schopf des angeflagten Mannes oder auf den Schaitel der ange: 
Hagten Fran und die ſechs Eidhelfer ihre Hände auf den Arm bes 
Anflägers legen und in biefer Stellung den Eid fchwören 2). An- 
derwärts hatten wieder andere Formalitäten ftatt. Auch Miß: 
bräuche hatten fich hie und da eingefchlichen, 3. B. in Aachen ber 
Mißbrauch, daß der fich Reinigende fich während der Handlung 
auf die Erde neigen und eine bort liegende festuca in die Höbe 
beben mußte, ein Mißbrauch der Schon von Friedrich I abgeichafft 
und Statt deflen verordnet worden ift, daß der Reinigungsetd ftehend 
und ohne eine Förperliche Bewegung jedoch in einer folden Stel- 
fung geleiftet werben jolle, daß der Schwörende ein Stückhen von 
feinem Kleide abreißen konnte). Ganz befonders merkwürdig find 
inbefjen die Formalitäten bei Ableiftung eines Meinigungseides in - 
Hadersleben und Apenrade gewejen. Wenn daſelbſt der Angellagte 
ein Fuhrmann (ein Fuhrkerl oder Wugen-Karl) war, jo follte er 
feinen Zuß auf ein Rad fegen und alsdann ſchwören, daß er feine 
angeborne und auch feine anderen Freunde in der Nähe habe, mit 
welchen er fich felbft zwölf wehren lünne War er ein Weiter, jo 
ſollte er feinen Zuß in einen Steigbügel fegen und alſo feinen Eib 
leiften. War er ein Schiffer, fo jollte er mit feinem Steuermann 
oder Schiffer feine Hand oder feinen Fuß auf den Schiffsborb 
jegen und in diefer Stellung den fogenannten Schiffseid (Skipper⸗ 
Eedt) ſchwören 5). 

Der Haupteid der Partei mußte immer zuerſt geſchworen 
werden. Nach ihm folgten erſt die Eidhelfer, indem ſie gemein⸗ 
ſchaftlich die Hände erhoben, oder fie miteinander auf die Hei⸗ 
ligen oder auf den Arm der ſchwoͤrenden Partei legten, 3. 2. in 
Freiberg), in Tirol u. a. m.?). In Goslar follten die 6 Eid- 


8) Urt. von 1849 bei Heider, p. 654. 

4) Urf. von 1166 bei Quir, I, 88. j 

5) Stabtredht von Hadersleben, art. 28 und Apenraber Skrae, art. 14 im 
Corpus stat. Slesvic. II, 419 u. 461. 

6) Stadtrecht, c. 19 bei Schott, III, 209. „der vorberer (d. h. Ankläger) 
„— muz ouch zume erften jweren aljo. — So muzen be jechje ouch 
„weren binden nad. So jal ber vorberer einis urteilis biten ab bi 
„ſechſe mit einander fweren jullen oder al enceln. jo ſal man teilen 
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helfer, nachdem ber Haupteib auf das Haupt bes Angellagten » 


Ihworen war, je drei mil einander, drei vorher und brei nachbet 


Ichwören daß der Eid rein und nicht unmeineidig fei®). Auch tz 
Zeugen wurden öfters gemeinſchaftlich beeidiget, 3. 2.: 
Negensburg („Nu habt all auf mit einander ieder man zwen Vir 
„ger mit der rechten hant“ —). Bernommen wurden fie aka 
innmer einzeln, Einer nach dem Anderen 9%). Bei ben Eiöhelie: 
war eine einzelne Vernehmung natürlich nit nothwendig, weil fe 
nur die Reinheit des Eides des Hauptſchwoͤrers zu beſchwören, nid! 
auszufagen hatten. 


8) Gottesurtbeile. 


$. 576. 


Auch die Gottesuriheile kommen noch lange Zeit in ka 
Städten vor. Wie anderwärts fo wurde auch in den Städten nur 


die Feuerprobe und die Wafferprobe, nicht aber der Zweilampf m . 


das Bahrrecht zu ihnen gerechnet, 3. B. in Brünn u. a. m. 
Es follte zur Feuer: und Waflerprobe erft dann gefchritten werten, 
wenn feine Eidhilfe und auch Fein ‚anderer Beweis vorhanden eder 
jede andere Entſcheidung unzuläßig war. Dean ftellte ſodann For 
jelpft die Entſcheidung anheim in der Ueberzeugung, baß er ber 


„baz fi alle mit einander fullen fweren. So mac he vregen eines ur 
„teiles wende fi mit einander jweren fullen ab fi ouch mit einander 
„icht jullen uf di heiligen Tegin.” vrgl. noch c.9, 10 u. 20 bei Egon 
p. 190, 191 u. 212—218. 

7) Url. von 1849 bei Heider, p. 654. „ber ſoll dargehen und ihm zween 
„Singer in ben Schopff legen, und der Frawen in die Schaidlen, va! 
„jol ein Eyd ſchweren, — ba ſollen ſechs dargehen, vnd follen jhre 
„Händ legen auff deß erfien Arm vnd follen ſchwören, bag ber En 
„rain fey vnd nicht main? —. vrgl. oben $. 573. 

8) Stadtrecht bei Göſchen, p. 36. — „bar na fweren ſes man, bre vor 
„unde bre na, bat be eb reyne fi unbe unmenebih" —. 

9) Stadtrecht von Regensburg bei Freyberg, V, 59 u. 60. 

1) Stadtrecht von 1248, c. I u. 7 bei Rößler, p. 342 u. 845. — per 
dei justiciam id est per aquam. — per dei justiciam, id est per 
iudicium aque, si vero in aqua processum non habuerit, — per 
ignitum ferrum. 
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Unſchuld beiftehen und der Wahrheit zum Siege verhelfen werde. 
ALS ein folches fubfidiares Beweismittel kommen bie Gottesurtheile 
noch vor in Ens 2), in Wien?), in Freifing *), in Braunfchweig®), 
in Berlin ®), in Brünn u. a. m.T). Auch in Mainz kommt nod 
der Keflelfang vor bei dem Münzerhausgenojien Gerichte, welches 
die Meünzfälicher zu beftrafen hatte. Und der Münzmeifter mußte 
den Keſſel dazu kaufen („und tft er darum jchuldig den Keſſel zu 
„tauffen, das man richte über den Felſcher“) °). Nach manchen 
Stabdtrechten hatte jedoch der Angeklagte die Wahl zwifchen bem 
Neintgungseid und der Feuer: oder Waflerprobe, 3. B. in Ens®), 
in Hannover 1°) und urſprünglich au in Regensburg 11). Allein 
ſchon in dem Stabtreht "von 1219 wirb ber Waflerprobe nicht 
mehr gedacht 13). 

Da nämlich die Feuer- und Waflerprobe wie ber Reinigungs: 
eid ein Mittel war fih von einer Verbächtigung zu reinigen, fo 
Tonnte man e8 wohl den Berbächtigten erlauben fich jogleich dieſer 


3) Stadtrecht von 1212, $. 12 u. 19. 

8) Stadtrecht von 1221, $. 18 u. 25. 

4) Ruprecht von Freiſing, I, 185, u. II, 112. 

5) Stabtredht bei Leibnitz, script. Bruns. III, 439. 

6) Fidicin, L, 154. | 

7) Stadtrecht, c. 1, 7 u. 20 bei NRößler, p. 842, 845 u. 449. vgl. L. 
Ripuar. 81, $. 6. &ädj. Lr. I, 89. u. IH, 21 8.2. Schwäb. kr. 
W. ce. 89, 282 u. 885. Konrad Maurer, in ber krit. Neberichau, V, 
218—222. 

8) Joannis, rer. Mog. IIL, 458. vrgl. Schwäb. Lr. Laßb. c. 192. 

9) Stadtrecht von 1212, $. 19. ipse suam probet innocentiam, gemet 
tercto ydoneorum virorum, vel judicio aque, vel ferri igniti, ita 
quod unum istorum sibi eligat —. 

10) Rathoſpruch von 1486 bei Grupen, observat. rer. et antiqu. p. 65. 
„Sunder be mocht ſek bes entſlan drierleye wild. Int erſte: to bre- 
„ghende bat glögende jlern, eber jn eynen wallenden Ketel to gripende 
„wenbe an ben Ellenbogen, eder he mochte ſek dis entledigen uppe be 
„billigen fülo fevende alße to ſek to nemende unberüchtegeb ſeker bederue 
„lüde. In deſen dren Hüden mochte he den Kore hebben“ —. 

11) Privilegium von 1207 bei Gemeiner, Urſprung von Regensburg, 
p. 69. reus tercia manu denominatorum se expurgabit vel exa- 
mine frigide aque innocenciam suam probabit —. 

12) Privileg von 1219 $. 2. 
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aller gefährlichſten Probe zu bedienen, um durch fie ihre Unthuk 
um fo glänzender zu bewähren. Der Gottesurtheile bebienten id 
hauptſaͤchlich diejenigen, welche eines Verbrechens angellagt orte 
verbächtiget worben waren, um ihre Unfchuld zu beweifen ımd fd 
von allem und jedem Verdacht zu reinigen So war es in Roya: 
burg, Freifing, Ens, Wien, Brünn, Hannover u. a. m. Auch ir 
Handwerker, 3. B. die Bäder in Augsburg, bedienten fich tiefe 
Mittels, wenn fie einer unerlaubten Handlung in ihrem Gewerk 
verbächtig waren 12). Zum Beweiſe einer Anklage konnte ſich jeded 
fein Anfläger ber Gottesurtheile bedienen. Nur die Nothweb: 
machte hievon eine Ausnahme Wiewohl nämlich Die alte Yen 
bes Beweiſes der Nothwehr in einer Anklage des in ber Nothwekr 
Getödteten beftanden hat (S. 563), fo wurde boch frühe ſchon em 
Ausnahme von jener Regel in bem alle gemacht, wenn ber ge 
rechtfertigte Todichläger wegen Tödung belangt worden war, 3. ?. 
in Wien 14), in Brünn!) u. a. m. Denn in biefem Galle gehört 
ber Beweis ber Nothwehr zu feiner Vertheidigung Er durfte jid 
demnach wie jeder andere Angeklagte, auch der Feuer- und Wafler: 
probe zu feiner Rechtfertigung und Vertheidigung bedienen. Sa 
manchen Fällen konnte man fich fogar in Civilſachen bes Wafler: 
urtheiles bebienen, 3. B. in Freifing u. a. m.19), 

Wie bei dem Reinigungseid ($. 567), jo mußte öfters aud 
bei der Feuer: und Waflerprobe, ehe ver Angellagte zu ihrer Ber: 
nahme genöthiget werden Tonnte, ein Kalumnieneid von bem 
Ankläger gejchworen werben 17), welchen man bei ben Angelſachſen 


18) Stadtredt von 1156 in Mon. Boic. 29, I, p. 331. — decogui pro- 
baticios panes. secundum judicium frigide aquae. 

14) Stabtredht von 1221 $. 2 u. 8. Si vero homicida confessus fuerit. 
se homicidium perpetrasse vim vi repellendo i. notwernde probet 
hanc notwer cum ignito ferro. 

15) Stabtredht von 1243, $. 7. bei Rößler, p. 844. 

16) Ruprecht von Freifing, I, 185. — „vnnd ift es ben vmbläflenn nit 
„wiſſenlich jo fol es ſchaidun ein waſſer vrtail.“ vrgl. Sädf. Lr. IIL 
21 $. 2. Schwäb. Lr. W. c. 282. 

17) Urk. des Königs Ildefons von Aragonien von 1187 bei Henschel, L 
844. accusans praestabit sacramentum de calumnis, quod credit 
illam accusatum forefactum, de quo eum accusat, fecisse, et exinde 
accusatus recipiet judicium aquae frigidae. 
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einen Voreid (forath) 18) und bei den Dänen einen Zuſchwö⸗ 
rungseib (Aasuoren Eed) genannt hat1P). 


Ueber das bei ben Gottesurtheilen beobachtete Verfahren findet 
man in ben Stabtrecdhten Feine bejonderen Auffchlüffe. Das Ber: 
fahren war offenbar verjchieben, je nachdem die Feuerprobe in einem 
Anfafjen oder in einem Tragen des glühenden Eifens, und bie 
Waſſerprobe in einem Greifen in einen mit fiebendem Waſſer an- 
gefüllten Kefjel oder in einer Kaltwafferprobe bejtand. Und es 
Hatten dabet auch in den Städten die anderwärts gebräuchlichen 
Gebete, Einfegnungen und Beihwörungen ftatt, über welche wir 
durch Rockinger fo intereſſante Mittheilungen erhalten haben. Be- 
jonders merkwürdig ift unter Anderem auch die Beftätigung der 
Anficht, daß auch bei der Feuer: und Waflerprobe eine Stellver: 
tretung durd) einen Anderen zuläjfig war 20). 


Der Gebrauch der Feuer: und Wafjerprobe wurde in ben 
Städten frühe ſchon beſchränkt, in manchen fogar ganz abges 
ſchafft. Nichts deſto weniger finden fih noch im 17. Jahrhundert 
Spuren von biefer jedenfalls ſehr bevenklihen Unfchuldsprobe. 
Schon feit dem 13. Jahrhundert wurde die Yeuerprobe nicht mehr 
zugelafjen, wenn eine genothzüchtigte Frau mit fieben Zeugen ben 
Beweis ihrer Anklage führen Fonnte, 3. B. in Ens 21), in Wien 22) 
und in Brünn 22). In Treifing gehörte die Feuer» und Wafler- 
probe ſchon feit dem 14. Jahrhundert zu den verbotenen Ge 
richten, zu denen man nicht mehr genöthiget werben jollte, denen 
man fich jedoch freiwillig "unterwerfen durfte 2%. In Paſſau wurbe 
bie euer- und Waflerprobe bereits jchon im 12. Jahrhundert au 8: 


18) Dreyer, de usu gen. juris Anglo-Sax. p. 175. Reinhold Schmib, 
bie Geſetze ber Angelſachſen, 2te ed. p. 578—79. 

19) Andr. Sunefen, V, 15 u. VII, 15. 

20) Rodinger, brei Formelfammlungen aus ber Zeit ber Karolinger, p. 981, 
356 u. 358. vrgl. Ofenbrüggen, Hausfrieden, p. 80. 

21) Stadtredt von 1212 $. 12. 

22) Stadtrecht von 1221 $. 25. 

28) Stadtrecht, c. 21 bei Nößler, p. 349. 

24) Ruprecht von Freifing, II, 110 u. 112. Schon das Mpt. von 1828 
enthält diefe Vorjchrift. 
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drücklich abgeſchafft 2°) und in Hamburg im 13. Jahrhundert ®;. 
Meiftentheils geichah dieſes jedoch ſtillſchweigend dadurch, day 
ihrer in den Stabtrechten nicht mehr erwähnt ward. In Regen: 
burg waren fie, wie wir gefehen, noch im Jahre 1207 im Gebrauch. 
Das Privilegium von 1219 aber kennt fie nicht mehr. Auch dem 
Wiener Stadtrecht von 1221 waren fie noch befaunt. Das Etabt 
recht von 1278 aber fpricht nicht mehr von ihnen 27). Auch das 
Stabtreht von Brünn von 1243 fpricht noch von ihnen. Sn der 
Ipäteren Deutjchen Ueberarbeitung werden fie aber mit Stillichweigen 
übergangen 22), Eben jo war noch die Kaltewaſſerprobe bem 
Augsburger Stadtrechte von 1156 bekannt. Das Stadtrecht ven 
1276 kennt fie aber nicht mehr. Und in ben meilten Stadtrechten 
wurden die Ordalien ſtillſchweigend daburd abgeichafft, daß 
ihrer nicht mehr erwähnt ward, 3. B. in den Stadtrecdhten ven 
Soeſt, Medebach, Freiburg, Augsburg, München, Wiener Reuftatt, 
Heimburg u. a. m. Nichts defto weniger haben fie fich doch nod, 
wenn auch in einer etwas veränderten Form und Geftalt, bis ing 
17. und 18. Sabrhunbert erhalten, 3. B. in Bafel und wahrſchein⸗ 
lich auch in Worms, in der Form einer Waflerftrafe und in Osna⸗ 
brüd u. a. m. als Herenbäber. 

Nach einer Beichreibung dieſer Wafferftrafe von 1541 follte 
in Bajel der Uebeltbäter, den man „mit dem Waſſer richten 
„und erträntfen” wollte, gebunden von dem Nachrichter in ben 
Rhein geworfen, an einer beitimmten Stelle aber von ben dazu 
beftellten Filchern wieder herausgezogen und den Tobengräbern 
übergeben werben, die jobann bei Strafe alles anwenden mußten, 
um ben Mebelihäter zu retten, ber wenn er mit dem Leben bavon 
gefommen war, feine Strafe glüdlich beitanden hatte 2%). Aus den 
Sahren 1567, 1602, 1608 u. 1634 find viele Fälle befannt, in 
welchen die Verurtheilten wieder lebendig aus dem Wafler hervor⸗ 


25) Privilegium von 1159 bei Gengler, p. 410. 

26) Urk. von 1257 bei Staphorſt, Hamburg. Kirchengeih. Th. I, Bb. 2. 
p. 34- 86. 

27) Lambacher, II, 148. 

28) Stabtredt von 1248, c. 1 u. 7. vrgl. mit bem deutſchen Tert bei 
Rößler, p. 342 u. 845. 

29) Ochs, VI, 482 u. 488. 
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gefommen und ſodann in Gnaden entlaffen worden find 3). Einer 
Kindsmörberin, welche im Sahre 1602 mit dem Waſſer gerichtet 
werben follte, die aber friich und gefund aus dem Waſſer wieber 
herausgekommen war, eröffnete die Suriftenfafultät, „vaß fie ihre 
„Probe beftanden habe.” Und fie wurde jodann mit ber Er- 
mahnung ich ehrlich zu betragen, in ihre Heimath entlaſſen 22). 
ALS jedoch im Jahre 1634 wieder eine Kindsmörberin lebendig aus 
dem Mafler gezogen worden war, wurde fie zwar ebenfalls ent- 
laffen und nur aus ber Stadt gewiejen. Die beiden Stabträthe 
erfannten jedoch, daß fünftig „vergleichen malefiziſche Weibs— 
personen” nicht mehr mit dem Wafler, jondern mit dem Echwert 
hingerichtet werben follten 22). Und damit war. denn auch dieſer 
Reit der alten Waflerprobe in Baſel verfhiwunden. Denn jeit 
biefer Zeit wurben die Kindsmörderinnen enthauptet und ihr Kör- 
per der Anatoınie übergeben. Kine Ähnliche Waflerjtrafe ſcheint 
auch in Worms bie im Sabre 1421 erfanıte Keffelftrafe ges 
wefen zu fein 22). Noch weit länger als dieſe Waſſerſtrafen haben 
fih aber die fogenannten Herenbäder, bie und ba ſogar bis in 
das aufgeflärte 18. Jahrhundert erhalten. Im Sabre 1636 erließ 
noch der Magiſtrat von Osnabrück eine weitläuftige Verordnung 
über den Gebrauch diefer Probe des Falten Waſſers bei den damals 
jehr häufigen Herenprogefien. Und in Preufen u. a. m. kamen 
die Herenbäber noch in der Mitte des 18. Jahrhunderts vor 24). 


4) Gerichtlicher Zweikampf. 
G. 577. 


Der gerichtliche Zweifampf hängt mit dem Nechte ver Fehde 
zufammen, und er tft feiner Grundidee nad felbft nichts anderes 
als eine in gefeglihen Formen und unter gewiflen Beſchränkungen 
erlaubte Selbithilfe ober eine in geſetzlich geregelter Form vor 


80) Ochs, VI, 485, 762, 765 u. 773. 

31) Ochs, VI, 762. 

82) Ochs, VL, 778. 

83) Urtheil von 1421 bei Schannat, II, 444. „fo urteilen wir jn zum 
„Keſſel“ —. 

84) Majer, Geſch. ber Orbalien, p. 100—106. 
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Gericht ausgeübte Fehde 1). Der gerichtliche Zweikampf war bem: 
nach urſprünglich und feiner Grundidee nach fein eigentliches Be 
weismittel. Er wurde jedoch frühe ſchon, jedenfalls bereits jeit dem 
ipäteren Mittelalter, als ein Beweismittel betrachtet und ale ein 
ſolches auch in den Städten gebraudt. In den Stabtrechten wird 
ber Zweikampf neben und mit ben anderen Beweißmitteln genannt?) 
Auch nach der Kampfgerihtsorbnung von Nürnberg follte der An: 
kläger bei feiner kämpflichen Ansprache erklären, „er wolle ime (2. 5. 
feinem Wivertheil) das beweißen mit ſinen Kolben auff jein 
„Haupt nah Kampfferehht“ 3). Daher wurde auch derjenige, der 
im Zweikampfe unterlag, geftraft, wie jeder andere Ankläger oder 
Angellagte, welcher ven Beweis nicht geführt hatte und daher jad: 
fällig war, 3. B. in Magdeburg ®), in Dortmund ®), in Freiberg‘), 
in Freiburg in Breisgau ?), in Bern®), in Kolmar®), in Bafel!N) 
u. a. m.!). Und ber Angellagte hatte, wenn er im Kampf ſiegte, 
wie bei einem geleifteten NReinigungseive und bei einer glüdlid 
überftandenen Feuer: und Waflerprobe, feine Unfchuld bewiejen!?). 

Der gerichtliche Zweikampf findet fih übrigens noch, wenn 
auch unter gewiſſen Beichränfungen, in allen alten Städten. Die 
berrfchende Bürgerfchaft in den alten Städten hatte nämlich bie 
ſelben Sitten und Gebräuche, wie die freien Landſaſſen. Erſt feit 
dem Siege der Zünfte hat fich diefes geändert. Und ſeitdem kam 





1) vrgl. über den gerichtlichen Zweifampf Konrad Maurer, in ber krit. 
Ueberſchau, V, 222 ff. 

2) vrgl. au Richtfleig, Landr., c. 40 $. 8. 

8) Histor. Norimb. dipl. II, 24. 

4) Schöffenbriefe von 1261, $. 70 und bon 1804, $. 187 bei T. u, 61. 
p. 861 u. 477. 

5) Stadtrecht, $. 10 bei Wigand. 

6) Stabireht, c. 27 bei Schott, III, 284. 

7) Stabtrobel, $. 74. 

8) Handfeſte von 1218 $. 32. 

9) Stabtreht von 1298 8. 1. 

10) Ochs, III, 186. 

11) Sädf. Weihbild, art. 85. Sächſ. Lr. I, 53, $. 1 u. 69. Schwäb. &r. 
W. e. 64. 

12) Iwein, v. 6483 -85, p. 170 f. „mit kampfe vor gerihte ſprach, ob 
ze alſo geſchach daz er mit kampfe unſchuldec wart.“ 
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auch der gerichtliche Zweikampf unter den Stadtbürgern außer 
Gebrauch. Man findet daher den gerichtlichen, Zweikampf noch in 
Köln 12), in Freiburg !9), in Bern 15), Straßburg 1%), Kolmar!T), 
Bajel!E), Soeſt id), Dortmund 29), Kübec?!), Hildesheim 22), Augs⸗ 
burg 22), München 2%), Bamberg 2°), Magdeburg 2%), Halle, reis 
fing, Wien u. a. m. 

Des Zweilampfs fonnte man ji zur Anklage, aber au 
zur Vertheidigung bedienen. Won bem Zweilampf zum Be: 
weile der Anklage reden die erwähnten Stadtrechte von Freiburg, 
Bern, Straßburg, Kolmar, Dortmund, Hildesheim, Magdeburg, 
Treiberg, Augsburg, Münden, Freiling, Wien u. a. m. Aber auch 
ber Angeflagte durfte fi) des Zweikampfes zu feiner Berthei: 
Digung und zur Erprobung feiner Unfchuld bedienen, 3. B. in 
Neuenburg 27) u. a. m. Selbſt die Verwandten eines Erjchlagenen 
durften benfelben noch mit dem Zweikampf vertheidigen, 3. 2. bei 
einer behaupteten Nothwehr oder wenn e8 bei gegenfeitigen Ver: 
wundungen oder fonft nothwendig war, 3. B. in Magdeburg 28), 
Augsburg 2%), Freifing u. a. m. 3%. Auch hatte der Zweikampf 


— — 


13) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 302. 

14) Gtiftungsbrief von 1120, 6. 21 u. 22. Stadtrobel, $. 43, 44 u. 74. 

15) Handfeſte von 1218, $. 30—82, 

16) Stadtrecht, c. 85 bei Grandidier, II, 56. 

17) Stabtredt, $. 1 u. 89. 

18) Ode, III, 186 u. 187. 

19) arg. Stadtrecht von 1120, $. 41. 

20) Stadirecht, $. 10 bei Wiganb. 

21) Sad, I, $. 58. und Westphalen, Ill, 627 u. 628. 

22) Urk. bei Grupen, antiquit. Hannov. p. 285. 

28) Stadtrecht von 12376 bei Freyberg, p. 68. bei Wald, $. 165 u. 166. 

24) Stabtredf, S. 188. 

25) Stabtrecht, $. 184. . 

26) Schöffenbriefe von 1261 8. 64 und von 1304 $. 187. 

27) Freiheitsbrief von 1214 bei Walther, p. 22. At ei fugitivus negare 
vult, quod non spectet ad requirentem, duello firmato se perso- 
naliter defendet —. vrgl. Richtſteig Landr. c. 40, $. 8. 

28) Schöffenbriefe von 1261, 8. 70 und von 1804, 8. 71. 

29) Stabirecht bei Freyberg, p. 52 und bei Waldy,$. 109. 

30) Ruprecht von YFreifing, I, 152. Sächſ. Lr. I, 64. 
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urfprüängfih zu jeder Zeit und in jeder Lage des Verfah 
tens ſtatt. Und es mußte ihm, fo oft man fich feiner bediente, 
jedes andere Beweismittel weichen. Zwar pflegte man erft dann 
zu dem Zweikampf zu greifen, wenn es an Zeugen und an an⸗ 
beren Beweismitteln fehlte, 3. 3. in Bern 2i), in Bafel22), in 
Sreifing u. a. m.22). Da jedoch der Reinigungseid mit und ohne 
Eidhelfer und jedes andere Beweismittel dem Zweikampf weichen 
mußte *), fo war berfelbe zu jeder Zeit und in jeder Lage bes 
Verfahrens zuläßig, fogar bei handhafter That 35), gegen bie Schrei: 
leute 3%), und gegen andere Zeugen 27), felbft gegen ein gerichtliches 
Zeugniß 2%). Denn der Zweikampf vermehrte jedes anbere 
Zeugniß 29). 
§. 578. 


In den Städten fing man jedoch frühe fhon an den Zwei: 
kampf zu befhränten und ihn wenigftens nur noch unter ge: 
willen Befhränfungen zu dulden. Denn fo wenig, wie bas 
Recht der Fehde überhaupt, eben jo wenig konnte fich auch biefe 
gejeglich geregelte Fehde (der gerichtliche Zweifampf) neben dem 
freien Verkehr in den Städten erhalten ($. 110). Bereits die Alte 
ſten Stadtrechte enthalten die Vorfchrift, daß die Stadtbürger mit 
Fremden, d. h. mit nicht Bürgern, nicht mehr zu kämpfen brauch⸗ 
ten, wenn fie es nicht freiwillig thun wollten. Die Stabtrechte 


81) Handfeſte von 1218, $. 81. 

32) Ode, III, 187 

33) Ruprecht von Freifing, IL 5. Schwäd. Lr. c. 81 u. 82. 

84) Stadiredht von Straßburg, c 835 bei Grandidier, II, 56. Gtabtredht 
von Augsburg bei Freyberg, p. 55 und bei Walch, S. 112. Halliſcher 
Schöffenbrief von 1235 6. 15 bei %. u. St. p. 296. . Landfriede von 
1158 $. 2. bei Pertz, IV, p. 107. 

85) Magdeburg. Schöffenbrief von 1261, $. 21 und von 1304, 8. 63 bei 
T. u. St. p. 354 u 482. 

86) Magdeburg. Schöffenbrief von 1261, $. 40. 

87) Freiburg. Stiftungsbrief von 1120 $. 22. und Freiburg. Gtadtrobel, 
8. 44. Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 77 u. 126 f. 

38) Magdb. Schöffenbriefe von 1261 8. 89 und von 1804 $. 66. 

89) Magdb Schöffenbrief von 1261 8. 70. — „mit Kampfe, bie vorleget 
„allen Geziuch.“ Sächſ. Er. T, 64. 
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duldeten zwar noch dergleichen Kämpfe. Es Bing jeboch von bem 
freien Willen der Bürger ab, ob fie einen ſolchen Kampf eingehen 
wollten oder nicht. So war es in Freiburg’), in Kolmar?), in 
Tattenried ?) u.a. m. Auch in Nürnberg durfte Tein Fremder 
mehr einen Bürger zum Kampf fordern). Eben fo in Dort: 
mund ®), in Stade ®), in Franffurt T), in Eger®) u. a. m. Umge⸗ 
kehrt durften jeboch die Bürger, wenn fie wollten, die Fremden zum 
Kampfe fordern, 3. B. in Freiburg), in Eger!) u. a. m. Da 
das Recht der Fehde nur unter den Bürgern abgefchafft und der 
Stabifriede auf den Burgfrieden beſchränkt worden war ($. 94), 
jo mußte natürlicher Weife auch die gefeglich geregelte Fehde gegen 
Fremde erlaubt bleiben. Ehe jeboh ein Bürger einen Fremden 
Tampflich anſprach, jollte er ſich zuvor an das Stabtgericht oder 
an ben Stabtrath wenden und die Sache dort unterfuchen und ent- 
ſcheiden laſſen, ob fie gerecht ſei oder nicht, 3. B. in Nürnberg 17). 

Unter den - Bürgern jelbft dauerte indeffen ber ‚gerichtliche 
Zweikampf noch lange Zeit fort. Er wurde jedoch frühe jchon ge: 


1) Etiftungsbrief von 1120, $. 21. Extraneus cum burgensi duellum 
non habebit nisi ad voluntatem burgensis. Stabtrobel, 8. 48. 
Stadtrechte von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 82 u. 185. „Enbein 
„gaſt fol kempfen mit eime burger, ez fi denne bei burgerj wille.” vrgl. 
noch p. 84 u. 186. - 

2) Stabtreht von 1298, $. 10. „Delein lantman mac befeinen burger 
femphen niwan mit bes burgers wille,* 

8) Stadtrecht von 1858 $. 10 bei Schoepflin, IL, 220. und Saupp, II, 
178. 

4) PBrivilegium von 1219, $. 8. 

5) Stadtrecht, $. 25. 

6) Privilegium von 1209 u. 1259 bei Pufendorf, II, 156 u. 159. 

7) Privilegium von 1291 und Stabdtrecht von 1297 6. 8. in Wetteravia, 
p. 252. vrgl. noch Datt, de pace pbl. I, c. 1, $. 86-38. 

8) Stadtrecht von 1279 $. 4 bei Saupp, I, 190. 

9) Stadtrecht von 1275 u. 1298 bei Schreiber, I, 84 u. 137. 

10) Stadtredt von 1279, 8. 4. 

11) Stadtredt aus 14. sec. bei Siebenfees, Beitr. zum t. Necht, V, 214. 
„daz kain burger kainen gaſt ſol kempflichen ane ſprechen er kome denne 
„vor zu dem burgern in ben Rat vnd laz verhdren fein ſache ob fi 
„gerecht ſei.“ 
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wiffen Beſchränkungen unterworfen, in manchen Städten auch jchen 
ganz abgeihafft- Und Tpäterhin hat er fih in allen Städten ver- 
loren. In faft allen Städten wurde er nämlid nur noch be 
peinliden Saden!2), und auch bei diefen nur noch bei Tampf: 
würdigen Berbrechen zugelaflen, aljo beim Mord und Todſchlag, 
bei fampfmwürbigen Wunden, db. b. bei fchweren Verwundungen, bet 
ber Nothzudt, beim Morbbrand, beim Straßenraub u. drgl. m, 
fo oft alfo ein fampfwürdiges Gut in Frage war, 3.2. in Magde⸗ 
burg, Breslau und Goͤrliz 1%), in Freiburg 19), in Augsburg 8), in 
Freiberg 1%) u. a m. In Lübeck wurde die Anſprache zum Zwei⸗ 
fampf nur noch in dem alle zugelaflen, wenn an dem Ort ber 
That das Gerüfte erhoben und biefes mit zwei angejeflenen Leuten 
bewiejen worden war IT), 

Zur Erſchwerung des gerichtlichen Zweikampfes wurde in 
vielen Städten ein Voreid eingeführt. Beide Parteien follten 
nämlich, ehe fie zum Kampf zugelaflen wurden, ſchwoͤren, ter An: 
fläger, daß die Schuld wahr fet, darum er jenen angeflagt habe, 
und ber Angeflagte, daß er unfchuldig fei, 3. B. in Magdeburg, 
Breslau und Görliz 1%), in Freiberg 19) u. a. m. 2%). Diefer von 
beiden Xheilen zu leiftende Voreid ift zwar fein wirklicher Ka- 
Iumnieneib gewejen, wie ber bei dem Reinigungseid und bei ber 
Teuer- und Waflerprobe von dem Ankläger zu leiltende Eid 


12) Gloſſe zum Sächſ. Weihbild, art. 85. „Denn kempfflich grüffen if 
„als viel, ald einen mann peinlich anſprechen.“ 

18) Schöffendrief von 1261, $. 4 und von 1804, 8. 28, 42, 187 u. 140. 
vrgl. Sächſ. Lr. 1, 63 6.1 u.68, 5 8. 

14) Stadirodel, $. 74. In ben Stadtrehten von 1275 u. 1298 bei Schrei- 
ber, I, 88 u. 186. findet fih jedoch dieſe Vorſchrift nit mehr. Es 
fein fih demnach in ber Zwifchenzeit der Zweifampf unter ben Bürs 
gern verloren zu baben. 

15) Stadtrecht bei Freyberg, p. 68 u. 69. und bei Wald, $. 165 u. 166. 

16) Stadtrecht aus 18. sec., c. 26 u. 27 bei Schott, III, 222 u. 225. 

17) So verfiebe ih die etwas dunkle Stelle bes Stabtrechtes bei Hach, I, 
6. 58. und bei Westphalen, III, 627 f. 

18) Schöffenbrief ron 1261 $. 65 u. 70 und von 1304 $. 187. 

19) Stadtredt aus 18. sec., c. 27 bei Schott, III, 231 u. 233. 

20) Sächſ. Weichbild, art. 85. Sächſ. Lr. I, 63 8. 4. Reinecke Fuchs, 
IV, c, 7. 
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($. 567 und 576.) Große Aehnlichkeit mit einem jolgen Eid Hat 
er aber dennoch gehabt. 

In anderen Städten Tonnte man ſich von dem Zweikampfe 
befreien, wenn entweder ber Ankläger den Angeklagten felbjt fiebend 
überführen 21), oder der Angeklagte fich ſelbſt ftebend, 3. B. in 
Wien 22), in Hannover u. a. m. 23), ober felbft zwölf losſchwören 
fonnte, 3. B. in Regensburg 2%), oder wenn der zum Kampf Ge: 
forderte mit fieben Zeugen beweifen konnte, daß er perjönlich gar 
nicht betheiliget, bei dem Todſchlag oder bei der Verwundung gar 
nicht anweſend gewejen fet, 3. B. in Hamburg 25). Und in einem 
von Rudolf von Habsburg präfibirten Hofgerichte wurde ſogar der 
Grundfag ausgefprodhen, daß der Angeflagte ſich bei allen und 
jeden Verbrechen mit einem Reinigungseid von dem Zweikampf be 
freien koͤnne. Nur allein die Majeftätsverbrechen follten hievon aus⸗ 
genommen jein 29). 

In vielen Städten wurde übrigens frühe fchon der gericht: 
lihe Zweikampf felbft nicht bloß mit den Fremden, ſondern auch 
unter den Bürgern abgefchafft, 3.8. in Soeft 27) in Worms 29), 
in Goslar 29), in Braunfchweig 2%), in Stade), in Minden 22), 





. 21) Magdeburg. Schöffenbrief von 1261 $. 70 a. €. bei T. u. St. p. 362. 
vrgl. Sächſ. Lr. I, 64. und Gloffe dazu. Schwäb. tr. W. c. 81. 


22) Stabtreht von 1237 u. 1278 bei Lambacher, II, 12 u. 160. und von 
1296 $. 9 bei Senckenberg, vision. p. 285. Handfeſte Rudolfs bei 
Senckenberg, sel. jur. IV, 445. 


28) Rathsſpruch von 1486 bei Grupen, observ. rer. et antiquit. p. 65 
u. 66. vrgl. Nichtfleig Landr. c. 40 8. 8. 

24) Privilegium von 1280 8. 1. 

25) Urk. von 1255 bei Staphorft, Hamb. Kirchengeſchichte, = I, ®b. 2, 

p. 84. 

26) Sententia an. 1290 bei Pertz, IV, 455—456. 

27) Stadtrecht von 1120 $. 41. Ehrar, art. 117. 

28) Privilegien von 1156, 1220 u. 1236 bei Morig, II, 148, 158 u. 171. 

29) Göſchen, p. 87. 

30) Braunſchw. Urkb. I, 2. 

81) Privilegien von 1209 unb 1259 bei Pufendorf, 1I, 156 u. 159. 

82) Stadtrecht vdn 1246 in Orig. Quelf. IV, 202. 
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in Nürnberg 32), in Brünn ®%), in Freiberg, in Freifing u. a. m. 
Sn Freiberg, wo der gerichtliche Zweifampf noch im 13. Jahrhun⸗ 
bert nach dem Stadtrechte erlaubt war, hatten die Berwunbungen 
und Todfchläge binnen wenigen Jahren fo jehr überband genom: 
men, daß die Bürger zu ihrer eigenen Sicherheit bereits im “Jahre 
1305 ben gerichtlichen Zweikampf ganz abſchaffen und ftatt beiten 
den alleinigen Eid des Anklägers zulaffen mußten. Auch wurde 
damals verordnet, daß der Angeflagte, wenn er nicht erfchienen war, 
auf 100 Zahre und einen Tag, d. 5. alfo auf ewige Zeiten, in bie 
Acht gethan werden folle 25). In jehr vielen Städten wurbe ber 
Zweikampf ſtillſchweigend dadurch abgefchafft, daß feiner in ben 
Stadtrechten nicht mehr erwähnt ward, 3. B. in Medebach 3), in 
Hamburg u. a. m., jpäterhin auch in Freiburg. 

Mit der Abſchaffung des gerichtlichen Zweikampfes war meiften- 
theilg das Gebot fein Recht vor Gericht zu juchen verbunden, 3.8. 
in Worms 37), in Goslar 3%) in Emmerich u. a. m. Als Emmerich zur 
Stadt erhoben wurde, wurde bafelbft der gerichtliche Jweifampf abge- 
Ihafft und verorbnet, daß alle Streitigkeiten vor Gericht gebracht 
und von biefem entſchieden werben follten 22). Es hat ſich demnach 
auch in den Deutſchen Städten wieberholt, was fi in ähnlicher 
Weiſe weit früher ſchon im aller weiteften Norden, in Island, zu⸗ 
getragen hatte, wo bereits im Anfang des 11. Jahrhunderts an 


» 


38) Privileg von 1219, c. 8 und Etatut von 1860 bei Wi, hiſt. dipl. 
Magazin, II, 266. 

84) Schöffenbuch Nr. 27 u. 28 bei Rößler, p. 15. 

85) Verordnung von 1305 bei Schott, III, 87 u. 88. 

86) Stadtrecht von 1165 bei Eeiberg, II, 1 p. 73. Späterhin wurde er 
aber in zwei Fällen wieder erlaubt. Stadtreht von 1850, art. 29 u 
85 bei Seiber&, III, 2 p. 384. 

87) Privilegien von 1156, 1220 u. 1286 bei Mori, II, 147, 148, 1857, 
158 u. 171. 

88) Göſchen, p. 87. 

89) Urk. von 1288 bei Lacomblet, II, 100. nullus civis Embricensis — 
duello poterit convinci, sed quamcungue actionem habuerit 
actor, recurret ad judicem, qui ad consilium scabinorum to- 
tam questionem decidet —. 
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die Stelle des abgeſchafften Zweikampfes das fünfte Gericht 
(fimtardomr) getreten iſt 49). 

Die Abſchaffung des gerichtlichen Zweikampfes in den Deut- 
Ihen Städten hatte indeſſen feineswegs die Bedeutung eines gänz- 
lichen Berbotes bei Strafe gegen die Zuwiberhandelnden. Mir 
wenigitens find nur wenige Ausnahmen’von dieſer Regel befannt *'). 
Es follte damit vielmehr nur der bis dahin beftehende Zwang ſich 
demfelben unterwerfen zu müſſen aufgehoben werben. Wer fidh 
ihm daher freiwillig unterwerfen wollte, hatte dazu in der Regel 
nach wie vor ein ganz unbeitrittenes Necht. Klar und deutlich 
geht dieies aus den Stabtrechten von Stabe 4?), von Minden 42e), 
von Kübel 12) u. a. m., ganz vorzüglich aber aus dem Stadtrecht 
von Freifing hervor. In Freifing gehörte nämlich fchon feit dem 
14. Sahrhundert der gerichtliche Zweilampf zu den verbotenen 
Gerichten, das heißt, wie Ruprecht von Freifing jagt, zu benje- 
nigen Gerichten, zu welchen niemand mehr genöthiget werben jollte, 
denen man ſich aber freiwillig unterwerfen durfte. („Nyemandt 
„ist gepunden unnd dem annderen ſchuldig kampfes zue laiftenn. 
„wann e8 der verpotnn gerichts ains ift. onnd ein Heblich man 
„dem annberen wol widerftet er well es dann gernn tuen“) 4). 
Ruprecht mißbilligt auch anderwärts noch den Kampf („warn kampf 


40) Konrad Maurer, Beiträge zur Rechtsgejchichte bes germanischen Nordens, 
L, 179. fi. 

41) So verordnet das Nürnberger Statut von 1860, Nr. 7 bei Will, hiſt. 
bipl. Mag. II, 266. „Es ſoll fein Burger ben andern oder Fremde 
„kämpflich anfpreden, bei Straf 10 Pf. Heller.” Und nad dem Schöf: 
fenbuch von Brünn aus bem 14. sec. (Nr. 27 u. 28 beifößler, p. 15) 
follte der Zweikampf nit mehr als Beweismittel gelten, und baber 
berjenige, ber damit jeinen Beweis führen wollte, geftraft werben. 

42) Privileg. von 1259 bei Pufendorf, II, 159. nullus civis suum oon- 
civem aut extraneus civem aliquem ad judicium duelli aut vocet 
aut compellat. 

428) Stadtrecht von 1246, in Orig. Quelf. IV, 201—202. Nullus civiam 
prehabite civitatis concivem suum duello poterit impugnare, 
nisi de pari elegeorint voluntate. 

48) arg. Hach, I, $. 125, 

44) Ruprecht von Freifing II, 110. Schon die Handſchrift von 1828 ents 
hält diefe Beſtimmung. 

v. Maurer, Stäbteverfafjung. LIL 47 
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„muetwill ift*). Nichts defto weniger dauerte derjelbe nah we 
vor fort, wie biefes Ruprecht ſelbſt jagt. 5). Und ta es aud ar 
dem Lande nicht verboten zu fein pflegte, fich ihm freiwillig zu ur: 
terwerfen, jo Tonnte der Zweikampf auch anderwärts, zulegt weniz- 
ſtens außergerichtlich, bis auf unfere Tage fortvauern. In ker 
Städten hörte der Zwang fi ihm unterwerfen zu müſſen ma: 
fientheils feit dem 14. Jahrhundert auf. Daher wurde ſeitdem die 
Freiheit von der Tämpflihen Anſprache zuden ftädtijcer 
Freiheiten gerechnet *%). Die Folge bievon war, daß nun bie 
Bürger nicht bloß mehr vor fremden Kampfgerichten nicht mehr ze 
erſcheinen brauchten, wie biejes den meilten Städten, 3. 2. Nürn 
berg, Rotenburg, Frankfurt u. a. m. in früheren und fpäteren Ja: 
ten ausdrüdlich zugefichert worben war #7), fondern daß aud un 
ben Städten jelbft die Kampfgerichte verfhwanden und bie alter 
Kampfböfe eine andere Beſtimmung erhielten, wie dieſes bereit 
im 15. Jahrhundert in Köln der Fall war. ($. 208.) Und jat 
dem Siege der Zünfte, fpätetens jeit dem Ende des 14. Sahrbun: 
berts und feit dem Anfang des 15., fam der Zweikampf auch not 
m jenen Städten außer Gebrauch, in benen er ſich bis dahin er- 
halten Hatte, und der Zeugenbeweis trat fodann an deſſen Stelle *). 
Die legten Spuren bes gerichtlichen Zweikampfes in ven Stübten 
habe ich im Anfang des 15. Jahrhundert in Augsburg 49), in Ra: 
ſel 59) und in Köln gefunden °'). 


45) Rupredt, IL, 5, 51 u. 111. 

46) Kaiſerrecht, IT, 69 u. IV, 1. 

47) Privileg. Friebrihs II für Nürnberg von 1219, $. 8. Und Fririie 
gien von 1274, 1291, 1299, 1363 u. 1442 bei Datt, de pace publ 
L,c. 1. 9. 34- 88, p. 5 

48) Sloffe zum Sächſ. Weihbild, art. 85. „ir folt wiflen, diefer kampfi 
„in folder weis, als der tert ſpricht, ift abgethan,“ —. Gloſſe zum 
Sächſ. Lr. 1, 48 $. 3. „Du folt aber wiſſen, daß alle artidel fo von 
„ben kampff melden, zu nichts mehr nüß fein. Taun worumb man 
vor alters bat Tempfjen mögen, ſolches mag man jebt einen überweijen 
„mit fieben menner gezeugnis.* 

49) Chron. Augustan. eccles. ad 1409 bei Pistorius, LI, 684. Anno 
1409 fuit duellum hic inter marschalcum et Hachsenaker. — 

50) Ochs, III, 186—1897. 

51) Materialien zur Statiftif bes nieberrhein. Kreijes, II, 1 p. 66. 
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Nur freie waffenfähige Männer waren urfprünglih zum ge 
richtlihen Zweifampf beredhtiget. Daher gehörte der Zweikampf 
allenthalben zur Kompetenz der dffentlichen Gerichte und zwar zur 
Kompetenz ber höchſten, aljo der Graffchaftsgerichte oder der an 
ihre Stelle getretenen oberften Gerichte in den Stäbten. ($. 531.) 
Leute, welche wegen eines Törperlichen Gebrechens nicht ſelbſt Fam: 
pfen konnten, wurden von ihren Verwandten vertreten oder fie ev- 
bielten zu dem Ende einen eigenen Kampfvormund!). Eben 
fo die Berwundeten, die KranfenunddieToden?). Frauen, 
Minderjährige und Unfreie wurden auch beim Kampfe ganz 
in derjelben Weife von ihrem Vormund oder Herrn vertreten, wie 
beim Eide, oder fie erhielten zu beim Ende einen eigenen Kampf: 
vormund?). Die Sitte auh die Frauen jelbit und gemie- 
thete Kämpfer ftatt der flreitenden Parteien kämpfen zu laſſen, 
gehört offenbar einer fpäteren Zeit an. Man findet fie aber be 
reits in ben meiften Städten. Der gemiethbeten Kämpfer wird 
zwar feltener in ben Stabtrechten Erwähnung gethan. Sie fom- 
men indeflen doch vor. In Hildesheim durfte bei der Anklage eines 
misthätigen Mannes (criminosus qui dicitur Misdader) der An- 
Mäger einen bezahlten Stellvertreter (pugil) ftellen, welcher jodann, 
wenn er befiegt wurde, allein zu haften hatte *). Meiſtentheils wur⸗ 
den jedoch die bezahlten Kämpfer nur in dem Falle zugelaffen, wenn 
die Parteien ſelbſt lahm oder verjtümmelt waren, aljo nicht felbit 
kaͤmpfen konnten 5). Fürjten und Herren hatten öfters einen eige- 
nen Stellvertreter (vicarius) für den Kampf, 3. B. in Worms 9). 





1) Sächſ. Weichbild, art. 85. vrgl. Sächſ. Lr. I, 48 8. 2. 

2) Magdeburg. Schöffenbrief von 1804, $. 140 bei T. u. St. p. 478. 
Sächſ. Lr. I, 49. vrgl. oben $. 110. 

8) vrgl. Sächſ. Pr. I, 48. 

4) Urk. bei Grupen, antiquit Hannov. p. 235. si autem pugil suus vin- 
eitur ille solus debet satisfacere Comprehenso —. 

5) Magdeburg. Schöffenbriefe aus 13. sec. $. 15 und von 1261 $. 65 
und von 1804 $. 187 bei T. u. St. p. 273, 860 u. 476. vrgl. Sächſ. 
Lr. I, 68 ©. 2. 

6) Leges familiae 8. Petri von 1024, $. 19 bei Grimm, I, 806. 

47 * 
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An Ratingen kommt ein eigener landesherrlicher Kämpfer 
vor ). In Defterreih verordnete no Kaiſer Karl V im Jahr 
1522, daß die Erzherzoge „durch einen unverleumbden Man tem 
pffen“ follten®). Und in England gibt e8 heute nody einen erb 
lichen Krontämpfer, deſſen Amt darin befteht, daß er bei ter 
Krönung des Königs fich erbieten muß, alle diejenigen, die das Red: 
des Königs zur Krone bejtreiten, mit Waffen zu widerlegen. 

Die Frauen wurden in allen Städten felbft zum Kampf 
zugelaffen und zu ihren Gunften wurde eine eigenthümliche Kam- 
pfesart eingeführt. Meiftentheils follte der Dann bis an den Gir 
tel oder bis an den Nabel eingegraben werden und einen Eıat 
oder einen Kolben in bie rechte Hand erhalten, mit welchem er che: 
die Grube zu verlafien nach der kämpfenden Frau ſchlagen durjte 
In Freifing follte dem Manne jogar die linfe Hand auf den Rüde 
gebunden werden. Die Waffe der Frau war ein Fauft großer oder 
ein Pfund jchwerer Stein. Diejer Stein wurde in ihren Sclar 
(Stauchen oder Stuchen) gebunden und fie durfte damit nad der 
Manne ſchlagen 9), 

Menn ein Fremder verwundet ober getüdtet worden war, 
oder wenn ein Getödeter feinen Verwandten und auch feinen Freund 
in der Stadt hatte, oder wenn biefer die Anklage nicht übernehmen 
wollte, jo mußte der Rihter von Amtswegen auftreten unt 
nöthigenfalls auch den Zweikampf ſelbſt übernehmen. Und ei 
batte fodann der Kampf ganz in berjelben Weife ftatt, wie bei Pri⸗ 
vatanflagen, 3. B. in Freiberg 19). 

Der, insgemein mit einem Zaun ober mit einem Pfalwer! 
umgebene, Kampfplag war bei ben riefen viercdig und beftant 
aus einem Feld oder aus einer Wieſe 1). Anberwärts hatte ber: 
felbe, wie jeber andere Gerichtsring, eine runde oder ovale Geftalt 


7) T. u. St. p. 278, Not. 4. 

8) Eonftitution von Geredtigfeit bes Hauß Deflerreich von 1522 bei Meld. 
Goldaft, Reichs⸗Satzungen, I, 315. 

9) Stadtreht von Augsburg,. p. 55. bei Wald, 6. 112. Ruprecht von 
Freiſing, II, 51. vrgl. Majer, Geld. ber Ordal. p. 270—74. 

10) Stadtrecht, c. 30 bei Schott, III, 249— 251. vrgl. oben $. 581. 

11) Wiarda, Willfüren ber Brodmänner, p. 119 u. 120. 


[2 
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und wurbe daher Kreis, 3. B. in Freiberg 12), oder Ring oder 
Warf genannt, 3. B. in Köln!?), in Magdeburg u. a. m. 9), 
Und in jeder Stadt, welche ein eigenes Kampfgeriht hatte, findet 
man aud einen ſolchen Kampfplatz ober einen Kampfhof, 3. B. in 
Halle in Schwaben, in Würzburg, in Fürth bei Nürnberg, in Köln, 
Freiberg, Augsburg u. a. m. In Köln beftand der Kampfhof noch 
im 15. Jahrhundert 15). 


$. 580. 


Der gerichtliche Zweifampf hatte zwar im jeder Lage ber 
Sache, aber doch nur dann ftatt, wenn ein fampfwürbiges Verbre⸗ 
Ken vorlag, und wenn die Beichuldigung begründet war. Ehe 
Daher zum Kampf gefchritten werben fonnte, hatte ein Vorverfah— 
ren über diefe Borfrage ftatt. Es findet ſich eine jehr ausführ- 
liche Beichreibung ſowohl dieſes Vorverfahrens als des Hauptver⸗ 
fahrens beim Kampfe jelbft im Stadtrecht von Freiberg aus dem 
13. Zahrhundert, womit das fächfische Weichbilbrecht, der Sachſen⸗ 
ſpiegel und die magdeburgiſchen Schöffenbriefe zu vergleichen find !). 
Aus ihnen allen ift zu entnehmen, daß man in den Städten be- 
müht war, den gerichtlichen Zweikampf moͤglichſt zu erichweren oder 
auch ganz zu verhindern. 

Wenn ein Tampfmwürbiges Verbrechen vorgefallen war, ſo 
mußte der Antläger (der Forderer) die Sache alsbald bei Gericht 
anzeigen und fodann in ber nächſten Sitzung die-fämpfliche Anjprache, 
die proclamatio ad arma ?) oder bie fämpfliche Begrüßung vor: 
dringen 2). Kannte der Forderer den Thäter nicht, jo mußte er 


13) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, II, 282—88. 
18) Urt. von 1169 bei Lacomblet, I, 302. in circulo quod Warf di- 
eitur —. 
14) Schöffenbrief von 1261 $. 70 und von 1304 8. 187. Sächſ. Lr. I, 
68 $. 4. Meine Geſch. des altgernıan. Gerichtsverfahrene, p. 166. 
15) Elafen, Schreinspraris, p. 51. Not. und oben $. 208. Maier, Geſch. der 
Orbdalien, p. 295— 805. j 
1) Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 224 — 234. Eid. 
Weichbild, art. 85. Magdeburg. Schöffenbriefe von 1261, $. 64—70 
und von 1804, $. 137. Sächſ. Lr. I, 683. 
2) Stadtrecht von Dortmund $. 10 u. 25 bei Wigand. 
8) Auch die Anfprache wegen Diebflahl und Raub wurde zuweilen ein 
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in dere naͤchſten Sitzung zur Erforihung bes Thäters um eine yık 
ditten, jodann aber in der dazu anberaumten Sibung feine lämpt: 
liche Anjprache vorbringen. Denn, wenn er in der nächſten Ei 
ung geſchwiegen hatte, fo verlor er fein Hecht der Fämpflichen An 
ſprache und er konnte nur noch mit einer Ichlechten Klage fein 
Anſprache verfolgen. Hatte er nun aber in ber nächſten Sitzunz 
feine fämpfliche Anfprache vorgebracht und mittelft Borzeigung keiner 
Wunden oder Narben wahrjcheinlich gemacht, oder zur Befichtigunz 
der Wunden um Boten gebeten, jo konnte ihm fodann der Richter 
die Erlanbniß ertheilen, feine Anſprache buch den Zweikampf ent: 
fcheiden zu laffen. Und e8 wurde zu dem Ende eine Sitzung an: 
beraumt, in welche der Angeflagte (der Geforberte) vorgelaben wer- 
ben mußte. | 

War nun der Angeklagte auf die gefchehene Borlabung nidt 
in der Situng erichienen, jo wurde berjelbe in die Acht erfüün. 
War er dagegen erjchienen, jo mußte in Freiberg der Angellagie 
(der Forderer) vor allen Dingen zwei angejejlene Leute als Bürger 
ftelen und es begann ſodann bie Verhandlung über die Vorfrage. 
($. 557.) Der Ankläger (der Forderer) trat zuerft auf und brachte 
jeine kaämpfliche Begräßung mit Zetergefchrei oder Waffengeſchre 
vor, („be fehriet cetar oder wafen"), d. h. ernannte die kampfwür⸗ 
digen Verbrechen, welcher er den Gcforberten anflagte, beichrie ihn 
und erbot fi) zum Beweile für den Kal, dab ber Angellagte leug⸗ 
nen follte. Der Forderer mußte, wenn er bie fämpflide Anſprache 
mit Zetergejchrei vorbradhte, ven Geforderten anfalfen, in 
ähnlicher Weiſe wie bei der Vindication von geftohlnen Gegenftän: 
ben. ($. 562.) Die Art und Weiſe des Anfaſſens war verfchieven 
an den verfchiedenen Orten und in den verfchiedenen Zeiten. Rad 
dem jächftichen Weichbilb jollte er ihn „angreiffen mit zweien 
„zingern bey dem Hauptloller;" nah dem Sachſenſpiegel 
„bet feinem Hauptgate („bi ime Houetgate”)“, d. h. oben 





Gruß („gruze*) oder eine Begrüßung genannt und baber von einem 
Diebesgruß u. drgl. m. gefprochen („baz ifl der rechte dibesgruz vnd 
„anfpradhe”). Auch wurde der Ankläger wegen eines Diebſtahls oder 
Raubes dfters, wie beim Zweilampf, ber Korberer genannt. Stabt: 
recht von Yreiberg, c. 19 u. 20 bei Schott, III, 208 u. 212. 
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am Halſe an ſeinem Kleide. Nach dem Stadtrecht von Freiberg 
ſollte er ihn „angrifen mit zwen Vingern in ſin obirſte 
Kleit.“ Bei den Frieſen und Franken am Saume ſeines Gewan⸗ 
des u. drgl. m. %). Auf dieſes Anfaſſen beziehen ſich auch bie in 
den Rechtsbüchern öfters vorkommenden Ausdrücke zum Kampfe 
vehen, vahen ober fangen). 

Wenn der Geforderte leugnete, ſo wurden auf Begehren des 
Forderers die zur Beſichtigung der Wunden geſendeten Boten und 
die Schreileute, welche dem Gerüfte beigewohnt hatten, vernommen 
und bie offenen Wunden oder die noch fichtbaren Narben vorge: 
zeigt. Auch der Geforberte durfte feine Einwendungen und Einre: 
den vorbringen, daß der Forderer in der Acht, alſo zur Fämpflichen 
Ansprache nicht berechtiget jet, daß Fein Fampfwürdiges Verbrechen 
vorhanden fei, daß der Forderer ihm nicht ebenbürtig jei u. drol. 
m. Auch ein Vergleich durfte vor Gericht noch verfucht werben. 
Und es durfte über diejes Alles entweder ſogleich in derſelben Sik- 
ung verhandelt oder auch zu dem Ende eine fpätere Sitzung anbe- 
raumt werden. Hatte nun, nad) beendigter Verhandlung über bie 
Borfrage, das Gericht entſchieden, daß der Kampf ftatthaben koͤnne, 
jo mußte fodann der Zweikampf, wie bei jeder anderen Anjprache 
die VBolführung der Klage ®), feierlih angelobt und verbürgt, 
alfo eine cautio de lite et duello prosequendo geleiltet werben. 

Diefe feierlide Angelobung oder die Verbürgung 
bes JZweilampfes war verfchieden in den verfchiedenen Städten 
und Ländern. In den Deutfchen Städten mußte zuerjt der Forde⸗ 
rer Gewere leiften, d. b. fih zum Zweilampf eiblich verpflichten und 
mitteljt Stellung eines Bürgen ober mitteljt Erlegung eiuer gewiſſen 
Geldſumme, des fogenannten Kampfichages oder der Kampfwedde, 








4) L. Fris. tit. 14 $.4. tenens eum per oram sagi sui —. fränfi- 
fches Formular zum Kampfeib bei Majer, Geſch. der Ordation, p. 260. 
adversarium, quem in conspectum habeo et manibus teneo, 
vrgl. das Bild bei Grupen, teutſche Alterthümer, p. 88. 

5) Sächſ. Lr. I, 53 $. 1. — „oder enen man to fampe ved.“ I, 65 8.1. 
„to kampe gevangen vnde gegrot i8.* III, 36 $.1. „to fampe vat.“ 
Schwäb. Lr. W. c. 64. „einen man zefampfe an fprichet ober vehet.“ 
Statt vehet in anderen Mpt. vachet. 

6) Stadtrecht von Bamberg, $. 205 u. 207. 
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ſich dazu verbürgen, z. B. in Freiberg. („So ſal ber uorderer mi 
„der anderen hant ufrecken einen vinger damite .fal be den kaup 
iIntphahen.”) Am ausführlichiten bejchreibt diefe Verbürgung zum 
Kampf die Kampfgeriht3-Orbnung von Nürnberg: „nach erlaubt 
„nuß bes kempflichen furbets, fol ber Lanbrichter an dem Kempffer 
„gefinnen, im zu geloben und anzurürende an den ftab, dem kampf 
„nachzukommen, und ime der Richter ven Kampff ſchäze, nemlih 
„20 gulden, ob er dem kampff nicht nachfomme, zu verbürgen, dar⸗ 
„auff der Kämpffer an dem Gerichtsftab anrüren und globen fol, 
„dem kampf in’ obgejchribener maß nachzufommen, und dem Richter 
„jolches umb den Kampfſchaz, wie er dem nicht nachkeme, verbür: 
„gen, und nach feinem willen vergwifen ſoll⸗ 7). Auch mußte ber 
Forderer einen Eid leiften, daß feine Anklage wahr ei. 

Nachdem der Forderer den Kampf in der angegebenen Werk 
verbürgt und den vorgefchriebenen Eid geleiftet hatte, mußte fich 
auch ver Geforberte zu dem Kampfe verpflichten. Er mußte näm: 
Tich zuerst feine Unſchuld beſchwören und fi fodann zum Kampfe, 
um feine Unſchuld zu beweifen, erbieten, 3. B. in Magdeburg u 
a. m. („Swanne diu Gewere getan ift, fo biutit jene Man fine 
„Unſchult, daz iſt ein Eit, den mug ber fweren unbe ein echt 
„Kamph“). In Franfreih und in den Niederlanden gejchab bie 
Verbürgung zum Kampfe durch Darreihung eines Pfandes Ter 
Forderer warf nämlich dem Geforderten feinen Handſchuh zu. Ter 
forderte hob ihn auf und gab dagegen ben feinigen, zum Zeichen, 
daß er in den Kampf willige °). 

Nun erft, nachdem der Zweikampf verbürgt und feierlidh an: 
gelobt war, wurde ber Tag zu dem Zweikampfe jelbft von dem 
Gerichte beftimmt. 


7) Orbnung bes Kampfgerichtö in Hist. Norimberg. dipl. II, 24. 

8) Matthaeus Parisiensis ad an. 1245. statim miles more Francorum 
chirothecam suam ei porrexit se offerens in propatulo coram 
curis id corporaliter secundum consuetudinem curiae regalis pro- 
baturum, quam chirothecam quasi duelli vadium ostensam comes 
recipit, spondens, se defendendo dimicaturum contra eum. vıgl. 
Reinede Fuchs, IV, c. 5. mit dem Bilde dazu. 
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An dem zum Kampfe beftimmten Tage und an der bazu fell: 
gelegten Stunde erfhien zuerft das Kampfgeriht an den Schran: 
ten des Kampfplabes, und nach dem Gerichte die Bürger, welche, 
wenn ſie wollten, ihr Gefolge (ihr Gefind) mitbringen durften, z. 
B. in Freiberg. („Die vögte jullen alreſt Fumen in den creiz. vnd 
„die burger darnach. di mugen an tun waz fi wollen unbe ir ges 
„Nnde vnd weme fi tz irlouben durch den vride*) !). Wenn beide 
Parteien auf dem Kampfplatze erfchienen waren, jo erhielt auf ihr 
Begehren jede Partei von dem Gerichte zwei Boten, welde darauf 
zu achten hatten, daß beide Theile gehörig bewaffnet und gerüjtet 
feien, wie dieſes bei dem Gerichte hergebracht war 2). Auch erhielt 
jede Partei zu ihrer Unterftügung bei dem Kampfe und zur Be: 
wahrung der Ordnung auf dem Kampfplatz einen fogenannten 
Kreisbewahrer oder Kreiswärter (Greiswertel, Grieswärtl, 
Grizwarten, Kreytward u. ſ. w.) Diele Grieswärtel hatten Stan- 
gen oder Bäume in der Hand. Sie wurden daher in Treiberg 
Baumträger (Boumtregere) genannt. Mit diefen Stangen oder 
Bäumen follten fie auf Geheiß des Richters die Kämpfenden tren- 
nen, wenn Einer gefallen oder verwundet war, oder wenn Einer 
. der Kämpfer aus einem andern Grunde um den Baum bat ?). In 
manchen Städten follten noch eigene Kampfrichter von dem Gerichte 
ernannt werben, 3.2. in Freiberg vier fogenannte Stegewarten, 
welche zu entjcheiven hatten, wann der Kampf beginnen, und wann 
er ruhen oder gänzlich beendiget fein folle, wann alſo die Bäume 
zum Kampfe von ben Grieswärtel zurückgezogen und während bes 


1) vrgl. das Bild zum Reinede Fuchs, IV, c. 8. 

2) Die Bewaffnung war allenthalben genau vorgeichrieben. Sie war je— 
doch verfchieden in den verjchiedenen Städten. Auch das Verfahren bei 
ben Kampfgerichten war nicht allenthalben gleich. vrgl. Grupen, von 
der Herausforderung zum Duell, in deſſen teutjchen Alterthümern, p. 
79-8. 

3) vrgl. über dieſe Grieswärtel außer den angeführten Quellen noch 3. Halt: 
— p. 755-755. Ruprecht von Freifing, II, 51. und Reinecke Fuchs, 
IV, «7. 
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in Nürnberg 22), in Brünn ?®), in Freiberg, in Freiſing u. a. m. 
Sn Freiberg, wo ber gerichtliche Zweilampf noch im 13. Jahrhun⸗ 
dert nach dem Stadtrechte erlaubt war, hatten die Verwundungen 
und Todſchläge binnen wenigen Jahren jo ſehr überhand genom: 
men, daß die Bürger zu ihrer eigenen Sicherheit bereits im Jahre 
1305 den gerichtlichen Zweikampf ganz abſchaffen und ftatt deſſen 
den alleinigen Eid des Anflägers zulaffen mußten. Auch wurde 
damals verordnet, daß der Angeflagte, wenn er nicht erichienen war, 
auf 100 Zahre und einen Tag, d. h. alfo auf ewige Zeiten, in bie 
Acht gethan werden folle 25). In ſehr vielen Städten wurde ber 
Zweifampf ftilfehweigend dadurch abgefchafft, daß feiner in ben 
Stadtrechten nicht mehr erwähnt ward, 3. B. in Medebach ?%), in 
Hamburg u. a. m., Tpäterhin auch in Freiburg. 

Mit der Abſchaffung des gerichtlichen Zweikampfes war meiften- 
theil8 das Gebot fein Recht vor Gericht zu juchen verbunden, 3.2. 
in Worms 27), in Goslar 29) in Emmerich u. a. m. Ald Emmerich zur 
Stadt erhoben wurde, wurde bafelbft ber gerichtliche Zweikampf abge- 
Ihafft und verordnet, daß alle Streitigkeiten vor Gericht gebracht 
und von biefem entſchieden werben follten 2%). Es hat ſich demnach 
auch in den Deutſchen Etäbten wiederholt, was fich in ähnlicher 
Weile weit früher fchon im aller weiteften Norden, in Island, zus 
getragen hatte, wo bereits im Anfang des 11. Jahrhunderts an 


38) Privileg von 1219, c. 8 und Etatut von 1860 bei Will, hiſt. dipl. 
Magazin, II, 266. 

84) Schöffenbuch Nr. 27 u, 28 bei Nößler, p. 15. 

85) Verordnung von 1805 bei Schott, III, 87 u. 88. 

86) Stadtrecht von 1165 bei Eeiberk, II, 1 p. 73. Späterbin wurbe er 
aber in zwei Fällen wieder erlaubt. Stadtrecht von 1850, art. 29 u 
85 bei Seiberg, III, 2 p. 384. 

87) Privilegien von 1156, 1220 u. 1286 bei Morig, II, 147, 148, 157, 
158 u. 171. 

88) Göſchen, p. 87. 

89) Urf. von 1288 bei Lacomblet, II, 100. nullus civis Embricensis — 
duello poterit convinci, sed quamcungue actionem habuerit 
actor, recurret ad judicem, qui ad consilium scabinorum to- 
tam questionem decidet — 
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die Stelle des abgeſchafften Zweikampfes das fünfte Gericht 
(fimtardomr) getreten iſt 9). 

Die Abſchaffung des gerichtlichen Zweikampfes in den Deut- 
Ihen Städten hatte indeffen keineswegs die Bedeutung eines gänz- 
lichen Verbotes bei Strafe gegen die Zuwiberhandelnden. Mir 
wenigftens find nur wenige Ausnahmen’von biejer Regel bekannt ?1). 
Es follte damit vielmehr nur der bis dahin beftehende Zwang ſich 
demfelben unterwerfen zu müſſen aufgehoben werben. Wer fidh 
ihm daher freiwillig unterwerfen wollte, hatte dazu in ber Megel 
nach wie vor ein ganz unbeftrittenes Necht. Klar und deutlich 
geht vieles aus den Stabtrechten von Stade 12), von Minden 2°), 
von Kübel 42) u. a. m., ganz vorzüglich aber aus dem Stadtrecht 
von Freifing hervor. In Freiſing gehörte nämlich fchon feit dem 
14. Zahrhundert der gerichtliche Zweikampf zu den verbotenen 
Gerichten, daß beißt, wie Ruprecht von Kreiling fagt, zu denje- 
nigen Gerichten, zu welchen niemand mehr genöthiget werden follte, 
denen man ſich aber freiwillig unterwerfen durfte. („Nyemandt 
„it gepunden vnnd dem annderen ſchuldig kampfes zue laiftenn. 
„wann e8 der verpotnn gerichts ains ift. onnd ein yedlich man 
„dem annderen wol widerfiet er well e8 dann gernn tuen“) 4%). 
Ruprecht mißbilligt auch anderwärts noch den Kampf („war fampf 


40) Konrad Maurer, Beiträge zur Nechisgejchichte des nermanıfchen Nordens, 
L, 179. fi. 

41) So verordnet das Nürnberger Statut von 1860, Nr. 7 bei Wil, hiſt. 
bipl. Mag. 11, 266. „Es fol fein Burger den andern ober Fremde 
„kämpflich anfpredyen, bei Straf 10 Pf. Heller.” Und nad dem Schöf- 
fenbud von Brünn aus bem 14. sec. (Nr. 27 u. 28 beiRößler, p. 15) 
jolte ber Zweifampf nicht mehr als Beweismittel gelten, unb daher 
berjenige, der bamit feinen Beweis führen wollte, geftraft werben. 

42) Privileg. von 1259 bei Pufendorf, II, 159. nullus civis suum oon- 
civem aut extraneus civem aliquem ad judicium duelli aut vocet 
aut compellat. 

428) Stabtredht vor 1246, in Orig. Quelf. IV, 201—202. Nullus civium 
prehabite civitatis concivem suum duello poterit impugnare, 
nisi de pari elegerint voluntate. 

48) arg. Hach, I, 9. 125. 

44) Rupredit von Freifing II, 110. Schon bie Handſchrift von 1828 ents 
hält diefe Beflimmung. 

v. Maurer, Städteverfaffung. LIL 47 
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„muetwill ift*). Nichts deſto weniger bauerte berjelbe nach wie 
vor fort, wie dieſes Ruprecht ſelbſt jagt. 4). Und da e8 auch auf 
dem Lande nicht verboten zu fein pflegte, fich ihm freiwillig zu un- 
terwerfen, fo Tonnte der Zweikampf auch anberwärts, zuleßt wenig- 
tens außergerichtlich, bis auf unfere Tage fortvauern. In ben 
Stäbten hörte der Zwang ſich ihm unterwerfen zu müffen mei: 
ftentbeils feit dem 14. Sahrhunbert auf. Daher wurde jeitdem bie 
Freibeit von der känpflichen Anſprache zuden ſtädtiſchen 
Freiheiten gerechnet 2%). Die Folge hievon war, daß num bie 
Bürger nicht bloß mehr vor fremden Kampfgerichten nicht mehr zu 
ericheinen brauchten, wie biefes den meiften Städten, 3. B. Nürn- 
berg, Rotenburg, Frankfurt u. a. m. in früheren und fpäteren Zei- 
ten ausdrücklich zugefichert worden war 47), jondern daß auch in 
den Stäbten jelbjt die Kampfgerichte verſchwanden und bie alten 
Kampfhöfe eine andere Beitimmung erhielten, wie dieſes bereits 
um 15. Sahrhundert in Köln der Fall war. ($. 208.) Und feit 
bem Stege der Zünfte, fpäteftens feit dem Ende bes 14. Sahrbun: 
berts und ſeit dem Anfang des 15., kam der Zweikampf auch noch 
in jenen Stäbten außer Gebraudy, in denen er fih bis dahin er: 
halten Hatte, und der Zeugenbeweis trat ſodann an beffen Stelle 49). 
Die legten Spuren bes gerichtlichen Zweikampfes in ven Städten 
habe ich im Anfang des 15. Jahrhundert in Augsburg 29), in Ba⸗ 
jel 59) und in Köln gefunden 61). 


45) Ruprecht, II, 5, 51 u. 111. 

46) Kaiſerrecht, IT, 69 u. IV, 1. 

47) Privileg. Sriedbrihs II für Nürnberg von 1219, $. 8. Und Privile— 
gien von 1274, 1291, 1299, 1353 u. 1442 bei Datt, de pace publ. 
L, ec. 1. 9. 84—88, p. 5. 

48) Sloffe zum Sächſ. Weichbild, art. 85. „ir folt willen, diefer kampff 
„in jolcher weis, als ber tert ſpricht, ift abgethan,“ —. Gloffe zum 
Sächſ. Lr. 1, 48 $. 3. „Du folt aber willen, daß alle artidel jo von 
„den kampff melden, zu nichts mehr nüß fein. Dann worumb man 
vor alters bat Tempffen mögen, ſolches mag man jegt einen überweijen 
„mit fieben menner gezeugnis.* 

49) Chron. Augustan. eccles. ad 1409 bei Pistorius, III, 684. Anno 
1409 fuit duellum hic inter marschalcum et Hachsensker. — 

50) Ochs, III, 186—187. 

51) Materialien zur Statiftil des nieberrhein. Kreifes, II, 1 p. 66. 
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$. 579. 


Nur freie waffenfähige Männer waren urfprünglid zum ge 
richtlichen Zweikampf berechtiget. Daher gehörte der Zweikampf 
allenthalben zur Kompetenz ber Iffentlichen Gerichte und zwar zur 
Kompetenz der Höchften, alſo der Grafichaftsgerichte oder der an 
ihre Stelle getretenen oberſten Gerichte in den Stäbten. ($. 531.) 
Leute, welche wegen eines Lörperlichen Gebrechens nicht jelbit Fam: 
pfen konnten, wurden von ihren Verwandten vertreten oder fie ev- 
hielten zu dem Ende einen eignen Kampfvormund!). Eben 
fo die Berwundeten, die Kranken und die Toden). Franen, 
Minderjährige und Unfreie wurden auch beim Kampfe ganz 
in derjelben Weile von ihrem Vormund oder Herrn vertreten, wie 
beim ide, ober fie erhielten zu dem Ende einen eigenen Kampf: 
vormund?). Die Sitte auh die Frauen felbft und gemie- 
thete Kämpfer ftatt der ftreitenden Parteien kämpfen zu laflen, 
gehört offenbar einer fpäteren Zeit an. Man findet fie aber be- 
reits in den meiften Städten. Der gemtethbeten Kämpfer wird 
zwar feltener in den Stadtrechten Erwähnung gethan. Sie fom- 
men indejlen doc, vor. In Hildesheim durfte bei der Anflage eines 
misthätigen Mannes (criminosus qui dicitur Misdader) der An- 
HMäger einen bezahlten Stellvertreter (pugil) ftellen, welcher jodann, 
wenn er .befiegt wurde, allein zu haften hatte), Meiſtentheils wur: 
ben jedoch die bezahlten Kämpfer nur in dem Falle zugelaflen, wenn 
die PBarteten felbft lahm oder verftüämmelt waren, alfo nicht felbft 
fampfen konnten ®). Fürften und Herren hatten öfters einen eige- 
nen Stellvertreter (vicarius) für den Kampf, 3. B. in Worms 9). 


1) Sächſ. Weihbild, art. 85. vrgl. Sächſ. Er. I, 48 8. 2. 

2) Magdeburg. Schöffenbrief von 1804, $. 140 bei %. u. St. p. 478. 
Sächſ. Lr. I, 49. vrgl. oben $. 110. 

8) vrgl. Sächſ. Pr. I, 48. 

4) Urk. bei Grupen, antiquit Hannov. p. 285. si autem pugil suus vin- 
eitur ille solus debet satisfacere Comprehenso —. 

5) Magdeburg. Schöffenbriefe aus 13. sec. $. 15 und von 1261 $. 66 
und von 1804 $. 187 bei T. u. St. p. 273, 860 u. 476. vrgl. Sächſ. 
Lr. I, 68 ©. 2. 

6) Leges familise $. Petri von 1024, $. 19 bei Grimm, I, 806. 

47° 








740 Gerichtlicher Zweikampf. 


An Ratingen kommt ein eigener landesherrlicher Kämpfer 
vor ?). In Defterreih verordnete noch Kater Karl V im Jahre 
1522, daß die Erzherzoge „durch einen unverleumbden Man Tem 
pffen“ follten®). Und in England gibt e8 heute noch einen erb- 
lihen Kronfämpfer, deſſen Amt darin befteht, daß er bei ter 
Krönung des Königs fich erbieten muß, alle diejenigen, bie das Recht 
des Königs zur Krone beitreiten, mit Waffen zu widerlegen. 

Die Frauen wurden in allen Stäbten felbit zum Kampfe 
zugelaffen und zu ihren Gunfter wurde eine eigenthümliche Kam⸗ 
pfesart eingeführt. Meiſtentheils follte der Dann bis an den Gür: 
tel oder bis an den Nabel eingegraben werden und einen Stab 
oder einen Kolben in die rechte Hand erhalten, mit welchem er ohne 
die Grube zu verlaffen nach der Fämpfenden Frau fchlagen durfte. 
In Freifing jollte dem Manne fogar die linfe Hand auf den Rücken 
gebunden werben. Die Waffe der Frau war ein Fauft großer oder 
ein Pfund jehwerer Stein. Diejer Stein wurde in ihren Schleier 
(Stauden oder Stuchen) gebunden und fte durfte damit nach dem 
Manne Ichlagen ®). 

Wenn ein Fremder verwundet oder getöbtet worden war, 
oder wenn ein Getödeter feinen Verwandten und auch feinen Freund 
in der Stadt hatte, oder wenn biejer die Anklage nicht übernehmen 
wollte, fo mußte der Richter von Amtswegen auftreten und 
nöthigenfalls auch den Zweilampf felbft übernehmen. Und es 
hatte jodann der Kampf ganz in berjelben Weife ftatt, wie bei Bri- 
vatanklagen, 3. B. in Freiberg 19). 

Der, insgemein mit einem Zaun ober mit einem Pfalwerk 
umgebene, Kampfplag war bei den Frieſen vieredfig und beftand 
aus einem Feld oder aus einer Wieſe11). Anberwärts hatte ber: 
felbe, wie jeder andere Gerichtsring, eine runde oder ovale Geitalt 


7) T. u. St. p. 278, Not. 4. 

8) Conftitution von Gerechtigkeit des Hauß Defterreich von 1522 bei Mel. 
Goldaſt, Reichs-Satzungen, I, 315. 

9) Stadtrecht von Augsburg,. p. 55. bei Wald, $. 112. Ruprecht von 
Freiſing, IL, 51. vrgl. Majer, Geſch. der Ordal. p. 270—74. 

10) Stadtrecht, c. 30 bei Scott, III, 249—251. vrgl. oben $. 561. 

11) Wiarda, Willfüren der Brodinänner, p. 119 u. 120. 


[2 
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und wurde daher Kreis, 3. B. in Freiberg 12), oder Ring ober 
Warf genannt, z. B. in Koͤln12), in Magdeburg u. a. m. 14). 
Und in jeder Stadt, welche ein eigenes Kampfgericht hatte, findet 
man auch eimen ſolchen Kampfplab oder einen Kampfhof, 3. 2. in 
Halle in Schwaben, in Würzburg, in Fürth bei Nürnberg, in Köln, 
Freiberg, Augsburg u. a. m. In Köln beſtand der Kampfhof noch 
im 15. Jahrhundert 16). 


$. 580. 


Der gerichtliche Zweikampf hatte zwar in jeder Lage ber 
Sache, aber doch nur dann ftatt, wenn ein kampfwürdiges VBerbre- 
hen vorlag, und wenn bie Beichuldigung begründet war. Che 
baber zum Kampf geichritten werben Tonnte, hatte ein Borverfah: 
ren über dieſe VBorfrage ftatt. Es findet fid) eine jehr ausführ: 
liche Beichreibung jomohl diefes VBorverfahrens als des Hauptver: 
fahrens beim Kampfe jelbjt im Stadtrecht von Freiberg aus dem 
13. Sahrhundert, womit das fähfiihe Weichbildrecht, ver Sachſen⸗ 
ſpiegel und die magdeburgiſchen Schöffenbriefe zu vergleichen find !). 
Aus ihnen allen ift zu entnehmen, daß man in den Städten be 
müht war, den gerichtlichen Zweikampf möglichjt zu erſchweren oder 
auch ganz zu verhindern. 

Wenn ein Tampfwürbiges Verbrechen vorgefallen war, fo 
mußte der Ankläger (ber Forberer) die Sache alsbald bei Gericht 
Anzeigen und fodann in der nächjten Sitzung die-fämpfliche Anfprache, 
die proclamatio ad arma?) oder die Tämpfliche Begrüßung vor: 
dringen 2). Kannte ber Forderer den Thäter nicht, jo mußte er 


13) Stadtrecht, c. 27 bei Schott, II, 282 -88. 

18) Urk. von 1169 bei Lacomblet, I, 302. in circulo quod Warf di- 
eitur —. 

14) Schöffenbrief von 1261 8. 70 und von 1304 $. 187. Sächſ. Lr. I, 

68 5. 4. Meine Geſch. des altgerman. Gerichtsverfahrens, p. 166. 

15) Claſen, Schreinspraris, p. 51. Not. und oben $. 208. Maier, Geſch. der 
Ordalien, p. 295—805. 

1) Stadtrecht von Freiberg, c. 27 bei Schott, III, 224 — 234. Sächſ. 
Weichbild, art. 85. Magdeburg. Schäffenbriefe von 1261, $. 64—70 
und von 1804, $. 137. Sächſ. Lr. I, 68. 

2) Stadtrecht von Dortmund $. 10 u. 25 bei Wigand. 

8) Auch die Anſprache wegen Diebjlahl und Raub wurde zuweilen ein 
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in der naͤchſten Sitzung zur Erforſchung des Thäters um eine Friſt 
bitten, ſodann aber in der dazu anberaumten Sitzung feine kämpf—⸗ 
liche Anfprache vorbringen. Denn, wenn er in ber nächſten Sik- 
ung geſchwiegen hatte, jo verlor er fein Recht der kämpflichen An⸗ 
ſprache und er Tonnte nur noch mit einer fchlechten Klage feine 
Anfprache verfolgen. Hatte er nun aber in ber nächſten Sitzung 
feine Fämpfliche Ansprache vorgebracht und mittelft Borzeigung Teiner 
Wunden oder Narben wahrjcheinlich gemacht, oder zur Beſichtigung 
der Wunden um Boten gebeten, ſo konnte ihm jodann der Richter 
die Erlaubniß ertheilen, feine Anfpradhe durch den Zweikampf ent- 
fcheiden zu laſſen. Und es wurde zu dem Ende eine Sikung an- 
beraumt, in welche der Angeklagte (der Geforberte) vorgelaben wer: 
ben mußte. 

War nun der Angeklagte auf die gejchehene Vorladung nicht 
in der Sitzung erjchienen, jo wurde berjelbe in die Acht erklärt. 
Bar er dagegen erichienen, jo mußte in Freiberg der Angeklagte 
(der Forderer) vor allen Dingen zwei angefejjene Leute als Bürgen 
ftelen und es begann ſodann die Verhandlung über die Borfrage. 
($. 557.) Der Anfläger (der Forderer) trat zuerft auf und bradhie 
feine kämpfliche Begrüßung mit Zetergeſchrei oder Waffengefchrei 
vor, („be fehriet cetar oder wafen“), d. 5. ernannte bie fampfmwär: 
bigen Verbrechen, welcher er den Geforderten anflagte, beichrie ihn 
und erbot fich zum Beweiſe für den Fall, daß der Angellagte leug- 
nen follte. Der Forderer mußte, wenn er die fämpflihe Anſprache 
mit Zetergeichrei vorbradhte, den Geforderten anfaffen, in 
ähnlicher Weiſe wie bei der Bindication von geftohlnen Gegenftän- 
ben. ($. 562.) Die Art und Welfe des Anfaffens war verjchieden 
an den verfchiedenen Orten und in ben verjchiedenen „Zeiten. Nach 
dem ſachſtſchen Weichbild follte er ihn „angreiffen mit zweien 
„Fingern bey dem Hauptfoller;" nach dem Sachſenſpiegel 
„bet feinem Hauptgate („biime houetgate“)“, d. h. oben 


Gruß („gruze“) oder eine Begrüßung genannt und daher von einem 
Diebesgruß u. drgl. m. geſprochen („baz ift der rechte dibesgruz vnd 
„aniprade") Auch wurde der Ankläger wegen eines Diebſtahls oder 
Raubes dfters, wie beim Zweifampf, ber Korberer genannt. Stadt: 
regt von „Freiberg, c. 19 u. 20 bei Schott, III, 208 u. 212. 
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am Halſe an ſeinem Kleide. Nach dem Stadtrecht von Freiberg 
ſollte er ihn „angrifen mit zwen Vingern in fin obirſte 
Kleit.“ Bei den Frieſen und Franken am Saume feines Gewan- 
des u. drel. m. 9). Auf diefes Anfaffen beziehen fich auch die in 
den Nechtsbüchern öfters vorkommenden Ausdrücke zum Kampfe 
vehen, vahen oder fangen). 

Wenn der Geforderte leugnete, jo wurden auf Begehren bes 
Forderers die zur Befihtigung der Wunden gejendeten Boten und 
die Schreileute, welche dem Gerüfte beigewohnt hatten, vernommen 
und bie offenen Wunden oder die noch fichtbaren Narben vorge- 
zeigt. Auch der Geforberte durfte feine Einwendungen und Einre: 
den vorbringen, daß der Forderer in der Acht, alſo zur Fämpflichen 
Anfprache nicht berechtiget fei, daß Fein Tampfwürbiges Verbrechen 
vorhanden ſei, daß der Forderer ihm nicht ebenbürtig fei u. orgl. 
m. Auch ein Vergleich durfte vor Gericht noch verfucht werben. 
Und es durfte über diefes Alles entweder jogleich in derſelben Sitz⸗ 
ung verhandelf oder auch zu dem Ende eine fpätere Sitzung anbe- 
raumt werden. Hatte nun, nach beendigter Verhandlung über bie 
Vorfrage, das Gericht entichteden, daß der Kampf jtatthaben koͤnne, 
jo mußte fodann der Zweikampf, wie bei jeder anderen Anjprache 
die Bolführung der Klage ©), feierlih angelobt und verbürgt, 
alfo eine cautio de lite et duello prosequendo geleijtet werben. 

Diefe feierlihe Angelobung oder die Verbürgung 
des Zweilampfes war verjchieden in den verjchiedenen Städten 
und Ländern. In den Deutfhen Städten mußte zuerjt der Forde⸗ 
rer Gewere leiften, d. h. fih zum Zweikampf eiblich verpflichten und 
mittelft Stellung eines Bürgen oder mitteljt Erlegung eiger gewifjen 
Geldfumme, des fogenannten Kampfichabes oder der Kampfwedde, 








4) L. Fris. tit. 14 $.4. tenenseum per oram sagi sul —. Fränki⸗ 
ſches Zormular zum Kampfeib bei Majer, Geſch. ber Drbation, p. 260. 
adversarium, quem in conspectum habeo et manibus teneo. 
vrgl. das Bild bei Grupen, teutfhe Alterthümer, p. 83. 

5) Sächſ. Lr. I, 53 $. 1. — „oder enen man to kampe ved.“ 1, 65 $.1. 
„to kampe gevangen vide gegrot id.“ III, 36 $.1. „to fampe vgt.“ 
Schwäb. Lr. W. c. 64. „einen man ze kampfe an fprichet oder vehet.“ 
Statt vebet in anderen Mpt. vadet. 

6) Stadtrecht von Bamberg, $. 205 u. 207. 
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fich dazu verbürgen, 3. B. in Freiberg. („So fal ber uorberer mit 
„der anderen hant ufredten einen vinger bamite.fal he den kampf 
intphahen.”) Am ausführlichiten befchreibt diefe Verbürgung zum 
Kampf die Kampfgerichts-Ordnung von Nürnberg: „nach erlanbt- 
„nuß bed Tempflichen furbets, fol der Lanbrichter an dem Kempffer 
„gefinnen, im zu geloben und anzurürende an ben ftab, dem fampfi 
„nachzukommen, und ime ber Richter den Kampff ſchäze, nemlich 
„20 gulden, ob er dem kampff nicht nachkomme, zu verbürgen, bar: 
„auff der Kämpffer an dem Gerichtsftab anrüren und globen fol, 
„dem kampf in’ obgejchribener maß nachzukommen, und dem Richter 
„jolches umb den Kampfſchaz, wie er dem nicht nachfeme, verbür: 
„gen, und nach feinem willen vergwilen fol“ 7). Auch mußte ber 
Forderer einen Eid leiften, daß feine Anklage wahr fei. 

Nachdem der Forderer den Kampf in ber angegebenen Weite 
verbürgt und ben vorgefchriebenen Eid geleiftet hatte, mußte ſich 
auch der Geforderte zu dem Kampfe verpflichten. Er mußte nam: 
lich zuerft feine Unfchuld beichwören und ſich ſodann zum Kampfe, 
um feine Unfchuld zu bemeifen, erbieten, 3. B. in Wagbeburg u 
a. m. („Swanne diu Gewere getan ift, fo biutit jene Wan fine 
„Unſchult, daz iſt ein Eit, den muz ber ſweren unde ein echt 
„Kamph“). In Franfreih und in den Niederlanden geſchah bie 
Berbürgung zum Kampfe durch Darreihung eines Pfandes. Der 
Forderer warf nämlich dem Geforderten feinen Handſchuh zu. Ter 
forderte bob ihn auf und gab dagegen den feinigen, zum Zeichen, 
daß er in den Kampf willige ®). 

Nun erft, nachdem ber Zweikampf verbürgt und feierli an: 
gelobt war, wurde der Tag zu den Zweikampfe felbft von bem 
Gerichte beitimmt. 


7) Ordnung bes Kampfgericht$ in Hist. Norimberg. dipl. Il, 24. 

8) Matthaeus Parisiensis ad an. 1245. statim miles more Francorum 
chirothecam suam ei porrexit se oflerens in propatulo coram 
curia id corporaliter secundum consuetudinem curiae regalis pro- 
baturum, quam chirothecam quasi duelli vadium ostensam comes 
recipit, spondens, se defendendo dimicaturum contra eum. vrgl 
Reinede Fuchs, IV, c. 5. mit bem Bilde bazu. 
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8. 581. 


An dem zum Kampfe beftimmten Tage und an der dazu feſt⸗ 
gefeßten Stunde erfchien zuerit das Kampfgeriht an den Schran- 
ten des Kampfplabes, und nad) dem Gerichte die Bürger, welche, 
wenn fie wollten, ihr Gefolge (ihr Gefind) mitbringen durften, z. 
D. in Freiberg. („Die vögte fullen alreft fumen in den creiz. vnd 
„die burger darnach. di mugen an tun waz fi wollen unde ir ge: 
„Nnde vnd weme ji iz irlouben durch den vribe*) 1). Wenn beide 
Parteien auf dem Kampfplatze erfchienen waren, fo erhielt auf ihr 
Degehren jede Partei von dem Gerichte zwei Boten, welde darauf 
zu achten hatten, daß beide Theile gehörig bewaffnet und gerüjtet 
jeten, wie dieſes bei dem Gerichte hergebracht war 2). Auch erhielt 
jede Partei zu ihrer Unterftübung bei dem Kampfe und zur Be: 
wahrung der Ordnung auf dem Kampfplatz einen fogenaunten 
Kreisbewahrer oder Kreiswärter (Greiswertel, Grieswärtl, 
Grigwarten, Kreytwarb u. |. w.) Diefe Grieswärtel hatten Stan- 
gen oder Bäume in ber Hand. Sie wurden daher in Freiberg 
Baumträger (Boumtregere) genannt. Mit diefen Stangen oder 
Bäumen follten fie auf Geheiß des Richters die Känpfenden tren- 
nen, wenn &iner gefallen oder verwundet war, ober wenn Einer 
der Kämpfer aus einem andern Grunde um den Baum bat?). In 
manchen Städten follten noch eigene Kampfrichter von dem Gerichte 
ernannt werden, 3.2. in Freiberg vier fogenannte Siegewarten, 
welche zu entfcheiden hatten, wann der Kampf beginnen, und wann 
er ruben oder gänzlich beenbdiget fein folle, wann aljo die Bäume 
zum Kampfe von den Grieswärtel zurückgezogen und während bes 


1) vrgl. das Bild zum Neinede Fuchs, IV, c. 8. 

2) Die Bewaffnung war allenthalben genau vorgejchrieben. Sie war jes 
body verſchioden in ben verfchiedenen Städten. Auch das Verfahren bei 
ben Kampfgerichten war nicht allenthalben glei. vrgl. Grupen, von 
der Herausforderung zum Duell, in deſſen teutſchen Aiterthümern, p. 
79 - 98. 

8) vrgl. über dieſe Grieswärtel außer den angeführten Quellen noch J. Halt: 
nn p. 758-755. Ruprecht von Freifing, II, 51. und Reinede Fuchs, 
IV, «7. 
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Kampfes wieder vorgeſchoben werden follen u. a. m. („vnd wenne 
„N (die figewarten) heizen bi boume uzzihen fo fullen di boumtre— 
„ger uzzthen”). Nachdem nun noch dem Kamfplab Friebe gewirkt 
und jedermann der Zutritt verboten worden war, fo wurbe fobann 
ben beiden Kämpfern der Zutritt zu dem Kampfplatz geftattet. 
Der Ankläger (der Forderer) durfte zuerſt den Kreis (das 
Kampffelo) betreten. Er erjchien in Begleitung feiner Freunde und 
feiner Dienerfchaft 3. B. in Freiberg („mit im muzen beringehn fin 
„ereizbrenger fin ftultreger vnd andere fine vrunt —“). Mit diefem 
Gefolge z0g er im Kreiſe herum bis zum Gericht. Dort ließ er 
durch feinen Vorſprechen fragen, ob er feinen Verbindlichkeiten nach⸗ 
gefommen fei und ob nicht fein Bürge nun freigefprocdhen werben 
fönne. Und nachdem diefes von dem Gerichte bejahet worden war, 
bat er noch die umberftehenden Leute (den Gerihtsumftand), Gott 
zu bitten, daß er ihm helfen wolle nach Gnabe und nach Recht. 
Dann ließ er fih auf dem Kampfplage nieder und zwar in rei- 
berg, "wo er wollte und wo ihm die Sonne am günftigiten war. 
(„ende mac fich denne fetcen in deme creize vnde na der funnen 
„wo be wil oder wi be wil”.) In Magdeburg, Breslau, Görlig 
und nach ſächſiſchem Rechte ſollte jedoch die Sonne beiden Theilen 
gleich vertheilt werden. Nach dem Anfläger erhielt auch der An⸗ 
geflagte (der Geforderte) Zutritt in den Kreis. Auch er zog mit 
jeinen Freunden und Verwandten im Sreife herum vor das Ge 
richt ), ließ durch feinen Vorfprechen biefelbe Frage wegen feines 
Bürgen an das Gericht thun wie der Anfläger, bat ſodann gleich⸗ 
falls die Umberftehenden, daß fie Gott ihm zu belfen bitten mödh- 
ten und feste fich hierauf ebenfalls in dem Kreis nieder, wo er 
wollte. Nun mußten die beiden Boten nochmals unterjuchen, ob 
die Kämpfer vorſchriftsmäßig bewaffnet und gerüftet feien. Dann 
hatten bie Kämpfer den bereits erwähnten Eid zu leiften, der An- 
Mäger, daß die Anklage wahr, und der Angellagte, daß er unſchul⸗ 
dig fei. Unmittelbar nachher erfolgte das Zeichen zum Kampf. 
Nachdem der Kampf begonnen hatte, durfte er nur noch auf Ge 
heiß des Richters oder der Kampfrichter (der Siegwarten) unter: 
brochen werben. Aber auch diefe follten den Kampf erft dann um- 


4) vıgl. Reinede Fuchs, IV, c. 7. 
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terbrechen, wenn ſich Einer der Kämpfer ſiegelos bekannt und des⸗ 
halb den Baum begehrt hatte. Denn erſt wenn Einer der Kämpfer 
getödet oder fiegelos geworben war, jollte der Kampf endigen. Das 
Stadtrecht von Freiberg fchreibt in diefer Beziehung vor: „und jo 
„vechten fi denne uor fih hin. Si ftechen oder flahen fich ft bizen 
„(beißen) oder crimmen fich oder waz fi tun da ſal nimant zu 
„tumen. jft aber daz ir einer des boumes gert alfe recht ift. den 
„hal man bar ftozen. di figewarten fullenz aber heizen. — jit aber 
„daz ir einer uellet di da vechten der mac feines boumes nicht ge- 
„gern (begern) zu rechte di wile be lit. man fal i8 im ouch nicht 
„geben. diz muzen fi triben aljo lange biz tr einer figelos wirbet. . 
„aber geiotet wirdet in dem creize." Wenn nun nach dem Aus: 
ſpruch der Kampfrichter (ber Siegewarten) ber Anfläger jiegelos 
geworden war, jo Hatte er ſodann, da er den Beweis feiner An- 
Hage nicht geführt hatte, eine Geldbuße zu entrichten. Ward da⸗ 
gegen der Angeflagte fiegelos, jo wurde berjelbe ald nun überwie- 
jener Berbrecher beitraft, und ihm je nach der Schwere der Anklage 
die Hand oder der Kopf abgejchlagen. 

War endli an dem zum Kampfe beftimmten Tage nur ber 
Ankläger, nicht aber der Angellagte (dev Geforberte) erfchienen, jo 
mußte dieſer wiederholt vorgeladen werden. Denn erſt nach ber 
dritten Borladung durfte fi der nun abermals vor Gericht erjchie- 
nene Anklaͤger erheben, fi nochmals zum Kampfe erbieten und zu 
dem Ende zwei Hiebe und einen Stich. in die Luft thun. Und 
dann wurde die Anklage als erwiefen betrachtet und der nicht er- 
ſchienene Angeflagte eben fo verurtheilt, als wenn er im Kampfe 
ſelbſt ftegelos geworden jet. 


$. 582. 


Der gerichtliche Zweikampf dauerte in mandyen Stäbten, wie 
wir gejehen, bi8 ins 14. und -15. Sahrhundert fort. In Regens⸗ 
burg wurde ſelbſt noch im Sahre 1504 ein Schneider von jeinem 
Mitmeilter zum Zweikampf gefordert ) Dann Fam er aber allent- 
halben außer Gebrauch. Er paßte nicht mehr zu der durch den 
freien Verkehr in den Städten entftandenen bürgerlichen Nahrung, 


1) Gemeine, IV, 91. 
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zu den bürgerlichen Gewerben und zu den anderen frieblihen Ge- 
Ihäften der Stadtbürger. Er hat fih daher feit dem Siege der 
Zäufte und feit der Bildung eines eigenen Bürgerftandes, meiften- 
theil8 ohne ausprücdlich abgefchafft oder verboten worden zu fein, 
in den Stäbten und unter dem Bürgeritande gänzlich verloren. 
Zwar dauert ber Zweikampf al8 außergerihtliher Kampf 
bis auf bie jebige Stunde, großentheils jogar in den alten Formen 
noch fort. Denn was früher die Grieswärtel und im Norden bie 
Schildhalter, das find heutiges Tages die Sefundanten. Und was 
früher die Kampfrichter und das umberjtehende Volk, das find heute 
die beigezogenen Zeugen. Allein diefer Reft einer längft unterge 
gangenen Zeit hat ſich nur noch unter den Ritterbürtigen und unter 
denen erhalten, die fich, wie die Offiziere und Studenten, für ritter⸗ 
bürtig halten. Aber auch unter ihnen wird fich diejer Neft des 
alten Fauftrechtes nach und nach verlieren, wenn es einmal unjerer 
Geſetzgebung gelungen fein wird, eine wirkliche Genugthuung für 
die verlegte Ehre bei Gericht zu verichaffen. Da es in Island 
. bereit8 im 11. Sahrhundert gelungen ift ein eigenes ftändiges Ge- 
riht an die Stelle des gerichtlichen Zweilampfes zu ſetzen, jo wird 
e8 doch auch in dem gebildeten Deutjchland und zwar noch im 
Laufe diejes Jahrhunders möglich werben, etwa durch Einführung 
von Ehrengerichten mit den geeigneten Ehrenftrafen diefem einer 
untergegangenen Zeit angehörigen Misbrauch zu fteuern. Bereits 
im 13. Sahrhundert wurde der Zweikampf in Hamburg ein unver 
nünftiger Gebrauch (irrationabilis consuetudo) 2) und von dem 
Kaiferrecht und von Ruprecht von Freifing ein Muthwille unwiflen- 
ber Leute genannt. („ber kamphe ist ein mutwille vnwiszenhafter 
„lute“) 2). Man follte demnach in unferen Tagen wenigſtens nicht 
mehr in Schuß nehmen, was ſchon unfere Altvordern jo entjchieden 
verbammt haben. 


2) Urf. von 1255 bei Stapborft, Hamburg. Kirchen-Geſch. Tb. I, 3. 2 
p. 34. 

8) Kaiſerrecht, II, 69. Ruprecht von Freifing, II, 5. — „wan kampf muet: 
„will ist,“ 
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9. Urteil Schelten. Oberhof. Appellation. Holung. 
| S. 583. 


Das bei einem Stadtgerichte gefundene Urtheil Tonnte allent- 
balden widerfprochen *) oder auch gejcholten , oder geftraft werben. 
ever aus dem Umſtand, d. b. jeder anweſende Bürger, die anmwe- 
fende Partei nicht ausgenommen 2), hatte dazu das Recht. Er 
mußte es jedoch auf der Stelle thun ?), unmittelbar nach dem von 
dem Urtheilsfinder gefundenen Urtheil, che die übrigen Urtheilsfin- 
der beigeftimmt hatten, ehe alfo das Nirtheil, wie man zu Tagen 
pflegte, die Folge erhalten hatte. So war es in Freiberg), in 
Speier 9), in Köln ®), in Prag u. a. m.T). Konnte nun fein bei- 
ſeres Urtheil gefunden werden, jo wurbe berjenige, der das Urtheil 
geſcholten hatte, geftraft, 3.8. in Freiberg ®), in Salfelb 9), in Teu⸗ 
chel 120) u.a m Dies ift der Urfprung ber Succumbenzgelber. 
Wurde dagegen ein befjeres Urtheil gefunden, fo ſollten bie Ur: 


1) Sächſ. Lr. II, 12 $. 10. Meine Gef. des altgerman. Gerichtsverf. 
p. 236 u. 287. Ueber ben Unterſchied zwilchen Urtheil Schelten und 
Widerſprechen. vrgl. Meine Geſch. der Fronhöfe, IV, 224 ff. 

. 2) Magdeburg. Echöffenurtheil, cap. 4, Dift. 10 bei Hobel, p. 478. „Ein 
jederman ber gejchefit Hat zu lagen in einem anbern Gericht. oder be- 
„Haget, er hab da Erb oder eigen in bem Gericht ober nicht, der mag 
„ortel ſchelden, vnd fi der ziehen zu rechter Zucht auff fein Recht, 
„welch vrtel jhm ba funden wird" —. 

8 Im Schöffenbuh von Brünn, $. 68 bei Rößler, p. 37 wirb biefes, 
weil man den tieferen Sinn und bie Bedeutung nicht mehr begriff, eine 
üble Gewohnheit (mala consuetudo) genannt. 

4) Stadtrecht, c. 81. bei Schott, III, 257. bei Wald, 8. 174 u. 175. 

5) Mandatum von 1198 in Mon. Boic. 81, I, p. 448. und bei Pertz, 
IV, 568. — post latam sententiam, antequam approbata fuerit. 

6) Ark. in Quellen, I, 191. „So we eyn vrbel beroeft, dat ber jcheffen 

zgedeilt hait, ee id vmb gevraigt werde —. 

7) Rechtsbuch, $. 271.28 bei Nößler. vrgl. Meine Geſch. bes altgerman. 
Gerichtsverf p. 286. 

8) Stabtrecht, c. BI bei Schott, III, 256 u. 257. bei Walch, 6. 170, 171 
u. 174. 

9) Stadtrecht aus 18. sec. 8. 68 bei Walch, I, 80. 

10) Stadtrecht von 1611, art 4 $. 4 bei Walch, V, 171. 
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theilsfinder, welche ein unrechtes Urtheil (unrecht vrteil, injusta sen- 
tentia, unrecht orbel) gefunden hatten, geftraft werben, wenn fie 
nicht ſchwoͤren konnten, kein befferes Necht gewußt zu haben, 3. 2. 
in Freiberg '!), in Lübeck u. a. m. 11%). Nur allein die Rathsher- 
ren (die Geſchwornen), welche ein unrechtes Urtheil gefunden bat- 
ten, follten keine Strafe erleiden. Sie follten vielmehr mit” der 
Schande und Schmach davon Tommen, 3. B. in Freiberg 2). Die 
ſes Recht das Urtheil zu ſchelten hatten jedoch nur allein die um: 
herſtehenden Bürger, nicht aber bie vorfitenden Richter. Denn ber 
Richter hatte nur den Vorſitz bei Geriht. Cr war bloß Frager 
des Nechtes. Eon wenig er daher in das Rechtiprechen einreden 
durfte 22), eben fo wenig durfte er das gefundene Urtheil jhelten. 
So war e8 in Goslar 9), in Freiberg 16), in Hamburg 0), in Hi: 
besheim !T) u. a. m. Bon dem Urtheil Schelten verſchieden war 
jedoch das Widerſprechen. Und dieſes Recht Hatte öfters auch 
der Richter 17.). 

Die Verhandlung über ein beim Stabtgerichte gefcholtenes 
Urtheil war jedoch verjchieden, verjchteden in den verſchiedenen Stäb- 
ten und zu den verjchiedenen Zeiten. Derjenige, der das Urtheil 


11) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, IIL, 256. 

118) Dad, I. 6. 59 u. UI, 8. 59. 

12) Stadtrecht bei Schott, p. 256. — „aber fchembe vnd jmaheit hat be 
„vildran men be zume rechten geſworn hat vnd unrecht geteilet bat und 
„mochte lieber zwir buzen.“ bei Wald, $. 171. 

18) Stadtrecht von Bamberg, $. 8. „was bie jhopfen ſprechen vund tei: 
„ien für ein recht, bo bat ber ſchulthes noch nymandt ein zu reden.“ 
vrgl. oben $. 584. 

14) Privilegium von 1219 bei Göſchen, p. 114. und bei Heineccius, an- 
tiquit. Goslar. p. 219. eandem sententiam ipse advocatus non 
reprehendet nec repellet, sed unus tantummodo burgensis, 
et idem invenire debet meliorem. 

15) Stadtreht, c. 32 bei Schott, III, 258. „vnd wenne be (d. b. ber 
Vogt) „nerichte ſitzet be fal nichein (keyn) vrteil teilen. be ne ſal ouch 
„leinez frafen zu rechte. be fal vrteil vregen.“ bei Wald, 8. 177. 

16) Stadtrecht von 1292, B. art. 9 u. von 1497, B. art. 6 bei Lappen: 
berg, I, 104 u. 197. 

17) Vogtrecht bei Grupen, antiquit. Hannov. p. 288. 

178) Meine Bei. ber Fronh. IV, 226. 
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geicholten hatte, mußte nämlich allenthalben ein befleres Urtheil 
finden und zwar auf der Stelle, ehe die übrigen Urtheilsfinder bei- 
geitimmt Hatten. Daher follte über ein gefcholtenes Urtheil nicht 
weiter abgeflimmt werden 1%). Der Urtheilsichelter durfte. zwar 
auch noch nach der Abftimmung (nach der Urtheils Folge ober nach 
des Urtheils Volmortung) das gefundene Urtheil fchelten. Dieſes 
hatte jeboch für ihn den Nachtheil, daß er, wenn er fein befjeres 
Urtheil finden konnte, nicht bloß einem Schöffen, fondern allen 
Urtheilsfindern, welche das Urtheil gefprochen Hatten, büßen 
mußte !9). 


Der Urtheilsfinder, deſſen Urtheil gejcholten worden war, 
mußte den Richterftuhl verlaflen und der Urtheilsſchelter ihn ein- 
nehmen, um cin befjeres Urtbeil zu finden 20). Weber das von dem 
Urtheilsfinder gefundene Urtheil Tonnte nun zwar auf der Stelle 
berathen, Umfrage gehalten und abgeitimmt werben. („Das vrtel 
„bald der frawen vorfprech, vnd kam mit vriel auff die banck, 
„vnnd fprach ein vrtel —. Hierauff Iprechen wir für Necht, das 
„vrtel, das der fchöppe funden bat, ift recht, vnd die ftraffung tft 
„machtloß, von Rechts wegen”) 21). Meiftentheils pflegte aber ber 
Urtheilsichelter das Urtheil nur im Allgemeinen zu jchelten und fo: 
dann, ftatt felbit ein befieres Urtheil zu finden, die Entſcheidung 
an ein höheres Gericht zu ziehen. („der fol jn ftraffen mit diefen 
„woorten, Herr der Richter, das vrteil, das der Schöp gefunden hat, 
„das tft unrecht, — vnd wil mich bes ziehen an die ftabt, do wir 
„vnſer vecht holen folen 22). Das vriel das mir gefunden tft, das 
„ſchild ich, und ift unrecht, vnd bitte der banck ein beſſer vrtel zu 
„finden —. dann fol er ein ander vrtel finden, vnd ziehe fich mit 
„dem vrtel, ba er fich deß von Recht hinziehen fol, das ift an ben 


18) Sächſ. Lr. II, 12 $. 14. Magdeb. Schöffenbrief von 1804 $. 86 bei 
T. u. St. p. 466. Fidicin, I, 98 

19) Sächſ. Weichbild, art. 75 und Gloſſe zu art. 74. Magbeburg. Schöffen: 
urtheil, cap. 4. dist. 2 bei Zobel, fol. 475. 

20) Magbeburg. Schöffenurtbeil, cap. 4. dist. 1 u. 5. bei Zobel, fol. 475 
u. 476. 

21) Schöffenurtheil, cap. 4, dist. 5 bei Bobel, fol. 476. 

22) Sächſ. Weib. art. 74. 
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- „böhern® —) 22), Sp war es in allen Städten des magbeburgi- 
chen und fächfiichen Rechtes 2*), in Goslar 2%), in Berlin 2%), in 
Freiberg 27), in Frankenberg ?®), in Eltwill 2%), in Brünn u. a. m.?9). 
An welches höhere Gericht uun aber das gefcholtene Urtheil ge 
zogen werden folle, war verjchteden in ben verſchiedenen Städten 
beſtimmt. 


§. 584. 


Da mit jeder Erhebung eines Ortes zu einer Stadt die m: 
munität von den ausmärtigen öffentlichen Gerichten verbunden war, 
jo konnte bei ihnen über das geicholtene Urtbeil nicht mehr ver- 
handelt werden. Zwar durfte man fich im Falle des vermweigerten 
Nechtes, wie wir ſehen werden, nach wie vor an die öffentlichen 
Gerichte des Territoriums oder des Reiches wenden. Aus dieſem 
Grunde konnten jedoch die gefcholtenen Urtheile nicht an bie öffent: 
lihen Gerichte des Landesherrn oder des Reiches gezogen werben, 
weil bei einem gejcholtenen Urtheil in ber Megel von feinem ver: 
weizerten Rechte die Rede war. So lang indeflen bie Deutjchen 
Könige in den alten Köntgsftädten, die Bilchöfe und Aebte in den 
Biſchofs- und Abteiftäbten und die übrigen Landesherrn in ben 
Landſtädten die Gerichtsherren waren ($. 476, 488, 498 u. 517), 
jo lang konnten auch die Stadtbürger Die bei dem Töniglichen ober 
Iandesherrlihen Stadtgerichte gefcholtenen Urtheile, zwar nicht an 
die Föniglichen oder landesherrlihen Gau: und Landgerichte, wohl 
aber an den König oder Landesherrn jelbft, nämlich von dem Stell- 


28) Magbeb. Schöfjenurtheil, cap. 4, dist. 1 bei Zobel, fol. 475. vrgl. 
Meine Geh. ber Fronh. IV, 227. 

24) Sächſ. Lr. II, 12 8.4, 11, 18 u. 14. Sächſ. Weihbild, art. 74. 
Magdeb. Schöffenbrief von 1304, &. 68. Magdeburg. Schöffenurtbeil, 
cap. 4, dist. 1, 8 u. 7. bei Zobel, p. 475 u. 476. 

25) Privilegium von 1219 bei Göſchen, p. 114. 

26) Fidicin, I, 98 u. 162 ff. 

27) Stadtrecht, c. 31 bei Schott, III, 267. 

28) Emmerich bei Schminde, II, 747—48. 

29) Bobmann, Il, 664 u. 675. 

30) Schöffenbud, $. 68 bei Rößler. Schwäb. Lr. W. c. 96. 
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vertreter an ben Gerichtsherrn felbft ziehen !). So ging der Zug in 
Köln von dem Stadgeriht an den Erabifchof jelbft, jo lang dieſer 
noch oberiter Richter (summus judex) in der Stadt wur ?). In 
Bremen ging ber Zug von dem Vogtei⸗ oder Stadtgericht an ben 
Biichof. Daher durfte auch bei ihm das Recht geholt werben, 
wenn niemand bei dem Stadtgericht wußte, was Recht war ?). In 
Breslau und Glogau ging der Zug an ben Lanbesherrn oder an 
deſſen Hofrichter). Eben fo in Freiburg ®), in Goldberg und 
Hanau), in Görlig, in Liegnig u. a. m. in Schleſien ?). In den 
Königsftäbten aber ging der Zug von dem Stadtgerichte an den 
König ſelbſt oder an das Fönigliche Hofgericht, 3. B. in Magde- 
burg), in Speier u. a. m. Das Ziehen der Urtbeile von dem 
Stabtgerichte zu Speier an ben König wurde im Jahre 1198 von 
ihm nur deshalb mißbilligt, weil die Bürger von Speier fich ſchon 


1) Shwäb Lr. W. c. 96. „von ſwelecher herren hant baz gerichte ift, 
„da mac man eine urteil wol bin ziehen.“ 

2) Schiedsſpruch von 1268 Nr. 1 u. 40 bei Lacomblet, II, 244 u. 246. 
Quod si in curia appelletur a sententia scabini ad Archiepisco- 
pum. vrgl. noch p. 249 Nr. 40. Es wird hier von einer Appellation 
geſprochen. Allein eine wirkliche Appellation bat e8 damals nody nicht 
gegeben. Es war biejes vielmehr ein Ziehen des geicholtenen Urtheils 
an ben Gerichtsherrn. vrgl. Schreinsurfunden in Quellen, I, 179 u. 
192. 

8) Reverse von 1246 in Assertio lib. Brem p.83. — ei is, a quo in- 
quiritur sententia, dubitat vel ignorat sententiae qualitatem, primo 
juret —, si est appellandum immediste ad praesentiam Domini 
nostri Archiepiscopi appelletur —. 

4) Urk. von 1302 $. 7 bei T. u. St. p. 445. „Wer Burger czu Glogau 
„ist und wirt geczogen aber ber czie fi vor unfers Herren Antlitze, 


„des Fürften, adir vor ſynen Hoveridhter” —. Urk. von 1828, eod. 
p. 208. NRot.2. — ad nostram faciem seu presentiam sive curiam 
— trahitur —. 


6) Urk. von 1887 bei T. u. St. p. 546. 
6) Url. von 1357 bei X. u. St. p. 576 u. 577. 
7) %. u. St. p. 208. 


8) Urk. von 978 $. 4 bei Goldast, const Imp. I, 226. Si contingat 


scabinales sententias reprehendi, illos non posse propterea ad 
ulla alia loca protrahi, praeterguam ad palatiam nostram ante 
principes nostras. 


v. Maurer, Stäbteverfaffung. I. 48 
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vor dem gefundenen Urtheil, alfo noch ehe ein Urtheil geſcholten 
war, an ihn gewendet hatten, während der Zug nur dann zuläßig 
war, wenn ein Urtheil geicholten werben, und zwar unmittel- 
bar nad) dem von bem Urtheilsfinder gefundenen Urtbeil, .ehe 
die Abrigen Urtheilsfinder abgeftimmt hatten, gejcholten worden 
war. (ne aliquis — ad nostram presenciam appellare presumat 
ante latam sententiam, sed post latam sententiam, antequam 
approbata fuerit). Es wurde demnach damals nur der Mißbrauch 
diefes Rechtes, feineswegs das Necht jelbft beftritten 9). 

Wenn nun eim Urtheil geicholten und an ben Gerichtsherrn 
gezogen worden war, fo mußte ſodann biefer felbft und zwar and 
in diefem Falle, fintemal die Städte Immunität von ben auswär: 
tigen Gerichten hatten, in der Stadt jelbit und zwar mit Urtheile 
findern aus der Stadt zu Gericht fiten. Klar und deutlich war 
biejes ausgeſprochen in den fchleftichen Städten. In Breslau und 
Glogau follte der Landesherr oder fein Stellvertreter, der Hofrichter 
oder ein anderer Bepollmächtigter, in der Etabt felbft mit fieben 
Schöffen aus der Etadt Über bie an ihn gezogenen Urtheile ent- 
ſcheiden 19. Eben fo in Goloberg und Hainau !!), in Goͤrlitz, 
Ltegnig u. a. m. 12). Aber auch anderwärts wurde e8 eben fo ge⸗ 
halten. So jaß 3.2. ber Erzbiichof von Köln allzeit mit Schoͤffen 
aus der Stadt Köln zu Gericht, jo oft er dafelbit in dem erz- 
bifchöflihen Palaſt zu Gericht ſaß. Nur follten nicht wieder bie 
ſelben Schöffen, deren Urtheil gejcholten worden war, in zweiter 
Snftanz zu Gericht fiten, wie biejes von den übermüthigen Schöf- 


9) Mandatum von 1198 bei Pertz, IV, 568. vrgl. oben $. 588. 

10) Url. von 1802 $. 7 bei X. u. St. p. 445. — „ben Burger fal man 
„nicht cziben buzzen ber Stat Sloffe, ſunder in ber Stat ſal ber ant: 
„worten und ber Stat ſyeben Scheppfen fullen volgen und im beme 
„gerichte ſiczczen“ —. 

11) Zwei Url. von 1857 bei T. u. St. p. 576 u. 877. — „fo fal ber 
„Czog in ber Stat Muwer do jelbift unb nicht dorus, do fal unjer 
„Anewalden eyner czu komen und by Statjchepfin mit ben Lantfchepfen 
„fulen bo ber Stat Recht teylen und geben * Nach einer anderen 
Urkunde (von 1329 eod. p. 582) durfte jeboch auch in bem Hofgericht 
zu Liegnig über die Urtheile von Golbberg verhandelt werben. 

12) T. u. ©t. p. 208 u. 209. 
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fen begehrt worden war 12). Späterhin hörte jedoch dieſes Ziehen 
der geicholtenen Urtheile an die Deutſchen Könige und Landesberrn 
in allen jenen Städten auf, in welchen bie Städte felbft die öffent- 
liche Gerichtsbarkeit erworben hatten. Gin Rekurs an die Reichs⸗ 
gerichte und an die landesherrlichen Hofgerichte hatte ſeitdem nur 
noch im Falle des verweigerten Rechtes ftatt. Denn die bei dem 
Stabtgerichte geicholtenen Urtheile mußten nun an den neuen Ge: 
richtshern, das heißt an die Stabt oder an ben Stabtrath gezogen 
werben. 


$. 585. 


Urſpruͤnglich Tonnten die gejcholtenen Urtbeile nicht an ben 
Stadtrath gezogen werden, weil dieſer urſprünglich jelbft noch 
feine öffentliche Gerichtsbarkeit gehabt hat. Nur zur Rechtsbeleh: 
rung waren die Etabträthe gleich anfangs befugt. So durften 
3. B. in Speter die vier Monatrichter, wenn fie fich nicht vereini- 
gen Tonnten oder nicht wußten was echt war, die Sache vor den 
Rath bringen und fodann nad des Raths Urtheil das Mecht 
ſprechen 1)J. Eben fo durften bie Echöffen des Stadigerichtes zu 
Worms, wenn fie nicht wußten was Net war, das Recht bei dem 
Rath Helen 2) Desgleihen bei dem Schultheißengeridht zu Bafel 
die Zehner und die Fürfprechen, wenn fie nicht wußten was Recht 
war 3). Selbft im 15. Jahrhundert pflegten fich noch die Urtheils- 
finder bei dem Stabtrath Raths zu erholen, wenn ihnen die Sache 
zu ſchwer wart), Eine Berufung von dem Stabtgericht an ben 
Stadtrat hatte aber urfprünglih auch in jenen Städten nicht 
ftatt 6). Daher hatte in jenen und in einigen anderen Stäbten 


18) Schiedsſpruch von 1258 Nr. 40 bei Lacomblet, IL, 246 u. 249. Eben 
jo Schreinsurfunde von 15. sec. in Quellen, I, 179. vrgl. oben 
8. 585. 

1) Rathsorbnung von 1828 $. 60 bei Lehmann, p. 288. 

2) Alte Urk. bei Schannat, II, 448. „Waz fi (die Schefien) nit finden 
„kunnen, die follent fie in dem Rat holen.“ 

8) Verordnung und Urtheileiprudh aus bem 14. sec. bei Ochs, IL, 868, 
872 u. 874—76. Dienftorbnung aus 14. sec. $. 19 u. 87 in Rechts⸗ 
quelien, I, 67 u. 71. 

4) Ochs, V, 82. 

5) Basler Gerichtsorbnung aus 14. sec. und Urtheilsbriefe yon 1387 u. 

48 * 
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lange Zeit gar feine Berufung von dem Stadtgericht ftatt, 3. 2. 
in Worms 9%), in Wiener Neuftabt ), in Bajel®) u. am. Sn 
Bafel wurde jedoch feit dem 15. Jahrhundert für Fremde und 
für Geiftlihe eine Ausnahme gemacht. Da man fi nämlich 
wegen verweigerter Juſtiz an auswärtige dffentlihe Gerichte wen- 
den durfte und ba auch der geiftlihe Rath und der Biſchof felbft 
fortfuhr Appellationen von dem Stabdtgerichte anzunehmen, fo wurbe, 
um ihnen den Vorwand zu nehmen fid, an fremde Gerichte wenden 
zu müflen, zu ihren (der Fremden und Geiftlihen) Gunften und 
bei Streitigkeiten der Bürger und Hinterjaffen mit ihnen, int Jahre 
1472 eine Zerufung an den Stadtrath geftattet, und zu dem Ende 
ein Ausihuß von drei Rathsherren niebergefeßt (bie Dreierherren 
über die Appellationes verorbnet). Hinfichtlich der Streitigleiten 
unter Bürgern und Hinterfaffen blieb e8 aber bei dem DBerbote 
ber Appellation 9). An diefe Appellationsrichter durften indeſſen 
auch die armen Leute in den von der Stabt erworbenen Land: 
ämtern appelliren '%). Den Bürgern ſelbſt wurde aber bei Itechts- 
händeln von Bürgern gegen Bürger erit im Sahre 1676 unter 
dem Titel einer Nevifion eine Berufung an den Rath zuge: 
ftanben 11). 

Mie in Bafel, fo bat fih nun auch in anderen Städten, in 
manchen Städten ſogar jchon ſeit dem 18. und 14. Jahrhundert, 
aus dem Mechte fih bei dem Stadtrath Raths zu erholen eine 
wirkliche Berufung an den Stadtrath gebildet. Eeitdem nämlich 
die Städte und mit ihnen auch die Stadträthe felbftändiger und 
unabhängiger geworden waren, und feitvem ſie auch noch die öffent: 
liche Gerichtsbarkeit ganz oder theilweile eriworben hatten und ba- 
durch die Gerichtsherren geworben waren, ſeitdem kamen auch bie 


1481 und Bürgereib bei Ochs, II, 872, 376, V, 48 u. 168. Dienii: 
orbn. $. 19 u. 37 in Rechtsquellen, I, 67 u. 71. 

6) Urk. von 1156, 1220 u. 1286 bei Morig, II, 147, 157 u. 171. — 
et non’ appellent ad majorem audientiam. 

7) Stabtredt, c. 118. 

8) Rathsordnungen von 1887 u. 1454 in Rechtsquellen, I, 46 u. 148. 

9) Ordnung von 1472 in Rechtsquellen, I, 200—201. Ochs, V, 48—49. 

10) Rathserkenntniß von 1485 bei Ochs, V, 52 u. 58. 

11) Verordnung beider Näthe von 1676 bei Ochs, VIL, 289 u. 290, 
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Stabtgerichte in größere Abhängigkeit von ihnen. Die Stabtgerichte, 
früber öffentliche, entweder Reichs- oder landesherrliche Ge- 
richte in der Stadt, wurden nun ftädtifche unter dem Stabt: 
rath ftehende Behörden. Nichts war demnach natürlicher, als daß 
man da, wo man bisher fein Necht geholt hatte, nun auch über 
die beim Stabtgerichte geicholtenen Urtheile verhandelte, und daß 
fih aus dieſer Verhandlung nad und nach eine wirkliche Berufung 
bildete. Schon nah dem Stadtrechte von Freiberg , aus dem 13. 
Jahrhundert follte das bet dem Stadtgerichte geftrafte oder geſchol⸗ 
tene Urtheil an den Stadtrath oder an die zwölf Geſchwornen ge: 
zogen und ‚von dieſen darüber erkannt werden. Die Bürger hatten 
demnad das zweifache Necht fich beim Stadtrath Raths zu erholen 
und eben daſelbſt über die geicholtenen Urtheile zu verhandeln !2). 
Eben fo wurde in Hamburg feit dem 13. Jahrhundert beim Stabt- 
rath über das beim Stabtgericht geicholtene Urtheil verhantelt und 
entſchieden 12). Es war dieſes Ziehen des geicholtenen Urtheiles 
an den Stabtrath eine Art von Berufung Und in den “Prozeß: 
alten von 1336 und in ver Gloſſe zu dem Stadtrecht von 1497 
wurde e8 auch fchon eine Berufung genannt und als eine ſolche 
behandelt 19). Eben jo wurde das gejcholtene Urtheil in Lüͤbeck 
und in allen Städten, in denen lübijches Necht galt, von dem 
Stadtgericht an den Stabtrath gezogen 16). Auch in Speier bildete 
ih eine Berufung von dem Schultheißen- und Kämmerergeriht an 
den Stadtrath 1%). Eben jo in Wien 17T), in Bremen 19), in Gos⸗ 
lar 20) u. a. m. Die Stabtgerichte nahmen feitvem die Natur von 


12) Stadtrecht, c. 81 bei Schott, III, 256 u. 257. bei Wald, $. 172 u. 
174. vrgl. oben $. 586. 

18) Stabtredt von 1270, art. 10, von 1292, art. 9 u. von 1497, art. 20 
bei Zappenberg, I, 29, 128 u. 190. 

14) Lappenberg, I, 189. Not. zu art. 18 und Ginfeitung, p. 23 u. 24. 

15) Sad, II, 60 u. 61, IH, 50. Dreyer, Einleitung, p. 384. 

16) Redtsordnung von 1851 u. 1512 bei Rau, II, 26 u. 88. vrgl. oben 
§. 491. 

17) Stabtredt von 1278 bei Lambacher, II, 168. Das Stadtrecht von 
1221 wußte noch nichts von einer ſolchen Berufung an den Stabirath. 

18) Assertio lib. Brem. p. 788 u. 76869. 

19) Göſchen, p. 86 u. 402. 
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ſtaͤdtifchen Untergerichten an und feit dem 16. Jahrhundert wurden 
ſie auch öfter8 Untergerichte oder Niedergerihte genannt, 
3. B. in Hamburg, in Bremen und in Kübed. 

An alten jenen Städten nun, in welchen ſich eine Berufung 
an den Stabtrath gebildet hatte, hörte die Berufung an ben Landes: 
herrn auf. Dies war insbejondere auch in jenen Biſchofsſtädten 
der Fall, welche Neichsftädte geworden waren. Zwar verfuchten 
es die Biſchoͤfe auch in den Neichsftäbten wieder eine Berufung 
von dem Stadtgerichte und von dem Stabtrathe an ihr Hofgericht 
einzuführen. Dies führte zu fortwährenden Kämpfen mit der Bär- 
gerfchaft jener Städte, bei denen jedoch die Bifchöfe meiftentheils 
unterlagen. So nahm in Bafel noch im 15. Jahrhundert das 
geiſtliche Geriht und der Biſchof felbft die oberfte Inſtanz fort- 
während in Anſpruch. Dem Stabtrathb blieb aber allzeit ver 
Steg 2%). Eben jo war es in Speier. Als im Jahre 1480 der 
Biſchof eine Berufung von dem Stadtrath angenommen hatte er- 
hob der Stadtrath dagegen eine Beichwerde und ber Biſchof ver- 
ztchtete fodann auf das von ihm m Anſpruch genommene Recht 21). 
Auch m Bremen wurde nody im 16. Jahrhundert der vergebliche 
Verſuch gemacht die alte Berufung an den Biſchof wieder einzu⸗ 
führen 22). Nur in Worms fiegte nach langen Kämpfen der Bi- 
hof. Auch in Worms hatte zwar bis ins 15. Sahrbundert Feine 
Berufung an das bifchöfliche Hofgericht beitanden. Erſt Biſchof 
Johann machte im Anfang des 15. Jahrhunderts den Verſuch eine 
folhe Berufung einzuführen. Und dieſer Verſuch wurde fpüter 
noch mehrmals wiederholt 22). Allein erit die Nachtung von 1519 
führte zum Ziel. Und ſeit biefer Zeit ging denn auch von bem 
Stadtgeriht und von dem Stadtrath zu Worms eine Berufung an 
das bifchöfliche Hofgericht, jedoch unter fortwährennem Widerſpruch 
der Stabt und der ftäbtiichen Behörden 29). 


20) Ochs, IV, 843, 344, 346 fi., 359, V, 82 u. 88. 

21) Lehmann, p. 951 u. 952. 

22) Assertio, p. 836. Noch im 16. sec. wurde zuweilen vom Rath an 
ben Erzbiſchof appellirt. Donanbdt, I, 165. Not. 

28) Zornius, p. 265 u. 266. Mori, I, 551, II, 54—61. 

24) Rachtung von 1519, $. 28 bei Schannat, II, 827. vrgl. noch p. 4b. 
und Morig, IL, 61 fi. 


Appellation. Holung. 769 


In vielen Städten nun, in welchen ſich eine Berufung an 
ben Stadtrath gebildet und die Berufung an den Landesherrn ver: 
Ioren hatte, durfte auch das von dem Stabtrath gefundene Urtheil 
wieder angefochten werben. Und dann mußte entweber in bem 
Stabtrath felbft Aber das angefochtene Urtheil verhandelt und ent- 
ichieden werben, oder das Urtheil wurde an ben Rath oder an ben 
Schoͤffenſtuhl einer anderen Stabt gezogen. 

In manchen Städten durfte nun zwar das won dem Stadt: 
rath erlaſſene Urtheil nicht mehr gefcholten, wohl aber eine 
Art von Läuterung beffelben begehrt werden. Die mit dem Ur: 
theil unzufrievene Partei konnte nämlich von dem Stabtrath ver 
langen, daß ihr das Buch aufgeichlagen, verlefen und erläutert 
werde. Und man nannte biejes Rechtsmittel ein Ziehen des 
Urtheils an das Bud. Es Hatte auch in biefem alle eine 
neue Verhandlung vor dem Stabtrath ftatt. Denn nad einer Be⸗ 
ftimmung des Stadtrechte von Hamburg jollten die Parteien jelbjt 
ihr befieres Necht aus dem Buch nachweifen 25). Ohne eine neue 
Verhandlung war dieſes aber nicht möglich. Die Entſcheidung 
hatte übrigens wieber der Stadtrath und, wenn diefer uneinig war, 
die Mehrheit des Rathes. Kin jolches Ziehen des Urtheils an das 
Bud hatte ftatt in Hamburg 2°), in Lüber 27), in Goslar 2%), in 
Stade 29), in Wismar u. a. m. Bon biefer Enticheidung des Raths 
hatte Fein weiterer Zug mehr ftatt. Denn das Buch galt als das 
oberſte Gericht über den Rath 30). 


25) Stadireht von 1270, VI, 80, von 1292, G. 25, und von 1497, A. 28 
bei Zappenberg, I, 87, 183 u. 192. — „beme dat orbel nicht bebaget, 
„be mot it wol wedder teen in dat bod —, vnde he ſchal to deme 
„negesten binge, aljo be rad uppe beme hus is, bat bod lejen la⸗ 
„ten, vnde bewiſen eyn recht ordel.“ 

26) Stadtrecht von 1270, pr. und VI, 11 u. 30, von 1292, G. 10 u. 25 
und von 1497, A. 22 u. 23 bei Lappenberg, I, 1, 30, 37, 128, 188 
u. 192. 

'27) Hash, I, 806 u. 825. Lübiſches Rechtsbuch, $. 249 bei Cronhelm, 
corpus stat. provinc. Holsatiae, p. 60. 

28) Stadtrecht bei Göſchen, p 87 u. 402. 

29) Stadtrecht von 1279, art. 10 bei Pufendorf, L, 198. 

80) Gloſſe zum Hamburg. Stadtreipt von 1497, A. 28 bei Lappenberg, I, 
192. „Duth boed — is bat ouerfle gherichte bouen ben Stadt“ --. 
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Bon diefem Ziehen bes Lirtheiles an das Bud, verichieden 
war das Auffhlagen des Buchs um zu erfahren was Recht 
fei, ehe noch ein Urtheil gefunden worben war, wiewohl auch die 
jes öfters ein Ziehen des Urtheild an das Buch genannt worden 
ift, 3. DB. bei dem Staptgericht zu Augsburg 2%). 

An vielen anderen Städten durfte auch das von dem Stabt- 
rath gefundene Urtheil wieder geſcholten werben. Und dann 
hatte in manchen Städten eine abermalige Verhandlung in dem 
Stadtrath felbft ftatt, 3. B. in Salfeld 32), in Teuchel 222) u.a. m. 
In den meiften Städten wurde jedoch das bei dem Stabtrath oder 
auch bei einem Stadtgericht geſcholtene Urtheil an den Rath oder 
an den Schöffenftuhl einer anderen Stabt, aljo an einen auswaͤr⸗ 
tigen Oberhof gezogen. 


Sberhoth. 
§. 586. 


Der Urfprung der Oberböfe ift immer noch nicht ganz im 
Klaren, wiewohl in neueren Zeiten auch in diefer Beziehung Be: 
beutendes geleiftet worben iſt!). Die Oberhöfe haben, wie id 
glaube, einen ſehr verjchiebenartigen Urſprung, fo wie fie denn felbit 
auch von ſehr verjchiedener Art find. Hier tft natürlih nur von 
den ftädtiichen Oberhöfen die Rede, und ihr Urfprung ift theils in 
der grundberrlichen Gerichtsbarkeit zu fuchen, theil® und haupt: 
ſächlich aber in der Uebertragung des Nechtes einer Stadt auf eine 
andere, oder auch in der freien Wahl eines auswärtigen Ober: 
hofes, theils auch in kaiſerlichen oder landesherrlihen Verfügungen. 

Sehr viele Oberhoͤfe haben nämlich in einer grundherr: 
lihen Gerichtsbarkeit ihren Urſprung. Wie in jeder anderen 


vrgl. über diefe Berufung auf das Buh Homeyer, Richtſteig Land: 
recht, p. 517— 519. und Haltaus, p. 1720-21. 

81) Urk. von 1281 in Mon. Boic. 88, I, p. 152. „Da; wart gezogen an 
„daz buch daz fait alſo“ —. 

32) Stadtrecht aus 13. sec. $. 68 bei Wald, I, 30. 

828) Stabtreht von 1611, art. 4 $. 4 bei Walch, V, 171. 

1) Michelſen, bev Oberhof zu Lübeck, p. 1—15. Thomas, der Oberhof zu 

Tranffurt am Main, p. 58 ff. 
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Grunbherrſchaft das gefcholtene Urtheil an den Grundherrn felbit 
oder an ben grunbherrlichen Oberhof gezogen und dort das Recht 
geholt werben durfte ?), jo auch in vielen Etädten, wenn dieſe ent- 
weber felbft grundherrlich oder ter Sit eines grunbherrlichen Ober- 
hofes waren. So ging in Dürfheim ber Zug von dem Stadt: 
gerichte an ven Grundherren (den Abt von Limburg) oder an befjen 
Stellvertreter 2). Und da ber oberfte Fronhof der Abtei ſich in 
Dürkheim befand, ſo war er der Oberhof für alle übrigen Fron⸗ 
höfe der Abtei, wie diefes das grüne Buch von Türfheim aus: 
drücklich ſagt. „Alle die Frohnhöff dep Gottshaußes zu Schiefer: 
„satt, zu Wachenheim, zu Sultzbach, zu Fürbach, zu Eichen vnd 
„alle deß Gottshufe gefind were, daß fie vmb ein Vrtheil ober vmb 
„ein Recht nit welten, die follen und mögen fi) beruffen in den 
„Frohnhof zu Türdheim, vnd follen da hören und nehmen Recht, 
„Vrtheil vnd ande Recht dei Hoffs, und waß man da thetiget, das 
„ſollen fie fteet ballten.“ Eben fo find aus ten erzbiichöflichen 
Oberfronhöfen (curtes majores) zu Eltvill, Rüdesheim und 
Lorch die dreiOberhöfe des Rheingaus hervorgegangen 1). Des: 
gleihen in vielen Biſchofsſtädten bie Dberhöfe des Stiftes. Jeder 
Biſchof pflegte nämlih an feinem Biſchofsſitze einen Fronhof zu 
haben, welcher der Ci ver oberften herrichaftlichen Verwaltung 
und Rechtspflege der ganzen Herrichaft war. Das daſelbſt zu 
haltende Fronhofgeriht war demnach der Oberhof für das ganze 
Stift, d. H. für die gefammten grundherrlichen Lande des Stiftes. 
Nachdem nun das oberite Fronhofgericht ein Stadtgericht geworden 
oder mit dem Ctabtgerichte vereiniget worden und biejes von ber 
Stadt jelbft erworben worden war, fo trat nun dieſes Etadtgericht 
oder der Stabtrath felbft an die Stelle des früheren bijchöfltchen 
Dberhofes und des oberften Fronhofgerichtes. Die Immunität ber 
Stabtigerichte und der Stabträthe von fremden Gerichten fteht dem 
teineswegs entgegen. Denn bie Immunität bezog fich bloß auf 
die Öffentliche Gewalt. Die grunpherrlihe Gerichtsbarkeit ward 
dadurch gar nicht berührt. Auf dieſe Weife wurde denn der Stabt: 


3) Meine Geſch. der Fronh. IV, 228 ff. 
8) Meine Gejh. der Markenverfaffung, p. 299 u. 9683. 
4) Bomann, II, 668 u. 6685. 
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rath von Speier der Oberhof für Kaiferslautern, Auneiler, 
Lauterburg, Bruchſal (Bruſſel) und für noch andere im Stifte ge- 
Icgene Dörfer, wo diefe ihr Urtheil und Recht, das fie nit Tann: 
ten und nicht verftanden, fuchten und fanben 5). Auf dieſelbe Weiſe 
wurde ber Etadtrath von Straßburg der Oberhof der im Stifte 
liegenden Städte und Törfer, wie dieſes ſpäterhin in dem Vertrage 
mit dem Bifchof von. 1263 auch anerkannt worben ift). Aus 
bemfelben Grunde dürfte wohl auch der Stabtrath von Mainz 
ber Oberhof der im Rheingau liegenden Städte und Dörfer ge 
worden ſein ). Auch die berühmten Oberhöfe zu Köln uud zu 
Magdeburg hatten vielleicht einen ähnlichen Urfprung. Daher 
Iprachen die Schöffen von Magdeburg von einem Ziehen des ge: 
ſcholtenen Urtheiles auf den Königshef oder auf die Pfalz, d. 5. 
anf den Töniglichen Fronhof und an das Zönigliche Fronhofgericht 
zu Magdeburg °), zu einer Zeit noch als es in Magteburg einen 
Königshof mehr gab. Jedenfalls war biefes aber bei dem Ober: 
hofe zu Frankfurt ber Fall. Sn Frankfurt am Main beitand 
ichon jeil dem 10. Jahrhundert ein Pfalzggeriht, d. h. ein Fönig- 
liches Fronhofgericht, für die um die Stadt herumliegenden berr: 
ſchaftlichen Neichslande, zu denen auch bie in ber Graflchaft bes 
Bornheimer Berges gelegenen Ortichaften gehört haben. Nachdem 
nun das Pfalsgericht ein Stadtgericht geworden war, jo wurbe 
biefes ber Oberhof für die in ben Reichslanden liegenden Ort: 
Ichaften. Und es blieb auch ihr Oberhof nachdem das Geriht von 
der Stabt erworben worden war). Auch ber Oberhof zu Dort 


5) Lehmann, p. 275, 575 u. 805. 

6) Vertrag von 1263, $. 9 bei Schilter zu Königshoven, p. 730. und 
Wencker, von Außburgern, p. 25. 

7) Bodmanu, I, 28, U, 675 

8) Schöffenurtheit, cap. 4. dist. 7 bei Zobe, p- 476. — „onb zöge ſich 
„deß aufj dei Königes Hoff, auch in ein gebegt Ding in Magbeburgi: 
„nem Recht.“ Sächſ. Weihbild, art. 12. (ober 13), „So ziehen fie 
„— gen Magdeburg vor den Pfaleng auff ben hoff“ —. Dieſes Fron⸗ 
hofgericht des Königs ift von dem Reichshofgerichte verſchieden, welches 
ebenfalls in dem königlichen Fronhofe gehalten zu werden pflegte. vrgl. 
oben $. 584. 

9) vrgl. von Fichard, Entflebung von Frankfurt, p. 54—56. Thomas, 
Oberhof zu Frankfurt, p. 72, 122 u. 128. und oben $. 472. 
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munb fcheint eimen ähnlichen Urſprung zu haben. Denn au 
Dortmund hatte einen Reichshof mit einem dazu gehörigen Fron- 
hof» oder Pfalzgeriht. Der Oberhof verbreitete ſich fpäterhin zwar 
.auch noch über andere Städte und Dörfer, welche urſprünglich 
nicht zum Reichshof gehört haben, wie dieſes auch bei Köln, Frank⸗ 
furt, Magdeburg und wahrjcheinltih auch bei Speier und Etraß- 
burg ber. Fall war. Die erſte Entftehung des Oberhofes hängt 
aber bei allen tiefen Stätten, wie es mir fcheint, mit dem alten 
Neichshof oter mit dem landesherrlichen Oberhof zufammen- 


Bei weitem die meiften Städte hatten jedoch ihren Oberhof bei 
einer anderen Stadt, mit welcher fie weder durch eine grundherr- 
lihe noch durch eine öffentliche Gerichtsbarkeit verbunden waren. 
Und fe hatten ihren Oberhof entweder bei dem Stadtrathe felbft 
ober bei dem Stabtgerichte das heißt bei dem ES chöffenftuhl dieſer 
Stadt, wie diefes für viele Städte z. B. in Frankfurt und m Mag- 
beburg der Fall war. ($. 493.) Der tiefere Grund diefer ganz 
eigenthümlichen Erſcheinung liegt in der erften Entſtehung und Aus: 
bildung des Stabtredhtes ſelbſt. Tas alte Etabtrecht war näm: 
li urſprunglich ein Recht der freien Kaufleute oder ein Marktvecht, 
weldyes erft nach und nach zu einem eigentlichen Stadtrecht erwei⸗ 
tert worden iſt. Aus demſelben Grunde nun, aus weldhem bie’ 
Märkte nicht unter ven Gaus und Landgerichten geftanben ‚haben, 
nit unter ihnen ſtehen Tonnten, aus bemfelben Srunte Tonnte 
daher auch das an einem Marktorte gefundene Urtheil nicht an ein 
Gau⸗ ober Landgericht gezogen werben. Der Marktort konnte viel- 
mehr nur bei einem anderen Marktorte feinen Oberhof haben, an 
welchen man bie gejcholtenen Urtheile ziehen und bort fein Recht 
holen konnte. ($. 51 u. 91.) Die meiften Oberhöfe diefer Art hän- 
gen nun mit der Mittheilung des Stabtrechtes an eine andere Stabt 
zujammen. Denn nichts war natürlicher, als fein Recht an jenem 
Orte, wo man e8 erhalten Batte, auch ergänzen und in ftreitigen 
Fällen entſcheiden zu laſſen. Eehr viele Stäbte wählten übrigens 
auch irgend eine berühmte Stabt zu ihrem Oberhof, wenn ſie aud) 
ihr Recht nicht von ihr erhalten hatten, ober fie erhielten einen jol- 
Ken ſtädtiſchen Oberhof durch eine Fänigliche oder Tandbesherrliche 
Berfügung. Die öffentlichen Gerichte, alfo auch die in einer Stabt 
befindlichen Neichsgerichte, waren aber dabei ohne allen Einfluß, 
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wiewohl man biefes insgemein glaubt, z. B. Eihhorn !9), Tho- 
ması), Michelfen!?) u. a. m. Dur die Erhebung eines 
Ortes zu einer Stadt wurde nämlich wegen der bamit verbundenen 
Immunität von den Gau: und Landgerichten die Kompetenz des in 
der Stabt befinblichen Hffentlichen Gerichtes auf die Stabt felbft 
beichränft, und an die Stelle de8 Gau: oder Landgerichtes ein eige- 
nes Etadtgericht eingelegt. Damit hörte aber aller Jufammenhang 
bes Öffentlichen Gerichtes in der Stadt mit den nicht im ftädtiichen 
Gebiete liegenden Orten von felbit auf. Auch haben fich die jtäbti- 
jchen Oberhöfe gerade deswegen gebildet, weil man den Einfluß 
ber Öffentlichen Gerichte außerhalb der Stabt (der Gau: und Land⸗ 
gerichte) nicht wollte. Sie bildeten ſich meiftentheils fogar erſt feit- 
dem die Etabträthe eine gewiſſe Unabhängigkeit und Selbitjtändig- 
feit von ber Öffentlichen Gewalt erlangt ober auch bie öffentliche 
Gerichtsbarkeit jelbft fchon erworben hatten. Auch konnte fih nur 
auf diefe Weiſe ein von dem Landrecht unabhängiges und felbfiän- 
diges Stabtrecht bilden. 

Die meilten Oberhböfe hängen nun mit der Mittheilung des 
Stabtrechtes zufammen. Die Mutterjtadt, von welcher man das 
Stadtrecht erhalten, wurde dee Oberhof der Tochterftadt. So 
erhielt bereit8 in 12. Jahrhundert Freiburg im Breisgau fein Recht 
"von Köln und zu gleicher Seit dort feinen Oberhof. Eben jo Sten- 
bal fein Necht von Magdeburg und ebenbafelbft feinen Oberhof. 
($. 51.) Viele Stäbte machten es gleich bei der Mittheilung des 
Stadtrechtes zur Bedingung, daß die Mutterftabt auch der Oberhof 
ber Tochterſtadt fein folle, 3. B. Frankfurt am Main 12). Auch 
Dreslau, welches vielen fchlefiichen Städten das magbeburgiiche 
Hecht mitgetheilt hatte, ließ ſich von biefen Städten verjprechen, daß 
fie ihre Nechtsbelehrungen nirgends anders als in Breslau holen 
wollten, 3. B. von ber Stabt Liegnitz!“), von Olmüß 15), von 


— — — — — — — 


10) Staats: und Rechtsgeſch. F. 291, p. 390. 

11) Der Oberhof zu Frankfurt, p. 55 ff. u. 69 fi. 

12) Der Oberhof zu Lübed, p. 8. 

13) Stadtrecht von 1297, $. 21 in Wetteravia, p. 255, und bei Thomas, 
p. 219. 

14) Urk. von 1802 bei T. u. St. p. 448. 

15) Urk. von 1852 dei T. u. St. p. 6568-69. 
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Ramslau 1%), von Großftrehlik 17), von Oberglogau !*), von Te: 
ſchen 10) u. am. Auch die zahlreichen Städte, welche Tübifches 
Recht erhalten hatten, erhielten mit diefem zu gleicher Zeit das Zug⸗ 
recht an den Nath zu Lübeck, alfo den Rath von Lübeck zum Ober: 
hof. Die älteften Handichriften des Lübifchen echtes enthalten 
bereitö bieje Beitimmung 2%). Und biefelbe Beitimmung findet fich 
noch in dem lübiſchen Stadtrechte von 1680, V, tit. 10 °S. 1. 
Eben fo follten die Städte in der Wetterau, welche ihr Hecht von 
Frankfurt erhalten hatten, beim Stadtrath zu Frankfurt ihren Ober: 
hof haben 2°). Auch Aichach hatte jein Recht von München und 
den Rath von München als Oberhof erhalten 22), Eben fo hatte 
die Reichsſtadt Buchhorn ihr Recht von ber Reichsſtadt Ueberlingen 
erhalten und dort auch ihren Oberhof 22). Breslau und Goͤrlitz 
hatten ihr Necht von Magdeburg erhalten. Daher holten fie dort 
auch ihr Necht 2%). Auf einer eben jolchen Mittheilung des mag⸗ 
deburgifchen Rechtes an die Stabt Brandenburg und von bieler 
Stadt an Spandau und von Spandau an andere Städte der Mark 
Brandenburg beruhte wahrjcheinlich auch das Zugrecht vieler bran- 
denburgifchen Städte nad) Spandau, von Spandau nad) Branben- 
burg und von Brandenburg nach Magdeburg 2°). 

Sehr viele Städte wählten aber auch irgend eine berühmte 
Stadt zu ihrem Oberhof, ohne ihr Recht von diefer Stadt erhalten 
zu haben, oder fie erhielten einen foldhen Oberhof durch eine Kb: 
niglihe oder landesherrliche Verfügung. Auf Diele 
Weiſe erhielten viele Städte in ber Wetterau, in Heſſen u. a. m. 


— — -.. — — ——— — 


16) Urk. von 1859 bei T. u. St. p. 660 -81. 

17) Urk. von 1362 bei T. u. St. p. 581. 

18) Urf. von 1872 u, 1878 bei X u. St. p. 598 u. 594. 

19) Urt. von 1874 bei T. u. St. p, 595. 

20) Codex von 1240, c. 111 bei Westphalen, III, 662. Had, II, 61 u. 
III, 50. Michelſen, p. 12 ff. 

21) Urk. Karl IV von 1366 in Wetteravia, p. 258. 

29) Stadtrecht von Aichach von 1817 bei Lori, p. 59. 

28) Privileg von 1275 bei Mofer, Reichsſtädt. Handb. I. 262. 

24) T. u. St. p. 115. Theodor Neumann, Magdeburger Weisthümer aus 
dem Görlitzer Rathsarchive. Görlig. 1852. 

25) Riedel, Die Mark Brandenburg im Jahre 1250, I, 548. 
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den Rath von Franffurt als ihren Oberhof ohne das franffurter 
Stabtreht erhalten zu haben 2%). Auch Erfurt holte fein Recht 
aus freiem Antrieb in Franffurt 27). So hatten 3. B. jene heſſi⸗ 
ichen Städte, welche nach fränkiſchem Recht lebten, offenbar aus 
biefem Grunde ihren Oberhof beim Stabtrath zu Frankfurt. Denn 
ihr Stadtrecht Hatten fie nicht von Frankfurt erhalten 22), Eben 
jo haben ſich viele in den Stiftern Straßburg, Speter und Mainz 
gelegene Stäbte, dem Stabtrath von Straßburg, Speier und Mainz 
offenbar freiwillig unterworfen, indem fie in feinem grundherrlichen 
Verband mit den landesherrlichen Fronhöfen geftanden und auch 
ihr Recht nicht von jenen Stäbten erhalten haben. Daſſelbe war 
offenbar auch in Köln und Dortmund der Fall. Viele von ben 
Ortichaften und Etädten, welche ihren Oberhof in Köln oder Dort: 
mund hatten, haben wohl urfprünglich zu dem erzbifchöflichen Fron⸗ 
bof in Köln oder zu dem Reichshofe in Dortmund gehört und find 
Ipäter mit dem herrfchaftlichen Oberhof an die Stabt übergegangen. 
Andere Städte haben wohl auch ihr Recht von Köln oder Dort: 
mund erhalten. Viele Städte haben fich aber ganz gewiß audh frei- 
willig jenen Oberhöfen unterworfen. Dies gilt zumal von dem 
Oberhofe zu Dortmund. Denn Dortmund hatte einen weit verbrei- 
teten Dberbof, unter welchem nicht bloß die Stadt Hörter und bie 
ganze Abtei Korvei, fondern auch noch alle zwifchen Weſer und 
Rhein gelegenen Etädte Paderborn, Herford, Minden, Wejel u. a. 
m. ftanden 2%). Und nach dem. alten Stabtrechte follte Dortmund 
fogar für alle Deutſche Stäbte, welche im römiihen Reih auf 
jener Seite der Alpen lagen, der Oberhof fein 2°). Nun wirb aber 


26) Thomas in ber Wetteravia, p. 257 bis 278. Thomas, Oberhof, p- 
117 ff. 

27) Urt. von 1261 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 122. 

28) Thomas in Wetteravia, p. 270. 

29) Wigand, Archiv, II, 1 p. 54, Ill, 3, p. 15 u. 19 ff. Mehrere Dort: 
munder der Stabt Weſel ertheilte Rechtsſprüche bei Wigand, IV, 422 
— 419. 

80) Siadtrecht, 5. 22. bei Wigand. Omnes sententie de quibus dubita- 
tur requirende sunt apud nos de omnibus civitatibus teutonicis 
que sunt in Romano imperio ex ista parte alpium. 
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doch niemand behaupten wollen, daß alle diefe Städte ihr Recht 
von Dortmund erhalten oder in einem reichSgrundherrlichen Ver: _ 
bande mit jenem Reichshofe geftanden haben. Defters mußten fich 
auch die Nechtfuchenden Gemeinden durch fchriftliche Reverſe zum 
Wiederkommen verpflichten, ehe ſie eine Nechtsbelehrung erhielten 31). 

, Andere Städte erhielten ihren Oberhof dur eine König- 
liche oder landesherrlihe Anordnung oder Beftätigung- 
So erhielt die Etabt Limburg an ber Lahn das Zugrecht an ben 
Oberhof zu Frankfurt von dem Herren von Limburg 22) und von 
dem Kaiſer KarlIV wurde es ſpäter bejtätiget??). Auch der Reiche: 
ſtadt Selnhaujen beftätigte Kaifer Ludwig der Baier das Zugrecht 
an einen ftädtifchen Oberhof 2%. Diele ſchwäbiſche Neichsftäbte er: 
hielten ihren Oberhof bei einer anderen Reichsſtadt durch eine Kai: 
jerliche Anorbnung 3). Und auch die Verfügungen hinſichtlich des 
Schöffenftubls zu Aachen rechne ich dahin. Denn die Anfiht von 
Thomas, welcher diefen EC chöffenfiubl für ein Kaiferliches Hofge: 
richt oder Reichsgericht Hält 2%), Tann ich aus den angegebenen Grün: 
den nicht theilen. Eben ſo ertheilte der Biſchof von Münfter ber 
Stadt Bocholt das Zugrecht an das Stadtgeriht von Münfter 37), 
dann der Bifchof von Paderborn der Stadt Driburg das Zugrecht 
an den Rath von Paderborn 2%), der Markgraf von Brandenburg 
allen brandenburgiichen Städten das Zugredht an den Stabtrath 
(an den Schöffenftuhl) zu Brandenburg ?9), und in der Neumark 
ber Städten Küjtrin, Berlindhen , Landsberg, Zelle und Bärwalde 
das Zugreht an den Stabtrath (Schöffenituhl) zu Soldin 29). 
Eben jo die Herzoge von Oppeln Ratibor allen in ihrem Lande 
mit flämifchem Rechte begabten Ortichaften das Zugreht an die 


81) Bodmann, II, 664, 675 u. 677. 

82) Urf. von 1279 in Wetteravin, p. 264. und Thomas, Oberhof, p. 146. 
88) Urf. von 1856 bei Wend, Heſſ. Geſch. I, p. 327 Not. 

84) Urk. von 1882 bei Bobdmann, II, 887. 

85) Thomas, Oberhof, p. 64. 

86) Thomas, Oberhof, p. 55 u. 56. 

87) Urk. von 1221 bei Wigand, II, 848. und Statute, eod. II, 1. 

88) Urk. von 1845 bei Wigand, II, 864. 

89) Urf. von 1815 bei Zimmermann, V, 164—165. Rot. 

40) Zimmermann, I, 166. 
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Stabt Ratibor #1), der Biſchof von Breslau allen ihm gehörigen 
Städten und Dörfern das Zugrecht an die Stadt Neifle ??), der 
Herzog von Schlefien allen im Bezirfe von Goloberg liegenden 
Ortichaften das Zugrecht an bie Stabt Goldberg 1?) u. |. w. 

Auf diefe Weiſe entftanden.deun fehr viele Oberhöfe in Deutich- 
fand, von denen das neue Stadtrecht über ganz Deutihland und 
jelbft noch welter ausftrömte und fich verbreitete. Der Strom ging 
zwar urfprünglich nur von einigen wenigen alten Städten aus, in 
denen fich der freie Berfehr und das damit zufammenhängende Recht 
zuerft gebildet hatte, von Köln, Soeft, Lübeck, Magdeburg, Frank⸗ 
furt u. a m. Allein auch die Tochterftäbte theilten bas von ihrer 
Mutterftadt empfangene Recht wieder anderen Stäbten mit und 
wurden fodann ſelbſt wieder die Oberhöfe diefer Städte. Freiburg 
im Breisgau, welches fein Recht von Köln erhalten hatte, theilte 
es wieder vielen anderen Städten in der Schweiz, im Elſaß und 
in Schwaben mit. Daher war Freiburg noch im 15. Jahrhundert 
der Oberhof von 32 Städten und Dörfern, unter denen fidh auch 
Tübingen, Reutlingen, Ueberlingen, Ehingen, Fürftenberg u. a. be: 
fanden #). Gelnhauſen, ‚welches fein Recht von Frankfurt er: 
halten und bafelbft feinen Oberhof hatte, wurbe jeinerjeitS wieder 
der Oberhof von Hammcelburg, Hünfeld, Mergentheim, Steinau, 
Mphoven, Salmünjter, Haſelach und Schmalkalden #5). Heilbronn, 
das feinen Oberhof in Frankfurt hatte, war wieder ber Oberhof 
von Hal in Schwaben und Halt felbjt wieber der Oberhof von 
Ullenshoven, Eppingen-und Schefflenz 4%). Halle batte fein Recht 
von Magdeburg erhalten und theilte es jelbjt wieder Neumarkt 47) 
und dieſe Stabt wieder anderen Stäbten in Schlefien mit. Bres- 
lau, Sdrlig und Schweidnitz hatten ihr Recht von Magbe- 
burg erhalten und theilten es wieder vielen anderen Stäbten in 
Schleſien und biefe wieder anderen Städten mit. Breslau hatte 


41) Url. von 1286 bei X. u. St. p. 408—404. 
42) Urt. von 1290 bei X. u. St. p. 409—410. 
48) Urf. von 1292 bei T. u. St p. 415 u. 416. 
44) Schreiber, II, 182. 

45) Wetteravia, p. 261 — 262. 

46) Wetteravia, p. 268. 

47) Scyöffenbrief von 1285 bei T. u. St. p. 294. 
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ſich aber, wie wir gejehen, al8 Oberhof anerkennen laffen und wurde 
daher die Hauptitabt von Schleften 4%). Auch Kaffel murbe ber 
Dberhof (Meberhof) der Stäbte Wolfhagen 19), Wißenhaufen u. a. 
m. 5%), Eifenach der Oberhof für die thüringiichen Stähte #1), 
Stettin der Oberhof der meilten Städte in Bonmern, Branden- 
burg ber Oberhof ber brandenburgifchen Städte 52), Aichaffen- 
burg der Oberhof von Seligenftabt 52), Brünn der Oberhof für 
viele Städte in Böhmen und Mähren 5%), München der Oberhof 
der batrifchen Stäbte n. |. mw. 

Mehr oder weniger unvollftändige Verzeichniffe der Über ganz 
Deutſchland verbreiteten zahllojen Oberhöfe findet man bet Gru- 
pen 55), Dreyer 5%) und Thomas 5”), auch bereits fehon im ſäch⸗ 
ſiſchen Weich bild (art. 10.) und ein vollftändiges Verzeichniß der 
mit lübiſchem Rechte bewibmeten Städte bei Michelfen 5%) und 
der mit Frankfurter Necht bewidmeten Städte bei Thomass®), 
Wie wenig vollftändig aber bie oben erwähnten Verzeichnifie find, 
beweißt unter Anderem das Stadtrecht von Tübingen. Denn, 
während Tübingen nirgends als Oberhof genannt wird, ſteht auf 
ber inneren Seite ber vorberen Dede des alten auf Pergament 
geichriebenen Stabtrechtes von 1493 mit alter Handſchrift: „Nota 
„diß bernach gefchriben ftett. märcktt vnnd dörff hollentt ir urttel 
„onnd rechtt allljie zu tiiwingen: Brach, Minefingen, plawpuren, 
„harenberg, nagbtt, wildperg, bulach, Calw, böblingen, Sindelfingen, 
„Löwenberg, Brunigen, Vaihinngen, Afperg, Hainittffen, Hayter⸗ 


48) T. u. St. p. 115-117 217 u. 218. 

49) Ealbuch von 1555 bei Kopp, Hell. Sr. II, 169. 

50) Salbuch bei Kopp, II, 158. vrgl. no Kopp, I, 848. 
51) Etabtreht von 1288, $. 17 bei Gaupp, L, 201. 

52) Zimmermann, I, 162 ff. 

58) Grimm, I, 507. Stabtorbnung von 1527 bei Steiner, Geſch. von Se: 
‚  Tigenftabt, p. 870. vrgl. noch p. 144 u. 849. 

54) Rößler, Einleitung, p. 90. 

55) Grupen, discept. forens. p. 759—760. 

56) Dreyer, Einleitung, Lüb. VrD. p. 272—277. 

567) Thomas, Oberhof zu Frankfurt, p. 194— 202. 

58) Michelfen, Oberhof von Lübed, p. 47—82. 

59) Thomas, p. 117 bis 162. 

v. Maurer, Stäbieverfaffung. ILL 49 
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„bach, Elbingen, Rottenburg am necker, Horw, Brechttelfingen, Ve⸗ 
„ringen ſtat vnd dorf, Gammertingen, Hachingen, kellmuntz, Aichach, 
„Vnderrot und Oſterberg, Zwinaltten, Hättingen, Dornftatten, Bon⸗ 
„dorff, Jemmingßhain, Hußen im ſchainbuch, wyttingen, Gennckin⸗ 
„gen, Vndinden, Oberndorff, Bolttringen, Jeſingen, Luſtnow, wyl 
„m ſchainbuch, Alttorff, Tußlingen, Nera, Moͤßingen, Eſchingen, 
„Talhain, Vodeshuſen, Binuigen, Jettenbruck, Moͤrinngen, kuſter⸗ 
„tingen, walttorff, haßlach, Binbel, Dornach, ſchlaittorff, Ziett, Of⸗ 
„fertingen, Alttenburg, Sichenhuſen, Kummelſpach, Tegerſchlatt, 
„Cunnttingen, Braittenholtz, Terendingen, wyla, kilperg, wannkey, 
„pfeffingen, ryſten, RZallingßhen, Kebgardt, hagenloch, Offertingen 
„mit dem hechgericht.“ 


g. 587. 


Diefe Oberhöfe hatten eine boppelte Beftimmung. Sie 
dienten einerſeits zur Berathung der Parteien!) oder der Ur: 
theilsfinder, welche bet ihnen ihr Recht holten, wenn fie nicht wuß⸗ 
ten was Recht war. Anbererjeits dienten fie aber auch als eine 
Art von Berufungsinftanz, wenn ein gefcholtenes Urtheill an 
fie gezogen worden war. Manche Oberhöfe dienten nun bloß als 
‚Berufungsinftanz, andere aber und zwar die meiften für beides. 
Einen Oberhof, der nur zur Nechtsbelehrung gedient hätte, Tenne 
ih niht. Bloß als Berufungsinftanz für die gefcholtenen 
Urtheile diente, wenigitens feit tem 15. Sahrhundert, der Stadt—⸗ 
rath zu Lübed allen jenen Städten, welche nach lübiſchem Necht 
lebten. Es wurben zwar aud) Rechtsbelehrungen zu Lübeck gejucht. 
Sie bildeten jedoch nur eine Ausnahme von ber Regel. Denn ber 
Rath von Kübel pflegte die Nechtsbelehrungen entweder gänzlich 
zu verweigern oder fie wenigjtens nur mit bem Bemerlen zu er- 
theilen, daß e8 aus bejonderer Gefälligfeit geichehe ?). In der Re- 
gel entichted der Rath zu Lübeck nur Über Sachen, welche urtheils- 
weife (ordelswiſe) an ihn gebracht, nachdem vorher ein Urtheil 
gefunden und dieſes gefcholten worden war. Daher wurde auch 
der Zug nach Lübed frühe fchon eine Appell oder Berufung (Appell 


1) Urt. von 1261 bei Lambert, Geſch. von Erfurt, p. 122. 
2) Uriheile von 1464, 1500 u. 1502 bei Michelfen, p. 104, 814 u. 818. 
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off Berope) und feit dem 16. Jahrhundert eine Appellation ge 
nannt 2). Die meiften Oberhöfe dienten aber für beides, 
für die Rechtsbelehrung ebenfomohl wie für die Berufung, 
3. B. ber Oberhof zu Köln, zu Frankfurt, zu Kaffel u. a. m. 
Einen Oberhof, der bloß zur Rechtsbelehrung gedient hätte, 
fenne ich nicht. Es kommt zwar dfters vor, daß man fein Recht 
freiwillig ohne bazu verpflichtet zu fein bei einem Oberhof holte. 
Dann war aber das Gericht, bei welchem man fein Mecht fürchte, 
fein eigentlicher Oberhof, vielmehr ein gewillfürter Schiedsrichter, 
der das bei ihm gejuchte Recht weiſen Tonnte, wenn er wollte, ber 
aber die Weifung auch ablehnen und die Sadye an den ordentlichen 
Richter weilen konnte ?). Die eigentlichen Oberhöfe dagegen waren 
gleichfam die ordentlihen Gerichte für bie Net Suchenden, 
weldye das bei ihnen gejuchte Recht ertheilen mußten, und bei 
welchen auch die Recht Suchenden ihr Recht ſuchen mußten, in- 
bem fie dahin malpflichtig waren 5). Als daher im Jahre 1377 
ein Graf von Kagenelenbogen gegen die Stabt Limburg bei bem 
Kaiſerlichen Hofgericht klagte, wurde er mit feiner Klage an ben 
Stabtrath von Frankfurt gewiefen, indem biefer der Oberhof jener 
Stadt jet®). Alle Oberhöfe nun aber, bei welchen man fein Recht 
holen mußte, Hatten nicht bloß das Necht zu lehren, ſondern auch 
zu weifen, wenn gefcholtene Urtheile dahin gezogen worden waren. 
Menigftens ift mir, wie bemerft, Fein Oberhof bekannt, welcher bloß 
zur Rechtsbelehrung gedient hätte. In mehreren Stabtrechten wird 
zwar bloß von dem Recht Holen bei dem Oberhof, nicht aber von 
dem Ziehen des gefcholtenen Urtheild an den Oberhof geiprochen. 
Ep heißt e8 von dem Oberhofe zu Breslau 7), von dem Oberhofe 


8) Urtheile von 1450, 1500, 1502, 1640 u. 1668 bei Michelſen, p. 17, 
18, 314 u, 818. 

4) Bobmann, II, 668 u. 675. Rot. } }. 

5) Urk. bei Bodmann, II, 665. Not. }. — „und barymb, dwyle wir mas 
„lepfligtig fin, vedt vor och zu NR. zu holen“ — vrgl. noch p. 
668 u. 667. 

6) Urtheil von 1877 bei Wend, I, 827—28. 

7) Außer den angeführten Stellen vrgl. noch Magdeb. Schöffenurtheil 
cap. 1. Diſt. 5 bei Zobel, p. 465. 
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zu Tortmund ®), zu Tübingen, zu Alchaffenburg, zu Münden u. 
a. m. immer nur, daß die Etäbte, welche dahin ihren Zug haben, 
ihre Rechtsbelehrungen daſelbſt fuchen oder ihr Necht dort holen 
folltten. Daß aber auch die geſcholtenen Urtheile an denſelben Ober: 
hof gezogen werben follten, geht Far und deutlich aus deu Schöf: 
fenbriefen und Schöffenurtheilen 9) und auch ſchon aus jenen 


Stadtrechten jelbft hervor, wenn man fie genauer betrachtet 19). » 


Unter dem Recht Holen wurde allzeit auch das Necht Suchen bei 
einem gefcholtenen Urtheil verftanden. Denn auch die Weiſung auf 
ein gefcholtenes Urtheil war ja eine Nechtsbelehrung, nur in einer 
etwas anderen Form. 


‚8. 588. 


Das Berfahren bei einer zu fuchenden Rechtsbelehrung 
(beim Recht Holen) war nämlich nur wenig verichieden von dem 
Verfahren bei einem gefcholtenen Urtheil. Wenn ein Urtheilsfinder 

um ein Urtheil gefragt worben war, fo durfte er fich, ehe er fein 
Urtheil ſprach, zuvor mit den umherſtehenden Bürgern berathen 
oder auch das Recht, das er nicht kannte, bei einem Oberhofe holen, 
ih von dem Oberhof belehren laſſen. ($. 536.) Daſſelbe Recht 
hatte aber auch das geſammte Gericht, wenn es fich nicht einigen 
fonnte oder nicht wußte was Recht war. Im einen wie in dem 
anderen alle ſchickte nun der vorfibende Nichter zwei Echöffen 
oder zwei Rathsherrn an den Oberhof, und ließ daſelbſt das Necht 
holen. Denn nicht die Parteien, ſondern die Urtheilsfinder, die 
noch fein Urtheil gefunden hatten und keines finden Tonnten, weil 


8) Stadtrecht, $. 22. 

9), Echöffenbrief von 1804 $. 86 bei T. u. St. p. 466. Magdeb. Echöfr 
fenurtbeil, cap. 1. Tift. 8. u. cap. 4, Dift. 4, bei Zobel, p. 465 u. 
475. 

10) Eo ift 3. 3. in dem Stadtrecht von Dortmund, 8. 22. anfangs bloß 
vom Rechtholen die Rede (Omnes sententie de quibus dubitatur re- 
quirende sunt apud nos —). Daß barunter aber auch das Recht 
Suchen bei geſcholtenen Urtheilen mit begriffen fein follte, geht aus den 
Worten: in scripto debet ad nos transmittere sententiam illam ut 
ipsam diffinitivam feramns herror. 
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fie nicht wußten, was Recht war, fuchten das Recht. Daher muß— 
ten die Richter und nicht die Parteien das Necht holen laſſen. Es 
geſchah dieſes jedoch auf Kojten der unterliegenden Partei !). Die 
an ben Oberhof gejenbeten Boten referirten bafelbjt urfprünglich 
mündlich über den zu enticheidenden Fall und brachten auch bie 
von dem Oberhofe mündlich erhaltene Weiſung (die Rechtsbeleh— 
“ rung) mit fih zurüd. Späterhin, feit dem 15. Jahrhundert, 
erhielten diefe Boten eine fchriftliche Anfrage, welche fie dem 
Dberhofe überbrachten und dafür auch wieber eine [chriftlidhe 
Nechtsbelehrung als Antwort zurücbrachten 2). Ganz dafjelbe Ver⸗ 
fahren trat nun auch bei einem gefcholtenen Urtheil ein. Nachdem 
berjenige, der das Urtheil gefcholten und ein befieres Urtheil gefun: 
ben, diejes jodann an ben Dberhof gezogen und zu dem Ende um 
Boten gebeten hatte, fchickte auch in diefem Falle ber vorfigende 
Nichter zwei Schöffen ober zwei Nathsherren an den Oberhof. 
Denn auch in dieſem Falle waren e8 nicht die Parteien, die das 
bejlere Recht bei dem Oberhofe fuchten, ſondern die Urtheilsfinder, 
welche das Urtheil gejcholten hatten, was aber auch die Parteien 
jelbjt fein konnten, wenn fie das Urtheil gefcholten hatten. Das 
Gericht hatte demnach beide Urtheile, das gejcholtene und das von 
dem Schelter gefundene dem Oberhofe zu überfchiden, und biejes 
um die Entjheidung zu bitten, welches von beiden Urtheilen das 
beſſere fei?),. Eben fo ging auch bieje ſogenannte Hoffahrt auf 
Rechnung der unterliegenden Partei. Daher durften die Parteien, 
wenn fie wollten, .die von dem Gerichte gejendeten Boten beglei- 
ten 9), und fpäterhin mußten fie fogar in der von dem Oberhofe 


1) Magdeb. cap. 8., Dift. 10 bei Zobel, p. 475. 

2) Bobmann, I, 668—64 und 665 fi. Saaregt von Freiberg bei Schott, 
oOI, 256 -57. _ 

8) Zwei Schreiben von Munderchingen (Munderkingen) und von Enslin⸗ 
gen aus dem 15. sec. an ben Oberhof zu Freiburg bei Schreiber, I, 
188. — „uns by dem botten in gefchrift wiſſen zu lauſſent, weldye ber 
„priailen das minder ober das merer üch die rechter vnd beſtenklicher 
„bebunte, uns darnach wiffen zu richten. — vnd welche vriail ewch bie 
„beſt vnd dem rechten die geleichejt bebunde, dero ir volg thuen, vns 
„daſſelbig widerumb verſchloſſen zuo ſchicken.“ 

4) Freiburger Stadtrodel, 8. 40. Stadtrecht von Freiberg von 1275 ı u. 
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zur Verhandlung feitgejeßten Sitzung erjcheinen °). Die an den 
Dberhof geiendeten Boten referirten auch in dieſem Falle urjprüng: 
ih mündlich über die ftattgehabte Verhandlung und brachten bie 
mündliche Weilung des Oberhofes an das Stadtgericht zurück. 
Nur das angefochtene Urtheil jollte in mancpen Stäbten frühe ſchon 
ſchriftlich eingeſchickt werben ®). 

Späterhin, fett dem 15. Jahrhundert, wurbe aber bie ganze 
Verhandlung ſchriftlich geführt. Es wurde, wenn ein Urtheil 
geiholten worden war, bie Klage und die Antwort niedergejchrieben 
und bicjes ſodann nebſt den beiden getheilten lirtheilen, das heißt 
mit dem gefcholtenen und dem von dem Schelter gefundenen Urtheil 
von dem Richter an den Oberhof gefendet, welcher hierauf ebenfalls 
feine Weifung fchriftlich ertheilte. Schöffen oder Rathsherren 
brauchten nun aber Teine mehr an den Oberhof zu reifen. Denn 
zur Weberjendung der Schriften reichten nun auch gewöhnliche Bo- 
ten Hin”). An die Stelle der abgefendeten Boten trat nun ein 
Schreiben bes Gerichtes, deſſen Urtheil geicholten worden war, in 
"welchem über die ftattgehabte Verhandlung Bericht erftattet zu wer- 
ben pflegte. Und aus biefen Schreiben find fpäter die Apoftel 
bes gemeinen Prozeſſes, ſowohl die Neverentialapoftel als bie 
berwerfenden und bie zuftimmenden Apojtel berborgegan- 


1293 bei Schreiber, I, 82, 185 u. 136. Stadtrecht von Freiberg bei 
Scott, III, 257. Magdeb. Schöffeubrief von 1804 $.86. Sädjf. Weidh- 

bild, art. 74. Bobmann, II, 664. 

5) Urtheil von 1474 bei Michelfen, p. 155. 

6) Stadtreht von Dortmund aus 18. sec. $. 22. in scripto debet 
ad nos transmittere sententiam illam ut ipsam diffinitivam fe- 
ramus. 

7) Magdeb. Schöffenurtheil, cap. 4, Dift. 8. bei Zobel, p. 475. „Der 

„Richter mit wiffen und befenntnis ber Schöppen fol Flag und antwort vmb 

„bie getheilten vrtel, die gefttafft, gejcholden find, beſchreiben laſſen, 
„und fenden bie an das höchſte Gericht, da man fi yinziehen fol, vnd 
„das Recht pfleg zu halten, und vmb das vrtel, das jo beſcholden wirb, 
„dürffen die Schöppen jelber nicht Hin folgen.” vrgl. noch Schöffen: 
urtheile, cap. 4, Dift. 5 und 7. bei Zobel, p. 475 u. 476. Die zwei 
Schreiben von Munddingen und Enslingen an den Oberhof zu Freiburg 
aus 18. sec. bei Schreiber, II, 188. 
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gen. Diefen Schreiben wurden nun fett dem Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts und im 16. bie jchriftlihen Eingaben der Parteien, bie 
Klag⸗ und Einredeichrift, die Replik und Duplik mit den Beweis: 
bocumenten beigelegt. Es trat demnach an die Stelle bes früheren 
jehr einfachen mündlichen Verfahrens eine jehr weitläuftige jchrift- 
liche Prozedur ®). 

Das Verfahren bei dem Oberhof war demnach in beiden Fäl- 
Ien, bet dem Recht Holen cbeufowohl wie bei einem gefcholtenen 
Urtheile, nur wenig von einander verſchieden. Es war nur dadurch 
verichieden, daß im Falle des Unterliegens der Urtheilsichelter ge: 
ftraft werden ſollte ($. 583.), während ber bloß Recht Suchende 
nicht gejtraft wurde, fintemal ſogar berjenige, der einem Urtheil 
wiberfprach ohne e8 zu fchelten, nicht geftraft werben jollte®). Das 
Berfahren felbft war aber in beiden Fällen ganz gleih, und bie 
Weiſung bes Oberhofes in einem Fall wie in dem anderen eine 
Nechtshelehrung. Die Oberhöfe hatten nämlich urjpränglich Feine 
wahre Gerichtsbarkeit, alfo auch Feine Obergerihtsbar- 
fett. Cie hatten vielmehr bei allen an fie gezogenen, auch bei den 
gejcholtenen, Urtheilen nur eine Nechtsbelehrung zu ertheilen, wie 
jpäterhin die Juriſtenfakultaͤten. Auch wenn ber König ſelbſt in 
einer Stabt zu Gericht faß und fein Urtheil gefcholten ward, fo 
Tonnte das gejcholtene Urtheil an ben gewöhnlichen Oberhof der 
Stabt gezogen werden !%). Mun wird aber doch nicht behaupten wol- 
Ien, daß der ftäbtifche Oberhof in dieſem alle ein Obergericht bes 
Königs gewejen ſei. Darum Eonnte au Magdeburg ber. Oberhof 
von Halle, und umgefehrt Halle wieder der Oberhof von Magde⸗ 
burg fein!!), Im Elia ging ber Rechtszug bei allen Städten, 
welche tolmarjches Recht Hatten, immer von einer Stabt zu der 
andern, fo daß demnach biefelbe Stadt bald Oberhof bald Unterhof 


8> Dreyer, Einleitung, Lüb. VrD. p. 268—265. Bobmann, II, 664. Mi- 
hellen, p 23—27. 

9) Sächſ. Lr. II, 12 $. 10. 

10) Magdeb. Schöffenurtheil, cap. 4, Dit. 4 bei Zobel, p. 475. „Sitzt 
„der König Gericht in einer Stadt, ba Weichbilden Recht if, fo mag 
„man da für ihm vrtel finden und fchelten, und ziehen fich des an das 
„öerſt Weichbilden Recht, ba bie Stadt ihr Recht pflegt zu holen.“ 

11) Sachſ. Weichbild, art. 10 u. 18. 
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war 12). Eben jo war es in Böhmen Die böhmichen Stäbte, 
welche nach magbeburgifhem Recht lebten, hatten ihren Oberhof 
meiftentheils in Königgräz. Aber auch Königgriz ſnchte wieder 
fein Recht bei einer jener Städte, welche ſelbſt ihren Oberhof in 
Königgräz hatten 13). Wäre ber Oberhof ein wahres Obergericht 
und das Ziehen des Urtheils eine wahre Berufung gewefen, jo würde 
diefes nicht möglich gewefen fein. 

Und fo war es offenbar urfprünglich audy in Luͤbeck und iu 
ben Städten bes lübiſchen Nechtes. Erſt feit dem 15. Jahrhundert 
hat fi) diefes geändert. Das Ziehen des gejcholtenen Urtheiles 
wurde nämlich unter dem Einfluß des fremden Rechtes zu einem 
Snftanzenzug und zu einer wahren Berufung ausgebildet. An bie 
Stelle des Scheltens bes Urtheils ftehenten Fußes trat jeitdem 
eine Berufungsfriſt von 10 Tagen und die Einreichung einer Beru: 
fungsichrift binnen jener Zeit. Die Schreiben des Gerichtes an 
ben Oberhof gingen nun in Abichiedsichreiben (in Apoſtel) über. 
Es wurden Inhibitorialien und Compulforialien erlafien. Und bie 
Oberhoͤſe wurden jodann wahre Appellationsgerichte, bei denen in 
ben Formen des fremben Nechtes progedirt ward. So war es 
Ipäterhin in Lübeck 1%) in Hannover 15), im Rheingau !®) u. a. m. 
In Kübel wollte man fogar, wie wir gejehen, keine bloße Rechts: 
belehrungen mehr ertheilen. Und biefer Zuftand dauerte bis zum 
Untergang ber Oberhöfe felbjt, bis ins 16. Sabrhundert, in man: 
hen Städten fogar bis ins 17. und 18. Kahrhundert. 


$. 589. 


Seitdem die Randeshoheit feiter begründet war, ſeitdem wurde 
das Zugredht au die Oberhöfe beſchränkt, oder auch gänzlich 
verboten und ftatt defien eine Berufung an die Landes: 
herrn oder an ihre Hofgerichte eingeführt. Schon die Schöffen 
von Magdeburg hatten erfannt, daß das Zugrecht bei gefcholtenen 


—* 


12) Stadtrecht von Kolmar von 1298, 8. 7. 

18) Gaupp, D. Stadtrechte, II, 258. 

14) Dreyer, Einleitung, p. 265 — 266. Mideljen, p. 27—29. 
15) Grupen, discept. forens, p. 737. 

16) Bobmann, II, 664. 
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Urtheilen nur mit Zuftimmung des Erbherrn, db. 5. des 
geiftlichen oder weltlihen Landesheren ausgeübt werden dürfe !). 
Sie hatten demnach jedem Landesherrn das Recht diefes zu Ändern 
zugeftanden. Und feit dem 14. und 15. Jahrhundert machten auch 
bie Landesherrn von biefem Rechte Gebrauch, meiftentheils aber 
erit feit dem 16. Jahrhundert oder auch noch ſpäter. In Sar: 
brüden follten die Schöffen ſchon nach dem Treiheitsbriefe von 
1321 ihr Recht nicht mehr auswärts („vnd nit vſs bafs”) vielmehr 
nur noch bet dem Grafen von Sarbrücden felbjt oder bei feinem 
Stellvertreter ſuchen a). Die heſſiſchen Städte, weldhe nad 
fränkiſchem Recht Tebten, Hatten, wie wir gejehen, ihren Oberhof 
bei auswärtigen Neichsftädten, und zwar meiftentheils in Frankfurt 
am Main. Bereits im Sabre 1355 wurden fie aber auf Betreiben 
des Landgrafen von Kaifer Karl IV von biefem Zugrecht befreit 
und mit ihren Berufungen an ben Landesherrn oder an beffen 
Dbergerichte gewiefen. Nur im Falle des dafelbjt vermweigerten 
Rechtes warb ihnen noch der Zug an ihren ehemaligen Oberhof 
geitattet 2. Auh von Kaſſel, welhes einen Oberhof: hatte, 
ſollte nach einer landesherrlichen Verordnung von 1384 das ge: 
ſcholtene Urtheil an den Landesherrn oder an feine Räthe gezogen 
werben. Und nad) der Landesorbnung von 1455 follten auch in 
den übrigen Städten bie Berufungen in Civilfachen an den 
Landgrafen oder an feine Räthe gehen ®). Nah den Salbüdern 
dauerten jebod) die Dberhöfe bis ins 16. Sahrhundert fort. Dann 
trat bie Verſchickung ber Aften an eine Quriftenfatultät an ihre . 
Stelle, bis auch diefe im Jahre 1732 beſchränkt, im Jahre 1747 
ganz verboten, in ben Jahren 1764 und 1767 aber wieber erlaubt 
worden iſt ). In den hanndverfhen Landen war es bereits 
feit dem 14. und 15. Sahrhundert ftreitig, ob die geicholtenen Ur: 
theile an die Oberhöfe nad) Hannover und nad) Minden ober an 
ben Ranbesherrn jelbit, als an den rechten Oberherrn (Overman) 
gezogen werben jollten. Erjt am Ende des 15. Sahrhunderts wurbe 


1) Magdeb. Schöffenurtheile, cap. 1. dist. 8. bei Zobel, p. 4685. 
1a) Grimm, II, 1—2. 

2) Urt. von 1855 bei Schminde, III, 261 u. 262. 

8) Kopp, Heſſ. Sr. I, 844 u. 845. 

4) Kopp, I, 846. 
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aber die Berufung an das landesherrliche Hofgericht zur Regel ®). 
Meiftentheils wurden jedoch die Oberhöfe erft im 16. Jahrhundert 
oder auch noch fpäter aufgehoben, und verordnet, daß die Berufun- 
gen in Civilſachen an bie Tandbesherrlichen Hofgerichte gehen, 
bie MNechtsbelehrungen aber bei unparteilfchen erfahrnen Rechts: 
gelehrten gefucht werben follten, an deren Stelle nady und nad 
die Auriftenfakultäten getreten find. Im Erzitifte Mainz wurde 
ber Zug an bie Oberhöfe durch die Hofgerichts Ordnung von 1516 
und durch die Untergerichts Ordnung von 15834 als ein beftehenber 
Mißbrauch (vermeynter Gebrauch) abgejchafft und eine Berufung 
an das neu errichtete Hofgericht eingeführt ). Da jedody das Hof: 
gericht bloß mit Doctoren der Rechte befebt war, fo hatte es fein 
Vertrauen. Der Zug an die Oberhöfe dauerte daher nach wie vor 
im 16. Sahrhundert noch fort. Auch. erlaubte die neue Unter: 
gerichts Ordnung das Urtheil bei einer unparteiiſchen Juriſten⸗ 
fakultät einzuholen ). Im Erzftifte Trier wurde durch die Unter: 
geriht8 Ordnung von 1539 das Hoffahren an auswärtige Ober- 
höfe ganz abgeſchafft. Von den erzitiftiichen Oberhöfen wurden aber 
zwei, die Stadtgerichte zu Trier und zu Koblenz beibe- 
halten, jeboch bloß um fich bet ihnen als bei verftänbigen und er⸗ 
fahrnen Redytsgelehrten Raths zu erholen). Auch im Erzftifte 
Köln und in Weftphalen wurde das Rechtholen bei den Ober: 
höfen, das fogenannte Hauptfahren (das ze Heupt Karen und bie 
Heuptfartten) abgefchafft, und an bie Stelle des Rechtholens ber 
Untergeridhte die Appellation an das Obergericht geſetzt). Das 
Rathserholen bei unparteliichen vechtserfahrenen Leuten und das 
Hauptfahren in diefer befchräntten Weiſe blieb aber nach wie vor 
erlaubt 19%. Eben jo wurde im Stifte Müniter eine Berufung 


5) Grupen, discept. forens. p. 732—788. 

6) Hofgerichts Ordnung von 1516 und Untergerichts Ordnung von 1534 
bei Saurius, I, fasc. 1. p. 12 unb p. 26. 

7) Untergerihts Orbnung, tit. 1. $. 8. Bobmann, II, 664 u. 665. 

8) Untergerichts Ordnung von 1539 bei Saurius, I, fascic. 1, p. 76 
u. 77. 

9) Abſchied gemeiner Kölnifcher Landſchaft von 1587 8.9 u. 10 bei Kind: 
linger, Münfter. Beitr. IL, 876. 

10) Gerichts Orbnung des Erzſtifts Köln von 1588 bei Saurius, 1, fasc. 1, 
p. 51 u. 52. 
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an das landesherrliche Hofgericht eingeführt, den Schöffen aber ge- 
ftattet, wenn fie Fein Urtheil finden konnten, die Alten auf Koſten 
der Parteien an unparteiifche und verftändige Nechtsgelehrte zu 
verfenden 11). Auch in der alten Grafihaft Solms und in der 
Herrihaft Münzenberg wurde das Nechtholen bei ben Ober: 
höfen abgeichafft, ven Schöffen aber geftattet, wenn ſie jich nicht 
vereinigen konnten oder wenn ber Handel fo ſchwer war, daß er 
über ihren Verſtand ging, das Recht bei unparteliichen erfahrnen 
Nechtögelehrten zu holen 12). In Seligenftadt wurde das Recht: 
bolen beim DObergericht zu Aſchaffenburg im Jahre 1527 verboten, 
bei fchweren Sachen jedoch geftattet, fich bei dem Landesheren oder 
bei dem landesherrlichen Vitzthum oder bei- Rechtsgelehrten Raths 
zu erholen 12). In der Mark Brandenburg kamen zwar bie 
Berufungen an bie ftäbtifchen Oberhöfe im Laufe des 16. Jahr⸗ 
hunderts außer Gebraud, Nechtsbelehrungen durften aber auch noch 
im 16. Jahrhundert bei ihnen gejucht werden. Im Jahke 1551 
erhielt die Stabt Croſſen fogar noch das Privilegium anftatt in 
Magdeburg bei den Schöffen zu Leipzig Nechtsbelehrungen zu holen. 
Und im Landtagsabſchied von 1611 wurde diefes nochmals und zu 
gleicher Zeit auch noch für Züllichau und Kotbus beftätiget1%), 
Auch bei Lem berühmten Schöffenftuhl zu Brandenburg wurde das 
Recht feit dem 16. Jahrhundert nicht mehr geholt. Das Recht 
dazu ift aber auch fpäterhin noch geblieben. Denu noch im 17. 
Jahrhundert beichwerten fi die Schöffen von Brandenburg bei 
dem Kurfürften, daß man ftatt bei ihnen das Recht bei ben Uni- 
verfitäten zu Frankfurt, Helmftäbt und Roſtock Hole !s). Am - 
Frankfurt a. M. wurde das Rechtholen bei dem Oberhof erft 
durch den Bürgervertrag von 1612 abgefchafft. Und es traten fo- 
dann auch dort die Juriſtenfakultäten an bie Stelle bes Oberhofes. 
Daher gingen die Berufungen an den Oberhof zu Frankfurt noch 


11) Münſterſche Landgerichts Orbnung von 1571, tit. 29 u. 80 bei Sau- 

rius, II, fasc. 6. p. 242 u. 248. 

12) Solmjer Gerichts und Lanborbnung von 1571, tit. 82 $.5 und 
tit. 88. 

13) Stadtorbnung von 1527 bei Steiner, Eeligenflabt, p. 370. 

14) Mylius, VI, 1. p. 91 u. 216. 

15). Zimmermann, II, 186—188, 
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das ganze 16. Jahrhundert hindurch fort bis in den Anfang des 
17,19. Die butzbachiſche Gerihtsorbnung von 1573 wich die 
Schöffen ſogar ausdrücklich noch an das Reichsftadtgericht zu Frank: 
furt als an ihren Oberhof, wenn ihnen der Handel jo ſchwer jet, 
daß er über ihren Verſtand gehe 17). Aber auch nach dem Bürger: 
vertrage von 1612 dauerten die Berufungen an ben Oberhof zu 
- Frankfurt noch fort. Von Weblar findet ſich no in den Fahren 
1624 uud 1625 eine Berufung dahin. Sie war aber wahrſcheinlich 
die Ichte 18), Am aller längften dauerten jedoch bie Berufungen 
an den Oberhof zu Lübed. Zwar kamen bie Berufungen dahin 
feit dem 15. und 16. Jahrhundert in vielen Städten bes lübiſchen 
Nechtes außer Gebrauch. Für bie Ichleswigsholfteinifchen 
Städte, welche nach lübiſchem Recht Tebten, wurde das Zugrecht 
nad) Lübeck bereits in ben Jahren 1496 und 1498 abgejchafft und 
bafür das Vierftäbtegericht als Appellationsgericht errichtet, beftehend 
aus Deputirten der Stabträthe von Kiel, Rendsburg, Itzehoe und 
Oldesloe. Streitigkeiten unter diefen Städten führten aber gegen 
Ende des 17. Jahrhunderts zum Untergang bes Vierſtädtegerichtes. 
Es kam außer Gebrauch. Und im Jahre 1737 wurde dieſe ftill: 
ſchweigende Abſchaffung beitätiget und bie Berufung an die beiben 
Suftigkanzleien zu Glückſtadt und Kiel gewielen !%). Nichts befto 
weniger dauerten bie Berufungen ber jchleswig-holfteinischen Städte 
nach Lübeck noch bis ganz an das Ende bes 16. Jahrhunderts 
fort 20). Auch in Medlenburg und Pommern wurde bereits 
im 15. Sahrhundert eine Berufung an die landesherrlichen Hof: 
gerichte eingeführt. Die Berufungen der mecflenburgifchen und 
pommerjchen Städte nach Lübeck dauerten jedoch nach wie vor fort, 
fo daß es fih manchmal ereignete, daß der eine Theil. an das Hof: 
gericht und der andere an ben Oberhof nach Lübeck appellirte ?!). 


16) Thomas, Oberhof, p. 114, 120—159 u: 202, 

17) Butzbach. Gerihtsordnung von 1578, tit. 81 bei Saurius, Il, fasc. 8, 
p. 98. 

18) Thomas, p 158 u. 202. 

19) Dreyer, Einleitung, p. 270 u. 280. Yald, Handb. bes ſchleswig⸗holſt. 
Rechts, III, 1. p. 220. Refcript von 1787 im Corpus const. Holsat., 
I, 45. 

20) Michelſen, p. 32, 848 u. 840. 

21) Stettin: und Wolgaſtiſche Gerichtsorbnung von 1566 bei Saurius, I, 
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Die Berufungen nach Lübeck wurden zwar mehr und. mehr be- 
ſchränkt und erfchwert, den Städten Colberg , Stralfund und Wis⸗ 
mar jedo die Wahl zwiſchen dem landesherrlichen Hofgericht und 
dem Rath von Lübeck gelaffen und dem Ermeflen des Raths von 
Roſtock überlafjen, ver Appellation nach Lübeck entweder zu deferiven 
oder fie zu verwerfen. Und fo dauerten denn bie Berufungen jener 
Stäbte nach Lübeck fort bis in die Hälfte des 18. Jahrhunderts??). 
Der Grund diefer bis ins 17. und 18. Jahrhundert fortbauernden 
Berufungen an die Oberhöfe war die allentbalben beftehende Ab: 
neigung gegen bie neu errichteten Hofgerichte, welche ausfchlichlich 
mit Doctoren des römischen und Tanonifchen Rechtes befeht waren, 
und allen ihren Entjcheidungen das fremde Recht zu Grund legten, 
indem fie das einheimifche nationale Necht gar nicht Fannten. Wie 
die wirtembergifchen und andere Städte 22) fo befchwerten fich daher 
auch die Städte Anklam, Parchim, Treptau, Wolgaft u. a. m. noch 
das ganze 16. Jahrhundert hindurch über die landesherrlichen Hof- 
gerichte und über die Bernachläßigung des einheimifchen Deutfchen 
Nechtes durch ſie 285). Zuletzt mußten aber auch fie fi in das 
Unvermeidliche finden. 

Auf diefe Weiſe haben ſich denn in Civilſachen bie Ober: 
böfe in ganz Deutſchland verloren. Und es ift fobann an die Stelle 
des Ziehens der gejcholtenen Urtheile an bie Oberhöfe eine Be- 
rufung an bie landesherrlichen Hofgerichte, und an die Stelle des 
Rechtholens bei den Oberhöfen das NRechtholen bei den Univerfi- 
täten getreten 24,), und biefer Zuftand in vielen Städten bis auf 
unfere Tage geblieben. Zu peinlihen Sachen haben fich je 


fasc. 7. p. 129. „Als ſich aud rielmaln zuträget, daß in vnjern 
„Stedten, jo mit Lübiſchem Nechte bewibmet, von außgeſprochnen Vr⸗ 
„theiln ein theil an vufer Hoffgerichte, und die ander Parthey gegen 
‚Lübeck appelliert” —. 

22) Stettin und Wolgaſtiſche Gerihts Orbnung von 1566 bei Saurius, 
p. 129. Gerichts Ordnung von NRofod von 1586, tit. 27, p. 29. 
Dreyer, Einleitung, p. 267—270. Midelfen, p. 82-35. 

23) Gerſtlacher, Einleitung in die Verfaſſ. von Wirtemberg, $ 22, 1, 
P. 78. 

24) Dreyer, p. 268 u. 269. 

248) vrgl. Stobbe, Geſch. der Rechtsg. II, 65-82. 
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doch die Oberhöfe in etwas anderer Weiſe verloren. Auch bie 
peinlihden Gerichte wurben zwar jeit dem 16. Jahrhundert 
allenthalben reformirt und auch in peinlichen Sachen bie Be 
rufungen an die Oberhöfe abgeſchafft. Da jedoch bie peinliche 
Halsgerichts Ordnung Kalfer Karls V (art. 219) zur Belehrung 
ber Schöffen die Oberhäfe beibehalten und für jene Gerichte, welche 
feinen Oberhöf hatten, das Nechtholen bet der Obrigkeit ober bei 
den Suriftenfatultäten oder bet anderen Mechtsgelehrten angeorbnet 
hatte und diefe Anordnung in die meiften Landesorbnungen und 
Gerihtsordnungen, 3. B. in der Mark Brandenburg 2%), in Hef- 
fen 2°), in Münfter??) u. a. m. übergegangen tft, fo haben fich bie 
Oberhoͤfe in peinlihen Sachen, in manchen Städten länger als in 
Eivilfachen erhalten. In der Landgraffchaft Heflen 3. 8. blieb bas 
Rechtholen bei dem Oberhofe in peinlihen Sachen nach wie vor 
im Gebraud. Der Stabtratb von Kaffel war der Oberhof für 
das ganze Land, bis feit dem Ende bes 16. Jahrhunderts auch bie 
Schöffen von Kaffel anfingen die Kriminalaften an die Zuriften- 
fafultäten zu verjenden, ftatt felbit in der Sache zu fprechen 28). 
In den meilten Xerritorien und Städten trat jeboch die Obrigkeit, 
d. h. das Iandesherrliche Hofgericht oder ber Stabtrath an die Stelle 
bes Oberhofes. Daher ſanken bie Schöffen ber peinlichen Hals: 
gerichte feit dem 17. Jahrhundert allenthalben zu bloßen Figuranten 
herab, die weiter nichts mehr zu thun ‚hatten, als der Publifation 
des bereit8 von anderen (von ben Hofgerichten oder Juriſtenfakul⸗ 
täten) gefundenen Urtheiles tm hochnothpeinlichen Halsgerichte bei- 
zuwohnen. 


KSerufung an die öffentlichen Gerichte. 
6. 5%. 
Die Städte, die Stadtgerichte und bie Stabträthe landen, 





25) Polizeiordnung von 1540, cap. 18 bei Mylius, V, 16. 
26) Heil. peinlihe Gerichtsordnung von 1535, c. 58 u. 103 bei Saurius, 
II, iasc. 8. p. 52 u. 68. 
27) Landgerichts Orbnung von 1571, III, c. 1. $. 2 bei Saurius, I, fasc. 
6. p. 248. 
28) Kopp, I, 846 - 848. 
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wiewohl fie Immunität von den öffentlihen Gerichten erhalten 
batten, nach wie vor unter ber Öffentlichen Gewalt und unter ben 
öffentlichen Gerichten. So lang die Deutichen Könige in den alten 
Königsftäbten, die Bilchöfe und Aebte in den Bilchofs- und Abtei: 
ſtädten und bie übrigen Ranbesheren in ben Randftäbten bie Ge- 
richtsherrn waren, fo lang fonnten auch noch bie bei den Stabt: 
gerichten geicholtenen Urtheile an den König oder Landesherrn, oder 
an das Stönigliche oder landesherrliche Hofgericht gezogen werben 
($. 584). Die Stabtgerihte waren nämli durch bie erhaltene 
Immunitaät nur von ben Gau= und Landgerichten befreit worben. 
Sie jtanden demnach nun direft unter bem König oder Landesherrn, 
oder unter dem Königlichen oder Ianbesherrlihen Hofgericht. So 
waren 3.B. in der Mark Brandenburg: im Jahre 1344 alle Stäbte 
von dem Landgerichte befreit worden. Daher ftanden te ſeitdem, 
nach berjelben Urkunde direft unter dem Ianbesherrlichen Hofge- 
richte Y. Und in jenen LTandftäbten, in welchen bie öffentliche Ge- 
richtsbarkeit nicht von der Stadt felbft und von dem Stabdtrath 
erworben worden ift, blieb dieſes aud) jo noch in fpäteren Zeiten. 
Das Ziehen des gejcholtenen Urtheiles an das landesherrliche Hof: 
gericht ift jedoch, feit der Anwendung bes fremden Nechtes, in eine 
wahre Appellation oder Berufung übergegangen. In jenen Land- 
ftäbten dagegen und in den Reichsftäbten, in weldyen bie Stadt 
und der Stabtrath die öffentliche Gerichtsbarkeit erworben Hatte, 
mußten nun, wie wir gejehen, die bei dem Stadtgerichte gejcholtenen 
Urtheille an den Stadtratl; gezogen werben, aus welchem Zugrecht 
feit der Anwendung bes fremden Rechtes gleichfalls eine wahre Be- 
rufung geworben fit. Und dafjelbe war auch, wie wir gefehen, 
in jenen Städten der Fall, welche einen auswärtigen Oberhof er- 
halten hatten, an weldye die entweder beim Stabtgerichte oder beim 
Stadtrathe gefcholtenen Urtheile gezogen werden mußten. Denn 
auch dieſes Zugrecht ift feit der Anwendung bes fremben Rechtes 
in eine wahre Appellation übergegangen. Aber audy bie Stäbte 


1) Urk. von 1344 bei Gerden, cod. dipl. Brand. III, 240. si aliquando, 
quempiam consulum civitatum excedere contingeret, hie coram 
judice curie nostre astare judicio debebunt responsuri —. 
vrgl. p- 289, 
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biefer Art wurden nicht ganz frei von ber öffentlichen Gewalt und 
von ben öffentlichen Gerichten. Es blieb vielmehr auch in dieſen 
Stäbten, wie bei den Fronhofgerichten 2), ein Rekurs gegen die von 
dem Stadtrath oder von dem Oberhof erlaflenen Urtbeile, in den 
Reichsſtädten ein Refurs an den König oder an bas Fönigliche 
Hofgeriht oder an das Reichskammergericht und in den Landftädten 
ein Rekurs an den Landesherrn oder an das landesherrliche Hof: 
gericht, urjprünglich jetoch befchräntt auf den Fall bes verwei- 
gerten Rechtes. 


So ging denn bei dem in den Etäbten verweigerten Rechte 
in ben Neichsjtäbten der Rekurs an den Deutjchen König und 
Kaiſer oder an das Kaiferliche Hofgericht, 3. B. in Goslar ?), in 
ES peter %), in Worms 5), in Regensburg ), in Frankfurt”), in 
Bafel®), in Um), in Lübel 1%) u. a. m. Und wenn fich außer 
biefem Falle jemand an ein Kaiferlihes Hofgericht berufen hatte, 
jo durfte das Stabtgericht feine Bürger abfordern und verſprechen, 
3. B. in Bafel!1), und das Hofgeriht mußte jodann die Sadıe 
zurückweiſen und an das zuftändige Gericht hinweiſen. Dieſes Nedt 
galt in Speier '2), in Worms 12), in Frankfurt 9) u.a. m Als 
daher um das Jahr 1459 in Epeier einige Mal von dem Stadt: 
rath an die Neichsgerichte appellivt worden war, legte biejer Ver: 


2) Meine Geſch. ber Fronhöfe, I, 509 ff. IV, 414 fi. 

8) Urf. von 1219 bei Heineceius, p. 219. vrgl. oben $. 471. 

4) Urk. von 1297 bei Lehmann, p. 588. 

5) Urt, von 1297 bei Morik, II, 180 und bei Ludewig, rel. Mpt. II, 
248. 

6) Privilegium von 1230 bei Hund, I, 159—160. 

7) Urk. von 1856 bei Wend, Heſſ. Geſch. I, 327. Not. 

8) Urk. von 1357 bei O8, IL, 198. 

9) Privilegien von 1859, 1897, 1401 u. 1479 in ber Stadt Um Orb: 
nungen vom gerichtlichen Proceß, p. 87—100. 

10) Lübijches Recht, V, tit. 10. 

11) Urk. von 1372 bei Ochs, II, 217. 

12) Urf. von 1299 bei Lehmann, p. 624. 

13) Urk. von 1285 u. 1299 bei Morig, II, 177 u. 181. 

14) Stabtredt von 1297 $. 2. Urk. von 1856 u. 1377 bei Wend, T, 327 
u. 828. 
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wahrung bagegen ein. Und der Berufung wurde fobann feine 
Folge gegeben 15). In Straßburg hatte jedoch auch wegen ver: 
weigerten Rechtes feine Berufung an die Reichsgerichte ftatt. Die 
Stadt hatte vielmehr eine Art von privilegium de non appellando, 
welches ic) bet Feiner anderen Reichsſtadt gefunden babe. Es be- 
jtand nämlich daſelbſt ein eigenes Stadtfammergericht, welches 
zu dem Ende vom NReihsfammergericht belegirt worben und baher 
auch das belegirte Faiferlihde Sammergericht genannt 
worden iſt. Und das geheime Kollegium der Dreizehner bilvete 
biejes hoͤchſte Reichsgericht für die Stabt, bis feit der franzöftichen 
Herrichaft der hohe Rath in Kolmar an deſſen Stelle getres 
ten iſt 19). 

Bet dem in den Lanbftäbten vermweigerten Nechte ging der 
Rekurs an den Lanbesherrn oder an das Iandesherrliche Hofgericht, 
3. 3. in Münden IT), in Prag 1°), in Brünn !9), in Feldkirch 20), 
in Freiberg u. a. m. Und wer außerdem einen Rekurs an den 
Zandesherrn oder an deſſen Hofgericht ergriffen hatte, wurbe ge: 
ftraft, 3. 2. in Freiberg 21), in Prag 22) u. a. m. Seitdem jeboch 
bie Landeshoheit fefter begründet war, feitbem nahmen bie Hof- 
gerichte auch noch in anderen Fällen Berufungen (ein Gebing gen 
Hof) an, 3. B. in München 2°), in Freifing ?*) u. a. m., insbefon- 
bere auch in Wien. Auch in Wien hatte ſich nämlich, wie wir 
gefehen, eine Berufung an den Stabtrath gebildet (F. 585). Wenn 
jedoch dem Stadtrathb die Sache zu jhwer war, fo durfte er ji 
bei dem Landesherrn und bei deflen Räthen Raths erholen, und 
bie Sache wurde fodann von dem lanbesherrlichen Khofgerichte ent 


15) Lehmann, p. 850. 

16) Heig, Zunftwefen, p. 5 u. 6. 

17) Freiheitsbrief von 1294 bei Bergmann, II, 9. 

18) Rechtsbuch $. 55. 

19) Schöffenbud, $. 68. 

20) Urk. von 1828 bei Wegelin, Reichsvogtei in Schwaben, II, 192. 

21) Stadtrecht, c. 34 bei Schott, III, 264. 

22) Rechtsbuch $. 55. 

28) Stadtrecht, $. 810. Die Berufung an den berzoglidhen Hof wirb ganz 
allgemein geflattet. 

24) Ruprecht von Freifing, II, 102. | 

v. Maurer, Stäbdteverfaffung III. 50 
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fchteden 25). Seit der Handfeite von 1296 war aber daraus fchon 
eine wirkliche Berufung an das Hofgericht in dem Falle geworben, 
wenn der Stabtrath die an ihn gebrachte Sache nicht binnen einem 
Monat entichieden hatte. Denn diefe Verzögerung wurde als eine 
Nechtsvermeigerung betrachtet2%). Um jedoch den Mißbrauch diejer 
Bernfungen möglichjt zu verhindern, ließ man ven Appellant einen 
Eid (ein juramentum calumniae) leiften, daß die Berufung nicht 
frivot Sei, 3.28. in Wien 27), in München 28), in Freiſing 2%) u. a. m. 
Man wendete demnach ben vor dem Reinigungseid, vor ber Feuer: 
und Wafferprobe und vor dem gerichtlichen Zweikampf zu Leiftenden 
Eid auch auf die Berufungen an ($. 567, 576 u. 578). Und 
ſämmtliche feit dem 15.3%) und 16. Jahrhundert erfchienenen Ge 
rihtsordnungen wiederholen diefe Peftimmung für die Berufungen 
und dehnen fie auch noch auf die Untergerichte aus, indem fie bie 
Leiſtung des Eides für Gefährbe gleich nad, der Kriegsbefeſtigung 
anordnen. Eo die Hofgerichtsoronung von 1516 und die Unter: 
gerichtsorbnung von 1534 des Erzitiftes Mainz, die Gerichtsord: 
nung bes Erzitiftes Köln von 1538, die Untergerichtsordnung bes 
Eraitiftes Trier von 1539, die Reformation des Bairiichen Land: 
rechtes von 1518 und die Gerichtsordnung von Ober: und Nieder: 
baiern von 1520, die Eurpfälziiche Untergerichts: und Hofgerichts- 
ordnung von 1582, die Furfächfiiche Hofgerichtsordnung zu Leipzig 
von 1550 und zu Wittenberg von 1550, dann die Gerichtsorbnun: 
gen der Städte Worms, Frankfurt, Um u. a. m. Eeit der An: 
wendung des fremden Rechtes und jeit der Errichtung ftändiger 
mit rechtsgelehrten Richtern bejegter Hofgerichte im 15. Jahr⸗ 
hundert wurden dieſe Berufungen an die landesherrlichen Hofgerichte 
immer häufiger und häufiger, und zulcht zu einer regelmäßigen 


25) Etadtreht von 1278 bei Lambacher, II, 168. 

26) Handjelle von 1296 $ 36 bei Senckenberg, vision. p. 298. 

27) Stadtrecht von 1278 bei Lambacher, II, 168. Handfeſte von 1296, 
§. 88. 

28) Stadtrecht, 5. 810. 

29) Ruprecht von Freiſing, II, 102. 

80) Eon die Gerichtsordnung des Klofters zu St. Egibien in Nürnberg 
von 1478 bei Will, Yiftor. dipl. Magazin, IT, 804. enthält biefe Be: 
fimmung. 
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Suftanz. Die Entitehung diefer Berufungsinftanz hängt demnach 
auch ber Zeit nach mit dem Untergang der Oberhöfe zufammen 
($. 589). Wie jehr übrigens dieſe Berufungen nit dem fremden 
Recht zufammenhängen beweißt zumal das Schöffenbuch von Brünn, 
nach welchem es damals ſchon zweierlei Arten von Berufungen ge: 
geben bat. Wenn nämlid die Schöffen nah Teutihem Hecht 
geurtheilt hatten, follte ihr Urtheil in den Formen des Deutichen 
echtes geicholten und von dem Urtheilsfchelter ein befleres Urtheil 
gefunden werden. Hatten ſie .aber nach dein gejchriebenen Hecht, 
offenbar nach fremdem Recht, geurtheilt, jo jollte jodann, offenbar 
in den Formen des fremden Rechts, an den Landesherrn (an das 
landesherrliche Hofgericht) appellirt werden 21). Auf diefe Weile 
wurden deun feit dem 15. und 16. Sahrhundert alle Landſtädte 
wieder den landesherrlichen Hofgerichten unterworfen, von welchen 
jevoh noch ein Rekurs an die Neichsgerichte ftatt hatte. Deun 
erit feitdem die landesherrlichen Territorien durd) ein Privilegium 
de non appellando von den Reichsgerichten befreit worden waren, 
jeitvem ſtanden auch die Landftäbte unter den neu errichteten Ober: 
hof: oder Appellationsgerichten. Und e8 hatte jodann Fein weiterer 
Rekurs mehr an die Neichsgerichte ftatt. Nur allein die Reichs— 
ftädte blieben nad) wie vor tireft unter den Reichsgerichten, jeit 
dem 16. Sahrhundert aljo unter dem neu errichteten Reichskammer⸗ 
gericht, 3. B. Bremen 32), Lübed 3°), Worms 29), Ulm ?), Mühl: 
haufen 2%), Baſel 3) u. a. m. 


31) Schöffenbuch, 8. 68 bei Nöfler, p..37. — dicat sic: Domine judex: 
sententiam a juratis contra me latam arguo offerens me melio- 
rem ab illo loco a quo de jure teneor illaturum —. Si autem 
fertur de jure scripto, sic dicat: Domine judex, sententiam, 
quam jurati ex jure scripto contra me tulerunt, credo salva eorum 
reverentia ex malo scripturae juris intellectu processisse: unde 
ab ipsa apello petens eam instanter ad principis, a quo jus 
scriptum est editum, audientiam —. 

82) Urt. von 1541 u. 1654 in Assertio lib. Brem. p. 880, 897 u. 886 f- 

83) Lübiſches Stadtrecht von 1680, V, tit. 10. 

84) Rachtung von 1519 $. 28 bei Schannat, II, 827. 

85) Privilegium von 1621 in der Stadt Ulm Ordnung vom Proceß, 
p. 80. 

86) Prozeß Ordnung von 1780, tit. BB. 

87) Heusler, p. 405 u. 415. 

50 * 
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Bolung. 
6. 591. 


Ein eigenes Rechtsmittel, deſſen jedoch nicht oft Erwähnung 
geichieht, ift die Holung, Hollung oder Erholung, welde 
auch zuweilen eine restauratio juris, revocatio verborum, iteratio 
juris und eine reiteratio juris genannt worden it. Sie war eine 
Art von restitutio in integrum, um das Verſäumte nachzuholen 
oder zu verbeflern oder einen gemachten Fehler wieder gut zu 
machen, 3. B. in Brünn !), in Prag 2), in Freiberg ?), in Leipzig, 
Zittau u. a. m. 9%). Da die Geichäftsiprache, insbefondere das bei 
Eidesleiftungen zu beobachtende Verfahren voller Fürmlichkeiten 
war ($. 542 u. 575), jo war diejes Nechtsmittel fehr wichtig und 
gewiß auch weiter verbreitet, als man nad) dem Inhalte der Stadt: 
rechte glauben ſollte. Das Recht jich diejes Rechtsmittel bedienen 
zu dürfen mußte jedoch bei jeder Verhandlung ausdrücklich von 
dem Vorſprechen feiner Partei vorbehalten werben, 3.8. in Brünn®), 
in Freiberg u. a. m. ®). 





1) Schöffenbud, $. 59. BRevocationem verborum quae vulgariter ho- 
lunge dieitur. — Dann &. 67, 367, 423, 429, 442 u. 717. bei 
Rößler. 

2) Stadtrecht, 8. 84 und Rechtsbuch $. 88. bei Nößler. 

8) Stadtredt, c. 27 bei Schott, III, 227. Haltaus, p. 950. 

4) Haltaus, p. 895, 949 u. 950. 

5) Schöffenbuch, $ 59 u. 67. 

6) Haltaus, p. 895, 949 u. 950. 











Anhang Nr. Ill. 


Sormalitäten, welche bei Bergebung der Aemter der freien Reichs- 
ſtadt Speier im Mittelalter fiattgehabt haben !»). 


Handlung von wegen meines gnebigften Churfl vnd Herrn 
als Biihoven zu Speyer, jo durch Dero Statthalter vnd Rethe 
off den zmölfften Epiphaniae Domini, fo man bie Aempter in ber 
Statt Speyer Hinleyhet, zuethuen pflegt. 

Erſtlich leütet man ein Glockh in dem Münniter, daß be: 
deüt bie zeit bat man bie Gerichts Ambt, die in der Statt Speyer 
ſindt leyhen ſolle. 

Darnach ſo khombt ein Rath zue Speyer, erſcheint vor 
Statthaltern vnd Rethen, die auch bey Ihnen Praelaten Dom 
Herrn, Pfaffen, Ritter vnd Edlen ſitzen haben, vnd pflegt ein ad e⸗ 
licher Fauth des Stiffts, deme es befohlen wirdt, dißen Vor⸗ 
trag zuethun. 

Der Hochwürdigſte Chur-Fürft vnd Herr Philips Chriſtoff 
ErtzBiſchoff zu Trier ꝛc. 2c. Bischoff zu Speyer vnd Probjt zue 
Weißenburg ꝛc. mein gnebigfter Herr bat dem Wolehrwürdig vnd 
wohledlen Herrn ........ 1) albie zuegegen, gewalbt gegeben, 
im nahmen vnd von wegen jhrer Churfürftl. Gn., die Recht, fo 
Ihre Ehurfürftl. Sn. und Dero Stifft alhie zue Speyer haben, zu 
empfahen, und bie fürter nach zueverrichten. 


la) vrgl. oben $. 484 u. 491. 

1) Hier if im Original eine freie Stelle zum Ausfüllen der Namen. Es 
jcheint daher, daß doſſelbe ein Formular iſt, das noch zum wirklichen 
Gebrauch unausgefüllt war. 
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Hierauf wirdt der gewaldt. vbergeben, und wann derſelbe ab⸗ 
geleßen worden, jo pflegt ein Landtſchreiber, secretarius, oder 
weme es befohlen wirbt, anezuefahen vnd Jagen. 

Es follen vor meinen Gnedigſten Ehurfl. vnd Herrn geſetzt 
werden zwen kupfern Kefjel, ber eine mehr, der annder minder, 
vnnd jo daß beichehen, ſpricht Er, diße Keſſel bedeütten bie rechte 
Map Weins und Dels. 

Item e8 folle vor meinen gnedigſten Herren gefeßt werben ein 
Waag die der Zöller hat, fo in der Statt Speyer von meines gne- 
bigften Herrn wegen den Zoll vffhebt. 

Der Schultheiß foll legen einen weißen Stab uff den 
großen SKeflel. 

Der Bogt oder Fauth einen weißen Stab uff ven Heinen 
Keſſel. 

Der Zoͤller auch einen weißen Stab vff die Waag. 

Der Müntzmaiſter dergleichen. 

Der Eämerer auch einen weißen Stab off das Tuech vor den 
Herrn. 
Vnd jo daz beichehen, jagt ein Kandtichreiber oder secre- 
tarius, dife ftäb beveütten das vie Ambt ledig fein. Vnd kheret ſich 
zum dtath, vnnd fragt erſtlichs alio. 

Ahr Herren von dem Rath, mein gnedigjter Chur Fürft und 
Herr, als Bilchoff zu Speyer, thuett euch fragen, ob Ihr hie jeyet 
als der Kath von Speyer, vnd von der Stette wegen, aljo bas 
Ihr jhme follent vnd mögent feine Rechte jprechen, vnd wer bie 
nit feye, was jeines Rechtens darumb ſye? 


Antwortt. 


Sp ſolle Ihme einer onter ben Herrn von dem Rathe ant- 
worten, einen andern berathe, ob bie Herrn wöllent, doch ftehet 
es baß, daß fie ſich vntereinannder berathendt, und ſoll fprechen von 
Ihr aller wegen 2). 





3) Die Urkunde ift ofienbar ein Weisthum. Es wird baber, wie bei au: 
deren gerichtlichen Verhandlungen, die Frage an ben Umftand gerichtet. 
Und Einer von den Umherſtehenden antwortet, nachdem er ſich mit 
ben Umberjtehenden berathen, für Alle. 
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Ka Herr wir feind bie von bes Raths und von der Stette 
wegen vnd jollent und mögent Euch eure rechte fprechen. 

Nota, bandt fie auch etwann damit geantwort, wer nit ba 
were, daz der V % Speyrer heller verlohren hete. 


s 


Die annder Frag. 


Ihr Herrn von dem Rathe, mein Herr thuett eüch fragen, 
wann vnd zu welcher Zeit, feine ambt, die er hat, in Statt zu 
leyhen, ledig worben fein, ond wann, weme vnd zu welcher Zeitt 
er ſie lenhen folle und möge? 


Antwortt. 


So jollen fich die Herren von dem Rath ziehen an ein ennde, 
vnd, zu beratbe, vnnd berathen widerkhommen, vnnd Einer für die 
anndern ſprechen und antwort alfo geben. 

Herr füre Ambte, die Ihr handt züleyhen in der Statt zu 
Speyer, warent ledig geftern zu None, vnd jollent und mögent jhr 
die heütt zu None leyhen, vnſer Bürger einem, wen Ihr wöllent, 
bie eüch als lieb geredt hant. 


Die dritte Frag. 


Ihr Herrn von dem Nathe, mein Herr thuett euch fragen ob 
Ihr Chur vnd Fürftl. Gn. Ambte, vnd majlen daß Jahr das zu 
nechſt hinwecks ift, gehaltten fein in rechter und gewöhnlicher Huette, 
vnd iun den Rechten, als man fie bisher von alter pflage zu haltten 
und zubehuetten ? 


Antwortt. 


Sp jollen die Herren von dem Rathe aber Sith ziehen, an 
ein ennde zuberathen, vnnd jollent für fich heiichen Shren Heym- 
burger, und des Zollers Knecht in ber Huet auch fein geweflen 
diß jahr, die maß, vnd die waag, vnd follent die darumb fragen, 
vff Ihr Ayde, die antwortent jhnen auch ja auf ihr aydt, darnach 
follen die Herrn zuehandt wiber gehen für den Biſchoff und follent 
ſprechen alfo, Herr wir ſprechen Euch das Eure maßen und Ewer 
ambt, diß jahr gehalten, und behaltten feinn als es von alters her- 
kommen ift. 
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Die viertte rag. 

Ahr Herrn von dem Rath, mein Herr thuelt euch fragen, ob 
ihr kheinen gebrejten wiflent, an ben obgeſchribnen dingen vnd 
puncten? 

Itom ob man kheine Satzung, Statuta oder wandlung an 
den Gerichten vnd zunfften möge gemachen, wider ſeinen willen 
vnd verhengnus? 

Item ob man ſeine Gericht, geyſtlichs vnd welttlichs, halte 
vnd behaltten habe, als man ſie von Recht, vnd von alter billich 
halten ſolle? 

Item ob man Ihrer Churfürſt. Sn. Ampt- und Dienſt— 
leuth Dero Stiffts 2) an kheinen Dingen vnd Freyheitten vber 
Recht dringe oder gedrenget habe? 

Item ob man Seine Gericht vnd Ambt mit kheiner Satzung 
geſchwecht, oder gewandelt habe, in dem Rath oder in den Zünff- 
ten, vnd an weldyem ftücs, heimblich ober offentlich ? 

Item was feines Rechten jey, und was er rechts habe, an ber 
Müng zu Speyer vnd an den Haußgenoffen, und ob manı 
jhme das Halte? 

Item vmb fein Freuel und Schlahegeldt, ob man ihme 
das halte, als es ton alter Herfhommen ift, und ob es ietzt an⸗ 
berft gemacht und verennbert jene? 

Item ob man feinem Ambtmann den Schultheißen halte, 
alle feine Necht, als fie von alters berfommen find, vnd ſonderlich 
wer ein Bronnentregel oder ein Mebler werden will, das 
ber Bürger von jhme werben jolle, vnd fein Handtwercks von Ihme 
empfaben? 

Item wer jein Freyheit vnd Necht breche, vnd Ihme das nit 
ſtets hielte, was Ihme der darumb ſchuldig feye, vnd was feines 
rechten darumb ſeye? 

Item ob Er ſein Gericht vnd ambt möge beſtellen, nach nutz 
armer vnd Reichen? 


Antwortt. 
Ja Herr, wir haben Vnnßerm Herrn zu Speyer geſprochen 
feine Necht, die Er dann in der Statt Speyer hat. 


8) Die Minifterialen werben befanntlih auch Amtleute genannt. 
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Die fünffte Frag. 
Shr Herrin von dem Rath, mein Herr thuet Euch fragen, 
welche Ambt Er vor und welche er nach leyhen folle? 


Antwortt. 


Sp follent die Herren von dem Rath aber zufammen gehen 
an ein ennde vnd follen mit berath herwider khommen, und fprechen 
aljo: Herr Wir fprechen Euch, daß Ihr von erft leyhen follent bas 
Schultheißen Ambt mit dem großen Keſſel vnd Stab. Dar- 
nach das Fauthambt mit dem Fleinen Keſſel vnd Stab. Dar: 
nach das Müntmeifterambt mit eim Stab fonnderlih. Dar- 
nach das Zöllerambt mit der Waag und dem ftab. Darnach 
daß Cämerer-Ambt mit dem Stab. 

Nachdem fo hebt zuehandt ber Biſchof yf den Stab, ber yf 
den großen Keſſel ligt, und veichet ihne dann dem dar, ber Schult- 
heiß werden fol, vnd fpricht alfo, jch leyhe dir das Schultheißen 
Ambt, als Ach von recht folle. Iſt dann derſelbe Schultheiß das 
fordern jahr auch Schultheiß geweſen, jo befilhet ihme der Biſchoff 
uff den aybt, den Er Ihme des forbern Jahrs gethan hat, daß 
Er dem Ambt genueg thue vnd halt, daß Er des fordern jahres zue 
dem Ambt geſchworen hat, ift aber ein newer Schultheiß jo ſchweerrt 
Er alfo. 


Des Schultheißen Aybt. 


Daß ich meinem Herrn zue Speyer getrew vnd Boldt feye, 
onnd daß ich recht richte, ohne mueth vnnd muethwon 9 den ar- 
men, alß den Reichen, nady der Bürger vrtheil vnd alß mi 
ber Rath weifet ungefehrlich, alß bitte ich mir Gott helffen und die 
Heyligen vnd ſchweeret gen den Himmel an andere Heyligen, alſo 
then auch die anndern Ambtleuth. 


Deß Fauths Aybt. 


Daß ich meinem Herrn zue Speyer getrew vnd holdt ſey vnd 
daz ich recht richte, ohne mueth vnd muethwan 5), den armen, alß 


4) Die zwei anderen Aspt. „on myet vnnd myetwann“ —. 
5) Die 2 anberen Mpt. „one myet vnnd myetwan“ —. 
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ben reichen, wo es an mich geforbert wirbt, alß recht und von al- 
ter herkhommen tft, alß bitte ih, mir Gott helffe vnnd alle Hey: 
igen. 


| Des Münkmanfters ayd. 

Daß ich meinem Herrn zue Speyer getrew vnd hold fee und 
daz ich vecht richte, ohne mueth vnd muethwohn, ben armen, alß 
ven Neichen, nach ber Haußgenoßen vrtheil, alß recht vnd 
von alters berfhommen tft, als bitte ich mir Gott helffe, vnnd die 
Hehligen ! 

Der Zollers aydt. 


Daß ich meinem Herrn zue Speyer getrem vnd holdt fen, 
vnnd daß ich den Zoll zue Speyer vfhebe und nemme, alß von 
alter herkhommen tft, vnd nit mehr vngefehrlich, alß bitte ich mir 
Gott helffe, und die Heyligen. 


Des Camerers ayd. 


So der Camerer ſein ambt empfangen hat, daß auch ein Bi⸗ 
ſchoff Ieyhen-folle, jo ſolle Er ſchweeren vff vnnßer Frawen Altar 
in dem Münſter, vnd ſoll vff dem altar haben, vnter ſeiner handt 
zwo taffeln, eine roth vnd die ander weiß, vnnd ſolle jchwee 
ren alſo. 

Daß ich meinem Herrn zue Speyer vnd dem oͤbriſten Cam: 
merer getrew vnd holt ſeye vnd daz ich recht richte ohne mueth 
vnd muethwan ®) den armen, alß den reichen, nach der Burger 
vrtheil vnd alß mich der Math weiſet, vnnd daß ich die Eamer- 
tafeln getreülich behüte unnd bewahre, und niemand baran, noch. 
. darab taffele, noch heiße tafeln, e8 were dann mit bem vrtheil vnd 
mit den Rechten gewunnen, vnd auch daß ich dieſelbe tafeln, nie 
manbt befehle zu behalten, dann meinem geſchwornen Knecht, daß 
bitte ich mir Gott helffe vnnd bie Heyligen ! 


6) Die 2 anderen Mpt. — „ane myete vnd myetwan" —. 
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Das auf einem alten zufammtengeruliten Pergamentblatte ge- 
jchriebene Original befindet fich im Kreisarchive zu Speier. 

Ueber benfelben Gegenftand befinden fi aber im Speirer 
Archive noch zwei andere alte Urkunden, beide gefchrieben auf zu: 
fammengerolite Pergament Blätter. Beide ftimmen dem Inhalte 
nach überein, ausgenommen bie oben fchon gelegentlich bemerf: 
ten Abweigungen, und ausgenommen ber Anfang ber Urfunbe. 

Die beiden anderen fangen aljo an; 


Registrum als man jars die Ampte zu Spire verlyhet. 


An dem zwolfften tage nach morgen Imbiss, so ludet man 
ein gross glocken zue dem Munster, die bezeichet die zytt das 
man die gerichte, Ampte die in der Stadt sint lyhen soll, vnd 
sollen auch dan der Rate zu Spyre der dan ist byeinander kom- 
men vnd sollent geen zu dem Bischoff von Spire an die Stadt 
da er dan ist in der Stadt, vnd so der Bischoff sich dan ge- 
setzt hat an die Stadt da er die ampt verlyhen will, da by 
jme sitzent sin prelaten sin pfaffen vnd sin Rittere, so werdent 
fur jne gesetzt vff ein duch an die erde zween kupfern kessel 
der ist eyner meer, der ander mynner, vnnd sint dieselben kes- 
sele die rechten massen wyns vnd oleis, dartzu setzet man auch 
fur sin fuss uff das duche die wage die da hat der zoller, das 
ist der,der den zoll vfihebet zu Spire von des Bischofis wegen, 
vnd legt der Schultheiss uff den grossen Kessel ein wyssen stab, 
so der kessel von erst dargesetzt wirt vnnd der vogt ein wys- 
sen stab uff den cleyn kessel, vnnd vff die wage legt auch der 
Zoller zum ersten so sie dargesetzt wirt einen wyssen stab vnd 
der Muntzmeister vnd der Camerer jglicher legt ein wyssen 
stab uff das duche, die stebe bezeichent das die Ampte ledig sint. 


Die erste Frage. 


Darnach so das also geracht ist, so fragt der Prelaten 
oder Ritter eyner von des Bischoffs wegen die Herrn von dem 
Rate die dan zugegen sint vnd spricht jr herrn von dem Rate 
myn herr von Spire tut euch fragen, ob jr hie sint als der Rate 
von Spire vnd von der Stette wegen, also das jr yme sollent 
vnd mogent sine Rechte sprechen, vnd wer hie nit‘ sy, was sins 
Rechten darumb sy. 





— 
\ . 
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Antwurte, 
So sol yme eyner vnder den herren von dem Rate ent- 
wurten, eynen andern berate ob die herrn wollent, doch steet 
ez bass, das sie sich vnder ynander beratent, vnd sol sprechen 


von jr aller wegen, ja herre wir sint hie von des Rates vnd von 


des Rates vnd von der Stette wegen vnd sollen vnd mogent 
euch alle rechte sprechen. 

Nota hant sie auch ettwan damit geentwurt, wer nit da 
wer das der V Schilling Spirer heller verloren hette. 


Die 2 Frage. 


So die antwurt also geschicht von den herrn, so fregt 
anderwerb der prelaten oder der Ritter eyner von des Bischofs 
wegen vnd sprachet alsus, jr herren von dem Rate, myn herr 
tut uch fragen, wan vnd zu welcher zyt sine Ampte die er hat 
in der Statd zu Iyhen u. j. w. Im Ganzen ftimmen die Urkun- 
ben überein. Jedoch ſcheinen bie beiden legten Urkunden älter zu 
fein, als die zuerft und vollftändig gegebene, theils weil die Schrift 
älter, und auch das Pergament, worauf fie ftchen, ſchon Alter und 
verbrauchter ift, theils wegen ber Zufäße, bie offenbar eine fpätere 
Umarbeitung verrathen, theils endlich weil die Schreibart felbft in 
der erften Urkunde ſchon moderner ift. 
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